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1.

Me EMstabung des aussebüessHehen WaMrechtes des Dem-

capitels zu Hildesheim.

Von Dr. ioris C. JtUius C. Uänt%sche in Dresden.

Nachdern in Deutschland der Kampf zwischen Staat und Kirche

im 11. Jahrhundert durch das wormser Concordat seinen Abschluss

gefunden hatte, vollzog sich innerhalb eines Jahrhunderts in der Be-

setzung der deutschen Bisthümer eine Umwälzung von wesentlicher

Bedeutung. An Stelle der alten kanonischen Bischofswahl durch

Klerus und Volk trat die Wahl durch das Domcapttel.

Mit der Entstehung dieses noch heutigen Tages in Deutschland

auf das Domcapitel beschränkten Wahlrechtes haben sich bisher iwei

Specialarbeiten besehftfttgt.

0. von Below gelangt in seiner auf sftmmtliohe deutschen Bis-

tbtimer sich erstreckenden Ontersnofanng zo dem Schlüsse, dass sich

das ausschliessliche Wahlrecht aus dem jus oonsentiendi , d. h. aus

dem Bechte des Domcapitels, su den Begierungshandlungen des

Bischöfe seine Zustimmung zu geben, entwickelt hat. Br berflck-

sichtigt indessen im Besonderen nur die Beschränkung des Wahl-

rechtes auf das Domcapitel innerhalb des Klerus. Die Frage, wann

und aus welchen Gründen die Mitwirkung der Laien bei der Bischofs-

wahl in Wegfall kam, hat erst S. Speyer, und zwar für das Bisthum

Trier, in den Kreis der Erörterung gezogen.

Letzterer Verfasser vermisst in v. Below's Arbeit die Beant-

wortung der Fragen, von wem die Bewegung zu Guusten des capi-

tuhiren Wahlprivilegiums ausging, ob Reactionen stattfanden, von

wem diese ausgingen und welche Umstände diese Gegenbewegungen

zu besiegen vermocht haben.

Br gelangt in seiner Untersuchung in dem Schlüsse, dass in

Trier das Domcapitel selbst durch wiederholte Anmassung des aus-

schliesslichen Wahlrechts den Anstoss zur Bntwickelung gab, deren

Gang durch das Widerstfehen der übrigen Geistlichkeit und des

1) O, V, Below, Zur Geichiehte der Bntetehnng des aimehUeisIiehen

Wahlveeht« der Domoapitel, 1888. & Speyer, Die Entetehwig des «uachlieis-

Ikhea Wahhreehtee des Trierer Domenpitels, 1888.
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4 Hänlzsche, Enlateh. d.ausachlienal. Wahlr. d. Domcap, zu UUdeshtim.

Adels aufgehalten und durch die dem Capitel wohlwollende Politik

der Bischöfe und der Curie, sowie das Schwinden des kaiserlichen

Einflusses zum Abschluss geführt wurde.

Speyer übersieht indessen, dass die von ihm aufL^ewoileneii

Fragen sich ihm erst im Laufe seiner nur die eine Diöcese Trier

behandelnden Untersuchung aufgedrängt haben und dass dieselben

sich bei einer die deutschen Bisthümer im Allgemeinen behandeln-

den Arbeit nicht als wesentliche ergeben müssen, ferner, dass

von Below das Wahlrecht der Laien nicht in den Bereich seiner

Untenachnng gemgen hat.

Die Entwiekeinng des ansschliessUchen Wahlrechtes ist eben

in den einselnen DiOcesen eine ?er8chiedene und eine s&mmtliche

Oidcesen nmfassende Untersnchnng wird sieh im Wesenttichen anf

die den einzelnen DiOcesen gemeinsamen Merkmale der fintwickelung

beschränken, wie dies bei Below der Fall ist.

Ob dieser Verfasser nun die richtigen Schlüsse gezogen , kann

nur eine Reihe von Speciahirbeiteu erweisen , welche sicli mit der

Entwickelung des Wahlrechtes in den einzelneu Diöcesen beschüttigt.

Aus diesem Gesichtspuncte soll diese Entwickelung tür die

IMitcese Hüdesheim im Nachfolgenden darzustellen versacht werden.

i. Di» BtseUnmg des BischofsshMes bi» mtm Jahre 1199,

Wohl in keinem Bisthuin hal)en die deutschen Könige und

Kaiser unter Hiuwegsetzuntj über die alten Kanones, welche die

Wahl des Bischofs durch Kh'rus und Volk vorschreiben, so lan<j;e

ein ausschliessliches Ernennungsrecht ausj^^eübt , wie in Hildesheim.

Dass dies insbesondere unter den Kaisern aus sächsischem und sali-

schem Hause der Fall war, dafür sprechen die in der hildesheimer

Chronik wiederkehrenden Ausdrücke constituitor und delegatur, mit

welchen der Besetzung des Bischofsstuhles kurz gedacht wird.

. Ferner bekleidete eine grosse Zahl von Bischöfen jener Zeit,

wie Bemward, Thietmar, Azelin, früher das Amt königlicher Caplftne,

stand also in Tertrantem Verhältnisse mit den Herrschern, und mag
anf Qmnd dieses ümstandes durch die Gunst ihrer Herrscher die

Bischofewürde erlangt haben.

Die Lage Hildesheims endlich im Stammlande der sächsischen

Kaiser in der Nähe der kaiserlichen Pfalz Goslar, in welcher die

Kaiser häuüg üof hielten, begünstigte ohne Zweifei den kaiserlichen

Einfluss.

Derselbe blieb auch in Geltung, nachdem Heinrich II. im Jahre

Digilized by Google



Entsteh, des au89ehUe$8l. Wahlrecht» dee Domeap. tu BtideehHm, 5

1013*) der hildesheinier Kirche unter Begebung seines Erneunungs-

recbtes das Privileg ertheilte, ihren Bischof selbst zu wählen. Elr

war noch so massgebend, dass Konrad II. 25 Jahre später sieb aber

das WablpriTileg binwegsetzte und Tbietmar, seinen Gaplan, mm
Bischof ernannte*).

Wenn nun auch die BeeiimnDinngen des wormser Ck>neordat8

den Kaisern das aosscbliessliche Emennungsrecht endgUtig entwanden

nnd die kanonische Wahl des ^schofe durch Klerus und Volk der

DiOcese wiederherstellten, so änderten sie doch nichts an dem that-

sächlichen Einflösse, welchen die Kaiser auf die Besetzung des

Biscbofsstuhles ausübten.

Derselbe war insbesondere dadurch begründet, dass <len deutschen

Köni^'en von Alters her bei erledigtem Bischofsstuhle das Recht der

Verwaltung und Xutzniessnng an den Stiftslanden, sowie das jus

spolii, d. h. das Hecht, sieb den beweglichen Nachlas» des Bischofs

anzueignen, zustand.

Wie gross dieser Einfluss war, beweist der Umstand, dass die

Wähler im Jahre 1162 den Propst zum heiligen Kreuze, Hermann,

nicht eher förmlich zu wählen wagten, bevor sie sich nicht der Zu-

stimmung des damals in Italien weilenden, in den Krieg mit den

Lombarden yerwickelten Kaisers Friedrich I. versicbert hatten').

Wesentlich dem Einflüsse Kaiser Heinrich VL, dessen Ganzler

er war, Terdankte auch Bischof Konrad L seme im Jahre 1194 er-

folgte WahP).
Was nun den Kreis der Wähler in dieser Periode anbetrifft,

80 bestand derselbe gemäss den alten kanonischen Vorschriften aus

Klerus and Volk, ünter dem Volke sind allerdings, wenigstens für

den Ausgang dieser Periode, die Mmiblorialen uud der Adel zu

verstehen.

Weil die Quellen über keinerlei zwiespältige Wahlen berichten,

ist schwer festzustellen, inwieweit dem Laienelement ein Recht an

der Wahl zustand und ob innerluill) des Klerus feinere Unterschiede

betreffs der Wahlberechtigung hervortraten.

Nur das Eine steht fest, dass das Domcapitel bereits im An-

fange, jedenfalls aber in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts,

bei Besetzung des Bischofsstuhles eine hervorragende Stellung ein-

nahm, indem es die Wahl ausschrieb und leitete, und dass die Laien

1) Orig, Onelf. IV. 4B8. — 2) Ann. Suo. 8. & VI. 682. — S) Chronicon

Hlldeshflimenaab 8. 8. VU, 856. - 4) 8. 8. VH, 858, VgL LftniMf, OcMhiehte

der Diöeese und Stadt midesbam, I, 488.
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stimmberechtigt waren. Auch beaass das Domcapitel das Becbt, die

Wablcandidaten Torznachlageii.

Ana dem Jahre 1119 bedtaen wir oon awar einen Brief des

Erzbiachoft Adelbert von Mainz an das bildeaheimer Domcapitel ^),

Inhalts dessen der Erzbisehof den Doraherren befiehlt, nnverzfiglich

zur Neuwahl eines Bischofs, welche den kanonischen Vorschriften

entspreche, zu schreiten, indessen gestattet derselbe keineswegs den

Schluss, dass der Erzbischof nur die Domherren als Wahlberechtigte

nennt, sondern bestätigt vielmehr bei niiherpr P>örterung der bildes-

heimer Verhältnisse in jener Zeit unsere vorstehenden Ausführungen.

Im Jahre 1115 war nämlich der Dechant im Stift zu Goslar,

Brünings vermuthlich durch kaiserlichen Eintluss auf den Bischofs-

stahl von Uildesheim gelangt*). Er Hess sich nicht weihen, weil

sein Metropolitan, Adelbert von Mainz, ihm feindlich gesinnt war.

Ans dieser feindlichen Gesinnung erklftrt sich der erwähnte Brief,

welcher verrnntblich Brüning bewog, sein Amt niederznlegen, zomal

er anf die ünterstfitznng des in den Investitnrstreit verwickelten

Kaisers, Heinrich V., nicht zählen konnte.

Knrze Zeit daranf, am 5. Joni 1119, zeigte Papst Galiit II.

von Tonlonse ans dem Propst B., — vermnthlich ist hier der Dom-
propst Beri;hold gemeint , — der Geistlichkeit nnd dem Volke an ),

dass auf der Kirchenversammlung die Einsetzung von Geistlichen in

ihr Amt durch Laien verworfen und verdammt sei, und fordert des-

halb Geistlichkeit und Volk auf, denjenigen, welcher durch weltliche

Gewalt in die hildesheimiscbe Kirche eingedrungen sei , — hiermit

war Brüning gemeint, ~ zurückzutreiben und binnen zwanzig Tag»!n

nach Eingang dieses Erlasses eine kanonische Wahl vorzunehmen,

welche denn auch alsbald anter Betbeilnng von Klerus und Volk er-

folgte und auf den obenerwähnten Dompropst Berthold fieP).

Aas dieser Sachdarstellung ergibt sich aber, daas, da selbst

die Cnrie noch an den alten kanonischen Vorschriften festhielt, der

Erzbischof von Mainz unmöglich die Domherren als alleinige Wahl-

berechtigte im Sinne haben konnte, blos weil er seinen Brief nnd

insbesondere die Aufforderung zur Wahl nur an sie richtete. Dieser

letztere Umstand erklärt sich im Gegentheile nur daraus, dass dem
Domcapitel bereits vermöge seiner leitenden Stellung innerhalb der

Diöcesangeistlichkeit die Ausschreibung und Leitung der Wahl

zustand.

1) Jaff^, Bibliotheca reratn Germanicarum, IIL 381. — 2) Vergl. hier-

ttber Ann. Sazo. S. S. VI. 751 und die folgenden Aasführungcii. — 3) S. S. VII.

855. - 4) Sudendorf, Begistram III, 51. — 5) S. S. VII» 855.
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Selbst die Annahme, dua bei Beriholds Wahl im Jahre 1119
innerhalb des Klerus nnr die Domheiren ein Stimmrecht ausübten,

wahrend die übrige Geistlichkeit nur die Zustimmung zu der er-

folgten Wahl ertheilte, ist durch jenen Brief Adelberts nur schwach

begründet, da die bildesheimer Chronik bis zam Jahre 1190 dea
Klerus ohne Hervorhebung des Domcapitels als W&hler nennt ^).

2» Das jus consentiendi des JDomcapitds.

Bereits im Aasgange des 9. Jahrhunderts war die Domgeist-

lichkeit Hildesheims aus dem Rahmen der gesammten Diöcesangeist-

lichkeit als besondere Corporation insofern hervorgetreten, als sie

Trägerin von TennOgensrechtsn wurde. Bischof Wigbert überwies

ihr einen Theil des Kirchengntss m Eigsothun nnd gesonderter

Verwaltung *).

Dieser Besiti wude dnreh SchenfamgeD seitens sp&t«rer Bischöfe,

der Kaiser nnd des Adels raseh vergrOssert. Der steigende Beich-

thnm des Domcapitels nnd die Lockerung der ursprünglich strengen

klösterlichen Zucht in der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts be-

wog vornehme und einflossreiche Personen zam Eintritte in die geist-

liche Genossenschaft.

Alle diese Umstände im Vereine damit, dass die Domgeistlich-

keit naturgemäss die nächste Umgebung des Bischofs bildete, hatten

zur Folge, dass die Bischöfe sich ihrer Hilfe und ihres Bathes in

allen wichtigen Angelegenheiten zunächst bedienten.

Seit Beginn des 12. Jahrhunderts sind es vorzugsweise oder

anssehHesslich Domgeistliche, welche in bischoflichen Urkunden als

Zangen anfgeflihrt sind.

Spricht schon dieser Umstand für die Vermnthnng, dass die

Domgeistlichkeit an den Begieruugsgeschüftsn des Bischöfe theil«

nahm, so wird dieselbe dnrch die Urkunde Bischof Hermanns ans

dem Jahre 1166, betreffend die Errichtnng einer Capelle in Hem-
raenthorp, bestätigt. In der angezogenen Urkunde*), welche nur

Domlierren als Zeugen auffuhrt, wird die Zustimmung der geistlichen

Bruder vom Dome zu der vom Bischof ertheilten Genehmigung aus-

drücklich erwähnt.

Eine weitere Bestätigung findet obige Verrauthung in einer Ur-

kunde vom Jahre 1140*), Inhalts welcher Bischof Bernhard die

Kirche zu Hemingen aus dem AbhftngigkeitsTerhftltnisse zur Kirche

1) S. S. VII. 855. 858. — 2) Lüntzel, Geschichte der Diöcesc und Stadt

HildeBheira I. 56. - 3) ürigines Gaelficae III, 496. 4) Lüntzel, Die ältere

PiSowe Uildenbeim, 371.
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8 HäHlzsche, EnUteh* d.aiuHMüMf. VaMr. «f. Domcap*wnUUätsheitn,

?0D Gielde loslöst. Zwar besieben die Zeagen, auf deren Batb die

Verfügung erlassen wird, hier niebt aosscbliesslicb ans Domberren,

sondern anob ans mebreren Aebten nnd PrOpsten anderer Kirchen

nnd Stifter. Indessen bestand der bischöfliche Rath dieser Periode,

wie wir später sehen werden, nicht ausschliesslich aus den Mitglie-

dern der Domgeistlichkeit.

Dieses factische Verhältniss erhielt rechtliche Geltung «lurch

das grosse Privileg 0, welches Bischof Adelog um 28. März 1179

dem Domcapitel ertheilte.

Dasselbe enthält sechs Bestimmungen v.w Gunsten der Dom-

geistlichkeit, deren wichtigste dahin geht, dass der Bischof künftig

ohne den Ruth seiner einsichtsvollen geistlichen Brüder weder wich-

tige Angelegenheiten entscheiden, noch grössere Lehne vergehen,

nocb die Einkönfte der bischöflichen Tafel, falls dies erforderlich

werden sollte, ferpAnden oder auf irgoid eine andere Weise ver-

ftnssern dfirfe.

Der Bisebof batte sieb seiner ansscbltesslieben Regiemngsge-

walt begeben, das Domcapitel war mitregierend geworden. Dass

weder Adelog, nocb seine Vorgänger, dem Domcapitel ans freiem An-

triebe so bedeutsame Becbte einrftumten ,
liegt nahe , nmsomebr als

Adelog sowohl, wie seine unmittelbaren Vorgänger, sieb auch in

anderer Weise dem Capitel gegenflher wohlwollend erwiesen.

So bestimmte Adelog ferner in seinem Privileg die Entfernung

der Voigte von den Obödienzen. Letztere waren Güter, welche den

einzelnen Domherren unter der Verpflichtung, davon gewisse Abgaben

zu entrichten, mit der Bestimmung übertragen wurden, für diese

Gütereinen Schirmvoigt (advocatus) anzunehmen, welcher in den-

selben die Gerichtsbarkeit ausübte. Diese Advocaten hatten sich im

Laufe der Zeit unerträglicher Bedrückungen schuldig gemacht. Erst

mit ihrer £ntfornung besassen die Domherrn fireie Hand Aber diese

Göter.

Im Jahre 1131 war der Bischof Godehard auf Verwendung

Bisebof Bernhards 1. zn Rheims ?on Papst Innocens n. beilig ge-

sproeben worden. Die Verehrung des beiUgen Godehard aog alsbald

eine grosse Anzahl von Wallfahrern nach Hildesheim. Schon Bern-

hard suchte das Domcapitel für den grosseren Aufwand, den es nun-

mehr ffir Beberbergung and Bewirthang von WaUfahrem und Gftsten

batte , dadurch zu entschädigen , dass er demselben alle auf dem

1) Neues vaterländisches Archiv, 1830 II, 2h9. IJöbner, ürkundcnbuch

der Stadt Hildesheim I, 14. LünUelt Geschichte der Diocese aad Stadt Uü-
desheim I, 471.
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Grabe Godehards niedergelegte Opfergaben schenkte ^). Da sieh non

die Ausgaben des Domcapitels auch infolge öffentlicher Zusammen-

künfte bei Festen und Rechtstagen häuften, bestimmte Adelog weiter,

dass der Bischof ein Archidiakonat oder eine Kirche ohne Zustim-

mang nnd Bath des Domcapitels Dicht verleiheD solle, damit er um-

soroebr Mittel hahe, den Aasgaben des Capitels zu Hilfe zn kommen.

Ferner Yerbesserte er die materielle Stellong des Domcapitels

dadurch,' dass er die den Bischofen Torbehalteaen Synodalrechte an

denjenigen Kirchen und Capellen , welche die Bischöfe zu rergeben

hatten, den Archidiakonen, in derep Banne jene lagen, zugestand,

dass er die Testamente der Domgeistlichkeit und die derselben aus-

gesetzten Vermächtnisse aufrecht zu erhalten t^ebot und eine der

Verschlechterung der Münze vorbeuf^ende Bestimmung traf.

So weitgehende Leistungcji (.'iiier an sich schon durch ihre be-

voi7,u;rte Stellung und ihren Keiclithnm ausgezeichneten Corporation

gegenüber setzen Gegenleistangen voraas, deren Bischof Aadelog

vom Domcapitel bedurfte.

Die Quellen geben nun über diese Gegenleistungen keinerlei

directen Aufschloss. Indessen ist mit grosser Wahrscheinlichkeit

anzunehmen, dass Adelog während seiner Regierung seitens der

Capitularen in Verfolgong seiner Pläne thatkräftig onterstütst wor-

den ist.

Im Anfange des 12. Jahrhanderts war das Bisthnm an Gebiet

nnd Machtbefagnissen . stattlich angewachsen. Mit dieser Thatsache

entwickelte sich das Bestreben der BischOfb, sich zu unmittelbaren

Beichsf&rsten zu erheben. Diesem Bestreben stand die herzogliche

Gewalt, welche die Herzoge ?on Sachsen Aber Hildesheim und dessen

Gebiet ausfibten, hindernd im Wege. Schon Adelogs Vorgänger

Hermann hatte es im Jahre 1167 vergeblich versucht, mit Waffen-

gewalt sich von derselben zu befreien. Adelog nahm diesen Kampf

gegen den letzten mächtigen Vertreter der herzoglichen Gewalt,

Heinrich den Löwen, wieder auf. Und zwar <(e.st-hah dies ein Jahr,

nachdem er dem Domcapitel das mehrerwiihnte Privileg ertheilt hatte.

Dieser Kampf, welcher dem Bisthume grosse Drangsale und

Opler auterlegte und auf welchen einzugehen hier nicht der Ort ist,

endigte mit der Niederlage Heinrichs und hatte die thatsächlicbe

Befreiung von der herzoglichen Gewalt zur Folge.

Es ist demnach der Schluss , dass Adelogs capitelfreund liehe

Politik, deren Hanptergebniss das jus consentiendi der Domgeistlich-

1) LüntMdt Oesehiohte der DiSceM md Stidt Hadttheim, I, 499.
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10 BäntMiche^EnUUh, d.auudUie99l.WaMr. d. Domeap*w imde§k€iim,

küit war, auf die Unterstützung, deren er seitens des Capitels im

Kampfe gegen Heinrich deu Löwea bedurfte uud tbeilhaftig wurde,

zoräckzufähren ist, gestattet.

Der bischöfliche Rath bestand in dieser Periode, wenigstens bis

zur Begieniog Adelogs, nicht ausschliesslich ans Domgeistlichen.

Von den bischöflichen Urkunden fGlhrt onr die oben erwfthate

aus dem Jahre 11$6 und eine Urkunde Bischof Bernhards vom
Jahre 1145 ausschliesslich Domherren als Zeugen auf.

In der Mehrsahl der bischoflieheii Urkunden setsen sich die

Zeugenreihen aus MÜgliedem der Domgeistlichkdt und aus Prdpstea

uud Aebten der angeseheneren Stifter zusammen*).

Hierbei ist zu beachten, dass von diesen Pröpsten und Aebten

von Anl'ang des 12. Jahrhunderts ab eine grosse Anzahl zuj:^leich

Domherren , also aus der Domgeistlichkeit heraus gewählt waren.

Insbesondere kehren die Pröpste vom heiligen Kreuz und von St. Moritz

am häufigsten zugleich als Domherren wieder, auch nachdem Adeiog

sein Privileg erlassen ^).

Da nun mit dem Ende des 12. Jahrhunderts in den Zeugen-

reihen die Pröpste, welche zugleich Domherren waren, sich mehren,

während andere Geistliche ohne die gleichzeitige Bezeichnung als

Domherren seltener wiederkehren, so kann angenommen werden, dass

schon von genannter Zeit ab der bischofliche Bath sich nahezu aus-

schliesslich aus Domherren zusammensetzte.

3. Die WM Hartberta tmd Sigfrids L

Im Jahre 1194 war der Canzler Kaiser Heinrichs VI. durch

des Letzteren Verwendung Bischof geworden. Er war seit langer

Zeit der erste Bischof, welcher sich wenig um seine Diöcese küm-

merte und nur vorübergehend auf kurze Zeit sich in derselben auf-

hielt. Als Canzler begleitete er den Kaiser auf allen seinen Zügen

uud betheili^te sich in dessen Auftrage an dem Kreuzzuge.

Nach seiner Hückkehr von demselben im Jahre 1198 ergriff

Konrad die Partei des neugewählten Königs Philipp von Schwaben

uud wurde wahrscheinlich durch des Letzteren Empfehlung im Mai

oder Juni 1198 vom Domcapitel zu Wurzbnrg zum Bischof erw&hlt

1) Lüntztl, Die ältere Diöcese Hisdesheim, 374.

2) 1 139. (IJrkundenbuch des historischen Vereins für Niederaachscu, H. I, 3)

1140 il.'infzrJ. Die ältere Diöcese HiUle-sheim, 371). 1150 {OrUjinea GvlcM III.

444j. — llüu [l.unfzd, 377). 1183 {Orifi. GnvU. 540). - 1184 {Lriutzel, ^3}.

3j 1139. 1150 8. oben. 1179 (Neues Vaterländisches Archiv, 1830, IV. 259).

IjiäO (Urk. des h. Y. für Niedersauhsen. U. II. 13). — 1183 s. oben.
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In der über das Bündniss zwischen Köni^' Philipp ?od Deutsch-

land und König Philipp ?on Frankreich aafgenonunenen Urkunde

Toro 29. Jvni 1196 Ist Konrad als wArzbnrger Bischof anfgoftthrt ^).

Konrad war ein hochbegabter Mann ?on grossem Ehrgeiz.

Sein Bestroben ging dahin, neben dem wfirzbnrgisehen Bisthnm sich

das hildesheimische zn erhalten*). Dadurch, dass er die auf ihn ge-

fallene Wahl der Würzburger Domherren annahm, ohne vorher die

Genehmigung der Curie einzuholen, erregte er den Widerspruch der-

selben, welche in ihrem kraftvollen Vertreter Innocenz III. energisch

gegen ihn vorging.

Konrad gründete sein Recht zur Annahme der Wahl auf die

Zusicherung, welche ihm Papst Cölestin III. anlässlich seiner Weihe

als Rischof von Hildesheim ertheilt hatte. Hiernach sollte es ihm

freistehen, zu einer höheren Würde überzugehen.

Innocenz III. erklärte diese Zusicherung für nichtig und be-

stand auf dem Rechte der Curie , Inhalts dessen ohne Genehmigung

des Papstes kein Bischof ein anderes Bisthum annehmen dürfe.

Am 21. Augast 1198*) theilte er dem Bischof von Bamberg

und dem Domscholasten von Mainz mit, dass er Konrad die Ver-

waltung der wflrzburger Diöcese im Geistlichen wie im Weltlichen

entzogen, seine BQckkebr zur hildesheimer Kirche verboten, auch

dem wArzburger Domcapitel die Wahl eines neuen Bischofs entzogen

habe, befiehlt den genannten Geistlichen, über die Ausführung snner

Verfügung zu wachen und Konrad, falls er sich dieser Verfügung

entzöge, welche ihm, dem hildesheimer Domcapitel, der Würzburger

Kirche, sowie mehreren deutschen Erzbischöfen zugleich zugesandt

wurde, von der Kirchengeraeinschaft auszuschliessen.

Konrad fügte sich nicht, nannte sich nach wie vor hildesheimer

Hischof und Würzburger Erwählter, verfügte über die Einkünfte beider

Kirchen und entsandte, da der Erzbischof von Magdeburg im Auf-

trage der Curie g^'^^en ihn einschritt, Boten an den Papst, um sein

Vorgehen zu rechtfertigen.

Inzwischen war er unermfidlich im Interesse Philipps, dessen

Canzler er war, thätig.

Die Verhältnisse lagen für ein Einschreiten der Curie zu Gun-

sten des ausschliesslichen Wahlrechts des Domcapitels ungemein

günstig. Konrads Vorgehen war offenbar ein ungerechtfertigtes.

1) Ori,,. Gnolf. III. 753.

2) Vcrgl. LUnlzel, (icschidite der Dinccse und St. Hildesheirii. I. 490 ff.

3) lioiiizt, Epistolarutii Innucentii III. libri XI. 1, 191. Potthaai, Re*

gesta Puutificuu) Roiuauoruiu 1, o4.
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Obwohl königlicher Canzler, verlieh ihm des Königs Schutz keinen

sicheren Rückhalt, denn dem Staufen Philipp stand der Weife

Otto IV. als Gegenkönig feindlich gegenüber. Beide Könige be-

mühten sieb um die Gunst des Papstes. Das hildesbeimer Bietham

war seit Jahren so gat wie verwaist, die Kirche verarmt und ver-

schuldet diireh die Anfwenduiigeii, die Konrad zu Gansten Pbilipi»

gemacht Adel and Ministerialen betrachten das Kirchengnt als

sichere gnte Bente.

Am 6. Mai 1199^) befiehlt Innocenz III. dem hildesbeimer

Domcapitel, uDgesänmt znr Wahl eines neuen Bischöfe za schreiten.

Zugleich *) gibt er den Achten von Gorrei nnd Hersfeld , sowie dem
Dechanten von Paderborn auf, die vorzunehmende Wahl oder, falls

eine solche bereits stattgefunden , diese zu prüfen und geeigneten

Falls zu bestätigen, das Capitel gegen Konrad zu schützen und

diesen zu zwingen, die Güter der hildesbeimer Kirche freizugeben

und dieser zurückzuerstatten.

Ausdrücklich verbietet er in den erwähnten Briefen, den Laien

irgend welches Wahlrecht einzarftumen. Sie sollen nur die schuldige

Zustimmung (debitum consensum) zur Wahl ertheilen.

Alsbald wird die Wahl vom Domcapitel eingeleitet und der

Dompropst Hartbert einstimmig erwfthli Zum ersten Male in der

hildesbeimer Geschichte tritt das Capitel als allein stimmherechtigtes

CoUeginm auf. Der fibrige Elenis ertheilt nur die Zustimmung.

Nur in diesem Sinne kann der Berieht der hildesbeimer

Chronik ^), welcher ron communi et canonico tocius capituli et cleri

consensn spricht, aufgefesst weiden, wenn man ihn in Verhindung

setzt mit obenerwähntem päpstlichen Briefe, in welchem die Auf-

forderung an das Domcapitel ergeht und des Klerus nicht gedacht

wird, sowie mit dem Kanon des römischen Concils von 1139*), wel-

cher zwar dem nindor^'n Klerus die Stimmberecbtigung endgiltig ent-

zieht, die Giltigkeit der Wahl aber ausdrücklieb voo dessen Zustioi-

umn,^ abhiingig macht,

Sämmtliche Laien, insbesondere Konrads Schwager, Graf Adolf

von Schauenburg, die Grafen Hermann und Heinrich von Harzburg,

Friedrich von Werder und die Ministerialen Lupoid von Escherte und

Voigt Hugo, widersprechen der Wabl Hartberts, besetzen die Stadt

Hildesheim, die biscboflichen Burgen und Gflter nnd legen Beschlag

auf die Einkfinfte des Bischofs und der Geistlichkeit

1) Balu»e, I, 868. Potthati, 1. 8& — 2) fioluse, 1, 368. Potlhtul, I, 66.

& S.m 859. - 4) 0. 85. DL LYUI.
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Ihr Widerspruch richtet sich indessen nicht gegen ihre Aus-

schliessung von dem Wahlact, soodern gegen die Statthaftigkeit

einer Wahl überhaupt. Sie handeln im Auftrage und im Sinne

Konrads, welcher sich nach wie ?or als hildesbeimiscben Bischof be-

zeichnet und Ton Ihnen als solcher angesehen wird,, obwohl Hartberts

Wahl die pftpstliche Bestätigang erhielt ^).'

In diesem Sinne fassen wenigstens die p&pstlichen Briefe den

Widerspruch der Laien aaf. Indessen wenn man in Betracht zieht

die allgemeinen Gesichtspnncte, von welchen die Gnrie sdt Beginn

dieses Jahrhunderts in Bexiehung anf die Besetzung der deutschen

Bisthämer geleitet wnrde, ferner dass die Laien vor der Wahl zum

ersten Male ausdrücklich von jeder Stiramberechtigung ausgeschlossen

wurden und gerade hierauf (zum ersten Male) ein ausdrücklicher

Widerspruch erfolgt, so liegt die Verrauthung nahe, dass die päpst-

lichen Briefe die von den Laien angeführte Begründung des Widei-

spruches absichtlich verschweigen,

Dass Adel und Ministerialen Konrad anhingen und im Einvei-

st&ndnisse mit ihm handelten, erscheint unzweifelhaft. Dies schliesst

aber nicht aus, dass sie ein Stimmrecht bei der Wahl beanspruchten

und Hartberts Wahl auch. daTrum als nichtig anfochten, weil sie nicht

mitgestimmt hatten.

Sie befanden sich in einem Zwiespalt, welchen die Curie in

bewnndemswerther Weise fiOir ihre Zwecke ausnfltzte. Denn bean-

spruchten sie einen Antheil an der Wahl, so erkannten sie damit

an, dass Eonrad nicht mehr Bischof sei. Thaten sie es aber nicht,

so begaben sie sich, falls die Wahl dennoch Giltigkeit erlangte,

ihres Rechtes, indem sie ihre päpstlicherseits angeordnete Aus-

schliessung als zu Recht bestehend stillschweigend anerkannten.

Dass sie die Wahl darum anfochten, weil sie von der Stiram-

berechtigung ausgeschlossen waren, erscheint wahrscheinlicher, weil

sie dann ihr gutes Kecht auf ihrer Seite wussten. Thatsächlich war

ihr Widerspruch aber darin begründet, dass sie Konrad als Bischet

beibehalten wollten. Die Klugheit gebot ihnen, diesen Umstand der

Curie gegenüber zu verschweigen. Gerade dadurch, dass die Curie

ausschliesslich auf diesen tieferen Beweggrund einging und dessen

Haltlosigheit unwiderleglich darlegte, gewann sie das moralische

Uebergewicht über die Gegner und machte ihnen die erfolgreiche

Oeltendmachong ihrer fiechte, weil sie im Yorliegenden Fälle nur

Vorwand, nicht Selbstzweck war, unmöglich.

1) AoluM. I. 626, 531. Orig. Quell m, 622. PoUhaitt, I, 90.
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Bereits im folgenden Jahre unterwarf sich Konred dem Papste

and verzichtete sowohl auf das hildesheimer wie auf das Würzburger

Biätbum, welches letztere er dann mit QeaehuiiguDg des Papstes

erhielt >).

Unter ungemein raisslichen Verhältnissen trat Hartbert sein

Amt an. In Adel und Ministerialen standen ihm mächtige Gegner

gegenüber, deren gewaltsame Niederwerfung grosse Opfer erforderte.

Die Vermögensverhältnisse der hildesheimer Kirche befanden

flieh in der denkbar schlechtesten Verfassung, denn Konrad I. hatte

zur Dorchföhrang seiner ehrgeizigen Pläne grosse Qelddarlehne auf-

genommen und hierfflr seinen Gl&ubigera eine grosse Anzahl Qäter

der Kirche verpfändet*).

Durch die Eriogszfige der OegenkOnige^ deren Schanplatz im

Iieeember 1198 nnd Januar 1199, sowie im Sommer 1200 das hildes-

heimer Gebiet war^, war das Land verwüstet, der Wohlstand der

Bevölkerung vielfaeh antergraben und zerstört

Hartbert bedurfte mithin znr Lösung der seiner harrenden

Aufgaben nicht nur mächtiger Bundesgenossen, sondern auch grosser

Geldmittel. Einem niederen Dienstinatiuengeschlecliti) eutatammeiid

verfügte er unter den Laien über keinerlei einflussreichen Anhang,

ebensowenig besass er nennenswerthes Vermögen.

Wenn es ihm nun trotzdem gelang, nicht nur seine Gegner

niederzuwerfen, sondern auch die verpfändeten Güter der hildes-

heimer Kirche einzulösen und auch sonst beträchtliche Geldsummen

zum Besten der Kirche zu verwenden^), so verdankt er Ersteres

vornehmlich dem thatkräfbigen Beistande verschiedener geistlicher

Fürsten, Letzteres dem seiner Brüder am Dome.

Für letztere Vermuthiing spricht auch die Verpfändung der

Voigtei über die Meiereien MüUingen und Algermissen an das

Domcapitel unter Stellung von Bürgen im Jahre 1204 <). Nur aus

dem ümstande, dass Hartbert dem Domcapitel um seiner materiellen

Onterstützuttg willen verpflichtet war, Iftsst sich der wachsende Ein-

flttss des Domcapitels erklftren.

In welchem Masse derselbe unter Hartberts Regierung zuge-

nommen hatte, beweist der Umstand , dass das Domcapitel nach

Hartberts Tode dessen Nachfolger Sigfrid die Bedingungen vor-

schrieb, unter welchen es ihn zum Bischof erhob.

Sigfrid musste sich anlässlich seiner Wahl im Jahre 1216 eid-

1) Lflnteel, L 497. — 2) Lünt»a, I. 498, 511 fg. S. 8. YH. 859. —
8) Böhmer-Ficker, Y. 9 fg. 18. — 4) Orig, Onelf. IIL 8l9. 8. 8. VQ. 859. —
5) DOlmert I. 29.
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lieh verpflichten , sämmtliche geschriebenen und Gewohnheitsrechte

der hildesheimer Kirche, inabesondere das von Adelog dem Dom-

capitel ertheilte Privileg, zu wahren. Die Winzenburg, das Haupt-

bollwerk des hildesheimer Gebietes, versprach er, nicht wieder zu

veräussern, insbesondere nicht wieder zu Lehen zu geben, desgleichen

die VoigteioD aber die Stadt üildesheim aod die Voigteiea der Dom-

pfopstei.

Das Amt eines Voigtes Aber die Stadt Hildesheim sollte hin-

fort nur anter Zasiehaog von Domcapitel, Adel and Ministerialen

fibertragen werden, and swar sollte der Voigt vor Amtsantritt eid-

lieh versprechen, diese Uebertragnng nicht als Belehnong anzasehen.

Eirchengflter, deren Werth 60 Mark fibersteigt, sollten nar anter

Znsiehang des Domcapitels gemflss den Bestimmangen von Adelogs

Privileg verliehen werden.

Dies die wesentlichen Bestimmungen der von Sigfrid mit dem

Domcapitel abgeschlossenen Wahlcapitulation ^). •

Der von Adelog den Domherren eingeräumte Regierungsantheil

erfuhrt durch dieselben an sich keine Erweiterung, sondern nur eine

Specialisirung.

Dagegen geht die Wahlcapitulation insofern weiter, als durch

dieselbe der Bischof auf die freie Verfügung über wichtige Rechte

verzichtete. Diese erneute Beschränkung der bischöflichen Rechte

bezweckte aber die Sicherstellang des Domcapitels bei erledigtem

BischoÜBstahle.

Bereits im Jahre 1198 hatte £5nig Otto IV. aaf das bisher

gefibte Spolien-, das Verwaltnngs- and Katsniessangsrecht an den

Stiltslanden bei erledigtem Bischofsstahle feierlich verzichtet <).

Seinem Beispiele waren sowohl Philipp, als aach Friedrich II. in

den Jahren 1203 nnd 1218 bezw. 1216 gefolgt , Letzterer anter

ansdruwklichem Verzicht aaf jegliche Beeinflnssong bei der Bischöfe*

wähl. Die von den Kaisem aufgegebenen Rechte gingen nunmehr

auf das Domcapitel, welches bei Lebzeiten des Bischofes mit diesem

gemeinschaftlich das Bisthum verwaltete, über.

Somit war bei erledigtem Bischofsstuhle zu der geistlichen

Verwaltung auch die weltliche Verwaltung des Bistburas auf das

Domcapitel übergegangen und von kaiserlicher Seite nunmehr auch

thatsächlich keinerlei Wahlbeeinflussung zu befürchten.

Dagegen waren bei einer Neuwahl Einmischungen seitens des

Adels nnd der einflassreichen Kirchenvoigte ancb fär die Zakanft

1) Döbner, I, 88. — 2) BOhmer-Fieker, V, 57. 58.- 8) Böhmer-

Fieker, V, 25. 181. 900.
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nicht ausgpschlossen. Zu w^Iclion misslirhon Verhältnissen dieselben

führen konnten , hatten die Ereignisse bei Hartberts Erhebung zur

Genüge dargethan.

Um nun der Wiederholung derartiger Zustände vorzubeugen,

Hess sich das Oomcapitel von Sigfrid die Zusicherungen bezüglich

der Winzenburg und der Voigteien ertheilen. Denn hiernach befand

sich im Falle von Streitigkeiten die Winzenburg, das Hauptbollwerlc

des bildesheimer Qebietes, in den Hftnden des Uomcapitels und die

wichtigsten Voigteien, insbesondere die Stadtvoigtei von Hüdesbeim,

waien von Leuten besetzt, bei deren Auswahl das Donicapitel mass-

gebenden Aotbeil genommen hatte. Anch waren die Voigte in ge-

wöhnlichen Beamten herabgedrückt, deren Entfernung im MIe ihrer

Auflehnung nicht mebr Schwierigkeiten bereiten konnte. Das Dom-
capitel vermocbte somit, etwaigen Feiaden wirksamer entgegen

zu treten.

Dass Sigfrid sich zu so weitgehenden Zugeständnissen bewegen

Hess, erklärt seine Herkunft und sein Alter. Vor seiner Erhebung

war er Mönch im Kloster Falda and er trat sein Amt schon als be-

jahrter Mann an.

Die Domherren erwählten ihn, weil sie in ihm ein gefügiges

Werkzeug ihrer Sonderiuteressen erblickten, und die Laien werden

seiner Wahl nicht widersprochen haben, weil auch sie von seiner

Schwftche wichtige Zugeständnisse für sich erhofften.

Diese Vermuthnng wird bestfttigt durch die reichen Zuwend-

ungen, mit welchen Sigfrid während seiner Kegierung das Dom-

capitel bedachte 1), andererseits aber durch den Bechenschaftsbericbt,

welchen er anlässlich der Niederlegung seines Amtes im Jahre 1221

abstattete *) und in welchem er die von ihm während seiner Re-

gierung au Adelige bewirkten Verleihungen unter Verwahrung gegen

alle hierüber hinaus etwa erhobenen Ansprüche aufzählt.

Da mithin Laien sowohl, wie Klerus über die Person des Wahl-

candidateu einverstanden waren, kam es bei der Wahl im Jahre

1216 zu keinerlei Erörterungen über das Stimmrecht der Ersteren.

Denn wenn auch die Domherren die vom LaiencoUeg ihnen über-

mittelte Zustimmung zu Sigfrids Wahl nur als debitum consensum

und unverbindlich für die Giltigkeit des Wahlactes ansahen, so

werden sie sich begreiflicherweise gehüthet haben, durch ausdrück-

liche Betonung ihres Standpunctes den Widerspruch heraussufordem.

1) Teigl. hierüber Lftnteef, I. 519. DObner, I, 43. 44. & 8. YIL 859.

2) Döbner, 1, 4b.
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4, Die WM Kanrads IL

Vermathlich sah Sigfrid selbst dn, dass er den Anforderungen

seines Amtes nicht gewachsen war, nnd erbat sich daher nach knrzer

Regierung vom Papste Hotiorius III. die Erlaubnisä, siün Aiut uie-

derzulegen.

Am 26. Januiir 1221 bevolIniäeliti;^'to dieser seinen Pöiiitentiar

nnd Caplau und Üoinscholusten zu Mainz, Konrad, ferner den Dekan

des Stiftes zum heiligen Kreuz und deu Scholaster zu Goslar
,

Sig-

frids Verzichtleistung aazuuehmen und das Domcapitel zu einer Neu-

wahl aufzufordern

Nachdem die Bevollmächtigten ihren Auftrag erledigt , er-

wählte das Domcapitel im Juli oder August 1221') einstimmig eben

jenen päpstlichen Caplan Konrad zum Bischof.

Adel nnd Ministerialen wurden ?on der Betheilignng am Wahl-

act ansgeachloesen , jegliches Stimmrecht wnrde ihnen ausdrficklich

versagt. Der Metropolitan der hildesheimer Kirche, der Ertbischof

von Mainz, wnrde nnverzfiglich vom Domcapitel benachrichtigt nnd

bestätigte nach vorheriger fVnfung die Wahl als kanonische.

Zum ersten Male in der hildesheimer Geschichte beobachten

wir ein energisches zielbewusstes Vorgehen der Domherren in der

Wahlangelegenheit, welches seiue Erklärung findet in dem Umstände,

dass sie in Foh^e (ier Wahlcapitulation Biscliof Sigfrids sich im Be-

sitze der Macht wussten, um jeglichem Widerspruch erfolgreich ent-

gegenzutreten.

In der That äussf^it sich denn auch der Widerspruch des

Laienelementes nicht in deiu Umfange und in der gewaltthätigen

Weise, wie anlässlich Hartberts Wahl.

Adel und Börger schweigen. Nur die Ministerialen, die sich

allerdings zum grössten Theile aus Adeligen zusammensetzten, er-

heben die Stimme nnd fechten die Wahl ansdrAcklicb als nichtig an»

1) Farerga Gottingansia, I. lib. 4. 6i.

2) fAtnt%el, I, 524, nimmt die Zeit swisehen dem 9. and 18L Aogiut fllr

den Wahlact an. Dieser Annahme widerspricht ein in Falda geschriebener

Brief König Heinrichs an d' n IJiscliof von Halberstadt, welcher nach üriginen

Gnelf. III, 683, HuUlard- lin^JioUf H II, 722, und f)öhner I, 47, am 18. Juli

1221 abgefasst ist. Höhtur bezweifelt die Richtigkeit des Patimi, Fickrr

(ergl. iiOhiUKi -Fickfr \, 764) bestreitet sie und versetzt die Urkunde in das

Jahr 1231. Für Fu ktr spricht a. a. der Umstand, da«s in sämmtlicben Qbri-

geo Urkonden Tom Jahre 1221 audrAcklieh aar tob einem Widenpcoehe der

Ministerialen, nieht aber Ton einen aolehen sdtens der Bttiger von HUdetheim

die Bede itt

AtcUt air KiniMmfal. LXZI. 2
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weil ihnen das auf Grund lan^jähiit^or Uebung zustehende Stimm-

recht hei dem Wuhlact vorsa((t worden sei.

Nachdem Koiirad die Best;iti<^un^' «ies Erzhischofs von Mainz

erlangt hatte, wandte er sich im August 1221 nadi NVeis-^enhur^s

wo sich gerade der Erzbischof von Trier mit einer Anzahl geist-

licher und weltlicher Fürsten befand , und bat dieselben nm ihre

FAraprache bei dem KOnige wegen Verleihang der Begalien, welche

ihm auch zugesagt wurde.

Gleichzeitig entsandten die Ministerialen aus ihrer Mitte den

Marschall Konrad und Ekbert nach Weissenburg, welche den ver-

sammelten Fflrsten die Beschwerden der Ministerialen vortrugen und

baten, Konrads Begehren nicht zu willfahren.

Ihr Vorbringen erregte allgemein Verwunderung und Unwillen,

welche in dem schriftlichen den Ministerialen Hildesheims ertheilten

Bescheid der Fürsten treffenden Ausdruck finden. Es heisst da

mit Bezug auf das von den Ministerialen ia Anspnuli genommene

Stimmrecht: Quod quia tum nobis
, quam omnibus comitibus et no-

bilibus imperii necnon et eccleHiarum ikinisterialibus, qui luiilti prae-

sentes erant, inconveniens et inauditum et contra communem om-

niiira ecclesiarum Justitium videbatur. Also nicht nur den kirch-

lichen, sondern auch den weltlichen Fürsten und insbesondere den

Ministerialen anderer Kirchen ist das bisher von den Laien geübte

Wahlrecht völlig fremd geworden.

Für den Fall, dass sie bei ihrem Widerspruch beharren sollten,

wurden die Ministerialen Hildesheims von obengenannten Fürsten zu

dem auf den 1. September des Jahres anberaumten Hoftag nach

Frankfurt geladen.

Hier erhielt Konrad auf sein Ansuchen und auf die Ffirsprache

der mehrerwfthnten Fflrsten von dem jungen König Heinrich die

Regalien. Es scheint, dass die Mmisterialen, nachdem sie von der

ihnen so ungünstigen Stimmung der Reichsfürsten Kenntniss erhalten

hatten, es nicht mehr wagten, ihre Beschwerden dem Könige vorzu-

tragen. Denn in dem Schreiben , in welchem er seinem Vater,

Friedrich II., die Investitur Konrads mittheilte, erwähnt Heinrich

die Ministerialen mit keinem Worte.

Dagegen ersehen wir aus einem Schreiben , welches er gleich-

zeitig an Herzog Heinrich von Sachsen richtete % dass er von dem

1) OHgine* OntlficM, III. 681. HuiUard-BrihoUeB, II, 728.

2) Origtnea Onelflcae» III. 680. MuiUard-BrihoUei, II, 725. Böhmer»
FUker, V, 699.

8) OriqineB Gaelficae, III, 682. Bumarä-Br^holUa, U, 727. Böhmer»

FUker, Y. 699.
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Wideraprache der Ministerialen Kenntniss hatte und den Standpnnet,

welchen die Reichefftrsten %n demselben einnahmen, YöUig theilte.

Er forderte den Herzog aaf , die Ministerialen YOn Hitdesheim zum
Gehorsam gegen Konrad anzuhalten, und theilte ihm mit, dass er

gesonnen sei, Konrad in seinen Rechten nach Erftften zu unter-

stfltten.

Dass die Ministerialen Stimmrecht bei der Wahl beansprachten,

ersehen wir aus dem Schreiben deutlich. Die voni König«? initge-

theilte Beg^ründung ihres Widerspnichos quod eum uon elegerint

cum capitulo, ferner die Stelle Quod enim episcopos suos oli<,'»^re de-

bere «e asserunt, lässt darüber gar keinen Zweifel. Auch dem Küuige

erscheint ihr Anspruch als inconveniens et inauditum.

Selbstverständlich nahm auch die Cnrie gegen die Ministerialen

Stellung. Nachdem er durch den Erzbischof von Mainz von der

Wahl Konrads und deren Bestätigung, sowie von dem Widerspruche

der Ministerialen Kenntniss erhalten hatte, theilte Papst Honorius III.

im September 1221 dem Erzbischof mit, dass er die Wahl bestätige,

und ermahnte die Ministerialen von Hildesheim, ihre nnberechtigten

Ansprache aufirageben, da jegliche Einmischung von Laien in kirch-

liche Angelegenheiten unstatthaft sei

Bedingungslos hatten sowohl geistliche, wie weltliche Obrigkeit

das ausschliessliche Wahlrecht des Domcapitels als zu Recht be-

stehend anerkannt. Da sie von keiner Seite auf (Tnterstfltzung zu

rechnen hatten, mussten sich die Ministerialen fügen und gingen so-

mit für die Zuitunft ihres Wahlrechtes verlustig.

Sehluss.

Kach Konrad II. Tode im Jahre 1247 fand zwar eine zwie-

spaltige Wahl statt. Indessen sind hier, wie bei den folgenden

Wahlen, die Domherreu die ausschliesslich Wahlberechtigten. Von

jenem Widerspruche der Laien wegen Ausäcbliessuug vom Wahl-

rechte verlautet nichts wieder.

Nur eines Menscheiicilters etwa bedurfte es also, bis das Dom-
capitel im Kampfe mit dem Laienelemeut das »ausschliessliche«

Wahlrecht errang.

Den Qrund zu dieser EntwickeInng legte Bischof Adelog mit

seinem Privileg. Der hierdurch den Domherren eingeräumte Re-

gierungsantheil Termochte indessen auf das Wahlrecht derselben

nicht Yon fiinfluss zu sein, so lange die Kaiser auf die Besetzung

des Bischofsstuhles einen, wenn auch nur mittelbaren, so doch wesent-

1) Oriy. Guelf. III, 679. 688. Potüuut, I, m.
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liehen Eiufluss ausübten durch die Verwaltung der Stiftslande bei

erledigtem Stuhle und durch Ausübung des ius spolii.

Ungestraft konnte ein energischer kraftvoller Bischof sich über

die Rechte des Domcapitels hinwegsetzen, wie die Regierung Konrad I.

beweist. Unter ihm finden wir das Domcapitel im Zustande tiefster

Ohnmacht und Erniedrigung.

Es bedurfte des Eingreifens der GuMe, um es wieder emporzu-

heben und den ersten Vorstoes gegen das Wahlrecht der Laien

SU thun.

Durch den Verxicht der Kaiser auf ihre Bechte und auf jeg-

liche Wahlbeeinflussung gewinnt das ius eonsentiendi des Domcapitels

erst an Bedeutung. Die Ausübung der kaiserlichen Rechte geht bei

erledigtem BisL-hofsstuhle auf das Domcapitel über und sichert diesem

naoroebr das thatsäcliliche Uehergewicht l)ei der Wahl.

Die Feststellung seiner ausschliessiicbeii Wahll)erecliti^^uiig ist

nunmehr nur noch eine Fratze der Zeit und wird alsbald vom Dom-

capitel energisch in die Hand f^enomraen.

Die Beantwortung der Frage, wann und warum die Mitwirkung

des fibrigen Klerus bei der Walü zu einer bedeutungslosen Zustim-

mung herabsank und wann die Letztere als überflässig verschwand,

bleibt UDS die hildesheimer Geschichte schuldig.

Es ist uns kein Fall uberliefert, in welchem die Vertreter der

übrigen Geistlichkeit, wie in Trier sum Beispiel, sich im Q^ensatz

zum Domcapitel für einen anderen Wahlcandidaten entschieden hätten.

Auch verlautet von einem Widerspruche wegen Ausschliessung vom

Wahlrechte nichts. Bestimmt wissen wir nur, dass sie zu der Wahl
im Jahre 1190 noch ihre Zustimmung ertheilten und dass dies bei

der Wahl im Jahre 1221 nicht mehr der Fall war.

Die Erklärung dieser Erscheinung wird wohl, wie Georg

von Belüw annimmt, darm zu suchen sein, dass die Vorsteher der

angeseheneren Collegialstifter, welche neben einzelnen Aebten im

bischöflichen Rathe Sitz und Stimme hatten und bei dem Waiilacte

den übrigen Klerus vertraten, im Laufe der Zeit ausschliesslich aus

dem Domcapitel gewählt wurden und mit dem Abschlüsse dieser

Entwickelung die Zustimmung der wenigen Aebte als überflüssig

ohne Widerrede in Wegfall kam.
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Die Tendenz der Provinziaisynoden in Gallien seit dem 5. Jahr-

iNuidert und die rQmisobea Bussbücber.

(Von Weihbischof Dr. Schmitz.)

In dem 5, Heft des 70. Bandes des Arehivs (1898) »Spuren

eines römiscben Bossbuches im orientalischen Kirchenrechtc wurde

on mir darauf hingewiesen, dass sich in der kirchlichen Gesetz-

gebung und üebnng in Qallien (seit dem 5. Jahrh.) das Bestreben

als massgebend erweist, dorch eine genaue Beoba«htang der »alten

Oanonesc einen innigen Anschluss an Rom herbeizafttbren. Be-

obachtung der alten Canones und römische Praxis galt nach der

Anschauung der damaligen Provinziaisynoden als identisch. Für die

Bussbücher ist diese Erscheinung von jrrosspr Bedeutung ; die in

ihnen verzeichnete üebun^^ auf dem Geljiete des Busswesens ent-

spricht dem jedesmaligen geltenden kirchlichen Recht ; Bussbücher

jener Periode berufen sich in ihren Bestimmungen auch ausdrück-

licli auf die >alten Canonesc und bekunden damit, dass sie jenen

Bestrebungen der Provinziaisynoden, die »alten Canones« auf allen

Gebieten derDiscipUn zur Anwendung za bringen, ebenfalls entsprechen.

Hieraus ergibt sich naturgemftss das durchschlagende Kriterium Ar
die zeitliche und Ortliche Benutzung der Bussbflcher* Es sind jene

Bussbücher, welche das Beiwort »Romauumc tragen; dass durch

dieses Beiwort die Beobachtung der »alten Oanonesc im Anschluss

an Bom und die Hämische Kirche im Gegensatz zu particulirrecht-

üchen üobongen angedeutet wird, ist von mir wiederholt dargelegt

worden

Was nun *Jie Provinziaisynoden in Gallien im 5. Jahrhundert

unter Beobachtung der »alten Canones« verstanden , und wie sie

nach der Verwüstung des kirchlichen Lebens durch die Völker-

wanderung einen Neuaufbau der kirchlichen Ordnung dadurch her-

beizuführen bestrebt waren, dass sie die Beobachtung der »alten

Canones« im Anschluss an Eom und die römische Kirche einschärften,

das soll liier in kurzen Zügen dargelegt werden.

Zunächst begegnen uns als Norm und Grundlage der gesetz-

1) Siehe »Meine Baubäcber and Bassdisciplin.« Mainz 1883, Kircbbeim.

ö. 62, 110 ff., 176 f.
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gebenden Thati^^keit der Pro?inz!a1synoden die statota patnniL So

saf^t die erste Synode zu Tours im J. 4G1 iu dem Eingang zu ihrer

Verordnung, es sei der Zweck derselben: >ut secunduni evangelica

pra^^(F{tta et Apostolioam doctrinam patrum statuta servautes, Ec-

clesia Domini pura et imraaculata perraaneat

Unter diesen Statuta patrum sind die Bestimmungen der vier

ersteo allgemeinen Concilien zu verstehen, vor Allem die der Synode

von Nicaea, welche auch als magna synodus sctilechthin be-

zeichnet wird. Ausdrücklich geschieht Berufung aaf das Nicaenum

fon der Provinzialsynode za Riez im J. 439*), von der 2. Synode

zn Arles im J. 443 n. 452 anter der Bezeichnong »magoa synodus« *),

TOn der Synode zn Valence im J. 874 ^).

In c. 3 der Synode zu Nimes vom J. 894 wird auf e. 5. des

Nicaennms Bezog genommen, ohne dass sich bestimmen liease,

welehe Version benutzt sei<^). In c. 7 der Synode von Torin wird

der erste Theil des c. 5 nnd c. 16 von Nicaea dem Inhalte nach

wiederholt nnter Verweisung auf die statuta patrum«). In c. 8 der

Synode zu Kiez wird c. 8 von Nicaea nach der isidorischen Version

citirt'). Im c. 8 derselben Synode wird auf den Inhalt des letzten

Theiles des c. 5 von Nicaea Bezug genommen ^). In c. 3 der Synode

von Orange vom J. 441 ist unter den definitiones patrum das Concil

von Nicaea (c. 13) gemeint und zwar scheint auch hier die isidorische

1) Sirmond, Gone. I. pag. 128^

^ Im & Cmon auf den 8. Canon das Nieaeooms. Sirmundt L e. I, 67.

8) Im 6. Oanon: »Ulod aatem ante omnia dareat, eom qvi aine oon-

adentia MetropoUtani oonttitotns fucrit Episcopas, juxta tnagnam Synoduin

esse Episcopom non deberc« (can. 6 Nicaen.), aodann im 10. Canon: »De his

qui in persccutione praevaricati sunt, si voluntarie fidem negaverint* bocdeeis

Nicaena Synodus statuit« (can. 11 Nicaen.). Sir mond, 1. c. p, 104.

4) Im 3. Canon: »ut his juxta sjiiodum Kicacnum satisfactionia i^uidem

aditus non negetar.« (can. 11 Nicaen.) Sirmond, 1. c. p. 19.

5) »niad etiam repetere secnndum eatranem plamitt at müliu episcopas

sive elerienm aive laicom, a »iio epiaoop« judicatom m eommnnionem admiitat

inlieitam.« HtftU, Condl.-Qeicb. II, 62.

6) »Nec illad piaetermittendnm Aiit, qnod STnodi sententia definitam est,

nt clcricam alterias secundnm statuta canonum nemo auscipiat neque suae ec-

clesiae, licet in alio gradu, andcat ordinäre , neque abjectam redpiat in com-

munionem.« SirtnonJ, 1. c. p. 29.

7) »Quod ergo iu quibusdam schismaticis niagid quam haereticis red-

piandia Nicaenom eondliam statnit a siugulis per territoria sua, hoc etiaro

pn«ena oonveiiiiu in ho« statoift ab omniboi debere erraii.« Sirmond,
1. e. p. 66.

8) »adJidentM, nt secnndam antiqnam eonttitationem, d qniet tempomm
erit, bis in anno eonventu agant.« Sirmond, 1. c. p. 69.
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Version der Canonen vorgelegen zu haben In c. 6 der 2. Synode

zu Arles im J. 443 u. 452 wird ein Stück des c. 6 von Nicaea nach

der gallischen Version fast wörtlich wiederholt 2). In c. 10 derselben

Synode wird das Nicaenum nach der Abbreviation des Rufiuus an-

geffibrt^). Der c. 15 liegt c..l8 von Nicaea in der gallisch-spani-

schen Version zu Grunde^); ine. 16 ist entweder diese oder die

Abbreviation des Bafinns benntxt^).

Anf Bestimmungen der flbrigen allgemeinen Goncilien gesebieht

seitens der Provinzialsynoden dieser Periode keinerlei Bemlnng. Es

wftre durchaus verfehlt, wollte man hieraus folgern, es sei denBe»

schltaen dieser Concilien nicht allgemeines Ansehen und Geltung

zu Theil geworden. Am ungfinstigsten steht die Sache mit dem
Ephesinnm, dessen Ganones später nicht einmal von Dionysius

Exiguus in seine Sammlung Aufnahme erhielten ®). Der Grund hier-

für ist darin zu suchen , dass die Oanones dieses Concils keine

generellen, sondern nur solche Verordnungen enthalten , welche sich

speciell auf die nestoriaaische und pelagiauische Angelegenheit be-

ziehen ^).

Ausser den Canones der allgemeinen Synoden hatten die Ca-

nonen der Synoden zu Ancyra, Neocaesarea, Antiochien, Laodicea

und Gaogra eine allgemeine über ihren Entstehungskreis hinaus-

gehende Geltung gefunden. Da indess diese gewohnheitsrechtliche

Reception nicht Überall sicher war, so fand sich das allgemeine

1) »Qu fMedmit d« eoipora poenitenti» aeeept», plaeoit ame feooD-

dfiatori» mannt impoaitioiie In oommuDicari, quod morientis niffldt ooniola-

tioni seeundiim defiDitioncs patrom, qoi hniiismodi eomnmnionani oongmanter

Tiatieom nominarnnt.< Sirniond, 1. c. p. 71.

2) >Illud autem ante omnia clareat. eam qui (quod si tiuis) sine con-

scientia metropolitani (ejus qui in rnotropnli consistit) constitutns fuerit episco-

pas juxta magnam synodain esse (cum magna synodas statuit uon oportoro

esse episcopnm) epi^copam non debere.« Die ParantiieM gibt die galUeche

TenloD wieder. Jtfa<u«eA, Qeechiehte der QneUen, 8. 29.

$) »De hie qoi in peieeciitione praeTaiicati snot, li Tolnntarie fidtm

negaTeiint, hoc de üs Nicaena synodos statait, nt qninqae aanoe inter ca-

techumcnoa ezigant, et dnos inter disoonimanicaiitee ita at comnranionem inter

poenitentes non praesamant.« Sirm., p. 104.

4) >In sccretario diacono inter presbytcros sedcre non liceat vel corpus

Christi praesente prcsbytero triidere non praesumat. Quod si fecerit, ab officio

diaconatus abscedat . . . quam praesumptionem sancta synodua submoTere ab

eoelesia jabet« Strmondt p. 105.

5) 5frm., L e. p. 105. Yvrgi, hierHber Maoasen» 1. e. 8. 28; 8. 641 f.

^ Maanen^ Geiebiebte der QneUen. I, 429.

7) HefeU, CoadL-Geeeb. II, 211.
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Concil von Chalcedon im J. 451 veranlasst, den von den bisherigen

Synoden aufgestellten Canonen austlrücklich Geltung beizulegen und

sie dadurch zu allgemeinen Kircliengesetzen zu erbeben ^). Der

bezfigliche 1. Canon von Ghalcedon lautet: »Regulas saoctoram pa-

trom, per singula nunc osqne coociliu constitutas, proprium robnr

oMIner« deorevimus *).€ Wie man civilrechtlich die regala catoniana

und die definitiones Teteram, welebe Qnlntas Mncias Seaevola gesam-

melt hatte , als Norm der Reebtsprechnng beobaehtete , so verstand

man kirehlicherseits unter regnla nicht so sehr eine lex scripta als

vielmehr die veternm sententia ae pmdentiam interpretatio et vulgare

axloroa*). Diesen regulae sanctomro patmm lagen die evangelica

praerepta et Apostolica doctrina zu Grunde, wie die oben angeführte

Synode zu Tours hervoriiebt. Zwischen der Entscheidung der vier

ersten allgemeinen Concilien, welche vor Allem dogmatischen In-

haltes waren und den Bestimmungen der andern angeführten Synoilen

waltete nun der Unterschied ob, dass jene vorzüglich GluulnMiseiit-

scheidungen, diese dagegen Normen der kirchlichen Disciplin waren.

Das drückt Justiniau mit den Worten aus: »Fraedictarum quatuor

synodorum dogmata sicut sanctas scriptnras accipimos, ei regulas

sicut leges observamus ).«

Welche Sjrnoden es waren, deren Oanonee eine gewohnbeits-

reehtliche Keception im Abendlande fanden, das geht ans den da-

selbst verbreiteten Gaoonensammlnngen hervor. Es Iftsst sich nach-

weisen, dass die Canones der Synoden von Ancyra, Neocaesarea,

Gangra, Antiochien, Laodicea, Constantinopel nnd Ghalcedon im

1) Hinadkiut, KiKhenTeeht UI, eSO t
2) Htra^ Moomnenta. pag. 522.

3) Pitra, 1. c. pag. XXXIX.
4) Novelle 131, c. 1. Pitra, 1. c. pfkg. 534. Schon hieraus ergibt «ich,

dass die Einschränkung, welche LoeniiK , 1. e. T. ^^77 macht, di»» Canonos dos

2. und 4. Öcomenischen Concils hätte nur insofern :illt?'^iii<'iiio An<.'rketiiiunf^ t,'.«-

funden, als sie Glaubenssätze enthalten, ganz ihiIm«;! üiuli't ist. Eb<'ns.)wenig

ist es zatreffend, wenn er sagt (1. c), eine bindende Kraft würde keinen anderen

Ganonet alf dernn von Nieaea logMobrieben. Maat^en (Geschichte der Qaellen

1. e. 8. 65 ff.) hat bereits gegenSber den Ballerini (de ant. coli. caa. P. II.

e. I n. 1 seq.) die Ansicht widerlegt, dass im Abendhnde die griechischen

Canonen mit Ansnahnae derer von Nicaea and Sardica nicht Tor dem 16. Jahr-

hundert Geltung erlangt hätten und speciell nachgewiesen, dass der Ausspruch

des Papstes Innocenz I. in seinem Schreiben an Klerus nnd Volk von Con-

stantinopel {("oufitnnt , 1. c. p. 800) »diesen in Nicaea hoschloss.^icn Canones

allein schuldet die kathol. Kirche Gehorsam und Anerkonnung< sich lediglich

anf nüssbranchliche Anwendung des 4. und 12. Canons der ^jnode zu Antiochien

belieben.
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Laufe des 5. Jahrhunderts, einige derselben vielleicht schon im

4. Jahrhundert, jedenfalls aber vor der Mitte des 5. Jahrhunderts,

aus griechischen Codices übersetzt und im Abendlande bekannt ge*

worden sind Die nicänischen Canonen waren schon in zahlreichen

Uebeisetinngeo Tor Allem in der sog. Isidoriseben Version im Abend-

lande verbreitet, als eine griechische Sammlung mit den Canonen

TOtt Nicaea, Ancjra, Neoeaesarea and Oangra dahin gebracht wurde.

Ans der griechischen Samrolong worden nun die Canonen von Ancyra,

Neoeaesarea und Oangra in's Lateinische flbersetxt. Als nnn später

und zwar in der zweiten Hälfte des 5. Jahrhunderts ein griechischer

Co'hi in's Abendland {gelangte, der nach den genannten Canonen

auch die von Antiochien, Liiodirea und Constantinopel entliielt, da

hängte der Uebersetzer die>er Canonen sie den lateinisch bereits vor-

handenen und verl)reiteten Canonen anderer griechischen Concilien

•dn Hiermit ist Heception der Canones griechischer Synoden nach

Umfang und Zeit im Abendlande speciell in Gallien angedeutet.

Die Bestimmungen der zahlreichen nordafrikanischen Concilien

scheinen in Gallien im 5. Jahrhundert keinen Eingang gefunden zu

haben. Keine Provinzialsynode dieser Zeit beruft sich aosdrücklich

anf eine der nordafrikanischen Concilien. Es kommt zwar hftnfig

vor, dass Provinzialsynoden in Gallien über einen Gegenstand ent-

scheiden, Uber den auch nordafrikanische Synoden Beschlösse gefasst

batten, aber in diesen Fällen kennzeichnen sieb die Beschlösse der

gallischen Pronnzialsynoden dnrch Tollstftndige Selbstftndigkeit. In

der Vorrede zn seiner zweiten Redaction der griechischen Canonen,

welche in die Zeit zwischen 511 und 523 föllt, sagt Dionysius

Exiguus ausdrücklich, dass er manche Canones der Afrikanischen

Provinz nicht aufgenommen habe, da denselben allgemeine Anerken-

nung nicht zukomme ^). Nur einzelne afrikanisclie Synoden wurden

von ihm seiner Sammlung eingereiht. Das spricht gegen eine An-

erkennung afrikanischer Synoden in Italien und Gallien, wo seine

Sammlung zan&chst Verbreitung fand.

DageL'en worden die Schreiben der Päpste , deren Inhalt viel-

fach das Resultat römischer Synoden war, in Gallien nicht nur an-

erkannt, sondern bildeten auch neben den Bestimmnngen der Synoden

die Norm nnd Regel der kircblicben Disciplin. Viotricins von Bönen

1) Maassen, L e. pag. 67.

2) Maassen, 1. c. pag. 80 ff.

3) >Canone8 autern, qui dicuutur apostolormn . et Saidicensis ooncilii

atqae Africanac provinciae, qnos non admisit universitas, ego qaoque iu hoc

opere praetermisi.« Maasacn, 1. c p. 965.
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bat im J. 402 den Papst Innocentiiis I., er möge ihm die in der

römischen Kirche beobachteten Regulae mitthoilen Papst Innocenz

übergab ihm die Bestimmungen, der Constitution seines Vorgäni^ers

des Papstes iSiricius vom J. 386*), änderte aber in Anbetracht der

speciellen kirchlichen Verhältnisse in Gallien die Bestimmung über

die zur Bischofsweihe nothwendige p&pstliche BesUtigUDg dabin:

tut extra oonscieiitiain mdropolHam episcopi nnllas audeat ordi*

nare Diese vom Papste Innocenz vorgenommeDe Aendernng war

dnrch die Erkenntntss Teranlasst, daas die kirchlichen Verhältnisse

Galliens wesentlich Ton denen Aflriha's Tersehleden waren. Konnte

die Constitation des Papstes Siricins, welche fflr die gesammte abend-

lAndisehe Kirche, wenn auch innichst nach AfKka bestimmt war*),

nicht ohne Weiteres in Gallien pnblieirt werden, so war eine un-

mittelbare Anerkennung der afrikanischeD Synodalbeschlflsse noch

weniger denkbar.

Vor Allem fand diese Constitution des Papstes Siruius in

Gallien Anerkennung und Beachtung. Die Synode von Tours im

J. 461, welche die .shituta patrum , wie wir sahen, /ur Geltung

bringen wollte, hat verschiedene Cauones erlassen, in denen aller-

dings nicht ausdrücklich Bezug auf diese Constitution genommen

wird, deren Inhalt indessen stellenweise so mit Bestimmungen der

Constitution harmonirt, dass nur die Annahme möglich ist, es habe

die Synode die in Vergessenheit gerathene Constitution in Erinnening

und emeaerte Beobachtung bringen wollen. Inhaltlich stimmt der

4. Canon der Synode zn Toars mit der Nummer i der Constitution

des Siricius fiberein; der 5. Canon mit Nummer 8; der 9. Canon

mit Nummer 6

Während sich in den Bestimmungen dieser Provinsialsynode

eine inhaltliche üebereinstiromnng mit der Constitution des Papstes

Siricius findet, wird das jene Constitution erneuernde Schreiben des

Innocenz I. auf der 2. Synode zu Tours im J. 507 in ihrem Canon 20

ausdrücklich erwähnt und zwar mit der ßemerkung: »Quis .sacerdo-

tum contra decreta talia, quae a seUe Apostolica piocesserunt, ugere

praesumat ?

Auf der Synode zu Agde im J. 500 wurde im 9. Canou die

1) Coustant Ept. pag. 739.

2) Cousfanf, 1. c. pag. 651.

3) Iniiocenfii I. op. 2 ad Virfrir. opisc. Kotomag. CuustaiU, 1. c pag. 748.

4) BalUrini, Opp. III, 448 Note 14.

5) Shmondt L o. pag. 125 und Cotutant, 1. c. pag. 153 seq.

6) Strmond, 1. e. p«g- 336 seq.
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Bestimmung der Constitution des Papstes Siricius bezüglich der

Presbyter und Diaconen, welche die Ehe fortsetzten, unter ausdrück-

licher Berufung auf diesen Papst und auf das Schreiben des Papstes

lüDOcenz I. als Erlass der Synode zur Beobachtung publicirt^).

Nachdem wir dargelegt haben, dass das in Gallien ^Itende

Bacht in diesem Jahrhundert seine Quelle in den vier grossen Gon-

ciliftii and den übrigen darch die erwfthnten Sammlungen rerbreiieten

grifichisehen Synoden sowie in den Decretalen der Fipste hatte^ können

wir jettt die gesetzgebende Thfttigkdt der Provinsialsynoden im

Einulnen uns Torfllbren.

ZnnSebst bestand dieselbe darin, dass die Provinzialqmode die

Glaubensentsebeidnngen der allgemeinen Concilien tnr Kenntniss in

der Provinz brachte und deren Beobachtung einschärfte. Die Er-

haltung der Einheit des Glaubens war ihre Aufgabe Die aller-

dings aus mehreren Provinzen zusammenberufene erste Synode zu

Arles im J. 314 sollte zu dem Zwecke tagen , die Einheit aller

Bischöfe in demselben katholischen Glauben zu befestigen Die

um das Jahr 451 in Arles versammelte Synode unter dem Vorsitze

des Bischofes Ravennias hatte sich keine andere Aufgabe gestellt,

als die, ihre Zustimmung zu der epistola doginatica des Papstes Leo

an Flavian zur Bekämpfung der monophysitisehen Irrlehre su geben ^).

Die im J. 475 unter dem Metropoliten von Arles daselbst abge-

baltene Synode hatte, sieh Tonammelt, um die pridestinatianisebe

Irrlebre in Terweribn

Hieran sebiiesst sieh unmittelbar eine weitere Aufgabe der

Profinzialsynode an. Dieselbe bezog sich auf die Sfttze der Disciplin,

welche von den allgemeinen Concilien aufgestellt waren; auch diese

wurden von der Provinzialsynode im Bereiche der Provinz in prak-

tische Uebung gesetzt Da tritt nun die Erscheinaug deutlich zu

1) Can. 9: »Placuit etiam, ut 8i diacones aat prcsbyteri conjngati ad

tomm nioram suarum redire volaerint, Papae InDOcentii ordinatio et Siricii

episcopi aaetoritas, qaae ett bis canoDibos inserta, conservetar«. Epistola S. In-

nooeDttt Papae, Dileetiasimo firatri Einperio Innocentiiia. ConralflDti tibi frater .

.

Sirmond, L Ci p. 168. Maasen, L e. p. 642.

Q Ganones Apostol. n. 88: »Bis in anno eptscoporam concilia eelebrentiir,

vt inter se inYicem dogmata pietatis explorent.« Pitra^ L o. I, 21.

3) Schreiben des Kaisers Constantin: »Tanc cnim revera et plenissime

potero esse sccurns . . . cum uiiivorsos senscro dobito cultu catholicae roligionis

sanctissimam Deom concordis observautia fraternitatis venerarL« Üirmond,

\. c p. 2.

4) Bauerini, Opp. I, 1107. Befele, L c. II. 579.

5) .Slmioficf, L e. 1, 147 seq. Hefele, 1. e. II, 596.
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Tape, dass man aof der Provinzialsynode nicht alle Einzelheiten in

den disciplinaren BestimmunGfen der allgptneinpn Concilien für un-

abänderlich hielt, vielmehr nur den Korn der einzelnen Vorschriften

als die bindende Norm betrachtete; im Uebrigen aber, unter Fest-

haltong der dadurch gegebenen Diiective, die Befugniss in Ansprach

nahm, je nach Massgabe der Bedürfnisse der Länder und Provinzen

Modificationen in den Einzelheiten und in den Dnrcbffihrangamass-

regeln eintreten zn lassen und so die festgesetzten Bechtsnormen

innerhalb der gedachten Grenzen zu corrigiren ^). Eän Beispiel hier-

ffir haben wir in der Art und Weise, wie die gallischen Synoden den

Canon 5 des Nicaennms Aber die Abhaltung zweier ProTinzialsynoden

in jedem Jahre ansznfflhren forschrieben. Die Synode zn Riez im

Jahre 489 setzte »chon die Binschränkang zn der Bestimmung hin-

zu: »si quies teinporum erit *)« : die Synode zu Orangi« im J. 441

erklärt die zweimalige Ablialtung für unausführbar — qnod nobis

pro temporum qualitate difficile pst^); die zweite Synode zu Arles

im J. 44:i od. 452 stellt es in das arbitrinni des Bis<'hofes von Arles*);

die Synode von Agde im J. 506 bezeichnet die einmali;,'e Abhaltung,'

in jedem Jahre als secundam constituta patrum^). Man wird mit

Becht in diesen Bestimmungen der Provinzialsynodeu die AufTassung

.erkennen müssen, welche sich bezüglich des 5. Canon des Nicaennms

gebildet hatte; dieselbe ging offenbar dabin, dass die Provinzial*

Synoden abgehalten werden sollen nnd zwar womöglich zwei Mal im

Jahre. Demnach gaben diese Prorinzialsynoden eine Interpretation

des Nicaeonms. Die Synode zn Orange interpretirte auch den

4. Canon des Nicaennms, indem sie allerdings ohne denselben zu er-

wähnen, In ihrem 21. Canon eine Bestimmung traf, woraus hervor-

geht, dass der Bischof, welcher nicht ?on drei Bischöfen, wie das

Nicaenum vorschrieb, sondern nur von zweien ordinirt war, doch die

Weihe giltif? empfangen hatte ; einer Abweich un;,^ von dem Ni-

caenum muss die Synode aus den einleitenden Worten »in nostris

provinciisc sich hewnsst «gewesen sein. VAn sehr bezeichnendes Bei-

spiel dieser Seite der Thätigkeit der Provinzialsyuoden bieten die

1) Himchiui, 1. c. III. 680 t

2) Sirmond, t c p. 09. — 8) Ib. 1. e. p. 74. — 4) Ib. 1. c p. 105. —
5) Ib. 1. e. p. 178.

6) Canon 21: »In nostfis provinciis placuit de praesumptoribns, nt sie tibi

contigcrit, duos epitoopos episcopam invitain faccrc, anctoribus damuatis, ttnias

eorum Ecclesiae ipse. qtii viiii passus est, sabsf ituatur, si tarnen vita rosponilet;

et alter in alteriu> dejecti loco nihiloriiiniis ordinetur. Si voluntariuin iluo fe-

ccriut, et ipso ilainnabitur, quo cautius ea, quae sunt antiquitus statuta ser-

veotur.« 6irmunä, 1. c. p. 73.
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20 Canones der Synode za Gangra, welche die richtige Aaffassang

der Ascese enthalten

Wie die gesetzgebeodfi Tb&tigkeit der Provinzialsynode hier

bezüglich den Best!mmnngen der allgemeinen Synoden corrigirend

und interpreUrend eintritt, so war sie auch eine sopplirende. Es

kamen natnrgemäss Anascbreitangen and Vergehen yor, welche in

ihrer speeifiscben Eigenart von den allgemeinen Coneilien nioht ge-

kannt nnd nieht yemrtbeilt worden waren, dagegen eine generelle

Verwandtschaft mit solchen Vergehen hatten , Aber welche die Gen«

cilien jndicirt hatten. In diesem Falle wandte die Provinaälsynode

die Entscheidungen der allgemeinen Coneilien auf die ihr vorliegende

Fftlle an. So gibt die Synode zu Valence im Jahre 374 in ihrem

3. Canon eine Bestimmnng über die Behandlung derjenigen, welche

Zauberei und Aberglauben getrieben haben ; sie wendet nun auf

dieses Vergehen den II. Canon des Nicaenuras an, welcher den Ab-

fall vom Glauben behandelt, aber so, dass sie die im Nicaenum be-

stimmte Biissstrafe noch steigert nämlich bis zur lebenslänglichen

Dauer ^). Eg gaben also <lie Frovinzialsynoden den Beschlüssen der

allgemeinen Coneilien eine formelle Extension; sie wandten in ihrer

gesetzgebenden Thätigkeit die generelleo Bestimmungen der allge-

jneinen Coneilien auf specifiscbe Unterarten der judioürten Fälle an.

Die Provinzialsynoden konnten sich aber auch vor die Aufgabe

gestellt sehen, über solche Irrthüruer auf dem (Hbiete des Qlaobens

an jodidren, Aber welche keinerlei dogmatische Entscheidnngen der

Kirche, weder generell noch specifiscbe erlassen worden waren und

Aber solche Vergehen gegen kirchliche Disciplin zu nrtheilen, welche

bis dahin nicht vorgekommen waren nnd daher in der kirchlichen

Qesetcgebnng keinerlei Coirectur gefunden hatten. Im erstem falle

galt es den Widerspruch der trrthumer gegen die h. Schrift und die

üeberliefernng klar zu stellen und sie als häretisch zu verurtheilen.

So sind die grossen Häresien der ersten Jahrhunderte, welche später

auf den allgemeinen Coneilien ihre endgültige Entscheidung fanden,

1) BefeU, L 0. I, 780 ff.

S) CSuioii 8: »Circa eoram rero portonat, qni se post mmm et aanetimi

lafaenm, nH pwtKoiM sacrifietts daemomini, Tel hiTesta 1a?atione pollaeiiat,

eam cenrarae formam daximns esse servandam, ut bis jaxta Synodom Nicaenam
satisfactioniä quidera aditus iion negeti'.r, nc infelicibus lacryinis vel solatii

janna dosperationc clauJatnr: acturi vero poenit<Mitiam uaque in diem mortis,

non üiue ^j^e tarnen remissiouiü (^uam ab eo pleae sperare debebunt, qui ejus

laigitatem et solui obtinet, et tarn divei miaorieerdia est, ut nemo deaperet.

Dens enim mortem mm fedt, oee laetatar in perditione Tiforam.« dürfiioiid»

L & ]!. 19.
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zunächst auf Provinzialsynoden verurtheilt worden. In Gallien sind

in dieser Periode nicht derartige Häresien entstanden nnd daher

tritt eine dogmatische Wirksamkeit der dortigen Provinzialsynoden

nicht io den Vordergrund. Die grösste Bedeutung hat in der Be-

ziehung die erste Synode zu Arles im J. 314 gehabt, welche in einem

Schreiben an den Papet Sil?eeter ein FoUständiges Bekenntnise ihres

Qlanbens gab^).

Fand sich nnn die erwihnte Bntacheidnng anf dem Gebiete der

Difldplin, dann Übte die Provinzialflynode ihre gesetzgebende Tbfttig-

keit dadurch ans, dass sie nene Diseiplinarvorscbriften erliess, welche

sonftchst im Bexirk der Provinz Terpflichtende Geltung hatten, dann

aber anch Aber dessen Grenze hinans vielfach Anerkennung fanden.

Eine solche Aufgabe gibt die Synode zu Vannes im J. 465 als die

ihrige in dem Schreiben an, welches sie an die abwesenden Bischöfe

richtet: »rectum esse credidinius, de regula ecclesiastica . . . habita

cousultatione, ut quae in prioriims patrum stattUis videmus omissa,

et procedente tempore licentia ex nimia prolabentis saeculi libertate

praesumpta, statutis saluberrimis sanciremus *).c Die Provinzial-

synode wollte also bisher Verabsäumtes ausführen ; ihre gesetz^febende

Thätigkeit charakterisirt sich als eine ergänzende. Eine gleiche Thätig-

keit und zwar anf dem Gebiete des Qlaubens wie der Disciplin äbta

die Synode zu Nimes im J. 394 aus. Es galt ihr, Spaltungen zu

bekämpfen, welche yeranlasst waren, durch die Ithacianer und ihren

Bischof Felix von Trier, durch das Bindringen des Priscillianismnt

nnd durch die Ankunft manichAiscber Sectirer, die durch das kaiser-

liche Sdict vom J. 389 aus dem Orient vertrieben worden waren.

Die Synode lOste ihre Aufgabe durch Brlass von disciplinftren Vor-

sehriflen, welche sie in einem Schreiben an die Bischöfe Galliens

und die der sieben Provinzen mit den Worten kennzeichnet: »Cum
ad Nemansensem ecciesiam, ad tollenda ecclesiarum scandala disces-

sionemque sanandam
,

pacis studio venissemus , multa utilitati con-

grua, secundum regulam disciplinae, placuit provideri*).

Eine solche die Gesetzgebung der Kirche auf disciplinärem Ge-

biete ausbildende und ergänzende Thätigkeit übten die aus mehreren

Provinzen zusammentretenden Synoden auch dadurch aus, dass sie

das, was in der einen Provinz üebung bereits geworden war, ver-

allgemeinerten, und die Art, Missbr&uche zu bek&mpfen, welche sich

1) Sirmond, 1. c. p. 3 seq. »Epistola synodi Arclatensis ad Silvestraiii

Papam, de rebas in ea gestia et Canonibas ab ea constitatis.«

8) Sirmond, 1. e. p. 187 seq.

8) a^eU, L c II, 68.
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in einer Provinz bewährt hatte, auf die übrigeo ttbertragen. Das

hatte wohl die I. Synode SO Arles im Auge, als sie in ihrem

Schreiben ao Papst Silvester sagte : »Sed et consolendam nobis ipsis

censaimas, et com di?ersae sint pronociae ex qaibns adfeDimus, ita

et ?aria contingant, quae nos ceosemos ob8er?are debere^).«

Bodlich war die Gesetzgebung der Provinzialsynode darauf ge-

richtet, ältere DiscipliDarObangen , die in Vergessenheit gerathen

waren, zn erneaern. Das konnte entweder so geschehen, dass die

Provinzialsynode die bereits vorhandene gewohnheitsmässige , aber

nicht foriimlirte Observanz in bestimmte Sätze fasste oder bereits

forinulirto Satz*} früherer Synoden einfach wiederholte. Ein Beispiel

der erstcren Art bietet die Synode zu Tours im J. 461 ; sie sagte in

iliren Praefatio von den anwesenden Bischöfen: »necessario credide-

runt, ut quia per longain incuriam iu aliquo de rebus ecclesiasticae

discipliuae regala foisset vitiata, definitionesn soam, quae cum patrum

auctoritate concordat, praesentis scripturae emissione firmarent

Hier wird die regala disciplinae als durch Sorglosigkeit und Miss-

brflDche verletzt gekennzeichnet und als AbhAlfe dagegen dne de-

ftnitio derselben, welche frfther offenbar nicht Torhanden wir, fAr

nOthig angesehen. Verschieden hieryon waren die Absichten der

Sjnode zu Angers im J. 4^; sie will nur solche Begeln wieder zur

Beobachtung einschftrfen, die bereits ?on den Vorfahren erlassen sind:

>ut ab bac die . . . hae regulae ecclesiasticae servarentur, quae a

seuioribus juxtu auctoritatem scriptnrarum jam fuerant constitutae').«

Die Berufung auf Canoues früherer Provinzialsynoden und Wie-

derholung der Bestimmungen derselben kommt sehr häufig auf den

Provinzialsynoden vor. In c. 1 des Concils von Kiez vom J. 439

wird auf c. 3 des Concils von Turin verwiesen *). In c. 24 des Con-

cils von Orange vom J. 441 wird c. 8 desselben Concils von Turin

bestätigt^). In c. 24 des zweiten Concils von Arles vom J. 442

od, 453 wird c 14 des ersten Concils tou Arles citirt*). In dem-

selben Concil wird eine Reihe von Canonen aus der ersten Synode

von Orange wiederholt ; der can. 2 entspricht dem can. 52 der

1) Sirmond, L e. p. 4. — 8) Ib. L c p. 128. ^ 8) Ib. 1. e. p. 116.

4) »at tofamit aeeandnin reeentem et Mdabarrliiuim Tburiiiatls lyaodi de-

fioltioneTn.« Sirmond, 1. c. p. 66.

5) »Taarinatis sjnodi seqaendam esse aatentiam, qoa jabentar Don nl-

terias promovt^ri.« Sirmoml, 1. c. p. 70.

6) »sicut magna synodus ante cnnstituit.« Sirmt)nd, 1. c. p. 106.

7) Die Canones 26-30, 32, 3:i, 35 (36, 37), .'i8—46 entsprechen der

Synode von Orange c. 1—10, 12-16, 21—28, 25, 27. Loening, 1. c. p. 379,
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Synode von Valence; can. 47, 48, 51 entsprechen dem c. 4, 5, 9, 10

der Synode von Vaison, so dass von dieser zweiten Synode zu Arles

mit Recht gesagt wird »totum fere coaciliuni,t es sei eine Wieder-

holung der Canones früherer Synoden Das möge, nachdem schon

vorher der häufigen Berufuu^^en der Provinzialsynoden auf das Ni-

caenura gedacht wurde, genügen, um die Tiiatsaelie zu charakterisiren,

dass die Provinzialsjfoodea die CaDoaeä ihrer Yorgäoger mit Vorliebe

eraenerteo

Hienas geht du Qii?erkennbare Beetreben der Provinnal-

Bynodsn hervor, eine Continnität der Gesetssgebang za wahren and

auBzabilden. Die traditionelle Aoffasrang und Uebnng der fiber-

lieferten Regeln der Disciplin sollte im Anschlnss an die Wahrnng

der dogmatischen Lehre aorgflütig gehütet werden. So gestaltete sich

das kirchliche Leben anf gleicher Grandlage in wesentlich sich gleich-

bleibenden Formen aus. ^ In dieser traditionellen Stetigkeit, welche

bis auf das apostolische Zeitalter zurückreichte, trug das kirchliche

Leben die Signatur seiner Integrität. Die Provinzialsynoden haben

mehr als die allgemeinen Concilien hierin den vorzüglichsten Theil

ihrer Aufgabe gelöst. Knüpften aber ihre Bestimmungen in stetiger

gleichmässiger Ausbildung an die Vorzeit an, so wurde durch die-

selben vor Allem auch die Einheit der gleichzeitigen kirchlichen

Uebuog erhalten. Die Provinzialsynoden haben die einheitliche kirch-

liche Ordnung hergestellt. Dadurch wurde der Bildung particalftrer

and localer Gewobuheiteo, in den Keimen ihrer Entstehung entgegen-

gearbeitet. Mochten derartige particaläre Gewohnheiten in an-

scheinend nebensftehliehen Dingen der Disciplin för geringfügige Ab-

weisungen angesehen werden, sie trugen doch in sich den Ansatz sa

Absondernngen, die ?on dem discipliniren Gebiete sich nur sn leicht

anf das der Doctrin ?erbreiten konnten; vielfach waren es sogar

Symptome einer schon vorhandenen Abweichung und Verschiedenheit

der Anffassong anf dem dogmatischen Gebiete. In der Wahrung der

Einheit des Glaubens und der Disciplin haben die Provinzialsynoden

die andere Seite ihrer Aufgabe gelöst. Es waren die Provinzial-

synoden sich dieser ihrer zweifachen Aufgabe wohl bewusst. Auf

der Proviuzialsynode zu Vanues im J. 465 sagen die Bischöfe im

Canon 15: »Rectum quoque duximus, ut vel infra provinciam uostram

sacrorum ordo et psallendi una sit consnetndo, ne varia observatione

in aliquo devotio nostra discrepare credatur, et sicut unam cum

1) Sirmond, 1. c. p. 598.

2) äiehe auch Maataen, Gesch. der QueUeii, 1. c S. 197, Gil ff.
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Trinitatis coafessioDe fidem tenemus, uaam et officioram regulam

teneamus ^).

Hier ist die Tendenz der Provinzialsynode dieser Periode in

Gallien so deutlich wie EQÖglich ausgesprochen; es war die Wieder-

herstellung der Einheit des Qlaubens und der Disciplin durch die

Beobachtung der »alten Canones.« Es ist ganz undenkbar, dass,

wenn es überhaupt Bussbncher in dieser Periode gegeben hat, nicht

der gleiche Binheitsgedanke für die Abfassong und den Inhalt der-

•elben sollte massgebend gewesen sein; waren sie ja doch die

praktischen HandbAcher der Disciplin. Nan beknnden die Bnss-

bficher unter dem Namen eines Theodor, Colnmban, Beda, Egbert etc.

keineswegs diese Tendens der fiinbeit, und ebensowenig in ihrem In-

halte eine Continnitftt mit der Beobachtung der »alten Canones,«

sie treten im Gegentheil für eine besondere Üebnng ein nnd be-

gründen die particuläre Observanz durch den Hinweis auf die eigen-

thüinlicheii Verhältnisse und Gewohnheiten der Länder und Völker,

auch erklären sie hinsichtlich ihres Inhaltes, dass sie nicht die »alten

Canones« sondern vielmehr die Weisthüraer und Satzungen jener

hervorragenden Männer dieser Länder enthalten, deren Namen sie

tragen. Der Gesichtspunkt >ut sacrorura ordo et psallendi una sit

coQsuetudo,« tritt hier in den Hintergrund. Im Gegensatz hierzu

zeigt sich in den Bussbüchern der römischen Gruppeeine sehr deut-

lich erkennbare Tendenz die kirchliche Einheit zu wahren und ihre

Satzungen als den »alten Canones« entsprechend zu charakterisiren.

Das Alles habe ich in meiner »Bnssdisciplin nnd Bussbflcher« des

Weiteren dargelegt. Hier soll nur die Besiehung derselben zu den

Profinzialsynoden Galliens herrorgehoben werden. Von ihnen nnd der

dnrch sie angebahnten und gepflegten kirchlichen Richtung ist swei»

feilos die Abfassung der »rt^mischen Bussbflcher« ?eranlasst worden.

Dass die territoriale Beziehung in dem Beiwort »Romanum« ?or der

inhaltlichen zurücktritt und durch dasselbe die allgemein kirchliche,

traditionelle üebung in Gemässheit der »alten Canones« — die >re-

gula disciplinae« ausgedrückt werden sollte, ist ebenfalls von mir

wiederholt dargelegt worden. Einen Nachweis, wie die einzelnen

Satzungen der »römischen üussbücher« mit entsprechenden Canones

jener Provinzialsynoden Galliens in Beziehung stehen, ist zum Theil

in meiner »Bnssdisciplin und Bussbücher« gegeben; es vollständig

zu tbun, würde hier zu weit führen,

1) Sirmondt L e. I, p. 140.
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III.

Gebührt dem Kircheniiatroii ein Sitz im Chore?

Von Prof. Dr. H. Kihn zu Würxbarg.

Diese Frage ist abgesehen von ihrer wieeenachaftlichen Seite

fftr die praktische Seelsor^e von weiitragender Bedeutung, nament-

lich in solchen Kirchen, in welchen die Patronutsherrn ein der im

Presbyterium sich vollziehenden Opferhandlung entsprechendes, wür-

diges Betragen nicht an den Tag legen und der Gemeinde eher

Aergerniss als ein auferbauendes Beispiel geben. Die Verfasser der

mir vorliegenden Lehr- und Handbücher des Kirchenrechts gehen

entweder auf die Frage nicht ein oilor sie sind über dieselbe zwie-

spältiger Meinung, je nachdem sie dieselbe vom rechtlichen Stand-

punkt aus oder nach der vorherrschenden tbats&chlichen, wenngleich

miubräuchlichen üebung behandeln.

Die in jenen Werken vorgetragenen Ansichten lassen sich hier-

nach in drei Gruppen theilen. Die ertie Gruppe spricht sich ganz

aUgemein dahin aus, dass dem Patron der Kirche unter anderen

Ehrenrechten »ein besonderer Platz in der Kirchec gebflhre. So

Walkr, Pemaneder, €Maeh, BidUer^). Aehnlich IV. Jas. MtM-
Sekedl-Alpmbwrg: »ein bevorzugter Platz in der Kirche (ins sedis) *),c

und SatiH: Honor sedis, ut nempe in ecciesia sedem habeat distinctam ^).

Eine gwaU Gruppe ron Bechtslehrem spricht sich gegen einen

Sitz im Chore aus. Obenan steht hier PhiUips, der in seinem Lehr-

buche des Kirchenrechts sagt: >Zu den Ehrenrechten gehört, dass

der Patron einen eiiiabenen Sitz in der Kirche, jedoch nicht in dem

Chor und ohne Baldachin, in Anspruch nehmen darf« (Regensb. 1859

S. 341). In seinem grösseren Werke räumt er ihm einen »bevor-

zugten Platz in der Kirche« und bei Prozessionen ein und erklärt

1) Walter, Lchrb. des K.-Rechts. Bonn 1854. S. 421 ; Permaneder,
Handb. des E.'Rechta, 4. Aufl., Landab. 1865, S. 433: Gerlach, Lehrbuch des

kaih. K.-R., 5. Aufl. Ton Fr. Xav. Sehalte, Paderb. 1890, 8. 882; IticMer,

Lehrh. dei kath. and evaog. K.*B6ehti, 7. Aafl., beaibeitet von Dove, Leipzig

1874, 8. 572.

2) Grandriss des kath. K.-Beehti mit Berllekflefatigiiag dar Mm. Ge-
•etlgebnng. Wien 1890. S. 83.

3) SaiUi, Pneleetienet Iuris eraon. lib. UL Batisb. 1886 p. 340.
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hernach aasffihrlicher : »der Ehrensitz , welchen der Patron in dnr

Kirche einzunehmen hat, ist ihm jedoch nicht innerhalb, sondern

misserhalb des Chores ansaweisen, aaob soll aber denselben kein

Baldachin ausgespannt werden, selbst dann niebt, wenn der Patron

der Landesberr ist Bine Declaration der Congregatio ConeQU Tom

Jahre 1690 bat dieserbalb den BisebOfen Ton Neapel forgescbrieben,

dass sie alle Baldacbfne, die etwa Ar diesen Zweck bestimmt seien,

entfernen sollten ^).c In gleichem Sinne äossern sieb Vming*), S&her-

nagl^), Aichner ^)^ Lämmer ^)^ Fhü, Hergenröther%
Im Gegensatz hiezu weist eine dritte Gruppe von Kirchenrechts-

lehrern dem Patronus ecclesiae seinen Platz ausdrücklich im Chore

der Kirche an, obwohl die vorgenannten Autoren liiegegen Verwahr-

ung eingelegt haben. Zu dieser Reihe zählen : Schilling Schulte,

theilweise anch Ferraris und Hitischiiis. Schulte führt die unten

genannten Ehrenrechte auf und sagt iu der Anmerkung: »Phillips,

Lehrh. S. 431 gibt ihm einen erhabenen Sitz in der Kirche, jedoch

nicht in dem CW. Es dürfte wenige Patronatskircben geben, in

denen der Patron nicht im Chore sitzt >).«

Anders erkiftrt Scbnlte die sedis in cboro in seinem »System des

allgemeinen katholischen Kircbenrecbtes,« Glessen 1850, S. 701, wo
er sagt : »sedes in cboro, ein besonderer Bbrenpliti auf dem Obere,

worauf der Patron unbedingt einen Ansprach bat und der flberall

gehandbabt wird,« mit der Bemerkung: »üeberall ist aber auch in

Patronatskircben dem Landesherrn, wenn er darin erseheint, der

erste Ehrenplatz vorbehalten, während ein solches Recht vor dem

Patrone auch nicht der höchste Beamte beanspruchen kann, der

1) Kirchenrecht. Siebenter Bd. 2. Abtb. Regeosb. 1872. S. 772 u. 774.

2) Lehrh. im kath., otieat. vnd prot K-Beehti» 8. Aufl. Freiboig ISSSL

90. Nr. 1.

8) 'Das Beebl anf «iaon Bbremlli in der Sieht, jedoob niebt im Pns*
bljrteriura.« Lehrb. des K.-Rechta. Regensb. 1880. S. 229.

4) Aichner, Comp. Iuris eccles. 5. ed. Brix. 1884 p. 310.

5) Lämmer, Institutionen des kath. K.-Rechts, Freib. 1886, S. 448: »ein

bevorzagter Platz in der Kirche, aber nicht sedes in cboro, nicht in dem für

die celebrirendc Geistlicbkeit bestimmten Preabjrteriam, sondern auaserbalb des

Chorea and ohne Baldachin.«

8) PhiL HergenrOthert Labtb. dei kath. K.*BMhtB, Frdb. 1888, 8. 988:

»befomgter Flati fai der Kirche, aber aoMMriiBlb des Cboift.«

7) Schilling, Daa Urehl. Patronat, Leipi. 1854, wo er 8. 84*108 dio

Ehrenr«Ate aatlUirUoh bespricht: las processionis, ioi intercessionam , sedes

in c.horo, sepaltara in ecclesia, luctas ecclesiastieiie, ins liitrao, honor thnris,

aqaae benedictaf', panis ben^'dirti, oscnli pari«».

8} üchuUe, Lehrb. des kath. K.-Kecbtes. 2. Aufl. Glessen 1868. S. 282.

3*
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überhaupt, ausser wenn er als Stellvertreter des Fürsten erscheint,

durchaus kein liecht hat, dergleichen zu fordern, weil kein Kirchen-

gesetz dergleichen gibt, und selbstredend die Anordaung dieser Diage

eioe res ecclesiae interna ist.c

Ferraris^ dessen Prompta bibliotheca, eine Fundgrube dbr die

kirchliche JiM^isprudenz und Moraltheologie, ia Monte Casino und

Paris nenestens wiederholt gedruckt worden ist, spricht sich mit Be-

rafang anf einen Synodaibeschloas Ton Worcester vom Jahre 1240

für einen Sitz in dem daroh den Lettner (eanoelli, Schranken, Gitter)

abgeschlossenen Presbyterinm aus, ohne jedoch der andern Meinung

an fergesaen. Seine Wort^ sollen hier Platz haben: Patrone etiam

debetar honor sedis in eoolesia sua, tum debetur primns locus in

processione. Honor sedis ex loco honoratiori et nobiliori aestimatur,

qualis est chorus seu suLianutn , solis clericis sacratis dicatum

;

De Uoye, de iure honorifico in ecclesia lib. 2 c. 3, ubi iuprimis pro-

vocat ad synodunn Wigoriensem anni 1240 c. 2, ubi haec sancita:

>Nec laici stent in cancellis, dum celebrantur divina, salva tanaea

reverentia patronorum et subliinium personarum.c Sed pationo de-

beri sedem extra chorum, li<;et in digniore loco tenet Cardinalis

Petra, Comnieat. ad Const. apost. Const. 7 Gregorii IX. n. 55 et seq.^).

Hinschiua fährt dieses Ehrenrecbt des Patrons an zweiter Stelle

(nach dem ins prooessionis) an, and Iftsst fftr verschiedene Auf-

fassnngen Platz, indem er sagt: »Das Recht auf einen besonderen

Sita oder Betstuhl an aasgezeichneter Stelle in der Kirche, z. B. dicht

an dem Chor oder auch in demselben oder auf der Bmporkirche, der

8. g. honor sedis >),c mit Berufung auf die angefahrte Synode von

Worcester und unter Hinweisung auf ein Ähnliches Decret der Synode

von Exeter vom Jahre 1287 c. 12: »audivimus, quod propter sedilia

in ecclesia rixantur multoties parochiani, duobus vel pluribus unura

sedile vendicantibus, quo ^^rave scaudalum in ecclesia generatur et

divum saepius inipetiitur officium. Statuimus, quod uuUus de cetero

quasi proprium sedile in ecclesia valeat vendicare, nobilibua personis

et ecclesiurinn patronis dumtaxat exceptis ; sed qui orandi causa primo

ecclesiam introierit, iuxta propriae voluntatis arbitrium sibi eligat

orandi locuro^).c

1) 8o Prompta Bibl. can. iorid. et mor»lU. T. lY. Montls Gm. 1848 p. 690.

IHe raehte Sohreibiiiig ist Syn. VigorientiB. Ferraris tchrtibt ferner: Ne laici

•int, richtiger wie oben nach Mansi, Conc. coli. T. XXIII. p. 526.

2) Hin8chius, System des kath. Kirchenreehte mit beeondeier Bftckeieht

auf Deatschland. III. Bd. Berlin 1888. S. 64.

3) qaod codex: qao scrip.si.

4) Sjnudus Exouienais bei Mauai, Conetl. Coli. T. XXIV p. 802. Einen
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Im canonischen Rechtsbuch and den übrigen für das Jus com-

mune rnassgebendeo Quellen einschliesslich des Concils voq Trient

ist über das in Frage stehende Rechfc nichts enthalten. Weder in

C. 25 X de lore patron. III, 88, .wo nnr fom Vortritte des Patrons

bei Prozessionen die Rede ist: »Pro fondatione qnoque eeclesiae honor

processionis fandatori serTator,c noch im C. nn. in VI** de Iure

patron. III, 19 geschieht daron Ervfthnnng. Ja, in C. 26 G. 16

Q. 7 wird der Stifter der Kirche (oblator) ansdrficlrlich daran erin-

nert, dass ihm ausser dem Rechte des Vortritts bei feierlichen Um-
zügen kein eigenthQroliehes Recht snkomme: »sdtnms sine dnMo
praeter p^oce^^sionis aditam'), qui omni Christiane debetur, nihil

ibidem se pioprii iuris liabituruin.« Nur die Glossa Processionis zu

den zwei letzt genannten Canones gedenkt ausserdem noch des be-

vorzugten Sitzes und des Begräbnisses in der Kirche, aber ohne

nähere Aiig.il)e der sessio (sedes). Daraus ergibt sich, dass die

Ehrenrechte des Patrons einen anderen Ursprung haben müssen, und

»man wird, bemerkt Phillips a. a. 0., nicht irre gelien, wenn man

denselben in den germanischen Kechtsverhältnissen, in der Stellung

des Grundherrn zu >seiner* Kirche sucht.

c

Die Iura honorifica des Patrons (einschliesslich des honor pro*

cessionis in seiner jeteigen Bedentnng) sind thatsftchlich ans dem
germanischen Qewohnheitorechte entstanden and hierans in die

eanonischen Rechtsqnellen spftterer Zeit hineingetragen worden*).

Die Gmndherm, welcho auf ihrem Besitz eine Kirche erbaot hatten,

betrachteten sieh fortwährend als Bigenthflmer der Kirche nad des

Kirchen?ermögens , nicht nnr den fibrigen Qliedem der CKtmeinde,

sondeni aneh dem Geistlichen gegenüber, welchen sie in Tietfacber

Abhftngfglreit von sieb zu erhalten wussten. Die Kirche stand wie

jedes andere Gebäude in der Gewehre oder iu der unbcscliränlcten

Maehthefugniss des Grundherrn. Dieser hing nach Willlvür sein

Wappen an oiler in der Kiroli<) auf, wählte sich einen beliebigen

Sitz in der Kirclie, bestimmte die üegräbnissstätte der Familie und

nahm andere Ehren in Anspruch, die ihm nach göttlidieni und

eanonischen Rechte nicht gebühren. Die Bischöfe standen diesen

Anmassungen machtlos gegenüber, i)is es allmälig der kirchlichen

Gesetzgebung gelang, die beanspruchten Vorrechte zu beschränken,

andern ähnlichen Erlasa eioes engliielMii BitehoÜi «rwihnt Du Canye, Glot-

saiiniD s. T. Patruuatus.

1) Ueber die verschiedene Bedeutung des proceitionii aditas vgl. Phit-

lipa, Kirchenrecht. VII. Bd. 2. Abtb. 8. 778.

8} Duani crkliren sieh di« «rwihntea BeMhlttne dat engUiohen Oonciliea.
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die kirchlichen Gerechtsame zu schätzen, die Verwaltung des Kir-

chenvermögens und die Kirchen mit allem Zuhohor der bischöflichen

Administration und Visitation zu unterstellen und die Besetzung der

80 gestifteten Kirchenämter unter Anerkennung der gerecliten Aq-

sprfiche der Stifter kirchlicher Beneßcien zu ordnen und zu sichern.

Dies geschah auch bezüglich der Ehrenrechte der Patrone , freilich

erst viel später. Die Kirche doMete im Mittelalter bei den nahen

BeiiebaDgen der kirchlicheo und weltlicheo Gewalten die in An-

sprach genomnenen Vorrechte der Palrone, ohne ihnen jedoch ge-

meinrechtliche Anerkennung m gewähren. Im Hinbliclc anf den

llangel dessbezagUcher Beatimmnngen im Jus commane der Kirche

bemerkt Hinschias a. a. 0. : >An Bbrenrechten nnd zwar solchen,

welche dies im engeren Sinne (inra honorifica oder honores) sind,

weil sie in besonderen änssero Vonflgen ?or den Übrigen GUnbigen

bestehen, gewährt das gemeine Recht dem Patron nnr das Ins oder

den honor processionis, d. h. das Recht des Vortritts vor den übrigen

Laien bei feierlichen Umzügen, Prozessionen, in und ausserhalb der

Kirche. Die sonst noch vorkommenden Ehrenrechte beruhen nicht

auf dem gemeinen, vielmehr nur auf (jewohnheits- oder geschriebenem

Particularrecht , welches freilich von der gemeinrechtlichen Gesetz-

gebung niemals in Frnge gestellt ist. Hieraus folgt, dass sie nach

gemeinem Rechte nicht ohne weiteres in Anspruch genommen wer-

den können, vielmehr nur dann, wenn sie im Particnlarrechte oder

nach Gewohnheitsrecht begründet, oder wenn sie bei der Stiftung

forbehalten oder durch Ersitzung (soweit letztere statthaft ist) er-

worben sind.c

Dem gegenfiber müssen wir bemerken, dass Ersitzung in unserm

Fall, wo es sieh um eine sedis in choro handelt , niemals statthaft

ist, nnd Fräscription gegenöber positiven canonischen Bestimmungen,

die im göttlichen Bechte grfinden, nicht Platz greifen kann. Wenn
es auch wahr ist, dass das Gewohnheits- oder geschriebene Particular-

recht von der gemeinrechtlichen Gesetzgebung niemals in Frage ge-

stellt wird, 80 gilt dies doch nnr unter der Voraussetzung, dass die

Gewohnheit überhaupt rechtskräftig werden kann. Dass dies aber

hier nicht der Fall ist, wird sich aus unserer weiteren Darlegung

ergeben.

Zudem hat Hinschius bezuglich unserer Frage die nachtrienti-

schen Rechtsquellen ganz ausser Aciit gelassen. Doch vorerst ist

festzustellen, dass eine Gewohnheit oder ein Particularrecht für eine

sedes patroni in choro durchaus nicht Rechtskraft gewinnen kann.

Damit die Gewohnheit so gut sei, wie geschriebenes Becht,
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und ein mit ihr in Widerspruch befindliches Gesetz beseitige, wird

erfordert, dass sie consuetudo rationabilis sei, d. h. keine Gewohn-

heit icaon Geltang erlangen, welche mit dem göitUoben Gesetze und

den hieraus gezogenen vernunftig»^n Schlussfolgerungen, mit der kircb-

lieben Disciplin, dem Geiste der Kirche und des Instituts, in wel-

ehern sie Binfloss üben soll, in Widersprach steht Dies wird in den

Qaellen so ausgedrückt, dass die Oewohnheit dem nerrus ecelesiastioM

disciplinao nicht entgegen sein dfirfe. Lehmkahl spricht dieses Prindp

mit den Worten ans: Si declarator consaetndo contraria irrationabilis

eo sensu, nt sit contra legem naturalem vel divinam, eiusmodi eon-

suetudo nnnqnam (leri potest rattonabilis neque legem abrogare nn-

quam valot ^).

Nun ist aber die Gewohnheit, dass der Patron seinen Sitz im

Chore der Kirche habe, irrati()nal)el. Denn dieser ist zur Feier der

heiligen (jeheiinnisse bestimmt. Hier steht nächst dem Throne des

Bischofs der Altar, um das Opfer des Neuen Bundes zu feiern. Zu-

gleich befinden sic)i hier in den altchristlichen Basiliken die Pasto-

phorien, gegen Osten gelegen, in welchen nebst den heiligen Büchern

das Allerheiligste aufbewahrt wurde. Im Tabernakel bat Gott unter

den Menschen seine Wohnung genommen. Wegen dieser seiner Be-

dentang fftr die Liturgie und das Sanctissimum hiess der Chor, dem
Allerheiligsten des alten Bandes entsprechend, ti £7ioy, xh äjm
äyim, sanctum, sanctum sanctorum, sacrarium, seeretarium.

Dieser setner Bestimmung gemftss war der Chor ausschliess-

lich der Platz für die im heiligen Dienste beschäftigten Geistlichen,

für Bischöfe und Priester, welche ddcs heilige Opfer darbrachten und

das Officium divinum beteten oder sangen. Daher heisst das Of-

ficium divinum selbst Chor, und so werden auch die Paallentes und

Cantores, die in jenem Räume ihren Platz hatten, genannt. Aus dem

gleichen Grunde heisst der Chor Presbyterium. Denn an sich ist

PrpRbyterion ein Sammelname und begreift nach den Briefen des

hl. Ignatius den Bischof und die ihm sur Seite stehenden Priestsr

und Diacone.

Die locale Ausscheidung Ton Klerus und Volk ist bereits in

den apostolischen Constitutionen Hb. II. c. 57 ausgesprochen. Sie

grfindet in der Bestimmung des Ssoerdotium sum Dienste des Altars

und in dem nach dem ins divinnm gesetzten Unterschiede der beiden

Stände >). Schon aus dieser {gottgewollten Anordnung ergibt sich die

1) Compeudinm TheoL am. Frih. 1884 p. 55.

2) Duo sant genm ehristianonioi. G. 7. C. 18. Q. 1.
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vernünftige Folgerung, dass Klerus und Laien von einander ge-

schiedene Sitze haben. Die Kirche Gottes oder die versammelte Ge-

meinde gleicht nach den apostolischen Constitutionen einem grossen

Schiffe, auf welchem der Bischof der Steuermann ist und für die

Aafreohterhaltaog der Ordnung die Verantwortung trägt. »Das Hans

der Versammlong sei länglich und gegen Osten gebaut und auf beiden

Seiten habe es gegen Morgen Pastopborien (fQr die hl. Eucharistie

und die hl. Bfleher). In der Mitte eoU der Thron dee Bischofs

stehen, sn seinen beiden Seiten sitxe die Priestersehaft. Die Diacone

sollen stehen leicht gelLleidet; denn sie gleichen den Matrosen und

Bnderirnechten nud haheo dafftr sn sorgen, dass da$ VM tu dm
Übrigen Räumen sich ruhig und mit Anstand Tersaromele nnd Plats

nehme. Die Franen sollen getrennt sitsen nnd Stillschweigen be-

obachten c (Const. ap. II, 57). Hier ist die Abgrenzung der christ-

lichen Basilika in Presbyterium und »Schiff« deutlich ausgesprochen.

Der für die Priesterschatt bestimmte Platz in der Basilika hiess

wegen seiner erhöhten Lage ß^fia. Den Laien war der Eintritt in

den Chor während der Feier der heiligen Liturgie untersagt. Daher

wurde derselbe gegen das Schiff der Kirche zu durch ein Gitter

(cancelli) abgeschlossen. Aus dem gleichen Grunde hiess das Pres-

byterium SduTov, aßaxov, d. h. der den Laien und Frauen unzugäng-

liche Baum^). Nur der Hinzutritt znr hl. Commnnion berechtigte

sn einer Ausnahme *).

Diese Recbtsanschauung über das Presbyterium der Kirche als

Enltstfttte nnd ansschliesslicher Pinta fttr den Klerns &nd in sahi-

reichen Sjnodalbesohlüssen nnd»im Jns commune ecdesiae Ansdmck.

Die römische Synode vom Jahre S53 Can. 83 erUess das Verbot:

Saecnlares . . . nec inter sacros caocellos ordinibns debitos, nisi

permittente episcopo, attentent accedere, nnd das Concil zn Nantes

?om Jahre 895 Can. 8: nt nnlla femina ad altare praesnmat accedere

ant presbytero ministrare aut intra cancellos stare ^). Ein Poet druckte

diese kirchliche Regel in den Versen aus:

Intra cancellum laicos compelle niorari,

Ne videant vinum cum facro pane sacrari.

Der hierin liegende kirchlielio Canon ist aber nicht etwa blos

eine provinzielle, auf dem Particularrecht beruhende Norm, sondern

1) Belegstelleu hiefär bei Krau^, Eealeucyklopädie des christl. Alter»

thami. Fieih. 1889. L Bd. 8. ISe.

2) AportoL CoMt lib. Till c 18.

9) Beide SjnodalbeeehlflsM bd Du Cange, OIoHarinn a. . Guioelfaii.

Bd. HeMofaeL Faiii Um, IL
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eine gemeinrecbtUclie Bestimmang, indem der nachfolgende Synodal-

beschloas ?od Mainz (nach andern ?on Tours oder Afrika) Aatnahoae

in dM canonische Rechtsbucb fand: Ut laici secos altare, qnaiido

Sacra mjsteria cdebrantar, stare rel aedere inter clericos non prae*

•amaiit; sed pars Ula quao cancellis ab altari dividikur, tantnin

paaUentibiM pateat dericia. Ad orandam vero et comninDicandQm

laicis «t feminia (sicnt moa est) pateant aancta sancionim ^).

Diesen nnzweideatigcn kirchlicben 6eseties?orschriften gegen-

über werden die erwfthnten Bynodalbeschlflsse, welche dem Patron

die sedes In choro wabren, nnhaltbar und binfftllig. Die in Frage

stehende Consuetudo ist offenbar dem nerfus ecclesiasticae disciplinae

entgegen.

Sie hat die Rationabilität nicht für sich, widerspricht vielmehr

dem göttlichen Recht bezüglich der Feier der kirchliohen Liturgie

and des Unterschiedes zwischen Priesterthum und Laien. Sie stoht

im Gegensatz zum lus coinmiine der Kirche, wornach Laien, zumal

Weiber, wahrend der Feier der heiligen Geheimnisse nicht im Chore

anwesend sein sollen. In gleicher Weise verstösst die fragliche Ge-

wohnheit gegen den Geist und die Disciplin der Kirche, dass das

Heilige heilig gehalten und das Allerheiligste durch profanes Be-

nebmen der Anwesenden nicht entweiht werden solle. Von Prft-

.seription oder Brsitinng kann hier nicht die Bede sein.

Was sich uns hier durch Schlnssfolgernngen ans dem göttlichen

Becht, ans feststehenden kirchlichen Rechtssitien nnd ans Yemnnft-

grftnden ergab, das hat die nmiere kirchliche Oeaetsgebnng bei Ter»

schiedenen Qelegenhmten lom klaren Ansdmck gebracht nnd als nn-

iweifelhafle Beehtsnormen aufgestellt. Verschiedene kirchliehe Er-

lasse von gemeinrechtlicher Giltigkeit sprechen sich gegen den Sitz

des Patrones im Chore aus. Wir führen als Belege hiefür drei

Decrete an

:

1. Eine Erklärung der Congregatio Concilii vom 21. August 1587;

2. Ein Decret des Papstes üiegor XIV. vom 5. August 1591, der

sich auf die vorhergehende Entscheidung der Coocilacongregation

bezieht;

3. Eine Constitution des Papstes Urban VITT, vom 14. April 1639,

welche aal den beiden vorgenannten Aktenstücken beruht*).

1) C. 1 X de Tita et bonestate cleric. III. 1.

2) Die drei Decrete stehen in der let2tgen.innten Constitution Urbans VIII,

>Alias« vom U. April 1639. Diese findet sich im Ballarium Born, auapicante

AlAisio BiUo edit T. XIV. Aag. Taar. 1868 p. 708-711. Nnr Silbernagl and

UoMMT ciliffn die ConrtitatfoB, aber fUaeblkb eater dem 14. Mu 1689.

iJiyiiizea by CjüOgle



42 Kihn, Gebührt dem Kirchenpatron ein Sü% im Chore?

1. Die erstgenannte von der Canlinalcongrej^ation zur KrkläninjEf

der Decrete des Concils von Trient gegebene Entscheidung wurde

durch folgenden vom Üiscliof Laurentius von Si^uenza vorf^e-

traiTPiien Fall veranlasst. In einiiren Collegiat- und I*farrhirchni

mehrerer Städte seiner Diöcese nahmen vornehme und adelige Laieu

auf Grund der weltlichen Herrschaft über jene Städte und des in

jenen Kirchen beanspruchten Patronatsrechtes an i»esonders hervor-

ragendem Platze befindliche, vom Bischöfe angewiesene Sitze inner-

halb des Lettners und der Chöre der Kleriker als ihnen eigenange*

hörig unter den Canonikern ein und erhoben Anspruch darauf, dasa

ihnen kirchliches Cererooniell erwiesen werde, dass ihnen namentlich

der Diacon, mit den heiligen Gewändern bekleidet, das Buch snm
Kflssen darreiche, ihnen und ihren Angehörtgen Incens und Fax

geben solle Der genannte Bischof hielt dies nicht für statthaft

und legte die Frage vor, ob dergleichen Ceremonien den genannten

Laien, auch wenn sie Patrone dieser Kirchen wären, gebührten, und

ob diese Laien innerhalb des Gitters und der Priesterchöre Sitze in

Anspruch nehmen dürften. Die genannte Congre^Mtion antwortete*),

tituri,ri.sL'lie Ceremonien dürften vveiler den besagten liiiien noch re-

gierenden Fürsten O'ler kirchlichen VVünlenträgern (praclatis) , auch

wenn sie an Ran-^ höber ständen als der Hisidiof, erwiesen werden,

da sie nur dem in seiner eignen Diöcese befindlichen Bischof ge-

,

bahrten. Incens und Pax därften zwar den Laien wie den Canonikern

geliehen werden, jedoch nur in Abwesenheit, nicht in Gegenwart des

Bischofs; was aber ihre Sitze betreffe, so seien dieselben nicht inner»

halb, sondern amterhaUb des Chores der Geistlichen aufzuschlagen:

quin potius eorum sedes non intra, sed extra chorum eeclesiasticoram,

in digniori tarnen loco collocandaa esse^).

1) Luircntiu!; episeopos Segantinos. Segantia, Segontia ist das heutige

Signenza in Spanien.

2) dicto evangelio diacouuni vestibus sacris indutain eis librmn deoscu-

laudam offerre ac per eandein diacouuni suis loco et teuiporo inceiisum et pa-

cem sibi dari volebant; praetereaqae stdes intra canMÜM et cleriewom ehorot

dictaram eoelesianim in praeeminentlori loco existentes ab episeopo depatatas

tanqnaiD sibi proprias etiam inter eanenieos oeeopabant Bali Born. 1. e. p. 709.

3) unter dem 21. Awg. 1587. Das Datum findet sich nicht in der citirten

Constitution »Alias.« sondern ist auj FhjnalelU^ Consolt canonieae. Venetüs

1695. T. IV. ConsnU. 1(> n. zu piit nehmen.

4) Auf diese Entscheidunt? horief sich, wie aus Pi^^natelli (1. c. toni. IV.

Consult. 16 n. 1) zu erselien ist, auch die liota Romana unter dem 5. März 1599,

indem sie zugleich auf den obenangcfühiten, in das kanonische Beohtsboeh aber-

gegangenen Öinon der Synode von Ifaint mit der Bemerkung TeriHes: ei-

presae vetatar laicU ttare ?el 8e4efe in presbjterio, qaaado eelebnntar divioa
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Die Congregatio Coiicilii traf diese EnUcheidang sowohl bezOg-

lich der Coilegiat- als Pfarrkirchen, in welchen Lai«»n das Patronat

beanspruchten ^). Dieselbe ist umso wichtiger, als der frühere Bischof

selbst den weltliehen Herren nnd Patronen ihre Sitze im Chore an*

gewiesen hatte. Gleichwohl werden ihnen diese infolge der erhobenen

Prfttensionen nnd der Mtssbrftoche während der Feier des heiligen

Opfers entsogen und anaserhalb des Presbyteriuros angewiesen.

2. Dm diesem Beeret seine Wirlräng für alle Zukunft zu

sichern und ihm allgemeine Geltung nnd grosseres Ansehen zu ver-

schaffen, stellte der genannte Bischof Laurentius an den Papst

Gregor XIV. die Bitte, dass dasselbe durch sein und des apostoli-

schen Stuhles Bestätigung und Schutz zweifellose Kraft und Be-

siepelung erhalte. Dieser Bitte willfiihrte der Papst iu einer Con-

stitution vom r>. August ir>91 an den Erzl)ischof von Toledo, sowie

an den Thesaurarius und üiHcial der Kirche von Siguenza, worin er

es als seine apostolische PHicht erklärt, auf all das seine Aufmerk-

samkeit zu richten, wodurch alles Ungeziemende und Unpassende in

der Kirche Gottes beseitigt werde, das angeführte Decret durch eine

grosse Zahl feierlicher Formeln bestätigt, gutheisst und ihm dauernde

Geltung zueignet'). Zugleich erklärt Gregor XIV. alle andere Be-

stimmungen des apostolischen Stuhles, die seit unTordenklicher Zeit

bestehenden Gewohnheiten, Privilegien und Indulte für aufgehoben

und flberantwortet die (Jebertreter dieser apostolischen Anordnung

dem Zorn Gottes und der ApostelfSrsten Petrus und Paulus*).

Es war orauszusehen, dass die Ausführung dieses Decretes auf

Schwierigkeiten und Widerstand Stessen werde. Auch flir diesen

Fall hatte Papst Gregor Vorsorge getroffen, indem er anf unver-

brüchliche Beobachtung drang und die Renitenten mit kirchlichen

Strafen bedrohte; nöthigenfalls solle das bracliiura saeculare zur Voll-

ziehung der getroffenen Anordnungen beigezogen werden*).

officia ita. at ne patronus qaidem sit admittendas. In £j:l»Mchcr Weise entschied

die Congregatio Concilii am 10. Nov. 1657 für Gerona io Spanien.

1) quaedam coUegiatae «I pamhiatet eoetena« nperiQntor. BiilL Bom.
L a.

I». 709.

8) Ods« piopterea a eoagregatione 8. B. E. fiardioalinin deentoram Con*

eilii Tridentiai interpretam provide dserett sunt, at fima perpetoo et illibata

persistent , com a nobis petitor, approbamni iUisqae perpetnae firmitatu robor

adiidmus. 1. c. p. 708.

3) Die langen Formeln im Bull. Rom. ed. cit. t. XIV. p. 710. 711.

4) praeinsertas litteras et in eis contenta haiusmodi inviolabiliter obser-

Tari, non permittentes, dictam Laarentium episcopum Segantinom per quoscaDqaa

deraper impediri tan molevtail; cootradietoros qvoaUbet et rsbellM ae piaemif

Diyilizea by CjüOglc



44 Qebükrt dem Kirehempalron ein SU» im Chore?

3. Da aber die besagten Missbräuche noch Jahrzehnte fort-

dauerten, baten der Rector und die Benefioiaten der Pfarrkirohf^ von

Ariza in der genannten Diücese Siguenza den Tap^t ürbau VI II. um
Confirmation des Decretes Gre^s XIV. durch die apostolische Au-
torität. Im Confirmationaschreiben 7om 14. April 1o39 sprach der

Papst die volle Giltigkeit der Ton seinem Vor^^änger getroffenen Ent-
scheidungen und Anordnungen aus and befahl deren unverbrflehliebe

Beobachtung für die Zukunlt, indt m er jede andere Bfstimniung und
wissentliche oder unwi^^scntliche Verletzung des päpstlichen Schreibens

für null und nichtig erklärte ^).

Bs liegt die Versuchung nahe, auf die Consequenzen einzu-

gehen, welche sich hieraus für die Seelsorge ergeben. Doch sei nur

ein Pankt besprochen. Gibt der Patronns eccläiae, der seinen 8iii

im Chore hat, durch sein Benehmen wfthread des Gottesdienstes An-
lass zur Klage oder der Gemeinde Aergemiss, so ist es Sache des

zuständigen Geistlichen, seines Amtes zu walten und ohne Ansehen
der Person solche Missstände abzustellen. Freilich wird er hior nicht

selten auf Schwieritrkeiten stossen. Leichter wird es sein, im Ein-

klan*j mit den kirchlichen Satzungen und , wenn hiegegeii Wider-

spruch erhoben wird, im Einvernehmen mit den zuständigen kirch-

lichen Behörden dem Patron einen andern angemessenen Sitz in der

Kirche anzuweisen. Als solche können bezeichnet werden der Sa-

kristetanfbau oder die sogenannten >Chörchen,c (»Logenc) rechts und
links vom Presbyterium ferner die nftchst dem Portal der Kirche

errichteten Emporen, deren sich in manchen Kirchen zwei befinden

endlich wo es Rcdche nicht «(iht, ein Platz vor dem Presl)yterinm

unter der Communionbauk oder ein Sitz in den im Schiff der Kirche

befindlichen Stuhlreihen.

Durch gegenseitiges Benehmen und Uebereinkommen , durch

Klugheit und Entschiedenheit irird sieh in dieser Beziehnng Tiel er-

reichen lassen.

sis non parcntes per acntentias, censuras et poenas ccclesiasticas aliaquc op-

portana iuris et facti semedia, appellatione postposita, compescendo, invocato

atiam hoo, d opus feexit, aniilio biMhii neealuis. L. c p. 711.

t) DecementM illti necnon praetentat litteras Talidas, firmas etefficaees
existere et fore, snosqno plenarios et integres effectus sortiri et obtinere. ac ab
Omnibus et singalis, ad quos spectat et pro tempore spectabit in futaruro, in-

TioUbiliter obrnnrari, aicque per qaogcanque iadicM ordinarios et delegatos,

etiam causaruni palatii apostolici auclitores , iudicari et definiri debere :ic irri-

tniii et inane, si aecas saper bis a quoquam quaTis auctoritate, scieuter vel

ignoranter contigerit attentari. Non obstaotibni . . . eontrarüs qnibasoanque.

2) Es wfire leicht eine lange Reihe Ton Kirchen ansnfQhren, in welchen
sich solche finden . z. B. in den Hofkirchen inid Kapt^llen der kgl. Residenzen

in Bayern, nicht blos in München, sondern auch in den l:'ro?inziaUtädten, ferner
in den ebemaUra ftnthisdij^eh«! wid Abteikircbea v. a. n. Dana eelieint

Schalte zu denken, wenn er Ton einem Sits det Patrone au/dem Chore eprichi.

8ieh oben S. 35.

3) anf der einen hat manchmal die Orgel nnd der Oesangchor, auf der
andcm »die Uonclmft« Platt, ao in Bronnbieh, wo die henogliche Familie
OD Bmgania aof einer der beiden Emporen dem Oottesdienste anwohnt.
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IV.

QvH- und kirchliche Trauung in ihren strafrecMMen Be-

ziehungen.

Tob AugtuHn Arndt 8. J, PfofsMor doi «boil Bedit« in Knku.

Dorch das Beichsgesetz vom 6. Febraar 1875 ftbor die BedV-

knndang des Personenstandes n. s. f. worden allgemeine ¥onehriften

Uber die bSrgerlich gfiltis^e Eheschliessung innerhalb des dentscben

Reiches gegeben. Es lag dem Gesetze fern damit kirchliche Ver-

pflichtungen aufzulieben. »Die kirchlichen Verpflichtungen in Be-

ziehung auf Taufe und Trauung werden durch dieses Gesetz nicht

berührt«, lieisst in §. 82. »Die üebertragung der Beurkundung

des Personenstandes auf vom Staate bestellte Beamte und die Ein-

führung einer bürgerlichen Form der Ebeschliessung erfolgt aus

Gründen, welche sich gegenüber den bestehenden Verhältnissen aus

der Pflicht des Staates die rechtlichen Beziehungen seiner Angehörigen

m ordnen nnd möglichst sicher za stellen, mit zwingender Noth-

wendigkeit ergaben. Das Band, welches die Einzelnen mit ihrer

Kirche verbindet, in lockern nnd insbesondere die Verpflichtnng inr

> Tanfe nnd kirchlichen Trannng zo alteriren, kann nicht in der Ab-

sicht liegen, da der Staat nnverkennbar ein eigenes hohes Interesse

hat, dieses Band nngeschwftcht in erhalten nnd die den kirchlichen

Verpflichtungen entsprechenden Sitten nnd Gewöhnungen in konser-

Viren. Diesem Oedanken gibt der §. Ansdrnck. Das Bedflrfhiss m
einer entsprechenden Bestimmung bestätigen die Erscheinungen,

welche in Preussen in Folge des preussischen Civilehegesetzes zu

Tage getreten sind.« (u. s. f.) So die Motive zu dem gedachten

Gesetze. Aus der Aufzililung nur zweier Akte, der Taufe und Trau-

ung, kann nicht geschlossen werden, dass andere kirchliche W^r-

pflichtungen, welche sonst noch gec^enübor dem Gesetze bestehen,

beseitigt sind. Man hat nur, wie die Motive ergeben, für erforder-

lich erachtet, gerade die Taufe und Trauung besonders hervorzu«

heben. Seiner Kirche gegenüber, sagt der Koch'sche Oommentar

inm Allgemeinen Landrecbte ^), bleibt der Katholik immer noch

1) AUgemdioes Laudrecht für die Preussischen Staaten. Herausgegeben

mit CenuDentu in Amnerkniigen von Dr. C F. Koch. Ifaeh das Yerftaiert

Tode baaibeitil von Dr. FOnter, B. Johow, F. Hiiiiehiw, A. AehtllM, A. Deleke.

Berlin 1879. ft. Aotg.« Band HI» 8. 94.

iJiyilizeQ by VoüOgle



40 Arndt, Civil- u, kirchl. Trauung in ihren atrafrechtl, Beziehungen.

verpflichtet sich nur in den kirchlich anerl^annten Fftllen scheiden

SU hssen und die Nichtigkeit der Bhe nnd die Scheidung vor dem
geistlichen Gerichte nachzusuchen gemäss §. 11., Titel 1, Theil II

des Allgemeinen Landrechtes: »In wie fern katholische Glaubensge-

nossen in den durch die Landesgesetze erlaubten Fällen die Dispen-

sation der geistlichen Oberen nach den Griitul.satzen ihrer Heligion

nachzusuchen haben, bleibt dem Gewissen derselben überlassen.« In

gleichem Sinne erklärte das Roichsgf'richt in einer (mehrfach zu

citirenden) Entscheidung vom 11. November 1887: »Die kirchliche

Einsegnung gültig geschlossener Ehen aussoschlieeeen und in bürger-

lich gültiger Ehe lebende an der Erfüllung ans dem Abschlüsse der

Ehe sich ergebender kirchlicher Verpflichtungen su hindern, lag dem
Gesetze vom 6. Februar 1875 fern.c

Die uns hesonders interessirenden Bestimmungen des genannten

Qesetses, sind, nachdem der principielle Standpunict desselhen gegen-

über der katholischen Kirche dargelegt, auf zwei Paragraphen zu

beschränken: §. 41; 9lnnerhalb des deutschen Reiches kann eine

rechtsgflltige Ehe nur ?or dem Standesbeamten geschlossen werdenc

§. 67: »Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den

religiösen Feierlichkeiten einer Eheschliessung schreitet, bevor ihm

nachgewiesen ist, dass die Ehe vor dem Standesbeamten geschlossen

sei, wird mit Geldstrafe bis zu 300 Mark oder mit Gefäuguisa bis

zu 3 Monaten bestraft«.

Es entsteht nun die Frage: In welcher Weise ist dem Geist-

lichen der Nachweis zu liefern, dass eine bügerlich gültige Ehe-

schliessung stattgefunden hat? Ist eine bestimmte Norm vorge-

schrieben oder hat das subjektive Befinden des Geistlichen hier freien

Spielraum? Mit der Beantwortung dieser Frage werden zugleich

einige mit ihrem Gegenstande zusammenhängende Punkte ihre Be-

leuchtung finden.

L

Die Absicht des §. 67. ist es nicl\tige Ehen zu verhüten. Aus
diesem Grunde haben die Strafvorschriften des gedachten Paragraphen

das Nichtbestehen einer gültigen Ehe zur Voraussetzung. Infolge dessen

wird ein Geistlicher, der, nachdem die Ehe vor dem deutschen Stan-

I) »Geistliehen and anderen Religionsdiencni (d. h. den Religionsbeamten

der christlichen Kirchen und der übrigen Religionsgeselläcliaften) darf das Amt
eines StandesbeaintdD oddr die Stellvertoetuog eiues solchen nicht Obertngmi
werden«. §. 3.
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desbearoten geschlossen ist, za den religiösen Feierlichkeiten einer

Eheschliessang schreitet, nicht schon dadurch strafbar, dass er sich

den Abschluss der Ehe nicht nachweisen lässt. Ebenso wenig hat

das Gesetz die Strafbarkeit eines Religionsdieners statuireo wollen,

der, nachdem die Ehe Im Auslände rechtsgültig geschlossen worden

Ist, im Inlande die religiöse Feierlichkeit der Eheschltessang vor-

nimmt. (Bntsch. des Reichsger. 11. Nor. 1887.)

ESs bleibt also nar der Fall za untersachen, wo ein Geistlicher

eine in der That nicht rechtsgültig geschlossene Ehe einsegnet.

Welches Rechtsbewnsstsein macht ihn strafflUlig? Ein gewisser G.

hatte am 10. April 1886 zu B., wie es hei den Juden Sitte ist, mit

dem jüdischen Lehrer R. und der Johanna G. ein Gebet vor Zeugen

verrichtet, und an Stelle eines Baldachins ein Tuch, das von einigen

Personen ausgebreitet und horh cfelialten worden, verwendet. Des Ver-

gehens gegen §. 67. aiigeklai^t, erklarte er, er sei der Meinung ge-

wesen, dass B. und G. bereits in Etif^Hand eine rechts«(ültige Ehe

abgesthlossen. Die Strafkammer nahm an, dass die anderweitig zum

Theil bestätigten, jedenfalls nicht widerlegten Behauptungen des

Angeklagten die Vermathnng aasschlössen, dass letzterer bei dem

am 10. April 1886 yorgenomroenen Akte gewnsst habe, der Lehrer

B. habe mit der G. eine rechtsgültige Ehe noch nicht geschlossen,

dass daher, anch wenn diese Ehe nicht existirt habe, immerhin nar

Fahrlftssigkeit des Angeklagten angenommen werden kOnne, während

der gedachte §. 67. einen rechtswidrigen Vorsatz, ein TOrsfttzHches

Handeln -gegen das Gesetz erfordere. Dem gegenüber entschied das

Reichsgericht am 11. November 1887: »IMe Strafkammer geht hei der

Prüfling des Dolus fehl. Sie meint, dem Angeklagten habe der Dolus

deshalb nicht beigewohnt, weil er angenommen habe, dass die Ghe

des B. und der G. im Auslände gültig geschlossen sei. Allein dem

Keligionsdiener ist die Verpflichtung auferlegt, sich vor der kirch-

lichen Trauung den Abschluss einer bürgerlich gültigen Ehe nach-

weisen zu lassen. Mithin liegt dann der Dolus vor, wenn der Re-

ligionsdiener sich bewusst ist, düss ihm der Abschluss einer bürger-

lich gültigen Ehe nicht naciigewiesen ist und er dennoch die reli-

giösen Feierlichkeiten voriiinimt. So konnte der Angeklagte ange-

nommen haben, dass B. und G. in England eine bürgerlich gültige

Ehe abgeschlossen hätten, sich indess wohl bewQSSt sein, dass ihm

dies dadarch in keiner Weise nachgewiesen war, als die beiden in-

teressiiien Personen ihm einen Schein in englischer Sprache ?or-

legten, von dem er kein Wort verstand ausser den Namen von B.

und G., die beide auf demselben sich eingeschrieben fandeu.c Das
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BewQSitioio, daas ihm die Tbatsaohe dar Mrgarliclian SheachliaasQng

nicht nachgewiesen ist, macht für den Geistlichen den Dolos aus,

wenn er trotzdem die kirchliche Feier vornimmt.

II.

Welcher Art inJess muss nun der Nachweis sein, damit das

Bewusstsein, dass derselbe geführt ist, vorhanden sei? Ist zudem,

wenn der Nachweis nicht streng juristisch gelührt ist, also eine

objektive Fahrlässigkeit in der Höhe der Anforderang der Baweise

atatt hat, diese Fahrlässigkeit strafbar?

Betreffs der Fahrlässigkeit bat das deutsche Strafgesetabaeh

ea nicht eiaheitUch entaohieden, ob und wann bei Vergeben oad

Uebartretangen aoch ein fahrlftsaigaa Handeln atrafbar aei, inaba*

Boodera niobt aoagaaprochen» daaa die cnlpa nur da tn ahnden aei,

wo aie aoadraeklich bedroht iat Indesa wird aUgamein die Straf-

barkeit auch der culpa nnr als Auanahma anerkannt und deahalb

gefordert, daaa beim Fehlen einer apeeiellen Voraehrifl die atraf-

reehtUeha Bedrohung aieh ans dem Zuaammenhang der gesetilichen

Bestimmungen oder aas Qrund und Zweck der einzelnen Norm mit

Sicherheit ergebe.

Ist aber eine Strafe für fahrlässiges Verhalten zulässig, d. h.

wenn der Geistliche leichtfertig mit Versäumniss der für ihn ge-

botenen Sorgfalt und Ueberlegung, den Nachweis vorgängiger bürger-

licher Eheschliessung als erbracht annimmt? Die Fassung des§. ü7,

schliesst eine solche Ausdehnung der Strafbarkeit nicht aus. Zudem

wollte das Gesetz allen kirchlichen Einsegnungen von Ehen entgegen-

treten, die etwa nach Ansicht der Verlobten, nicht aber dem Hechte

nach eine gdltige Ehe zu Stande bringen, so dass also die Nichtbe*

achtung der Vorschrift durch den Qeiatlichen för die Eingea^eten

und deren Kinder, fiberhaupt fOr die Öffentliche Ordnung, Qefiihr

bereiteten. Von dieaem Standpnnkte ana konnte die Ansicht gerecht-

fertigt eracheinen, dasa auch ein bona fide, jedoch fithrläaaig atatt*

gehabtea Verhalten dea OeiatHchen durch die Strafbestimmung ge-

troffen wird, um so mehr als letiere bia auf Geldstrafe bis 3 Hark

oder 1 Tag Geföngniss beziehentlich Haft. (§. 16. 27. 28. des Straf-

Gesetz- Buches) hinabreichend der Berücksichtigung blossen Ver-

schuldens genügenden Raum zu Gunsten eines Angeklagten gewährt.

Indess trotzdem sprechen überwiegende Gründe^ sagt das Reichsge-

richt in seiner Entscheidung vom 27. Mai 1881, für die mildere

Ansicht^ also für das thatbeständUche Eriordemm der yorsäLdick"

keU (des Dolus)*
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Hiermit treten wir in die zweite Frage ein : Welcher Art muss

der Nachweis der bürgerlichen Abschliessung der Ehe sein, and ist

insbesondere eine Bescbeinignng des Standesbeamten über diese Ab-

Bchliessang das vom Gesetze erforderte Beweismittel? Die Antwort

erfordert ein Eingeben anf die Entstehnngsgeschichte dee Beiob^e*

seties vom 6. Febraar 1875, §. 67. Im Anscblosee an den eode

p^nal Art. 190. 200 bestimmte das Einfflhrangsgesets znm preoss-

ischen Strafgesetasbncbe, Artikel XQ, §. 5. und zwar nur Ar den,

damals in dieser Hinsicht allein in Betracht kommenden Beiirk des

früheren rheinischen Appellationsgericbtes: »Oeistliebe nnd andere

Religionsdiener, welche zu den religiösen Feierlichkeiten einer Hei-

rath schreiten, ohne dass ihnen nachgewiesen ist, dass vorher eine

Heirathsurkunde von dem Civilstandsbeamten aufgenommen worden

sei, wer len mit Geldbusse bis zu 100 Thalern, im zweiten Rückfalle

mit Gofängniss bis zu 3 Monaten bestrafte. Das deutsche Strafge-

setzbuch nahm in §. 337. unter die »Verbrechen und Vergehen im

Amte« die gleiche Vorschritt für dasjenige Bundesgebiet auf, wo

znr bärgerlichen Geltung der Ehe die Aufnahme einer fleirathsnr-

kunde erforderlich ist, unter Androhung ?on Geldstrafe bis zn

100 Tbalem oder, ohne besondere Erwähnung des BfiokfaUee, Ge-

(&ngniss bis lu 3 Monaten. Das prenssische Gesetz vom 9. Mai 1874

Ober die Beurkundung des Personenstandes« wonaob die reehtswirk-

same bflrgerliche Eheschliessung dnrch Eintragung in das Heiratbs»

register (§. 8.) erfolgte, ordnete in §. 24., Absatz 2 an: »Dierelir

giösen Feierlichkeiten einer Ebeschliessung dürfen erst nach Schliess-

ung der Ehe vor dem Standesbeamten stattfinden t (§. 337 des Straf-

Gesetz-Buches). Die Motive bemerken zu §. 24. des Entwurfes:

»Bei Einführung einer von der bisherigen völlig abweichenden Form

der Ebeschliessung sei zwar eine Hinweisung auf die durch das

neue Gesetz ausschliesslich vorgeschriebene Form für die bürgerliche

Eheschliessung erforderlich, dagegen eine anderweite Bestimmung

dahin: »Die kirchliche Trauung darf erst geschehen, wenn die Ehe»

leute urkundlich nachweisen, dass die Heirathsurkunde von dem Per-

sontnstandesbeamten aufgenommen worden ist« — entbehrlich ge»

wesen, weil der in §. 24. angezogene §. 337. des Straf-Qeseta-Bnehes

eine darauf bezAgÜche (oben mitgetbeilte) Yorsehrift enthalte.

Hieraus ergebe sich, fahren die Motive znm preussischen Gesetze

fort« »die unbedingte Pflicht des Geistlichen vor jeder kirebliehen

Trauung sich erst die Eintragung in das Heiratbsregister von dem
Standesbeamten nachweisen zn lassen«.

Der von den Abgeonlneten Hinschiui und Volk im Reichstage

Arohiv fOt Kirohenncht. LXXL 4
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?orgelegtc Entwarf wiederholte in dem genehmigten §. 18. lediglich

die Vorschrift des preussischen Gesetzes §. 24., Abs. 2 von 1874,

fand jedoch in dem von den verbündeten Regierungen eingebrachten

anderweitigen Entwürfe, der Grandlage des jetzigen Reichsgesdiz68

vom 6. Febraar 1875, keine Aufnahme (Verhandl. des Reichstages

2. Legislaturperiode, 2. Sess. 1874, Nr. 153). Dieses RekksgesäM^

welches die obligatorische Oivilehe in gans Deutschland einlfihrt^,

lesMgte die frühere Lüeraiform der bOrgerUehen EkeeeMiesBimg

und stellte in §. 52. has Princip auf:

Die Ebesehliessong erfiigt in Qegenart von xwei Zeugen durch

die an die Verlobten gerichtete Urage: Ob sie erkl&ren, daas

sie die Bhe miteinander eingehen wollen; durch die bejahende

Änheort der Verlobten nod den hierauf erfolgenden Ätisspntch

des Standesbeamten, dass er sie nunmehr, kraft des Gesetzes

für rechtmässig verbundene Eheleute erkläret.

Einschlagende Strafbestiramung inbetrefif des Geistlichen ist

mithin einzig und allein §. 67. des Reichsgesetzes vom 6. Februar

1875, welcher den Jlotiven zu §. 66. des Entwurfes gemäss, der

öestimmung des durch Artikel V der Novelle vom 26. Februar 1876

auch formell aufgehobenen §. 337 des Straf-Gesetz- Buches »eioe

Fassung gibt, die sich an die im gegenwärtigen Entwürfe Torge*

schriebene Form der Eheschliessung anlehnte

Nach dorn Wortlaut des §. 337 des Straf-Oesetz-Buches, be-

zflgUch des preussischen Gesetzes ?om 9. März 1874, §. 24, Abs. 2,

welches als Bedingung gfiltiger Eheschliessung ausschliesslich die

Objektire Thatsache der aufgenommenen Heirathsurkunde, bez. des

Eintrages in das Heirathsregister herstellte, mochte ?ielleicht ange-

nommen werden dfirfen, dass der Ctoistlicbe unbedingt auf Vorlage

dieser Urkunde bestehen müsse, um die strafrechtliche Verantwortlich-

keit von sich abzulehnen, dass das Gesetz eine anderweitige Prüfung

untersage und daraus Strafbarkeit auch fahrlässiger Annahme einer

verbotenen sonstigen Beweisführung folge (Vergl. Oppenhoff Ktr. zu

§. 337. Schütze Strafrecht, S. 532, Meves in v. Holtzendorff Hand-

buch Band 3, S. 1015). Diese Argunietüation hat dem Reichsgesetee

von 1875 gegenüber, nach welchem der Eintrag in das Heiraths-

register oder Ausstellung einer desbalbigen urkundlichen Bescheinig-

ung nicht mehr die Eheschliessung selbst enth&lt, sondern nur Be-

urknndungsmittel der Eheschliessung ist, heim Bedeutung. Der

§. 67. dieses Gesetzes verlangt nur, dass dem Geistlichen (tihmt)

vor der kirchlichen Trauung nachzuweisen sei, dass die Ehe m
dem Standesbeamten geschlossen worden. Da nicht Torgeechrieben
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ist, dass der Geistliche nar ein bestimmtes Beweismittel, iusbeson-

dere nur die nach dem Schlüsse des §. 54. den Eheleuten sofort nach

der EhescbliessQDg von dem SUDdesbeamteD aoszastellende »Be-

acheioigUDg« — die allerdings Tonngsweise diesem Zweck dieneE

8oU — berficksichtigeii dfirfe, der §. 54. im §. 67 Dicht einmal an-

gezogen wird, mitsa dem OdMekm persönUdiei Ermeum darüber

euMen^ eb tmä wodurch ^ikm* der Beweis des ekiHgAMen Me-
sehimees wrediafft werde. Die solenne Natur des Aktes der Ehe-

scbliessnng yor dem Standesbeamten steht dieser Anffassnng ebenso

wenig entgegen als die ratio legis, da disciplinares Einschreiten

wider den fahrlässig verfahrenden Geistlichen nicht gehindert ist

und die Reichsgesetze im allgemeinen kriminelle Strafbarkeit bei

kulposen Dienstvergehen nicht als Regel hinstellen. Hierzu kommt,

dass in §. 69. des Gesetzes eine andere Fassung für die Standesbe-

amten gewählt ist, welche strafbar sind, wenn sie »unter Äusser-

achtlassung der im Gesetz gegebenen Vorschriften eine Eheschliess-

nng vollziehenc, eine Bestimmung,' welche eher noch auf fahrlässige

Ausserachtlassang Anwendung gestatten mag. Die Protokolle des

Beichstages bieten sodann für die hier m J. 67. vertheidigte An-

sieht noch Muen speciellen Anhaltspunkt In der Beichstagssitiung

fom 18. Januar 1875 (Stenogr. Bericht^ S. 1076) erklftrte der

Bnndesratbabevollmacbtigte, preussiacher Jnstizminister Leonhardt,

aal Anfragen über die Anwendbarkeit des §. 67. in bestimmten

FftUen: Masssgebend Ar die Strafbarkeit eines Geistlichen sei ledig-

lieh und allein der Grundsatz, »ob er mit rechtswidrigem Vorsatz

handelt oder nichtc. Widerspruch dagegen ist überall unersichtlich.

Da sohin der §. 67. des Reichsgesetzes nicht ausdrucklich

fahrlässiges Handeln des Geistlichen bedroht, aus Grund, Zweck

and Zusammenhang des Gesetzes deshalbige kriminelle Strafbarkeit

nicht herzuleiten, im Zweifel die dem Angeklagten günstigere Aus-

legung vorzuziehen ist, bestätigte das Reichsgericht durch Entschei-

dung vom 27. Mai 1881 die Freisprechung eines Pfarrverwesers,

der am 10. Oktober 1880 den Wagner B. und die Maria S., ohne

eine Bescheinigung des Standesamtea (Iber die Abschliessnng der

Gifilehe erhalten sn haben, getraut hatte. Der Pfarrverweeer hatte

den Beweis einer Abschliessnng für objektiT geführt gehalten, als

die Verlobten und eine Zengin bekundeten, die Ehe sei bereits Tor

dem Standesbeamten geschlossen und der Bräutigam habe nur den

ihm darflber aasgestellten Schein mitzubringen vergessen. Mit Recht

nahm das Landgericht an, (so heisst es weiter in dem Erkenntniss,

das wir tu obigen Ausführungen meist wörtlich wiedergegeben haben)
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dass als Orandanschauung festzuhalten ist, das durch das Personen*

staodgesetz §. 67. bedrohte Vergehen setzt subjektiv den Dolus des

Angeklagten als Bewoestsein Torans, ohne den dort erforderten Nach-

weis die kirchliche Einsegnang za hewirken. Brachten noch die Br»

knndignngen des Angeklagten an sich diesen Kachweis nicht, so hielt

Angeklagter denselben doch seiner üeberzengnng nach im gegen-

wärtigen Falle geffthrt nnd ist deshalb nach Personenstandsgesets

§. 67. strafrechtlich nicht yerantwortlich. (ESntsch. des Reichs-Ger.

in Strafsachen, Band IV, S. 233.)

IIL

Es bleibt nur noch die Frage, welche Stellung der §, 67. zur

kirchlichen Einsegnung solcher Ehen einnimmt, welche im Au,slan«le

nicht bürgerlich rechtskräftig geschlossen sind. »Ein Geistlicher oder

anderer Religionsdiener, welcher zu den religiösen Feierlichkeiten

einer Eheschliessung schreitet, bevor ihm nachgewiesen worden ist,

dass die Ehe vor dem Standesbeamten geechlossen worden sei, wird

mit Geldstrafe u. s. f. bestraft«.

Die Stelle des Standeabeamten ninmt im Auslände jene Per-

sdnlichkeit ein, vor der eine bflrgerlich gfiltige Bhe ihren Abschlusa

findet Im Allgemeinen gilt hier der Grondsats: Locns regia adnm
(Brk. ?om 11. Nov. 1S87.) Das Geseti betreffend die Bheschliessang

nnd die Beurkundung des Personenstandes ?on BundesangehArigen

im Auslande vom 4. Mai 1870 bestimmt : §. 1. »Der Bnndeskansler

kann einen diplomatischen Vertreter des Bundes für das ganze Ge-

biet des Staates, bei dessen Hofe oder Regierung derselbe be-

glaubigt ist, und einen Bundeskonsul für dessen Amtsbezirk die all-

gemeine Ermächtigung ertheilen, bürgerlich gültige Eheschliessungen

?on Bundesangehörigen vorzunehmen, und die Geburten, Heiruthen

und Sterbefälle von Bundesangehörigen zu beurkunden«. §. 8. »Die

Ehe erlangt mit dem Abschlüsse vor dem Beamten bürgerliche Gül-

tigkeitc. §. 13. »Insofern durch die Gesetze eines Bundesstaates den

diplomatischen Vertretern und Konsuln in Ansehung der Eheschliess-

nngen, sowie der Beurkundung der Geburten, Heintheu «id Sterbe-

fiUle der Angehörigen dieses Staates ron einer besooderen Brmlob-

tiguag nicht abhängige oder ausgedehntere Befugnisse als die im

gegenwärtigen Gesetxe bestimmten, beigelegt sind oder kllnftig bei-

gelegt werden, stehen diese Befugnisse fllr die beseicbneten Ange-

gehörigen auch den Yertretem dee Bundes nnd den Buudeskou-

suln zuc.

Da, wie bereits bemerkt, es dem Gesetze vom G. Februar 1875
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fern liegt, die kirchliche Einsegnung' göltig abgeschlossener Ehen

aui^zuschliessen und in bür^'<?rlich gültiger Ehe lebende an der Er-

füllung aus dem Abschlüsse der Ehe sich ergebender kirclilichen

Verpflichtungen za hiadorn, so würde es auch seiner Absiebt ent-

gegen geschehen, wenn solche, welche im Anstand eine bürgerlich

gültige Ehe geschlossen hatten, aber am irgend einem Grande ver-

hindert waren dort die kirchliche Einsegnung ihrer Ehe nachsn-

suchen, ffir alle Zeit im Inlande diese nicht mehr erlangen konnten

(Euscheid, vom 11. Nov. 1887). Immer aber l^ibt dem Qeist-

lichen in diesem FVille die Verpflichtung, sich die bQrgwrUehgQltlg

erfolgte Ehesehliesanng nachweisen m lassen, ehe er zur kirchlklMB

Einsegnung schreitet, will er nicht den von 67 angedrohten Strafen

verfallen.
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Was heisst in fraudem legis Tridentinae (cp. 1 de reL mtr.)

handeln 1
')

Ton Dr. Mariin Leiitur, Snbrageot am liiMhAfl. Seminar m lUgmiNtif.

Die Bestimmung des Concils von Trient über die Form der

Eheabschliessung hat bekanntlich für solche Pfarreien Geltung, in wel-

chen sie als Tridentinisches Gesetz verkündet ist. Die s. Congr.

Inqnis. (bezw. die 8. ü. de Propag. Fide) erklärte aber am 14. De-

cerober 1859 in einer Instruction an den Bischof TOn S. Franeiseo

(Nordamerika): »Legem Tridentinam de clandestioo matriroonio . . •

loealem et personalem esse in confesso est apnd omnes. Qaateniu

healis, afBcit territorinm eosqae, qni ibi matrimonio jnngendi sani,

obligat, qnatenos YSfo ptrsonälis^ eos obligat, qni domieilium toI

quasi domidlinm babentes in loco tibi Tridentionm decretnm pro-

mnlgatnm est et viget, in altero, nbi illnd non Tiget, contrahere

vellentc

Wie erkl&rt man nan dieses? Eine Ansicht sagt: Das Gesetz

folgt wohl der allgemeinen Regel, allein es trifft gleichsam zur Strafe

auch jene Personen, welche sich ausserhalb des Bezirks (territorium)

begeben in der böswilligen Absicht, das Gesetz zu umgehen. Wer
diese boshafte Intention hat, unterliegt auch eitra territorium der ver-

pflichtenden Kraft des c. »Tametsi.« — So z. B. : a) Adolf und Emma
aus K. , wo das c. »Tametsi« gilt, reisen nach N., wo es nicht in

Kraft ist, einzig und allein, um dort ohne Beobachtung der Tridentini-

schen Form die Ehe schliessen zu können. Die Ehe ist ongiltig;

denn sie handelten in fraudem legis. Anders verhält es sich aber

in folgenden Fällen: b) A. und E. aas K. n. s. w. begeben sich bon&

fide nach N., lernen sich dort kennen und schliessen, ohne dass

sie dort ein Qnasidomicil erworben hatten, die Bhe ohne die Form
des c. »Tametsi.t Da ist die Ehe giltig. Warum ? weil sie mehi

in fraudem legis handelten ; — c) A. nnd E. reisen von K. nach N.,

blos nm formlos die Ehe eingehen zn können nnd erwerben dort

ein Qnasidomicil; ihre Ehe ist giltig, denn sie haben die frans

durch die Erwerbung des Quasidomicils beseitigt. Hiernach ist

also das »Iq fraudem legis handeln,« subjectiv zu fassen, d. h. alles

1) K. Tgi aber diaM Frage jettt auch FMner, Die TridentiniMhe Ehe*

Teitehiilt Leipiig 1892. 8. 79 (Ann. d. Rad.)
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Icommt aof die böswillige Absiebt an (mala fides), die jedoch dareh

die factische Erwerbung eines Domicils oder Qoaeidoniioils amer
Kraft {gesetzt wird.

Diese Ansicht ist nach Bdüerim die coromanior (in Gary : ed.

non. [IX] Bomae 1887 IL n. 839. 2« S. 812), nach B^emtud n. a.

die communis (Reiffenstoel : in 1. IV. t. 3 n. 128), nach Chbat (traet

IX. n. 484) die communissiroa. Dieser Ansicht huldigen auch die

Acta 8. S. (vol. VIT. pg. 557). — Welches sind die ftosseren und

inneren Grfinde hiefdr?

Vor allem beruft man sich auf eine Antwort der S. C. C. vom

6. Sopt. 1626, welcbo Urban VIII. auf Bitten des damaligen Erz-

bischofes von Köln durch ein eigenes Breve bestätigto am 14. Aug.

1627. (Benedict XTV. führt letzteres :m in seinem berühmten

Schreiben an den Erzbischof von Ooa »Pancis abhinc« vom 19. März

1758). — Ob mit Recht, werden wir später sehen.

Als innerer Grand wird angegeben: Fremde (»peregrini«) sind

an die heimathlichen Gesetze nicht gebunden, wenn sie ausserhalb

ihres Domicilgebietes verweilen, namentlich in Beziehung auf Ver-

trftge (zn denen ja der Eheabschluss gehört), da sie hierin den Ge-

setzen Jener Orte nnterworfen sind und dem Gerichtsstand jener Orte

nstiadig werden, in denen sie sich anfhalten nach cp. 20 X (II. 2)

n. 1. »Si ftindnsc 6 ff. de e?ictionibns.< Der Gmndsatz »inhabüi-

tatio personam seqnitnr sicnt nmbra corpus« lässt sich zwar auf das

tridentinische Gesetz anwenden, jedoch nicht einfach, schlechthin und

»in individno,« sondern nnr relati? entsprechend der Natnr des Ge-

setze«). Demnach tritt die inhabilitatio nnr da ein, wo das Gesetz

in Kraft ist, und wo dieses nicht gilt, kann auch von einer »inhabi-

litatio« keine Rede sein. So u. a. Barhosa (de off. Eppi
,
part II'

allegat. 32 n. 153) und Schmalzqrueher (in 1. IV. t. 3. n. 110) bei

Gury-Ballerini : II. n. 839 S. 812 Anm.

Trotz dieser inneren Grunde und der beinahe erdrfickenden

äusseren Auctorität (Pontius, Rei/fenstuel, Engel, Barhosa, Schrnalz-

grueher, Pichler, Ferraris, Oobai^ Baüerini n. a.^)) scheint die

gegentheilige Ansicht die richtige zn sein.

Eine andere Meinung geht dahin: In frandem legis handeln

heisst in der That das Gesetz umgehen, mag es aas guter oder

1) Thomas Sunchez (t IWO) wird für diese Ansicht mit Unrecht citirt,

da er die Entscheidung der S. C. C. vom 6. September 162G nicht mehr erlebte

und er nar die Rochtsrepel (1. 55 de reg. jur.) »Nallus videtur dolo facere, qui

jure 8U0 utitur« kouse^uent anwandte
;

vergl. lieiffenatuel in 1. lY. t 3

ÜB. 185—127.
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böser Absicht (bonä vel mala fide) geschehen. Hier kommt alles auf

die Thatsache, dort (bei <lor ersten Ansicht) alles auf die Ahsickt

an. Nehmen wir das frühere Beispiel nach dieser zweitea Aaffassun^^:

Adolf und Emma kommen von K., wo das Tridentinum gilt, naci> N.,

wo es nicht gilt, a) blos in der Absicht, in N. die Bhe formlos

Bchliessen za können; b) ans einem andern Gründe z. B. der Qe*

anndheii, der Erhoinng wegen ; c) blos in der snb a) genannten Ab-

sicht, allein sie scbliessen die Ehe erst, nachdem sie ein Domicil

oder Quasidomicil erworben. — Im Falle a) und b) ist die Ehe

ungiltig; im Falle c) ist die Ehe giltig; denn in den beiden ersteren

Fällen haben sie die tridenttnisehe Form vernachlässigt, zu der sie

verj)f1ichtet waren; im Falle c) hatten sie in N. mindestens ein

Quasidomicil erworben; darum konnten sie von der Freiheit Gebrauch

machen.

Das Hauptgewicht liegt in der Entscheidung der S C. C. vom

6. Sept. 1626. P An incolae tarn masculi quam foeminae loci in quo

Concilium Tridentinum in puncto roatriraonii est proraulgatum,

transeuntes per locnm, in qno dictum Concilium non est promulgatum,

retinentes idem domicilinm, valide possint in isto loco matrimonium

sine paiocho et testibos contrahere? W Qnid, si eo praedtcti in-

colae tarn mascnli qnam foeminae aoh ammo sine parocho et testibna

contrahendi se transferant, babitationem (i. e. Domicil) non matantes?

in® Qnid, si eidem incolae tarn masculi qnam foeminae eo transferant

Mbikii^ßnm illo solo animo, nt absque parocho et testibns oon-

trahant? — Emi Gardinales ad 1™ et 2*" non esse legitimnm ma-

trimonium inter sie se transferentes ac transeuntes cum fraude; ad

3*" vero dubiorum hujusmodi, si domicilium vere trausferatur , ma-

trimonium esse validum reaponderunt et resolverunt.c — Wie oben

bemerkt, wurde diese Antwort der S. C. C. auf be<?onderen Wunsch

des Erzbischofes von Köln von Papst Urban VIII. durch ein eigenes

Breve »Exponi nobis« vom 14. August 1627 bestätigt).

Drei Fragen waren der S. C. C. vorgelegt worden, denen zwei

Antworten entsprechen : auf Frage 1* und IP folgt nur eiyie Antwort.

Waren vielleicht die zwei ersten Fragen tautologisch ? Nein; denn

sonst wären die Anfragen umgestaltet worden (dubia reformantur, so

t. B. in der wichtigen cansä Coloniensi ?om 18. März 1893 fiber die

1) Der Plnral i^t hier nar der Kürze wegen gebraacht; denn Tomiife*

aetit ist als bekannt, dass der parochus alterutrius zuständit; ist.

2) Dieses Schreiben fügte Benedict XIV. seinem Briefe an den Erz-

biflchof von 6oa ein — »Paacis abhinc« vom 19. März 1758. — Cfr. GoMparri:

U. S. 522 ff., bes. S. 524—526.
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AasdehnuDg der Ehedeh^ation). Worin lag der Unterschied zwischen

Fragd 1° und 2°? Vielleiclit in den Ausdrucken »tnmst^untes« und

»se transferentesc ? Gewiss, jedoch nicht in der formdien Bedeutung

(denn ob sie durehreiwu oder hm- und jurfidkreieen, bat Amt keino

Bedeutung, da sie stets das Domioil beibehalten), sondern in der

maUridUn, Demgemftss besteht der Unterschied zwischen Frage

and 11^ darin, dass es sab bonft fide, sab U* mal& fide geschah,

wie auch aas dem Texte in Nr. IP erhellt.

Dies Torausgeschickt laaten die beiden Anfragen: Wenn zwei

Personen, welche ein Domicil (oder mehrere) haben, an einem Orte,

wo das c. »Tametsif niclit gilt und sie kein Domicil oder Quasi-

domicil haben, eine formlo«?« Ehe schliessen, sei es mahl fide (d. h. nur

in der Absicht, dem Concilsdecrete zu entgehen), sei es bona fiile,

ist diese Ehe giltig? — Die Antwort lautet: Sie ist ungiltig propter

fraudem. Ist dagegen im nämlichen Falle ein Domicil (Quasidomicil)

dort gewonnen, so ist die Ehe giltig, mag bona oder mala fides vor-

handen gewesen sein. Das ist die naturgemftsse Erklärung, welche

den Betrug (fraus) nicht in den Willen, sondern in die Xhatsache

setzt. Den gewichtigen Vertretern der andern Ansicht gegenftber

dfirfen wir ans mit dieser Exegese nicht begnügen.

Was helsst: frans legis? Offenbar entweder die JJaieM das

Gesetz za umgeben, oder die Tkaisaeket dass das Gesetz wirklich

amgangen wird. Wenn nan die ÄhiidU es ist, welche die Ehe aach

ansserhalb des territorinm nngiltig macht, so hat die S. 0. C. am
6. Sept. 1626 inconsequent entschieden. Denn sie hätte entweder ad

Jan, et II»'" für die Giltigkeit oder ad III'^'" für die Ungiltigkeit ent-

scheiden müssen; warum?

Nach der im cp. 2 in 6"^ (I. 2) ausgesprochenen Regel ist jeder

ausserhalb seines heimathlichen Territoriums frei von den heimath-

lichen Gesetzen. Nun sind A. und E. wirklich ausserhalb ihres

heimathlichen Territoriums. Also kann sie das Tridentinura in allen

drei Fällen nicht binden- Doch nehmen wir an, dass die fraus legis

eine derartige Wirkung heryorbringe, so müsste auch im dritten Falle,

wenn wirklich ein Domicil erworben ist, aaf Hngiltigkeit erkannt

werden, so oft frans vorbanden ist Es stimmt also die Definition

von frans bösliche ,Absicht nicht überein mit der von Urban YIII.

bestfttigten Antwort der S. C. C. vom 6. Sept. 1626. Nimmt noan da-

gegen frans ss sich thatsächlich dem tridentinischen Gesetze ent-

ziehen, so deckt sich dieser Begriff nnd die Entscheidnng voUstftndig.

Hiemit stimmt überein, was Benedict XIV. in seiner 33. In-

stitutiou sagt: »4<> »matrimouium est irritum, quia cum iraude ia
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proprium parochum conjungitur.« Der Fall lag so: Jemand verlässt

Minen Wohnort, ohne das dortige Domicil aufzugeben, und schliesst

in einer anderen Pfarrei servatä forroä Tridentinll eine Ehe. Ob an

dem zweiten Orte das c. »Tametsic verkündet Ut oder nicht, wird

nicht gesagt nnd that aach nichts zar Sache.

Diese Ehe mflsste anbedingt giltig sein nach der ersteren

(snbjectiven) Aaffassnng« Denn a) frans non committitnr (die Form
wird Ja gewahrt); b) dem Satz »locus regit actaro« wird gleichfalls

genfigt; c) die Brantlente befinden sich extra territorinm, also sind

sie vom heimathtichen Gesetze frei. ~ Hinf&llig ist dämm die Ar-

gumentation der A. S. S. (VII. S. 557 ff., bei Qury- Ballerini: II. n. 839

»S. 814), das8 der obige Satz Benedicte XIV. sich nnr auf ilen form-

losen Abschliiss der Ehe an Orten, wo das Triflentinuni gilt, l»e7,iehl;

denn an solchen Orten wäre eine «lerartige Ehe aus doppeltem Gruiule

ungiltig: 1) wegen Nichtheaclituiig d.'v iww Orte geltenden Form

(locus regit actum); 2) wegen fraus in proprium parochum. Dieser

letztere Grund gilt aber auch an Orten, welche durch das c. »TameisU

nicht gebunden sind.

Dem in der 33. Institution Gesagten entspricht auch der Aus-

spruch Benedict XIV. in seinem Schreiben »Paucis abhinct vom
19. März 1758').

Die gleiche (objective) Anffassang von frans theilen: der

Heransgeber des Gnry»Ratisbonensis (ed. in Germania V. 1874)

II. n. 889 Anm. l ; Peter Qasparri^ Professor des canonischen

Textes an der Pariser katholischen üniveraitftt>) (im Canoniüte Con-

temporain 1891 S. 805—312), besonders aber die A. S. S. vol. I.

S. 138 !%• (S. G. 0. 28. Ang. 1864) nnd vol. H. S. 898 nn. I-IV;
— n. II lantet: »Neqne Interesse an sponsi bonä fide ducti id fa-

ciant, ut ab aliquo minns aeqno impedimento (hier nicht can. Hinder-

ni.ss, sondern Hemmniss überhaupt) sese liberent. — Non enim

propter fraudem animo intentam irritum est matrimoniura, sed propter

factum, quod facile frustraneam redderet Tridentinara legem*).«

Vergl. A. S. S. II. S. 436-437.

Jetzt noch zur Widerlegung der von Ballerini angeführten in-

neren Gründe (II. n. 839 Anro. s. o.) ; wir kommen dadurch auf

jenen Satz zurfick von dem wir ausgingen:

1) Das Schreiben bei Gasparri: ed. 2. tora. II. all. 4 S. 526 §. Exposita.

2) Bekannt ist sein tracfatns de Tnatrimonio, editio altera, Parisiis 1893.

Delhomme et Brigoet editores, in 2 Bänden.

8) Es ilt gendeiii anifidlend, wie diese Zeitschrift (.\. S. S.) das am-
stOist (voL VIL), was sie Mber so treflUeh ansgelllhrt (voL I n. H); GaUt. IL 18.

*
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In fraudem Ugii TritL (c 1 de rcf. malr.; handtln* 59

1) Peregrini non ligantar ^rui€ legibus, sed hci^ besonders

in den Verirftgen; 2) »inbabilitatio persooam sequitar sicut nmbra

corpus ,€ dieser Satz gilt nur dann absolut, wenn Ton der inhabili-

tatio persc/nalis die Bede ist; nicht absolut, sondern relativ bei der

inbabilitatio UgoiliB,

Zu diesen beiden Sätaen können wir ruhig sagen »transoantc

;

sie haben hier keine Bedentung. Denn es handelt sieh hier nicht um
eine lex pcMoM d. h. um ein pearlkdcarreMiid^ Gesets, das etwa

der Pfarrer gibt und Tcrkflndet, oder der Bischof, sondern um ein

aügemeines Kirchengesets.

Das c. »Tametsi« raiiss ja stets verkündet werden als das Ge-

setz des Tridentinums und wäre eine Verkündigung desselben als

Gesetz einer üiöcesan- oder Provinzialsynode ungiltig 0-

Freilich niuss das tridentinisclie Gesetz in der einzelnen Pfarrei

(^in unaquaque parochiä«) verkündet werden, soll es Geltung haben,

allein es wird nicht verkündet als Pfarr- oder DiöcesangesetZi son-

dern als allgemeines Kirchen^esetz. Wer also auf Grund seiner

Pfiirrangehörigkeit dem Concilsdecret unterworfen ist, ist ihm unter-

worfen nicht blos in seiner Pfarrei, nicht blos in seiner DiOeese, son-

dern auf dem ganzen Erdkreise, ausser er weiss sich einen Befreinngs-

titel SU erwerben, der in nichts anderm besteht als in der Erwerbung

eines Domicils oder Qnasidomicils an einem Orte, wo das Tridentinum

nicht bindet, oder in dem ToUstftndigen Aofgeben eines Jeden Do-

micils — fagus.

Weil aber das Gesetz ein altgemeines ist, so ist es anch die

inbabilitatio; sie folgt der dnrch das Gesetz verpflichteten Person

überall hin. — lu der Verkündigung an einem Orte liegt jedoch auch

noch eine andere Wirkung, nämlich diese, dass alle, welche an dem

Ort der Verkündigung eine Ehe schliessen wollen, an die tridentinische

Form gebunden sind, mögen sie domiciliati oder peregrini oder vagi

sein *).

Wegen letzterer Wirkung ist das c. »Tametsi« eine lex localis,

wegen ersterer eine lex personalis, wie die S. C. Inq, am 14. Dec

1859 so deutlich aussprach (s. o.).

Was den Eingangs erwfthnten Einwand betrifft: das tridentinische

Gesets scheine eine Ausnahme zu machen ¥on der allgemeinen Begel

»eitra territorinm jus dicenti non paretur impune,« so haben wir nun-

1) Cfir. Benedietu$ XIV,: de ^ dioecMk L XII. op. 5 ob. 7—12:

Smnti in 1. IV. t. 3 nn. 43-47.

2) C. 20 X (U. 2); c. 1 in 6« (V. 7)j Benedici XIV, ; de sjn. dioec

1. VI. cp. 6 D. 14 0. inttit 88 Ut. edit.
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60 Leiiner, In fraudem UgU THd. fc. I de ref. matr.) ha^diün.

mehr rar Gentge gesehüi, dass der Einwand unbegründet ist; denn

der »im territorinm Gehörige wird {Keinem territorialen Qesetie unter-

worfen, sondern einem allgemeinen.

Die Antwort auf die an die Spitze pfestellte Frage lautet demnach

:

In fraudem leL,'is Tri^leiitiiiaM (cp. 1 de ref. matr.) liaii lein heisst nichts

anders als: sicli der auf Grund des Domioils in einer an die forma

Tridentiua gebundenen Pfanei bestehenden Verpfliohtunp entziehen

durch Abschluss der Ehe (dt;i es höswilliij oder unverschuldet) an

einem Orte, wo die tridentinische Eheformvorschrilt nicht, «,Mlt.

Der S. C. C. warde am 16. (28.) Juni 1860 folgender Fall vor-

gelegt:

Albert, welcher in A. (Frankreich) ein Domicil, und A^nes,

welehe ebendort ein QuasidomicU und in Irland ein Domieil hatte,

gingen nach England und soblossen dort nach einem Aufenthalt von

25 (bezw. 18) Tagen vor der CivilbehOrde eine Ehe ab, blos um der

Hftrte (Consens der Eltern) des franzQsiechen Gesetzes zu entgehen.

Albert wollte nach einigen Jahren eine andere Person heirathen;

konnte er das? Ja; denn die S. C. C. hatte auf die Frage »An con-

stet de matrimonii nnlHtate« geantwortet: »Affirmative.« Desgleichen

in c. Parisiensi am 25. Januar 1873. — A. S. S. VIT. S. 545 ff.

Wenn man vielleicht aut die Bulle Clemens X. »Superna« von 1670

§. 7. hinweisen möchte ^), wo der Papst die Absolution von bischöf-

lichen Reservaten für nngiltiic erklärt, falls der Pönitent in fraudem

legis aus der Diöcese gegunger» sei, so ist das unzutreffend ; denn

.1) ist diese Erklärung eine Einschränkung der Bechtsregel »Qui jure

suo utitur, non potest dici fraudem committere« reg. »NuUus videtur«

55 ff. de reg. jur., darum ein odium n. strictae interpretatioois;

2) ist ein sehr grosser Unterschied zwischen dem forum intemum,

wo bona vel mak intentio so schwer in's Gewicht f&llt, und dem
forum ezternum, das ja nach den eigenen Worten des c. *Tamdsi€

»de occultis non judicat,c also auch nicht de intentione. So der con-

sequente Denker Thomas Saneheg: de matrimonio l. 8 disp. 18 n. 27

und n. 18. — Fassen wir die positiven nnd negativen Beweisgrände

zusammen, so ergibt sieht: Nar der, aber auch jeder, welcher, an's

Tridentinum gebunden , sich dessen Verpflichtung jaciisch entzieht,

bat in fraudem legis Trideutinae gehandelt.

1) Wie Feljtt deinped. et dispensationibiitniatrim., IV* editio, liOTinii

1893. — n. 888 8. 240.
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VI.

Ein Eiiass des Trierer Bisclitfliichen Generalvicariats Ober

Ehesohliessung von Heimathlosen und Fremden.

(KiroU. AmtBMiMigflr l&r die DiAoese TiUat 1898 Nr. 14 unter Nr. 92.)

Die EntwickeluDg der Verkelirsverhältnisse hat die Zahl der

Fälle sehr vermehrt, in denen Personen sich zur Ehe melden, die

sich längere Zeit ausserhalb ihres Geburts- und Wohnortes aufge-

halten haben , oder kein Domicil besitzen und kircheurechtlicb als

Heimathlose (va^^i) zu betrachten sind. Um die Verbandlungen zu

erleichtern , welche in solciien Fällen sowie dana nofchwendig sind,

•wenn als Ergänzung oder Ersatz der Ausrufangen die eidliche Er-

klftrang Aber den ledigen Stand gefordert werden mnss, sehreiben

wir im Anschloss an die älteren DiOcesanvorsehriften (vgl. Verord-

nung Tom 29. März 1762, Statut Synod. V., S. 51) Folgendes Tor:

1. In jedem Falle der Anmeldung eines Heimathlosen oder

einer Person, die sich längere Zeit an versehiedenen Orten aufge-

halten hat, ist durch den Pfarrgeistlichen ein Protocoll über die Ver-

nehmung dieser Personen und der von ihnen angegebenen Zeugen

nach dem folgenden Formular (Nr. I. u. II.) aufzunehmen.

2. Dem Protocolle hat der Pfarrgeistliche seinerseits beizufügen,

was ihm über die Glaubwürdigkeit der Brautleute und der Zeugen

sowie die Umstände bekannt ist, welche die Angabe bestätigen oder

unwahrscheinlich machen.

3. Das Protocoll ist zugleich mit den Beweisstücken an uns

einzusenden, damit wir das Weitere anordnen, insbesondere auch über

die etwa zu fordernde eidliche Versicherung bestimmen künnen.

4. Der Eid, der nur an! unsere ausdrückliche Weisung hin ab-

zunehmen ist, soll stets nach der weiter unten Torgezeichneten Forme

(Nr. III.) geleistet werden.

5. Die Pfarrgeistlichen wollen darauf dringen, dass namentlich

wenn es sich um Personen handelt, die sich in grossen Städten oder

in Amerika aufgehalten haben, frühzeitig klar gestellt werde, in wel-

cher Pfarrei die Betreifenden in dem letzten Jahre gewohnt haben.

Trier, den 2. October 1893.

Das Bischofliche General-Vicinriat.
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62 EkeichlUMung von UeinuUhlosen und Fremden,

I. VerhancUung behufs Verehelichung,

Verbaudelt im Pfarrhaase zu am 189 .

Vor dem onteraeicbDetea Pfimr und den beiden mitaoter-

leiohneten Zeugen encbien heute , um als Heimatblo8e(r)

behufs Vetehelichitog mit die erforderlichen Erkiftrnngfen

Aber seinen (ihren) Personenstind absugeben. Nachdem d . selbe

ernstlich ermahnt worden war, die Wahrheit in sageu , erklärte er

(sie)f wie folgt:

1. Ich heisse und bin am in ,

Bistbum ,
geboren ; ich bin katboliscb und meines Standes

Meine Eltern heissen und wobnen in

2. leb bin am zu getauft, wie der Taaf-

schein aufweist, den icb bier vorlege.

3. Seit meinem . . Lebensjahre bin ich von meinem Geburts-

orte abwesend. Seitdem habe ich mich aufgehalten in

Zeugnisse, welche dieses ausweisen und die ich bier vorlege, sind . . • «

4. ich erkläre, dass ich nicht verheirathet bin and nicht ?er*

heirathet war (dass ich durch den Tod meine . Ehe . . . . , gestorben

am in , nach Ausweis des Torliegenden Todee»

Scheines, ledig bin), dass ich keiner andern Person, ausser der oben-

genannten, ein Eheversprechen gemacht habe, sowie auch, dass mir

kein Bhebindemiss bekannt ist, welches der von mir beabsichtigtea

Ehe mit der obengenannten Person entgegensteht.

5. Pdr die Bestfttigung meiner Aussagen berufe Ich mich auf

1 und 2 , welche im Stande sind, hierfür Zeng-

niss abzulegen. Auch bin ich bereit, diese meine Aussage mit einem

Eid zu bekräftigen.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben am Tage wie Eingangs.

Der Nupturieot Die Zeugen 1

2

Der Pfarrer

II. Vernehmung der Zeugen.

Vor dem unteneichneten P&rrer erschienen 1

ans und 2 aus , dem Unteneichneten

von Person und als glanbenswflrdig bekannt, und erklArteo, dass sie

von aufgefordert seien, Zeugmss Aber seinen ledigen Stand

1) Hier lind dar Bdhmfblg« nadi die Orte ansogebMi, aa welehen der

BittiteUor wenigiteM iwei Monate eieh a«i||pohalteii bat, nod die Zeit des

Aoftalhalteii.
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Erl. de» Trierer üiichOfi, Gen,-VU. vom 2. OeL 1893, 63

abzaleoren. Der Unterzeichnete belehrte sie über die Bedeutung und

Wichtigkeit des Eides und hpfragte sie, ob sie bereit seien, nöthigen-

falls ihre Aussagen mit einem Eide zu bekräftigen, was sie bejahten.

Darauf wurden jedem einzelnen die folgenden Fragen vorgelegt und

von ihnen beantwortet, wie folgt:

Wie alt sind Sie? 1 2 Kennen Sie den

(die)? Seit wann und wodurch? 1 2

Sind Sie mit demselben verwandt? Haben Sie in Hinsieht

aof diese Vernehmung Vortheile erhalten, oder Versprechungen ge-

macht oder sind Ihnen solche gemacht worden? Haben Sie

ein Interesse an dieser Sache? Ist Ihres Wissens

ledigen Standes? Hat er (sie) kein VerlOhmss mit einer andern

Person eingegangen? Ist Ihnen kein Hinderniss bekannt,

das der beabsichtigten Ehe entgegensteht?

Vorgelesen. Oenehroigt ünterachrieben.

am 18 . .

Die Zeagen 1 Der Pfarrer

2

III, EidesHeiskmg.

Ich N. N. schwöre zu Gott, dass ich nicht verheirathet bin,

dass ich keinem (keiner) andern ein £heversprechen gemacht habe,

und dass ich nicht weiss, dass anderweitig verheirathet

oder durch ein Ebeversprechen verpflichtet ist, auch dass zwischen

uns beiden keine (keine andere, als die angegebene) Blutsverwandt-

schaft, Schwägerschaft, oder geistliche Verwandtschaft sowie kein

anderes Ehehindemiss besteht, soweit mir bekannt ist: so wahr mir

Oott helfe and sein heiliges Bvangelinm, Amen. •

(Unterschrift)

Dieser Eid ist am in Gegenwart des unteneichneten

PIhrreFS nnd der mitnnteneiehneten Zeugen Tor dem Craeifix und

zwei brennenden Kerzen abgelegt worden.

Die Zengen 1 Der Pfarrer

2
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VII.

Eine Entscheidung des Kammergerichts vom 6. IMärz 1893,

beorthfilt too Oberlandctgeriehtswih Dr. K, üchmidt la Colmar i. E.

Der evangelische Gastwirth Baumann zu MylltMimiilile bei

Heimersheim in Hlieinpreussen starb fiaselbst am 21. Februar 1890.

Seine katholische Wittwe will ihre fünf Kinder katholisch erziehen.

Gesetzlich ist sie dazu berechtigt. Denn die zu §. 70 II 2
des preussischen Allgenneinen Landrechts ergangene Declaration vom
21. November 1803, die nach der Cabinetsordre vom 17. August 1825

auch in Rheinpreossen za befolgen ist, bezielit sich nur auf deu Fall

einer besuchenden gemischten Ehe. Die Cabinetsordre ?on 1825 wollte

den Termeintlicben »Missbranohc beseitigen, dass sich die katholi-

tischen Geistlichen die katholische Erziehung aller Kinder ver-

sprechen liessen. Nach diesem Staatsgesetze steht es einem pro-

testantischen Ehemanne firei, seine Kinder in der protestantischen

Religion nnterrichten za lassen, wenn er anch bei der Trauung vor

dem katholischen Pfarrer die katholische Erziehnng der Kinder eid-

lich versprochen hat. Ein solches Versprechen ist nach dem Staats-

gesetze »unverbindlich.« Weiter ist das Staatsgesetz in Hheinpreussen

nicht gegangen. Weder aus dem Wortlaute noch aus dem Sinn und

Zweck des Gesetzes ist «lie Meinung zu rechtfertigen, dass der W'ille

des Gesetzes dahin gehe, die Wittwen in Ausübung ihrer Erziehungs-

gevvalt zu beschränken. Nach den in Rheinprenssen [,'ultiiren Grund-

sätzen des rheinischen Rechts ist die Bestimmung der Religion eines

Kindes ein Ausfliiss des elterlichen Erziehungsrechts, welches bei

ehelichen Kindern nach dem Tode des Vaters der Mutter allein za-

steht ^), solange ihr nicht etwa die Erziehungsgewalt in rechtsgfiltiger

Weise entzogen ist. Folglich kann Wittwe Baamann kraft ihres

Eraiehungsrechts die Beligion ihrer Kinder frei bestimmen, also in

der katholischen ünterrichtnng ihrer Kinder nicht gehindert werden*).

Hit Recht wurde daher ein anf Anordnung e?angelischer Erziehung

gerichteter Antrag des Presb) teriums der evangelischen Gemeinde za

1) Vgl.' BMchlasB des Oberltadevgerieliti so Colmar vom 24. Mai 1892,

Juristische Zeitschrift fftr E.-L.. Bd. 17. (1898) a 545, mit % 28, Abttts 1

der preassiachen Vormaudschaftsordnung:.

2) Vgl Archiv für Kirchenrecht, Bd. 69, S. 464, Kote 8.
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Neuenahr durch Beschluss des Amisgerichts za Ahrweiler vom 15. Oo-

tober 1892 zarückgewiesen.

Gegen diesen Beschluss stand dem Presbjterium gesetzlich keia

Beschwerderecht zu. Denn zar Erhebung Yon Besehwerden in Vor*

ranndsehaftssaehen sind nnr die Betbeillgten berechtigt, zn denen

die Geistlichen in dieser Eigenschaft nicht zn sihlen sind. Mit

Recht erhob daher Wittwe Baamann gegen die Beschwerde des Pres-

bjterinms den Einwand der Unzniässigkeit. Das Kammergericht be-

seitigte diesen Einwand durch Verweisung auf die »constante Pnuds

des Kammergerichts i),c ohne diese Praxis zu rechtfertigen.

In der Sache selbst ist sowohl die Entscheiduug des Landge-

richts, als auch die des Kammergerichts*), dahin ausgefallen, dass

WUtwe Baumana ihren ältesten Sohn und ihre älteste Tochter in

der katholischen, dagegen die drei jüngeren Söhne in der evangeli-

schen Religion unterrichten lassen muss. Das Kammergericht er-

kennt an, dass durch diese Entscheidung »eine Verschiedenheit unter

den Kindern eines und desselben Ehepaares hervorgerufene wird, die

der König bei Erlass der Declaration von 1803 verhüten wollte.

Allein es hält diesen üebelstand för nnvermeidlich , indem es an-

nimmt, die getroffene Anordnung bemhe »auf der dispositiven Be-

stimmung des Gesetzgebers.«

Dies ist ans den oben angegebenen Gründen nicht richtig. Da-

nach gibt es keine Gesetzesbestimmnng-zor Beehtfertignng der Tor-

liegenden Entscheidung. Das Kammergericht ftthrt eine solcbe Ge-

setzesbestimmung nicht an, sondern beruft sich lediglich auf das

>Jahrbuch der Entscheidungen des Kararaergerichts, Bd. 9, S. 44, t

d. h. auf eine frühere Entscheidung, in einer Vormundscbaftssacbe

aas Schlesien vom 14. Juni 1889.

Der genannte Beschluss von 1889 bezeichnet einen Wendepunkt

in den Entscheidangea des Kammergerichts über Aoslegung von

1) Aas der jetzt leider >constaDten Praxis des Kamraergerichts< ergibt

ich für katholische Seelsorger die peinliche Aufgabe, gegen evangelische

Wittwen katholischer Männer, die ihre Kinder mit Zustimmung des Amtsge-

richts io der evaDgeUschen Beligion uaterrichtea lassen, aach ihrerseits mit

Betehwerde und nSthigenlkllii mit weiterer Besehwarda Tonagehen, um da-

dnreh die kathtdisdie Untenriehtang der Kinder in exiwmgen, wie Mhr aneh ein

donrtigar Staatninuig dem aatürlioben Gefllhla widflittreiten mag. Ygl. Katbo>

•liseher Seeliorger, Bd. 4, S. 888.

2) Beschluss dei Landgeridlts zn Coblenz am 22. December 1892 und

Beschluss des Kammeigtfiebta Tom 6. Min 1898, fihein. AreliiT, Bd. 86^

Abfch. 2. S. 6—12,

3) Vgl. Archiv für Kirchenrecht, Bd. 69, S. 465, 466.

InUv Ar Kirobeareobt. hXXL 5
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§§. 80 nnd 82 II 2 des Allgemeinen Landrechts, d. h. über die

Frage, in welchem Religionsbekenntnisse Kinder aus gemischten

Ehen im Rechtsgebiete des preussisrhen Allgemeinen Landrechts

nach dem Tode des Vaters zu unterrichten sind. Sie folgt der Rechta-

ansicht, die Prof. Hübler im Jahre 1888 vertbeidigt bat Diese Rechta-

ansicht ist zu missbilligen, da sie nicht blos zn einem bedaoerlicben

Ergebnisse fährt (wie das Eammergericht dem Anscheine nach aner-

kennt), sondern anch mit dem Wortlante und der Entstehungsge-

schichte des Allgemeinen Landrecbtes und der Declaration Ton 1808

nuTereinbar tat'). Allein Ton allen diesen Orflnden kann hier abge-

sehen werden. Denn das preussische Allgemeine Landreeht hat in

Rheinprenssen keine Geltung. Bs ist daher nicht gerechtfertigti einen

Rechts&ll aus dem Gebiete des rheinischen Bechts dnreh Verweisung

auf die im Gebiete des Allgemeinen Landrecbtes angeblich gettenden

Bechtsoormen zn entscheiden.

Somit kann der Entscheidung des Kammergerichts nicht zu-

gestimmt werden.

1) Wiren alle latwheidiiiigeD bekannt, die das Kanmeigerieht (I. Soiat)

eit dem 1. Oetober 1879 in YomandaehaflMaefaea Über die Oooftnioii der

Kinder erlawen hat, so könnten die maiuiigfiMhen Irrwege des Kammergericbta

noch geuaner, als bisher schon geschehen ist, an der Hand der bestehenden

Gesetze nachgewiesen werden. Jene Entscheidungen sind in der That am Kam-
mergerichte gesammelt. Indessen leider ist der Herr Kammergerichtspräsident

(nach Inhalt eines Schreibens vom 20. November 1893) »nicht in der Lage.c

mir die betreffenden Akten mitzatheilen, weil dieselben in Berlin »fortwihrend

gebraaeht and anoh sidit fttr kflnefe Zeit entbehrt werden kSaneo.«
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VIIL

Gemischte und Familien -Stiftungen. Nothwendigkait und

Bedeutung ihrer staatUclieii Genelimiguiig.

Beehtafali mitgetheiit tou Bechtsauwalt und Consistorialrath Dr. Fei. Forach

in Breslaa.

Im Jahre 1886 starb za Obora bei Proskaa der Licentiat Bn-
prieeter Georg S. mit Hinterlaseong wnes *am 28. Jali 1886 gericht-

lich errichteten und 7om 18. Aogaat desselben Jahres erOlfiieteii

Testaroeats, in welchem er seinen Neffen X. snm üniTersalerben ein-

gesetzt bat. Im §. 2. des Testaments ist bestimmt, dass der Kiftger

das zum Nachlasse gehörige Gut Proskau Schlossjurisdiction Nr. 56

mit dem vollendeten 24. Lebensjahre übernehmen solle. Den Werth

dieses Gutes hat der Testator auf 93.000 geschätzt und weiter

angeordnet, dass der Alleinerbe, ausser einem vom Tage der üeber-

nahrae ab für die Schwester des Erblassers Albine S. einzutragenden

Auszuge im Jahreswerthe von 450 .% und einem gleichen Auszüge

für deren Ehemann im Jalireswerthe von 150 .1^ die auf dem Gute

haftenden Hypothekenschulden im Gesammtbetrage von 3150 .% über-

nehmen und die im §. 4 des Testaments ansgesetzten L^te von

80,000 4: auszahlen solle.

Unter Berücksichtigung des von ihm angenommenen Gntswerths

hat der Testator berechnet, dass dem Neffen X. darnach noch ein

Erbtheil Ton rnnd 83,000 c% zufalle, und über seinen gesammten

anderweiten Nachlass an Hypothel[en, Staatsschnldseheinen und

Werth papieren im §. 6 des Testaments dahin verfagt, dass daron

3000 w% der katholischen Pfarrkirche zu Proskau, 6000 .% dem
St. Georg's-Stitt zufallen sollen und dass der Rest (im Betrage von

über 48,000 «%) zu einer der Aufsicht des fürstbischöflichen Stuhles

und der Verwaltung des jedesmaligeo Curators des St. Georg's-StifLs

unter Zuziehung des jedesmaligen Anerben von Obora (des Nach-

lassgrundstücks) unterstellten Stiftung verwendet werden und deren

Zinsenertrag zu an Studirende aus den Familien S. und F.

römisch-katholischen Glaubens, zu Vi &Q arme erwerbsunfähige Mit-

glieder der genannten Familien fallen, in Ermangelung solcher Be-

rechtigten aber die katholische Pfarrgemeinde zu Proskau mit ihren

stndirenden Sühnen bezw. Armen in die Bechte der Familie eintreten

6*
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solle. Nachdem der Herr Fürstbischof zu Breslau die Einholung der

landesherrlichen Genehmif^ung zu der vorgedachten Stiftung bei der

competenten Verwaltuiigdbehörde nachgesucht hatte, ist ihm von der

letzteren auf Grund der über den Werth des Nachlassgrandstücks

stattgefuDdenen Erhebungen und der dadurch gewonnenen üeber*

zeagong, dass der Alleinerbe mit Rucksiebt auf die ihm obliegenden

teatamentariachen Verpflichtangen das gedachte Oat den Intentionen

des Testaten entsprechend der Familie desselben zn erhalten nicht

im Stande sein wflrde, der Vorschlag gemacht worden, sich dne

Kfirsnng des Stiftnngskapitals nm 86,000 .% gefoUen an lassen.

Der Herr Fftrstbischof hat sich zur Annahme dieses Vorschlags

ausser Stande erklärt nnd anf die ihm nnnmehr seitens des Mini-

steriums gewordene Mittheilung , dass bei dieser Sachlage die Ein-

holung der landesherrlichen Genehmigung abgelehnt werden müsse,

seinen Antrag auf Einholung dieser Genehmigung unter der Be-

gründung zurückgezogen , dass dieselbe überhaupt nicht erforderlich

sei, weil eine ihrer nicht bedürfenden Familienstiftuug vorliege.

Der Neffe X. war der gegentheiligen Meinung, weil die in

Rede stehende Zuwendung nicht ausschliesslich für die Familien S.

und F. bestimmt sei, vielmehr in Ermangelung geeigneter Mitglieder

derselben die kathol. Pfarrgemeinde zu Proskau mit ihren studiren-

den Sölinen nnd bezw. Armen in die Bechte der Familie ein-

treten solle.

Die fragliche Stiftung entbehre daher der nach §. 1. Geseti

?om 28. Februar 1870 (Ges.-Samml. S. 118) zn ihrer Rechtsgiltig-

keit erforderlichen landesherrlichen Genehmigung und falle somit^ da

der Fall des §. 866 I, 12 Allgemeines Landrecht Torliege, das fflr

sie bestimmte Kapital an die Erbschaflsmasse, hier also an den

Neffen X., als Alleinerben, zurück.

Da der Curator des Georgs-Stifts und gleichzeitige Testaments-

vollstrecker des Erzpriester Lic. S., der Pfarrer Y., welcher bald nach

Eröffnung des Testaments die Stiftungskapitalien an sich genommen

hatte , deren Herausgabe verweigerte , erhob der Universalerbe X.

Klage gegen den Pfarrer Y. auf Herausgabe der für die Stiftung be-

stimmten Kapitalien. Pfarrer Y. verlangte deren Abweisung. Er

gab zwar die Richtigkeit der gegnerischersei ts erwähnten, in der

streitigen Angelegenheit bisher gepflogenen Verhandlangen im All-

gemeinen zu, bestritt dagegen, dass der Herr Ffirstbischof zn

Breslau seinen Antrag auf Einholung der Allerhöchsten Genehmigung

znrftckgezogen habe. Hiemach, nnd da eine Allerhöchste Bntscheidnng

aber die Genehmigung der Stiftung noch nicht ergangen sei, m auch
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der Fall des §. 366 I, 12 Allgera. Landrecht, dass das fragliche

VermäclitDiss nicht angenommen werden könne, noch nicht gegeben

und daher die Klage jedenfalls verfrüht.

Im Uebrigen sei das von den Verwaltunj^sbehördeii bei der Vor-

prüfung über den Werth des Nachlassgrundstücks gewonnene Er-

gehniss (42,600 nicht zutreffend, vielmehr die Angabe des

Testators selbst hierüber massgebend und richtig. £s komme aber

auch hierauf nicht an , denn der Erbe habe keinen Ansprach auf

Gewährleistung dieser Richtigkeit und könne ihm nur Entsagung der

Erbachaft anheimgestellt werden, falls durch die nach den gesetz-

lichen Vorschriften in erster Linie zu berficksichtigenden Yermftcht-

nisse und Stiftungen der Nachlass nahezu oder gänzlich erschöpft

werden sollte. Die hier in Rede stehende Zuwendung enthalte aber

in erster Linie lediglich eine FamiKenstiftung, die aufrecht zu er-

halten sei. Nur die beigefagie Substitution bedürfe jetzt oder ein-

tretendenfalls der landesherrlichen Genehmigung und entfalle mit

dieser. Dieser von dem Beklagten, als Testamentsvollzieher, ver-

tretenen Meinung gebühre nach §. 56, I 12 Allgem. Landrecbt aber

der Vorzug vor der abweichenden des Klägers, weshalb der Anspruch

desselben überhaupt hinfällig erscheine.

Das Könifjl. Landgericht zu Oppeln I. Civilkanmer erkannte

unter dem 18. Juni 1892 nach dem Klageantrage

:

»Der Beklagte wird verurtheilt, an den Kläger die in seinem

Besitze befindlichen Kapitalien der von dem Erzpriester, Licentiaten

Georg S. im §. 6 anter Nr. 3 seines Testaments vom 23. Juli 1886

errichteten Stiftung (bestehend in haarem Gelde, Hypotheken und

Werthpapieren im Gesammtwerthe von 49,972 i%, jedenfalls aber im

Warthe von Aber 48,000 nebet den aufgelaufenen Zinsen, soweit

dieselben nicht bis zur Zustellung der Klage den Beetimmungen des

§. 6. des Testaments entsprechend bereits verwendet sind, herauszu-

geben, auch die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.c

Die »Entscheidungsgrandec lauten:

»Nach §. 1 und 2 des Gesetzes vom 23. Februar 1879 (Ges.-

Samml. S. 118) bedürfen Schenkungen und letztwillige Zuwendungen

zu ihrer Giltigkeit der Genehmigung des Königs:

»a) insoweit dadurch im Inlande eine neue juristische Person in's

Leben gerufen werden soll,

b) insoweit sie einer im lulaude bereits bestehenden Corporation

oder anderen juristischen Person zu anderen als ihren bisher

genehmigten Zwecken gewidmet werden sollen,

e) insoweit eine solche Schenkung oder letztwillige Zuwendung an
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inländische oder ausländische Corporationen oder eine andere

juristische Person in Frage steht und ihr Werth die Summe
von Eintausend Thalern übersteigt«

während nach §. 6 a. a. 0. die Bestimmangen des Gesetzes auf Fa-

milienstiftungen und Familicufidt'ikominisse Iceine Anwendung finden.

Hiernach ist fftr die GntseheiduDg des Streitfalles allerdings

snnftchst die Beantwortung der Vorfrage erforderlich, ob der in Bede

stehenden Stiftung der Charakter einer hlossen Familienstiftung bei-

wohnt, oder nicht?

SelbstTerstftndlich kann hierbei die vom Testator selbstgewählte

Bezeichnung nicht massgebend, vielmehr der Inhalt und Zweck der

fraglichen Bestiraraung allein entscheidend sein.

Eljöüso müssen der richterlichen Heurtlieilung die von den Par-

teien angeregten Fragen nach dem Werthe der Nachlassbesitzung,

ob der Erbe dieselbe mit Kück^^icht auf die ihm testamentarisch

auferlegten Lasten und Verpflichtungen der Familie zu erhalten im

Stande sein werde, oder ob eine Ermässigung des der Stiftung ge-

widmeten Betrages zu seinen Gansteu augemessen wäre und der-

gleichen, fern bleiben.

Diese Fragen gehören vielmehr lediglich in den Kreis der-

jenigen Erwägungen, in welche die mit der Einholung der landes-

herrlichen Qenehmignng betrauten Behörden bei Prftfung der für den

SQ erstattenden Immediatbericht massgebenden Gesichtspunkte einsn«

treten haben. (Cabinets-Ordre vom 1. Februar 1884, Ministerial-

Bescript vom 10. Februar 1S72).

Dass die firagliche Stiftung, insofern sie znm Genüsse derselben

in Ermangelung dazu berechtigter Mitglieder der Familie S. und F.

die katholische Pfarrgemeinde Proskau mit ihren studireuden Söhnen

und bezw. Armen beruft, angesichts der vorgedachten gesetzlichen

Bestimmungen zu ihrer Giltigkeit aus mehrfachen Gründen der Aller-

höchsten Genehmigung bedarf, scheint auch der Beklagte nicht in

Abrede nehmen zu wollen, er verneint aber die Notinvendigkeit der-

selben in Ansehung desjenigen Theils der testamentarischen Anord-

nung, in welchem die Zuwendung in erster Linie Mitgliedern der

gedachten Familie zufallen soll.

Eine solche Trennung erscheint aber für die vorliegende Frage

nicht zulässig. Jene Anordnung kann nur einheitlich und in ihrem

ganzen Znsammenhange anfgefiisst und benrtheilt werden. Eine

Stiftung, welche neben der Förderung der Familie oder in zweiter

Linie auch öffentliche Zwecke verfolgt, wie die in Rede stehende,

ist eine sogenannte gemischte Stiftung und nnterliegt den Gmnd-
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Sätzen voD Familienstiftungen nicht (Förster, Privatrecht, Bd. 4.

§, 241. Note 1). Ob sich die vorliegende Zuwendung in Zukunft

Torwiegend dem Interesse der damit eventuell bedachten juristischen

Person, oder dem der Familie des Stifters förderlich erweisen wird,

bftngt lediglich von Zufälligkeiten ab. Dieser gemiechte Charakter

nnd der Umstand, dass sich nicht absehen Iftsst^ ob und in welchem

Umfange der Tom Stifter eTcntnell vorgesehene F^U eintreten wird«

nöthtgen dazu, den Inhalt der Stiftung von vornherein der PrOfung

der dazu oompetenten staatlichen Behörden nach den dafHr vorge-

schriebenen Oesiehtspnnkten zu anterwerfbn nnd die Giltigkeit der

Anordnung von der landesherrlichen Genehmigung abhängig zu

machen, welche nach dem oben citirten Gesetze für die darin vor-

gesehenen p'älle für erforderlich erachtet wird. Von der Annahme

dieser Nothwendigkeit ist ottenbar auch der Herr Fürstbischof zu

Breslau selbst bei dem von ihm gestellten Antrage auf Einholung

der Allerhöchsten Bestätigung ausgegangen und hat diesen Stand-

punkt nur infolge der später eingetretenen Dißerenzen verlassen.

Bei dieser Sachlage kann es sich nnr noch fragen , ob der die

Abweisung der Klage jmt ZeU verlangende Einwand des Beklagten

begrftndet ist? Dies mms verneint werden. Allerdings ist eine

Allerhöchste Sntscheidung bis jetzt in der vorliegenden Angelegen-

heit nicht ergangen. Sie konnte aber auch nicht ergehen, und ist

auch nicht zu erwarten, so lange die dazu angegangenen oompetenten

Staatsbehörden auf Grund der vorgenommenen Prflftang die Einholung

der landesherrlichen Genehmigung ablehnen. Dies ist hier geschehen:

nnd der vom Kläger angegebene Inhalt der bisher darflber gepflogenen

Verhandlungen vom Beklagten nicht in Abrede genommen worden.

Darnach ist die Einholung der Bestätigung davon abhängig gemacht,

dass der Antragsteller in die Kürzung des Siiflungskajnfils um
36,000 Jf^ willige. Auf diese Bedingung einzugehen, hat, wie an-

genommen werden muss, der Herr Fürstbischof definitiv abgelehnt.

Denn wenn derselbe in dem vom Beklagten selbst abschriftlich über-

reichten, an den Herrn Oberpräsidenten zq Breslau gerichteten Schrei-

ben vom 24. Januar 1891 auf Grund der ihm durch seinen kirch-

lichen Eid gebotenen Pflicht wiederholt sich ausser Stande erklärt,

zu einer Schmftlemng der Stiftung mitzuwirken, so muss doch eine

Sinneetodernng bei ihm in dem belegten Punkte ohne Weiteres für

vMlig ausgeschlossen gelten. In demselben Schreiben verweist übri-

gens der Herr Fflrttbischof selbst den Kläger mit seinen Ansprüchen

auf den Weg Bechtens. Dasselbe geschieht in dem auf ein Im-

mediatgesuch dee Klägers seitens des Herrn Oberpräsidenten im Auf-
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trage der betreffenden Miniiterien demselben zugegangenen Beseheide

Yom 22. Jannar 1892. Dies Alles weist darauf hin , dass die Uber

den Streitpunkt bisher gepflogenen Verhandlungen von sämmtlicheo

Betheiligten als definitiv abgebrochen und beendet angesehen werden.

Eine Widerlegung dieser Annahme durch Anführung von Thatsachen,

welche die entgegengesetzte Schlussfolgerung rechtfertigen könnten,

wäre Sache des Beklagten gewesen. Dem Kläger kann, nachdem

auch die noch am 1. März d. J. an den Gegner zur gütlichen Er-

ledigung der Angelegenheit gerichtete Aufforderung gänzlich erfolg-

los geblieben ist, ein weiteres Abwarten nicht zugemutUet werden.

Es ist vielmehr anzunehmen, dass ihm schon jetzt die Vorschrift dee

§. 866 1, 12 AUg. Landr. zur Seite steht, welche bei dem im Uebrigeo

unstreitigen Sach?erbftltnisse den vem KlAger gestellten Antrag und

die demselben entsprechende Verurtheilnng des Beklagten recht*

fbrtigt.c

Gegen diese Entscheidung legte Pfarrer T. Bemfnng ein, zu

deren Bechtfertigang er u. A. ansfllhrte:

»Die Voraussetzungen des §. 366 A. L.-B. 1 12 liegen nicht ?or.

1. Es handelt sich orliegend um eine Familienstiftoug, welche

als solche den Bestimmungen des Gesetzes vom 23. Februar 1870

nicht unterliegt.

Der Testator selbst hat sie als solche bezeichnet und dieser

Bezeichnung entspricht der Inhalt der letztwilligen Anordnung.

Die Erträge der Stiftung kommen den Angehörigen der zahl-
,

reichen Familie zu, und nur, wenn solche zeitweilig fehlen, Ange-

hörigen der katholischen Pfarrgemeinde Proskau. Aber doch nur

zeitweilig. Die Familienstiftaag bleibt trotzdem als solche auch

wfthrend dieser Zeit bestehen; weder das Stiftangskapital noch dessen

Erträge fallen dauernd oder zeitweilig der Pfarrgemeinde Proekau zu.

Diese subsidiarische Verwendung raubt der Fämilienstiftung

nicht den Charakter als solcher. Die Annahme des Vorderrichters

ist unrichtig, dass sogenannte gemischte Stiftungen den Qrnndsfttzen

fon Familienstiftungen nicht unterliegen. Darfiber nimmt Beklagter

Bezug auf den Bericht des Staatsministeriums auf den Allerhöchsten

Befehl Tom 9. Nb?ember I848 fiber die Verwaltung der Familien-

stiftungen im Justiz- Ministerialblatt von 1845, S. 26 sequ. Selbst

in den dort S. 29 angeführten Categorien, deren Bestimmungen nicht

so ausschliesslich in erster Reihe die Interessen der Familie berück-

sichtigen, wird immer eine Familienstiftung als vorhanden und mit

ihren Grundsätzen prävalirend angenommen, und der Gerichtshof für

Entscheidung der Competeoz-Conflicte erkennt in seinem Urtheil ?om
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7. Marz 1857 (Just-Min.-Bl. 1857 S. 298) an, dass durch eine

Stiftungsurkunde über eine Familienstiftung, welche neben dem In-

teresse einer bestimmten Familie eugleich einen öffentlichen Zweck

im Aoge hat, Privatrecbte begründet oder aus derselben hergeleitet

werden, welche der Entscheidang nicht der Stiftungsbehörde, son-

dern der Qerichte unterliegen. Vorliegend will der Vorderrichter

aber die dorch die streitige teetameotariselie Stiftung begründeten

Privatrecbte der Fkmilie des Erblassers lediglicb dem Gntdflnken der

VerwaltongsbebOrden aasliefern. Das ist nngesetilieh.

Diese begrandeten Privatrecbte sind vollstindig nnabbftngig

von der Cognition der VerwaltvngsbebMen beiw. der landesberr-

licben Genehmigung. Selbst wenn die sobsidiariscbe Verwendung

der Erträge an Angehörige der Pfarrgemeinde Proskau der landes-

herrlichen Genehmigung unterliegen und solche nicht erhalten sollte,

kann die Familienstiftung unverkümmert bestehen bleiben.

Ob für diese eventuelle Verwendung eine solche Genehmigung

nothwendig und zu erlangen ist, und was zu geschehen hat, wenn

sie nicht zu erlangen ist, das gehört nicht in diesen Bechtsstreit.

Das ist ganz unabhängig von der Familienstiftung als solcher und

der Erreicbung ihrer Zwecke, Hierfiber braucht Beklagter gar keine

Srklärung abzugeben.

Thatsftchlich haben die VerwaltnngsbebOrden sich in die Frage

hnmisdrt, ob der Testator, der sein Testament mit der deotUcben

Erklftrung beginnt, dass er pflichttbeitsberecbtigte Verwandte nicht

binterlasse, — seine Verwandten in gehöriger Weise bedacht habe.

Eine solche Binmiscbung, welche die Testirfreiheit in nngeh^riger

Weise bedroht, ist gesetzlich unzulässig.

Ob der Herr Fürstbischof von Breslau die Genehmigungsfrage

früher rechtsirrthümlich aufgefasst oder nur, um jeder Schwierigkeit

von vornherein zu begegnen, die Genehmigung nachgesucht hat, ist

umsomehr gleichgültig, als der Herr Fürstbischof den Privatrechten

der Familie des Erblassers nicht präjudicireu will und kann.

2. Mindestens musste der Vorderricbter aber die Klage zur

Zeit abweisen. Er übersieht, dass selbst, wenn für die gesammte

Stiftung landesherrliche Genehmigung erforderlich sein sollte, diese

Genebmignng nur als eine beaufsichtigende Bestätigung, nicht als

ein constitativer Factor ffir die joristiscbe Persönlichkeit der Stift-

nngen anfsnfassen ist; die Stiftungen haben am Todestage des Erb-

lassen auch ohne die landesherrliche Genehmigung Persönlichkeit,

die als solche erst fortAllt, sobald die erforderliche Umdesherrlicbe

Genehmigung versagt wird. (Entsch. des Ober-Trib. Bd. dO, S. 95,
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97, 103). Solanj^e die Genehmigung nicht ausdrücklich verlangt ist,

kann selbst vom Standpaukt des Vorderrichters aus die Klage nicht

erhoben werden.

In diesem Punkte ist der Bescheid des Herrn Oberpräsidenten

Tom 22. Januar 1892 bezw. die darin mitgetheilie Meinong der drei

Herren Minister rechtsirrthftmlich.

Wenn die VerwaUnngsbehörden sich weigern sollten — die»

ansdrfickliche Weigerung ist flbrigens noch nicht constatirt — die

landesherrliche Genehmigung nachsnsuchen , so ist diese damit

nicht versagt. Den Interessenten steht es frei, gegen die Ent-

schliessnngen der Verwaltungsbehörden die Beschlfisse der Landes*

Vertretung anzurufeu und direct Se. Majestät den König anzugehen.

Erst dann, wenn positiv eine Versaguug erfolgt, könnte Kläger allen-

falls seinen Anspruch erheben.

Selbst wenn der Herr Fürstbischof es ablehnen sollte, noch

irgend einen Schritt zur Erlangung der landesherrlichen Genehmigung

zu thun, ist diese damit nicht versagt« da der Antrag des Herrn

Fürstbischofs fär die Erlangung der Genehmigung nicht conditio sine

qua non ist.«

Ausserdem wurde eine grosse Anzahl von Mitgliedern der

Familien S. und F. benannt, welche sich bereits an den Pfurrer T.

mit dem Ersuchen gewandt hatten, sie ans den Erträgen der Fa-

mitienstiftung sn b^enken.

Das OberkmdesgendU mu Sredau T. Oivilsenat gab der Be-

rufung statt und wies unter Abftndemng der erstinstanzlichen Ent-

scheidung die Klage kostenpflichtig ab. Es trat allerdings nur lum
kleinen Theil und zwar nach der formellen Seite dem Berufungs-

kläger bei. Das ürtheil zweiter Instanz führt aus:

»Die für die Kntscheidung des Rechtsstreits massgebende Pra^e

nach dem rechtlichen Charakter der vom Erblasser beabsichtigten

Stiftung ist vom Vorderrichter zutreffend dahin beantwortet worden,

dass dieselbe nicht als eine Familienstiltuug, sondern als eine ge-

roischte Stiftung anzusehen ist, welche nicht unter die Ausnahme
des §. 6 des Gesetzes vom 23. Februar 1870 fällt. Den Ausschlag

gibt in dieser Beziehung der Umstand, dass den honorirten Familien

allgemein die Pfarrgemeinde Proskan substituirt ist. Durch eine

solche Bestimmong wird aber die Grenze der Familienslafknng fiber-

schritten nnd neben dem Familien- auch öffentliches Interesse ver-

folgt Der Erblasser hat zwar in erster Linie den Yorthell der Fa-

milien im Auge gehabt, aber wegen dieses flberwiegenden Fftmilien-

interesses und wegen des nur snbsidiftr Öffentlichen Charakters die
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Stiftung in eine reine Familienetiftnng nnd in die eventaelle Zu-

wendung auseinander sn reissen und die beiden Theile entspreebend

verscbieden zu behandeln, musa als nnsnlftsatg bezeichnet werden,

da die Stiftung vom Erblasser als ein eiubeitliehes Ganze gedacht

ist Aus diesem Grunde bedarf auch die streitige Stiftung zn ihrer

Gültigkeit von vornherein der Köui^fliclien Genehmigung und nicht

erst dann, wenn der Substitutionsfall eintritt. Abweichend vom Vor-

derrichter ist aber angenommen worden , dass die erforderliclie Ge-

nehmigung zur Zeit noch nicht versagt ist, bezw. dass der infolge

Abbruchs der zwischen den Verwaltuni/sbehörden und dem Fürst-

bischof von Breslau über die Einholung der Genehmigung gepflogenen

Verbandlungen eingetretene Schwebezustand einer Versagung nicht

gleichzuachten ist. Abgesehen daron, dass dem Fürstbischof gar

nicht die Berechtigung zusteht, ohne Zuziehung der interessirten

Familien nnd des Stiftungscurators den tou den Verwaltungsbehörden

vorgeschlagenen Vergleich abzuschliessen, haben sich die Staatsbe-

hörden, wie ans den anerl[annten Brwiderungsschreiben des FQrst-

bischoft und aus dem gleichfalls anerkannten Sehreiben des Ober-

prftsidenten der Provinz Schlesien an den Kläger hervorgeht, bisher

nur geweigert, die Genehmigung Sr. Majestät des Königs einzuholen

iind bezw. zu befürworten. Eine endgültige Entscheidung der Ge-

nehraigungsfrage liegt hierin aber nicht, eine solche wird vielmehr

erst dann angenommen werden können, wenn auf das Gesuch um
Ertheilung der Genehmigung eine dieselbe direct ablehnende Ent-

scheidung Sr. Majestät des Königs oder der von ilim zur Mittheilung

der Ablehnung der Genehmigung beauftragten Behörden ergaugou

sein wird. Die Voraussetzung des §. 366. Tbl. 1. Tit. 12 A. L.-B.

liegt hiernach zur Zeit nicht vor und erscheint somit der hierauf ge-

stützte Anspruch des Klägers als nicht begründet.

Es kmx sich our noch fragen, ob der Belchigte zur Heraus-

gabe der Stiftungskapitalien verpflichtet ist, weil er dem Kläger

gegenfiber ttberbaupt kein Recht auf den Besitz und die Verwaltung

dieser VermOgensstficke des Erblassers hat Es muss diese Frage

jedoch verneint werden, weil der Beklagte als Testamentsvollstieeker

zunächst zur Inbesitznahme der den Gegenstand des Vermächtnisses

bildenden 48,000 e% berechtigt war.

Zum Amt eines Testamentsvollstreckers gehört au sich zwar

ohne besondere Vollmacht nicht die Verwaltung des Nachlasses, es

1) §. 366. »Ein Vermächtnisa, welches der Legftterins nicht aonobmcn
kann oder will, fallt in Ermangelang einet dssD von dem Testator enuumten

Sabttitateo an die ErbechaftsmasBe zaraeLc
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ist dem Beklagten dieses Recht im Testament anch nicht mit aos-

dröcklichen Worten beigelegt worden, es muss aber aus dem Ge-

sammtinhalt der testamentarischen Bestimmungen untnommen wer-

den, dass der Erblasser wenigstens hinsichtlich des im §. 0. des

Testamentes bezeichneten Theils seines Nachlasses dem Bekla<;ten

mit den vorerwähnten Befugnissen ausstatten wollte. Die Bestim-

mungen des §. 6 ciU scheiden die vorgedachteu 48,000 i|f als eine

selbstständige Stiftongsroasse aas der Verlassenschaft aas und geben

dem eingesetzten Universalerben keinerlei VerfAgungsberechtigung.

AndereraeiiB konnte die benbiichtigte Stiftnng als Vermftchtnias-

nehroerin die ihr sagewendeten Nachlasagegenstände nicht eigen-

nftehtig in Besitz nehmen, ond sonach wftre hdm Eintritt des Todes-

falles im Jahre 1886 abgesehen vom Erben niemand vorhanden ge-

wesen, der diesen Theil des Nachlasses h&tte an sich nehmen dfirfen.

Der Erbe, der bei Errichtung des Testamentes anscheinend noch

minderjährig war, sollte dies nach dem Willen des Erblassers offen-

bar deshalb nicht thun, weil im §. 4. des Testaments ausdrücklich

bestimmt ist, dass der Erbe das ihm besonders zugedachte Landgut

nicht sofort mit dem Ableben des Erblassers, sondern erst nach

vollendetem 24. Lehensjahre und nicht vor dem Jahre 1892 in Be-

sitz nehmen sollte; umsomehr muss dies für jenen Theil des Nach-

lasses gelten, den der Erblasser ausdrücklich ausgeschieden hatte,

und den er anderen Personen als dem Erben zuzuwenden gedachte.

Unter diesen Umständen bat der Beklagte aber aach als Testameata-

TOlUtrecker das Recht, die in Besitz genommenen Kapitalien solange

zn verwahren, bis er sie der Bestimmung des Erblassers zugeführt

hat oder bis aioh die Unmöglichkeit einer derartigen VerweDdnng

herausgestellt hat Hierzu ist der Beklagte übrigens anch in seiner

Eigenschaft als Curator des St. Georg-Stifts in Proskan, als welcher

er snm Curator der Familienstiftung und zum Testamentsvollstrecker

ernannt ist, befngt. Die Stiftung ist nftrolich entgegen der Auf-

fassung des Klägers, trotz mangelnder gerichtlicher Veriautbarung

und königlicher Genehmigung mit dem Todestage des Erblassers in

Existenz getreten. Der ersteren Formalität bedurfte die Stiftung

nicht, da dieselbe nur für Familienstiftungen vorgeschrieben ist, zu

denen sie, wie oben schon ausgeführt, nicht gehört; die Königliche

Genehmigung ist aber nur für die Stellung nach aussen und ihre Fort-

existenz von Bedeutung, da sie kein rechtsbegründemler Akt, sondern

eine blosse Confirmation ist. (Entscheidungen des Ober-Trib. Bd. 40.

8. 78 u. ff., besonders S. 107 Schlusssatz 2). Die Gründe, aufweiche

das Obertribuual vorstehenden Satz über die Bedeutung der KOnig-
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lieben Genehmigung für neue Stiftungen stützt, treffen auch heute

noch zu, da der für jene Begründung bedeutungsvolle Wortlaut des

§. 5 des Gesetzes rom 10. Mai 1833 sich vollkommen mit dem de«

§. 1 des Gesetzes vom 23. Febraar 1870 deckt, darcb welches jenes

frfihere Gesetz ersetzt worden istc

Die hiergegen Ton dem klagenden Uni?ersalerben X. eingelegte

BeTision wnrde von dem Beieht-Oeriehi IV. dvilsenat unter dem

4. Mai 1893 ans folgenden EnisdieidwtgsgHMm verworfen:

»Der Bernfnngsrichter hat in Uebereinstimmnng mit dem
ersten Richter angenommen, dass die von dem Brzpriester 8, in dem
Testamente vom 28. Juli 1886 beabsichtigte Stiftung nicht als eine

Familienstiftung, sondern als eine gemischte Stiftung anzusehen sei,

welche nicht unter die Ausnahme- Bestimmung des §. 6. des Ge-

setzes vom 23. Februar 1870 falle und daher zu ihrer Gültigkeit

der Genehmigung des Königs bedürfe. Er führt aus, dass durch

die Bestimmung, dass den bedachten Familien allgemein die Pfarr-

gemeinde Proskau substituirt worden sei, die Grenze der Familien-

stiftung überschritten und neben dem Familien- auch öffentliches

Interesse verfolgt werde, dass der Erblasser zwar in erster Linie den

Vortbeil der Familie bezweckt habe, es aber nnzulftssig erscheine,

wegen des überwiegenden Familieninteresse und wegen des nur sab«

sidiftr Öffentlichen Charakters die Stiftung in eine reine Familien-

stiftung und in die eventuelle Zuwendung zu theilen nnd beide

Theile verschieden sn behandeln, da die Stiftung vom Erblasser als

ein einheittiches Ganze gedacht sei, dass daher die Stiftnng zu ihrer

GQltigkeit von vornherein und nicht erst dann, wenn der Sub-

stitntionsflill eintrete, der Königlichen Genehmigang bedürfe.

Diese dem Kläger günstigen Erwägungen sind als zutreffend

zn erachten und lassen die Verletzung einer Rechtsnorm nicht er-

kennen. Nach der testamentarischen Bestimmung sollen aus den

Zinserträgen des Stiftungskapitals drei Viertel für Studirende aus den

Familien S. und F. verwendet und Ein Viertel als Unterstützung für

' erwerbsunfähige Mitglieder der beiden Familien vertbeilt werden;

in Ermangelung von Studirenden bezw. Unterstützungsbedürftigen aus

den genannten Familien soll die katholische Pfarrgemeinde Proskau

mit ihren studirenden Söhnen bezw. mit ihren Armen in die Rechte

der Familien eintreten. Die beabsichtigte Stiftung betrifft also nicht

blos das Privatinteresse der beiden Familien, sondern bezieht sich

auch auf gemeinuAtzige Zwecke, und ist nach der in dem Staats-

ministerialberichte vom 23. December 1844 (Jnstizministeiialblatt

1845 S. 2ß) gebrauchten Bezeichnung zu den gemischten Stiflungeik
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zu rechnen, bei welchen, wie in dem genannteii Berichte dargelegt

wird, unter allen Umständen das wenn auch nur subsidiarisch con-

earirende Öffentliche Interesse eine Oberaufsicht und amtliche Bin-

wirfaing nothwendig macht und der Familie keine freie Bewegung

gestattet werden kann. Hit Recht gehen beide Vorderrichter femer

davon ans, dass die Stiftung als ein einheitliches Qanse beurtheilt

werden mnss, und dass dieselbe wegen ihres theils privatrechtlichen,

theils öffentlichen Zwecks nicht in zwei von einander unabhängige

Theile zerlegt werden darf. Bei der EinheitlichJceii der Stiftung

hängt aber uothwendigcrwcise die Gültigkeit der zum Besten der

Familien getroffenen Bestimmungen von der Genehmigung der un-

trennbar damit für öffentliehe Zwecke festgesetzten Atiordnungen ab.

Der Ausführung des Beklagten, dass gemischte Stiftungen gleich-

falls den Grundsätzen von Familienstiftunf^en unterliegen, steht der

in Bezug genommene, oben erwähnte Staatsministerialbericht nicht

zur Seite. Denn derselbe sollte hauptsächlich die Frage regeln, wel-

cher Behörde, ob den Gerichten oder der Verwaltung die Oberauf-

sicht in jedem einzelnen Falle zu übertragen sei, und der darauf er-

gangene Allerhöchste Befehl vom 8. Januar 1845 spricht ausdrück-

lich aus, dass nach den dargelegten Omndsfttzen, als Verwaltunga-

nennen, verfahren werden solle. Diese Grundsätze sind dahin fest-

gestellt, dass sowohl bei den reinen Familienstiftnngen, als bei den

gemischten und auch hei denen, welche nur Öffentliche Zwecke in*8

Auge fassen, zunächst auf den Willen des Stifters Rfleksicht sa -

nehmen sei, und dass, wenn die Sache nicht als durch den Willen

des Stifters entschieden betrachtet werden könne, die Wahrnehmung

jedes öffentlichen Interesses der Verwaltung, die Wahrnehmung rles

Interesses der Familien den Gerichten vorzubehalten sei, beim Zu-

sammentreffen von Familien- und öff"entlichen Interessen in jedem

einzelnen Falle, durch ein Benehmen der höchsten Verwaltungs-Chefs

miteinander, die Angelegenheit ihre Erledigung finden solle. So

wenig die gedachte Behauptung des Beklagten aus diesen Grund-

sätzen gerechtfertigt wird, ebensowenig ist auch das ferner von dem-

selben herangezogene Urtheil des Gerichtshofes zur Entscheidung der

Competena-Oonflicte vom 7. März 1857 (Justizministerialblatt 1857

8. 298) geeignet, hierfttr als Grundlage zu dienen, da in diesem ür-

theile nur ausgeffthrt wird, dass auch bei Stiftungen gemischter

Natur Privatrechte in Betracht kommen können, welche im ordent-

lichen Rechtswege zum Austrag zu bringen seien. Auf gemischte

Stiftungen kann aber die Ausnahmebestimmung des §. 6 des Ge-

setzes vom 23. Februar 1870 weder nach dem Wortlaut des Gesetzes
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noch begrifbmftssig Anwendang^ finden. Bs iat daher xnr Gültigkeit

der ganzen Stiflang die Königliche Genehmigung erforderlich.

Der Berufungsrichter hat nun weiter angenommen, dass diese

Genehmigung zur Zeit noch nicht versagt sei, bezw. dass der infolge

Abbruchs der zwischen den Verwaltungsbehörden und dem Fürst-

bischof von Breslau über die Einholung der Genehmigung gepflogenen

Verhandlungen eino^etretene Schwebezustand, einer V^ersagung nicht

gleich zu achten sei und hat deshalb, da somit die Voraussetzung

des §. 366. Tb. I. Tit. 12 des A. L.-R. zur Zeit nicht rorliege, die

Klage abgewiesen. Der Berufangsrichter führt hierbei ans, dass die

Staatsbehörden sich bisher nur geweigert hätten, die Genehmigung

Sr. Majestifc des Königs einzoholeii Imiw. so befilrworten, dass eine

endgültige Entscheidong der Oenebmigangsfirage aber bierin nicht

liege t eine solche fielmehr erst dann angenommen werden k6nne,

wenn anf das Gesnch nm Ertheilnng der Qenehmignng eine dieselbe

direct ablehnende Entscheidung Sr. Majestftt des Königs oder der

von ihm aar Mittheilnng der Ablehnung der Genehmigung beaof-

• tragten Behörden ergangen sein werde.

Die Revision rügt diesen Ausführungen gegenüber, die Ver-

letzung der §§. 1 und 2 des Gesetzes vom 23. Februar 1870 und

des §. 366. Thl. I. Tit. 12 des A. L.-R. mit der Begründung, dass

nach der Sachlai^e die Ertheilung der Königlichen Genehmigung als

versagt angenommen werden müsse. Dem Angrifie muss jedoch der

Erfolg versagt bleiben. Ausdrücklich versagt ist die Königliche Ge-

nehmigung bisher nicht; eine solche Versagung ist auch in dejn an

den Kläger gerichteten Schreiben des Ober- Presidenten vom 22. Jan.

1892 und in der darin aasgesprochenen Verweisung auf den Rechts-

weg nicht enthalten, ganz abgesehen davon, dass nicht ersichtlich

ist, welchen Inhalt diejenige Eingabe des Kiftgers gehabt hat, anf

die das erwihnte Schreiben als Antwort eigangen ist. Nach Lage

der Sache haben fielmehr die VerwaltnngsbehArden , nachdem der

Fftrstbisobof ?on Breslan anf den ihm gemachten Yorschlag, in eine

Ktaong des Stiftnngskapitala in willigen, nicht eingegangen war,

ee bisher nur abgelehnt, die Qenehmigung Sr. Majestät des Königs

elnsnholen, bezw. das betreffende Gesnch in beflirworten. Wenn der

Bemfungsrichter unter diesen Umständen davon ausgeht, dass, so-

lange nicht eine definitive ablehnende Entscheidung Sr. Majestät des

Königs ergangen sei, es an der in §. 366 a. a. 0. gedachten Vor-

aussetzung fehle, so erscheint diese Erwägung berechtigt, nnd es

kann in ihr weder eine rechtsirrthümliche Auffassung noch die

anderweite Verletzung einer Rechtsnorm erblickt werden. Elflger hat
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zur Begründung seines Anspruchs auf Auszahlung der Kapitalien

nachzuweisen entweder, dass die Königliche Genehmigung versagt

worden ist, oder dass dieselbe überhaupt nicht ertheilt werden wird;

er hat diesen Nachweis aber weder nach der einen noch nach der

anderen Richtung erbracht.

Der Berafungsrichter prüft sodann die Frage, ob der Beklagte

sar Herausgabe der Kapitalien aas dem Grunde verpflichtet sei, weil

er dem Kläger gegenüber fiberhaapt kein Recht auf den Besiti und

die Verwaltang dertelben habe, imd tremeint di^ Frage mit der

Erwigang, dass nach dem Inhalt des Testaments die Absicht des

Erblassers dahin gegangen sei, dem TestamentsTolhtrecker den Be-

sits nnd die Verwahrung der Kapitalien zu flbertragen. Der Be-

mfnngsriehter erkennt somit ansdrflcklich an, dass dem Testaments-

ToHstreeker ohne besondere Vollmaeht nicht die Verwaltung des Nach-

lasses zusteht; er erwägt aber nnter eingehender Prüfung und Er-

örterung^ der einzelnen, namentlich in §. 6 des Testaments getrof-

fenen Bestiiumungen, dass nach dem Gesammtinhalte derselben der

Erblasser den Beklagten mit jenen Befugnissen hat ausstatten wollen,

und dass Beklagter desshalb auch befugt sei, die in Besitz genom-

menen Kapitalien so lange zu verwahren, bis er sie der Bestimmung

des Erblassers zugeführt oder bis sich die Unmöglichkeit einer der-

artigen Verwendung herausgestellt habe. Diese auf einer zu treten-

den Auslegung des Testaments gegründete Annahme verletzt nicht

die §§. 520, 521, 557, 558 Tbl. I. Tit. 12 des Allgemeinen Land-

rechts, und es ist daher auch der hiegegen gerichtete Angriff der

Berision nicht gerechtfertigt.«
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IX.

Dienstordnung fUr die KOeter in der DiOeese Breslaik

Anfangs Mai 1893 verfügte der k. Caltusniinister, bei Wiederbetetiang von

Volkaschullehreretellen oder bei Neuregelung vou Lehrerbesoldungen daraaf

Bedacht zu nehmen, dass die etwaigen niederen Kirchendienste, die mit der

Lehrerstelie verbunden sind, vou dieser abgetrennt werden. Alsbald daraaf

erging dann für die Diöcese Breslau folgende» die frOher unter dem 28. April

1891 «ilMteiM (im Arehio, Bd. LXVL 154 ft «ttgetluate) ndirfiMh iMbi-

demde neoe DtonitoidnaBg Ar die KMer:

Dem Küster (Oastee, Hflter und Beschfltoer des Heiligthiuns

Gottes) liegen grösstentheils die Verrichtangen ob, welche die LeTiten

des alten, die Ostiarier und Akolutben des neuen Testamentes- wahr-

zunehmen hatten; sein Amt, zu dem später zumeist daa des Lehrers

und Organisten hinzugetreten, ist daher ein sehr ehrenvolles und

sollen zu demselben auch nur Männer von erprobter kirchlicher Ge-

sinnung und tadellosem Wandel erwählt werden, welche Eifer für

die Ehre Gottes, Liebe zum Hause des Herro, sowie Siim für Ord-

nung und Reinlichkeit besitzen.

Hinsichts des Amtes gelten nachstehende Bestimmungen:

§. 1. Wer sich om ein Kusteramt bewirbt, hat mmtur ume
Befähigung dcusu durch das Seminatßengmsß nacheuweisen oder

sieh vor dem ErzprMtter einer Prüfung zu unterwerfen, insbesondere

da, wo mit der KAsterBtello der Organistendieoat oder das Amt eioes

KantorB oder Ohorreeton rerbimden ist.

§. 2. Beim Antritt seines Amtes hat der Eflster vor dem

^rnnretf sowie in Chgemeart wem0eteM eweier MUgMer des

BMrdtemoonkmdee ob Zeugen dae katMkehe GUndmeMBennimee
abeülegen und, naefadem er auf die Bestimmungen der gegenwärtigen

Dienstordnung hingewiesen worden , zur gewissenhaften ErfOllung

aller Obliegenheiten seines Amtes sich eidlich zu verpflichten

Er erhält vom Pfarrer ein Verzeichuiss aller seiner Obhut an*

1) Die Form des Eides wird dahin festgestellt:

Ich, A. iV., schwöre »u Qott dem Allmächtigen und AUuHisen»

den, doit, nachdem ich aum Küster (und Organisten) bei der

kaihoUsdUn Kirche sum heiL N, hterselbst bestellt worden bin,

idä ttUe mir vermöge meines Amtes obliegenden Pfliditen nach

meinem besten Wissen und Gewissen genau erfüllen tDill. 8o
wahr mir Gott helfe und sein heUiges Eoemgäitum . Amen.

AnUT für Kirobenreoht. LXJU. Q
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fertranten Gegenstftnde vorgelegt, welches Ton ihm, naehdem er rieh

von der Richtigkeit desselben überzeugt hat, zu anierschreiben isL

VoQ diesea Gegeaständeo darf er weder etwas verleiben noch ver-

äussern.

§. 3. Der Küster ist dem Pfarrer als seinem unmittelbaren

Vorgesetzten in allen zu seinem Amte gehörigen Angelegenheiteu

Qeboraam schuldig; die ihm von demselben etwa ertheilten Ermah-

nungen und Zurechtweisungen muss er willig und ohne Widerrede

hionebinen

Allen Priestern soll er die gebührende Ehrerbietung erweisen.

Gegen die Mitglieder der Eircbengenieinde sei er freundlich ODd

gettUig; in amtlichen Angelegenheiten bewahre er Verechwiegenheit.

§. 4. Der Kfister muss die Sddässd zur Kirche und Sakristei

ans der Wohnung des Pfarrers holen, die Kmhe und Sakristei

äffnen und sekHessen, dabei auch jedesmal die Kirche, die Sakristei

und die übrigen Räumlichkeiten ahsueheiL Die Schlässel zur Kirche

und Sakristei darf er ohne Erlaubniss des Pfarrers Niemandem an-

vertrauen.

§. 5. Der Küster hat das Läuten zum öflfentlichen Gottes-

dienste und bei sonstigen Gelegenheiten, insbesondere auch das täg-

liche Morgen-, Mittag- und Abendläuten zum Engel des Herrn nach

den bestehenden Vorscbritten und nach Ortssitte zu besorgen.

Wo mehrere Glocken sind und er Qehillen zum Läuten bedarf^

liegt ihm ob, darauf zu achten, dass dieses in rechter Weise ge-

schehe, damit die Glocken nicht Schaden leiden. Kindern darf er

das Läuten nicht überlassen, wenigstens nicht ohne spedelle Anfoicht.

(. 6. Vor Beginn des Gottesdienstes oder einer sonstigen

kirchlichen Funktion hat der Küster die nOthigen Paramente nnd

Bücher mtredUMviegen, die Mes^kännchen «elftst mit Wein und Wasser

Mu fallen^ die Kerzen aufeustecken und aneuminden, den Altar a&-

eiuhcken, sowie dem fuiikuoiiirendeu Priester beim Anlegen der

bl. Gewänder behiltlicii m sein, überhaupt die erforderlichen Vorbe-

reitungen zu tretl'en.

Auch ist von ihm darauf zu achten, dass das ewige Licht vor

dem Tabernakel niemals verlösche. Darum soll er Morgens und,

wenn nöthig, auch Abends neues Od hinmtgiessen, den Docht er-

neuern, sowie allwöchentlich die Ampel reinigen und frisches Boden-

wasser in das Glas giessen.

9. 7. Bei Aus^ipenduiig der heil. Sacraroente, bei Vornahme

1) Vgl §. 566 IL a A. L. &
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der kirohUcbeo Weihen and Segnungen, bei KrankenproTisoreD,

Bxeqaien n. 8. w. ist er dem Priester in ehrerbietiger Weite m
aasistireD verpflichtet.

§. 8, Nach beendigtem Gottesdienste hnt der Kdster die ge-

iMranehten Paramente und anderen Gegenstände am bestimmtem

Orte mit Sorgfiilt aufmAewakrm nnd ereni. sn «ersdUftssseii; die

üeberreste der Kenen sind von ihm zn sammdn nnd in Verwabmng
zn nehmen. Das Anf- nnd Abzieren der Altäre ist nicht nomitteU*.

bar ?or oder nach dem Gottesdienste, sondern vielmebr in solchen

Abständen davon vorzunehmen, dass es die Gläubigen in ihrer An-
dacht nicht stört.

§. 9. Der Küster inass in der Sakristei auf Ordnung, Sauber-

keit und Ruhe halten. Alle Gegenstände sollen ihren bestimmten

Platz haben; insbesondere müssen die für die Krankenprovisuren

nöthigen Requisite (Burse, Agende, Laterne, Schlüssel zum Schrank

der hl. Oele) au ihrem Orte bereU ffthaUm werden.

Der Wein und die Hostien dnd in passenden, sauberen Oe-

f&ssen unter Verschluss zu halten; auch dürfen die Hostien nach

kirchlicher Vorschrift von ihrer Bereitang bis znro Gebrauch nicht

über einen Monat alt werden.

Das Gefltes ffir die Handwaschnngen des Priesters mnss stets

mit remm Wasser verMm sein. Die Hesskftnncben nnd Teller

sind sanber zu halten nnd Öfters zn putaen; ebenso die Altar- nnd

Kronleuchter, sowie die WeibwasserbehUter.

Das Taufbecken muss jährlich vor Ostern und Pfingsten zur

benedictio fontis gereinigt und gescheuert, das noch darin befindliche

Taufwasser ins Sacrarium gegossen werden.

§. 10. Der Küster darf die hl. Gefässe, wie den Kelch, die

Patene, das Ciborium, die Monstranz, ferner die beim hl. Messopfer

bereits gebrauchten Corporalien und Purificatorien nicht mit der

blossen Hand berühren; wenn er diese Gegenstände anfassen muss,

80 soll er es mittels eines weissen, sauberen Tüchleins thun.

Den Tabernakel, worin das AUerheiligste aufbewahrt wird,

darf er weder auf- noch snschliessen, da solches Mos dem Priester

zusteht

§. 11. Dem Küster liegt ob, auf die Reinlichkeit der Panip

mente nnd Kirehenwische ein sorgfältiges Augenmerk zn haben, zn

der rem Pfarrer bestimmten Zeit reine Alben, Humeratien etc. aus-

zulegen nnd die Altartfioher zu wechseln. Die zur Wihiche be-

stimmten Corporalieo, Pallen nnd Purificatorien hat er zuvor dem
Geistlichen zam ersten Durchwaschen vorzulegen.

6*
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Die an Ptramenteiif WSiche nnd sonstigen kirchltcben Gegfen-

ständen sich zeigenden Scbftden, sowie das Fehlen einzelner Stacke

muss er dem Pfarrer unvorzüglich anzeigen.

§. 12. Der Küster hat dafür zu sorgen, dass wenigstens in

der Woche ciunial alle Gänge der Kirche, sowie der Fussboden unter

den Bänken, die Sakristei und das Chor ordentlich ausgefegt werden.

Hierbei ist besonders das oberflächliche Kehren zu vermeiden, wo-

durch nur Staub aufgewirbelt wird, der sich auf den Altären, Bil-

dern und Seitw&aden der Kirche feateetxt and grossen Schaden an-

richtet.

Ebenso hat er Ffirsorge zn treffen, dass allwöchentlich die

Altftre, die Kanzel, die Beichstftble, die Kirchenbftnke nnd Chor-

bflhnen abgedSM werden nnd hierbei namentUcb in der Beinigang

der Gemftlde, Standbilder nnd Zierathen schonend nnd behntsam an

Weite gegangen wird. Die Fenster- nnd Seitenwftnde der Eircbe

sind, soweit sich mit einem Staubbesen reichen Iftsst, fon Zeit zn

Zeit von Stanb nnd Spinnweben zn reinigen.

Im Frühjahr und Sommer sind bei trockenem Wetter Kirche

und Sakristei zu lüften, auch zu demselben Zweck die Paramente

wenigstens zweimal ins Freie zu bringen.

§. 13. Der Küster hat die Aufsicht über die Ministranten zu

führen und dafür zu sorgen, dass dieselben in der Kirche und

Sacristei sich eines wohlanständigen Betragens betleissigen, auch hat

er sie die Miuistratur zu lehren und dieselbe ?on Zeit zu Zeit mit

ihnen wieder einzuüben.

§. 14. Der Küster soll in der Regel am Orte anwesend sein

nm bei eintretenden kirchlichen Amtshandinngen, namentlich Kranken-

proYisnren die erforderlichen Dienste leisten zn können« Soweit, als

er Dienstleistungen nicht persönlich zn verrichten yermag, muss er

einen geeigneten Vertreter stellen, den er orher dem Pfarrer be-

teiohnet hat nnd der von diesem nicht beanstandet worden ist

Will er einen ganzen Tag oder l&oger sich Tom Eirchorte ent-

fernen, so kann dies nur mit Erluubniss des Pfarrers geschehen. Ist

der Küster zugleich Lehrer und als solcher dienstlich genöthigt,

sich vom Kirchorte einen Tag und langer zu entfernen, so hat er

dieses dem Pfarrer vorher anzuzeigen.

§. 15. Ist der Küster lediglich als solcher angestellt, so ist

er von Amtswegen verbunden, Aufträge und Bestellungen des Pfarrers

in kirchlichen Angelegenheiten pünktlicii auszurichten.

§. 16. Auch ausser Dienst muss der Küster sich der Achtung

und des Vertraneos, die sein Beruf erfordert, würdig zeigen nnd
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derageraäss verhalten; er hat eines kirclilichen Wandels sich zu be-

fleissifren, den Gläiibif^t'n ein irut«8 Beispiel zu geben, sowie darauf

za achten, dass in seinem Hause christliche Sitte herrsche.

Neben seinem Amte darf er kein Qeflcb&ft betreiben, welches

rieh mit seiner Stellung nicht verträgt.

Die ihm zugewiesene Dienstwohnung darf er ohne ausdrück-

liche Geuehmigong des KirchenTorstaDdes and des FörstbiscbOflicbeo

OeDeral-Vicariat-Amtes auch nicht thrilweise an andere Personen

yermiethen.

§. 17. Sofern dem Eflster auf Grand eines besonderen Ab-

kommens oder althergebrachter Obsemnz noch andere Verpflich-

tungen obliegen, welche in den vorstehenden Paragraphen nicht er-

wähnt rind, 80 hat er auch diesen Verpflicbtongen gewissenhaft

nachzukommen.

§. 18. Fühlt sich der Küster durch Anordnungen des Pfarrers

oder durch Beschlüsse des Kirchenvorstan<ies in seinem Recht ver-

letzt, 80 steht ihm dagegen die Beschwerde an den Er/.priester und

ge^en dessen Entscheidung die weitere Beschwerde an die unter-

zeichnete Behörde zu, welche auch bei Dienstvergehen des Küsters

zur Untersuchung und Bestrafung derselben, nOthigenfalls durch Sut-

lassung aus dem Amt kompetent ist^).

Breslan. den 9. Mai 189S.

FfirstbischOfliehes General-Vlcariat-Ami

Gleich, Knoff.

Vorstehende Dienstordnung wird von mir genehmigt

Breslau, den 18. Mai 1893.

Der Fürstbischof,

O. Card. Kopp.

G. E. 1872a.

1) Vgl. §9. 158 nod Se? a. a. 0.
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X.

Aus der Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichts in

streitigem Sachen 1892/93.

(FortMtmig n ArcM« f. K.-B. 68 & 288—m.)

ZwranneBffMteUt on kait. B«g.-Bftth «. D. F. OHgel tn Sinnbnrg L 8.

Die Urthcile sind entnommen aus der *jur. Wnrhfnsrhrifl* {— jor. W.),

Organ dea D. Anwalt-Vereins 1892 (von Nr. ;30 ab) und 1893 sowie den Eni-

HCheidunyen (= E.) des R.-G. in Cmlsacben Bd. XXIX and XXX ; dieselben

bftnite unter BiMhitalMD:

a) mit e) kirahlMliet Stiftonga-, 0«neiiide- und Pfirfliidengtt, Tertretmic

in Beebtttraltigkeitent Trierer d«t Eigeathiuns und üiiT«ijihr-

barkeit,

f) mit n) Patronat (vgl. auch c), Zehnten und kirchliche Baaten,

o) mit r) Verlöbniss and ausserehcl. Vaterschaft,

8) mit P) und T) Ehe, Eheanfechtang and -Trennung,

Q) und K) Legitimation und Erziehung der Kinder.

a) 18. April 1893, III. Senat, jnr. W. 1893 S. 273. Die

Kirchenvertretpr haben die freie Prozessführung (vgl. Arch. f. K.-K.

60 S. 298 u. 68 S. 223, Friedberg, Yerf.-R. d. eyang. Landeskirchen

S. 832) Dicht als ihr BmIU goübt , in einer heaehüiehen Zahl von

EiozelAllen Tielmebr die Genehniigang der Sirehenoherm biezn ein-

gebolt Zar Bildung eines Oeioohi^eUireehiw (nuten Buchstabe k

nnd I) ist eine üebung ohne Unterbrechung mit dem Ausdrucke eines

BeeAtsbewusstseins erforderlicb ; daran fehlte es hier.

b) 4. Mai 1893, IV. S., jur. W. 1893 S. 373. §. 6 des pr. Ges.

23. Febr. 1870 findet mf gemiachie Stiftungen nicht Anwendang; keine

blosse Familiemi\fiuj\^ (vgl. unten S, Arch, f. K.-H. 60 S. 298 u.

48 S. 455) ist es aber mehr, wenn in Ermangelung Studirender oder

ünterstätzungsbedürftiger gewisser FamiUmi an ihre Stelle allgemein

die Studirenden bezw. Unterstützungsbedürftigen der Pfarrgemeinde

treten sollen.

c) 29. April 1893, IV. S., jur. W. 1893 S. 375. Die Kirohen-

gemeinde Sammter will das Recht, ihren Pfarrer MU wählen (vgl.

Friedberg, Verf.-R. d. e?. lÄndesk. S. 234 und Vering, K.-K. 3. Aufl,

8. 489 u. 521), gegen den Fairon und die »evang. Landeskirche*

festgestellt wissen, und swar unter der BegrAndung, gelegentlich der

Brledignng der Pforrei 1888 habe das Provinzialkonsistorium im Bin-

verstSodnisse mit ibr^m Privatpatrone ihr das Recht zur Pfarrer-
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wähl bestriUen nnd kraft der Devolution für die ^eistlicbeD Obereo

das Recht zar Besetzung der Pfarrstelle io Anspruch genommen.

Das strittige Reebt8?erhftltDis8 liegt daher ausserhalb des rechtlichen

Interesses der emg. (Tesammftirehe nnd berührt nnr den prorineiil-

hirehliehen Verband Posen; geaetxliche Vertreterin ist das Kon-

sistorinm (Areh. f. K.-R. 57 8. ISO) der Profins.

d) 24. Sepi 1892, V. S., jnr. W. 1892 S. 433. JTtreAen- nnd

(Arch. f. K.-R. 67 S. 129, 48 S. 447, Vering K.-R. 788) Pfarr-
vermögen sind auch znfo1?e K. G. nnd Synodalordnnng 10. Sept. 1873

§. 22 (Arch. für K.-R. 60 S. 300) als selbständig npbrne\mn(\er be-

stehende Zweckvermöj^en zu erachten, «leren Vertretung? und V*»r-

waltiinj? nur in die eine Hand des Gemeindekirchmrafhf; gelebt ist

(Arch. f. K.-R 60 S. 301). Tm Falle des Widerstreites der In-

teressen beider Vermöirensmassen b'^stellen die grisllichm Öfteren

(§.661 A. L. R. II 11) derjeniiren Ma.sse, deren Interessen durch den

Gemeinde-K.- Rath thatsächlich ni« ht vertreten werden, von Amtswegen

(Arch. f. K.-R. 57 S. ld<) ii. 68 S. 421) «»inen Bevollmächtigten.

e) 8. Fehr. 1893. IV. S., jnr. W. 1893 S. 261. We/ln anch

£irdleiig«>bftude nnd Friedhofe (§. 14 A. L-R. I. 4) dem Verkehre

(<- namentliifh der Ersitzung, Arch. f. K.-R. 60 8. 300 nnd 66

8. 262 —) entxoL'en ^dnd, so ist doch hiermit ein Wei-hsel in der

Person des EUf^nfhümers ?«»reinbar. Mntive z. B 0 B. III 8. 27.

f) 10. Dhc. 1S02. IV. S., jnr. VV 1803 S 89. Ileher .Ii.- Fra^'e

der Nothtcndigkeit eines kirchlichen Baues ist der Rechtsweg aus-

geschlossen.

Entsch. d. R 'G. in Hv.-S. V S. 242, jur. W. 1885 S. .S28. prenss. Obertrib.

Entsch. 54 S. 305. 8trietborst Arch. 90 S. 96, ebenso nach gem., frany.. belg.

and ital. R., Arch. f. K.-R. 57 S. 12ti u. 129.

g) 8. Febr. 1892, IV. S., E. XXIX S. 188: Nach §. 610 A.

L.-R. II 11 wird der Patron (oben c) von seinen Verpflichtungen

nur befreit, wenn die Gemeinde in die Befreiung ausdrücklich ein-

willigt, und diese Einwilligung die Genehmigung der Kirchenoberen

findet ; die Gemeinde kann also ihrer Rechte gegen den Patron

durch blossen Nichtgebrauch oder pii«isives Verhalten nicht ver-

lustig gehen. Diese Aufiasanng wird durch §.611 bestätigt: »Da-

gegen Terliert aber amh der Patron seine Hechte keineswegs dnreh

den blossen Niehtgebranch.« Nach §. 612 werden emädn» Rechte

des Patrons an(|gehoben, wenn sie von der Gemeinde oder einem

Andern durch ErsiUnmg erworben wnrden. Bine entsprechende Bin-

sehränknng ist dem § 610 an Gnnsten des Patrons nieht beigefügt,

ia dm an! Seite des letzteren die Ersitzung der Freiheit von
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seinen Obliegenheiten der GeratoiBde gegeoflber <m8gesMfe8m «r*>

scheint (vgl. Ärch. f. K.-R. 57 8. 125 u. 66 S. 254).

h) 20. Marz 1893, IV. S., jur. W. 1893 S. 260. Die Kirchen-

banlast des Patrons (§. 712 A. L.-R. II 11) erstreckt sich nur auf

die Erhaltung — vgl. Arch. f. K.-R. 66 S. 256 — des Kirchen-

gebäudes und seiner Zugehörangen (nicht auch aut Einfriedung des

Platzes um die Kirche).

i) 23. I>6C 1891, V. S., E. XXIX 146. Nicht nur bei Ver-

äimerun^ von Qnmdstücken, sondern ancb bei einem Vergleiche über

die Ablöstmg ?on Beallasten muss die Zustimmung sämmtlicher

Batnm eingeholt werden. §. 662 A. L.-B. II 11. Auch lässt sich

ans den Verbandliuigen Aber das preoss. QeseU 20. Jani 1875

(Arab. f. K.-R. 68 S. 228) nichts för die Absieht des Gesetzgebers

entnehmen, als ob er die Befugnisse des Pätrons in dieser Hinsieht

ekuekräkken wollte; letzteren beliess nelmebr §. 40 das Beehl der

Zustimmung zn den, naeh den bestehenden Gesetzen seiner Ge-

nehmigung unterliegenden Geseh&ften der Vermögensverwaltung. Der

Umstand, dass §. 39 einem, keine Patronatslasten tragenden Patrone

nur das Recht gibt, in den Kirchenvorstand einzutreten oder einen

Vorsteher zu ernennen, lässt auch nicht dio Deutung zu, das Gesetz

habe beabsichtigt, dem mit seinen Mitteln für die Kirche eintreten-

den Patrone die Rechte des §. 40 nur als Schutzmittel zur Wahrung
seines persönlichen Interesses zu gewähren, so dass nur er, aber nicht

auch die Kirche bei seinem Schweigen aus der Verletzung dieses

Rechtes die Ungültigkeit eines ohne Genehmigung des Patrons ge>

thftUgten Kechtsgeschäftes geltend raachen dürfe. (Ein oAiie Zu*

Stimmung aller Patrone über die Substane des KirchenTermOgens

abgesebkesener Vergleich ist daher f&r die Kirche uimfmUMiek,)

k) 7. Nor. 1892, IV. 8., jnr. W. 1893 a 47. Fillal- und

Haaptgemeinde stehen miteinander in einem solchen korporativea

Verbände, dass swischen ihnen in Beziehung anf die Ffarrboidni

eine Obser?anz §. 710 n. 788 A. L.-B. II 11 sieb bilden kann.

Aieh. f. K.-a 67 S. 126 n. 127, 60 8. 801, 63 8. 422.

1) 6. März 1893, IV. S., iur. W. 1893 S. 260. Die Lieferung

des Bauholzes zu Kirchenbauten und Reparaturen stellte sich als Be-

thätigung der Rechtsüberzeugung dar, dass das Beitragsverhältniss

von Altersher hiermit geregelt sei. Hieran würde auch dadurch nichts

geändert werden können , dass die Hebenden in ihrer Rechtsüber-

zeugung gegen etwaige Zweifel aus dem Grunde geschützt blieben,

weil sie sich darüber in ünkenntniss befanden, dass das preuss. A.

lu'lL in den ehemals sAchs. Laudestheilen zur Herrschalt gelangt
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war. — Durch die Befolgung eines irrthümlich als bestehend ange-

nommenen Gesetzes (A.rcb. f. K.-U. 57 S. 123) bildet sich keine

Obaervaruf.

m) 10. Jan. 1893, III. S., jur. W. 1893 S. 129. yRechis-

kräßige Erkenntnisset als selbständige Eechtsgründe betr. Kirchenr

hatHagim §. 261 A. L.-R. II 11 müssen unter den Parteien oder

ihren BeehtsTorgingera ergangen sein. Darin liegt keine Uebang

rflckdcbtUch der ^hrehmdnMUut^ dais aüe dorch die soütigen Be-

dflrrnlsse nicht gedeckten Binkflnfte der Kirche ungärmiU (statt ane-

achUsflslich fSr die Bandeti^ vertbeilt und erhoben wurden, seihat

wenn solche nnr snr Deckung der Kirchenhanlast erhoben wnrden.

n) 5. Dec. 1802, I?. S. jar. W. 1898 8. 148. Eine anf den

ursprünglich evangelischen Höfen ruhende Zehntpfiicht beruht auf

der persönlichen Kircbeni^eineinde- Angehörigkeit. Hiedurch sind die

Anhänger einer andern Religionspartei, als derjenigen, zu welcher

die betreffende Kirche oder Pfarre gehört, vom Pfarrzehnt freige-

lassen. Zufolge §. 857 A. L.-R. II 11 ist der Zehnte eine Abgabe

von Früchten, welche auf der zur Farochie gehörigen Feldmark er-

zeugt werden. Hieran hat betreffs der Altintberaner (vgl. Arch. f.

K.-K. 57 S. 128, 66 S. 2:)6) die Generalkonzession v. 23. Juli 1845

nichts geändert. Zufolge Ges. U. Mai 1878 §. 4 betr. Austritt ans

der Kirche hätten die Besitzer nnr dann noch zam Zehnten heran«

geiogea werden dürfen, wenn der Zehnt von allen Gans- oder Halb»

banerbOfen zn entrichten gewesen wäre, während festgeetelltemassen

der Zehnt mehi ohne Unterschied des Besitzers, nie von haik., nnr

on evang. Besitiem entrichtet worden ist

0) 21. bezw. 25. Okt 1892, U. S., jur. W. 1892 S. 478 n.

E. XXX S. 811. Noch am 18. Jan. 1881, 1. Nov. 1884 nnd 5. Noy.

1886 (Pnchelt Zeitschr. f. franz. Civ.-R. XVI S. 574, Bad. Annalen

47 S. 90) hatte das Reichsgericht bei der Entschädigungsklage der

unehelichen Mutter im Falle hetrüglicher Verleitung zum Beischlafe

die Berücksichtigung der Schwängerung^ und ihre Folgen zugelassen.

Eine nochmalige Prüfung fiihrt jedoch zum entqtffentjeHeiztfn Ergebnisse

;

gemäss Code civ. 340 ist uumlicb dem Bicbter auch in Fällen der betrüglichen

Verleitong die IJwtereuehung der Vateredutft untersagt, gltk&Tiel la wel-

chem Zwed» de erfolge, und Ton wem die Klage aogeetelU sein mag.

p) 1. März 1892, IL S., B. XXIX 8. 289. Fflr die ramiUen.

Tcchtlichen Verhältnisse des Beklagten (Alimentationspflicht des un-

ehelichen Vaters) sind die Oesetie des Staates der ^aatsangehörig-

keit (zufolge bad. Ld.-R. 3 Abs. 8) des Beklagten massgebend, un-

abhängig davon, ob der Anspruch auch nach den Gesetzen der

Staatsangehörigkeit des klagenden Kindes begründet wäre.
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q) 17. Juni 1892, III. 8., Jnr. W. 1892 8. 888. D«m Rechte,

welches der KIftgerin ens dem F0rl0Ms»hrache seiteos des Beklagtea

erwachsen ist, kaon nur gfenü^ werden durch Verartheilooip des Be-

klagten, entweder die Ehe mit der Klägerin zu vollziehen oder ihr

eine Geldentschädigung zu znhlen (Gem. R., vgl. Arch. f. K.-R. 68
S. 224, 63 S. 423 u. 427, Vering K.-R. 854).

r) 7. Nov. 1892, IV. S., E. XXX S. 227. Einem Abwesenden

kann (preuss. Vormundschaftsordnung 5. Juli 1875 §. 82 u. 90) be-

hufs seiner Vertretung in einem gegen ihn anzustrengenden Rechts-

streite auf Anfechtnne der Ehelichkeit eines in der Ehe des Ab-

wesenden geborenen Kindes ein Pflecrer best»^llt werden.

s) 20. Okt. 1892, IV. S., jnr. W. 1893 8. 46. Mochte die

BAkl. frfiher als Kellnerin dem gemmnm Stand lamithlen sein, nach

ihrer Verhelrathnng f^ehöri sie einem höheren Stand an; sie flher-

kommt den Namen des Manne's und nimmt ao den Rechten seines

Standes ThAil § 192 A. L..R. II 1.

t) 20. Jan 1893, TT. S., jur. W. 1898 S. 131. J«ie Verein-

barung der Ehpgitten betr. das Getrtmntwohnm ist rechtsungültig,

Code civ. 214. 307 u. 1131. Arcb. f. K.-R. 63 S. 424.

u) 29. Juni IS93. IV. S.. jur. W. 1893 S.' 431, §. 7 A. T^.-R.

T i. Aus Vertrauen, dnrrb welch«* sich Jemand Vorfhrilc für die

Herbei führnnor der Trennnnsr einer Ehe zti'<ichprn Iflsst. kann vicht

geklagt werden; sie widerstreiten den guten bitten (ehpn'^o naeh

gem. und franz R.. vgl. Arrb. f. K.-R. 66 S. 258. E. XV[ S. 234).

v) 20. M&rz 1893, IV. S., jur. W. 1893 S 277 §. 41 A. L.-R.

IT 1 sieht eine stillschweiflrende Genehmitnraflr als ?erliegend an, wenn

nicht hinnen 6 Wochen (jm. W. 1891 S, 557, 26. Okt. 189t, VI. S.;

?gl. Vering 884) nach entdecktem Irrthum (Kenntaiss von dem vor-

ehelichen, von einem Dritten mit der Frau vollsogenen Beischlafe

— Arch. r. K.-R. 57 8. 181, 60 S. 808 n. 806, 68 S 425, 66 S. 258

n. 259 , 68 S. 228 —) auf Nichtigkeit oder UngmUfleeU der Ehe
geklagt worden ist; »klagen t und »rügen c besagen dasselbe.

w) 6. Juli 1893, VI. S., jnr. W. 1893 S. 429. Der Kurator

eines Geisteskranken kann für seinen Kuranrlen nicht auf Ehescheidung

klagen 1. 7 pr. D. 27, 10. Entscb. d. R.-G. VI S. 157, TX S. 220.

I) 10. März 1892, IV. S., E. XXX S. 184. Gemäss pr«M55. Vor-

mundschaftsordnung V. 5. Juli 1875 §. 90 kann zur Vertretung eines

Qeisteskranken im Ebescbeidungsprocesse ein Pfleger bestellt werden.

Zur Begr&ndang der auf Wahnsmn gestätzten Ehescheidungsklage

ist die vorgängige Feststellnng dieses Geistessostandea im Wege des

Bntmflndignngsrerfahrens wUkt erforderlich.

Digitized by Google



UriheÜe de« ReiehigeriehU in atreitigen Sachen, Ol

y) 5. Jan. 1893, IV. S., j«r. W. 1893 S. 147. Ein rechtraäs-

sißfer Grund für die Entfernung der Frau ist ^epeben (§. 685 A. L.-R.

II 1), wenn der Mann die Frau misshandelt (ebenso 2. Mai 1892,

VI. S., jur. W. 1892 S. 303, Arch. f. K.-R. 68 S. 225, 60 S. 305

n. 307) oder (— 30. Jan. 1893, VI. S. u. 26. April 1892, III. S., jur.

W. 1893 S. 205, vgl 298, 1892 S. 277, Arch. f. K.-R. 66 S. 260 ge-

ineinrechtlieh —) die Ehe gebrochen hat, oder (5, Mai 1893, III. 3.,

jur. W. 1893 8. 815) das fSr's gemeinechaftliehe Leben Erforderliche

nicht beschaffen kann (Arch. f. K.»R. 63 S. 425).

z) 15. Dec. 1892, IV. S., jnr. W. 1893 S. 68 a. E. XXX S. 276.

Die eigenmächtig von ihrem Ehemanne sich trennende Frau kann nnr,

wenn ihr Oetrenntleben gemäss §. 724 k. L.-R. II 1 (s. nnten B. n. R.)

gerechtfertiert erscheint, die Herausgabe eines (noch nicht 4 Jahre

alten) Kindes verlangen, vgl. 2. Febr. u. 23. Marz 1893, IV. S.,

jur. VV. 1893 S. 168 u. 259, Arch. f. K.-R. 60 S. 308.

A) 1. Nov. 1892. n. S., jur. W. 189.' S. 495 n. E. XXX S. 316.

Nach franz. R. erwät'hst der Fran der Anspruch , vom Mann^ ge-

trennt zu leben, nicht nur hei der Gefahr, Jcörp'rlich misshandelt zu

werden, sondern auch, wenn die körperliche oder geistige Gesundheit

der Fran in anderer Weise bedroht ist, oder sie dadurch in eine

ganz unwürdige Lage versetzt wird, welcher sie sich nicht auszu-

setzen braucht, namentlich wenn ihr durch den in hohem Grade dem
' Trünke ergebenen Ehemann ^ abgc^sehen vom physischen und mo-

ralischen Ekdt der in ihr hervorcrernfen wird — t&glich nene Anf-

regungen nnd Bemülhigungm bereitet werden, welche zn ertragen,

ihr mit BQcksicht anf ihre OesnndheiteverhftUnisse aof die Dauer

nnmöglich wird (nnten 0).

B) 29. Oki 1892, VI. S.. fnr. W. 1892 S. 518. Ffir die Ge-

stattung des (re/r«infleben8 (§. 724 A. L.-R. ü 1) genügt die Klage

auf Ehetrennung aus einer, einen ge.sptzlichen Scheidunfjsgrund bilden-

den Thatsache und die Glaubhaftmachung, dass dieser Sebeidiin<?3-

grund eine, dem Leb^n od^^r der Gesundheit des klagenden Theiles

drohende Gefahr enthält (oben z).

C) 28. Febr. 1893, III. S.
, jur. W. 1803 S. 205. B^khi-ter

war .«^pät aus dem Wirtbshause sehr berauscht nach Hause gekom-

men; er bedrohte die Frau mit dem Revolver; als Arzt musste er

wissen, dass er hiedurch Gesundheit und Leben der Frau gefährdete.

Bin Beranschtsein lässt sehr wohl die Zurechenbarkeit einer im Rausche

begangenen Handlung bestehen; das Bemfnngsgericht hätte einen

solchen Grad der Trunkenheit feststellen mflssen, bei welchem'^ die

ISnrechenbarkeit aosgesehlosaen Ist. Nicht nnr Urpedkke Miss-
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bandinngen, sondern aUe das Leben oder Gesundheit g^f&hrdende

Handlungen begründen als Saevatien ycmeinrechilich den Antrag auf

Ehescheidung.

D) 31. Jan. 1893, II. S., jur. W. 1893 S. 149. Nicht für die

Verßfan^enheit , auch nar wenn sie mittels der ibr zustehenden and

ihrer Verwaltungf überwiesenen Einkünfte alle zuni standesg^pmässen

Leben erforderlichen Ausgaben nicht bestreiten könnte, darf die Eni-

aebeiänngaklftgerin nach frang. R. emstweUigm Unterhalt während

des EhescheidongsveHahrens beansprueben (ygl Arch. f. 1L»R. 66
S. 261, VorschasB Ar Prooesskoeten jnr. W. 1898 S. 297).

E) 25. Okt. 1892, III. S., jur. W. 1892 S. 486 n. R. XXX 125.

Nach gefminem Hecht wandelt sich für die Zeit der Treununff von

Tisch und Bett die dnrch die Ehe bet^ründete primäre l'nterhalts-

pflicht des Ehemannes nicht zu einer suhsidiärm nm; vielmehr wird

der Ehemann auch dann, wenn die Frau so reichliche Einkünltp be-

zieht, dass sie während der Trennunpr davon standes^emäss l- hen

kann, von der Unterhaltspflicht nicht befreit. Nach t^em. piot

bildet die zeitweise Trennunc,' ein Mittel zum Versuche der Aus-

söhnunfT der Eheleute (Entsch. in Civ.-S. VI 309). Abprest»hen von

dem Einflüsse der angeordneten Massretjel auf die Lebensführung der

Eheleute danern alle Wirkungen der Ehe fort, namentlich die ge-

setzliche Unterhaltspflicht des Mannes, vgl. Seuffert's Arch. 26 N. 38.

F) 18. Juli 1898, IV. S., jnr. W. 1893 S. 436. Eine Veräeihung

des Bbebrachs (§. 720 A. L.-R. n 1 , Arch. t K.-B. 68 S. 225,

63 S. 424, 66 S. 259) liegt bloss vor, wenn nicht nnr die Be-

leidigung nicht weiter im Gemüthe nachgetragen, sondern auch die

Ehescheidungsklaj^e deshalb eurückgessogen oder auf ihre Geltend-

machung verzichtet wird.

G) 27. Okt. 1892, IV. S. ,
jur. W. 1892 S. 513. §. 673 A..

L.-R. IT 1 stellt nicht n^ben dem Ehebrüche (§. 670) einen seihst'

ständigen Scheidungsgrund auf, sondern erleichtert nur die Be^

weisführung. §. 673 findet nicht Anwendung, wenn erwiesen ist,

dass jbetn Ehebmch stattfand (Arch. f. K.-B. 68 8. 231 Buchst. 1,

61 S. 317 Buchst, g).

H) 27. Juni 1892, VL S., E. XXX S. 104. 9Na6h gem. B. ist

»Kompensation mit dem Ehebrüche des anderen Theiles sowohl dann

»ausgeschlossen , wenn bezüglich desselben eine Aussöhnung stattge-

»funden hat, als auch dann, wenn in einem früheren Ehescheidungs-

»prozesse zwischen denselben Parteien der Ehebruch bereits mit dem

»damak dem Gegner vorgeworienen Ehebrache kompeusirt ist. Im
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>l6tzteren Falle kann er nicht nochmals mit dem späteren £h6-

»bruche des anderen Theiles compensirt werden.« {Anders nach franz.

Code oiT. 278, Reichsg. 28. Sept. 1893, IV. S., jur; W. 1893 8. 508.

I) 18. Jan. 1892, 1?. S., £. XXIX S. 167. Der ÄhfMmgt-
ansprach dee geschiedenen Ehegatten (§. 880 A. L.-B. n 1) gegen

den im Ehescheidaugsartheile fnr den ttMäigm Theil erklärten

Ehegatten geht auch auf die Erben Aber.

K) 11. Not. 1892, III, S., jur. W. 1898 S. 47. B.-6fM. e, mr.
1875 §. 33 untersagt die Ehe nur mit derjenigen Person, deren Ehe-

bruch nach dem IJrfheile erkennbar zur Scheidung geführt hat. Dem
Standesbeamtrn fehlt es an jeder Macht eine nachträgliche Beweis-

aufnahme darüber zu veranlassen, ob der Verlobte der Ehebrecher

sei. Sonst konnte die Gültigkeit der Ehe durch späteren Nachweis

des Ehebruchs in Frage gestellt werden (vgl. 30. Juni 1892, IV. 8.,

jur. W. 1892 S. 398, Vering K.-R. 911).

L) 30. Juni 1892, IV. S., E. XXX S. 3. Das Beichsges. Tom
6. ^br. 1875 (§. 33') hat namentlich noch diejenigOD landesgesetz-

lichen Vorschriften ausser Kraft gesetzt, nach welchen (,wie nach

§. 736 n. 787 A. L-R. n 1) im Falle die Ehescheidang w^n Ehe-

brnchs ansznsprechen war, die anderweite Verheirathnng des scbnldi-

gen Ehetheils sei nur mit dem ForMolfs emer Iwmders immiA«m-

mtdumSm Erlavbniss tu gestatten.

M) 27. Juni 1892, VI. S.
,

jur. W. 1892 S. 377. Eine von

einem Ehegatten gegen den anderen erhobene wissentlich falsche

Anschuldigung kann im gem. prot. K.-U. (Arch. f. K.-K. 57 S. 131)

als Ehescheidungsgrund gelten. (Ebenso Eütsch. iu Ci?.-S. IV. S. 380,

vgl. Arch. f. K.-R. 66 S. 260).

N) 18. Jan. 1892, IV. S., E. XXIX S. 170. Auch auf den

ütUenagufujsbefehl des §. 675 A. L.-Jä. n 1 (keinen Umgang zu

pflegen mit der N., wegen Aolasses zum Argwöhne, dass er dadurch

die eheliche Treue verletze,) finden §§. 5 u. 6 des prenss. AusfOhr-

uogsgesetzes zur Oiv.<-Pr.*Ordn. Anwendung.

0) 12. Juni 1898, in. 8., jur. W. 1898 S. 860. Wenn im

L BechtsBUge eine Klage bezw. Widerklage auf Ek$ieh«Uhmff oder

HerMlung des ehelichen Lebens erhoben ist, so kann noch im Be-

rnfungsferfehven die üngüUigheUsläage (als Klage bezw. Widerklage)

angestellt werden, vgl. Arch. f. K.-K. 60 S. 306.

P) 2k April 1892, IV. S., jur. W. 1892 S. 301. Darin, dass

das Berufungsgericht das persönliche Erscheinen des Beklagten nkiU

angeordnet hat, liegt kein Revisionsgrund. Civ.-Pr.-O. §. 345.

Q) 11. Nov. 1892, Ul. S., jur. W. 1893 S. 40 u. E. XXX S. lU.
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Ist die nachfolgende Ehe zwischen der Mutter der Kl. nnd dem Major

V. K. rechtsgültig, so hat sie auch die Kl., obwohl diese im Ehe-

bruche erzeugt sind, durch Legitimaiion den ehelichen Kindern

gleichgestellt, c. 6 X 4, 17, scheint zwar nach ihrem Wortlaute eine

solche Legitimation nicht zuzulassen
;
berücksichtigt man aber, dass

als Grund des Nichteintretens der Legitimation die Nichtigkeit der

She zwischen Ehebrechern angegeben ist, so verliert c. 6 die Be-

weiskraft, da es an jedem Anhaltspunkte lehlt, dass durch die Ab-

kflrzung der I>ekretale Alexanders IV. bei Aufnahme in Gregor's

SammliiDg eiue weseotliche Mwekhmig beabeiohtifi^ sei. Das kanoa.

B. legt der Ehe als solcher —*anabh&ngig Tom Willen der Ehe-

schlieMenden — die UgiUmrmäe Kraft bei; es wäre schwer erklär-

lich, wenn in FftUeo, wo den schuldigen Ehebrechern gestattet ist,

eine reehtsgiltige Ehe einzagehen, den nnschnldigen Kindern die für

sie günstigsten Wirkungen der Ehe versagt sein sollten. Dem steht

auch nicht entgegen, dass die Kl. durch ihren Erzeuger auch bereits

adoptirt war. (Ebenso Heichsg. 30. Sept. 1809, IV. S., Arch. f. K.-H.

66 S. 261).

R) 15. Mai 189a, IV. S., jur. W. Ib93 S. 318. Nicht das

Frozessgericht y sondern der Vormwidschaftsrichter (1) entscheidet

darüber, ob dem Verlangen des Vaters, ihm die Bräitkmig der über

4 Jahre alten Söhne zu lassen, stattzugeben sei, vorausgesetzt, die

Ursache der Scheidung sei nicht so beschaffen, dass daraus die be-

grflndete Besorgniss einer schlechten firsiehuDg entstehe. {Ebemo

S.-G. IV. S., 24. Sept. 1888, vgl. Arch. f. K.-K tM) 8. 808 « Bntsch.

d. B.-a. in Cir.-S. XXI S. 161, X S. 113; s. dajftgm Arch. f. K.-R.

68 S. 427 u. 66 S. 2(51 » Reichs-Qericht IV. S. 14. Mftn 1889

and 24. Febr. 1890, oben z n. nnteo S. 101 q.)

8) 18. Sept. 1893, IV. S., jur. W. 1893 S. 553. Behufs Ver-

lautbarung der Bamiliemtiltung (oben b) (§. 29 u. 31 A. L.-K. II 4)

bestellt an Stelle des Vorstehers der Familie, wenn letzterer sieb

weigert oder als Schuldner der für die Stiftung ausgesetzten Renten

betbeiligt erscheint, das Amtsgericht den unbekannten Interessenten

einen Ffleger (pr. Vormundsch.-Ord. 5. VII 75 §. 90, oben b).

T) 9. Okt. 1893, VI. S,, jur. W. 1893 S. 547. Keichsges. 6

II 75 §. 77 Abs. 2 ist unanwendbar auf eine im Auslände (oder

»fiac4 dem Inkrafttreten dieses Gesetzes«, 20. Mai 1892, IL S.,

Jur. Ztschr. f. Els.-Lothr. XVll 527, »fintsch.« IX 98) Mannte be-

ständige TMonung von Tisch und Bett.
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XI.

Aus 4er Rechtsprechung des deubehen ReichsgericMs in

Strafsachen HBMfVS.

(Fortsetinng m Archiv für K.-R. 68 S. 229—234).

ZnMiiimeiigeiitellt Tom kaia. B«g.-Bath a. D. F. Oeigel m StiMtbnrg i. fi.

Die Urtheile sind entnommen der »jur. Wochenschrift {— jur. W.)

Orgaa des D. Anwalt-Vereins 18^2 (von Nr. 30 ab) nud 1893, sowie den Ent-

seheiäunyen (= E.) des R.*G. in StnAaehen JJJL

a) 28. Okt. 1892, IV. S., jur. W. 1892 S. 498. Ist es auch

zulässig, die durch eioe gemeinschaftliche Religionsübung verbundene

Bevölkerung als Klassm im Sinne des St.-G.-B. 130 anzusehen, so

fcöoaeu doch die »Gegner des Judenthums*, selbst wenn man unter

diesem Ausdrucke eine besondere politische oder religiöse Partei ver-

stehen will, unter den Begriif einer »Kkme* niM gebracht werden,

(vgl. Arch. f. K.-R. 61 S. 816).

b) 4. Jan. 1892, IIL S., B. XXn S. 208. Dis Landg. Magdeb.

»erachtet flfar erwiesen, dass A. in Off. Versammlung in einer, den

»Off. Frieden gefährdenden Weise die Anhtager der mc\MemokraU-

»JcAen Partei in Gewaltthfttigkelt gegen die ^Regienmgt angereizt

»hat, und wandte hierauf St.-G.-B. ISO (nicht 110 u. Iii!) an.

»Diese Entscheidung ruht auf unrichtiger Gesetzesanwendung . . .

>Die »Regierenden* (Fürst und VoUsvertretung bezw. in einer

»demokratischen Republik das ganze Volk) sind keine gesellschaft-

»liehe Klasse mit besonderen Klasseninteressen. Die Begriffe >Re-

»gierende« und >Beamtec fallen nicht ohne Weiteres zusammen.

»Von den Beamten oder Staatsdieuern erscheint es bcgrilflich nicht

»anageschlossen, sie als durch gemeinsamen Beruf, gleichartige Be-

»soldnng, ähnliche intellektuelle wie sociale Schichtung verbundene

»BevOlkenmgsftfdiat im Gegensatz zu den niehi im Staatsdienste und

»Staatssolde befindlichen andern Klassen der Gesellschaft zu stellen.<

(Zusatz d. Heransg.: Dasselbe mOsste also anch von den Mstfiefte»

gelten I)

c) 5. Okt 1891, III. S., E. XXa S, 255 (vgl. Arch. f. K.-R.

64 S. 270 und 68 S. 229) versteht unter »Staatsehmdiiimgem*

(St.-G.-B. 131) »die bleibenden dauernden Bestandtheile der Ver-

»fassung und Verwaltung, mit welchen der specielle Staat sich
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»^einricJitet* ,
jene auf Erfüllung des S^aa^szweckes hinzielenden,

»für die Dauer bestimmten oryanischen Schöpfung^en auf irgend

>einem Gebiete der staatlichen Thäti^^keit, Was dagegen der St^i

»nicht sich eigentlich selbst schafft oder als besondere Schöpfung

»eioes anderen Staates übernimmt, was Qnabb&ngig vom Dasein das

^besonderen Staates ah Bestaodtheil aUgemein menschlicher Koltar-

»zustände sieh darstellt, oder was nur vorflbergehenden Zwecken

»dient, kann fMi unter den Begriff einer »Staatseinricbtnngc ge-

»stellt werden. Hieraus ergibt sich, dass die aÜgememei^ Etechts-

»institute der JBIe, der Kinder nnd des EigetUhums mdd anter den

»Begriff der »Staatseinrichtnng« gebracht werden kOnnen. Dadurch,

»dass der Staat dieselben anerkennt oder s^fitst, werden sie selbit

»noch nicht zu Einrichtungen des Stcuäes. Nnr insofern, als der

%Staat diese Institute zur (irundlage besonderer organischen Schöpf-

»ungen macht, als er sie, unter Anpassung an die bestehenden Ver-

ihältnisse, seinen Bedürfnissen entsprechend besonders gestaltet^

»z. B. als Grundbuch- oder Hypothekwesen , als Civilehe oder als

»väterliche Gewalt u. dergl. , stellen sich diese allgemeine Kechtsin-

»stitute als besondere »»Sto/seinrichtungenc dar. — s. Nachtrag S. 104.

d) 23. Nov. 1891, 1. S., E. XXII S. 241 u. Reger Eat8cb.XUS. 185.

A. ist vom Vergehen der Gotteslästerung freigesprochen worden, weil

dieselbe (St-0.-& IM) keine affenüUche gewesen sei. Sie war zwar

in Gegenwart meftimr Arbeiter, allein in einem Baume, woin ledig-

lich die in der FM>rik beschifttgten Arbeiter Zutritt hatten, and so-

nach innerhalb eines hetümmten Personeiikreises geschehen. Nun
kann auch zugegeboi werden, dass die Arbeiter der beaeidmetea

Fhbrik einen hestimmten FereonenYxm darstellen, aber es Ist nieftl

richtig^ dass die Oeffentlichheit einer Aeusserung ohne Weiteres aus-

geschlossen erscheint, wenn sie innerhalb eines beliebigen, noch so

umfangteichen y bestimmten Personenkreises geschehen ist. Vielmehr

ergibt sich dieser Ausschluss nur dann, wenn die mehreren Personen,

welche die Aeusserung gehört haben und bezw. hätten hören können,

dergestalt mit dem Thäter in inneren vertrauten Beziehungen

gtandeo, dass sie als eine Emkeü gedacht werden können. Denn

nur unter dieser Voraussetzung kann das Merkmal für die nicht-

9(feMche Vornahme einer Handlang , dass sich die Tragweite der-

selben nur über ein enges Gebiet erstrecken dflrfe, ?erwirklicht wer-

den. Als ein solches, die mehreren Personen ro dieser Binheit in-

sammenfiMsendes Band ist aber die peioSMtMe, von dem Urtheile

gemeinten Gemeinschaft und FeMkaithnkimmM ansusehen, da sie

lediglich in der Gleichheit der äwft«m Yerhlltnlsse gefunden wer-
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den kann, unter welchen sie ihre Arbeiten zu verrichten haben.

Hiernach war . . das ürtheil aufzuheben. (Aehnlich Arch. f.

K.-H. 68 S. 230 u. 231, 61 S. 315 u. unten S. 104 z).

e) 21. Dec. 1892, III. S., jur. W. 1893 S, 116. Für St.-G.-B.

166 geni]gt nicht jedes ungehörige Verhalten an Kultusstätten oder

Gräbern (unten s., Arch. f. K.-Ii. 68 S. 231, 61 S. 319, 48 S. 78

Q. 81); erforderlich ist ein die ZotAgiing eines Sehimpfes (Arch. 68
S. 229 0. 281 and 64 S. 272) in sich fassendes Eerabiouräiffen und

Beieigen der Veraehimiff. Bein thafsädÜUehe Frage ist die Bestiro-

niQDg der Grense zwischen einem solchen und einem

nur den Mangel an Bhrerbietong oder Achtung darlegenden Verfahren

(vgl. Arch. f. K.-R. 65 S. 264 n. 267, 64 S. 272).

f) 17. Mai 1892, II. S., jur. W. 1892 S. 351. Der Vergleich

einer der gemeinsamen christl. üottesverehrung gewidmeten Kirche

mit einem Kloset enthält einen stärkeren Grad der Herabwürdigung,

eine grobe Bekundung der Verachtung und konnte daher als Be-

schimpfung — St.-G.-B. 166 — aufgefusst werden (?gl. 28. Febr.

1891, II. S., Arch. f. K.-R. 66 S. 264, unten z).

g) 30. Mai 1892, III. S., jur. W. 1892 S. 351. Das lostanz-

gericht hat zutreffend festgestellt, der Angeklagte habe, indem er

OoU in Beziehung zu der Begehang einer veräehüich machenden

Handlang brachte, die Verftohtlichnng des Gottesbegriffes (Arch. f.

K.-R. 68 S. 230, 61 S. 317, 48 S. 69) selbst gewollt; die Aens-

aemng war keineswegs (B.-G. 26. Okt. 1891, Arch. f. E,-B. 68
8. 229, 66 S. 264) gegen die menschlichen Versnche, einen Gottesr

Beweis zn ttthren , gerichtet. Fflr die Beantwortung der Frage , ob

eine Aeossemng die Lästerung (St.-G.-B. §. 166) Gottes ent-

halte, ist es völlig bedeutungslos, welche Vorstellung der Thäter für

seine Person von Gott hat, ob er an dessen Dasein glaubt oder nicht.

h) 9. Mai 1892, I. S., E. XXIII S. 103. Angeklagte hat in

der Domkirche zu Pasaau unmittelbar nach Beendigung einer kirch-

lichen Trauung den Neuvermählten zugerufen : »Der Teufel soll den

E. holen !c, iBande«, »Schwindler«, »Vaterräuberin.« Ohne Rechts-

irrthum bat das Landgericht hierin einen »ünfvgt (St,-G.-B. 166)
gefunden.

»Die Revision gibt zu, dass die erwähnten Tbatsachen einen nach St.-G.>B.

»§. 360^* strafbaren Unfug bildeten — was für den Begriff des Unfugs nach

»§. 166 nicht einmal Duthij^ wäre; auch gibt sie zu, dass die erwähnten Aeus-

»serungen eine Beleidigung des * Brautpaares* enthalten, bestreitet aber,

»dftas aie beachimpfend und dass sie gegen die Kirche^ den zum Gottesdienst

•betHaiateii Ort gerichtet teien, was §. 166 TomiMotit . . . Beleidiguny ist

»var den MwiiclieB gigoittber mOglieh; dM GawtB ond dar gemclDe Spndi-

AfoUr Air KkfkmmtlbL LZJU. 7
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»gebmaeh kenoen »ber auch Heschimpfangen (i. ob«n •) ron leblMM Körpern

»lud Abitnktioiiai: fieligionsgeadlMhftften, Kirehengelniiiehen, m dMi Ab>

»deoken Vantorbeoer, u OribenJ, Hohdtuaieb«! v. dgL In dicMB Zmn*
»menhange bedeutet Beaehimpfung oflinibtr etwas Anderee, ale eioe beeondtn

»geartete Beleidigaog. Dm Oeseti erkennt durch diese Bettimmnogen die

»Schatzberechtignng gewisser auf HerVoramen, Religion, Familien- und Staats-

»anßrehörigkeit gegründeter Gefühle und Vorstellungen an , deren hewussfe

»Verletzung schon wegen der darin zu Tage tretenden dfutrurtiven Richtung

»zu strafrechtlicher Gegenwirkung Anlass gibt. Darum bat das Reichsgericht

>(Rspr. Bd. VII S. 197 n. IX S. 399) das Wesen dee beaeUmpfeoden ünftige

»nieht eowoU in einem Angriffe nnf die Ehre, ale fielmebr In der Ytrlelnng

»der erwihnten Geffthle dnreh Knndgebnng von Mlamehfung nnd GeHt^f
•«chattung deeaen gefiuden, was Andern heiUg iet. Wihrend nnn die Straf-

»barkeit aolehen ünfaga in gewissen Fällen dann eintritt, wenn sich die Be«

»schimpfung unmittelbar gegen den (iegfnatand der Verehrunt; oder beson-

»derer, achtungheischender Bedeutung (Entsch. in Strafs. XXI S. 178, Rspr, IX

»S. 399) richtet, ist bei der hier fraglichen Form des Vergehens lediglich der

• Ort massgebend, wo der Unfug in einer Weise statthndet, welche geeignet

»iit, das religiöse Oef&hl in Terletien. Schon die Ben&tsnng der Kirehe n
»Mlehem Unftige genOgt, nm dieeeo, obfleieh er aieh nicht direkt gegen (Ardi.

»f. K.-B. 66 S. S64) die Kirehe geriobtet» ale Hembwttrdignng dee geheiUgteii,

»nnr der Beligionsübang gewiduMten Ortes empfinden zu lassen. Anlangend die

»enbjektlTe Seite, so bestreitet die RcTision, dass die Angeklagte das Bewuett'
*8fin von dem beschimpfenden Charakter ihres Vorhabens in H^ziehnng auf
•die Kirrhe gehabt habe. Die Beziehung auf die Kirche rouss, wie soeben er-

»örtert, nur eine örtliche sein, und es genügt das Bewasstsein, dass die Hand-

»lang, an diesem Orte vorgenommen^ geeignet sei, das religiöse Gefühl za

»Torletxen. Der Beweggrund in ihrer Yomahme iet gleichgültig, nnd dämm
»alles, was die Beviiiott ttber die gerechte Sntr&itnng der Angeklagten gegen*

»Aber den nenTtmihlten Paare vorbringt, belangk« . . . Daea die Absicht
»anf Beschimpfung der Kirche gerichtet gewesen sei, fordert das Gesetz niehL«

i) 28. Juni 1892 , II. S. , fi. XXIII S. 199. Angeklagter hat

io der katb. Kirche St. bei VtrMigwng und Bhißhnmg der JEir-

ehenvorsteher Unordnung erregt und biedorcb eioe goUeadietuiliehe

Verriebtang einer im Staate bestebeDden Religiooegesellscbaft ?of^

sfttslich gestört; diese Peststellang wird nicbt dadoreh ia Frage ge-

stellt, dass in der Urtheilsferroel die Verartheilang wegen »StSmng

des Gottesdienstes*, ausgesprochen ist.

»Gottaidiflnitlieha VerrUthtungen im Sinne 8i-0.*B. 167 bilden aller-

dings keinen Beetandtheil dee ordenUiohen, regelmimigen Gotteedienstee; anf

den Dienst Gottes sind sie jedoch gleich&Ue gerichtet, nnd in diesem weiteren
Sinne werden auch sie von dem Begriffe »Gottesdienste nmfust. Nnr in einer

eolchen weiteren Bedeutung kann die Verurtbeilnng wegen Störung des Gottes-

dienstes verstanden werden. Wie im Urtheile roitgetheilt, hat der Bischof von

Ermland im Rituale bestimmt, »dass der Pfarrer während der h. Messe vor der

»zum Gottesdienste versammelten Gemeinde den neu frwählten hirrh^nvor-

•steher an den Tisch der Kommuuikauten herantreten lässt, ihn in einer

»kusea Ansprache Aber die Wtrds nnd Pflichten seines Amtes bsiehrt, ihm
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>deo Eid ftbnimiiit and toätam dM Iii. Abendmahl reicht« Hit Bteht nimmt
der Yorderrlditer an. diat d«r so b«Nbiiine Akt d«r Vmidigiiiig oad BIb-

flkhnmg d«r KirehaiiTOittaber (Friadberg, Tert-R. d. «?tof. Laadask. 8. 890),

indem er in die heiligste gotteedienstliche Handlang der Katholiken, dio lloMO,

eingofttgt und mit einer sakramentalen Handlang Terbunden sei, eine Ver-

rhriintf, einen IHenat Gottes znm Ausdruck bringe and deshalb als gottes-

dienstliche Verrichtung im Sinne Öt.-G.-B. 167 angesehen werden müsse. Ledig-

lich dieser besondere ermländische Ritus ist entscheidend, und es kann nicht

darauf ankommen, ob ein gleicher Charakter der Beeidigung der Kircheuvor-

feekor an iiad Ar sich tnd allf«D«in naeh katb. Bitni boiwobnt. Tbataidi-

lidwr Art und deshalb nickt nadmiirftCBn ist, daat dar Angeklagta durah aaln

Yarkaltan, Indam ar in dar ffiroha an die Kommanikantanbank karantiat, aiaa

Frago an den Pfarrer richtete, dann vor dem Altare inrücktrat, die ganta

Kirche darcbachritt und hinausging, Unordnung erregt und so den Akt der

Beeidigung und EiiifQhrung der Kirchenvorsteher gestört hat. Endlich kann,

da es an einem rechtswidrigen Anyriffr fehlt, nicht davon die Rede sein, dasa

Angeklagter io Nothwehr gehandelt hat. Dass es ihm nicht darum zu thun war,

sein angebliches Recht, in pulnUcher Sprache beeidigt za werden, sa wahren,

«ifd Mgaateltt . . . üebrigena würde der Angeklagte anah dann, wenn er ein

ihm natahendes Recht (Tgl. Arah. t K.-B. 61 8. 819, 66 8. 268) httte wahioi

«ellsB, sieht beAigt gewesen ealn, du Beeht in der hier faatgesteilten Art

geltend zu machen.«

k) IL Nov. 1892, IV. S., jar. W. im S. 4. St.-O.-B. 167.

»Die Abbaltang der ClmstmMir^ macht eine gotteadienetliche Hand-

lung aus; aie dient der Andacht nnd der religiösen Erbannng der

Oemeindeglieder (Richter, K.-B. 7. Anfl. §. 241; Getgel, flranzOe.

St.-K.-B. 282 n. 368); dass die Katechisation zugleich und viel-

leicht in erster Linie anf Belehrung der jugendlichen Thettnehmer

abzielt, und dass die einschlagenden Verordnungen die Christenlehre

in Verbindutig mit der Schule gebracht haben, steht dem nicht ent-

gegen ; friiher wurde überhaupt die Schule als kirchliche Einrichtung

angesehen, c

l) 8. Nov. 1892, II. S., E. XXIII S. 292. Die Nichtbeeidiguug

der Zeugen ist im Beschlüsse der Strafkammer mit dem Verdachte

ihrer Tbeilnahme an der Veränderung des Personenstandes begründet,

indem sie das Kind als von der Frau St. gebornen anf dem Pfarr-

amte haben taufen lassen, obgleich sie wussten, dass es von der P.

geborai «ar. Dieser Qmnd rechtfertigt die Unterlassung der Be-

eidigung (St.-P.-0. 56).

Die Bevision maeht geltend, die Verlndernng des Personenstandes sei
'

dadurch Tollendet worden, dase St. bei dem gtandesbaamtan das Kind als ein

Ton seiner Ehefrau geborenes ausgegeben habe; die spatere Taufe habe an

der vollendeten Strafthat nichts ändern können, sei auch (R.-G. 6 II 1875 §. 73)

nicht mehr geeignet gewesen, die Geburt in rechtlich erheblicher Weise zu

beurkunden. Diese Ausführung beruht auf einer Verwechselang der Begriffe

•voUcndtte Strafthatc und .^beendigte Strafthat« »Die dnroh Bewirlnaf
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ein« (SidiehM Einirngi in daa CiTibtendarepiilw begnngioa Veränderung
dM Peraanenatandea einef HMhelicfaen Kind« knnn doreli weiteres Tonitg-

liches Ausgeben des Kindes ah einee ehelichen fortijest tzt werden (Be^« T
8. 740). Der erste Richter hat nan nach den Ürtheiisffründen angenommen,

daas nacli dera, von den drei Angeklagten verabredeten Plane die falsche An-

meldung anf dem Standesamte und die Taufe des Kindes auf einen falschen

Namen als Mittel dienen sollten, den Personenstand deä Kindes zu verändern.

Die in St.-G.-B. 169 bedrohte Thitigkeit wnr demnneh mit dem ttandeflam^

Heben Akte nieht beendigt, wnrde vielniehr bei der T^nfe des Kindel fortge-

•etit. Solange eine erbreeheriaefae Tliat niebt beendet ist, ersebeint Theil*

nabme an derselben m5glieh, aneh wenn die That Tollendet, d. h. ans den
Stadium des Versuchs heran s^etreten ist. Wenngleich der Personenstand einen

christlichen Kindes nicht mehr durch den Taufakt festgestellt wird , so kann

doch die Taufe eines Kindes auf einen falschrn Namen mit als Mittel dazu

dienen, den Personenstand eines Kindes zu verändern» (s. unteu u zu §. 271).

m) 22. Jum 1893, III. S., jur. VV. 1893 S. 405. Es ist nicht

abzusehen, weshalb durch das Zeugniss des deutscheu Consulats nicht

erwieseo werden sollte, dass nach dein Rechte des Staates New-

Jenej die Ton einem evang. Pfarrer dort vollzogene kirchliche Ein-

segnung zar Hentellang des ehelichen Bandes genägt. St-G.-B.

IM, m n. 174. (Arch. f. K.-B. 60 S. d02, 6S S. 224 and

Yering, E.-R 8. Anfl. S. 874).

n) 28. Sept. 1891, I. 3., B. XXII S. 187. Die Thatsaehe der

Eheirennong ist wie der Strafantrag prozessaale Vorbedingung der

Strafverfolgung (St.-G.-B. 172). Solche Vorbedingungen kann der

Strafrichter iu allen Instanzen von Aintswegen prüfen, auch der

i^cyisio/isrichter. Diese Prüfung ergibt aber, dass die Identität vor-

liegt. Die Feststellung war, da die Kntscheidudg nicht Thatbestands-

momeut ist, nicht erforderlich. (Der Thatv i'hlar braucht also

nicht nach den Uestimmungen über den jScAu/^ibeweis die Thatsaehe,

dass die Ehe wegen des zur Anklage stehenden Ehebruchs geschieden

ist, festzustellen).

0) 5. Juli 1602. IV. S., E. XXIII 8. 202 a. jnr. W. 1802

S. 409. Behörden im Sinne des St.-O.-B. 106 sind nicht nur staat-

liche, sondern auch kirchliehe, (Ebmim solblge Aieb. t K.*B. 48 8.85
n. Meh. XIL 8. 867. Bdehigciicht 16. Juni 1885 II. 8.) wie die Kreis-

synode ; letztere ist nicht mit den, im St.-G.-B. 197 erwfthnten ge^

seUgebenden Versammlnngen oder sonstigen politischen Körperschaften

auf gleiclie Linie zu stellen, weil sie auch eine verwaltende uud be-

aufsichtujende Thatigkeit ausübt (Friedberg, Verf.-H. d. ev. Landesk.

S. 371 fl".).

P) 5. April 1892, IV. S. , E. XXIII S. 41. In dem M'schen

Kreisbiatte, dessen verantwortlicher Hedalj^teur der Angeklagte ist,
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stand: »Die Betheiligung an der Wahl war eine sehr geringe, wafe

»nicht auflfallen darf, da dieselbe in mangdhafter Weise bekannt ge^

»macht wird. Aach ist aafAUig, data Gemeindemitgtieder sdbon

»10 Jahre der Parochie angehören , bis jetzt aher nodi nie in der

»Wahlliste gestanden haben, während andere kamn 2 Jahre im Orte

»sind nnd das Wahlrecht erlangte. Sollte das wirklich nnr J^foß
»sein? Wir bezweifeln es nnd erwarten fBr die Zn1[anft, dass diesem

»Uebel abgeholfen wird ?« Hiedurch fühlte sich der Pfarrer als Vor-

sitzender des Gemeindpkirchenrathft, welch letzterem die Leitung der

Wahl obliegt, beleidißft und stellte Strafantrag. Das Landgericht

verurtheilte (§. 185 St.-G.-B.). Auf die Revision des Angeklagten

hat jedoch das Reichsgericht das Grtheil aufgehoben. »Der Ausspruch

des ersten Richters, es könne von einem SchuUei^ys St.-G.-B. §. 193

zu Gunsten des Angeklagten keine Rede sein, da er den Pfarrer

habe beleidigen xcoUen, Iftsst eine eweifache Deutung za: entweder,

es liege keine der Voraussetzungen des §. 193 vor, oder der Wille,

die Absicht zn beleidigen, gehe ans der Form des Artikels hervor .

.

Beim Vorhandensein der Voranssetznngen des St.-G.-B. 198 genfigt

nicht, wie in sonstigen Fillen der BMäi§mtg^ schon der blosse For-

jo<9, d. h. das BeimualMn von dem objet^iv beleidigenden Charakter

der Enndgebnng, sondern es wird anch ein direkt auf Zoffigung einer

Beleidieung gerichtete Ahskht erfordert (ebenso 23. Mai 1892, I. S.,

B. XXllI S. 451, vgl. S. 284 = 11. Nov. 1892, IV. S. u. S. 422

= 9. Jan. 1893, T. S.). Das hat der Vorderrichter verkannt; denn

er glaubt dem Antreklagten, dass er die mangelhafte Bekanntmachung

nur als einen Fehler des Gesetzes habe bemängeln wollen; ausserdem

erachtet er als erwiesen, dass der Pfarrer eine agitatorische Tb&tig-

keit entwickelt habe< ...

q) 16. Nov. 1892, IV. S., jur. W. 1893 S. 5. A. hat den auf

Anordnung seines Vormundes (Arch. f. K.-R. 66 S. 261) dem

Blisabethenhanse zor Erziehang fibergebenen Mindeij&hrigen nnter

Anwendung der Gewalt ron dort weggenommen nnd seiner Mutter,

welcher die Brriehnng dnreh das Vormnndschaftsgericht entzogen (oben

S. 94) war, wieder angebracht Der Thatbestand des 8t.-G.-B.9M er-

fordert keineswegs eine unmUtdbar gegen die Beraon der BItem oder

des Vormondes gerichteten Handion? (vgl. Arch. f. K.*B. 61 S. 820).

r> 9. Febr. 1892, II. S., E. XXII S. 334. Ohne Einwilligung

des Ehemannes darf die Ehefrau keine Verbindung eingehen, wo-

durch die Rechte aiif ihre Person gekränkt werden. Aus dieser

Stellung des Ehemannes ergibt sich nicht nur sein Recht, sondern

auch die rechtliche Verpflichtung^ seine Ehefrau davon zurückzu-
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halten, aus der Verletzung der ehelichen Treue ein Gewerbe zu

machen. Anderseits kann al)er Strafl)arkeit (St.-G.-B. 180) nicht

eiotreten, wenn der Ehemann tbatsächlich nkht im Stande Ut, das

mizAcbtige Treiben der Fran zu verhindern.

t) 1. Nov. 1892. U. S., E. XXIII S. 269 u. jur. W. 1892 S. 500,

gl 520. Aaf einem Friedhofe (oben e) behofs Ehrang des Andenkem

Ventorbener gepflantier Qoldlaek oder Ephen ist ein »Bodai»-

erzeagniaec (prenes. Feldpolizei-Gee. 1. April 1880 §. 18 n. St.-0.-B.

949); am einea eingesetiten Blumentopf bandelt ea sieb nicht

t) 7. März 1803, IT. S., jur. W. 1898 S. 280. Darin allein,

daas miteinander im Konkubinate Lebende steh als Ekdeiäe ans»

geben, anch in Wechselaccepten sich als »Fraw« u. s. w. bezeichnen,

liegt noch nicht der Thatbestand des St.-G.-B, 267; sie hatten

nicht die Absicht, einen r»'chtswidrigen Vermögensvortheil zu er-

langen, haben die Wechsel Tielmehr bezahlt (vgl. Arch. i. K.-B. 68

S. 232 u. 66 S. 265.

u) 23. Juni 1891, IV. S., E. XXII S. 120. Durch Reichsge-

setz 6 II 1875 ist für fernerhin >den Kirchenbüchern die Eigen-

schaft der Qeffenilichkeit (St-G.-B. 971) nur in dem Umfange ent-

zogen worden, als die Benrkondangen anderen staatiicken Organen

übertragen wnrden, also nnr hinsichtlich der Eintragang Ton Ge-

burten, Heirathen and SterbefUlen. Die übrigen, in §. 481 ff. A.

L.-B. II 11 angeordneten Eintragungen, wie namentlich die der

Taufen , werden dagegen Ton der (XtnZstandsgesetzgebnng niekt be-

rührt, ^leoweü erweisen sich daher die Kirchenbücher nach, wie

or, als jedenfalls mit aaf Grond der staatlichen Gesetzgebung zn

fübreudc öffentl. Bücher. Dem steht auch nicht etwa der Umstand

entgegen, dass eine staatliche Einwirkimg auf die Vollziehung der

Taufe nicht mehr stattfindet. (R.-G. 6 II 1875 §. 82). Denn da-

durch ist das Gebot dtT Eintragung in die Kirchenbücher, soweit

die betreffenden kirchlichen Handlungen stattfindeti, nicht ausser

Kraft gesetzt . . Unverkennbare Bedeutung hat die Taufe und die

damit zusammenhängende Zugehörigkeit zu einer bestimmten Kir-

chengesellschaft für die öffentliche Einrichtungen jedenfalls dann,

wenn die betreffende Kirchengesellschaft eine ^eniH^^eekUiehe

Stellang einnimmt.« (s. oben zn §. 169, Arch. f. K.-K. 61 8. 32t

und 68 S. 232, Vering K.-B. 8. Anfl. S. 817 a. 667 ff., Friedberg

K.-R. 8. Anfl. S. 161).

?) 10. Okt 1891, III. S., B. XXn S. 188. Angeklagter hat

während der Wahl eines Gemeiudevorstehers (vergl. oben p.) unbe-

merkt 4, von 4 Wählern in die Wahlurne eingelegte, auf den Namen
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S. laatende Wahlzettel aus der Urne entfernt, dafür aber 4 andere,

von ihm angefertigte, auf K. lautende unberechtigt und fälschlich in

dieselbe eingelegt, und zwar in der Absicht, die Wahl des 8. sa

ereitein. Hierin findet die Strafkanimer sogleich den Thatbestand

das St.-G.-B. 9K74 Nr. 1 . . . Auf den tu die Wahlnm gelegten

Wahlseitel treffen alle Voraoiiaetzangen sn, nm ihn als eine sam
Beweise eines Bechtsverhftltnisses erhetAiche Privaturknndd so qnali-

lisiren. Bntaeb. XYII. S. 105, 150. Br beweist, dass von einer bei

der Wahl als Wähler betheiligten Person die Erklärung, dass sie

ihre Stimme «lern Träger des auf den Zettel ^beschriebenen Namens

jjebe, abgegeben worden sei, anderseits dass auf die Wahl der be-

treffenden Person Ana Stimme gefallen sei. Die Revision wurde also

abgewiesen. (Betreffs der Wahl der Kirchenvorsteher s. Friedberg

Verf.-R. d. evang. Landesk. S. 340, Vering K.-R. 3. Aufl. S. 781 ff.).

w) 8. No?. 1892, IV. S., jur. W. 1892 S. 503. A. hat als

Standesbeamter vorsätelich falsch (St.-6.-B. B48 Abs. 1) beurkundet,

dass die Brantlente auf die Frage des 8Umded>eaimim^ ob sie die

Ehe miteinander eingehen wollen, bejahend geantwortet haben, und

dass darauf der StandesheanUe sie ffir rechtinSssig ?erbandene Ehe.-

leate erkannt habe. A. war sich jedoch bei Vollziehnng der Urkunde

wohl bewosst, dass niM er die Frage an die Brantlente gerichtet

und den Anssprneh gethan habe, sondern, wenn auch in setner An-

wesenheit, sein Sohn, welcher weder Standesbeamte, noch zu seiner

Vertretung bestellt war. Die Revision des verurtheilten A. wurde

verworfen (vgl. Arch. f. K.-B. 61 S. 321, 64 S. 275 u. 66 S. 265

und 266).

i) 29. Okt. 1892, I. S., E. XXIII S. 268. Zufolge Gesetzes

9. VllI 1837 sind in HohenzoUerQ-Sigmaringen die isr. KuUusgemeinden

(Arch. 61 S. 321) dem Staate untergeordnete Korporationen, welche

seiner Anlsicht nntersteben, nod gehören ihre Bedienstete, wie die

ArmenreohDer, sa den, im mtUibaren Dienste des Staates ang^

gtdüen SeanOen. 8t.-G.-B. 850 o. 85t. (Aehnlich Arch. f. K.-B.

61 8. 315, fgl Friedberg, Verf.-B. d. e?ang. Landeskirchen S. 151

—154, 256, 340). - 23. Juni 1892, III. 8., jnr. W. 1892 8. 414.

Der Dampf8agerei?erwa1ter des unter der Verwaltung der Btftnde

stehenden Jungfrauenklosters Malchow (Marquardsen Hdb. d. Off. B.

III 2 S. 35) hat auf dem Gebiete des JV^iaYrechtes sich bewegende

Dienstleistungen und ist deshalb kein Beamter Str.-G.-B. 359.

y) 4. Juni 1891, III. S., E. XXII S. 63. Das angefochtene

ürtheil findet den Thatbestand der >.\nnahme eines ihr nicht zu-

kommenden Namens einem zust&ndigen Beamten gegenüber« dadurch
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«rfflllt, da» die iLngeklagte lam Zweck der TafnehaDg des Steadei»

beamten einen folsehen Wokmri und unrichtige Eliernnunw tn-

gegeben hat. Diese Begründang erscheint unhaltbar. St.-G.-B. 860
Ziff. 8 hat es our mit den äusseren, für die äussere polizeiHche

Ordnung und die äussere Personenidentifäi wesentlichen Kennzeichen

und ünterscheidungfen zu thun. Deshalb wurde schon der Vorname

als gleichgültig bebandelt, und erscheint es auch verfehlt, die inner-

halb des Betrugs und der Urkundenfälschung gelegentlich ausge-

sprochenen Grundsäze analog aaf St.-6.-B. 360' anwenden zu wollen.

Die dieserbalb ausgesprochene Verurtheilung musste deshalb zur .^i^*

Mufi^'gelangen (vgl. Arch. f. K.-R. 66 S. 265 u. 68 S. 232).

s) 25. Febr. 1892, I. S., jar. Ztscbr. f. Els.-Lothr. XVII S. 437.

Das Landg. Mfllhaosen hat ohne Beebtsirrtam festgestellt, dass D.

seine Aeassernngen gegen die »jpre<. ESirehet als den Inbegriff der

in ihr enthaltenen ^Kmfesshnmt gerichtet habe, nnd dass diese

Aenssemngen dne Beschimpfung dieser christlichen Kirche enthalten.

Eine Beschimpfung ist niinlich auch dann aamnehmen, wenn dem
Bezüchtigten beschimpfende Thatsachen (»Znnabtne des Zuhälter-

thums als logische Folge des Protestantismus*.) zur Last gelegt wer-

den. Nicht etwa nur eine einzelne Lehre der prot. K., sondern das

ganze Wesen dieser Kirche ist in einer Weise angegriffen worden,

welche von der Religionsgesellschaft selbst als eine Beschimpfung

der Gesammtheit ihrer Bekenner empfunden werden muss . . Wenn
selbst die Scbrilt nur an vorher schon bekannte Personen fibormittelt

würde, so wäre doch hiermit die Oeffenilichkeit der Beachimpfang

nicht beseitigt, weil eine grosse Zahl (400) von Abonnenten, — welche

keine Bärgschaft dafftr bieten, dass nicht ans ihren Binden die

Schrift an Jedermann gelange, — m'dU als ein Kreis gegenemtig

bekannter, in verkannten nw/oren Beziehungen an einander stehen«»

den Personen angesehen werden kann, oben S. 96 d.

Die Bd. 68 S. 230 Bnchst. g im Auszüge mitgetheilte B.

24. Nov. 1891 betr. des KL Bockes steht ihrem gansen Wortlaute

nach E. XXII S. 238 . .

Nachtray za ob«n c St.-G.-B. 131 : 1. Mai 1893, L 8.. jar. Ztsobr. für

Sb.-Lothr. 1898 8. 481. »5'tao<«eiiiriehtiiiigeB ibid die Zagehön^rkeit BlitM-

LothriDgeoB sam D. Reiche, aneh die Altenvenieheniiig. Wenn GeMtie ge-

mieht wttrden, nnrum »datVolk hinter das Lichtn ffthren«, nur »am den Leaten

Sand in die Augen za streaen«, so wären sie aas sittlich za verwerfeadeu Ho-
tiT«n h«rvorgegnngen, »Im verächtiich,* TgL jor. W. d. D. Anw.-?. 1898 B. 580.
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XII.

Erkenntnisse des deutschen Reichsgerichts vom 22. 8e|yt 1890

und 8. Mai 1893 betr. Begriff der milden Stiftung.

1, Erlcenntniss des Eeichsgerichts vom 22. September 1890,

(Praus. JutumiiiirtemlbUU 1891 8. 24 ff.)

Zorn Begriff der »milden Stiffcnngc und der »dem Haasetande

des Erblassen angebOrigen Personen im Sinne des Erbfibaftsstener-

gesetzes.«

Erbschaftsstenertarif vom 30. Mai 1873 (Gesetz-Sammlung

S. 342) Pos. 2g und 2d.

In Sachen des Königlich Preussischen Steuerfiskus, vertreten

durch den Königlichen Provinzialsteuer-Director zu B. Beklagten,

Sevisionsklägera und Bevisionsbeklagien

wider

die Pran Lebrer L. B. geb. W. und deren Eberaann, den Lebrer O.

B. zn B. Kiftger, Revisionsbeklagte und Kevisionskläger bat das

Reichsgericht, Vierter Civil-Senat auf die mündliche Verhandlung

vom 22. September 1890 für Recht erkannt:

das am 13. März 1890 verkündete ürtheil des Ersten Civil-

senats des Königlich Preussischen Oberlandesgerichts zu B. wird

auf die Revision des Beklagten insoweit, als derselbe zur Zahlung

von mehr als 60 Mark nebst Zinsen vernrtheilt worden ist, sowie

hinsichtlich des Kostenpunkts aufgehoben und in der Sache selbsi

das Ortheil der Zweiten Oivilkammer des Königlich Freassisehen

LandgeriGhts zu B. vom 11. December 1880 auf die Bemfnng des

Beklagten dahin abgeftndert, dass Beklagter nnr schaldig, an die

Kliger 00 Mark nebst 5 •/« Zinsen seit dem 14. Jannar 1880 zn

lahlen nnd Kläger noch mit weiteren 18 Mark nebst Zinsen abra*

weisen; im üebrigen wird die Revision des Beklagten sowie die der

Kläger gegen das gedachte ürtheil zurückgewiesen; die Kosten der

ersten Instanz werden den Klägern zu '/5, dem Beklagten zu Vsi

die Kosten der Berufungsinstanz, unter Aufrechnung der ansaerge-

richtlichen, jedem Theile zur Hälfte und die Kosten der Kevisions-

instanz den Klägern zu Vsi Beklagten zu ^/t auferlegt

Von BMhtawtgon.
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Thatbukmd,

Gegen das Berufungsurtheil , auf dessen vorgetragenen That-

bestand Bezug genoraraen wird, hat der Beklagte mit dem Antrage

Revision eingelegt, dasselbe insoweit, als er verurtheilt ist, aufzu-

heben and, unter Zurückweisung der Anschluasberutung der Kläger«

nach dem Berufungsantrage des Beklagten zu erkennen. Die Kläger

haben die Zurückweisung der gegnerischen Revision beantragt und

ihrerseits die Bevision mit dem Antrage eingelegt, das angefochtene

Urtheil in Höhe ?on 12 Mark und wegen des Kostenpunkts anfka»

nehmen, den Beklagten snr Zahlung von weiteren 12 Mark nebst

Zinsen <a verurtheilen nnd die Kosten entsprechend zu vertheilen.

Der Beklagte hat die Znrfickweisnng der klägerischen Revision

antragt.

laitieheidMnffsgnMe,

Die mttklagende Ehefrau hat als testamentarische Miterbin dee

Hauptmanns a. D. E. W. fttr mehrere in dem Testamente des Erb-

lassers ausgesetzte Vermftchtnlsse die Tom Brbsehaflssteneramte er-

forderten Steuerbeträge mit zusammen 150 Mark unter Vorbehalt

entrichtet und verlangt unter Beitritt ihres Ehemannes im gegen-

wärtigen Rechtsstreite deren Zurückzahlung, weil sie die in Frage

stehenden Vermächtnisse als steuerfrei ansieht. Der erste Richter

bat den Beklagten zur Zahlung von 78 Mark nebst Zinsen verur-

theilt, die Kläger hingegen mit den mehrgeforderten 72 Mark ab-

gewiesen und jedem Theile die Hälfte der Kosten auteriegt. Auf

die Berufung des Beklagten und die Anscblussberufung der Kl&ger

ist diese Entscheidung nur insoweit abgeändprt, als Beklagter in

H6be von 84 Mark nebst Zinsen verartheilt ist, Kl&ger mit 66 Mark

abgewiesen sind nnd eine anderweite Yemrtheilnng der Koeten vor-

genommen isi

Gegen das Bemfnngsnrtheil haben beide Theile die Bevisum

eingelegt.

In der gegenwärtigen Instanz kommen noch folgende Posten des

Klageansprncbs in Betracht:

1) Der Erblasser hat der W. W. 'sehen Stiftung zur Unter-

stützung von Handwerkern und Gewerbetreibenden in B. 1500 Mark

vermacht. Von diesem Vermächtnisse ist gemäss der Position C e

des Erbscbaftssteuertarifs vom 30. Mai 1873 eine vierprocentige

Steuer mit 60 Mark gefordert und entrichtet, während Kläger das-

selbe nach Massgabe der Position 2 g. der »Befreiungenc dee ge^

dachten Tarifs fflr stenertrei erachten, da die gedachte Stiftung eine
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vom Staate aU Bokke anerkaoni milde Stiftoog aei. Beide Vorder-

richier haben sich der Auffamn^ der Kläger angeschlossen nnd da-

her den Beklagten sar Zarfickzahlnng dieser 60 Mark yernrthettt.

Die diese Bntscheidiing begrAndende Ansffthrang des Bemfongs-

richters liest eine RecbtsnorniTerletsiing nicht erkennen. |fteh 2 g.

der Befreinngen ist von der Erbschaftsstener bereits jeder AnlalU

der an die daselbst aiifg<;fahrten Anstalten oder »andere milde Stift-

nngen gelangt, welche vom Staate als solche ansdrficklicb oder dmeh
Verleihung der Rechte juristischer Persoiien anerkannt sind.« Es

handelt sich also um eine aiy)jpctive Befreiunj^, welche jedoch nor

den vom Staate in der gedachten Weise anerkannten Stiftunpen zu

statten konimen soll, damit einer unstatthaften Ausdehnung des Be-

griffs der milden Stiftung vorgebeugt werde (ver^^l. die Motive bei

Moyer-Gaupp^ Prenssische Stempelgesetzgebung 4. Aufl. S.903, 904).

Vorliegend steht fest, dass der fraglichen Stiftung, unter Ge-

nehmigong ihres Statuts , die Rechte einer juristischen Person yer>

liehen sind. Hierin allein liegt indess, wie das Beicbsgericht wieder-

holt ansgeeprochen hat (ürtheil des dritten Girilsenats Tom 22. No-

ember 1881, abgedruckt im Prenssiseben Jnstis-Ministerialblatt fon

1882, 8. 815, Ortbeil desselben Senats Yom 9. NoTember 1883, IIL

160/83, nnd Urtbetl des rierten Civilsenats vom 29. October 1888,

IV. 175/88), noch nicht die Anerkennung der Stiftung als einer

»milden Stiftung« im Sinne des Erbschaftssteuergesetzes. Das Gegen-

theil nimmt aber auch der Berufungsrichter nicht an. Vielmehr

folgert derselbe, aus dem speciell erörterten Inhalt des Statuts, dass

die Stiftung, welche die Unterstützung unverschuldet in Noth ge-

rathener, mitbin hüUabedärftiger Handwerker und Gewerbetreibender

durch Gewährung sinsenfreier Darlehne bezweckt, sich als milde

Stiftung im Sinne des Gesetzes darstellt, und er erachtet diesen

Charakter auch dadurch nicht fflr alterirt, dass die Bmpfftuger der

Darlehen sur Deckung von Ansingen sechs Pfennige fflr jeden ge-

liehenen Thaler sn entrichten haben, nnd dass der die Stiftung ?er-

waltende Magistrat von B. ermichtigt ist, sofern die Stiftung sn

Unterstlitsnngen nicht erschöpfend benutst werden sollte, an in augen-

Uicklieher Geldverlegenheit sich befindende Handwerker und Ge-

werbetreibende der genannten Stadt mit vier Procent verzinsliche

Darlehen zu geben. In diesen Erwägungen ist der Begriff der milden

Stiftungen nicht verkannt. Mit Recht findet das Berufungsgericht

deren unterscheidendes Merkmal in dem Zwecke der Unterstützung

hülfsbedürftiger Personen durch unentgeltliche Zuwendungen. Dass

diese Zuwendungen auch in nnentgelilicber Oeberlassung der
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Nntnii; eiti«r Saeke oder eiiiM Kapitell bestebeii Irönne, unterliegt

keinem gegründeten Bedenken und es ist nicht erforderlich, dass

die genutzte Sache oder das Kapital selbst dem Hülfsbedürftig^en

unentgeltlich beziehungsweise ohne die Verpflichtung zur Rückgabe

zu Eigenthum überlassen werde. Auch dadurch, dass von den Dar-

lehnsempfilngprn ein bestimmter Reitrag zur Deckung der Ver-

waltunsrskostf'n zu entrichten ist, wird zwar das Mass der Mildthätig*

keit , im Verbältnin za einer völlig unentgeltlichen Zuwendung der

Kapitelraotzimgen, Terringert, der Charakter der Mildih&tigkeit aber

nicht aoBgeaehloflsen , da jener Beitrag naeh der antreffenden Ad-

nabme des Bemfnngariehters in den regelmässigen Fitten in Hohe
des Ablieben Zinsfnsses bei Weitem nieht erriebtet, mitbin als voUer

£ntgeld Ar den Gebranch des Kapitels nicht ansnseben ist. Bndlieh

ist es mit dem Begriff der milden Stiftung nicht nnrertrd glich, dass

nach der Anordnung des Stifters die Fonds derselben, soweit sich

zeitweise deren Verwendung zu dem eigentlichen Zwecke der ünter-

stötzung nothleidender Personen nicht ermöglichen lässt, einstweilen

anderweit nutzbar angelegt werden sollen, da hierdurch offenbar

jener Zweck nicht aufgehoben , sondern höchstens ein zweiter

eventueller Zweck gesetzt ist. Der Charakter der Stiftung kann

aber nnr nach ihrem Hauptzweck bestimmt werden.

Die AnfMellnng des Beklagten , dass als milde Stiftengen nnr

solche aninsehen seien, welche die Unterstftttnng von Perseoen he*

sweckten, die im Sinne des Reichsgeeetses rem 6. Jnni 1870 hfilfis-

bedflrftig wftren, findet in dem Brbsehaftsstenergesetse vom 80. Mai

1873 keine Stfltm. Dieses Qesete enthalt keine Vorschrift, welche

erkennen liesse, dass er den geroehirechtlichen Begriff der milden

Stiftung, welcher auch ffir das preussische Recht zutrifft, in der er-

wähnten Weise habe einschränken wollen (vergl. das citirte ürtheil

des Reichsgerichts' vom 29.*October 1888). — War aber hi<»rnach

die fragliche Stiftung nach ihren Statuten als eine milde Stiftung

anzusehen, so durfte der Berufungsrichter ohne Rechtsirrthum in

der Verleihung der Rpchte einer juristischen Person auf Grund des

rorgelegten und genehmigten Statuts die stillschweigende Anerken-

nung jenes Charaktprs der Stiftung finden (rergl. die oben citirten

Urthetle des Reichsgerichte) nnd die hiergegen rem Beklagten er-

hobene Bevisionsbeschwerde eraoheint nicht begründet

2) Der Erblasser hat femer seinem FOrater Bf., seinem Oirtner K.,

. seinem Inspecter V. ond seinem Hftlfskntscber S. je 150 Mark Ter>

macht» von welchen Vermächtnissen je 8 Procent Stener mit 12 Mk.

erfordert nnd gezahlt sind. Die
,
Kläger erachten anch ^toe ?er>
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mächtnisse für steuerfrei gemäss 2 d. der Befreiungen , wonach Än-

ftUe bis zuno Betrage von 900 Mark an Personen, welche dem Haus-

stande des Erblassers angehört, und in demselben in einem^Dienst-

verbältnisse gestanden haben, der Brbschaitssteuer nicht uoterliegeo.

Dsr BeklAgie hält diese Vorschrift Yorliegend nicht fär anwendbar,

weil, was nnstrsitig ist, die Vermichtnissnebmer in eigenen Wohn-

ungen besonders Hausstinde gefl&hrt baben, wenngleicb ibnenfbiem

Ton dem Brblasser bestimmte Qnantittten Ton ConsnmtibUien nnd

HeisnngsmateriaUen gewfthrt sind. Der erste Riebtsr ist bierin dem

Mlagten beigetreten nnd liat daber die Klage in Hdbe dieser

48 Mark abgewiesen. In der Bemfnngsinstanz maebten KIftger

wiederholt gelteud, dass die Legatare, welche im Dienste des Erb-

lassers gestanden, auf dessen Qutshofe gewohnt und ihre Wirthschatt

mit den ihnen vom Erblasser gelieferten Lebensmitteln geführt hätten,

als Uausofficianteu desselben anzusehen und demgemäss zu dessen

Hausstand zu rechnen seien. Der Berufungsrichter hat.angenommen,

dass nach dem bei der Auslegung des Gesetzes zu Grunde zu legen-

den Sprachgebrauche des gewöhnlichen Lebens die Zugehörigkeit zum

Hausstande einer Person weder dnrch die Theilnabme an deren Kost

noeii dnrch das Znsammenwobnen in demselben Hanse bedingt sei,

dass sieb rielmebr der Begriff des Hausstandes aif den Kreis der«

jenigen Bediensteten besebrftnke, welcbe in erster Reibe den per*

sOnliehen Bedflrfniflsen des Haosberm dienten und desbalb so ibm

in besonders naben Beziebnngen stftnden. Zu diesen Bediensteten

reebnet der Bemtnngsriehter den Gärtner und Kotseber, nicbt aber den

Inspector und Förster eines Gutsbesitzers, und er hat daher das erste

ürtheil nur in Höhe von 2i Mark zu Gunsten der Klägerin abgeändert.

Die Revision des Beklagten verlaugt die Wiederherstellung des

ersten ürtheils bezüglich dieser 24 Mark, während die Revision der

Klager die Verurtheilung des Beklagten zur Rückzahlung auch des

von dem V.'scben Vermächtniätte erhobenen Steuerbetrages von

12 Mark begehrt.

Bs ist bei diesem Punkte der Auffassung des Beklagten zuzu-

stimmen. Unter dem »Hausstande« kann, wie aneb der dritte Civil-

senat des Reicbsgericbts in dem Ortheil vom 19. Juni 1888 — III.

78/88 — angenommen bat, nicht fflglicb etwas anderes ?erstanden wer-

den als die bäuslicbe Qemeinscbaft Alle Bediensteten des Erblassers,

welcbe durcb diese mit ibm verbunden waren, sollen die fraglicbe Steuer-

befreiung geniessen, offenbar weil man das Band der biuslicben Oeroein-

sebaft als ein besonders enges autltisste, welche eine Begüustiguug der

so verbundenen Personen rechtfertige. In dieser Gemeinschaft stehen die-
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jenigen Bediensteten nicht, welche in abgesonderten Wohnangen

einen eigenen und selbstständigen Haushalt führen, mögen denselben

hierzu auch neben dem Geldlohn Naturalien vom Dienstherrn verab-

folgt werden. Auf die Art der Dienst»? kommt es nicht an, und die

in dieser Beziehung vom Berufungsrichter geroachte Unterscheidung

entbehrt der gesetzlichen Begründung. Ebensowenig kann der landes-

rechtliche Begriff des üausofficianten zur Interpretation der fraglichen

Taritbestimroung herangezogen werden , da man diese Bezeichnung

mit Rücksicht anf den erweiterten Geltungsbereich des Erbschafta-

tteaergei0lie8 anfgigeben naddarob dieAngabe dersaehKcben Eriteriea

ersetst hat (?gl. Motive bei Hayer-Oatipp a. a. 0. S. 899). Es kann da*

her unentschieden bleiben, ob die hier in Frage stehenden Be-

diensteten unter jenen , flbrigeos recht schwankenden Begriff (vergl.

SMähon^s Archiv Bd. 76. S. 260 ff.) su snbeamiren sein worden.

Keinesfalls gehörten dieselben nach den vorerwähnten unstreitigen

Tbatsachen zu dem Hausstande des Erblassers in dem dargelegten

Sinne und die ihnen ausgesetzten Vermächtuisse unterliegen daher

der vollen Erbschaftssteuer.

Hiernach war das Berufungsurtheil, soweit dadurch Beklagter

zur Zahlung von mehr als 60 Mark nebst Zinsen verurtheilt ist,

aufzuheben und Kläger noch mit diesem Mehrbeträge abzuweisen,

welcher sich jedoch bei gebotener Zugrnndelegung des ersten Ur-

theils auf nur 18 Mark berechnet. Im Uebrigen waren die beider-

seitigen Revisionen sarflcksuweisen. Bei der anf g. 88. Absats 1

CiT.-Pr.-Ordn. gegrflndeten Vertheiinng der Kosten war, neben der

Torscbrift des §. 92. Absatz 3 daselbst, die Verschiedenheit des

Streitobjeets in den einzelnen Instanzen in Betracht zn ziehen.

L 43U, Stenersacben 71, Bd. 4.

2. Erkenniniss des Reichsgerichts vom 8. Mai 1893,

(Preoss. JastizminiftterialUatt 1893 S. dU).

Znro Begriff der »Versorgnngsanstalt« nnd der »milden

Stiftnngc im Sinne des Erbschaftsstenergesetzes.

Erbschaftsstenertarif vom 80. Mai 1893 (Ges.-Samml. 8. 342)

Pos. 2 g.

ürtheil des Beichsgerichts vom 22. September 1890 (Jost.-

Minist.- Bl. von 1891 S. 24.

In Saclien des Königlich Preussischeu Steuerfiakns, Beklagten

und Bevisiousklägers,

wider

das Erziehungshaus fSr schwacbäinuige und blödsinnige Mädchen

»zum guten Hirten« in H., Kläger und Eevisiousbeklagten
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hat das Reichsgericht, Vierter Ci?ilsenat| auf die mündliche

Yerhaadlang vom 8. Mai 1893

für Recht erkannt.

Die Revision gegen das ürtheil des Zweiten Civilsenats des

Königlich Preussischt^n Oberlandesgerichts zu N. vom II. October

1892 wird zurückgewiesen ; die Kostea der BevisionsiiistaDZ wer-

deo dem Bevisiooskläger auferlegt.

VoD«Bechfc8wegen.

Thaßegitmd,

Von einem dem klagenden Erziehungshause zugewendeten Ver-

mächtniss von 300 Mark hat das Erbschaftssteueramt eine Erbschafts-

steuer von 12 Mk. beansprnclit. Nachdem dieser Betrag ara 20. Juni

1891 anter Vorbehalt gezahlt worden, wird derselbe im gegenwärti-

gen Rechtsstreit zurückgefordert. Mit seiner auf Verurtheiluog des

Beklagten zur Zahlung von 12 Mark nebst 5 Procent Ziosen seit

deDi SM). Jani 1891 gerichteten Klage ist der Klftger in drster In-'

stanz abgewiesen worden. Unter Abftndemng dieses Erkenntnisses

hat das Bemfnngsgericht durch das in der obigen Urtheilsformel

beieichnete Urtheil den Beklagten nach dem Klageantrage Temr-

theili Gegen dieses ürtheil bat der Bekkgte die Revision einge-

legt mit dem Antrage, das angefochtene Urtheil aufzubeben und auf

Znrfickweisung der Berufung des KIftgers zu erkennen. Der Kläger

hat die Zurückweisung der Revision beantragt. Die Verhandlung

?or dem Revisionsgericht hat auf Grund des in der Gerichtssitzung

Torgetragenen Thatbestandes der Vorerkenntnisse stattgefunden.

Der Beklagte leitet seinen Ansprach anf den erhobenen Stenern

betrag von 12 Mark ans der Voischrift zn C e. des Tarifs zum Erb-

scbaftsstenergesetz her, wonach mit vier vom Hundert des Betrags

alle Anfalle und Zuwendungen zu versteuern sind, welche ausschliess-

lich zu wohlthätigen, gemeinnutzigen und Unterrichtszwecken bestimmt

sind. Die gegen diesen Anspruch gerichtete Klage ist auf die Be-

stimmung zu 2 g. der in dem gedachten Tarif festgesetzten Be-

freiungen gestützt, wonach von der Erbschaftssteuer jeder Anfall

bereit ist, welcher gelangt an:

öfiTentliche Armen-, Kranken«, Arbeits-, Straf- und Besserungs-

aostalten« ferner Waisenbftnser^ ?om Staate genehmigte Hospi-

tller nnd andere Versorgnngsanstalten oder andere milde Stift-

nngen, welche Tom Staate ala solche aosdrilcklieh oder durch

Verleihung der Bechte juristischer Personen anerkannt sind.
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Das klagende Erziehungshaus nimmt diese Befreiung für sich

in Anspruch, weil es als Versorgungsanstalt und als milde Stiftung

im Sinne der eben erwähnten Bestimmung anzusehen sei. Das Be-

rufungsgericht ist dieser Aonabme beigetreten und dies erscheint

gerechtfertigt.

Obgleich die klagende Anstalt den Namen »Erziehungshausc

fährt, so ist dieselbe nach den auf die Bestimmongen des Statuts

der Anstalt gestfitzten Ansfübrungen des Berufungsurtheils dennoch

niebt als eine Brziehangsanstalt im gewöhnlichen Sinne des Wortes

nnsnseben. Das Bemfmigigericht macht in dieser Besiebnng geltend,

dass die Anstalt znr Anfhahme schwachsinniger und blödsinniger

Mftdchen, also geistig Kranker bestimmt sei, nnd dass ihre Aufgabe

darin bestehe, diese Krankheit soweit wie möglich sn beseitigen and

das Seelenleben des Zöglings bis sn einem bestimmten Grade zn

wecken und zu fördern. Hiezu gehöre aber, so wird ausgeführt,

eine mühevolle und lange Zeit ertordernde Arbeit, woraus folge, dass

die Zöglinge lange in der Anstalt behalten und unterhalten

merden müssen. Dass dem so sei, ergebe sich aus dem Jahresbe-

richte für 1890. Nach diesem hätten sich von den 37 Pfleglingen

15 während der Zeiträume von 6 bis an 22, 28 und 30 Jahren in

der Anstalt befunden.

üiernach erscheine die Thfttigkeit der klagenden Anstalt vor-

nehmlich als eine heilende und versorgende, weshalb sie als Ver-

sorgungsanstalt in betrachten sei.

Die gegen diese AusfAhrungen gerichteten Aagriffe der Be-

Vision sind verfehlt Dass es sich — wie die Befision bemerkt —
wesentlich um Heilung der Zöglinge handelt, scbliesst die auf die

Versorgung der Zöglinge gerichtete Thftttgkeit nicht aus und diese

ist von dem Berufungsgerichte rechtlich bedenkenfrei festgestellt.

Dass die Versorgungsanstalt eine öffenüicke sei, wird von dem Ge-

setz nicht erfordert.

Denn nach dem klaren Wortlaut desselben bezieht sich das

Wort »öffentliche« nur auf die unmittelbar darauf genannten

»Armen-, Kranken-, Arbeits-, Straf- und Besserungsanstalten, < nicht

aber auf die demnächst erwähnten » Waisenbänser, vom Staate ge*

nehmigten üospitäler und anderen Versorgungsanstalten oder anderen

milden Stiftungenc u. s. w. Als eine vom Staate genehmigte Ver-

sorgungsanstalt ist aber das klagende Erziehnngshaus nach den Fest-

stellungen des Berufungsgerichts unbedenklich anzusehen, da das*

selbe während eines langjährigen Zeitraums , innerhalb dessen ihm

am '22. Juli 1865 von dem Qrafen zu Stolberg-Wernigerode Cor-
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poraiion$)rechte ertheilt worden siod, auter deo Augea der staatlichen

Behörden bis jetzt bestanden bat.

Das Berufungsgericht hat ferner auch untersacht, ob das

klagende Erziehungshans als eine müde Stiftung zu betrachten ist

Hierbei geht das Gerieht, indem es sich der reichsgerichtlicheo

Rechtspreehang anaehliesei, hinBichtltch des Begrifb der milden

Stiftung xatraffend da?on ans, daw der Zweck derselben aof, sei ee

ollHftndige, sei es anch nur theilweiae Qnterstfitxnng hilfabedftrfkiger

Pereoaen gerichtet sein mosa. In dieser Hinsicht wird annAehst er«

mo^Qn, dasB die schwach- und blödsinnigen Kidehea, welche üi der

klagenden Anstalt zar Hebung und Förderung ihres Seelenlebens

Anfnahme finden, hülfsbedürftige Personen sind, und es wird sodann

auf Grund der Akten der gräflichen Kammer zu Wernigerode, der

Juliresberichte und des Statuts der klaffenden Anstalt festgestellt,

dass dieselbe auf christliche Mildthätigkeit und Barmherzi^^keit an-

gewiesen, dass sie begründet ist durch freiwillige Beiträge, Geschenke,

Legate und CoUecten, also durch unentgeltliche Zuwendungen, und

dass zu ihrer sweckmftssigen Fortführung ein auf gleiche Weise be-

schafftes und fernerhin so beschaffendes Vermögen gedient hat und *

in Znknnft wird dienen mfisssn. Das Bemfnngsgericht sieht anch

in Betracht, dass nach §. 14 des Statuta die Anfnahme gegen ein

von dem Ventande in ]edem einielaen Falle je nach den UmstAnden

an bestimmendes Pflegegeld stattfindet und nnr aosuhmsweiae die

ganz nnentgeldliche Anfnahme beschlessen werden kann.

Dessenungeachtet nimmt aber das Bemfungsgericht an, dass

der Zweck der klagenden Anstalt auf mindestens theilweise Unter- .

.Stützung hülfsbedürftiger Personen gericbtet ist, indem es insbe-

sondere aus dem Jahresberichte 1890 nachweist, dass das einge-

gangene Pflegegeld zur Pflege und zum Unterbalte der Pfleglinge

nicht ausreichen konnte, sondern eines Zuschusses bedurfte.

Die auf dieser Grundlage von dem Berufungsgericht gewonnene

Oeberzeugong, dass die klagende Anstalt für eine milde Stiftung zu

erachten sei , ist gerechtfertigt. Sie entspricht der in dem reichs-

gerichtlichen Ortheil vom 22. September 1890 (Jnst.-Minist.-Bl. 1891

S. 24) ausgesprochene Bechtsanschaunng, wonach das unterscheidende

Merkmal der milden Stiftung in dem Zwecke der Dnteratatsung

hfllfsbedfirftiger Personen durch unentgeltliche Zuwendungen besteht.

Der Begriff der unentgeltlichen Zuwendung ist aber nicht dadurch

ausgeschlossen, dass «n Theil des Unterhalts der hfllfsbedfirftigen

Personen ans ihren eigenen Mitteln, aus den von ihnen oder fftr sie

gt'/.dhlten Pflegegeldern bestritten wird.

Archiv für KircbearecbU LXXI, 8

Digitized by Google



114 Brk, d. deui9€h, ReUhsger. 8. Mai 1893: Begriff mild. Stiftung.

Da die Torinttaoilichoii FeatMlnngen biernaeh die Annahme
rechtfertigen, dass das klagfende Eniehnngshaoe eine rem Staate ge-

nehmigte Versorgungsanstalt ist, welche die Eigenschaft einer milden

Stiftung besitzt, so erweist sich der Anspruch des Erziehungshauses

auf Befreiung von der Erbschaftssteuer nach der bezüglichen Be-

stimmung zu 2 g. in dem Tarif des Erbschaftssteuergesetzes als be-

gründet, ohne dass es noch darauf ankommt, ob das Erziehungshaus

vom Staate als milde Stiftung ausdräcklich oder durch Verleihung

der Rechte einer juristischen Person anerkannt ist. Denn dieses Er-

forderniss ist in der in Bede stehenden Beetimmang des Tarifs nur

Ar die daeelhst erwähnten tanderen« milden Stiftungen, aieht aneh

(ttr die beeonders namhaft gemaehten milden Stiftungen, insbesondere

also aneh nicht für die Versorgnngianstalten anfgestellt (Ortheil

des Beiebsgerichts vom 22. Norember 1881 im Jnst-lfinist. Bl. ?od

1882 S. 815).

Im üebrigen ist aber aneh keine Bechtsnormverletzang in der

Annahme des Berufungsgerichts zu erblicken, dass das klagende ESr-

ziehungshaus , weil iiim von dem Grafen zu Stolberg- Wernigerode

kraft der demselben, an Stelle des Landesherrn, hierzu beiwohnenden

Befugniss Corporationsrechte ertheilt worden sind, im Sinne der hier

zar Anwendung kommenden gesetzlichen Bestimmung als eine milde

Stiftung anzusehen ist, welche vom Staate als solche durch Verieibmig

der Becbte einer juristischen Person anerkannt worden ist.

Aus diesen Gründen war die Revision zurückzuweisen. Die

Kosten des erfolgloe eingelegten Beehtsmittels falien naeh §. 92 der

Oirilproeessordnnng dem Bevisionsklftger znr Last

JnstiKministerinm I 3792. Stenerssehen 71 Band 4.
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XIIL

Dar Regulär* und der Ordenspriester als Hilfspriester an

einer Säcularpfarre.

ob Dr. Balikasar KaUner^ DommjfiMn m Sablnu]^

Das Erkenntniss des österreichischen V.-O.-H. vom 13. Januar

1887, Z. 23, nach welchem ein Kegularpriester, der als Hilfspriester

an einer Säcularpfarre dient, keinen Anspruch auf die gesetzmilssige

Congrua hat, ist im »Archive (Bd. 59. S. 117) bereits erwähnt

worden. Bei der Tragweite jedoch, welche diese Entscheidung für

viele Pfarrer, Gemeinden aod Klöster oothwendiger Weise hat and

bei den Missständen, welche sie zur Folge haben mun, dürfte es

nicht ohne Intereese sein, auf dieselbe zaracksakoromen« das Gebiet,

auf welchem sich der Streitfall bewegt, genauer an dnrchetreifiMi nnd

die Begrfindnngen m prüfen, um an sehen, ob sie auch stichhaltig

seien.

Das Erkenntniss lantet in seinen Entscheidungsgranden also:

Die Cnltosferwaltang hat die Einstellnng der Dotation für

einen Hilfspriester per 300 fl. in die Pfründenfassion der Pfarre

Dürmberg, desshalb nicht gestattet, weil der bei dieser Pfarre syste-

misirte Hilfspriesterposten zur Zeit nicht besetzt sei und der da-

selbst faktisch Hilfsdienste leistende Redemptoristenpriester nicht uls

Hilfspriester im Sinne des Gesetzes vom 19. April 1885 B, G.-BU

Nr. 47 angesehen werden könne.

Der Verwaltungsgeriohtshof hat sich von der gesetzUchea Be-

gründung der hiewider von dem Pfarrer in Durrnberg eingebrachten

Beschwerde and insbesondere der daselbst vertretenen Bebaoptnng:

dass dem erwähnten Redemptoristenpriester dieselbe Dotation wie

einem anderen in der Seelsorge verwendeten Hilfspriester gebfihre,

ans nachfolgenden Erwägungen nicht an aberaengen vermocht.

Dass das Gesetz vom 19. April 1885 anf Grund dessiin der

streitige Dolationsansprnch erhoben wird, nnr den in der Seelsorge

beschäftigten 5äcu/arklerus im Auge hat, ist zwar in dem Gesetze

nicht ganz ausdrücklich festgesetzt, erhellt aber, wie schon aus der

ganzen Anlage des Gesetzes, so insbesondere auch aus der Bestim-

mung des §. 8., Absatz l desselben, wonach die Bestimmungen des

Gesetzes anf Seelsorgestationen, welche einer regulären Communität
8*
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einverleibt sind, keine Anwendung finden. Aus dieser Bestimmung

muss abgeleitet werden, dass das Gesetz seine Fürsorge überhaupt

aut den Säcularklerus beschränken wollte, also nicht nur die den

Stationen des Regularklerus vollkommen einverleibten Pfarren, son-

dern auch die aasserhalb einer Regularpfarre im Seelsorgedienste

Verwendeten einzelnen Eegalargeistlichen auszaschliessen gedachte,

da thatsftchlich kein Grand denkbar wäre, ans welchem das Gesetz

nur die erste und nicht auch die zweite Conseqüenz acceptirt haben

sollte. Dazu kommt, dass das Gesetz Tora 19. April 1885 nur eine

AnfbeBseraDg der bis dabin der Seeleorgegeiatllcblnit tm dem Beü-
gioosfonde sngeweodeten Dotationen bezweckte nnd daes auch frflber

die Begnlargeiitliehkeit von dem Ansprache anf eine solche Dotation,

die coagroa ansgesehlossen war. Wo der Religionsfond dner rega*

Ubren Edrperschaft eine Dotation zuwendete, geschah dies, wie ja

anch im Wesen solcher Körperschaften begründet ist, stets nnr m
Gunsten eines Einzelnen, und nie aus dem Titel einer congrua (das

ist eines vom Staate respoctive Religionsfonde dem einzelnen Geist-

lichen garantirten Minimal-Einkornmens).

Selbst aber wenn dem Gesetze vom 19. April 1885 und ins-

besondere der Bestimmung des §. 8., Abs. 1, die erwähnte Trag-

weite nicht zuerkannt werden könnte, würde die angefochtene £nt-

Scheidung doch schon aus dem Qmnde gerechtfertigt erscheinen,

weil der bei der Pfarre Dfirrnberg verwendete Redemptoristenprieater

nicht als ein bei derselben angestellter Hifspriester angesehen werden

knin. Denn die genannte PCirre ist eine Sicnlarpfarre, was kirchen*

gesetzlich znr Folge hat, dass an ihr nnr Glieder des Sftcnlarklenis

angestellt sein kdnnen. Kar solche bei einer Pfkrre zur Anshilfe

des Pfhrrecs in der Seelsorge angestellte Geistliche (Kapläne oder

Gooperatoren) hat aber das Gesetz vom 19. April 1886 im Auge,

da es im §. 1. seine Festsetzungen ausdrücklich auf selbstständige

katholische Seelsorger und die systemisirteu Hilfspriester derselben

also auf solche Hilfspriester beschränkt, die auf Posten angestellt

sind, welche nach der staatlich anerkannten Didcesanverfassung bei

einer Pfarre ständig besetzt sein sollen. In diesem Sinne aber kann

ein zu dem Regularklerus zählender Geistlicher niemals einer Pfarre

adjungirt sein, da derselbe unbedingte, allen anderen vorgehende

Pflichten gegen seine Genossenschaft hat, welche ihm kirchenrecbt-

lich nicht gestatten, ebenso unbedingte Pflichten hinsichtlich einer

Pfimneelsorge zu übernehmen. Demnach können solche Regulären,

wenn sie sich anch zeitweilig foUstftndig dem AnshUfedienste in

eiiür Seelsorge widmen, doch begrifflich daselbst immer nnr ?or-
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übergehende, concrete Dienste leisten, nicht ihre ganze Persönlich-

keit diesem kirchlichen Amte widmen, wie dios allerdings die cano- »

aiscbe Verpflichtung der Pfarrcapläne ist.

Uebrigens erhellt die Dostichbaltigkeit der Bescbweide auch

ooeh aus folgender Erwägnog:

Die in dem Gesetie om 19. April 1885 den eystemiairton

Hilispriestem des Seelsorgeklems gewfthrte Dotatiott stellt dcli naeh

dem bisherigen Pforrdotationssysteme eigentüob als eine BrhOhnng

des ans dem Beligionsfonde allen Klerikern, die anf einen andern

Titel nicht geweiht werden konnten, gewihrten sogenannten Tisch-

titels dar. Da nämlich ein Pfarrkaplan wohl ein Officinm, regel-

mässig aber kein Beiieticium hat, so war mit der Ernennung auf

eine Kaplanstelle die bei der Ordination eines solchen Klerikers vom

Keligionsfonde übernommene Verpflichtung, für den Unterhalt, des

Ordinaten subsidiär Sorge tragen zu wollen, nicht behoben, der Ke-

ligionsfond niusste daher diesen Klerikern während ihrer Funktion

anf Kaplansposten, da sie damit noch keiu Beoeficium erlangt hatten,

den Tisehtitel zukommen lassen, ebenso wie derselbe Deficienten-

priestem, welche ein Beneficium nicht mehr iune haben, gewährt

werden mnss. In der That bezifferte sich die frflbere Dotation der

Kaplftne, ebenso wie die der Defioientenprieeter genan mit dem Be>

trage des Tischtitels (regelmteig 210 fl.) nnd das Gesetz vom
19. April 1885 qnalifizirt sich, da das kiroheniecbtliche Vorhiltniss

der Kapläne sich damit nicht geändert hat nnd das Geseti seihst

Nichts als eine Erhöhung der bisherigen Gebfihr bezweckt, nnr als

eine zeitliche, nämlich ;iut die Daner der Verwendung im Seelsorge-

dienste gewährte Erhöhung' des Tischtitels. Auf einen Tischtitel

haben die einer kirchlichen Genossenschaft angehörenden Kleriker

niemals Anspruch, da nach kirchenrechtlicher Vorstellung für ihren

Unterhalt unter allen Umständen durch die Zu<(ehörigkeit zu der

kirchlichen Genossenschaft gesorgt ist und sie daher stets ohne jeden

anderen Ordinationstitel geweiht werden können. Mit Bäcksieht anf

die kirchliche Sitte, bei jeder Ordination den Titel dersriben in vei^

kündigen, hat sich hierans die Vorstellnng eines sogenannten titnlns

panpertatis oder proihssionis religiosae gebildet, welcher anch wohl

als der Ordinationstitel der Begnlaren bezeichnet wird. Hierans er-

hellt also, dass em einer religiösen Genossenschaft angehörender

Kleriker nnd der hier in Frage stehende Bedemptoristenpriester schon

desshalb anf eine Dotation nach dem Gesetze vom 19. April 1885

nicht Anspruch erheben kann , weil bei ihm die Grundlage der in

diesem Gesetze nur höher ausgemesseueu Dotationsverpflichtung des
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BeligioBfiMideB, oimHoh der ?oo deoMelbeD allen Klerikern ohne an-

deren Ordinationstitel (also aneh ohne den titalas paapertitkis) ge-

wahrte Tischtitel nicht in Frage kommen kann.

Soweit die Entaeheidung des V.-O.-H. Um nnn dieselhe einer

genaueren Beartheilung ond Prflfong imtersiehen sn können , wird

vorerst zu untersuchen sein, was denn das Gesetz vom 19. April

1885 K. G. B. Nr. 47 {= C.-G.) sich unter jenen »systeraisirten

Hilfspriestern € vorstellt, welche den »seihstäudigen Seelsorgern«

analog zur Seite gestellt werden ? Individuell angesehen kann man
sich nämlich sehr wohl einen »selbständigen Seelsorger« A. , aber

nicht den »System isirten Hiltspriestert B. denken ; der Pfarrer Maier

kann gewiss selbständig, aber sein Hilfspriester Haber nicht

systemisirt sein. »Systemisirt« ist nicht ein Attribut für eine Per-

son, sondern fdr die Stelle, den Posten , welchen diese Person ein-

nimmt; da jedoch dieses Attribut analog mit »selbst&ndigc gebrancht

wird, so mass, weil das amgekehrte nicht möglich ist, das »selbstftn-

dig€ im Sinne des »systemisirtc erklftrt werden und der Sinn des

§. 1. dea G.-0. kann nnr sein: »Den Inhabern sslbstftndiger katho-

lischer Seelsorgen and systemisirter Hilfspriesterstellen wird« n. s w.

Das Einkommen also, welches hier in Frage kommt, ist nicht einem

Säcular- oder Regularpriester, sondern direct dem »Amte,« und erst

indirect dem Inhaber desselben , dem Hilfspriester zugesprochen.

Jeder Person, welche fähig ist, dieses »Amt« zu bekleiden und das-

selbe rechtmässig erlangt hat, gebäbrt aacb von rechtswegen dieser

9Arot8«gehalt.

Die Richtigkeit dieser Interpretation tritt besonders klar her-

vor, wenn man §. 1. des C.-G. mit dessen g. 8. vergleicht. Der-

selbe sagt: »Auf SeelsorgoAto^ioiien , welche einer regulären Com-

monitftt einverleibt smd, finden die Bestimmungen dieses Geseties

keine Anwendong.«

»Dasselbe gilt von den einer weltgeistlichen Körperschaft ein-

verleibten SeelsorgesiolMNiaii, so lange die Körperschaft hinreichende

Mittel besitst, am flir das standesgemasse Miaimaleinkonunen der

mit der Seelsorge betrauten Geistlichen aus Eigenem zu sorgen ^).€

^ 'I -

1) Der Ghrnnd, warum eiu weltgeistlicher Cooperator aus dem Religions*

fonde efaie Congroaflfgiiisiiiig erhält, wenn er an einer ineorporirten Pfhiie eiaee

leittongsonfUilgeii waltgeUUiehin Stiftes dient, aber keine, wenn er an einet

ineorporirten Pfime dnee armen Kloetere angestellt ift, wird schwer sn ihiden

sein, eine Minimalcongma ist ja mm Leben in beiden Fällen n5thig. Es liegt

aber hier ein klarer Beweis Tor, dass das G.-0. direct nicht die Anfbesieruig

des Si6«larl(/en«e, eondeni der SionUrja/arrefi iatendirte.
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Bei Anwendung dieser Gesetzesateile fibersieht nun der V.-G.-H.,

dass dieselbe zunächst nicht von den Seelsorgern, sondern von »Seel-

sorgesto/ioncn« redet. Logisch muss daher seine Schlussfolgerung also

lauten: »Aus dieser Bestimmung muss abgeleitet werden, dass das

Gesetz seine Fürsorge überhaupt auf die Säcidarseelsorgestationen

beschränken wollte, also nicht nur die den Stationen des Regulär-

klenis einverleibten Pfarren, sondern auch die ausserhalb einer

Säctdarpitm im Seelsorgedienste verwendeten einzelnen Säctdar-

geiatlichen anssuschliessen gedachte, da tbatsftehlioh kein Qrund

denkbar wtbr«, ans welcbem das Gesets nar die ersle und nicht auch

die iweite Oonseqnens aeoeptirt haben aolltet d. b. kdn Onmd denk-

bar wftre, dass, wenn der Sftcnlargeisfliehe an der Begnlarpfaire wie

ein Begularprieeter bebandelt wird, dann nicht anob der Bognlar^

priester an der Sftcnlarpfiirre wie ein Sftcalarprieeter behandelt werdet

Diese Folgerung mnss doch anch der ?.«G.-H. einigermassen em-

pfunden haben, somit hätte er nicht entgegen dem Wortlaute des

C.-G. das Wort »vollkommen« dem Attribut! vsubjecte »einverleibten

Pfarren« vorgesetzt. »Vollkommen einverleibt« kann hier ja nur

lieissen : utroque iure incorporirt, wovon leider 1. c. das C.-G. nichts

weiss. Dieses Gesetz hat freilich die Tenteuz, den Säcularklerus

aufzubessern, gebraucht aber als Mittel hiezu die Aufbesserung der

Säcularseelsorgestellea und schliesst deshalb, wie es auch billig ist,

den Kegularpriester dann nicht aus, wenn er den Sftcnlarpriester er-

setzt. Hätte das C.-6. direet die Weitpriester besser stellen wollen,

und nicht die Sftcolarseelsorgestellen, so bfttte es ja jene Weltpriester,

welche an qnoad temporalia tantnm einem KloBter einrerleibten

Pfarren .dienen, Ton seinen Wobltbaten nicht ansgeachleesen!

Offenbar also redet das C.-G. ?on dreierlei HilftpriestersMeii:

von jenen an gewöhnlichen Sicnlarpflurren, dann von jenen an Pfar^

ren, welche weltgeistlichen Körperschaften incorporirt sind, nnd end-

lich von den Hilfspriesterstellen an Pfarren, welche regulären Com-

raunitäten einverleibt sind; von der Besetzung dieser Stellen ^ von

der Tauglichkeit der Priester für dieselben aber redet hier dieses

Ge^efB direet nichts hievon zu reden haäe es weder eine Veran"

lassung, noch welliger eine Pflicht, weil es direct nur von den

»Aemtern,« nicht aber Amtspersonen handelt.

Indessen, ehedem wir von der Besetzung dieser Stellen reden,

müssen wir den Charakter derselben um so mehr prüfen, als sowohl

das C.-Q. selbst als anch der V.-G.-H. von denselben eine ganz

schiefe Vorstellnng zn haben scheinen. Das C.-G. betrachtet eine

Hillbpriesterstelle als ein Amt, da es im g. 1. anch Hilfepriestem
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gagenflber fon »mit dem geirtlicheo Amte verbondeneo Beiflgen«

spricht; der V.-G.-H. nennt sie »Officiumc and die Ministeritlverord-

nnng vom 20. Janoar 1890 redet ebenfalls ?on »geistlichen Aemtsrnc

im Sinne des §. 3 des C.-6. nnd ordnet ein Formulare an betref-

fend das »EinbekenntnisB Aber die mit dem Amte des Hilfspriesters . .«

verbundenen Bezüge. Diese Anschauung, dass eine Hilfspriesterstelle

ein Amt sei, ist älter wie das C.-G., sie liegt bereits dem Entwürfe

zum Gesetz vom 7. Mai 1874 K.-G.-B. Nr. 50 zugrunde. Allein

gerade der Wortlaut dieses Gesetzes (§. 2. al. 5) beweist vollkoinm>*?i

klar, dass nach österreichischem Staats-Kirchenrechte eine Cooperatur

kein Amt ist. Wäre dem nicht so, so müsste man dieses Alinea,

weiches dem Entwürfe fehlte, als Nonsens bezeichnen, und die §§. 6

und 7 obigen Maigesetzes mussten infolge des C.-G. Consequenzen

haben, auf welche der Episeopat niemals eingehen wurde. Ist nach

dem Definitivnm des Oes. ?om 7. Mai eine HiUspriestersteile kein

Amt, so kann das Provisorium dee G.-€r. schwerlich etwas ftndern.

AnsdrOcUicb sagt dann auch der y.-G.-H., dass das C.-Q. »das

kirchenrechtliche Verhftitniss der Kapläne nicht ge&ndert hat« nnd

»nor eine Erhöhung der bisherigen Qebfihr besweckt.« Obiger Wi-

dersprach in der staatskirchenrechtlichen Gesetigebnug Oesterrdchs

ist zwar nichts erbauliches aber etwas erklärliches; kirchliche Ge-

setze, welche von aussen der Kirche gegeben werden, nicht aber von

der kirchlicbeo Autorität kommen, pflegen ja au diesem Naturfehler

zu leiden.

Noch viel weniger wie nach dem Staatskirchenrechte ist eine

Hilfspriesterstelle nach dem canonischen Rechte ein Amt, ein »Of-

ficium,c wofür sie die Entscheidung des V.-G.-H. irrigerweise an-

sieht. Wenn kirchenrechtlich schon das Generaivicariat, bei dem
die Jurisdiction sensu strictissimo eine vicaria und genau umschno-

bene ist, kein Amt ist, wie viel weniger dann eine Cooperatnr, wo
nur eine inrisdictio delegata nnd diese selten in nniversitatem can-

sarnm vorhanden ist; davon gar nicht zu reden, dass bei absolnter

Amovibilität jene StaAilitftt nicht vorhanden ist, welche bei Aemtern

vorxokoounen pflegt. Schon der Umstand, dass nach tridentinischem

Rechte noch der Ptoer den Hilfspriester bestellte, weist daran! hin,

dass kein »offidomc vorliegt, da die Pfarrer nnr ein inrisdictio fori

interni besitzen. Wie das Tridentinum Ss. XXIV c. 4 die Anstel-

lung eines Predigers als >muDus,c nicht aber als »officiumc ^be-

zeichnet, so muss auch die Hilfspriesterstelle als »Stellung,c nicht

als >Arat,< als munus,« nicht als »ofücium« bezeichnet werden; sie

ist im Sinne des Tridentiaums Se. XXI c 4 einlach »munus,« eine
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»Hilfeleistaogc i) bei einem Amte, bei einem Tr&ger von Amtsge-

walt (potestas ordinaria), bei einem Pfarrer. »Die Hilfsgeistlichen

sind keine Amtspersonenc schreibt deshalb R. v. Scherer (K.-U.

I. 650).

Dieser Standpunkt deä canonischen Hechtes ist nicht immer

beobachtet und in's Auge gefasst worden, daher die allseitige dies-

bezügliche Unsicherheit in den staatskirchlichen Gesetzen und Ver-

Ordnungen. — Während z. B. das Tridentinnm Ss. XXI c. 6 gans

eotsprechend dem Charakter dieeer Stellang für die »viearii sive

ooadintores . . pariem fraetaam pro suffidenti vieto,c and zwar in

eiaem f<m Bisehofe zq bestimmenden Ausmasse (congroa portio as-

signanda Trid. S. II c. 2, S. VII. c. 5) feststellt and dieselbe keines-

wegs als »titalas mensaec gelten Iftsst, ist <faa Staatskirekeniiecht bei

meinem anklaren Begriffe des Hilfspriesterwesens diesbeaAglich za den

ferschiedensten Anschauungen gekommen. Das Deeret der o. e. Reg.

V. 11. Dec. 1807 redet von einer > Besoldung« ; das H. k. Dee. vom

7. Aug. 1828 von der >Congrua«; das vorliegende Judicat des

V.-G.-H. von einem »erhöhten Tischtitel,« einer »Gebühr«; gewöhn-

lich jedoch kommt der Ausdruck »Gehalt« vor, im C.-G. und der

Verordn. vom 20. Januar 1890 »Amtsgehalt.« Wie wenig aber da-

bei an einen eigentlichen Gehalt gedacht wurde, zeigt schon das

H. Dec. vom 17. März 1791: »Den Caplänen und Vicarien, welche

ihren Unterhalt (!) aus dem Religionsfoude beziehen, wird ihr Ge-

halt nicht mehr auf die Hand gegeben, sondern den Pfarrern, denen

sie Hilfe leisten,« and das Gubernialdecret dd. Innsbruck 12. Juli

1702, wonach »der den Hilfopriestern bestimmte Beligionsfondsbei-

trag nicht so nel für einen dem Hilfspriester seihst (!) zugemes-

sener eigenthftmlicher Gehalt, sondern fielmehr fftr eine eigentlich

nur der Curatie, um einen zweiten Priester damit erhalten zu kön-

nen, zugedachte »Hilfe« ist«

Da indessen der Religionsfondsbeitrag fQr »Ordensgeistliche,

welche büi einer Säcularpfrüude Aushilfe leisten,« im H. Dec. vom

31. Dec. 1802 als »Remuneration« bezeichnet wird, so frägt es sich,

ob zwischen derselben und obigem »Gehalte« ein rechtlicher Unter-

schied vorhanden war oder nicht? Ein solcher könnte zunächst da-

her kommen, dass Ordenspriester die Stelle eines Hilfspriesters nicht

definitiv, sondern nur provisorisch bekleiden, dass dieselben nicht Hiifs-

priester, sondern nur Aushilfspriester sind. Indessen nur eine ver-

kehrte Auffassang des Wesens der Hilfsseelsorge kann obige Unter-

schiede statuiren, da bei Hili^geistlichen absolute Amofibilit&t vor-

1) 8o das G«8. vom 7. Mai 1874 R.-G.-B. Nr. 50.
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banden and diese Venebbarkeit so gross ist, dass zwar ein Bene-

ficiai, der die Gooperaterstelle versiebt, niebt ad Übidum transferirt

werden kann, ganz gut aber ein Cooperaior, der ein Beneficiom in

ersterer Eigenschaft inne hat; es ist also nie eine »feste dauernde

Anstellung« vorhanden. (Hinschius, K.-lt. II. 321). Wie soll nun

da ein Unterschied zwischen de6nitiver und provisorischer Verleihung

stattfinden? Die Regierun^^ selbst gestattet ferner, dass statt der

Pensionirung eines Pfarrers demselben ein »Personalhilfspriester« zur

Seite gestellt wird, welcher aus dem Religionsfonde besoldet, also

vom Staate anerkannt wird
, »sjstemisirt« — sicher aber weder

»provisoriscbc noch »definitive angestellt ist. Es kommen sodann

Fälle vor, wo ein Weltpriester auf eine systemisirte Hilfspriester-

steile nur Iflr eine beetimmte Zeit, z. B. nnr fttr den Winter, die

Saison, anf fünf Wocben n. s. w. beordnet wird. Derselbe beriebt

aber ancb in dieser Eigensehaft seine Oongrua nnd zwar ganz mit

Recbt, denn bei einer absolnt amoviblen Stellnng mnss es rechtlich

gleichgiltig sein, ob deren Inhaber a priori oder ez poet seine

Amotion erfthrt. Oder sollte ein solcher nur anshilfsweise, nur fftr

eine] fixe Zeit angestellte Priester etwa hiermit seine Dienstzeit unter-

brechen und infolgedessen an seiner Pension verkürzt werden ? Das

C.-G. und die Verordnung vom 20. Januar 1890 machen daher auch

zwischen Hilfspriester und Aushilfspriester keinen Unterschied , sie

kennen bei derselben keine definitive und keine provisorische An-

stellung, sie reden von einem Pfarrprovisor, nicht aber von einem

Cooperaturprovisor. Sollte also je zwischen dem Aushilfspriester und

Hilfopriester ein rechtlicher Unterschied gewesen sein, seit dem Be-

stand des Q.-G. ist derselbe sicher nicht mehr vorbanden und der

Umstand, dass ein Begnlarpriester an einer systraiisirten Hilfo-

priesteisteUe nnr »aushilft,« kann ihn des vollen Gehaltes so wenig

berauben, wie einen SSenlaraosbilfeprieeter.

Indessen der V.-Q.-H. behauptet meritorisch, dass der Re*

gnlarpriester niemals systemisirter Hilfiipriester sein kOnne, dass so-

mit der Bischof nicht das Recht habe, denselben mit diesem »Amte«

zu betrauen. Es ist daher zu untersuchen , wie es in dieser Be-

ziehung sowohl nach dem canouischeu als nach dem Staatskircheu-

rechte stehe.

Im Freiburger Kircheulexicon (V. 2091) schreibt der im vor-

liegenden Falle sicher sehr competente Koher ad vocem Hilfspriester

:

»Seit dem 13. Jahrhunderte wurden häufig die Ordensgeistlichen

hierzu verwendet. Die Pfarrer erbaten sich von einem benachbarten

Kloster za Anshilfe ein oder mehrere Manche, und entlieseen sie
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wieder, wenn sie ihrer nicht mehr bedurften. Hieraus entwickelte

sich oft ein stehendes Verhältniss; vielfach hatten die Pfarrer,

welche Aushilfe für bestimmte Tage oder Zeiten des Jahres nöthig,

and die Klöster sandten ihre Regularen auf diese Termine von sich

aas, ohne jedesmal eine Anfrage oder Bitte abzuwarten. Aus der

regelmässigen Wiederkehr dieser freiwillig geleisteten Aasbilfe ent-

standen allioftlig die sogen, stationes regalariam .... Aber neben

den Regularen und schon früher als sie wurden aoeh Weltgeistliche

als Gehilfen in der Seelsorge ?erweiidet< Sie bieswn: »capellani,

ooopemtores, coadiatores, vicarii, presbyteri aiixiliars6.c Qans die-

selbe Ansicht wie hier findet sieh auch in Sd^s Klrebenrecbt

(III 453).

So sehr aneb das Tridentinam die Seelsorgsrecbte der Orden

eingeengt hat, so hat es doch die oben geschilderte Entwickelnng

nicht onterbrocben , sondern diesbezüglich die Sache beim alten ge-

lassen. Es verpflichtet die Pfarrer grosser, volkreicher Parochien

»sibi tot ad hoc munus sacerdotes adiungere, quot sufticiant ad sa-

cramenta exhibenda et cultum divinum celebrandum.c Ganz speciell

aber wird die Predigt eingeschärft, (V. 2) welche die Seelsorger

»per se vel per alios idoneosc zu halten haben; in der 24. Sitzung

kommt das Concil auf dieselbe abermals n sprechen und bestimmt

4 , dass das Wort Gottes in der ganzen Diöcese an Soon- and

Feiertagen, im Ad?ent und in der Fastenseit »et alias,« wenn es ge-

schehen kann, verkflndet werde »per parocbos fsl alios.« Dann heisst

68 weiter: »Nnllns antem saeenlaris sife regnlaris, $Uam in eoelesiis

snoram oidinnm, contradioente episcopo praedieare prassnmat.«

Wird nun wohl ein Pfarrer aof seine Kosten »ad exhibenda saera-

menta et caltnra divinnm celebrandum« fBr das ganze Jabr sich einen

Saeenlaris, ffir die Predigten des ganzen Jahres aber einen Regnlaris

— ein solcher war ja nach letzterer Stelle auch an Säcularkirchen

zulässig — bestellt haben ? oder gedachte das Concil , welches ein-

fachhin von tsacerdotesc und »praedicatores« redet ohne Regulär

oder Säcular zu unterscheiden, etwa eine solche eventuelle Doppel-

last den >Rectore8 ecclesiarura« aufzulegen ? oder aus welchem

Grunde sollte die Synode einen Ordenspriester, den sie als fähig er-

klärt zu predigen, nicht fär babil halten auch anderweitig

seelsorglich thätig zu ssin, da das vierte Concil im Lateran Ton den

Qebilfen der Bischöfen sagt »qnos poasint habere cooperatom non

solnm in prasdicalionis officio, verum etiam in andlendis confes-

sionibas . . sc cetsris, qnae ad salntem pertinent animamm.« C. 15

X I. 31.
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Dieser dem alten Rechte eotepreohende Standpunkt des Tri-

dentinnm ist aneh in der nachtridentinlschen Zeit festgehalten. In-

nocenz XIIL kennt flkr die Ffthigkeit, eine HiUspriesterstelle za Ter-

sehen, keine weiteren Bedingungen, sondern bleiht bei dem »idenens«

des Tridentinura stehen, wenn er in der Constitution »ApostoUci nai-

nisterii« vom 23. Mai 1723 sagt, es genüge nicht, »quod sacerdotes

ad confessiones audiendas antea fuerint approhati , nisi aliis etiam

qualitatibus, ad curam animanmi recte exercendam opportunis prae-

ditio noscuntur.« Dass aber Urdenspriester diese Qualitäten — selb«!

für das pfarrliche Amt — besitzen Icönnen, geht aus ihrer Thätig-

keit an incorporirten Pfarren klar und deutlich hervor. Daher ver-

bietet die Synodus Atrobatensis vom J. 1570 den Pfarrern, welche

ja früher berechtigt waren, sieh die Hilfspriesier selbst anzustellen,

nicht »adhibere sibi religioaos,c sondern nur »religioeoe literis sno-

mm Maiomm minime mnnitos« also hergelanfene Mönche, nnd ohne

zwischen Welt- nnd Ordenspriestem im geringsten zu nnterscheiden,

heischt die S. C. C. 2. Ang. 1721 für nnsom Fall nnr: »Sacerdotem

ab episcopo adprobandnm.« Von diesem Standpunkte ans sehreibt

Engd in tit. S7 de capell. monaeh : gerade (Ar die HilfsseeUorge

vollkommen zutreffend: tSane si cura fori externi multas curas et

distractioues a vita religiosa haherus annexas, potest conimitti reli-

giosis, vix apparet, cur non etiam, imo mtilto nuigis cura fori interni.

Experientia quoque coraprobat, a fidelibus laicis sacraraenta apud re-

ligiosos multo libentius frequentari.c

Die Hilfspriester werden aus dem Grunde häutig Oapläne ge-

nannt, weil die Stellung, welche sie einnehmen, mit einer »Capel-

laniat am meisten Aehnlichkeit )iat. Freilich die proventns einer

Gapellania stehen der Praebenda und dem Beneficium näher, als di»

eongma ritae snstentatio des Gooperator ihnen gleichen. Aber trotz

dieses letzteren Umstandes, weteher einem Mönche die üebemahme
einer Caplanei erschwert, entschied die S. C. C. .27. Nov. 16M,
11. Juni 1695, 1. Dec 1696: »Si capellania habet solnm noStmam

UgaU pU cum onere missamm eins incapaces non esse religkMos . .

.

etiam In eeelesiis saeeularibns.c

Bei diesem canonistischen Standpunkte darf es dann auch nicht

Wunder nehmen, dass seit Jahrhunderten Ordenspriester oft Monate

und Jahre hindurch Hilfspriesterstellen versehen und hiebei ganz

dieselben Rechte und Pflichten wie VVeltpriester übernommen haben.

So sehr war dies der Fall, dass man geradezu von einer Consuotudo

reden könnte, wenn zur Begründung der Rechtlichkeit dieser Kr-

scheinung eine solche mässte angemfen werden. Die Argumentation

Digitized by



Der IUgularprie$ter äU. BÜftpriesUr am Huer Pfarre. I2b

des V.-ü.-H. >Denn die Pfarre D. ist eine Säcularpfarre, was kirclien-

geaetzlich zu Folge bat, daas aa ihr nur Glieder des Säcularklerus

angestellt sein können« — ist somit hinfUUig und beruht auf einer

unrichtigen Anschauung des Wesens der HUfoaeelsorge.

Die Gründe, warum die Beeeteung von Hilfiq^rieetenrtellen

mit Begttlaien kirebenreehtlich mAgfich ist, liegen offen zu Tage.

Die Stellung, welche hier in Fhige l^ommt, ist ja keine Pfirflnde,

keine Prftbende und auch kein Amt (officinm), sondern nur eine

Hilfeleistung stftndiger Natur (munus), die Ausflbung ehier iurisdictio

delegata in feto interne, eine allgemeine, nicht Amtliche Entfaltung

priesterlicher TbAtigkeiten. Diesen succursoriscben Charakter hebt

auch Ihlfert (»Hechte und Pflichten der Pfarrer«) hervor, wenn er

S. 115 §. 43. schreibt: »Die unterste Anstellung im Kirchendienste ist

die aushalfsweise , welche Capelläne, Cooperatoren und Hülfspriester

leisten.« Nicht der finanzielle, sondern der rein pastorale Standpunkt,

die seelsorgliche Nothwendigkeit wird hier vom Tridentinom her?or-

gehohen, nicht die Hüfepriesterstellen , sondern die Beneficien sind

nach demselben incorporationsfäbig; bei herrschender Notb an Sft-

ciilarprieetern aus finanziellen Gründen den Begularpriestern die

hiUkpriesfcerliche Thftfcigkeit su entziehen und die Seelen darben zu

lassen, musste der WArde des Condls ferne liegen; Bei PfMnden

bietet die Incorporation ein Mittel, Regolarprieetern die pfanftmt-

liche Thfttigkeit zu ermöglichen; wenn aber Hilfqiriesterstellen zu

ersehen den Regularen verboten sein soll, welches Mittel gibt es

dann, am dieselben den Regularen zugänglich zu machen? Soll der

Hilfsleistung wegen gleich die ganze Pfarrei incorporirt werden?

Gewiss so wenig die Incorporation das Normale in einer Diöcese ist,

so wenig ist auch die Besetzung' der Hilfspriesterstellen mit Re-

guhiren das Normale — aber die kirchenrechtliche Möglichkeit einer

solchen Besetzung kann nicht in Abrede gestellt werden.

Aber wie steht es hier vom österreichisch-staatskirchenrecht-

liehen Standpunkte aus betrachtet? §. 2 des Ges. vom 7. Mai 1874

E.-G.-BL Nr. 50 bestimmt diesbezaglicb Folgendes: »Von Staats-

wegen wird zur Erlangung kirchlieher Aemter und Pfrflnden erfordert:

Die Oeterreiehische StaatsbQrgenchaft; ein in sittlieher und Staats»

bürgerlicher Hinsicht TorwurMeies Verhalten; diejenige besondere

Befthigung, welche Ar bestimmte ktrchliche Aemter und Pfründen

in den Staatsgesetzen vorgeschrieben ist Dieselben Eigenschaften

werden bei jenen geistlichen Personen erfordert , welche zur Stell-

vertretung oder provisorischen Versehung dieser Aemter oder zur

UUfeieistuny bei deuselbeu berufen werden.« Was die hier erwähnte
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tbesondere BefUhigungc anbelangt, so existirt kein neueres Gesetz,

welches die Regularpriester als solche von (K^ii Hilfspriesterstellen

an Säcularpfarren ausschliessen würde; aach der V.-O.-H. weiss hier

nur das C.-Q. za eithen. Was die Hoidecreie anbelangt, so ver-

bietet swtr jenes vom 27. Febr. 1806 — ans einem jetst hiniftUigen

Gmnde — »class Piarutenpriester snr Seelsorge ansgehoben (!) wer-

Uen.€ Den flbrigen Regnlaren aber war es nicht nur erlaubt, sondern

es oblag ihnen nach H.-]>ee. vom 7. Mal 1799, 20. Januar and

2. April 1802 sogar die Pflicht »sich »ir seitlichen AnshflUb aof ao

lange verwenden sn lassen, als der Ordioarins nach Befand der Ura-

st&nde bestimmen wird;« »denn da die Ordensgeislltcben von jeher

diese Pflicht hatten, so sollen sie dieselben auch künftig haben«

:

H.-Dec. 15. Oct. 1803 bei Hdfert l c.

Bedenkt man nun, dass nach der ganzen historischen Ent-

wicklung und nach der Innern Natur der Hilfspriesterstellen zwischen

einer definitiven und provisorischen Anstellung nicht unterschieden

werden kann; dass ferner nach den Hofdecreten die Regularpriester

in solcher Hilfeleistung im allgemeinen verpflichtet wurden, so ist

es doch sehr erkUrlich, dass in Oesterreich, nnd swar geradezu in

dem Salzbnrger- nnd '^Trolerertheil jener Di6cess, fflr welcher der

vorHsgende Stroitfall tarn Anstrage kam, wiederholt Begnlarpriester

ab Hilfiprieater angestellt mid anstandslos auch ans dem Religions-

fonde besoldet wurden. Wenn somit der V.-O.-H. behauptet tdaas

auch frdher« (vor dem C.*0.) »die Regulargeistlicfakeit von dem
Ansprüche auf eine Congrua ausgeschlossen war,« so entspricht das

nicht in allweg den thatsächlichen Verhältnissen. Auch die folgen-

den Worte des Judicates sind durchaus nicht zutreffend : »Wo
der Religiousfond einer regulären Körperschaft eine Dotation zu-

wendete, geschah diess, wie ja auch im Wesen solcher Körper-

schaften begründet ist, stets nur zu Gunsten des Körpers als solchen,

nie zu Gunsten eines Einzelnen und nie aus dem Titel einer Gon-

gma.« Ja, wenn der Staat »der Körperschaft« etwas zuwendete,

geschah es freilich »zu Gunsten des KOrpers als solchen,! aber a. B.

der angesogene Aeligionsfondsbeitnig per 150 fl. wird vom H.-Dec

V. 81. Dec. 1801 »solchen OrdmugeMkkmt welche bei einer 8ft*

cnlar-PfHInde Anshilfb leisten,c zugesprochen; nnd wenn die Goopera-

torscongrua immer nnd imm«r als »Gehaitc nnd »Amtsgehalt«

praecisirt wird, warum bezieben denn nicht die Regularkorperschaften,

sondern die einzelnen Ordeusmitglieder und Regularen , welche als

Katecheten, Gymnasiallehrer und Hochschulprofessoren angestellt siml

den betreffeadea Gehalt? Die Cousequenzen des Gelöbnisses der Ar-
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raath zu ziehen, ist freilich im Wesen solcher Körperschaften be-

gründet, aber bei Kegularen, die keine Möoche sind, immer, bei

Ordea aber, deren Mitglieder bürgerlich todt sind, grösstentheils eine

interne Angelegenheit. Im yorliegenden Falle aber handelte es sich

Aberdicfls um einen Redemptoristen d. h. einen »Weltprieffcer') tns

der Versammlnng des aUerheiligtten ErUtaers,« den man gans gnt

anf eine Sftenlarpfarre in?eitinn Itflnnto*). Der ?.-G.-H. scheint

aber iwischen Orden -ond Ck^ngregatiou, einfiMhem B^larklems
and Ordentpriester gar nicht sn nnterscheiden! Bin anfmerinamer

Lecer wird beobachtet haben^ mit welcher Versiebt wir in diesen

Zeilen obige Worte promiscae gebrauchten.

Wenn sodann der V.-G.-H. behauptet, dass das C.-G. »nur

eine Aufbesserung der Dotationen bezweckte,« dass durch dasselbe

9das kirchenrechtliche Verhältnisa der Capläne sich nicht geändert

hat,« so ist das in thesi eine Behauptung, welche man nicht so ein-

tachhin bejahen kann. Wie n&mlich infolge der Definition, welche

1. vom »selbetst&ndigen Seelsorger« gibt, ?iele Curatien, Exposi-

taren, Vicariate n. s. w., ab aelbstständige Seelsorgeu (Pfarreien)

anerkannt werden mussten, so kann die Definiticn des Hilftpriesters

(§. 1.) anch ihre Folgen haben. Da nun diese Deftnition sagt:

»Unter dem Ansdmcke »Hilfapriesterc sind diejenigen Geistlichen

zn ferstehen, welche den selbstsUUidigen Seelsergern ?om DiOceaan-

Btschofo tn deren Unteistdtsang in der Ansttbang der Seelsorge bei*

gegeben 8ind,c so ist nicht eintnsehen, warum ein Begnlargeist-

1) Ddo. 1&. Dee. 1942 «tdÜMt die L k. Hofkanzlei, »dass die Redemp-

toriattn fennöge ibnr e. h. Ortea Mwotioiiirtaa Yeribwiiag eine congregatio

praebyteronun Meoohurimn büdMi« weil ihre Mitglieder nieht wie bei andern

BegnlerOrdeo die feierliohen CMftbde, Mmdem mir die «infiMdien eUflgen . . .

Sie besitzen somit in Absicht auf die Erwerbang von EigeDthum, yon Erb- u.

Testirangs-FShigkeit alle Rechte, welche ihn«D einzeln als Weltpriestern, oder

inBofem sie einen Verein bilden, welche einer Corporation von Weltpriestern

zastehen.« Als ihre Bestiraraung jjibt das H.-Dec. vom 19. April 1820 an

:

»nächst VerwaltunK der Seelsorge auch die Uebernahme Ton Lehrkanzelnc etc.

2) Bouix: De iure R^nl. (1857) 11: »Religiosl timplida dumtazat Tota

ex inttitQto emittentes, ad regandiw aaeealerea paroehias habil« ebiqee hiialte

poelifldo^ eonieodi mat; modo teneu id ob propri» quam profltoetar leavle

iMMi fait«diflftt Hiao beoe pommt hodie in Oallia opiooopi eieimodi oonsie-

galiooom idonoia viris aaoeolant pMoedas dtra pontifiehun digpensationem oon-

ferre, modo assentiat eonuB anperior, eni obodioiitiain vovonmA. Bt a Hortkii

id dicendnm venit de congregationibas virorum, qoae vota perpetna non ha-

bcnt, equia eiusmodi congregationeom presbyteri proprie sunt saeculares et de

corpore saecularis cleri. Quod autem tamqaam possibile hic adnotamus, ad

prazim iam a mnltis annis redazit Keverentisaünns MassiliensiB Epiacopnt.«
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lieber, an dem sich diese Definition verifieiri, gefifenwftrti^ nicht aoch

dann angestellt werden könne, wenn es vor 1885 stautskirchenrecbt-

lich nicht zuhlssig ffewesen wäre. Das H.-Dec. v. 31. Dec. 1802,

v?elches bestimmt, dass Ordensgeistliohen , welche an einer Säcnlar-

pfründe Aushülfe leisten, vom Keligionsfonde eine Remuneration von

150 fl. = ältere Congrua bekommen, ist also entweder noch in

Kraft oder nicht In letzterem Falle wird das Wort »Kemunerationc,

aaeh wenn es im Gegensatz zam »Gehalte« Unterhalte«) im oben

angegebenen Sinn gebraucht worden sein sollte, gegen unsere Anf-

stelluDgen niebt angeffihrt werden kdnnen, trifft aber ersterer Fall

sa, 80 mnss man doch fragen; tWaram werden die 150 fl. oder

besser. Vi dee jetiigen »Oehaltesc henttatage nicht aoebesahlt?

wanim hStte das G.-O., welches doch selbst indireet die Lage der

Etognlaren nicht versehlimniem wollte, för die anshilfsbedfirfttgen

Pfiirrer weltpriesteranner Diöcesen eine so harte Bestimmung ge-

troffen, dass es die Anshilfe dnrch Ordenspriester den Religionsfood-

pfarrern fast unmöglich machte, dieselben pecuniär schädigte? Die

Antwort kann nach dem Buchstaben und Geist des C.-G. nur lauten

:

»Das hat das C.-G. nicht gethan ; es hat die Regularen in seiner

Definition des Hilfspriesters ganz gut snbsumirt; es unterscheidet in

g§. 1 und 8 nicht zwischen Säcular- und Regxü^XTpriestern ^ sondern

zwischen Säcular- und BegnloT'Pfründen, und weil es den Weltpriester

au Regularpfarren wie einen Ordenspriester behandelt wissen will,

so will es offenbar auch den Ordenspriester an der Säcularpfarre wie

den Weltpriester behandelt wissen, dessen Arbeiten er leistet.

Sehr eigenthflmltoh berflbrt im Jndieate des V.-G.-H. die Be-

hauptung, ein Begnlarpriester kOnne niemals »sysfeimstrferc HiUb-

priester sein, »da derselbe nnbedingte, allen anderen vorgehende

Pflichten gegen seine Genossenschaft hat, welche ihm kircbenrecht-

lich (!) nicht gestatten, ebenso nnbedingte Pflichten hinsichtlich

einer Pfarrseelsorge zn übernehmen.« Hiemit ist geradezu ein Prfai-

cip ausgesprochen! Man könnte nun darauf hinweisen, dass Ordens-

priester an incorporirten Pfarren, welche ja auch der Jurisdiction

des Bischofes unterworfen sind, fungiren; was dieselben an Mittel-

und Hochschulen und in den Missionen leisten ; mau könnte betonen,

dass ohne Zusage der Obern und Billiefung der Klosterregel die Hin-

gabe an solche Berufe nicht geschieht, dass der Geist des Opfers

dem Ordensmanne am meisten geziemt u. s. w., allein wir legen all'

diese Qegengrunde beiseite und lassen die in dieser Frage competente

und competenteste AnctoritAt reden. Anlftsslich der »Regulae« der

Jansenistiachen »Synodec von Pistoia sehreibt Pins VI. in der Bnlie
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»Auctorem fiJei« : tRegula prima quae statuit universe et indiscri-

minatim, statum regulärem aut monasticum natura sua coraponi noii

posae cum animarum cura, cumque vitae pastoralis muneribns, nec

adeo in partem venire posse ecclesiasticae hierarchiae quin ex adverso

pugnet cum ipsiusmet vitae monasticae principiis — falsa; perni-

ciosa; in sanctuairoos ecclesiae Patres et Praesales, qni regulariii

vitae instituta cum clericalis ordinis miineribiis consociamnt inioriosa;

pio, vetusto, probato ecclesiae mori, 9ainmoniiiu|iie Pontifieom saoctio-

oibna contrariac etc.

Wir kommen endlich an! den letzten Beweis, den der V.-G.-H.

für seine EDtscbeidang anfdhrt; es ist der — TischtIteU Sehen wir

nns die Tis probandi dieses Argumentes genauer an.

Das H.-Dec. vom 7. Jannar 1792 gerahi »den sftmmtlichen

Candidaten des Weltpriesterstandes den Tischtitel ans dem Religions-

fonde zu ertheilen und dadurch ihre Versorgung auf den Fall, wenn

sie frühe oder spät zur Seelsorge untauglich werden , sicher zu

stellen Auf diese Alters- und Krankenvorsorgung hatten aber

nur jene Priester Anspruch, welche »in ihren Sitten untadelhaft be-

fundene wurden, ihre Armuth nachweisen konnten, ärztlich als in-

valid erklärt waren und in der Seelsorge oder im öffentlichen Lehr-

arate gewirkt hatten Wer arbeiten konnte, aber nichts arhmUU^

bekam niclUs\ in diesem Falle hatte der Beligionsfond keineswegs

»snbddiAr Sorge au tragen.€ Es kann somit auch der Arbeitslohn

des Cooperators so wenig den Charakter des Tischtitels haben, wie

der Lohn des Arbeiters den Charakter der KrankenunterstAtsung hat.

Bs liegt sodann in der Natnr des Tischtitels, dass derselbe nicht nn*

bedeutender sei fflr die Lage der Krankheit, als wie fttr die Zeit der

Gesundheit. Wie kommt es nun, dass ein Cooperator 800 fl. be-

kommt, ein Deficient — unter 10 Jahre Dienstzeit — aber 225 fl.

— wenn beide Beträge »Tischtitel« sind und nicht, wie das von

1) So aach der Bericht des Congruaausschusses (»Beilagen« Bd. IX. Nr. 882):

»Nach doB Siterr. B«ehte irardm dl« CandidateB WeltpriattentaadM Bi«ht

uf den tttnliis b«n«ficii, patrimonü oder pendoDit« flondam nahem allfeneiB

auf den tttntai menu« gwweiht, d. b. et wird Umw adt dar Weibe ein VnUr»
halt für den Fall zugesichert , wenn sie ausser Stande wären , durch die Er-

fUlung der Pflichten ihres Berufes sich die Mittel zu ihrem Lebensunterhalte

zu erwerben. Nach Errichtung des Religionsfondes wurde die Versorgung dienst-

unfähig gewordener Priester auf denselben übernommen . . . 1784 sind in Folge

dessen die Emeritenfonde, welche ein nicht unbedeutendes ätaroniTermögeu be-

Mseea, zum Religioaafond einbezogen worden.«

9 H.-Dse. Tom 7. JaoMsr 1198; ttu Oet 1888. Incvlpiite bekaoMa, an
ttudMfiaan Mm m kSaaaa, tifUeh 80 kr. H.-Dae. vom 6. Nor. 1804.

AKhiv llr RirdMBreeht UJU. 9
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C.-G. ausdrücklich betont wird, »Qehaltc (§. 1) aad »Bahegebaltc

(§.17)?
Der Tischtitel, welcher auf Grund der empfangenen Priester-

weihe, also von Standeswegen, nicht aber als Entgelt für geleistete

Arbeit f nicht als Amtsgehalt gewährt wird, gilt nach allgemeiner

Anschauung als Qnade. Soll nun der Seelsorgspriester den Spott zum

Schaden haben und deo kargen Gebalt, den er sich ehrlich verdient,

als QDade und Ersatz einer Erankenanteratatiaiig betrachten müssen?

Was wflrde elo Staatsbeamter sagen, wenn man sein Gehalt, ans

analogen Orflnden wie ebeh, als einen — Pensionsenati benichnen,

also seiner beni1!q;emft8sen Arbelt den verdienenden Werth absprechen

wflrde?

Der Österreichische Ttsehtitel ist offenbar ans dem canontschen

titalas ordinationls hervorgewachsen ; er wird gegenfiber dem titalos

betieiicii, pensionis et patrimonii vom Congroaausschusse, gegenüber

dem titulus paupertatis vom V.-G.-H. selbst als Analogen hinge-

stellt. Da nun bekanntermassen die »congrua sustentatioc eines

Hilfspriesters an sich den titulus nicht zu ersetzen vermag, wie

kommt es, dass nun auf einmal dieselbe congrua sustentatio eigent-

lich nichts anderes als der titulus raensae ist? Noch mehr, den

ganzen Tischtitel hat — Salzburg ausgenommen! der Religionsfond

an entrichten, an den Hilfspriesterstellen aber ergftnst dieser Fond

nur das vorhandene >LocaIeinkomnien< — non aber soll alles mit-

sammen Tischtitel werden aad zwar auch dann« wenn die systemisirte

Hilfepriestentelle gar kdne Ergflnznng ans dem Religionsfonde er-

halt Oder darf ein Begolare an letsteren Posten »systemisirter

HiUkpriesterc sein nnd nnr an ersteren nicht? Ist aber das Local-

einkommen mcht Tisehtitel, so sollte man doch glauben, dass tneh

das ergftnzte Einkommen nicht Tischtitel ist, da* die Anfbessemng

denselben jaristischen Charakter so haben pflegt wie das »Anfge>

bessertet

Ueberhaupt muss man beim Tisehtitel das ius ad rem und das

ins in re genau unterscheiden. Priester, welche weder in der Seel-

sorge noch im öffentlichen Lehramte dienen, haben strenge genom-

men kein ius ad rem; Priester im öffentlichen Lehramte haben an

sich das ius ad rem auf den (alten) Tischtitelbetrag; Seelsorgs-

priester (ohne Pfründe) aber haben das ius ad rem auf den »Ruhe-

gehalt« im Sinne des §. 17. des C.-G. Selbst wenn dieser »Bnbe-

gehalt,« welchen das G.-O. selbstAndifen Seelsorgern und sys-

temisiiten Hilftpriestern sab nno tenore et chanetere gibt, der Tisch-

titel wäre, so konnte ein ins in re (Gehalt des gesanden Priestors)
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mit einem ias ad rem (Anspruch auf Versorpfung in Krankheit und

Altpr) nie identificirt werden, wi*» es factisch der V.-G.-H. that,

wenn er den Qehalt des Cooperatora eiganiUch als Proveniens des

Tisclifciteb aofTant.

Die Inconsequenz der ganzen Schlussfolgerung geht dann auch

klar aus dem H.-Dec. vom 7. Januar 1792 hervor. Nach Punkt 5

desselben muss derjenige, welcher die 210 fl. des Tischtitels erhalten

will »in der Seelsorge oder in einem öffentlichen Amt bei Schul- und

Lehranstalten € gedient haben oder sofort nach der Priesterweihe

krank geworden sein. Qegenuber dem Tischtitel ist somit die Hilfs-

priestercongraa und der Lehrergehalt gleichbedeutend ; der Ordens-

prie^tter kann somit nach dem V.-Q.-H. weder Hilfspriester noeh

Professor werden! Da reden die Thatsachen anders! Der weitere

Umstand, dass Tiscbtitel and Congma 210 iL waren, erkiftrt sieb

daraus, dass man das Jftfmniiiii geben wollte; ancb Diener batten

ähnlicbe Honorare! Einstens waren nnr 150 fl. Congma

I

Wenn schliesslich der V.-G.-H. folgert, *da8s ein einer reli-

giösen Genossenschaft angebörender Kleriker und der hier in Frage

stehende Redemptoristenpnester schon deshalb auf eine Dotation

naeb dem Ges. vom 19. April 1885 niobt erheben kann, weil bei

ihm die OnuidU^ der in diesem Gesetze nnr höher aosgemessenen

Dotalionsverpfllebtnng des Beligionsfondes nftmlieb der von dem-

selben allen Klerlkemc (reete Priestern) tobne andern Ordinations-

tit«l (also aneh ebne den titolns panpertalis) gewihrte Tiacbtitel

niebft in Frage kommen kaan,c so wird ftbereeben, dass ein

Bedemptorist, der, wenn aneh bereits Defident, sein Institat f«^*

iSsst und von demselben nicht versorgt werden kann, den Tisch-

titel tgleich jedem andern Deficienten- Weltpriester aus dem Reli-

gionsfond zugesicherte erhalten hat. (Kaiserl. Entachliessnng vom

2'6. Juli 1822 = H.-Dec. 26. .Tuli 1822); es wird weiter übersehen,

dass Dürrnberg in dem kirchlich so stiefmütterlich behandelten alten

Krzstifte Salzburg liegt, in welchem das Priest^^rseminar den Tisch-

titel verabfolgen muss, obschon das H.-Dec. vom 7. Januar 1792

ansdräcklich sagt: Damit »die Bischöfe in den Stand gesetzt wer-

den, in ihren Diöcesan-Seminarien mehrere geistliche Zöglinge auf--

annehmen ,€ sollen die »kflnftig den Theil ihrer Semiuarseiakttiitte,.

welchen sie ehemals den ad titnlnm Seminarii ordinirten Oefipieotent

abreieben mnsaten, snm Unterhalt derselben (Zögli|ii0i)^ ^rwenden*

können.« Der ümatand, dass ein H.-Dec. ai^ dpi;- Wi tot der

bleibenden SinTerlelbang Salsbnrgs an Oe8|^ig(i{Qi|^h^8tfmiili. wird, sensit
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Dicht berücksichtigt und ist hier um so weniger bedenklich, als das

Decret an alle Länderstellen gerichtet ist.

Das vorliegende Erkenntniss des V.-G.-H. ist nicht ohne Trag-

weite. Arme, oft gebrechliche und kränkelnde Pfarrer werden bei

dem hemohendea Priestermangel entweder ohne Caplan arbeiten,

oder aus eigenem die 10 monatlichen Gnlden für Mehrleistung bis zur

Hohe der Congrua ergftozen mdflsen, so manche Gemeinde wird keinen

HUfBprioBter haben, m sehr sie einen wünscht nnd nOthig hfttte nnd

das Recht der Bischöfe« die HQfspriester sa ernennen, hat eine Be-

schfinknng erhalten. Am wenigsten leiden hiemnter die Kloster,

denn das C.-0., aneh gQnstiger interpretirt, hriehte ihnen eigent-

lich lehnen Vortheil. Die Messstipendien, welche ein Pater tn Hanse

absolvirt, machen so viel aus, wie der Aushilfeverdienst, der in Salz*

bürg 4 tl. per Woche und das gegen Verzicht auf Stipendien ist,

und am gemeinsamen Klostertisch empfindet man den einen Mit-

bruder beiweitera nicht so, wie man ihn bei der Arbeit vermisst,

wenn er in der Aushilfe ist; aber einem armen Kloster thut es weh,

für die Aushilfe nichts zu rechnen nnd auch web, einem kränkelnden

armen Pfarrer etwas in rechnen!
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XIV.

IMmt ptMMian Ehernitüis in Tirol und EhnmnlctzoUil

In lümbit

(Wiener DidcaMn-BUtt 1893 Nr. 22.)

1. BhtirarlMiiintii am Tirol badttiHn äm poUÜMhOB ShaeoiMMMt nidit.

Auf eine Anfrage der k. k. n. ö. Statthalterei vom 23. Juli

1893, Z. 50237 hat die k. k. Statthalterei für Tirol und Vorarlberg

mit Zuschrift vom 1. August 1893, Z. 18698 erwidert, dass der mit

dem für Tirol und Vorarlberg erlassenen Hofkanzleidacrelo v. 12. Mai

1820, Z. 12614 (Prov. Ges.-S. Bd. 4, S. 469) lor aoansilssige Per-

Booen aas der Classe der Dienstboten, Gesellen and Tagwerker oder

sogenaonto lowobner forgeaeliriebene politnolie Ehecooaens tou iMi6-

Ikkm Bhewerbero nicht beizabringen iati da naeh den Bestimamngen

des gegenwirdg geltenden Heimategeeetaee fom 8. Deoember 1863

(R.-0.-BL Nr. 105), wie dies flbrigens auch naeb den frfiberen die

Heimateverhilteisse normirenden Oemeindegeseteen der IUI war,

Frauenspersonen dareh die Verebelichong das Heimatsrecbt in der

Gemeinde erlangen, in welcher ihr Ehegatte zuständig ist, sohin

auch die Eventualität einer Armenversorgung, welcher doch wohl

nur durch den Eheconsens vorgebeugt werden soll, für die Ueimat-

gemeinde der Ehewerberin nicht in Frage kommt.

% Ehem«ldseltel Ar Ehtwoter ms Khdo.

Ueber die Anfrage der k. k. n. ö. Statthalterei vom 23. Juli

1893, Z. 50237 hat die k. k. Landesregierung für Krain mit Zu-

schrift Yom 9. September 1898, Z. 10117 mitgethetlt, dass die so-

genannten Ehemeldzettel in Krain mit der Verordnung der Landes-

ateile an die Kreis&mter vom 17. Februar 1825, Nr. 1895 iadese

nnr in Besag anf die der Militirpflichi nnterliegeaden Penonen ein-

gnflihrt wniden, am die Seelsorger darftber aninkllren, daaa der

Traanng maldilieh der Militiidienatpfliebt ein ffindeniaa. nicht im

Wege stehe.

Mittels Gnbemial-Verordnnng vom 1. Mftn 1882, Z. ^64
wurde ausgesprochen, dass diese Meldzettel eine obrigkeitliche Be-

statigong der geschehenen Eheanmeldung seien und dem Ehewerber

zur Ausweisung seiner Person und seiner Stellung im bürgerlichen
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Leben tn dieneo baben, welche AnsweisQDg der Seelsorger ?oii

jedem Ehewerber verlangeo mäaee, uin beortheilen zu köoDeo, ob er

iÜQ souach trauen dürfe.

Nach wie vor wurden die ßbemeldzettel uur von mäntUicJten

Individaen verlaugt.

Die Ausstellung derselben erfolgte ursprünglich durch die Hc-

zirksobrigkeiten, nachmals durch die Bezirksämter, seitens beider

kostenlos uud stempelfrei.

Die mit dem Gesetze vom 17. Pebmar 1866, L.-Q.-BI für

Krain Nr. 2 eingeführte Gemeindeordnung für die Landgemeinden

Kraios beaümmt oan im §. 28, dass .die fiirtheilung der Bbemeld-

uM. im Sinne der Onbemial-VerordnaDg vom l. Mira. 1882, Z. 4864

eine Angelegenheit des lelbattndigien Wirknngakreises der Gemeinde

sei (die Gemeindeordnqng für die Landeshaaptetadt Laibaeh, Qeaetz

fom 5. Angast 1887, Ii.-0.-Bl. Nr. 22, enthalt ^ne analoge Be-

stimmung nieht), und mit dem Geeelze ?om 8. Deeerober 1868,

L.-G.-B1. Nr. 17, wurden die krainischen Gemeinden ermächtigt, für

die Ausfertigung der Ehemeldzettel Taxen von 1 Gulden bis zn

5 Gulden zu bescbliessen und für den Fall der Genehmigung des Be-

schlusses seitens des krainischen Landesausschusses einzuheben.

Die Ehemeldzettel werden fortan nur für Personen münnliclien

Geschlechtes verlangt und ausgefertigt; bei der Ausfertigung heben

— soviel bekannt — die meisten Landgemeinden die Taxe mit

5 Guldeu ein; gestempelt pflegt der ßhemeldzettel nicht zu werden.

In Bezug auf die Frage , wie das Gesuch um einen Bfaemeld»

Zettel zu instruiren sei, wird bemerkt, dass diesfalls weder eine Vor-

schritt, noch ein gleichmäasiger Gebranch besteht

Da die Bhemeldiettel Ton den Heimategemeinden ansgeeteUt

werden, and lediglich die BeBcheimgnng enthalten, daee der beab-

sichtigten Eingehung der Bhe ein geeetdieheB HinderaisB nicht im

Wege stehe, lo wird wohl der Bhemeldiettelwerber, deeeen penOn-

liche Verhältnisse der Gemeinde ohnehin beHnnt sind, nichts nach-

zuweisen haben, anderen Falles würde es demselben nach Massgabe

der Verhaltnisse obliegen, die Zuständigkeit , das Alter, den ledigen

oder den Witwer-Stand, oder endlich den Umstand darzuthun, dass

seiner Verehelichung nach den Webrrorschrilteu nichts im Wege
stehe.
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XV.

Die ungarischen GesetawiMIrfe Uber CMtahe und reügMte Er-

ziehung der Khder und die Denicsehrift des CarAnls SeMiucb.

L Am 2. Dec 1898 brachte der nogarisehe Jnetismioister

Szilaghyi im nngar. Abg.-Hviw Oeeetientwilrfe Aber SinfllhniDg der

Ohütk^ nnd filier rdi^öBe Brmhumg der EMer am gmkekkn
Ehm ein. Nieb dem ereteren Oeeetsenlmirf sind Iben, welche nicht

vor dem Civilbearoten abgeschlossen sind, mgiUig. Will dn Aas-

länder in Ungarn eine Ehe schliessen, so niuss er beweisen , dass

gegen seine Ehe auch nach den Gesetzen seines Vaterlandes kein

Hinderniss obwaltet. Ais Civilbeamten , vor denen eine Ehe rechts-

giltig abgeschlossen werden kann, gelten: der Vicegespan ,
resp. in

den Municipalstädten der Bürgermeister, eventuell der Stuhlrichter

und iro Auslände der österreichisch- ungarische Vertreter. Eine Ehe-

scblieesaag, welcher ein dreimaliges Aofgebet vorhergeben und welche

iD Anwesenheit zweier Zeigen erfolgen mass, wird in das Heirathe-

regieter eingetragen. QeisUiehej welche bei kirchlichen Tnurangen

mitwirken, bevor der Beweis der Civiltraanng erbraeht ist, werden

mit Geldstrafe bis 1000 Kronen and im Wiederbolangsfalle mU (h-

ßngmw von 1^2 Monaten and 1000 Kronen Strafe belegt. Die

Jadieatar in den Ehesachen gehOrt in den Wirkingskreis der königlichen

Gerichtshofs. Der Jastisminister 8mla^ führte heim Binhringen

der Vorlage u. A. aas: Die otiUgatwrisehe Form der bargerlichen

Eheschliessung bewalire die Kirche vor zweifelhaften Lagen. Die

facultative wie aucli die Nothcivilehe erweckten den Anschein, als

gäbe es zweierlei Sittengesetze, und als ob blos die in der Kirche

geschlossene Ehe die rechte sei. Die Frage des Äufhörens der Ehe

müsse geregelt werden im Interesse (?) der sittlichen Rechtsordnung.

Gleichwohl bedeute die Reform eine Verschärfung gegenüber dem

gegenwärtigen Zustande. Als Scheidmiffignmd wurde die Schuld

des einen Theiles angenommen, weil man von dem Gesichtspunkte

aasging, dass es besser sei, wenn die Kinder wfissteu, dass die £he

ihrer Eltern gelOet worden, als wenn sie immerfort Zeugen and

Richter der Sflnden ihrer Ettem seien. Die Beform sm keine Vor-

letsong der Srche, weil sie nichts gebiete, was die Kirche verbietet,

mid Nieamnden » etwas swinge, was sein Glaaben verbiete.



136 Card. SekUmeh Mbtr ungar. CMiek^eseüieiUwmrf,

Der Geietientwarf, betr. ^ie BdifficnsverhäUmsae Kinder^

wodorch die 8g. Wegtaufenfrige beseitigt weiden soll, hebt die Gon-

fesstooslosigkeit der Kinder vollstftndig auf und bestimmt, dass die

Religion der Kinder vor Eintritt in das sehnlpfliehtige Alter festge-

setzt werdeu mnss auf Grund einer der CivilbehOrde beirannt ni

gebenden Vereinbarung, welche zwischen den Brautleuten vor Ab-

schluss der Ehe zu treffen ist. Andernfalls folgen alle Kinder der

Religion des Vaters. Falls die Eltern keine Verfugung treffen, ist

die Vormundschaflsbehorde hierzu verpflichtet Uneheliche Kinder

folgen der Religion der Mutter.

IL Ein Colleäivhirtenbrief der angar. Bisehdfe, mit dessen Ab-

fusung Cardinal Sehkmd^^ Bisehof von Grosewardein nebst den

Bi8ch(^fen Steiner von Stoblweissenbnrg mid Baron Bomig von

Veeiprim betrant worden, soll dem Vernehmen nach an Nenjahr er-

scheinen. Dem apostolischen Könige hatte Cardinal MIcmeft schon

eine Begntaehtnng des Civilgesetaentwnrfes nnterbreitet. Dteae

Denkeekrift des Cardinala Sehlaitck

lautet naeh der Uebeiaekiang des Wieoer Vaterland, wie folgt:

Eine der Denkschrift beigegebene Beilage stellen wir mit dem
»Vaterlandc voran, weil sie indirect mit dem Inhalt der Vorlage,

namentlich den Abweichungen vom canouischen Eherechte näher be

kannt macht

:

Auf Grund der klaren Lehre Christi (Mauras 10, 1) ist 1. die

Unauflösbarkeit der Ehe (Florentiner und Tridentiner Concil; 2. die

Einheit derselben (Tridentiner Concil), ein Dogma der lutbolischeo

Kirche.

I.

Dem gegenfiber

hOrt im Wege riddeHieker ÄMfiöemg die Ehe in folgenden

FftUen aof:

1. IMmel (8. 98).

2. WämiMrIMie Xhuueki 96).

3. Eime nme MenkUnmmg tu dem BemMlsein, daes die

frühere Ehe noch heelehi (%. 98), wobei selbst die vor der Ehe be-

gangenen, sab 2 erwähnten Verbrechen wenigstens klar und deut-

lich nicht ausgenommen werden.

4. Treuloses Verlassen, dessen Erfordernisse sind

:

a) die absichtliche und unberechtigte Zeratörung der Lebens-

gemeinschaft, die mit einer richterlichen Entscheidung erfolgte Ver-

pflichtoug zur Wiederherstellung derselben, und dass dieser Ver-

i^iyui^ud by Google



Corä, Schlauch über ungar, CivUthe-OtielMaUtDurf, 137

pflichtung innerhalb eines Jahres ohne Rechtfortigang nicht ent-

sprochen werde;

b) der unbekannte Auienthalt Dessen, von dem mindestens seit

eiuem Jahre jede Spar verschwunden ist; erfolglose Aufforderung im

Wege eines richterlichen Edictes zur Wiederherstellung der Lebens-

gemeinschaft innerhalb eines Jahres (§. 99). Es kann sonach

nach einer kurzen Zeit eine neue Ehe gesohloesen werden, ohne dass

aaeh nur die im §. 528 des Geeeturtikels 54 : 1868 beetimnie Frist

von diel bis dieisidg Jahren abgewartet werden mtate.

5. Warn dm EkegefäkHen nadk dm LAm gekaekid wird,

6. Eme td^noere MmkwMmg im d&r JMtM^ die JnUgriUU

dm Kerpen ^dm^ die Qemmähmt dm mudmm EhegefähHm jh «sr-

kUen (§. 100).

7. Eine wegen eines Verbrechens mm Tode oder mitidestcns

zu fünf Jahren Zuchtliaus oder Kerker erfolgte recJUskräftige Ver-

urtheilung (§. 101); selbst wenn das Verbrechen aus der Zeit vor

der Ehe stammt, die um Ehescheidung ansuchende Ehehälfte davon

aber zur Zeit der Schliessung keine Kenntniss hatte (§. 102).

8. Wenn die andere Ehekeifte die ehelichen Pflichten durch

ihr abiiehäiches Benehmen schwer verletet (§. 103). DieaervPunkt

kann zu vielerlei Deutungen Anlass geben. Man kann fragen, was

damoter verstanden werden soll; etwa: die Verweigerong der« Er-

fHUnng der eheliehen Pflicht oder die Vemrsaehong eines^Uebels

oder gar noch etwas Gertngeras? Bei diesem Sehttdangsgronde,

welcher nar von der richterlichen Anfliusung abhingt, bietet der

Entwurf keine Garantie dafür, ob nach dem Vorfahren, wekbes im

Sinne des §. 155. durch eine MinisterialVerordnung zu regeln ist, bei

der Beweisführung bezüglich des Zeugenbeweises gegen das eheliche

Band jene Beschränkung statuirt werden wird, ohne welche die Ver-

einbarung uod dem Ausspielen der gesetzlichen Hechte alle Wege
offen stehen.

9. Versteckte Fortsetzung eines unmoralischen Lehenswandels

(§. 103). Was ist hier unter unmoralischem Lebenswandel zu ver-

stehen, da doch von den fleiscblichen S&nden unter 1 und 2 die

Bede war?

10. Die Verurtheikmg wocA der SheeehUeemmg m ZiuMkaue
oder Kerker t» der Dmter von weniger tde fünf Mren^fider die

Vemrthsüung au einer Qeflngnissstwrfe wegen eines ausXGewinn-

sucht begangenen VergAene (|. 108 c).

Ueberdies ba den snb 8 bis 10 angefflhrtsa (MideB die mit

sorgfUtlger Berflckriohtigung der Individualit&t und der Lebensver-
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hftltoisfle der Ehegenoesen gwchOpfU ndUerltdbe Uebereeuffuny, dus

fdr die nm Trennniig ansaehende EhehSlfte die wwlefe Lebenge-

meinschafl unerträglich wurde (§. 103).

Es ist wohl wahr , dass die Ehehälfte anstatt der Trennung

auch die Scheidung von Tisch und Bett verlangen kann; so lange

aber der erste Richter im Processe nicht geurtheilt hat, kann die

Klage auf Scheidang Iq eine solche auf Trennung umgeändert wer-

den (§. 128).

Ja jede Ehehälfte kann sogar, wenn die Ehegenoesen zwei

Jahre nach der Rechtskräftigkeit des Scbeidnngsurtheilee separat gf^

lebt haben, die Dmftndemng des Urtheiles in ein Treonongsartheil

verlangen (§. 181).

Bs ist aach wahr, dass nach Verlauf von sehn Jahren- nach

den in den §§. 98, 100 und 108 bestinimten Handlangen, bes«. nach

dem Erwachsen in Rechtskraft der in den §(. 101 nnd 108 er-

wfthnten ürtheile, oder wenn der Proeess binnen sechs Monaten nach

der Kenntnissnahme nicht eingeleitet wird, die Klage verjährt (§. 106).

Während aber hiedurch einerseits die Trennungsklageu seltener ge-

macht werden, werden andererseits die Parteien zum Auftreten gleich-

sam gedrängt und verlockt, um nur ja nicht den Termin zu ver-

säumen.

Schliesslich ist es auch wahr, dass auch der §. 122. die Aut-

lösung der Ehe verzögert, da in der Regel erst das von Tisch und

Bett gesonderte Lehen angeordnet wird. Obwohl dann in Folge einer

Versöhnung während der Zeit dieses abgesonderten Lebens oder in

Folge des Verstreichens von drsi Monaten naoh dem festgeaetiten

Termin — wenn mittlerweile nicht die Trennung verlangt wird —
der Trennnngsprocess eingestellt wird, werden dennoch aneh hiedorch

die PartdeA, da avf Ba^ des in diesem Processe geltend genaohten

Qmndes die Anflösnng der Ehe nicht mehr verlangt werden kann

(§. 128) , nnr immer mehr angeeifert , sich mit der Trenmingsklage

7.n beeilen, wie sie andererseits nur schwerer auf eine Versöhnun^:

eingehen, um nur nicht die schon vorhandenen Rechte und Grund-

lagen der Klage zu verlieren.

Bezüglich der Anordnung tles separirten Lebens ist zu be-

merken, dass diese nicht auf sechs bis zwölf Monate erneuert und

nur auf übereinstimmendes Ansuchen der Parteien auf einen längeren

Termin erstreckt werden kann; es kann aber auch von derselben

gänzlich Umgang genommen werden, wenn eine Aussöhnung über-

haupt nicht zn erhoffen ist. Hier wird also wieder die wichtigste

tage TOD der Binsioht des BiehteTS abhängig gemacht.
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Das Dofftna von der Unan/lösbarkeü verUUt ferner^ weil da-

durch die Auflösung favorisiri wird.

1. Die Anwendung jener rüchwirkmiden Kräfte auf Qrund

deren die nach den katholischen Principien geschlossenen Ehen der

Apostaten jetzt aufgelöst werden, und welche jetzt generalisirt wird,

und mar nielit nur hinsichtlieb der im Zuge befindliehen Bhepro*

eesse (§. 156), sondern auch beitIgHeh der m dem Inslebentreten

dieses Gesetaes gesehlossenen Ehen (§. 158), oder dass in Folge

dieser rflekwirkenden Kraft die AoflOsang aoeh dann in diesen bei-

derlei PkDcessen ausgesprochen werden kann, wenn anf Omnd einer

Htadlung, die nach dem gegenwärtigen Oesetie ein trennendes Hin-

demiss bildet, die Scheidung von Tisch und Bett hat platzgreifen

kiHioen (§§. 156 und 158).

Dieser mit »oder« eingeleitete Zusatz setzt den Werth dessen

bedeutend herab, dass die in diesen zwei Paragraphen erwälmten

Ehen nur dann getrennt werden können, wenn der Trennnngsgrnnd

sowohl nach den bestehenden Normen , als auch nach dem gegen-

wärtigen Gesetze gleichmässig ein ehetrennender ist. Hiedurch würde

das lockerste Verfahren , welches auch schon wegen des Trennongs-

grandes der onflberwindlichen Abneigung rasch eine Trennung aus-

spricht^ einigermassen eingedämmt werden, aber nur, wenn es nicht

gelingt, den Pnakt a) des §. 108. im Interesse der Ausweitang ans-

xnbenten. Bier ist eine deatlichere und prieisere Tsitirnng noth-

wendig.

2. Der Umstand, dass ein nach den frflheren Bechtsnormen

erbrachtes Scheidnngsurtheil unter den Bedingungen des §. 131. in

ein trennendes umgeändert werden kann (§. 160). Eine solche Bhe

kann daher nach kürzerer oder längerer Zeit , eventuell wenn das

Scheidungsurtheil vor zwei Jahren erfolgt ist, sofort getrennt werden.

3. Die Trennung favorisirt auch, wenn in Folge der Erlangung'

der ungarischen Staatsbürgerschaft die vor dem Erlangen der ungari-

schen Staatsbürgerschaft zu Stande gekommene Ehe auf Grund sol-

cher Thatsachen, welche . . . einen Grund zur ewigen und zeitwei-

ligen Scheidung von Tisch und Bett bilden, durch das inländische

Oericht getrennt werden kann, wenn diese Thatsachen hier einen

TreDttung^gmnd bilden.

Ja, unter den erwähnton Umständen kann sogar das aosl&ndische

Seheiduagsiurtheil in ein trtnneiides umgewandett werden (§. 137).

Man wird daher anch fernerhin, sowie bisher, ans Oesterreich

zu uns konuneii können, um hier nach Erlangung der ungarischen

ataatobflrgefschaft eine Bhe in sehHesssn. Ja, sogar mit dem Untar-
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schiede, dass künttigbin nicht einmal der Uebertritt zum unitarischen

Glauben wird noth wendig sein. Dieser Umstand ist aber ebenfalls

von grossem Gewichte, weil die Menschen viel schwerer auch äusser-

licb mit der Kirche brechen, als nur in foro interno des Gewissens.

Ebenso dienen dem Interesse der Lockerung jene zwei, nach

dein Motivenberichte vom Gesichtspunkte des SchatMS der oogan*

acheo Frau stipuUrten Ausnahinen des §. 140, dass:

a) eine aogarisehe ^taatsbfligeriu die Giiiigkeit ihrer, mit eiMm
Attilioder bei ans geseblotBeinBu Bhe aDfechteD kann, wenn sie ibmn
OatUtt nach Sobliessnng der Ehe nicht in*8 AosUuid gefolgt Ist, and

b) dass sie die Bhe, wenn ihr Gatte nach Begehen einer einen

Trennnogsgrund bildenden Handlaug, Untertban eines anderen Staates

wurde nnd wenn sie ihrem Gatten nieht in's Andand folgte, durch

ein heimisches Gericht autlösen las.<)en kann.

Wenn wir uuu nach dem Gesagten bedenken, wie viel neue

ehetrennende Hindernisse der Entwurf, wie dies aus dem weiter unten

folgenden Ausweise hervorgeht, enthält, auf Grund deren die Ebo

nichtig ist, bezw. die Nichtigkelts- oder Ungiltigkeitserklärung der

Ehe erwirkt und erlangt werden kann, wo doch diese Nichtigkeit,

bezw. Nichtigkeits- oder Ungiltigkeitserklärung, weil diese neaen

ebetrennenden Hindernisse seitens der Kirche nicht anerkannt wer-

den, vor Gott und dem Gewissen nicht nnr Ireine Geltang haben,

sondern dnreb die Kirche aneh michtrflglich nicht in Ordnong ge»

bracht werden kOnnen;

nnd da wir femer wissen, dass die Tjrennong, die Nichtigkeits*

and Uogiltigkeltierklftmng der Bhen in der Regel behafo flsUiernng

einer neuen Bhe angesncht werden : (Ult es wohl Ten selbet aal, fOr

wie viele, gegen das Dogma der Einheit der Ehe verstossende Bi-

gamien hier der Weg geebnet ist ! ! ? ?

Dies ist insbesondere auch deshalb wahrscheinlich , ja gewiss,

weil bei den neuen trennenden Hindernissen die auch ihre Giltigkeit

beeinflussende umständliche Complicirtheit der Unwissenheit und der

berechnenden Böswilligkeit ein weites Feld eröflfuet, und zwar um-

somehr, weil bezüglich der die Intelligenz und vielleicht.noch mehr

die Moial betreffenden Verlässiichkeit der ordentlichM amtlicheo

Organe der Bheangelegenheiten — der Matrikelführer — <§§. 44
und 48) in dem von den Matrikeln bandelAden Gesstsentworfe angen-

scheinlich so wenig vorgesorgt ist.
,

Wir wollen mit einigen Beispielen dienen.

Bben werden fir ungiltig erklftrt werden kOnnsn:

wngen rechtakrftftiger YerartbeSung som Tode oder mindeatens
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Zuchthaus- oder Kerkerstrafe in der Dauer von weniger als fünf

Jahren, oder wegen aus Qeiriiintiiebt begangenen Vergehens zo einer

QefängniRsstraie (§. 103), wenn die andere Bhehftlft« diM nicht wmte
und in letitMem Falle aach b^grftodtterwaise voraosgesetit werden

kaao, diSB siei wenn aie diee gewimt bitte, die Bhe nidii seblieMt

(§. 75 d);

ferner, wenn die Fran, ohne dan der Mann hieven Kenntnies

gehabt bitte, Ton einem Anderen geechwftngert gefanden wird. ^
Abgesehen davon, wie viel List, Betmg nnd Betrogenwerden hier

bei dem Beweise des Nichtwissens nnd Nichtwollens wird Plats

greifen können, werden ans all diesen Gründen solche Ehen fflr

ungiltig erklärt werden können, welche vor Gott und dem Gewissen

auch feruerhiu giltig bleiben and werden trotzdem neue Ehen ge-

schlossen werden.

Es werden ferner die Ehen wegen niehrerer neuer Annullirungs-

oder Invalidationsgrüode für ungiltig erklärt werden können, welche

QrAnde mit der Minderjährigkeit und mit der Handlungsunfähigkeit

zusammenhängen (§§. 8 bis 13). Die anf die Giltigkeit der Ehe

Rinflnss habenden eomplieirten Umstftnde dieser AuflOsnngsgrfinde

üaUeQ ans dem weiter nnten folgenden vergleichenden Answeiee der

Hindeniisse in's Ange. Es werden daher Ehen fttr nngiltig oder

nichtig erklärt werden kOnnen, welche, da die Betrsifenden seinerseit

die Fähigkeit za Bheeonsens besasssn, vor Gott und dem Gewissen

giltig bleiben. Zar Kichtigkeit der nicht vor einem Givflbeamten

(§. 60 a) geschlossenen Eben ist nach dem §. 66. gar kein Crtheil

nothwendig, und dennoch wird es auch fernerhin Ehen geben, bei

deren Schliessung von der bürgerlichen F'orra abgesehen werden wird

und die trotzdem vor Gott und dem Gewissen wirkliche Ehen sind.

Werden ja doch die Eheleute deswegen gar nicht bestraft (§. 146),

sondern nur die bei der kirchlichen Schliessung mitwirkenden Geist-

lichen mit schweren Strafen belegt (§. 145), die trotzdem im Falle

dringender Nothwendigkeit, anf dem Todtenbette, der Stimme ihres

Gewissens gehorchend, tränen werden.

Schliesslich verstOsst es gegen das Dogma der Buheit der Bhe

und erhftit es die Bigamie anftecht, dass im FaUe der Todes-

erUftmiigt wenn keiner der Bhegenoesen davon Eenntniss hatte, dass

der fflr todt Brklftrte lebt, wenn dieser anch spftter anfkanchi, seine

Bhe ihre Giltigkeit verliert (§. 96) and die nene Bhe giltig wird,

welche aber nnr eine präsomirte Ehe ist and nach den göttlichen

und canonischea Gesetzen nur die Vortheile der präsumirien Ehe be-
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sitzt. Bei religiösen Seelen wird es daher vorkoromen, dass sie ihre

Ehe für eine präsumirte Ehe halten und nach dem Auftauchen des

tur todt Erklärten als aufgehoben betrachten werden. Welche Oe-

wissensqualen werden hieraus entstehen, insbesondere wenn die eine

Ehehälfte an der nichtigen, durch das bürgerliche Gesetz aber ge-

schätzten Ehe festhält, weiche die Glaabeosäbeneogiuig der anderen

ßbehftirte aU nichtig jbetraebtet 1 ! 1

IlL

Es ist ein Dograa, dass die Ehe der Christen ein Sacrament

ist, woraus das Postulat fliesst, dass das Verfügungsrecht bezüglich

derselben der Kirche gebührt.

Dem widerspricht nun der ganze Standpunkt des Entwurfes.

Ich will hier nur als Beispiel einige praktische Gravamina anführen.

Der Entwarf stipalirt eine schwere Strafe lür den Geistlichen,

welcher die Partei vor Schliessung der Civilehe kirchlich copuHrt

(tausend Kronen). Dadurch wird einerseits das Gewissen der Geist-

lichin empfindlich tangirt, anderaneits sollen eben dadareh die

Glftnbigen geswangen werden, ?on ihrem Olaaben nnd Gewissen ab-

zusehen, sich üngelegenheiten, ja sogar Irostspieliger Zeit?ergeadnng

und Veiationen su nnterwerfen.

Der Entwarf kflmmeri sich gar nicht dantm, was mit jenen

katholischen Verlobten geschieht, dessen bürgerlich angetraater Ehe-

gefährte sich weigert, die Ehe kirchlich segnen zu lassen, wodurch

die gläubige Seele in eine fürchterliche Situation getrieben wird.

Cnd wird das Gewissen der gläubigen Verlobten nicht dadurch

vnrletzt, dass sie nach dem §. 54. gegen ihren Glauben erklären

müssen, sie schliessen mit einander eine Ehe vor dem Civilbeamten ?

Oder auch das des Civilbeamten, welcher ja in sehr vielen Fällen

selbst ein gläubiger Katbolil^ sein kann nnd dennoch Jene fttr Ehe*

geflihrten erklären rauss, die nach seiner religiösen Ueberzeagang

noch nicht solche sind ? Ond wer weiss, was die noch Aber die bfir-

gerliehen Ceremonien heraossngebende Instruction enthalten wird ? I

)n dem Dogma des Sacramentes der Ehe haben wir dogmatische

Oaiie^es 4i^r4l)9r, dtiss die Jarisdiction ttber Ehe-Angelegenheiten der

Kirche sakommt, wie anch darflber, dass die Kirche trennende Hinder-

nisse statuiren und daher anch anfheben kann (Tridentiner Concil).

So sehr man auch den Sinn dieser Canones abschwächen wollte und

möchte, die Aeusserungen jenes Forums der höchsten lebenden Capa-

cität, welcher nach der das Tridentiner Concil bestätigenden Bulle auch

die Definition aasschliesaUch gehfihrt, dulden dies nicht und scbliessea

dies aas.
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Dem gegenüber

bestimmt der §. 155: »Die Judicatur in £he<Angelegenbeiten

gehört in den Wirkungskreis der königlichea Qerifibt6,€ welche schon

nach dem neuen Gesetze Kecbt sprechen werden, da an dem Tag«,

an welchem dieses in's Leben tritt , die beet^endeo Beehtenocmea

ihre GeltaDg verlieren (§. 166).

Ueberdies wird die riehteriiehe Competem imd das Yerfahten .

in einer so enorm wichtigen Angelegenheit Yom Jnstiiminister dnreh

eine Verordnong geregelt.

Es ist ibweifellos, dass die katkoliselie Partei ein derartiges

Urtheil des weltlichen Gerichtes nicht in dem Masse befriedigen

kann, damit ihr Gewissen ruhig sein könne und damit dieselbe so-

gar die Sacramente aufnehme. Die katholische Partei wird sich da-

her an die Kirche wenden müssen, was wohl der Entwurf nicht ver-

bietet, jedocli wird die Jurisdiction der Kirche in zahlreichen Fällen

unmöglich gemacht werden, weil im Beweisverlahren von Schritt auf

Schritt Sobwierigkeiten aoftaneben können and werden.

Die umfassenden Veränderungen, welche durch den Entwurf

hinsielitlieh der elietreonenden Hindernisse elfeetnirt werden, maclit

der hier folgende veigleichende Ausweis in aogenftUiger Weise er-

sichtHcii:

Naeh dem ChBämUmtffe kann

A. die filie angefo^iim werden,

I. »in Folge Irtihums §. 75 a) , wenn eine Partei fiberhaopt

keine Ehe schliessen wollte und nicht wusste, dasä das, was sie thut,

eine Eheschliessung ist« (dies ist eher ein Mangel des gesunden

Sdbsthewmsfseins)
;

b) »wenn eine Partei mit einer anderen eine

Ehe schliessen wollte, als mit welcher sie eine solche geschlossen

hat, und nicht wusste, dass die Person eine andere ist« (das ist

uHthrer Inikum)', c) »wenn eine Partei bei Schliessung der Ehe

schon für immerwährend unvermögend war, die eheliche Pflicht zu

leisten, und die andere Partei dies nicht wnsste und auch nicht

denken konntet (ZeiigimgiimmmSgm); 4) »wenn Wi» ffVMW de*

im §. 101. oder Pnnkt e) §. 103. angeftthrten Strafe (recktskrlftig

snm Tode, oder mindestens f&nQfthrigem Zoclitliaiise oder Kerker

— (. 101 — oder «a S^chtliaiis oder Kerker in der Dtoer von

weniger als f9nf Jahren, oder in GeftngnisB w^en eines ans Qe*

winnsucht begangenen VergeheTis) verurtheilt war, und die andere

Partei dies nicht wusste, und im letzteren Falle auch begründeter-

weise vorausgesetzt werden kann, dass sie die Ehe, wenn sie hievon
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Kenntniss hat, nicht oreschlossen hättp« {dies ist eine Neuerung);

e) »wenn der Gatte seine Frau von einem Anderen ausserehelich

geschwängert findet und hei der Schliessung der Ehe dies nicht

wosstec {ebenfalls eine Neuerung).

(fis gibt wohl Canonisten, welche in sehr irriger Weise die

unter d) und e) angefMurten Umstände auf den weiter unten bei deo

kireblicheu UtttdenuneD inb c) enthaltenen Irrtham torflckinfahreii

wflniolwit)*

In Eaige von Irreßhrwig §. 76. — wem die Inefllhring sieh

anf weeeoilich penOnliche Bigemehaflen der anderen Bbehftlfte be-

riebt, nnd diese aadere EhebSlfte die IrreAbmeg her?oifemfen bat,

oder wusste oder wissen iniisste, dass die IrrsMbrnng von eioem

Dritten stammt, nnd es begrflndeterweise nicht angenommen werden

kann, dass der Irregeführte die Ehe auch ohne die IrrefKhrnog ge-

schlossen hätte. c {Dies ist eine Aenderung).

II. Wegen Zwanges — §. 74. — »wenn die Ehe seitens einer

Partei unter dem Drucke eines Zwanges oder in Folge der, durch

eine Drohung unberechtigterweise hervorgerufenen begründeten Furcht

geschlossen wurde. c {Die Bedingungen sind paraUelj,

III. Dies wurde durch §. 55. aufgehoben.

IV. Siehe ooten in der Denkschrift selbst unter Ic).

(Dies war also immer privatrechtlicb und enthält eise Modi-

fication, welche wohl im alten Kirchenrechte vorhanden war; ein

wichtiger moralischer Grnnd ?erlangts nnd verlangt anob jetst die

Abelimniif.)

V.' AlvbandlnngsnnAbige Peisonen »kOnoen keine Ehe scbliesasn

— §. (§• 64): I. Personen vnter swOlf Jahren — §. 149 a) —

,

es gibt jedoch eine Genehmigung — §.64. — 2. Personen anter

achtzehn bis sechzehn Jahren — §. 8. (vergl. §§. 72, 77 und 78);

3. zur Ehe von Personen unter zwanzig Jahren ist (zur Giltigkeit

der Eheschliessung im Sinne des §. 21) auch die Einwilligung der

berechtigten Eltern und in Folge des §. 11. und bei §. 10. die des

gesetzlichen Vertreters, wenn dieser aber nicht der Grossvater ist

und keines der Eltern am Leben ist, auch die vormundschaftsbehörd-

liche Genehmigung nothwendig — §. 13 — ; 4. Minderjährige (also

von zwanzig bis viemndzwanzig Jahren), ohne Einwilligung des ge-

setzlichen Vertreters — §. 10. — (vergl. §§. 73, 77, 78, 80 und 151).

(Hier wird die Binwilligung der Eltern erfordert, damit die Ehe

nicht verboten sei ad liceitatem— §. 21 —). Als bandiuBgsnnttbig

^ §• 2^; die Qeisteslnranken oder anders, des Oebrancbes ihres

Yerstaades Bemnbte, so lange diseer Zustand andanwt ^ §. 149 b) —

;
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:iu< li Iiier kann emo Gntlieissunjj p];itzjjreifeu — §. 64 — ; 6. ebenso

auf Grund des §. 9. die im Punkte a) des §. 28, Gesetzartikel 20: 1877

(wenn sie geisteskrank oder taubstumm sind und sich durch Zeichen

nicht verständlich machen können) unter Curatel Stehenden — §. 149c);

eü gibt eine Gutheissang — §. 64 — ; 7. auf Grund desselhen §. 9.

Jene, deren Slellnng unter Caratel entapreebend dem §. 1, Gesell

artikel 6: 1885 (welche anf Grund des Punktes a) §. 28, Gesits-

artikel 20: 1870, aaeb zar Zelt der Minderjährigkeit eingelaitet wer-

den kann) schon Torhergftngig angeordnet «rnrde — §. 140 a) und

ferner 8. Jene, deren Minderjährigkeit aus den im Punkte a) §. 28,

Qesetsariikel 20:1877, angefittirien Gründen verlängert wurde

(Vergl. §. 64).

(Cn«l hier muss bemerkt werden, dass von dem Hindernisse 2

df^r Justizminister dispensiren kann — §. 33 — . Die mit dem

Hindernisse suh 2 geschlossene Ehe kann angefochten werden —
§.72 — ,

jedoch kann auch eine nachträgliche Dispensation or-

folfifon — §.86 — bis zum entwickelten Alter (Was ist darunter

zu verstehen?), ausnahmsweise — §. 8 — . Die Normen der £in-

willignng sind bei den Fällen sub 3 und 4: Die Bin willigang der

Eltern gebfihrt dem Vater; wenn ein solcher nicht existirt, der

Hntter, welche dem Brsteren im Falle der Scbeiduag oder der Tren-

nung bexfigUeh der in ihre Pflege gegebenen Kinder vorangeht. Sie

gebührt den Ritern nicht während einer Adoption und wird als nicht

existirend betrachtet bei Eltern, welche durch einen körperlichen

oder Verstandesfehler, oder ^nrch Fernsoin dauernd verhindert (was

die VormundschaftsbehOrde feststellt), oder der väterliehen -Gewalt

b4!raubt sind, ausgenommen, wenn dies wegen der Vermögensver-

waltung geschehen ist — §. 11 — ).

(Die verweigerte Einwilligung substituirt die der Vormund-

Hcbaftsbehorde — §. 12 — , welche nicht ohne Anhörung des

Minderjährigen und ausschliesslich in seinem Interesse entscheidet

- 8- 14 -).

(Man sieht also, wie die zu grosse Aasdehnung der elterlichen

Opwnlt dahin fuhrt, dass deren Gewalt unter Vormundschalt ge-

stellt wird. Die £he kann wegen des Mangels der Binwilligung von

den Parteien, von den lur Genehmigung Berechtigten und von der

VormundsohaftsbehOrde angefochten werden, welch letitere die meiste

Gewalt hat — §9. 77 und 80

(Bs gibt aber eine nachträgliche Duldung — gg. 88 und

auch eine nachträgUclie Genehmigung — §. 87 —, Ausnahme g. 89).

(Dia unter dem Punkte 1 und in den Punkten 5 bis 8 er-

Arohtv ISr KirobtoNdit. LZZI. 10
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wähnten Umstände hören nach Aufhebung der Handlungsunfähigkeit

und durch Genehmigung vor Aufhebung der Ehe auf, jedoch mit

einigen Ausnahmen — §.64 — , in welclien auf eine ganze Menge

Pftragrapben Berafang geschieht, so dass es nicht leicht ist, zu ver-

atohen, warnm ein jeder derselben citirt ist, ond wie diese Pa-

ngrtpben bei der Oenebmigong entsprechend angewendet werden

sollen).

(Die Bhe, welche gegen den Punkt 1 nnd gegen die Pnnkte 5

nnd 8 geschlossen wnrde, ist nichtig, die gegen die Plinicte 2 bis 3

geschlossene Jedoch anfechtbar).

YI. Hiefon wnrde Umgang genommen.

VII. »Es kann keine neue Ehe vor Aufhebung oder Ungiltig-

keitserklärung der früheren Ehe geschlossen werden« — §. 17 —

;

nach §. 18. jedocli »ist §. 17. nicht anzuwenden,« a) wenn die frühere

Ehe nichtig ist, oder b) wenn die eine Ehehälfte die neue Ehe nach

der Todeserklärung der anderen Ehehälfte schliesst, ausgenommen,

wenn bei Schliessung der neuen Ehe die eine der Ehehälften wusste,

dass die für todt erklärte noch lebt {wenn also Mne der Eke-

Hälften dies umssie, dam kann die Ehe geeehioeem^ werdem: das ist

eim Bigamie).

Die gegen §. 17. geschlossene Bhe ist nichtig — §. 65
Die dreifbche ünterscheidnng des canonischen Rechtes beseitigt also

die Vorlage. Femer hOrt die Bhe auch durch richterliche Auflösung

auf. » §. 95 b).

vm. Dies ist nach §. 29 nur ein eheferbietendes Hindemiss.

IX. Nach §. 29. ist auch dies nur eheverbietend.

X. Miteinander können keine Ehe schliessen : Personen , von

denen die eine unter Mithilfe oder Einwilligung der anderen an dem

Bhegefährten der letzteren, oder an dem eigenen einen Mord, oder

eine absichtliche Tödtung begangen, oder ihm nach dem Leben ge-

trachtet hat — §. 19 —. Die derart geschlossene Ehe ist nichtig.

Es ist nicht klar angegeben, dass die Eheschliessung das Ziel ist.

Mit der sub 1 und 2 angegebenen Modification ist nach §§. 25 und 27

»die Bheschliessnng unter jenen Personen verboten, welchen das

trennende Urtheil die Bheschliessung miteinander wegen Bhebmches

rersagt hatc §. 25 »Die Bheschliessnng ist Torboten swi-

sehen einem Bhegatten und jener Person, welche wegen eines» an

einem anderen Bhegatten m Aufbebung oder Ungiltigkeitsericlimng

der Bhe begangenen Mordes, oder dessen Versaches, oder der Theil-

nebmerscbafk an demselben verurtheilt wnrde« — §. 27 —

.

XI. Von diesem Hindernisse hat der Entwurf abgesehen , und
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kann dasselbe höchstens in den Begriff von Zwang und Forcht ein-

bezogen werden — §. 74 —

.

XII. 1. Oline Rücksicht darauf, ob die Abstammung eine ge-

Hetzliche ist oder nicht, können keine Ehe schliessen a) Blutsver-

wandte in directer Linie
; b) Geschwister , selbst dann nicht, wenn

nur ihr Vater oder ihre Mutter geraeinsam ist — §. 15 —

.

(Das Hinderniss sab a) erstreckt eich , wie es scheint, gi^mäse

§. 153. nur bis zum ersten und zweiten Grade. Die gegen §. 15.

jiteaoliloeeene Ehe ist nichtig — §. 65 —, hingegen iet das Hinder-

niss der gemischten Seitenverwandtschaft nad der Blatsverwandtsehaft

f/IIT. Grades gemlss der §§. 22 und 158 nnr ein Yerbietendes).

2. Der Gesetientwnrf Iftsst dieses Hindemiss fallen;

3. dieses Hindemiss ist mit «ner Modification im §. 23. als

verbietend anfgenommen,

XIII. Es kann auch nach Aufhebung oder Ungiltigkeitser-

klärnng der Ehe keine Ehe mit den Verwandten des Eliegefährten

in t(erader Linie (Punkt a) — §. 15. — bis zum zweiten Grade ge-

schlossen werden» (wie dies aus §. 113. hervorgeht) — §. 16 —.

Die derart geschlossene Ehe ist nichtip^ — §. 65 —

.

(Die Schwägerschaft in der Seitenlinie ist daher aufgehoben

und auch die in der geraden Linie erstreckt sich nur auf den

l/II. Grad.

XIV. Wird vom Gesetzentwürfe beseitigt.

XV. Der Oesetaentwurf sieht von diesem Hindemisse als einem

eichen ab. Bs ist jedoch anstatt dessslben eine andere, noch

strengere Form vorgeschrieben, als die Tridentiner Form — §. 54 —

.

Die gigen diese Form geschlossene Bhe — §§. 44 und 60 — ist

nichtig, ja ^e kann sogar ausnahmsweise auch vor Erbringung des

Nichtigkeitsurtheiles als nichtig betrachtet werden.

(Die kirchliche Form wird ignorirt. Hingegen zwingt §. 145.

den Geistlichen unter Androhung einer schweren Strafe, seine Gläu-

bigen zur Schliessung der von der Kirche nicht auerkannten und

verdammten Civilelie sell)st /u drängen).

I>er Gesetzentwurf statuirt, während er kirchlich verbietende

Angelegenheiten g&nalich fallen lAsst — die l)ärgerlichen Ver-

kündigungen schreibt er wohl vor — g§. 31, 39 — und an die

Verlobung knüpft er blos ein Ruckforderungs- , ja sogar ein Ent-

schftdigiingsrecht ~ 8§. 4 bis 6 — eilf verbietende Hindernisse^

and swar in den §§. 31 und 20 bis 30, welche oben schon ange*

mhrt sind.

Nach dem kaihoUaaim S^rckemreehie ist die Ehe mdl%.
10*

Digitized by Google



148 Card. Schlauch über ungar. CityiUhe-Geaetzentieuif.

A) In Folge Mangels der gegenseitige)} Einwilligung

:

I. In Folge eines Irrthums, wenn dieser 1. wesentlich ist, das

heisst die Person des künftigen Ehegatten lietrifft, und wenn der-

seihe 2. wohl nicht wesentlich ist, d. h. sich auf die Eigenschafteji

des künftigen Ehegatten hezieht; der letztere Irrthura hildet jedoch

nur in diesen folgenden drei Fällen ein trennendes Hinderniss

:

a) Wenn der Irrthum eine solche Bigenschaft der einen 'Partei be-

trifft, welche die vorher ausgesprochene nnd unerlftssliche ßedingniig

der Giitigkeit der Ehe bildet; h) wenn dieser sich auf den Sclaven-

xmtand hezieht, ond c) wenn die Bi^nschaft, auf welche der Irr-

ihnm sich bezieht, aaf die Person selbst znrfickwirkt.

IL In Folge von Zwang nnd Fnrcht, wenn der Zwang 1. eine

starke Furcht henrorgemfen hat, 2. angerecht ist; wenn 3. die Furcht

aus irgend einer ftusseren Ursache entsprungen ist und sich 4. direct

auf die Erzwingung der Eheschliessnng gerichtet hat.

III. In Folge Mangels der Bedingung. Dieshezüglich kann je-

doch heutzutage hischöfliche Licenz angesucht werden.

B. Wegen der Unmöglichkeit de.'^ gegenseitigen Consetises

:

IV. In Folge von Impotenz, wenn diese 1. vor der Ehe be-

stand , 2. unheilbar ist und 3. nach dem Unterschiede zwischen ab-

soluter und relativer Impotenz.

V. 1. Aus Mangel des ndthigen Alters, 2. aus Mangel der

.geistigen Gesundheit und des Bewnsstseins.

Der Altersmangel bestand nach dem römischen Rechte bei den

Mftnnern bis zur Vollendung des vierzehnten, bei Frauen bis znr

Vollendnng des zwölften Jahres, aber malitia snpplet aetatero.

C) Wegen UnffeteteUekkeii des geffemeUigm Ccmeamm ist die

Eke ungiltig:

VI. In Folge von Qlaubensverschiedenheit— cultus disparitas~
zwischen einem getauften nnd einem ungetauften Individuum.

VII. Wegen eines bestehenden ehelichen Bandes, welches Ban«l

1. aus einer zwischen Christen in giltiger Weise geschlossenen nnd

consumirten Ehe, 2. aus einer zwischen Chri'^ten in giltiger Weise

geschlossenen , aber nicht consumirten Ehe und 3. aus der giltigen

Ehe von Nichtchristen entspringt.

Bezüglich des Paniites 2 sind die .Ausnahmen des feierlichen

Ordensgelfibdes und der päpstlichen Dispens, bezüglich des Punktes 3
das sogenannte Privilegium Paulinnm gestattet.

VIII. Wegen der höheren kirchlichen Weihe.

IX. Wegen des feierlichen Ordensgelfibdes.

X. Wegen eines Verbrechens, welches 1. aus einem Bhebniche
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oder dem Versprechen, oder dem Versuche der Ehe, 2. aus einem

Khebruche und aus Gatteuraord mit Theilnahme der einen Partei

und 3. aus Gattenmord mit Theiluahoie beider Piurteieu stammt.

XI. Wegen Frauenraubes.

XII. Wegen Verwaudtschalt, und zwar 1. iu Folge Blutsver-

waodtscbaft a) in gerader Linie in's Unendliche, b) in der Seiten«

linie vom I./Il. Grade; 2. in Folge des Hindernisies der geistigen

Verwandtächaft, weiche durch die Spende der Sacraraente der Taufe

and der Firmoog entsteht; 3. in Folge des Hindernisses der bflrger-

licben oder gesetslicbeD Verwandtschaft, welche besteht a) swiscben

dem Adoptanten nnd dem Adoptirten und dessen snr Zeit der

Adoption anter seiner vftterliohen Macht stehenden Descendenten,

b) zwischen dem Adoptirten und den unter der väterlichen Macht

des Adoptanten stehenden gesetzlichen Kinderfi, c) zwischen dem

Adoptanten und der Gattin des Adoptirten und vice versa — bürger-

liche, legale Seil wägerschaft.

XIII. In Folge des Hindernisses der Sch wägerschalt, welche

a) in der gesetzlichen geraden Linie bis in's üneudliche, b) in der

gesetzlichen Seitenlinie von I./III. Grade und c) iu der ungesetz-

lichen Linie von I./II. Grade sich erstreckt.

XIV. In Folge Hindernisses des öffentiicben Anstandes, weU
cbes a) ans der giltigen Verlobung bis zam ersten Grade, b) aas der

giltig geschlossenen, aber nicht consomirteii nod c) aos der ungUtig

geschlosseaen Ehe, ansgsnommen, wenn der gegenssitige Consens ge-

mangelt hat, bis znro vierten Grade sich erstreckt

XV. fn Folge des GLindernisses der ChtndestiDitftt, oder

mangels der Tridentiner Form.

Die kirchlichen verbietenden Hindernisse sind: 1. die Verab-

aäumung der Verkündigung, 2. die Verlobung, 3. der Advent, 4. das

Eheverbot, 5. das einfache Gelübde, Ordens- oder Privatgelubde und

l). die verschiedene Religion.

Die Denkschrift selbst besagt:

Der Gesetzentwurf ist geeignet, in Ungarn tiefgehende Ver-

änderungen hervorzurufen. Indem er alle bisher bestandenen , auf

die Ehe bezöglichen Rechtsverhältnisse als nicbt bestehend betrachtet,

will er nach ganz neuen Principien, auf einer ganz neuen Basis,

nicbt auf die Jahrhonderte alte E&echtsentwicklong sich sttttiend,

sondern auf Grand der heute noch nicht aosgegohrenen, in Ungarn

aber nur auf den jnridischeo Kathedem vorgetragenen Frineipien des

idealen Rechtsstaates ein Eherecht schaifen.

Dass dieser Versuch die rechtliche Festigkeit der Ehe and da-
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mit die moralische Basis derseUien erschüttern werde, darfiber Iftwt

eier Umstand gar keinen Zweifel aufkotnmpn, dass der Gesetzentwurf

eine Institution , welche nahezu zwei Jahrhunderte hindurch auf re-

ligiöser Basis heruht, in welcher die Völker Ungarns hisher die Ge-

meinsamkeit des göttlichen und des ?uenschlichen Hechtes sahen und

in welcher sie das am meisten privilegirte Asyl der Gewissensfrei-

heit verebrien, mit einem einzigen Federzuge von der Quelle trennt,

auB «eleber diese bisher sich genährt hat, dort tabula rasa macht,

wo der so viele Jahrhunderte alte Beehtsnaos, so viele Familien-

tra^Uioiiin, ao viel Anhioglichkeit und Piet&t jenes moraliscke

Ktpilal aafgeliftnft haben, welehes die uagarische GesellsehafI hisher

als einen die Nation erhaltenden Factor eifersCtehtig bewahrt hat.

Der Gesetzentworf ?erletst nicht blos die religiösen Gefllhle

der Katholiken, sondern anch das Oewissen Anderer, in Majorität

befindlicher Bflrger, ansgenommen vielleicht das Gewissen weniger,

in verschwindender Minderheit befindlicher, ihrer Religion gegenüber

i^'leichgiltiger Katholiken und das der Protestanten , welche die Ehe

als eine bürgerliche Institution betrachten, obwohl auch bei diesen

ansehnliche Stimmen sich gegen denselben erhoben haben.

Dass hiedurch der Gesetzentwurf mit seinem eigenen Principe

in Widerspruch geräth, ist klar; denn das Grundgesetz des Hechts-

staates — von dessen Idee der Gesetzentwurf ausgeht — ist die Ge-

wissensfreiheit. Die oontemplirte Civilehe aber zwingt die Katholiken,

und man könnte sagen — mit Ausnahme der drei Millionen Pro-

testanten — zwingt sie swOlf MilUoDcn Christen, sich mit Verlang-

nnng der Dogmen ihrer eigenen Beligion vor eingebildeten consti-

tntionellen Gmndsätien in beugen. Sie fordert von diesen swOlf

Millionen Christen, dass sie die staatlichen Gesetie fttr giltig, ihre

eigenen kirchlichen aber fttr ungiltig anerkennen. Sie wAnscht, dass

das Schwergewicht der Ehe , die ausschliesslicbe Rechtskraft der-

selben in den Willen des Staates übertragen, die christliche Ehe

aber als für den Staat nicht bestehend betrachtet werde.

Durch all dies wird der ethische Charakter der Ehe zerrüttet.

Da die starren liechtsnormen die allein entscheidenden sind, ver-

schwindet die moralische Würde der Ehe. Wie kann man von Re-

ligions- und Gewissensfreiheit sprechen; wie kann man behaupten,

dass Niemand zu einer Handlung gezwungen werde, welche seiner

religiösen Ueberzengong widerspricht; wie kann man ?on Freiheit

der Kirche sprechen; wenn der wichtigsten Angelegenheit — wie

der Schliessuig der kirchlichen Bhe vor dem eigenen Seelsorger —
alle baigerlichen Folgen verweigert werden? ! Die bflrgerliche Gldch-
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heit liegt nicht darin, dass alle Bürger des Vaterlandes in das

Prokrustesbett eines unerbittlichen Gesetzes gezwängt werden , son-

dern darin, dass Jeder in dem, ihm durch das Gesetz gesicherten

Kechtskreise sich frei bewegen könne. Dies aber wird ebeo durch

den Gesetzentwurf unmöglich gemacht.

Ungarns Völker machten auch bisher von dieser Freiheit Qe-

braoch, indem sie aof Grund ihrer eigenen Rechte die Ehen schliessen;

— das Cbaoe, welebes in jüngster Zeit angeblich herrsoht, ist nicht

aas der nftcfateraen Anwendnog dieser Freiheit, sondern tos tiefer

liegenden Ursachen entstanden, nnd dieses übertrieben und künst-

lich dargestellte Chaos wird in Folge dieses GesetMntworfos nicht

anfbüren, sondern mlniehr zanehmen — was ans der folgenden

Uaterbreitang klar hervorgeben wird.

I.

Der erste Theil des Motivenberichtes hebt hervor, die Ursache

der gegenwärtigen Wirren liege darin, dass die Staatsmacht es ver-

absäumt hat, sich im Laufe der Jahrhunderte ein einheitliches Ehe-

recht zu schaflFeu, sondern es zuliess, dass die vielerlei mit einander

in Widerspruch stehenden und zu allerlei Missbräuchen Aulass geben-

den confessionellen fiherechte und Jurisdictionen entstanden sind. Die

hieraus hervorgegangenen Wirren haben die Würde und Festigkeit

der Ehe heute schon so sehr untergraben, dass das einheitliche staat-

liche Bherecht berdts eine nnamgingliche Nothwendigkeit ge-

worden ist

Die Qeschichte ist ein weiter Mantel zur Verhüllmig der in-

diTidneUen Ansichten. Wenn wir aber die Sache näher prüfen, sehen

wir, dass die Wirren der heutigen Sitoation aus einer ganz and««n

Ursache entspringen;

denn

Ungarn hatte ein einheitliches Eherecht, nämlich das canonische

Hecht. Diese Einheit hat die Staatsmacht Jahrhunderte hindurch

gegen alle Angriffe vertheidigt, sie hat dieselbe eine lange Zeit,

auch dann noch vertheidigt, als die Reformation in Ungarn schon

Fuss gefasst hatte. Da der ungarische Staat ein katholischer Staat

war, war auch sein Eherecht ein katholisches, und als er es nicht

angab , dass dieses Recht seitens der Protestanten gestürzt werde,

'

bewahrte er nnr die Festigkeit seines eigenen staatlichen Ueselzea.

Dies konnte der Staat mit um so grosserem Bechte thnn, weil

der Protestantismus, welcher lange Zeit hlndnrcb nnorganibiit war,

kein eigenes Bherecht hatte. Der Staat konnte alao den indlTlduellen
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od«r parfcieokurnüiolien Neignsf^o, welche mit der daHuHj^en, durch

Ti^ Jahrhunderte eiogewnnelten LebeDsaoechaoiing im Wider-

spmohe staadan, schon im Interesse des Staates nicht nachgeben.

Wenn es einen Kampf gab, so war dies kein Kampf des Staates im

Interesse des Schutzes der eigenen Macht j^^et^en die Kirche, denn

damals war die Theorie des Rechtsstaates in ihrer heutii,a'n Auf-

fassung noch unhekaniit, sondern es war ein Kampf des damaligen

katholischen Staates gegen «leii sich ausbreitenden, zersetzenden Pro-

testantismus, un(i wer in Ungarn die Gesciuclite der Entwickhuig

des Eherechtes schreiben will, der mus« den Kampf des Protestantis-

mus gegen den katholischen Staat und gegen das katholische Ehe-

recht desselben beschreihen. Der ungarische Staat liess das einheit-

liche Eherecht selbst damals noch nicht zerrütten, als er den Wiener

(1608) und den Linier (1647) Friedensschlnss inarticnlirte ; denn er

konnte neben dem »liberum religioois exercitinmc den Protestanten

nnabhiiigige Verffigungsrechte in Bhesachen gewähren, da ihre nur

langsam forachreitende Organisirung keine genftgende Oarantie f&r

die .Festigkeit der Juriadictieii in Ehesachen bot

Carl HI. konnte wohl befehlen — wie die Motivirung es be-

hauptet — dass die Consistorien die Ehen der Protestanten nach

ihrer rechtlichen Auffassung beurtheilen sollteu, aber ein Resultat

konnte dies in Ungarn eben aus ilen erwähnten Ursachen nicht haben.

In Siebenbürgen, welches damals noch eine von Ungarn abge-

sonderte Legislative hatte, haben die dortigen Protestanten sich ihre

Gesetze schnell erkämpft, und zwar aus zwei Qrflnden: weil sie früher

eine geregelte kirchliche Organisation hatten, und weil unter pro-

testantischen Herrschern von dem katholischen Eherechte im eigenen

InterssM derselben Abstand genomuMn wmrde. Das ooBfessioneile

Eherecht wurde dort schon zeitlich in's Leben gerufen, aber nicht

als staatliches Recht, sondern als protestantisches Recht: die Fürsten

sind nicht nach den heutigen Staatstheorien ?orgegangen.

AU dies kann als Verfolgung und Unterdrückung der Pro-

testanten dargestellt werden ; in Wahrheit aber war es nichts Anderes,

als die Vertheidigung des katholischen Staates gegen die Zersetzung

des einheitlichen Eherechtes und die Verhinderung jener Wirren,

deren Zeugen wir heute sind. Das im Jahre 178G erlassene Patent

des Kaisers und Königs Joseph II. entstand unter jenen Eindrücken,

welche die Philosophie des achtzehnten Jahrhunderts auf diesen aus-

geübt hat. Die Säcularisation des Eherechtes, die Errichtung der

Suprematie des Staates über die Kirche und iti Folge dessen das

freie Yerfögungsrecht desselben besüglich der Ehe wurde durch die
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Schriftsteller der damaligen Zeit verbreitet. Das Patent aber hat die

religiöse Natur der Ehe nicht ii^norirt, es hat nur ileui Staate einen

«grösseren EiuHuss 7,ugesclirit.'l)en. In OestHrrt-ich hat dasselbe dem

zweiten Theile des bürgerlichen Gesetzbuch»'« als Basis gedient, in

Ungarn wurde es das Ehegesetz der Protestanten, welches im Jahrn

1791 auch inarticulirt wurde.

Dies bildete das erste Moment in der Geschichte der Zerrüttung

des einheitiicbw uogarieehen staatlichen fibereehtes.

*

Das Jahr 1790/91 bildet in der Geschichte des Kberacbtee einen

Wendepunkt. Das Patent Joseph's II. regelte auch das Bherecht der

Protestanten, und da der Staat hierin eine gewisse Garantie sab,

war er berait, den Proteetanten in dieser Biclitiuig anoh weitere

Goncessionen xu machen. Als aber der Staat dies that, schwebte

ihm nicht die Organisation des rein staatlichen Eherecbteü vor, noch

aber jener ideale Rechtsstaat, welcher den Staat als Urquell allen

itechtes betrachtet hat. Aber auch die Protestanten kämpften gegen

das katholische Elifrecht , nicht iin Namen oder im Interesse der

Staatsgewalt, sondern im Interesse des Ausbaues ihrer eigenen Or-

ganisation und der Vermehrung ihrer Hechte.

Das confesaionelle kirchliche Ehereebt, welches den Protestauten

gewährt wurde, ist in dem Gesetze vom Jahre 1790/91 gesichert.

Paakt 11 des Gesetzartikels 26 gestattete näoilich den Protestanten

zor firledigoag ihrer fihe-Angelegenhetten eigene Gerichte, und bis

sie diese organisirsn wQidea, bftiten die weltlichen Gerichtshöfe jene

Agmiden zu erledigen; ~ Punkt 15 verfBgte bosfiglieb der ans llisch-

eheo geborenen Kinder derart, dass alle von einem katholischen

Vater staamiettden Kinder katholisch sein mttssen , wenn aber die

Mutter katholisch ist, können die Knaben in der Religion der Mutter

erzogen werden; — Punkt 16 unterwirft die Mischehen den katho-

lischen Consistorieu, da es sich hier ura ein Sacrament handelt. Der

Legislative vom Jahre 1790/91 schwebte als oberster Gesichtspunkt

die Aufrechterhaltung des Eherechtes des katholischen Staates vor.

Sie wollte nur insofern nachgeben, als es das damalige Staatsinteresse

erheischte. Die liberalen Ideen, welche damaU aas Frankreich her-

ftberströmten , manifestirten sich schon in dem damaligen Reichs-

tage; die Säcularisation der Ehe war kein unbekannter Gedanke

mehr, doch dachten die Protestanten ebensowenig daran, wie die Ka>

tholiken. Jena wünschten ein confessionelles Kherecht, diese aber

hielten an dem Dogma der UaanflOebarkeit fest.

Dass hieraas einige Anomalien entstanden, dass sowohl bezfig-
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lieb der Oilügkeit der Ehe tls bezäglich der BniehaDg der Kinder

fortwftbrend Oegensitie aafUncbten, wird Niemand in Abrede stellen.

Es kann es aber aaeb Nieraand in Abrede stellen, dass vierzig Jahre

laug zwischen den Coufessionen Friede geherrscht hat. Der Staat hat

durch höhere Verordnnngen auf dem kirchliclien Kecbtsgpl)iete der

Proteatanten verfügt und konnte sicli hiezii berechtigt fühlen; denn

es ist ein protestantisches Priucip , dass die Khe eine weltliche An-

gelegenheit ist, welche in den Wirkungskreis des Staates gehört.

Die katholiachen CoosiotorieQ sind in Mischehen nach katholischen

Rechtsnormen vorgegangen, weil sie auch die Protestanten als Cbriaten

betracblen, welche dem Icircblichen Ehegesetie nnterliegeo. In rdn

prdteatantiseben Bben baben die Conaiatorien nicht genribeilt, denn

diese ibre Competeni bOrte mit dem Qesetiartikel 26: 17iK)/9l anf,

und so ist also die Klage, dass die Consistorien das Princip der

Unauflösbarkeit anf die Protestanten angewendet baben, gmndloa.

IKe andere aber, dass bei Uebertritten die Reeopnlatiott angewendet

worden wftre, konnte in ausnahmsweisen F'ällen zutreffen, was jedoch

einer Erklärung bedarf. Die Unterdrückung der Protestanten, die

Verletzung des »liberum religionis eiercitiuni« ist nur so zu ver-

stehen, dass der katholische Staat lange keine Neigung gezeigt hat,

in die selbstzersetzenden Velleitäten einzugehen. Auch war nicht

dies die einzige Ursache, welche die Protestanten bewog, den Kampt

gegen das einheitliche Eherecht fortzusetzen, sondern es war aneb

die derartige Regelung der Mischehen und der Erziehung der aus

diesen herrorgebenden Kinder, welebe die Protestanten im OeMble

ihrer Minderheit bewog, die Yerringening ihrer Gläubigen su Ter*

bindern und die Ton ihnen ao sehr gewQnscbte Parität ansustraben.

Die Frage der Misebeben kam auf dem 1882/96er Beicbstage

wieder aufs Tapet, doch eriblgts damala keine meritorische Verfagung.

Im Jahre 1841 trat in dieser Angelegenheit eine grosse Ver-

änderung ein, welche die Mischehen seitens der katholischen Kirche

auf Grund solcher Principien regelte, die für diese auch heute ent-

scheidend sind, seitens der Protestanten aber fortwährenden Angriffen

ausgesetzt waren, welche fortwährenden Angriffe die ungarische Le-

gislative auf jenes Gebiet drängten, auf welchem diese, immer weiter

fortschreitend, den §. 12 des Gesetzartikels 58: 1868 schuf, der, wie

die Erfahrung zeigt, nothwendig Wirren hervorrufen ronsste.

Es sei mir gestattet, beiüglicb des Wesens der Sache das

Folgende vonnbringen, woraus bervorgeben wird, wie uagerscbt die

Argumentation des Motivenbericbtes ist«
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Vor dem Tridentiner Concil war es wohl beznglicli der Ehe

geboten , dass dieselbe angesichts der Kirche geschlossen werde und

die Parteien <len Segen derselben verlangen müssen. Diese Form

der Schliessung war jedoch nicht als Be*lingung der Uiltigkeit hin-

gestellt. Viele schlössen die Khe mit Umgehung der Kirche. Hieraus

eotsUnden bezüglich der Hechtskraft der Ehe zahllose Proceoe ODd

es waren auch die Fälle der Bigamie nicht selten. Dazu kam noch,

dass die Protestanteo in Befolgung der Lehren Luther*« and CalTin*8

die Bbe der Kirehe entzogen nnd daher die Ungewissheit noeb mehr

steigerten.

AU dies zwang die Kirche, die ohne eine gewisse Form ge-

sehlossenen Ehen — welche sie »matrimonia clandestina« nannte —
fernerhin fSr ungiltig zu erkiftren nnd die 0i1tigkeit der Bhe»

Mcbliessung an strenge Formen zu binden. Sie erklärte daher, dass

jede Ehe, welche nicht vor denj eigenen Seelsorger und nicht vor

mindestens zwei Zeugen geschlossen wird, ungiltig ist.

Da jedoch dadurch die Ehen der Protestanten aus dem Grunde,

weil diese sich von der katholischen Kirche losgerissen hatten und

die Jurisdiction derselben nicht anerkannten, ungiltig gewesen wären,

machte das Concil die Qiltigkeit dieses seines Beschlusses davon ab-

hängig, dass derselbe in jeder Pfarre besonders pablicirt werde.

Dort also, wo diese Pnblication erfolgte, war die Tridentiner Form

die entscheidende, wo dies jedoch nicht der Fall war, dort waren

aaeh jene üben gütig, welche entsprechend der, ror dem Tridentiner

Coneil tIbHchen Weise geechloesen wurden.

Nach dem Tridentiner Concil gab es daher zweierlei Bhen:

die nach der Tridentiner Form geeehlossenen nnd die sogenannten

formlosen Ehen.

Da die protestantische Religion zur Zeit des Schlusses des

Tridentiner Concils schon sehr und auch schon in unserem Vater-

lande verbreitet war, konnte Tuit der Zeit die Thatsacbe der er-

wähnten Publication nur schwer constatirt werden, und so wurde oft

die Giltigkeit der Khe der Frotestauten und sogar die der Misch-

eben in Zweifel gezogen.

So richteten zu wiederholten Malen in Holland die apostoli-

schen Vicare Anfragen an den rOmischeo Heil. Stuhl, welchen Vor-

gang sie der Ehe femer gegenflber zu befolgen haben, welche die

Ehe als Protestanten »absqae forma tridentinac geschlossen hatten,

ob sie insbesondere diese nenerlich copnliren mtlssen, nachdem sie in

den 8cheo8s der katholischen Kirche fibergetreten sind, femer, was

Ton der Qiltigkeit der Muchehen zu halten ist.
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Fapst Benedict XIV. lieae diese Fragen unter aeiuem dgenen

Voraitse verliandeln. Im Lanfe der Verhandlung ergaben sich zwei

Dinge: a) dass io den ?erbflndeten Staaten, ciTitates generales, die

Pttblication der Beschlüsse des Concils mindestens zweifelhaft ist;

b) dass gewiss ist, diese Publication sei in einzelnen Pfarren nicht

erfolgt. In Folge dieses Thatbestandes ist es klar, dass die durch

das Trideutiner Concil vorgeschriebene Forin iler Eheschliessung für

die in diesen Städten lebenden Protestanten nicht bindend sein könne,

•lass in Folge dessen diese Ehen der Protestanten giltig sind , und

im Falle des Uebertrittes die Kecopulation wegzufallen habe. Für

die Katholiken hingegen ist der Beschluss des Concils verpflicbtenU,

weil die Ausübung der katholischen Religion dort vollkommen frei

ist. Das Concilgesetz wurde spftter, als die Protestanten von den

Katholiken vollkommen abgesondert waren, iflr die Katholiken puhlicirt.

Auf Grund dessen erltess Papat Benedict XIV. am 14. November

1741 seine berühmte Verordnung, welche aeither mit einigen, * durch

locale Verhftltniaae gebotenen Abftndemngen nicht nur anf Ungarn

ausgedehnt wurde, sondern auch auf mehrere enrop&ische und

amerikaniscbe Staaten, wo ähnliche Verhältnisse herrschten.

Dieser Uescliluss umfasst nicht blos die roin protestantischen,

sondern auch die Miscliehen, und seither herrschen bezüglich dieser

in der Praxis zwei Principien.

Das erste ist:

Dass die geschlossenen oder zu schliesseuden rein protestantischen

Eben, wenn kein anderes canonisches Hinderniss vorliegt, giltig und

unauflösbar sind, und dass daher im Falle des Uebertrittes der Con-

scnsus nicht erneuert werden muss, obwohl dieee £hen ohne die

durch das Tridentiner Concil vorgeschriebene Form geschlossen wurden;

das andere lautet:

Dass die Mischehen »inter catholicos et haereticos,c wenn sie

auch nicht nach der Tridentiner Form geschlossen wurden, and wenn

kein anderes canonisches Hinderniss vorliegt, ebenfalls gütig and

unauflösbar sind.

Und dies ist das Decret, welches Papst Gregor XVI. mit ge-

wissen Abänderungen am 30. April 1841 auch auf Ungarn ausge-

dehnt hat, und in Folge dessen sind die in uijscrem Vaterlande vor

dem Seelsorger der protestantischen Partei und in Gegenwart zweier

Zeugen — also ohne die Tridentiner Form — geschlossenen Misch-

ehen giltig. Diese Verordnung koimte Papst Gregor XVI. für Ungarn

umso I)eruhigter erlassen, weil die Ehen der Protestanten durch das

Patent Joseph's II. und durch den 17^)0/91 ttoichstag gerec;elt waren,

i^iyui^ud by Google



Card, Schlauch über vngar* CivUrhC'OeieUenhDurf. 157

und wpü (lahpr in der Praxis der Fall aasgps^^hlo^sen war, dass hier

»geheiniec Bhen, welche die katholische Kirche für giltig betrachten

Wörde, derart m Stande kommen sollen, dass sie weder 9matricQliric

werden, noch zur Kenntnias der betrefTenden Behörden gelangen.

Der Motivenbericbt weiaa zwischen »geheimen« und dem »matn-

moninm clandestlnnm« keinen ünterachied an madien. D«r letstere

Anadmclc bedeotet die ohne die Tridentiner Fonn geachioteenen

Eben, was nicht gleichbedentend ist mit »geheimer« Bhe. Dies kann

also an keinerlei Wirren oder Verwicklungen Anlasa geben. Am
wenigsten konnte jener, schon lange ansHor Kraft gesetzte Satz Wir-

ren hprvorrnfen: »Sponsalia per concubitura transeunt in matri-

nionium« ; denn der Katholik konnte mit dem Protestanten keine

ijiltii^e Verlohurifj seliliessen, in Folo^e def?sen konnte in üncfarn auf

<irnnd des Tridentiner Concils keine Ehe entstehen, weder eine roin

kiitholische — denn diese wird durch die Tridentiner Form ge-

regelt — noch eine Mischehe, denn die Vorbedingung der An-

wendung dieser Norm: die giltige Verlobung konnte nicht zu Stande

kommen.

Die Notbwendigkeit , die gegenwftrtfgen Wirren zu aaniren,

brachte in Wirklicbkeit der §. 12 des Qesetzartfkela $S : 1868 anf

die OberflSche; verursacht wurden dieeelben aber durch die un-

richtige Deflniiion des §. 8 desaelbeu Gesetzes, durcb das bei Oo*

pnlirung der Miscbehen ftblicb gewordene ungesetzliche Vorgehen

nnd dnreh die bexfiglich der AnflOsnng der Ehe bekundete, jede

nüchterne r.?chtliche AnITassung beschämende Leichtfertigkeit der

ünitarier.

Im §. 12 bestimmte der Staat die Religion der aus Miseheh<»n

stammondpii Kinder — der Rpiscopat opponirte dieser Verfügimg

schon bei Schaffuncf desselben.

Da dieser Paragraph keine Vollzugsciaasel hatte, versuchte bis

1890, also 24 Jahre lang, keine der oft wechselnden Regiernngen

die Durchführung desselben und so ward der religiöse Friede nicht

gesbOft. Nur als die Mtnisterialverordnnng rem 26. Pebruar 1890

das Oesetz gewaltsam durchführen wollte, da schrieen die Eathoilken

auf nnd in 'Felge der immer mehr zunehmenden Unruhe, wie auch

des seitens des katholiechen Klerus an den Tag gelegten Wider-

standes ward es zugleich klar, auf welche Weise das einbeitlicbe

canonisebe Bherecht nnterminirt und einzelne Paragraphen der

1808er Gesetze durch die Regiernnpj und die Judicatur derart intor-

pretirt wurden , dass eine Concordanz mit den allgemeinen Rechts-

normen unn)öglicb wurde.
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Der §. 8, welcher Jiieia Anlais gab, lautet folgenderaMMM

:

»Alle HaDdlongen des üebergetreteney nach selneni üebertrilte

8ind nach den Lehren jener Kirche zu beurtheilen , zu welcher er

übergetreten ist und sind die Principien der von i^m verlassenen

Kirche für ihn in Iceiner Weise bindend.

c

Dieser Paragraph bezieht sich auf die Handlung des Con-

vertiten nacli seinem üehertritte, nicht aber auf jene vor dem Ueber-

tritte. Wenn nan Jemand vor dem Uebertritte vor einem katho-

lischen Geistlichen eine katholische Ehe geschlossen hat, bleibt er

durch diese Ehe gebunden, da ja das Gesetz keine rfickwirkend«

Kraft hat Wird er nun Protestant oder Unitarier, mues ffir ihn die

frflhere Bbe trottdem nntangirt bleiben aaf Grasd der Bechtraorm

:

»contractas oontrabentibiia legem ponitc

Die Unanlltebarkeit iit Mr den KathoUkeB ein Dogma« die

kirehliebe Weibe und das Ordeosgelfibde aber bilden ein ehetren-

nendes Hindemies. Daran hat der §. 8. nichts ge&ndert

Die ungarische Judicatur aber, welche znm grossen Theile ?on

protestantischen Richtern gehandbabt wird, betrachtet das canonische

Uecht als nicht bestehend und indem sie andererseits die allgemeine

Rechtsnorm ignorirte, nach welcher der Richter durch den Bach-

stabon und den Geist des Gesetzes, wie auch durch die Absicht des

Gesetzgebers gebunden wird, hat die Judicatur die Möglichkeit und

Berechtigung der Auflösung der katholischen fiben anerkannt, ein

keine rückwirkende Kraft besitzendes Gesetz gegen den Willen des

Geeetigebers mit rfiekwirkender Kiift bekleidet. Dadorch waehs die

Zahl der aafgeUtoten Khen. Bine Pran oder ein Mann hatten mehrere

am Leben befindlichen BbebftlAsn : die geschiedene fran trug anch

weiter den Namen ihres früheren Gatten; die Legalltit der aas

mehreren Bhen stammenden Kinder wurde iwelfelhaft gemacht; die

Präge der Pensionen eonfnndirte die Behörden, nnd so entstanden

jene Verwicklungen, welche jetzt als Vorwand für die Einföhrnng

der Civilehe dienen.

Hiezu kam noch das Vorgelieu der unit^rischen Ebegericbte,

welche alles Recht bei Seite liessen.

Die Eheleute, welche ihrer Ehe satt waren, können mit ge-

ringen Kosten die Auflösung derselben erlangen, oit sogar ohne jedes

personliche Erscheinen.

Die ungarische Judicatur hat diese Scheidungen fttr giltig an-

erkannt, ohne dass die Begiernng oder die Gerichte gegen diesen

nngesetilichen Vorgang Protest erhoben bitten. Bs wurden Plug*

Schriften Terbreitet, welche fftr die siebenbttrgisehsn Ehen und fttr
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die über dieselben herrschenden Ansichten geradezu Propaganda

machten und zur leichtsinnigen Zerrüttung der Festigkeit der Ehe

Gelegenheit boten. Dass Alles, was dort geschehen, »in fraudem

legis« geschehen ist, dass die Kechtsnormen des »domicilium.c und

»quasi domiciliumc dort gar nicht in Betracht gezogen wurden;

dass dort, abgesehen ?om canonischen Rechte, selbst die gewftlui-

licheten Rechtscautelen nicht beobachtet wnrdea; all dies geoirte

die ungarieelie Jndieatiir niebi

Im entfogengraetiten Steae und dea Nomen des Bechtes sat-

sprechend ist die Ostemichische Jadicatar voifsgaagaa. Sic hat die

siebeabürgiselien Bheselieidangcn nad die aas deasolbea gesogenen

Comeqnensen annnllirt, die nenen 8hen der derart Geschiedenen

nicht anerkannt und so den ungarländischen Urthcilen, wdcho ?on

•len unitarischen Ehegerichten geschöpft wurden, das »Exequatur!

verweigert.

Die Judicatur Oesterreichs hat den Standpunkt eingenommen,

we lchen ich oben bezfiglicb des g. 8 des QesetzartikeU 53 : 1868

erörtert habe.

»Die Rechtswirknngen einer Ehe sind in erster Linie nach

jenem Rechte zu beurtheilcn, ?on dem die She rar Zeit ihrer Sin*

gehnng beherrscht wurde.c

»Nach diesem Gesichtspa^kte nnd Bhcn — denen das sie rar

Zeit ihrer Bingehung beherrschende Becht kraft der swingenden

Natar seiner Bestimmangen, den Charakter, der UaaaflOsUchkjBit aaf-

geprägt, nnd so diesen gans bestimmten Inhalt gegeben hat — als

Bhen sui generis nnd als sddie aach im Fhlle eiaes Wechssls des

Psrsonenstatots (Apostasia) als nicht trennbar m behandeln.t

»Dieser Beurtheilung werden sich zum Mindesten die Kichter

jenes Staates, dessen Recht die Ehe zu einer unauflöslichen ge-

stempelt, nicht entschlagen können.« (Dr. Friedrich Frhr. v. Call

»Ueber die Siebenbürger Ehen.«)

Es ist daher vollkommen unrootivirt, die im gegenwärtigen

Kherechte herrschenden Verwicklungen dem canonischen Rechte zu-

2nschreil>en. Die Ursache der Wirren liegt im Oegentbeile darin,

dass das einheitliche nagarische Bheracht darch die Special-Ehe-

rechte der Gonfessionen durchbrochen wurde nad dass diesen Bechten

ein üebeigawicht über das caaoaiache Becht dngsrliimt wird. Dieses

nnd eine aufrichtige laterprstaftioB aad Anwendung der ungarischen

Gesetze würde eine genfigende Basis rar gerechten Ane^eiChnng der

Gegensfttie bieten. Bs ist natArlich, dass Wirren entstehen, wenn

die Jndicatur sich auf die protestantische AulTassung stfitzt, wenn
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man dem Gesetze Gewalt anthiit. Di<*se Wirren wurzeln aber nicht

im Gesetze, sondern darin, wenn in das Gesetz etwas liinein inter-

pretirt wird, das in demselben nicht enthalten ist.

*

Aus dieser kurzen historischen ZasBmroenfMwing Aiessen fol-

gende Corollarien:

1. Ungftni Iwtte ein einheitliches Eherecht — das canonische

Recht — ; dieses wnrde aber im Lanfo der jüngsten drei Jahrhnndeiti'

dorch die entstaiidenen oonfassionelleii Bhenchte terrftttei.

2. Diese besonderen mfessionellen ESbereobte worden dato b^-

nlltat, die katholisehe Kircbe dorcb den erleicblerten BeligionswMbsH,

•lie verlockenden Shescheidangen and mit Hilfe der Staatsgewalt

dardi die Oonfieeation des Rechtes der Kinderenriehong immer mehr

zn schw&chen ; die aus diesem Bestreben entstandenen Kfimpfe haben

die gegenwärtig' bestehenden Wirren hervorgerufen.

3. Der historische Theil des Motivenberichtes rechttertigt nicht

die Notliwendigkeit der Einführung der Civilehe.

//. In Ungarn besitzt ausser dem canonischen Eherechte der

' Katholiken jede Confession ihr eigenes Eherecht. Diese unterscheiden

sich wohl in den Details von einander, werden sie jedoch principiell

grnppirt, so bieten sie beiweitem nicht jenes Bild der Verwiming,

welobes die Vertbeidiger der Oirilebe stark geOrbt nnd Abertrieben

nns erblicken lassen.

In enier Reihe mnss bemerkt weiden, dass die gfieehiaeh-

'orientalische Kirche die Bhe als ein Saerament betrachtet nnd in

rielen Dingen der katholieehen Anüassung (lalefaiischen nnd griechi-

schen Rttns) nahesteht. Denn sie verlangt nielit blos eine eigene

kirchliche Bhegerichtsbarkeit fnr sich — was ihr äbrigens gesetzlich

zugesichert ist — , sondern sie bedient sich anch in ihrem Gerichts-

verCahren ausser den Normen ihrer eigentlichen kirchlichen Canonf^

zumeist der Handbücher katholischer Kirrhenrechtsgelehrter.

Die Zahl der zu dieser Gruppe gehörenden römisch-katholi-

schen und griechisch-orientalischen Qlftuhigen betr&gt in Ungarn

eilf Millionen.

Das Bherecht der Protestanten beider Confessionen ist in dem

vom Kaiser nnd Ktoig Joseph II. im Jahre 1786 erlassenen Patente

geregelt nnd beruht auf denselben Principien, wie die Bberechte der

Siehenhflrger Sachsen nnd Reformirten.

Die Zahl dieser betrifft 8,400,000.

Das ßherecbt der Unitarier erOffhet den Seheidnngen ein so

weites Gebiet nnd bildet eine solche QneUe von IHrren, dass man
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da ihr Vorgehen für den unmoralischen Religionsschacber so viel

Gelegenheit bietet , da aus dem benachbarten Oesterreich die ehe-

aatten Parteien dahin strömen, trotzdem kein einziger österreichischer

Gerichtshof die durch ein unitarisches Ehegericht erfolgte Scheidung

anerkennt — nicht darüber nachdeakeu moss, wie die andfiren Bbc»

rechte verdrängt werden sollen, sondern vielmehr dartkber, wie diessa»

mit der heiligsten Angelegenheit und der heiligsten Sache getriebenen

MissMochen einen Damm gesetzt werde. Die fltaiiegevmlt, denn
Verfllgangsnckt die protetttntisehen OonfiMeioMn anerkutten, kam
dies dQroh eine einfache Veroidnnag oder dnieh einen kauen legit-

lati?en Akt thnn, ohne die Beehte derselben nnd ohne dio ialigUaen

GeMhle der in enormer Majorität beftadHohen ohriittiehen liawohaer

in ferletien.

Em üebrigen beträgt die Zahl derselben einondseehzig Tausend

und einige Hundert.

Die Ehe der Juden wurde durch eine Hofkanzlei- Verordnung

geregelt, welche dnrch eine im Jahre 1878 erlassene Ministerial-

Verordnung als auch heute noch zu Kraft bestehend erklärt wurde.

Aber all diese verschiedenartigen Eherechte mit ihren eigenen

Geeetien und Gerichten bestanden schon in der zweiten Hälfte dee

vorigen Jahrhunderts. Sie bestanden ganz gnt nebeneinander; jede

Ckmfession ferfligte in ihrem eigenen Wivkangekniie md es gab

keine Gonfüsion nnd Niemand daohte setbat damals an eine (Mfilehe,

als diese Inttttatfon in Fraakraieh eingeflMirt.irarde. Daram, daas

die Bhe in der eompeleiiten Kirahe gesoblosMo imide, ist fir 4ea

Sfeaat nnd die staatsrechlliehen. ZasUnde keinerlei Schaden, keinerlei

Gravamen ontspmngen ; van einer Verwffmng aber, welche elae 'Bin*'

raengung des Staates hervorgerufen hätte, wie dies der gegenwärtige

Gesetzentwurf thut, war keine Spur vorhanden.

Der Staat begnügte sich damit, dass das rechtliche Factum der

geschlossenen Ehe vor ihm constatirt werde, bezüglich welcher er

dann seine bürgerlichen Verfügungen traf. Er schuf eheverbietende

Hindernisse, welche die betreffenden Kirchen respectirten ; er brachte

Gesetze, erliess Verordnungen, verfügte bezüglich der bürgerlichen

Folgen der Ehe, fegelte die Erbfolge und die Adoption. In dem

Geeetihnehe Ungarns ist dennach keiiie Spur davon m finden, dass

deswegen awisehen dem Staaie nnd der Kirche, insbesondsta dar

kathdisohen Kirche, in Betreff des Bherechtes ein Conilot entstandan

wäre. Gab es aber einen Gonfiiet, so war diessr dueh die Fioalilale nnd

jene Bestrebungen der Protestanten hervosgarafen, mH welchen diese

das kathoUseba, staallicha, klrohllahe Bbsracht darohbinchsn «oUten.

ArtUr «br KlTChrandit. LXZL U
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Di« GtgioMta» im beifeeliMite Sheraehte siiid teur niehl

stiober Natur, tes ti« dar nMh dem reelleti Bedttrfnitw sieh rieb-

tenden legislati?eD Politik als Bewe^grand zar vSchafTang eines neoen

Eherechtes dienen könnten. Denn diese Gegensätze existiren eigent-

lich in vielen Hinsichten nur in der Theorie; das praktische Leben

berfibren sie kaum, da sie nie oder nur selten Geltung fanden.

So ist es wohl wahr, dasä nach dem einen Eherechte bei den

Knaben und den Mädchen ein höheres, nach dem anderen ein ge-

ringeres Alter fär die Fähigkeit zu Eheschliessang feitgestellt ist;

trotz disMi Unterscbiedes aber kommt kein Fall vor und ist aacb

in Uogani seit Jabrbandarton kein solcher vorgekommen» dass ein

unter der Qewalt dee eaneiueobMi Beehtce elebendee zv4U^rigee

MIdebeD ea andi nar Tereaebt bitte, eine Bbe m leblieeeen.

Nteb dem einen Beefate iit eine BbeecblieiBang miter einer

Bedingung möglicb, nach dem anderen nicht. Die im Lanfe der

Jahriinnderte gesamoMlte SrCthrang beaeagt es, daaa ana der bloaaen

MOn^icblreit bei ana nie eine Wirklichkeit wnrde, denn bei nna

schliesst Niemand eine Ehe unter einer Bedingung, und selbst wenn

Jemand dies wollte, wäre der copulirende Seelsorger nicht berechtiget,

die Betreffenden zu trauen. Die clandestine Ehe ist nach dem Mo-

tivenberichte für die katholische Partei giltig ; für die nichtkatho-

lische ist sie nach ihrem Rechte ungiltig. Dieser Gegensatz bestand

.ichon vor 1841; in der Theorie wurde er aber nach dem bezeichneten

Jahre noch deutlicher. Dieser Gegensatz hat daher schon eine Jahr*

hnnderte alte Vergangenheit. Schliesst denn aber aoch nur ein Pro-

cent der an Vennfthlendeo clandestine Ehen, bei welchen weder der

kalhoUache, noch der nicfatkalhoMacbe Seelaoiger inter?eniran wflrde?

Derartige Bhen aind dnrch die Sitten unmöglich gemacht Wenn
aber die eifrig forachendeo Fiachgelehrten nnr eine einaige derartige

Bhe anfweiaan konnten, welche — weil der Seelaoiger anm Todten-

bette dea Betraflbnden nicht gelangen konnte — in Gegenwart aweier

Zengen geechhMaen wnrde: so beweist dies klar und dentlicb, dass

der so sehr betonte Gegensatz auf das praktische Leben nicht ver-

wirrend einwirken konnte.

Nach dem canonischen Rechte wird die Einwilligung der Eltern

zur Giltigkeit der Eheschliessung nicht erfordert; nach dem Ehe-

patente des Kaisers und Königs Joseph II. wird dieselbe beim Pro-

testanten gefordert. Nun ist aber bei uns die Eheschliessung ohne

Gtowilligang der Eltern ohnedies verboten, wie es auch den Seelr

aorgern verboten ist, bei derartigen Eheschliessungen mitzuwirken.

Wenn Abrigena die verachiedenartigen Bherechte dem ataat*
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liehen Monopol als Beweggrund dafür dieoflD könnten, bezüglich des

Bherechtes zu verfügen, dann hätte in England und in Amerika,

diesen Musterstaaten der Freiheit, die Civilehe schon längst einge-

l'ährt werden müssen, was aber bis heute nicht gescheben ist.

Bekanntlich existiren in England viel mehr Confessionen als in

Ungarn , und dennoch hat die Legislative dieses Landes nicht Jenes

radicale Gebiet betreten, welches der vorliegende Gesetzentwurf be-

tritt; sie hat sich dem liberalen Geiste des Volkes Englands voU-

kommen aooonmiodirt. Die Cifitebe wurde nicht f&r obligatorisch er-

klärt; maa begnOgte «ich damit, dieselbe nebea die ktrehtiebe Ehe

sn steUoD, wobei es den BelreffeadsD fireigelaasea warde, die eioe

oder die aadere sa wihlen.

Der Katholik, der Protestant, der Jode kann naeh ssiaen

eigenen Gesetzen eine Ehe schKessen; die Freidenker, die Atheisten

können zum Civilbeamten gehen. In bürgerlicher Beziehung wird

die Einhaltung einiger Normen verlangt. So müssen die Betreffen-

den vor der Ehescbliessung von dem Civilbeamten (Registrar) ein

Zeugniss verlangen, dass die erforderliche Verkündigung vor der

Civilbehörde erfolgt ist; nach ihrer Schliessung aber muss die Ebe

sowohl in die Pfarr- als in die bürgerliche Matrikel eingetragen werden.

In Amerika gibt es so viele Eherechte, als es Bandesstaaten

gibt, und in jedem dieser lelsteren gibt es wieder von einander ab-

weichende VerfIBgnngen. Dennoch bat es der Oongress dieser Staaten

nicht Ar nothwendig befhnden, durch ein allgemein swingendes Ge-

sets dem Gewissen Gewalt anaathoa.

Aber die neueste Geaohlehte beweist es dentlieh, dass dort, wo

die Clfllsiie eingefflhrt wurde, heiweitem nicht die verschledenastigeii

Bberechte der Kirchen und die daraus entstandenen Conflicte als

Motiv dienen. In Frankreich war die Revolution, in Deutschland

die Verfolgung der katholischen Kirche , in Italien der Bruch der

Macht der Geistlichkeit und des Papstes der Beweggrund ; im All-

f^enieinen leiteten aber jene Theorien die betreffenden Staatsmänner,

welche die Suprematie des Staates über die Kirche dadurch gesichert

sahen, wenn die heiligste Sache der Hand der Kirche entiogen und

in die Machtsphäre des Staates übertragen wird.

Es ist wahr, dass in Ungarn in Folge Verfügung der Legis-

latifo die Gerichtsbarkeit in Mischehen den oompetenten Gerichten

beider Parteien abertragen Ist Wenn nun dieses Gesets auch ffir

wie Immer ?erfehlt betrachtet werden mnss , wflrden dennoch aas

demselben nicht so fiel Wirren, Gegensfttse und Conflkte entstehen,

wenn nicht ein anderes Gesets die Menschen snm Glanbensweehsel

II»
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eniNith^fM and ilmmi die tiebenbflrgischmi leiebten Bheficheidiuigen

sichern würde. Es würde nicht so viele Wirren geben, wenn die

ungarländischen und siebenbürgischen Ehegerichte in der That die

Ehegesetze beider Confessionen vor Augen halten würden, indem sie

bezüglich der Giltigkeit der Ehe ihr Urtheil sprechen. Nicht die Be-

rücksichtigung der vielerlei confessionellen Gesetze hat die Wirren

verursacht und verursacht dieselben, sondern eben der Umstand, dass

man das am meisten geregelte Eherecht, das katholische, durch Ur-

theile umstürzt, welche der Rechtsgelehrte für beinabe ondenkbftr

hält. Diese Urtheile and die aas denselbeo geiogiiiai ConeeqoeDzen

nnd es, welebe die BecbteverbillDiaee eo eebr verwimii« den Begriff

fem Saeramente der Ebe niedemisBeD, weleber bitber bei jedem re-

ligUSsen Menaoben wid Volke gebeneohl bat, die meraHBcbe Basis

tentOrt, auf weleber die Insütatton der Bbe bisber gembt bat, and

jAuer starren slaafliebeo BInmengung den Weg ebnet, welebe lar

Clfilehe ffibrt

Die erste Pflicht des Staates wäre es aber, die moralischen und

rechtlichen Gesichtspunkte in der Ehe vereint zu wahren, diese der

individuellen Velleität zu entziehen und es zu verhindern, dass die

Betreffenden in der falschen Interpretation und mangelhaften An-

wendung des Gesetzes einen Vorwand dafür finden , ihre eigenen

kirchlichen Principien zu schmälern, im Staate und in dessen Judi-

catnr die Bescbfttier ihrer ongesfigelten Leidenscbafteo za sacben.

Und wenn Jemand dafür angeklagt werden muss, dass die

Festigkeit der Bbe erschüttert wurde, dürfen nicht die in der Pban-

tasie tenrielfaebten oonfessioaellen Bbereebte, niebt die Jniisdietionen

derselben angeklagt weiden, sondern das Prineip, dass Jedermann

sslne Religion nrft der Aassiebt weebseln kann, die Prlmie seines

BeliglonsweebAls darin an finden, dass er sieb anter eine Joria-

dletion retten kann, welebe sdnen indiridaellea, vieUeiebt sfindbaAen

Neigungen eher entsfNriebt, als jene Religion, welche er verlassen hat.

Es ist natürlich, dass die herrschenden verschiedenartigen Ehe-

rechte, von den Antecedentien der Ehe beginnend, bis zam Auf-

hören derselben verschiedene Hechtsthesen enthalten, und dass die-

selben nach den confessionellen Gesichtspunkten sowohl bezüglich des

Wesens der Ehe als auch der einzelnen Phasen derselben sich von

einander unterscheiden. Diese Differenzen werden theils durch die

dogmatischen Glanbensartikel der Beligienen, theils durch deren

monUrecbtliche Ansichten hervorgemfen. Sowie aber diese Dif-

ferenzen bisber das eoUeetire Beeteben dieser Bbereeble niebt be-

bindert baben, so kennen dieselben aoeb kaum als Uiaaebe der be-
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stehenden Wirren bezeichnet werden. War es doch seit Jahr-

hunderten so, und dennoch kam es Niemandem in den Sinn, aas

diesen Unterschiedan die Nothwendigkeit eines eioheitlichen staai-

lieben QeastMB la folgen, welches die Gewiaaen anterdrttekt kvm

diesem SeUnsss kann lekbt Mch gefolgert werden, dass der Stasi

berechtigt ist, da die Beligioiieii sich von einander in Hinsieht der

Dogmatik und der Disoiplin, oder in einer anderen Hinsieht nnler-

seheiden, dnreh ein einheitliches Qesets alle diese Untenehiede auf-

zuheben. Dieser Schlass kann zur extremsten Tyrannei fHhren. Die

Schulen z. B. tangiren das Gewissen nicht in solchem Masse; möge

man es nun versuchen, in Ungarn die protestantischen Schulen einem

einheitlichen Unterrichtsgesetze zu unterwerfen, das jede Unter-

scheidung aufbebt, und die Berufung auf das Gewissen wird kaum
ausbleiben.

Der vorgelegte Gesetzentwurf gewährt bezüglich des Alters,

der Modalitäten und der nothwendigen Vorbedingungen der £be-

scbliessung, bezüglich der Einwilligung der Eltern, der Scheiduogs«

gründe und anderer, theils auf das Wesen, theils anf die Omstände

der Bhe besfigliehsr Verhftltaisse so vielen Ansnahmso, 'so vislen

detailUrten VerfBgnngen und snm Theüe dem ministerleUeo; Veierd-

nnngsrechte ein so weites Qebist; er zeigt in seinen BssiSmmnngen

eine solche Wankebnfithigkeit und Unklarheit, in seinen Verfugungea

80 eigenthttfldiehe Details, dass erst jetzt Wirren and- Missstiade

eintreten werden, welche in der bisherigen Praxis kaum vorgekom-

men sind, wie ich dies weiter unten einigermassen detailliren werde.

Wer das katholische Eherecht kennt, der wird gewiss aus dem-

selben nicht die Folgerungen ziehen, dass es schwankend, der Ge-

heimthuerei günstig wäre, das eheliche Band der Willkür der Par-

teien ausliefere, eine sich in Folge des geheimen richterlichen Ver-

Gihrens der Cognition des weltlichen Gerichtes entziehen wollende

rechtliche Institution wäre. JahrtauMude haben diese Anklage nicht

gegen dieses Recht erhoben, und es war dem Moiivenbsnohte dieses

Oesetaentwnrfas vorbehalten, dasselbe in erniedrigen und- so binsn«

stellen, als wirs ss die QneUe aller bestshenden Debdi Nie ge>

schab es, dass man In dem Eherechte der katbottsohen BSrehe fiBr

die privaten Umtriebe der Parteien eine Berechtigung geMden
bfttte, ja wollten wir consequent Meiben, mVsslen wir viefanehr wegen

der ftbertriebenen Strenge desselben Klage erheben. Wenn Miss-

bräuche vorgekommen sind, so waren diese auf einzelne Fälle be-

schränkt, es ist aber kein billiges Vorgehen, diese zu generalisiren

und aus denselben die Nothwendigkeit der Einführung der CivUohe
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beweisen zu wollen. Die Behauptung aber, dass das »matrimoniura

clandestinuüQc die »geheime Ehec im heutigen Sinne wäre, ist voll-

kommen unbegründet. »Matrimooium clandestinnm« bedeutet heute

soviel, dass diese Ehe nicht nach der Tridentiner Form geschlossen

ist. »Geheime« Bben in dem Sinne des MetifeniMrichtee doldei das

Kirche nicht.

Ohne Zweifel g«iruuit ein prosees stMiliches Interne imnk
die SMIguif des elieUehen Bandes and dorcli die Hebtig dar

Wttide deesetbeo Befriedigung. Dies wird aber dnreli die im 6e-

aetointwufe eonlemplirte Regelung nicht emdebt; direb dieeelbe

wkd dieses Band vielmehr gelockert.

Oder ist es nicht etwa eine Lockerung des ehelichen Bandes,

wenn der Entwurf alle Ghen für auflösbar erklärt, während nach

unseren gegenwärtigen Rechten nur die Rhen der nichtkatholischen

Coofessionen auflösbar sind? Wenn die Festigung des Bandes der

Zweck ist, dann erfordert es die strenge Logik, dass jene Bürger,

deren Recht die Ehe für unauflösbar erklärt, und welche überdies

die uberwiegende Mehrheit der Popalation bilden, in diesem Za-

stande belassen werden, nicht aber, dass aas dem Qmnde, weil die

bei aaderan GonfessioiieB fblichen Bhesebeidnogmi einsnscbrinken sind,

aaeb die Bbe der Katboliken fttr auflösbar deeretirt werde.

Bi wird bebauptek, dass der Gesetientwnrf nar ans wenigeo

UnaebsD die Scheidimg znlisst, und dam insbesondere die Bbe wegen

nnflberwiiidlieher Abneigung nicht auflösbar wäre. Es gibt jedoch in

dem Entwürfe einen Paragraphen, welcher sehr elastischer Natur zu

sein scheint. Nach diesem Paragraphen rauss die Scheidung ausge-

sprochen werden, wenn die eine Ehehälfte ihre ehelichen Pflichten

absichtlich nicht erfüllt, und der Richter aus den Gesammtumständen

des Falles die üeherzeugung schöpft, dass das eheliche Verhältniss

zerstört ist. Unter den Begrifi" der ehelichen Pflichten kann gar

Vielerlei subsumirt werden; eine n&here Bezeichnang fehlt. Die

Parteien können daher das , was sie gegenwflbrtig durch wiederholte

Behauptung der unüberwindlichen Abneigaog erreichen, in anderer

Form wohlt aber mit oiebt geringerer Leichtigkeit erlangen. Sie

mflSBon nimUeh mir flbereinkommen, dass die eine oder die andere

Bbebilfke diese oder jene Pflicht nicht erfflUe, und die AnflQsnng

Isly elgentlieh im Wege der VereinbaruDg, erreicht

Die- Nothwendigkeit der Binfthrang der Cirilehe wird auch

damit motivirt, dass hinsichtlich der Jurisdiction in Mischehen

Wirren bestehen ; diese Ehen werden durch zwei Gerichte nach ent-

gegengesetzten Priucipien beurtheilt, es sind daher auch ihre Or-
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tbeile widersprechend , was zur weiteren Folge hat, dass bezüglich

der Alimentation der Frau, bezüglich der Legalität der Kinder die

weltlichen Richter, bezüglich der Beurtheilung der Pensionen aber

die administrativen Behörden in Verlegenheit darAber gerathen» wel-

ehes Urtheil sie als Basis annehmen sollen.

Die in dem Motivenberichte zur niiifteation der Lage ang«»

fthrlen zmi Beispiele eathalteii keiii genflgaid fibentagwito Ar-

gnmeiit Denn

der Fall, dise ein Pioieitant ?ergebeM die Anerkannong aaiMr

Ehe verlangen würde, wenn der kattiellaoiie Gatte vor dem VoUnige

der Ehe in einen Orden tritt, oder wenn diese ni^t volliogiBe Ehe

durch den Papst durch Dispensation aufgelöst wird dieser Fall

kommt in Folge der Natur der Sache nicht leicht vor — und jeden-

falls würde Der einigermassen in Verlegenheit geratheu, der einen

ähnlichen concreten Fall vorbringen mässte. Noch weniger zutref-

fend ist der andere Fall, nach welchem der Jude vergebens die An-

erkennung seiner Ehe verlangen würde, wenn die andere Ehehälfte

zum Ohristenthume übergetreten ist. Nach dem canooischen Buchte

bleibt die Giltigkeit der im Jndenthume geschloeaeneD Ehe auch

femer anfrecht, wenn eine der jfldieehen fibebftUten snm Chriateo*

thnme fibertritt Das Gliristentbnm ist kein MitM rar Befreiung

vom Ehegelfthrten. Der Christ eriangt nnr dann das Recht, eme

neue Ehe ra schliessen , wenn die jfidische Fwrtei mit Ihm deshalb,

weil er Christ geworden, nicht in Frieden leben wOI, Ihn wegen

seines Glanbens qnftlt. Der Jude daher, welcher mit seinem christ-

lichen Ehegefährten weiter leben will, kommt nie in die Lage, die

Anerkennung seiner Ehe zu verlangen.

Die vorgebrachten Beispiele kommen im praktischen Leben ent-

weder gar nicht, oder wie bei den jüdischen Ehen, sehr selten vor.

Sie können daher ifir die Begrfindang der beetebenden Wirren kaum

von Gewicht sein.

Die grössten Wirren kommen bei den christlichen Mischehen

vor, nicht aber deshalb, weil die Parteien je besondere Sherechte

haben, sondern weil die Gesetse, welche diesheafigll^ verflgen, nftobt

eingehalten, oder in einer ftr das katholische Sherecht gravimlnSssn

Weise interpcetirt and angewendet weiden.

IIL Der Motivenbericht führt Im Pnnkte III ans, anf welche

Weise hei ans ein einheitliches Eherecht geschaffen werden kOnnl».

Er betrachtet es für ausgeschlossen, dass die Einheit anf Grond

des canonischen Rechtes, oder auf jenem Wege hergestellt werde,

auf welchem der Kaiser und König Joseph IL dies versuchte.
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Daat die Qellaiig des mmMm Beehtee auf die gesammteii

Börger des Landes nicht ai»gedehnt werden kann, das ist klar und

bedarf keines Beweises. Dies wird jedoch nicht — wie der Motiven-

bericht es vermuthen lässt — durch die Unvollkommenheit des

canonischen Rechtes, sondern durch die factischen Zustände unmög-

lich gemacht. Ein Staat, welcher die Rechtsgleichheit der Religion

inarticalirt, kann dieses Recht auf die nichtkatholischen Barger nicht

«udehnen; hinwieder ist es ein Postulat der Rechtsgleichheit, das«

ein auf nichtkatholischen Principien beruhendes Bheredit den katho-

lieohen Bfiigern nidib angedrängt werde.

Ann dnuelhen Gmnde €riil* aneh der Versncb des Kiiseis

mid KAnigs Joesph n. SehilTbiiifilL

Disssr regelte des Bhereehl selbsMtaidig, indem er die Jn-

diealnr weltlieheD Geriehtea ttbertrag, wUirend es nach den Prin-

dpien der kalhoUeolien Kirehe dieser tnkemmt, niehl bke ebetren-

nende Hindemiase an statuiren, sondern auch in Betreff des Wesens

der Ehe Recht zu sprechen; dies war daher eine gegen die Prin-

cipien der katholischen Religion verstossende Verfügung.

Hiezu kam noch, dass das Patent die Seelsorger in einen Ge-

wissensconflict brachte, indem es von diesen forderte, sie sollen auch

solche Parteien copuliren, welche nach dem canoniscben Rechte keine

Ehe schliesseo kOnnen. Da diese Regelung eine Verletzung der Re-

iigionafireiheit involvirt, stiess sie anf Antipathie und es ist daher

kein Wunder, dass sie nach kurzem, vierjährigen Bestehen aufge*

hoben wnrde. Bi erleide! keinen ZweiM, dass nm anf dieser Basis

deht foigehen kann nnd aneh nicht mgeben muas.

Biner ganz anderen Benrtheünng nnterli^ der im Metiven-

berichte angetthrte dritte Hodnst welcber darin bestOnde, dass, ohne

ein einheitliehes Bheracht sn seiiaiiMi, sowohl bei IMsteiInng der

Bhehiodemisse, wie auch bei der Aufhebung der Ehe den Lehren

und Normen der einzelnen Kirchen ein entscheideudes Gewicht bei*

gelegt werde.

Der Motivenbericht perhorrescirt diesen Modus, obwohl die

Religionsfreiheit ihn fordert und obwohl der Motivenbericht aner-

kennt, dass die Ehe an Festigkeit, Lauterkeit und an moralischer

Kraft gewinnt, wenn sie religiösen Kinflnsssp nicht verschlossen ist,

wie auch dass die aus der Ehe eatspringendeD Rechte und Pflichten

dncch eine Ueese reohtliohe Begeinng weder ersohepft^ noch gesichert

weiden können.

Bei Anwendung diesee Modus würden im Lande im Wesen mir

iwei Bherecbte bestehen« Jenen sweierlei religiOeen Anflksenngsn
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entsprechend, welchen hinsichtlich der Ehe die Bürger des Landes

huldigen: das canonische Ehcrecht für die katholischen Büger und

das staatliche Recht für die Nichtkatholiken.*

Der Katholik sieht in der Ehe einen vona Erlöser mit einem

sacraraentalen Charakter versehenen Vertrag. Es käme der Kirche

nach dem Dogaia zu, die Bedingungen des giltigan Empfanges dieses

Saeramentes zu bestimmen, daher Ehehipdernune lu statuiren und

Aber die Giltigkeit der Ehe zu nrtheilen, so dass vor dem Katholikra

nnr jaoai UheliMd, welches eine den kirehli^ben GesetiOD ent-

spieehend la Stande gekommene Bhe Ist « als ein moraltsclies Ver-

h&ltoiss gilt, das Beohte genfthii nnd Pfliehten schalR; während ein

Verhiltaiss« das entgegen dem klrcktiehen Qesetie su Stande ge-

kommen ist, naoh seinem Dogma weder ein Saerament nooh eine

Bhe ist Wenn nun die Staatsgewalt von dem Katholiken verlangt,

dass er dieses Verhältniss als eine Ehe betrachten solle, empfindet

er dies als eine an seinem religiösen Glauben begangene Gewalt. Da

aber auch der katholische Bürger Beligionstreiheit besitzt, kann er

es folgerichtig mit Recht verlangen, dass der Staat jene Ehe, welche

er nach den Bestimmungen seiner Religion schliesst, als Ehe aner-

kenne und derselben die bürgerlichen Folgen der Ehe beimesse.

Dies ist der unabänderliche dogmatische Standpunkt der ka-

tholischen Religion. Das Gesetz eines Staates, welcher die fieligioos-

ffeiheii sieheri, kann diessn Standpwikfc nieht ignoiiian* Br mnss,

will er eonseqoent sein, fdr die katholissben Bfliger das kiiohlicho

Becht als das alleia bindende anerkeumn.

Bine andere Anilusang foa der Bhe hemeht bei dsn^-pro-

testantisshen Beligionen. Naeh der Lehre derselben ist die Bhe kein

Saerament, sondern ein bürgerlicher Vertrag und kommt es dem
Staate zu, die Bedingungen ihres giltigen Zustandekomroens zu be-

urtheilen. Nach ihrer Ansicht ist Derjenige, der unter Beobachtung

der staatlichen Gesetze eine Ehe schliesst, einen Bund eingegangen,

welcher auch moralische Pflichten schafft, und darch die Religion

nicht verboten ist.

Regelt noo der Staat bei den protestantischen Contessiooea,

die Unitarier mit inbegrififeu, das Eheieoht in einheitlicher Weiss

begeht er an diesen kein religiOsss OraTamen nnd geht vollkommen

ihren Lehren entsprechend vor.

Mit BAefcsiohl -dsran^ dass das canonische Boohi die Festigfcsit

des ehelichen Bandes» die moialisohe Wflrde der Bhe am beshm wahri,

sind auch gegen dasselbe nie irgendwelche Klagen aufgetaoohi Da
SS Uirm von fibsrans gioamm Nachtheil ist, wenn das staatliche
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Gesetz iu dem religiösen Gewissen keine Sanction findet, ist ohne

Zweifel auch vom Gesichtspunkte des Staates eine solche Regelung

die wunschenswertheste*, welche weder das religiöse Gewissen und

die Freiheit der Katholiken, nocli <lie der Nichtkatholiken verletzt.

Ks erscheint daher der dritte Modus annehmbar. Durch diesen wur-

den die ohen geschilderten Wirren behoben und das staatliche Ziel

— die Schaffung eines einheitlichen Eherechtes — innerlMilb der

Orenzen der fkcttsohen Möglichkeit erreicht werden.

Der in dem Motivenbericbte irrigerweise angeftthrte Umstand,

dass die Katholiken kaom die Hilfte der Popnhition des Landee

betragen, was nicht zutrifft, besonders wenn wir anch die Griechisch-

Orientalischen in Betracht ziehen, — femer der üroetand, dass die

Mischehen naheso nenn Prooent der gesammten Rhen ausmachen,

kann nicht gegen die Richtigkeit dieser Regeinng vorgebracht wer-

den. Denn die Katholiken können in dieser Zahl von der Staats-

gewalt mit vollem Rechte die Respectirung ihrer religiösen Dogmen

verlangen und auch die Mischehen würden , wenn die Quellen der

erwähnten Wirren verstopft werden, keine Calamitäten verursachen.

Der bei uns angeblich historisch entwickelte feine Sinn iür

Paritat und Gleichberechtigung könnte in einer derartigen Regelang

vollkommene Befriedigung and Beruhigung finden. Das Princip der

Paritftt erheischt nicht die Anwendung gleicher Principien auf s&mmt-

Uche Coufessionen, sondern vielmehr, dass Jedermann frei nach seinen

religiösen Principien handeln kOnne, dass weder der eine noch der

andere Bürger gezwungen werde, etwas anzuerkennen oder tu thun,

das seinen religiösen Principien widerspricht.

Nachdem der Moti?enbericht diesen Modus, welcher zar Sanirung

der obschwebenden Widerwärtigkeiten geeignet erscheint, verworfen

hat, stellt er die oblif^atorische Civilehe als nothwendigerweise ein-

zuführende Institution hin. Nach der Ansicht des Motivenberichtes

ist es ein Postulat des Rechtsstaates, die eheliche Rechtsordnung

selbstständig, ohne jede Rücksicht auf die Religionen festzustellen

und zu regeln. Die sogenannte Noth-, wie auch die facultative

Civilehe erachtet er haaptsächlich deshalb far ungeeignet, weil diese

die Schonung der religiösen Eherechte bedingen; wfthrend diese

Rechte bei der obligatorischen Civilehe nicht geschont werden mfissen.

Der imgarische Bpiscopat hat in seinem an Se. Majestlt ge-

richteten Memorandum im Allgemeinen den Stacndpunkt entwickelt,

welchen die katholische Kirche allen Formen der Civilehe gegenflber

einnimmt.

Die katholtoche Kirche bekennt sich zu dem Dogroa, dass die
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Ehe ein Sacrament ist, und zwar derart, dass der Vertrag von dem
Charakter des Sacranientes nicht trennbar ist, in Folge dessen die

Handlung des KatholikeD, wenn er eine Ehe in einer dem kirch-

lichen Gesetze nicht entsprechenden Weiae schliesst, nicht nur den

sacraroentalen Charakter entbehrt, sondern gar keine Ehe ist, ans

welcher raenUsche Rechte and Pflichten entspringen wflrden. Da
die katholische Kirche an dieses Dogma glanht, rnuss sie in jeder

Form der CiTilehe ein Attentat gegen ihre eigenen Dogmen, die Be-

streitung derselhen nnd eine Provocation ihrer Qlftnbigen erMicken,

diese sollen sich nm ihren Olanhen nicht kflmmern, anf die Stimme

ihres Gewissens nicht hören.

Diesem ihrem Glauben entsprechend ist die katholische Kirche

gezwungen und verpflichtet, ihren Gläubigen zu verkünden:

1. Dass Derjenige, der eine Civilehe schliesst, den Anforderungen

der kirchlichen Ehegesetze aber nicht entspricht, vor Gott und vor

seinem Gewissen nicht verbeirathet ist, die mit der Eheschliessun^^

verbundenen moralischen Hechte und Pflichten nicht erreicht hat

und dass überhaupt das moralische Band, welches das Wesen der

Ehe iat, swisehen ihm und seine« angeblichen Bhegenossen nicht so

Stande gekommen ist.

2. Dass Diejenigsa, die nar vor dem Civilbeamteo die Ehe ein-

gehen, insolange, bis sie nicht eine den Gesetwn der Barehe ent-

sprechende Ehe schliessen, von dem Empfang der Sacramente aaa-

gesohlossen nnd der Ehrenrechte beranbt sind , deren die Kirche

ihre OlfUibigen theilhattig werden lässt.

3. Dass die aus der Civilehe stammenden Kinder in kirch-

lic)ier Beziehung illegitim sind, dass die Mutter zur Aussegnung

ebenso wenig zugelassen werden kann, wie eine illegitime Mutter.

Da die civilrechtlichen Folgen der Ehe ohne Schliessung der

Civilehe nicht erreicht, nicht erworben werden können, ermahnt wohl

die Kirche ihre Qlftabigen, sie sollen anch vor dem Civilorgane er-

achmnen nnd dem vom Gesetze Gebotenen nachkommen. Sie bindet

ihnen aber sogleich an die Seele, dass sie vor dem Givitorgane eine

blosse bürgerliche Oeremonie vornehmen, welche sie noch nicht in

Bhelenten macht. Diee thnt die Khrche in der Regel: im materiellen

Intersese ihrer QUUibigen copulirt sie dieselben nicht, bevor die bUrger-

fiche Schliessung erfolgt ist.

Indem nnn die Civilehe einen Gegensatz zwischen dem bArger-

lichen Gesetze nnd dem Gewissen heraufbeschwört, verkündet sie

etwas, das im Gewissen der Bürger kein Echo findet. Es entspricht

daher nur der Natar der Sache, dass die Achtung tür das Gesetz
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hiedurch nicht gesteigert, sondern vielmehr verringert wird. Die

obige Lehre der Kirche wurzelt tief in der Seele der Völker und

wird ihren HandluDgea als Richtschnur dienen, so lange die christ-

lichen Ideen auf ihr Leben von Einfluss sein werden. In Frankreich

besteht die Civilehe seit einem Jahrhundert, deshalb ist auch heute

noch in jeder Schichte der Gesellschaft das Bewusstsein ein lebdiidiges,

dan die Civilehe allein keine Ebe. schafft und diese« BewontMin g6->

hugt in verschiedenen Formen tum Ausdruoke.

Obwohl die Kirahe anf dieie Weise geiwMgen iifc, alle drei

Formen der CivUelie n vernrtheilen, ist dennoch die Behanpinng

eine entschieden irrige, als wflrde nach Urehlieher Anühsinag die

Form der obligaloriseheo Civilehe im Verhältnisse sa den anderen
^

swei Formen in praktischer Hinsicht als hleinafew Debel erscheinen,

als wäre diese noch eher tolerabel.

Aus dem Motivenberichte der lioheu iiegierung könnte mau

eher das Gegentheil folgern.

Dev Motivenbericht bemerkt ganz richtig, dass die Noth- oder

die facultative Civilehe die Schonung de.s kirchlichen Eherechtes

voraussetzt, während in der obligatorischen die Schonung nicht platz-

greifen kann. Wie könnte man füglich behaupten, dass eine Insti-

tution, welche das kirchliche Becht nicht schont, för die Kirche

tolerabler ist, als eine Institution, welche die Schonung der kirch-

lichen Rechte involvirtt
«

Die ArguBcnte des Motivenberichtss lassen vielmehr die ent*

gegengesetite AnffMsnng plausibel eneheinea; denn, wihrend die

Institotion der obUgaloriiehea Civilehe allen GUtnbigea der Kirche

gegentber mit einer Ferdening auftritt, welche ihre Beligion and

ihr Gewissen nicht billigt, sie daher — wenn sie den Standpunkt

des Gesetzes einnehmen — zur Verleugnung ihres Glaubens zwingt,

bieten die anderen zwei Formen nur Gelegenheit, eine Ehe schliessen

zu können, für Jene, welche geneigt sind, mit Verachtung ihrer He-

ligion und ihrer Kirche eine Ehe zu schliessen. Sie treten aber Nie-

mandem gegenüber zwingend auf. Bei der obligatorischen Civilehe

ist die Gefahr, da sich derselben Jedermann unterwerfen moss, viel

imminenter, dass unter ihrer Herrschaft die christlichen Ideen und

Lehren von der Ehe im Selbstbewusstsein der Vdlker mit der Zeit

verdunkelt werden und verloren gehen ; wihiend in den andena swei

Formen , da diese im Verhtttnisse immer nur Wenige in Ansprach

nehmen weiden, jene Ideen ihre Kraft im Leben des Volkes neeh

beibehalten können.

Deshalb sehen wir auch, dass die Staaten, insolange sie grussee
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Gewicht darauf gelegt haben , dass ihre Ehegesetze mit dem Ge-

wissen und der Religion im Einklänge stehen ; so lange sie in ihren

Gesetzesschöpfungen nach den factischen socialen Bedürfnissen und

nicht nach abstracten Theorien vorgehen, sich der Einführung der

obligatorischen Civilehe onthielten. Da neben den mit dem Staate

historisch verschmolzenen grossen Gonfessionen anch andere Religionen

im Staate existiren, hat dieser fSr letztere behnfs Begelang ihrer

Rhen die Noih- oder die fteoltattve Cifileke ingelaMi.

Bei diesen erleidet aaeh die Religionafreibeit and die Beehts-

gleiebbett nieht so groesen Abbnieb, wie bei der oUigalerieoken

Gifilehe. Bei dieaen swei IV>niieD kann Jener, welcher aof seine

Beligion Gewiehit legt, seine Bbe Yor der Xlrohe adiliesaen; wer

aber aaf die Religion kein Gewicht legt, der schliesse die Ehe vor

dem Civilorgane.

Es kann auch nicht behauptet werden, dass jene zwei Formen

— wenn auch die Einführung derselben im Allgemeinen unumgäng-

lich nothwendig erscheinen sollte, die Diener der Kirche der Staats-

gewalt gegenüber in eine heikle Lage bringen würden, dass sie der

Stratgewalt desselben ausgesetzt wAren und dass sie zu Wettkämpfen

iwischen Kirche und Staat führen würden. Das Beispiel Oester-

reichs, Englands and Nordamerikas, wo dieee Formen benseben, be-

weist das Gegentheil. Die Seelsorger können dem Staate gegenüber

bei der obligatorischen Form in eine heikle Lage gelangen. Werden

doch anch nach dem Entworfe die Seelsorger mit Strafen bedroht,

wie solche in den obengenannten L&ndem den Geistlichen gegenfiber

nicht statnirt sind.

Wenn man unter dem Wettkampfe verstehen muss, dass die

Kirche alle ihre Kraft entfalten wird, damit so viel Ehen als mög-

lich vor ihr geschlossen werden sollen, dass sie ihre Gläubigen von

der blossen bürgerlichen Art der Scljliessung abschrecken soll, dass

sie Jenen gegenüber, welche sich mit dieser zufrieden geben, das

ganze Gewicht ihrer Disciplinargewalt anwende, wird dieser Wett-

kampf bei jeder Form der Civilehe gieicbermassen vorhanden sein.

Ebenso würde es bei jeder Form der Civilehe in den Augen

der Gesellschaft etwa swei Glassen von Bhen geben, nämlich foU-

kommen giltige Ehen, welche den Gesetzen der Kircjie entsprechend

geschlossen worden, nnd Ehen, welche khrchlich nicht geschlossen

worden. Vor dem Staate werden alle diese Ehen gleicbwertbig sein;

es whrd ihm alwr nicht möglich sein, zo Tcrhindem, dass die Ge-

sellschaft zwischen kirchliehen nnd nichtkirchliteben Bhen emen Unter-

schied mache.
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Sehlia«lioh kann ich, wenn ieh tnoii. te Kflne htllwr toi

neleiD Anderen absehe, nicht verabs&ameii
, becfiglich jener Be-

hanptunc^ eine Bemerkung zu machen, dass bei Schonung und Be-

rücksichtigung der kirchliclien Rechte, es nur dann motivirt wäre,

die Noth- oder die facultative Civilehe einzuführen, wenn die Legis-

lative wüsste, dass sie bei diesem Vorgauge mit der üeberzeugun«!

der Burger übereinstimme; — diese Bedingung fehlt aber bei ima.

Dieie Behaoptimg kann bei Jedermimi ein wirkUekw BratanMii

emeken, der jenen Bindmok nnr etnigermisaen der Beobichtang

würdigte, welchen eehon die blosse Nachrleht von dem Oesstoent-

Warfe hn gamen Lande herforrief.

Kaum war das Programm der Regierung bekannt geworden,

in welches die Civilehe aufgenommen war, da richtete sicii die Spitz«»

des Widerspruches am meisten eben gegen diesen Punkt des Pro-

grainmes. Bedenken ergriff fast alle Confessionen , weil sie hierin

einen Eingriff gegen ihre Religion vermutheten. Wie kann man nun

bei diesen neuerlichen und eben in Verbindung mit dem Gesetzent-

würfe sich kundgebenden Erscheinungen behaupten, dass es mit der

Ueberzeagang der Bürger des Landes nicht übereinstimmen würde,

die Ehefrage mit Sehonnng der kirchlichen Bechte tu regeln? Das

ist rein anbegreiflich.

Die Völker Ungarns sind tolerant. Die ?er8ebiedenea Con-

fessionen leben in Frieden mit einander. Sie sind aber auch in ihrer

enorm überwiegenden Majorität tief religiös und halten an ihren

kirchlichen Institutionen und Normen in zäher Weise und aus der

Tiefe ihrer Seele fest. Dies könnte ich aus der Geschichte unseres

Vaterlandes reichlich und klar nachweisen. Es ist aber nicht noth-

wendig, in die vergangenen Zeiten zurückzugreifen, es genügt, einen

Blick auf die letzten drei Jahre zu werfen. Jedermann weiss es

und Niemand stellt es in Abrede, dass alle Schichten der Qesell-

schaft von einer grossen Brr«gnng erfhsst and die Leidenschaften

aufgepeitscht wnrden. Dies weiss and dies anerkennt selbst die Be-

giernng. Sie considerirt schon seit drei Jahren darflber, wie es mög-

lich wftre, den verloren gegangenen Frieden wieder henosiellen. Und
was hat diese Brregung, den gegenseitigen Hass der sonst fried-

lichen Bürger hervorgerufen? Die Beligionsfrage ! Und von den

Bürgern, welche in Sachen der Religion so empfinden und so fühlen,

behauptet die Regierung:, dass sie nicht im Kinklange mit der Ueber-

zeugung der.sell)en vorginge, wenn sie die Ehefrage nach den kirch-

lichen Rechten und mit Schonung der Religion regeln würde!!!
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77. Der in tiefster Ehrfurcht zara Punkte VI beigeschlossene

Ausweis stellt den grossen Gegensatz zwischen dem Kirchenrechte

und dem vorliegenden Gesetzentwurfe detaillirt dar. An dieser Stelle

beschränke ich mich oor darauf, einige Punkte des Entwurfes her-

vorzuheben.

In dem Entwürfe sind, wie der Motivenbericht besagt, alle jene

Hindernisse fallen gelassen worden, welche bisher in der Regel durch

Dispensation beseitigt werden konnten. Dieses Verfahren mit den

Hinderniaeen kann selbst durch jenes, als Basis der Regelung ange-

noromene Grandpriaeip oiobt motivirt werden, dasa diese Begelang

ohne Sohonnng der kirehlfchen Hechte erfolgen mtae. Bei Befolgung

dieees Qnindprineipee sollten nur jene Hindemisse fallen gelassen

werden, deren Basis eine rein religiöse isk, wie sc B. die geistige

Verwandtsehaft.

Nicht alle fallengelassenen Hindemisse sind jedoch dteeer Natur.

Die Blutsverwandtschaft z. B. beruht auf dem bei jedem Volke vor-

konamenden horror sanguinis, wie auch auf jener alten, durch die

beutige Wissenschaft nicht nur beseitigten , sondern in ein noch

klareres Licht gestellten Beobachtung, dass aus Ehen zwischen

nahen Verwandten zumeist eine verkümmerte, an verschiedenen

körperlichen und geistigen Fehlern leidende Generation entspringt

Deshalb erheischen nicht religiöse, sondern ausschliesslich mensch-

liche nnd natürliche Rücksichten die Beibehaltung der Verwandt-

schaft als eines ehetrennenden Hindernisses, und die Kirche hat da-

durch, dass sie dieses Hinderniss in weiterer Aosdehnnng anfrecht*

erhalten hat, sich nur um den Dank der Menschheit verdient gemacht.

Der Bntwnrf behftlt dieses Hinderniss unter Oberaus engen

Qrenaen bei, und im Sinne desselben können nur die direoten Bluts-

verwandten in directer, auf- und absteigender erster und sweiter

Linie, wie auch Geschwister keine Ehe mit einander schliessen ; der

Onkel darf nur mit seiner Nichte, der Neffe mit seiner Tante keine

Ehe schliessen. Die Blutsverwandten zweiten Grades oder Ge-

schwisterkinder aber können schon ungehindert eine Ehe eingehen.

Das auf moralischen Motiven basirende Hinderniss der Schwäger-

schafl verwirft der Entwurf selbst schon im ersten Grade des Seiten-

zweiges; der Schwager kann daher seine Schwägerin unbehindert

heiratben.

Es ist wahr, dass auch nach dem canonischen Bechte das Hin-

derniss zwischen Geschwisterkindern zweiten Grades nnd Schwftgero

durch Dispensation entfernt werden kann. Diese Dispensationen wer-

den aber nur unter besonders berficksichtigenswerthen Dmstftnden
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ertheilt. Zorn Erlanigreii derselben sind wictatisfe ond eebwerwiegende

Gründe erforderlich, weshalb denn auch derartige Ehen nur sehr

selten sind.

Bezüglich des ebenfalls verworfenen Ciiltus disparitas muss ich

bemerken, dass dieshezQglich keine Dispensation ertheilt wird, und

mit Rucksicht auf die grosse Entrüstunj^, welche vor einigen Jahren

schon die blosse Nachricht von der Ertheilung einer solchen Dispen-

sation hervorgerufen hat, auch nicht ertheilt werden kann.

Der kirchliche Stand und das kirchliche Gelübde wird in deia

Entwürfe mir als eheverbietendes Hinderniss aufrechterhalten, aber

nur inselange, als der Betreffimde Mitglied der katholiecheo oder

grieehiech-orieiitaUaeheD Kirehe ist. THU er aber aas dieser aw,
80 bOrt aiieb das Verbot auf. Der Bntwnrf will daher den gegoD-

wftrtigen Zostand, welcher die von Qeistlichen and Ordeasbrfldem

nscb der Apostasie eingegangenen Bben als gesetslicb anerkennt, für

ewig beibehalten.

In Oesterreich und in Frankreich ist die Gesellschaft von dieser

Widerwärtigkeit verschont. Die Legislativen dieser Länder überlassen

es wohl der Freiheit des Geistlichen und des Ordensbruders, seine

Religion zu wechseln. Die Gewissensfreiheit derselben ist die unbe-

schränkteste, sie gestattet aber nicht den Missbrauch damit, sie ge-

stattet es nicht, dass sie ihren mit reiner Vernunft und mit voller

Freiheil übernommenen Pflichten untreu werden und die Gesellschaft

scandalisiren. Portali 's, der Minister Napoleons des Brsten, erklärte

sich bei Verhandlung dieser Frage entschieden dagegen, dass den

Geistlichen nnd Ordensbrfldem die Oivilehe gestaltet werde, und

unter Anderem schon deshalb, weil es diesen in Folge ihres Bemlbs

mOgKoh ist, die reiborgensten Geheimnisse der Familien an erfahren,

welchen Umstand sie leicht an niedrigen nnd selbstsQcbtigen Zwecken

ansbenten könnten.

Der Entwurf rerschont anch das katholische Dogma der Un-

auflösbarkeit nicht; die obligatorische Oivilehe ist auch für die Ka-

tholiken auflösbar.

Die Argumente, welche der Entwurf zur Rechtfertigung der

JJoth wendigkeit der Auflösbarkeit vorbringt, sind nicht neu; diese

sind schon in zahlreichen Werken beschrieben. Dass es unglück-

liche Eben gibt, dereu Auflösung für die betreffenden Eheleute die

Quelle eines neuen Glückes sein konnte, das weiss Jedermann, die

katholische Kirche sowohl wie die Protestanten. Bei der Schaffung

eines allgemeinen Gesetzes jedoch ist stets das Wohl der Allgemein-

-

holt massgebend; unter jedem Gesetae, des im Interesse des Mfent-
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liehen Wohles gebracht wird, können Einzelne schwer, aber nicht

onerträglich leiden, ohne dass dieser Umstand als nüchternes Motiv

zar Abrogirang dieses Gesetzes dienen würde. So verhält es sich

aveh mit dem Qesetze der Onaoflösbarkeit. Dass dieses für die Ge*

samratheit das beste und heilsRiiiate ist, d$M verktadtt nicht blo«

die Religioo der KatholikeB, aondeni d« wwde «neh yod Philoeophea

anerkaiini, deren Veraonlt kein religiOieB Dogfm beeinihutto «nd die

?0B keineriai tnuMoendentalen Bflekiiehten geleitet worden.

Bentliani, der Anhftnger des UtUltarismiis, ioüert sieh folgen*

dermassen:

»Die nnaoflOsbare Ehe ist die natürlichste, den Bedürfnissen

nnd Verhältnissen der Familie entsprechendste, für Einzelne und lür

die Allgemeinheit des menschlichen Geschlechtes die vortheilhafteste.«

(Oeuvres I, 116).

August Conite, der Schöpfer des Positivisrous
,
sagt, dass die

Auflösbarkeit der Khe ein Absurdum und der erste Schritt zur gänz-

lichen Abscliaffung der Ehe sei. Er erklärt, dass viele in dem so

wichtigen socialen Princip der Unanflösbarkeit der Ehe nnr einen

einzigen wesentlichen Fehler finden, und dieser wesenüiche Fehler

Ist, dass dieses Prineip dnreh die kathoHsehe Kirelie in würdiger

Weise geheiligt wurde. (Goars de la philesophle pesitifiste V, 687, 1).

Der Motifeiibericht gerith aidi in Widerspraeb, Inden er inr

Eeehtfertigung der Nothwendigkeit der AnflOsharkelt den Umstuid

?orhringt, dass wegen der DnanflOsbarkeit bei ans die Zahl der so-

genannten wilden Ehen und der illegitimen Kinder in grossem Masse

zanimmt, während er in den früheren Theilen die Nothwendigkeit

der Reform damit zu beweisen trachtete, dass das eheliche Band

gefestigt werden muss, weil bei uns die Auflösungen überaus leichter

vorgenommen werden und auch die Katholiken dieses Ziel im Wege
des üebertrittes sehr leicht erreichen können. Nicht die Auflösbar-

keit kann daher die Ursache der vielen wilden Ehen und illegitimen

Kinder sein, sondern die Lockerang der ReligiositAt and der Moral

Und deshalb ist das einsig geeignete Mittel, am diese socialen

Symptome Tersehwlndea in maohen, die Pflege nnd Entwickeiung

der Bellglosilit, nkht aber die Aofltebarkeit der Bhe. In Frank-

reich wnrde im Jahie 1884 die Aafldebarkeit elngeiHkrt; die Zahl

der natflrliehen Kinder hat aber seither nicht abgeaonunen , sie ist

aogar bedeotead gewadisen, während die Zahl der Rhen in er*

schreckendem Masse geringer wird.

Soviel ist gewiss, dass das staatliche Gesetz mit dem Principe

der Auflösbarkeit, wie der Versucher vor dem katholischen Staats-

AraUv Ar KirohmrMht. LXXI. 12



178 Card. Üchlauch über ungar» dvilehe-üentlzenltourf»

bürger erscheint; in diesem jene moralische Kraft schwächt, welche

uothweudig ist, um die stets von Neuem entstehenden ehefeindlichen

Leidenschaften zu zügeln und innerhalb des Kreises .seiner PÖicht^n

zu bleiben ; jene Handlung gutheisst und mit Rechten bekleidet,

welche der Katholik nt^r dann begehen kann, wenn er seine Ke-

iigioo, sein Gewissen mit Füssen tritt. Und diese unwürdige Holle

übernimmt der Gesetzentwurf, am, wie der Motivenbericht behauptet,

das irdische QlOck seiner Bürger zu fördern, die Zahl der lauteren,

giacklichea Eben nach Thanlichkeit zu vermehren, wfthrend die Aaf-

Idsbarkeit, wenn wir die menschliche Natnr beobachten und aof die

Erfahrung hören, in Betreff der Verringemng der nnglAcklichen Ehen

eine »medicina pejor morbo« ist, in Folge welcher diese nicht wem-
ger werden, sondern Tielmehr annehmen.

Die Ehe der Katholiken ist nicht nnr nach der italienischen,

spanischen und portugiesischen Gesetzgebung unauflösbar ; denn auch

der österreichische Gesetzgeher hat es nicht auf sich genommen, eine

Handlung zu sanctioniren , welche dem Dogma, dem Gewissen des

Katholiken widerspricht. In Oesterreich ist die Ehe der Katholiken

unauflösbar; die Gewissensfreiheit ist gesichert, ohne dass hieraus

fSr das Staataleben ein Schaden entspringen und ohne dass eheliche

Confnsionen entstehen würden ; was ein klarer Beweis dafür ist, dass

die in dem Motivenberichte angefahrten Gegenargnmente kein ent-

scheidendes Gewicht besitwn.

Beiflglich der im Entwürfe enthaltenen Seheidnngsgrflnde habe

ich schon im Vorhergehenden meine Meinung geinssert, wobei ich

hervorhob, dass der §. 103, welcher es der richterlichen Einsicht

flberlftsst, ob Jemand seine eheliche Pflicht so schwer verletst, dass

in Folge dessen das eheliche Verhftltniss zerrfittet ist, den AnflOsnngen

ein weites Thor öffnet.

V. Zum Schlüsse beschäftigt sich der Motivenhericht mit der

Frage : welche Stellung die katholische Kirche dem Gesetze über die

obligatorisclie Civilehe gegenüber einnehmen, ob sie ihre Gläubigen

an der Einhaltung desselben hindern wird, und in welcher Weise

andererseits der Entwurf die Ehehindernisse des katholischen Kirchen-

rechtes, die kirchliche Ehejudicatur und die Eheschliessung tangirt?

Der Bericht bemerkt, dass die katholische Kirche ihre Gläubigen

an der fiinhaltnng dieses Qesetses nicht hindern werde, wie sie dies

anch anderwftrts nicht thnt, ja sie werde ihre Geistlichen sogar in

dem Sinne anwosen, dass diese auf die Einhaltung des Oeseties

ssitens der Gläubigen dringen sollen.

Sie wird dies nicht hindern, aber derart, dass sie ihren GIftn-
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bigen sagt, sie können behufs Erreichung der bürgerlichen Folgen

das von dem bürgerlichen Gesetze Vorgeschriebene thun, was aber

keine Kraft dazu besitzt, um durch bürgerliche Schliessung der Par-

ieieo vor Qott und ihrem Gewissen zu wirklichen Eheleuten zu machen.

Indem die Kirche derart handelt, leugnet sie eigentlich die

Kraft des Gesetzes; denn das Gesetz intendirt wohl, eine Ehe m
schaffen, die Kirche aber ist verpflichtet, ihre Olftnbigen an lehren,

dass Derjenige, der nur den Anfordemngen des bflrgerlichen Qeseties

Oenflge leistet, noch nicht ?erheirathet ist. Die Kirche ist daher

verpflichtet, das Bewnsstsein des Gegensatses swischen dem bürger-

lichen Gesetze nnd der Religioo nnd dem Gewissen stets wach m
erhalten.

Der Motivenbericht hebt ferner hervor und stellt es als eine

beachtenswerthe Concession hin, welche die Wohlgeneigtheit für die

Kirche bezeugen soll, dass trotz der Civilehe die im canonischen

Rechte statuirten Hindernisse ihre Geltung behalten und nur ihre

civilrechtUche Wirkang verlieren, und dass auch die kirchliche £he-

schliessung und die Jndicatar aufrecht bleibt. Niemand wird daran

gehindert werden, die Stimme seines Gewissens nnd seine religiöse

Uebeneognng an befolgen.

Dass Jemand, indem er eine Ehe schliesst, ansser den im Ge-

setze festgestellten Bedingongen aneh noch anf andere Dinge Bflck-

sicht nehmen, dass er in seiner Ehesache wessen Meinung immer

nnd daher auch die der Kirche verlangen könne, das, glaube ich,

sind Dinge, welche man einerseits einem freien Bürger unmöglich

entziehen kann, welche aber andererseits die Anerkennung des legis-

lativen und richterlichen Rechtes der Kirche seitens des Staates

keineswegs Involvirt.

Dass aber dieses Gesetz dem Befolgen des Gewissens einen

Damm setzt, den Bürger mit seiner Religion in Widerspruch bringt,

geht aus folgenden wenigen Beispielen hervor:

Der Mann weigert sich zum Beispiel, nach Schliessung der

Civilehe die kirchliche Schliessung vonmnehmen, während die Frau

nur unter der stiUschweigenden Bedingung die Ehe eingegangen ist,

dass sie auch kirchlich sich trauen lassen. Ffir die Fran ist in dieser

Situation der Beginn des ehelichen Lebens mne moralische Unmög-

lichkeit; der Bfann hingegen hat ein Recht, welches er auch im Wege
des bfiigerlichen Richters geltend machen kann, dies zu fordern.

Die Institution der Civilehe öbt daher auf das Gewissen einen Zwang

aus; sie zwingt zu etwas, was die Religion und die Moral verbietet.

Und wenn auch diese Frau nicht mit physischer Kraft zu ihrem

1?*
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bürgerlichon Maone gezwungen wird, liegt dennoch das Schicksal

ihres ganzen Lebens in der Hand ihres Mannes.

Dieselbe Situation wird, nur viel öfter, in dem Falle eintreten,

wenn z. B. die Civilehe mit einem ohelösenden Hindernisse zu Stande

kommt, (Sr welches es keinen Dispens gibt, und in dem einen oder

dem anderen d^r bürgerlich getrauten £begei&hrten später die Stimme

des Gewissens erwacht, welche ihm zu wissen thut, dass er Tor Qott

und seinem Gewissen nicht verheirathet ist Welcher Widersprach

wird sich nicht hier zwischen der rechtlichen und der reiigiOe-rao-

ralischen Seite der Ehe entwickeln ?

!

VL Ministerpräsident Dr. Alexander Wekerle hat sich im Ab-

geordnetenhanse m wiederholten Malen fther die Cifilehe geftnssert

nnd war bestrebt, jedes Mal Jene zu bemhigen, welche behaupteten,

dass die Civilehe gegen die Religion und insbesondere gegen die

Principien der katholischen Religion Verstösse.

So sagte er in der Sitzung vom 22. November 1892: »Ich herrp

die starke Hoflnung, dass die Strömung .... vielleiclit, wenn die

Betrefl'enden sehen, dass diesbezüglich die öffentliche Meinung mit

solcher EinmQthigkeit und andererseits die Absichten mit solcher

Lauterkeit einander gegenäberstehen, welche religiöse Momente nicht

tangiren, sondern nur den staatlichen Bedfirfnisaen Genage leisten

will, dass dann diese Bewegangen aafhOren werden.«

In der Sitzung Tom 21. December 1892 sprach er folgender-

massen:

tWir stehen anf dem Standpunkte, und ich habe damals, als

ich das Programm der Regierung entwickelte, dem Ausdruck fer-

liehen, dass die Wahrung der religiösen Interessen und des religiösen

Friedens die Idee ist, welche ans in den kirchenpolitiscben Fragen

leitet. Ich kann es daher nicht verabsäumen, wiederholt zu con-

staiiren, dass wir uns nicht mit Dogmen befassen, sondern es über-

nommen haben, staatliche Interessen zu betriedigeo, ohne Verletzung

von Dogmen.

€

Der Justizminister Dosider Szilagyi sagte am 8. März 1893

:

»Die Idee der obligatorischen Civilehe ist darauf gebaut, dass

wir die rechtliche Seite der Ehe als eines Rechtsverhältnisses nicht

in Widersprach bringen, nicht ausschliesslich gestalten, sondern fon

deren religiös-moralischer Seite antetecheiden.t

Nach diesen feierlichen Erklftrungen konnte man erwarten, dass

das Ministerium eine Civilehe contemplirt, welche, wenn die Bin-

fllhrung der GiTilehe in der That -absolut nothwendig ist, die Ge*

wissensrechte der im Yaterlande lebenden, yerschiedenen Religionen
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aiig«börenden Burger nicht tangiren wird ; man konnte erwarten,

dass dies mit thunlicher Schonung für die Lehren und Gesetze der

Kirchen, insbesondere der katholiechen Kirche, den Jahrhunderte

alten Qebrftnchen, dem Geiste nnd den Anfordemngen des Volkes

gegenüber geschehen werde; man konnte erwarten, dass, abgesehen

von jeder Beligionsfrage, das zn schaffende Gesetz auf jener Hohe
der Rechtswissenschaft stehen werde, dass es, um die ans deh

europäischen Rechtsverhältnissen und den ähnlichen Bestimmungen

anderer Völker und Nationen geschöpften Erfahrungen bereichert,

(las ungarische Volk mit einem ausgezeichneten Ehegesetze beschenken

werde. Diese Hoffnungen fanden in dem eingereichten Gesetzent-

würfe keine Verwirklichung.

Vor Allem muss bemerkt werden, dass Jeder, der die Glaubens-

und Eecbtsprincipien der katholischen Kirche kennt; der in der Le-

gislative der katholieoben Kirche nur einigermassen bewandert ist;

der die zahllosen Aensserungen des Heil. Römischen Stahles in An-

gelegenheit der OiYÜehe, dessen Entscheidungen, Bnoydicen und die

in der ganzen Welt befolgte Haltnng der Bischöfe beobachtet: dass

Jedermann, sage ich, schon in Vorhinein überzeugt war, das ]lt>

niaterium habe Versprechen gegeben, deren Einhaltung unmöglich

ist; dass die Civilehe und die katholische Kirchenlehre Gegensätze

sind, welche bisher uoeb Niemand aufgehoben hat und deren Aus-

gleichung auch dem Mmisterium nicht geliiif^eu wird.

Die öffentliche Meinung hat auch nicht gezögert, diesbezüglich

sieb laut kundzugeben.

Der Episcopat hat im Vereine mit dem übrigen Klerus ent-

schieden ge^en die Civilehe protestirt.

Das Magnatenhaus, in welchem auch Protestanten das Wort

ergriffen, hat der Regierung Misstrauen votirt.

Der serbische Patriarch Georg Brankovics hat sich im. Namen

der serbischen Kirche dem ungarischen Episcopat angeschlossen.

Die Griechisoh-Katholisehen mmftaiseher Zunge haben es, ganz

abgesehen von der Nationalititenflrage, entschieden ansgesptocheo,

dass das Programm der Regierung ihre Religion vertetst.

Der gewesene sächsische Superintendent Tentsch hat im

Hagnatenhause im Namen der sächsischen Protestanten gegen die

Pläne der Regierung gesprochen.

Die Evan<(elischen des Banats und der Bacska, sowie mehrere

hervorragende evangelische Magnaten haben sieb gegen die Civilehe

geäussert.

Unter den Juden sind es nur die Neoiogen, mit deren Prin-
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cipien (?) das kirchenpolitische Programm nicht im Widerspruche

steht. Die Neologen werden aber selbst von den orthodoxen Jaden

nicht als giftabige Jaden betrachtet.

Es bleiben daher die Protestanten helvetischer Confession. Aber

auch dieee nehmen die Givilehe nnr unter der Bedingung an, wenn

der §. 12 des Q.-A. LIII : 1868« welcher den ganien Beligionskampf

herrorgerufen hat, aufrechterhalten wird. Und so steht die Begierung

vor der Alternative: entweder die Givilehe durchxufBhren und das

die Katholiken so schwer verletzende 1868er Gesetz za ahrogiren,

oder für die Reforrairten und im AUj^emeinen für die Protestanten

das 1868er Gesetz aufrechtzuerhalten und die Civilehe fallen zu lassen.

In beiden Fällen stösst sie auf u?iüberwindliche Hindernisse,

und der religiöse Friede wird nur ein pimn desiderium bleiben.

Säromtliche im Lande lebenden Confessionen perhorresciren da-

her die geplante Civilehe als eine ihr Gewissen verletzende, die Re-

ligiosität des Volkes untergrabende und die moralische Basis er-

schfltternde Massregel, und in dieser Hinsicht haben sie sich so entr

schieden geftussert, dass fttr die Handhaber der Staatsgewalt jene

verschwindende Mineritftt, die sich aus welcher Ursache immer an

der flberwiegenden Majoritftt in Qegeusati gestellt hat, hinsichtlich

eines so ndicalen Experimentes nicht massgebend sein kann.

Bs kann fernerhin nicht ausser Acht gelassen werden, dass auch

die griechisch-katholischen und die griechisch-orientalischen Geist-

lichen gegen ihr Gewissen gezwungen werden, eine Form der Ehe-

schliessung einzuhalten, welche ihre Kirche verdammt. Es ist wahr,

dass sie die Ehe schliessen, bevor sie geweiht werden ; wenn sie aber

heirathen, sind sie schon absolvirte Theologen, an vielen Stellen haben

sie auch schon die niederen Weihen empfangen. Sie sind also im

vollen Bewusstsein dessen, dass sie durch die Schliessung der Civil-

ehe eine That begehen, welche den Principien ihrer Religion wider-

spricht Diese Geistlichen sind daher in einer Zwangslage; ihre

Zahl beträgt nahem f&nftansend, wenn nicht mehr.

Es ist wahr, dass in dem benachbarten Bumftnien, wie das die

Motivirnng auch erwihnt, unter dem Fflrsten Cnsa die Givilehe ein-

gsHttiTt wurde. Man darf aber nicht vergessen, dass dort die Civil-

ehe nur eine Form ist, welche der kirchlichen Ehe vorangeht, dass

ihr aber keine gesetzliche Kraft innewohnt. Diese erhftlt sie nur

dann, wenn die kirchliche Copulirung hinzukommt. Es darf ferner-

hin nicht ausser Acht gelassen werden, dass dies bei einer sehr

kleinen Nation geschieht, und dass der griechisch-orientalische Klerus

nicht nur in bürgerlicher, sondern auch in kirchlicher Beziehung in
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jeder Hinsicht der absolatea VerfägUDg der Civilbehörde anterstebt,

ond dass ferner in Rumänien aosnahmslo» Griecbisch-Katholische

wohnen. In Ungarn aber ist ein grosser Theil der dem griechischen

Ritas Angehörigen rOmiscb-katbolisch ; sn diesen z&hlen aneh die

Rathenen. Schliesslich ist Rnmtoien im Vergleiche mit den in

riesiger Majoritftt hefindlichen griechisch-katholischen Binwohnem

der anderen Staaten ein yerschwindend kleiner Punkt, nnd nirgends

finden wir die Gi?ilehe, sondern ftberall die nach ihren eigenen kireh-

lichen Canones geschlossene kirchliche Ehe.

Wahr ist ferner , dass es nach dem Gesetzentwurfe den Gläu-

bigen frei bleibt, auch eine kirchliche Ehe schliessen zu l^önnen.

Dies bedeutet aber nicht die Äufrechterhaltung der Würde der christ-

lichen Kirche, sondern es ist eine Degradation derselben; denn der

Staat kümmert sich nicht um sie, betrachtet sie als eine nichts be-

deutende Formalität, ja er stellt sie sogar anter stratrecbtlicbe Normen,

wenn sie unabhängig von einer Civilehe geschlossen wird. Darf nan

die Staatsregiemng sich einer Sache gegenöber so geringschätzend

Torhalten, welche die Gläubigen höher halten als jede bfirgerliche

Institution? Darf sie das zum Gegenstande des blossen Zwanges

machen, was die schönste Perle der Gewissensfreiheit ist?

Nichts bezeugt besser die untergeordnete Stellung der religiösen

Momente in dem Gesetzentwurfe, als der Umstand , dass der Geist-

liche, welcher die Ehe segnet, bevor sie vor dem Civilbeamten ge-

schlossen wurde, mit einer Geldbusse von tausend Kronen b<^straft

wird (in Frankreich sechzehn bis hundert Francs, gleich acht bis .

vierzig Gulden).

Diese Massregel kann eben im traurigsten und dringendsten

Falle unmenschlich werden. Wenn z. B. Jemand auf seinem Todten-

bette zur Beruhigung seines Gewissens mit Denjenigen eine Ehe

schliessen will, mit dem er bis dabin frei lebte, um seine Kinder zu

legttimiren, wird der Geistliche, der oft allein oder nur mit wenigen

Zeugen anwesend ist, entweder dieser Pflicht nachkommen, womit

er nach den Gesetzen seiner Kirche Torgeht, und die beiden Par-

teien copuliren, wodurch er sich aber einer Geldbusse bis zu tausend

Kronen aussetzt; oder er wird die CopuKrung yerweigern und lässt

einen Menschen nnter den grOssten Qualen des Gewissens sterben.

Liegt hier nicht eine Frage des grössten Gewissenszwanges vor?

Und besteht dieser in einem Staate, welcher die unantastbaren Rechte

der Keligions- und Gewissensfreiheit proclamirt ! ?

Und hier entsteht dann das eigenthümliehe Dilemma:

Entweder ist die kirchliche Copulirung vor der bürgerlichen
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Macht null und nichtig'; wozu dient dann aber die Geldstrafe von

tausend Kronen, durch welche eine rein religiöse Handlung als Ver-

brechen qualiticirt wird?

Oder aber diese religiöse Handlung ist wichtig und nothwendig;

warum wird sie dann aber fon der b&rgerUchea Maehi Dicbt be-

rflcksicbtigt?

Daai die kircbliehe Bhe ifir den Sirafoodes besteht, für das

Bhegesets aber nieht, weil sie nnll and nichtig ist, das Ist ein in

die Angen springender Widersprach.

Bs sei mir gestattet, diesen allgemeinen Ansichten noch bin-

xttinfflgen, dass das detailKrte Stadium des Qesetientwnrfea die On-

mOglichl[eit noch mehr hervortreten lässt, die in demselben nieder*

gelegten Principien und Ideen mit der Religion auszugleichen.

Die suh 1) mit tiefer Ehrfurcht beigeschlossene Detailliruiig

wird die iiichtigkeit dieser meiner Bemerkung des Näheren beweisen.

Im engeren Zusammenhange mit den religiösen Momenten

stehen die kirchenpolitischen Bäcksichten.

Die Frage ist nftmlich:

Ob die Verletzungen des religiösen Interesses nicht grössere

Widersprüche henrormfen, als die nationalistischen oder politischen

Qegensitie, und ob die letsteren nicht durch die ersteren noch mehr

fertieft werden ; ob es daher nothwendig und rathsam erscheint, die

schon reichlich vorhandenen centrifugalen Gefühle noch um neue

disBolTirende Blemente zu ?eniiehren; ob Ungarn, welches in so viele

Parteien zerf&llt, nicht durch dieses neue Experiment noch mehr
sersplittert werden wird; ob die Parteikämpfe zur Entschuldigung

dessen genügen, dass die Bürger in ihren lieiligsten Gefühlen vexirt

und verletzt werden ; ob nicht ferner der Umstand besond»^re Rück-

sicht verdient, dass wir hier einer radicalen Massregel gegenüber-

stehen , welche mit den Traditionen einer ganzen Vergangenheit

bricht, die moralische Basis des Landes untergraben und die Locker-

ung der staatlichen Gewalt nach sich ziehen kann?

Kroatien ist seit der Zeit des Königs Ladislaus des Heiligen

ein Glied der angarischen heiligen Krone. Das im Laufe der Jahr-

hunderte entwickelte politische Verh&ltniss hat auch hier beinahe

dieselben Qeeetie und Gebrftnche geschaffen und eingebürgert In

Jüngster Zeit hat sich dieses Verhftltniss in vieler Hinsicht gelockert,

und jeder nfichtenie angarische Politiker müsste dahin streben, swi-

sehen dissen beiden Schweslernationett das QtMbl der Zugehörigkeit

m einander in entwickeUu
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Dass die vorgeschlagenen kircherpolitischen Reformen zu diesem

Zwecke nicht geeignet sind, ja dass dieselben — insbesondere die

Institution der Civilehe — die Lücke noch erweitf^rn , kann leicht

gedacht werden. Kroatien zälilt. wenn auch Fiume dazuj^enominen

wird, kaum einige protestantische Gemeinden. Kanu mau daher

hoffen, dass dieses das Eherecht Ungarns annehmen werde, wenn

68 sieht, dass dasselbe seine Religion schwer verletzt und sein Ge*

wissen nnterdrOokt? Kaan die ungariaehe Kegieraog berechtigt sein,

das Ton ihr projectirte Bhegesetz, welches unsagbar wichtiger ist,

als jedes andere Gesetz, Fiame durch eine einfache Begienngsord-

nong aufzooctroyiren, wie dies im §. 16. au9ge8prochett ist?

Zu bemerken ist noch, dass die FCInfkirchner DiOcese, wo nach

dem Gesetzentwurfe die Civilehe herrschen wflrde, zahlreiche Pfarren

hat, welche in Slavonien liegen, wo also das alte ' katholische , be-

ziehungsweise griechisch-katholische Recht Geltung' hat. Ein ähn-

licher Fall liegt bezüglich der Muraköz vor, welche in bürgerlicher

Beziehung zu Ungarn, in kirciilicher Beziehung aber zur Agramer

Erzdiöcese gehört. Werden diese Umstände nicht auf die, kirch-

lich wohl einer, in bürgerlicher Beziehung aber verschiedenen Be-

hörden unterstehenden Gläubigen confundirend wirken? Diesbezüg-

lich ist in dem Gesetzentwürfe gar keine Verfügung enthalten.

Oesterreich und Ungarn sind zwei besondere, nnabhängige

Staaten einer einheitlichen Monarchie und kOnnen daher in der

Regelung ihrer Angelegenheiten, wie in ihrem Bechtsleben, vollkom-

men frei vorgehen. Es kann jedoch nicht bestritten werden, dass

die Wechselwirkung zwischen den beiden Staaten eine so tief||^hende

ist, dass der eine den anderen nicht vollkommen ignoriren kann.

Wenn wir uns dies nun vor Augen halten, kann es kaum rftthlich

erseheinen, dass Oesterreich und Ungarn eben in religiös-moralischer

Beziehung durch solche Institutionen von einander gesondert werden

sollen, welche den Familien- und Privatverkehr so sehr erschweren.

Schon bisher hat der Umstand, dass in Oesterreich zwischen

Christen und Juden die Ehe gestattet war, während dies in Ungarn

verboten ist, zahlreiche Anomalien hervorgerufen. Wie viel Con-

fusionen haben die sogenannten siebeubürgischen Ehen erzeugt!

Wenn nun in Ungarn ein radicales Eherecht in's Leben treten

wird, dessen Folgen wir selbst in unserem Vaterlande nicht sn er-

wftgen im Stande sind« so wird dies auf den Bruderstaat von BAck-

Wirkung sein« der mit üngam so viele gemeinsame Lebensinteressen

hat Hier das liberalste Gesetz, dort das Jahrhunderte alte, tief in's

Volksleben eingedrungene und trotz seiner bfirgerlicben Fftrbung den-
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noch mit der Religion in engem Zusammenhang gebliebene Eherecht; —
hier die unbestimmten, weil der richterlichen Interpretation ein

weites Feld öffnenden Massregeln, welche die Auflösung der Ehe er-

leichtern, dort die. strengen, das Richtercorps vollkommen bindenden,

bestimmten, sozusagen taiativ und klar aufgezählten eheverbietenden

Qnd ehdtrennenden Hindernisse. AU dies muss die zwei aaf einander

aagewiesenen Staateo immer mehr ?oo einander entfernen, oder tör

die Begterungen, welche berufen sein werden, die anftanehenden Dif*

ferenzen aoszugleiehen, anfibersehbare Gonf^onen herrornifen.

Die Binfflhrung der CÜTilehe ist daher eine, sowohl vom kirch-

lichen, als auch Tom politischen Qesiebtspankte sehr wohl tn er-

wägende Mässregel, und zwar nmsomehr, als die, insbesondere in

Prankreich erworbenen Erfahrungen jene weite Freiheit vollkommen

verurtheilen , welche bezüglich der Auflösung der Fhe und der

Schliessung neuer Ehen im Gesetzentwurfe zum Ausdrucke gelangt.

Wer nach dieser Richtung die französische Geschichte und die

traurigen Erfahrungen kennt, deren Zeuge auch die revolutionäre

Eegiernng selbst war und welche Napoleon I. dazu bewogen, in den

Jahren 1803 and 1804 viele Trennungsgründe abzuschaffen und das

eheliche Band enger zu knüpfen, bis die wichtigsten Motive die Re-

gierang zwangen, im Jahre 1816 die Unanflöslichkeit der Ehe an

decretiren: wer all dies kennt, der wird unmöglich die auf dievolle

Freiheit gegründete Bestimmung des vorliegenden Gesetzentwurfes

ohne Misstrauen aufhehmen und wird gewiss die Aeusserungen jener

zahreichen Bechtsgelehrten , Richter und Staatsmftnner berficksich-

tigeu , welche die überaus grosse Leichtigkeit der Schliessung and

Losung der Bhe für 'das Familienleben und für den Staat als ung<-

mein schädlich bezeichnen, und deswegen di»- Rückkehr zu Gesetzen

vorschlagen, welche die Sanctionirung und Beschränkung des Natur-

rechtes durch die Religion involviren.

Wenn die Regierung nach so vielen traurigen Erfahrungen,

welche andere Staaten gemacht haben, es dennoch für nothwendig

hält, dem Staate hinsichtlich der Bhe gewisse Rechte zu vindiciren,

warum hält sie sich nicht vor Augen, was die Ql&abigen bisher für

das Recht Gottes und für die Stimme des Gewissens halten, und

warum sacht sie nicht die Ausgleichung, ohne dies zu verletzen?

Warum hftlt sie die Civilehe nicht für eine Institution, welche dem

Staate den aus der Ehe dem bürgerlichen Staate zukommenden

Theil sichert, das Wesen derselben aber in dem Wirkungskreise auf

jener Basis Iftsst, auf welcher sie bisher geruht hat?
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Das Aufwerfen der Frage der Civilehe ist eine Frucht des

Kampfes der zerrütteten Parteien ; denn die Nothwendigkeit der-

selben hatte vor einem Jahre noch Niemand aufgeworfen, und des-

halb wurde diese Frage weder bisher entsprechend studirt und vor-

bereitet , noch triti me in diMem Oesetsentwnrfe mit ^ener Gründ-
lichkeit und Unparteilichkeit hervor, wie dies dieser wirklich wich-
tige Gegenstand erheischen wurde. Dieser Gesetzentwarf ist die nene
und mit staatlichen Principien bereicherte Codificatioo des pro-

testantischt^n Eherechtes; denn der Umstand, dass mehrere confes-

sionelle Eherechte existiren , dnss einige gewissenlose und leichtsin-

nige Menschen die Religion nicht aus üeberzeuguug, sondern zur

Befriedigun«: ihrer Leidenschaften wechseln, was immer vorkommen
wird, — der Umstand ferner, dass die Richter das Gesetz in einer dem
canonischen Oesetie der Katholiken widersprechenden Weise inter-

pretirt ond dadurch den im Eberechte herrschenden irriffcn Ideen

und Confusionen Nahrung geboten haben, all dies kann die Legis-

lative nicht berechtigen, eine Institution, welche seit dem Bestände

des Landes im religiösen Leben und in der Ueberzeugung des Volkes

tiefe Wurzeln gefasst hat und von dem Lebensziele und von dem
Pflichtgefühle desselben untrennbar ist, mit einem einzigen Feder-

zuge zu vernichten.

Zum Schlüsse erlaube ich mir noch eine uuterthänige Bemerkung.
Als die Reffierung ihr kirchenpolitisches Programm im Reichs-

iMgß motivirte, that sie dies damit, dass sie den §. 12 des Qesetz-

artikels 53 : 1868, welcher die Basis der zu so vielen Verwicklungen
Anlass gebenden Verordnung vom 26. Februar 1890 bildete, mit der

Einführung der Civilehe modificiren, bezw. abschaflfen werde, weil die

freie Uebnng der Religion auch die Erziehung der Kinder freigeben

Wörde.

Der letzte Punkt des Gesetzentwurfes verspricht nur, dass der

Cultus- und Unterrichtsminister bezüglich Modiflcation des erwähnten
Gesetzes eine Vorlage unterbreiten werde.

Diese nicht genug klare Aensaemng gibt, wenn man hiezn

nimmt, dass in dem Gesetzentwürfe über die Verstaatlichnng der

Matrikeln der §. 12 des Gesetsartikels 53 : 1868 wiederaufgenommen
wurde, der vielleicht nicht ganz unbegründeten Voraussetzung Elaum,

dass die Regierung nach den Erklärungen der Protestanten in ihrem

Entschlüsse wankend wurde , und dass sie nach Schaffung des Ge-

setzes über die Civilehe, wenn diese gelingt, durch die Opposition

und vielleicht auch durch ihre eigene Partei gezwungen werden wird,

den §. 12 des Gesetzartikel 53 : 1868 aufrechtzuerhalten.

Nach alledem geht meine nnterthänige Meinung dahin, dass

der Oesetzentwurf finer die Civilehe sowohl das Gewissen der Katho-
liken, als auch das der anderen Christen verletzend tangirt, den

politischen Verhältnissen des Landes nicht entspricht, das religiös-

moralische Leben des Volkes verseucht und daher auch für den
Staat selbst schädlich ist.

Den Text des Ge8.-£ntwarf8 and Hirtenbrief der Bischöfe Ungarns
darttbar im folgandea Hefte.
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Decr. s. Officii dd. 18. Marl 1891.

Impedimentum disparitatis cultus.

S. CoDgr. S. Officii. (Archiepiscopo Leopolitaoo ritas gc. catb.)

MtA» ad faeoltates episoopis a SanetiUte Soa eoneem (qoaa

etiam paroebis sabdelegari possant, diapeoaandi id arlicalo mortis in

impedimentis matrimoniam dirimeatibiia , rogo qnoad Impedimeota

mixtae religioniB et disparitatis coltoa benignissimam dedarationeiii,

an in istis etiam ia articalo mortta non aliter diapensari posait niai

1. Arabo contrahentes promittant educationeiu omnis prolis in reli-

gioiie catliolica et qnidem. 2. Non solum prolis forte adhuc susci-

piendae, s<;<i etiam antea (in concubinatu vel civili matrimonio) jaui

susceptae, in quantura scilicet hoc a parentibus adhuc depeiidet;

atque iiisi etiam 3 pars catholica (licet privatim taiitum) proraittat,

quod, in quantum poterit, coaversiooem partis non catholicae pro-

curare satagat.

Besp. Gantionea etiam in artiealo mortis esse exigendas. Dispa-

ritatem cultos, atpote io^pedimentum dirimens in Encyclica 8. Of-

ficii 20. Febrnarii 1888 comprebendi; roixtam ?ero religionem, uti

impedimentum Impediens, non eomprebendi.

Romae 18. mart. 1891.

M. Card, Monaco,
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Literatur.

1, Das ktUholisehe Kirehenreekt. ZweUet Batid, Die Regierung

der Kirche von Dr. Fram Heiner ^ Frofesm» (Bttäerlam^

Schüningh, 1894). 438 Sfiteu.

Ist nun in der vom Verfasser in Aussicht gestellten kurzen

Zeit nach kaum 7 Monaten erschienen. Das in unserer Besprechung

(Archiv für kath. Kirchenrecht, Bd. 63. S. 476 ff.) erwähnte Lehr-

buch ist nun zum Abschlüsse gebracht. Als einen besonderen Vor-

zug dieses Werkes muss die klare, lichtvolle Behandlung der kirch-

lichen Gerichtsbarkeit und des kirchlichen Strafprocesses bezeichnet

werden. Das jetzige DisciplinatTerfahren ist wohl von keinem Canonisten

80 einfach und fibenichtUeh, wie toeh eingehend behandelt worden

als in diesem Lehrbache. Kleine Irrthfimer« wie s. B. Aber fi. 16

des bad. Gesetzes vom 9. October 1860, dass die Kirche ihre fir-

kenntnisse gegen das Vermögen (Pfrftnde) elaer Person wider deren

Willen nur mit Vollzugsreiferklärang des Staates vollzieht, dfirften

dem in dieser Beziehung weniger bewanderten Canonisten verziehen

werden. Besonders befriedigt hat uns die eingehende Darstellung

der vom Kirchenrechte mit Strafe belegten Vergehen. So kurz und

eingehend, wie hier die kirchlichen Delicte und ihre Ahndung be-

handelt sind, durfte es sich kaum in einem Lehrbache von gleichem

Umfange finden lassen. Im zweiten Theile wird die Verwaltung der

Kirchenämter dargestellt. Der Erwerb and Inhalt des Patronats

wird in klarer Weise, kurz aber ohne Wesentliches auszulassen, dar-

gestellt. Im dritten Theile wird die Verwaltung der kirchlichen

Lehre, der Qnadenmittel und des Gultus sehr eingehend behandelt

Theologisch begründet erscheint insbesondere der IL Titel des

in. Theils Aber die Verwaltung der kirchl. Lehre, die Symbole,

Katechismen etc. Üeber die Schale handelt unser Lehrbuch etwas

kurz. Es ist indessen darin die richtige Theorie vertheidigt, dass

der Kirche entweder das Mitaufsichtsrecht über die Erziehung in

confessionellen Schulen und die Ordnung alles dessen zustehe, was

mit der Religion zusammenhängt, oder das Recht, gegenüber den con-

fessionslosen Schulen ihre eigenen Schulen zu gründen und zu leiten.

Die Verwaltung der Sacramente and des Cultus ist sehr gründlich

dargestellt, ebenso die Verwaltung der kirchlichen Vereine, der Or-
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den, Congregationen und religiösen Institute im vierten Theile. Der

leiste (fäofte) Theil stellt die Qrands&tze über die Verwaltang des

KircbenvermOgens dar. Wir kdnnen auch hier das Axiom nar bil-

ligen: »Es ist QDmOglich sich die Kirche als sichtbare Anstalt ohne

materielle Mittel zn denken, mit ihrer Anerkennang rooss ihr Be-

sitz- nnd Eigenthnmsrecht zugestanden werden. Die Kirche hat

(ohne Yom Staate als Corporation anerkannt sn sein) als eine fom
Staate unabhängige, selbständige Gesellschaft auf ihrem Gebiete eine

vermögensrechtliche Gewalt.« Die Kirche wird als Eigenthümerin

des Kirchenvermögens erklärt , der deshalb das Verfügungsrecht

darüber zustehe. Wenn den Einzelkirchen und religiösen Instituten

Eigenthumsrechte (vom Staate) zugestanden werden, ändert dieses

nichts, weil diese »nur unzertrennbare Theilec der Kirche sind. Der

zweite Band dieses Lehrbuchs erscheint uns wegen der sorgftltigen

Auswahl des Stoffes, seiner klaren nnd doch angenehm zu lesenden

Darstellung in höherem Grade als der erste insbesondere fär Stndirende,

aber aach f&r praktische Juristen nnd Theologen ein besonders tang-

liches Werk sn sein. Dr. ff. Maas.

2. 0 konkordataeh SkUcy ApoMskicj z PMs% w XVI widm
(Die Coneordate des Aposkü, 8Mks mU Polen im 16, Jahr-

hundert). Von Joseph Brzczitski. Krakau Akademie drr K.

und Wisssensch. (Separatahdruck aus Bd. 30 der Abhand-

lungen, S. 362—392). 30 S. 8^.

Zwei Eigenschaften sind an vorstehender Arbeit des Herrn

Dr. Prof. BrzeziÄski hervorzuheben : die Klarheit der Darstellung

und der echt katholische Geist. Auf eine kurze Einleitung, welche

die Gründe darlegt, aus denen sich der Verfasser zu dieser Arbeit

entschloss, folgt die eigentliche Abhandlung in vier Capiteln. I. Das

pftpstliche ProTisionsrecht ?on dem Wormser Vertrag bis zum Wiener

Goncordat (S. 2—4). IL Die päpstlichen Provisionen in Polen im

Mittelalter. Qenesis der polnischen Concordate. Die Darstellung

lehnt sich an Theiner an. Neu ist indess die Mittheilung aus dem
polnischen Rechte (Volum. Leg. I 120, 139), wonach Johann Albert

149G bei Strafe der Verraögensconfiscation verbot sich um Ei-

spectanzen zu bemühen oder solche anzunehmen. König Alexander

dehnte die Strafe in persona et honis auf diejenigen, welche vom

Heiligen Stuhle Beneficien erlangten, deren Patron der König oder der

Adel war, auf Freunde und Verwandte aus. III. Päpstliche Consti-

tutionen für Polen zur Zeit des V. Lateran-Concils und ihre Be-

deutung als Concordate. Es handelt sich besonders um die ttolle

»Btsi ex debito« 14. Nov. 15Id und die andere »Sacrosanctae nni*
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veraalis Bcolosiae« 9. Aug. 1515. (Balla compactonini Regno Polooiae

CoDcessorum). Beide sind abgedruckt bei Hergenroether Re^esta

Leonis X.: Am 15. Juli 1515 fol^ eine dritte Bulle »Pro excel-

lenti praeminentia« (Hergenr. n. 16480). Weiter die Bullen »Decet

Romanum Pontiticem,« »Creditam Nobis desuper.« IV. Die zwei

Concordate Leo X. 1519 iiiul Clemens VIL 1525. Die Bulle »Ro-
manns Pontifex« 1. Juli 1519, welche Dr. Brzezi6ski im Anhang
abdruckt , erneuert das Recht der Bischöfe, andere in den ge-

raden Monaten vaeant werdende Beneficien mit Aoaeeblnfls päpst-

licher Eispeotanzen za besetzen »dnmmodo dispositioni Apostolicae

generaliter reservata seu affeeia non existant.« Der Name doncordat,

der dieser Bulle abgeht, kam in der Bulle Clemens VIL hinzu.

Auch diese ist im Anhange abgedruckt. Man hatte in Polen viel-

fach die Rechtsvorschriften zu Ungunsten der Patrone umgangen;
diesen Uebelstand beseitigt die neue Constitution. Dr. Brzeziöski

weist auf die Bedeutung,' der IX. Kanzleiregel hin, um dann aus in-

neren und äusseren Gründen den ConcordaU-Charakter der Bulle nach-

zuweisen. — Am Scbluss des Anbanges wird die Bittschrift des

polniachen Königs mitgetheilt, anf welche hin das Goneofdat folgfa.

A. Arndt S. J.

3, Eine Bemerkung zu Dr. U. J. Schmitz' Spuren eines römi-

schen Jiitssbuches etc. (Archiv f, kath. iC.-ii. 1893, Fünftes

Jleft. p. 278 ff.).

Zu Anfang dieses Jahres habe ich in Folge einer früher an

mich ergangenen Aufforderung der Redaction der Deutschen Zeit-

schrift tfir Eirchenreebt, die VerOffentlicbnng von »Beiträgen znr

Kenotniss der gegenseitigen Beziehungen des orientalischen nnd ka-

tholischen Kirchenrechtsc begonnen. Dieselben sollten, ähnlich wie

meine »Publicationen aus dem Gebiete der polnischen Kirchenrechts-

l^chichtec ^in diesem Archive), den deutschen Leserkreis mit den

Ergebnissen jener fremdländischen Forschungen bekannt machen, die

mir von mehreren Gesichtspunkten aus, wichtig and der deutschen

Gelehrten weit bemerkenswerth erschienen.

Der erste dieser Beiträge enthält eine Besprechung des Sn-

troro?r 'sehen Buches »Spuren des westlichen Kirchenrechtes in den

altrussischen Rechtsquellen ;c im zweiten beabsichtigte ich die Er-

gebnisse einiger über die Entstehung der Zehnten erschieneneu pol-

nisehen nnd rassischen Arbeiten mitzntheilen; in einem weiteren das

mir eben zn^lrommene hochinteressante iSWtoorWsche Werk »Znr
Frage fiber die occidentalen Einwirkungen auf das altrussische Recht.

1893.« Dem entsprechend habe ich auch in der kurzen Vorrede die

Mittheilung von Beitrftgen, unter Benützung der diesbezüglichen

Literatur angezeigt

Zu meiner nicht geringen Bewunderung bemerke ich, dass dies

Vorhuben von dem Hochehrwürdigsten Herrn Dr. H. J. Schmitt

(Archiv LXX. 278 ff.) missverstanden worden ist, er vielmehr mein

lipferat über das Buch von Suivorow als Originalarbeit auffasst, den

hervorragenden Leistungen dieses Forschers unter meiner Adresse ge-
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höriges Lob spendet and die vermeintlichen Schattenseiten dieses

Baches ebenfalls unter meiner Adresse tadelt.

Ich sehe mich daher Teranlasst. dieses Missverständniss her*

vorzoheben, da irh in Bezug auf die von mir niitgetheilten Re-
sultate weder Anerkennung noch Tadel annehmen kann und will da-
bei blos auf eine Aeusserung des Hochwürdigsten Herrn Weihbischofa

eingelien. Ich meine nämlich den Satz. (S. 289) in dem der Ver-

such, auf Grund der Zapowied die Ansicht Loenings über das Ver-

hftitniss des Poenitentiale Merseburgense ta dem VallieellanttiD I so
anterstfttien, hart getadelt wird. Ich habe (S. 206) genan aasge-

fahrt, in wiefeme die Zapowied der Loening'schen Ansicht als Stütze

dienen kann und habe diese Stdtie auadrflcklich als indireete be-

zeichnet und ich brauche einem so hervorragenden Kenner dieser

Frage gegenüber nicht erst zn sagen, aul welchen Theil der Loening-

schen Argumentation sich all diese Bemerkungen beziehen.

In der Zumuthang, ich hätte zur Quellenkritik von Docnmenten
des Vlll. Jahrhunderts solche des XIII. verwenden wollen, Jiegt eiue

Anscbnldigung, die icb — wenngleich sie, dem Vorbemericten ge-
mftss nicht mir, sondern Saworow gilt — nicht anerwiedert lassen

konnte; die Begründung dieser ßeschuldigung wolle der geneigte

Leser beurtheilen; in wieferoe es aber »verwegene sein sollte, eine

Ansicht Loenings sa unterstützen , möge ebenfalls unparteiisch he-

urtheilt werden. Dr. Alfred Hidban Blumenstok.

4, De canonica dioeresium visitatione. Cum appendice de visita-

Hone sacrorum Uminum. Äuctore Paulo Cardinale Melchers»

Coloniae ad Rhen. 1893. ISO pp. (Mk. 3. 50).

ö, Württembergiscfie Kirchengeschichte. Herausyegeb. vom Calwer
Verlagsverein, Calw und Stufig. Vereinshandlung. 1893. (Eine
Besprechung würde eine vidseitige Polemik katholischerseUs

6, Hepl anoiXXoTpitt)Ot(ttC t^<; IxxXTjaiaaTu^g nspiouai'a? xaTaiodlxaiov

T^c dpMÖ6oo ivatoXtx^c hatkipinz 6*6 Keivoxavrtvoo M. 'PcXXt],

o^pgtoü Toü 'Püifiatxou xal «oviovtxoo dixalou iv xcu 'E^ixiu

IlaveniOTiQfitcu. ^Ev AiH^ic ix tou tonoTpofsioo *AXs6. liatiiayeopK

Ti'oü 1893. 51 S.

In dieser Festschrift zum 50jährigen Doctorjabilftnm Dr. Theodor
Momtnsens behandelt Prof. Rhallis die Veräusserung des Kirchen-

vermögens nach orthodoxem anatolischem Kirchenrecht und ganz an
der Haud der Quellen. §. 1. gibt die geschichtliche Entwicklung

bezüglich des Veräusserungsrechte.s des Kirchenvermögens utui stellt

den Begriff der VerÄusserung fest; §. 2. erörtert die Normen der

Kalftssigkeit der Verftasserang ; §. 3. die Vorbedingungen der Gültig-

keit; §. 4. die Pormen ffir die Verftosserung ; §. 5. die Polgen
einer nngftltigen Veräusserung ; §. 6. bringt als Anhang die neoeren
Bestimmungen über die Gebahrung mit dem KirchenvermOgen. Die
fleissige Schrift benutzt auch die in Deatscblaud erschienene ein-

schlägige Literatur. Ferdin, Vering.
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XVIII.

Ma gegenseitigen RoeMsveriiiHnfsse der RHeii in ior katho-

lischen Kirche.

Von ilti^iMfli» Amdi 8. J., PioliBMor dot omioil BMbtet in Knka«.

Erstes CapiteL

Eintbeilung und gegenseitige Beziehungen der Riten im Allgemeinen ^).

Artikel L Der grieehieeh^anentdliseke RUus.

1. Man unterscheidet gewöhnlich zwei Raupt^attungen von

Riten, den Ritus der orientalischen oder griechischen Kirche und den

Ritus der lateinischen, römischen Kirche. »Wie aber in dem Namen
römischer Ritus der Arabrosianische, Mozarabische und die ver-

schiedenen besonderen Riten einzelner Orden miteinbegriffen werden,

sagt Benedict XIV. *), so werden auch mit dem Sammelnamen
griechischer Ritus eigentlich vier verschiedene Riten bezeichuet:

der griechische, armenische, syrische und koptische. c Genauer also

kann der orientalische Ritus nach seinen Unterabtheilnngen so dar-

gestellt werden:

r» • • u- u n-i. { öriechen,
Reiner gnechischer Ritus

{14,^^^^^^^
f Anticob.

1. Griechiscber Rttos*)
Griechisch melchitischer Ritus i » ._. .

l Patriareb,

Boinftniseber Ritus (UngarnQ.Siebettbflrgen),

Sl.v«,cher Bit«. |
Iöt«i(Ctol««.).

\ Bulgarischer Ritus.

2. Armenischer Ritus (Qalizien, Türkei, Asien).

1) Wir verweisen hier anch auf die keineswegs veraltete eingebende Dar-

atelloDg des f Card. Uergenrüther im Arch. für K., Bd. 7 und 8.

8) CoMUt »AlUtM toiEtc Se. JnU 1755 §. a.

Vi Da flgtaikihofiiatattidifn Ritas im ünlinobtod nm grieebiidien

bildm 2—4. Siebt Demiinger, Ktns Ori«ntaliimi Wiroebargi 1868 p. 1 laqn.

Da im Oiieot fut Hbanll di« Di«dpl!n dtr Kirch« von Conitaattnopel dat

Uebergewieht erlangt hat, darfte Benedict XIV. mit Recht den Namen griechi-

scher Ritns als Sammelnamen fasten. Siehe Papp. SiUagyj Endiiridioii jnm
Ecclesiae orientalie catbolicae M. YanMiini 1862 Praef.

nUv Ar Kirehmveekt. LUL 18
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d. Sita

Syriaeb-ohaldftiiolier Ritas

4. Koptischer Bitos

' Reiner syrischer (sessoriauischer) Bitos (Syr.

Antiocb. Patriarchat),

Syrisch-Maronitischer Kitas (Mar. Antioch.

Patriarch.)

Eteiner syr. chald.

BitQ8(ChaULPfttr.

Babyl.)

Sjnflch-malftlMur.

mtos (ApertoL

YioMT. Trichoor n.

Gottagam),

Egyptischer Ritus (Apost. Vicariat),

Antiochischer oder abyssiniscber Ritus (Qheza

Sprache. Apost. Vicariat).

2. Das Recht, den eigeneo Ritus zu bewahren, pflegt der

heilige Stuhl bei der Union den zur Kirche Zorftckkehreoden feier-

lich zu verbürgwi. So wurde z. B. den Ruthenen von Clamenf VUL
in der Bolle »Ifagnns Dominos« X. KaL jan. 1596 sogesagt: »Ad
najorem caritatis nostrae erga ipsos signiftcatlonem omnes saeros

ritos et eeremonias, qoibos Botheni episoopi et cleros jvxta sancto-

rom Patrom Graecorom institota in divinis offidis et saerosanctae

missae sacrifido ceteroromqae Sacramentonink administratione aliisTo

mato flmctionilms ntontor, dommodo YeritatI et doetrinae fidei ca-

tholieae non adversentur et eommonionem cum Romana Ecclesla non

excludant, eisdem Ruthenis episcopis et clero ex Apostolica benigni-

tate permittimus, concedimus et indnlgemus.« Aehnlich heisst es

im Breve vom 7. Febr. 1596 »Benedictas Sit Pastorc aa den Bo-

theoischen Episcopat.

Infolge dessen wird in der Bestätigung des Provinzial-Ooncils

on Zamosc ausdrücklich bemerkt : tSynodi oonfirmatione nihil dero-

gatom esse ceoseator Constitationibos Bomanorom Pontificom • . .

super ritibus Graecorom ^).€ Die ungarischen Rumänen worden von

Oaidinal Leopold von Koüonieh in die katholische Kirche aofgenom-

men mit der bestimmten Verbeissong: Jeder Priester, welcher den

Papst als sein Oberbanpt anerkennt ond das katholische Glaobens-

bekenntniss ablegt, wud bei dem griechischen Ritas belassen. In-

folgedessen bestimmte Itmoemis XUL bei der Brrichtong der Diö-

cese Ton Fogara XY. Kai. jul. 1721: »Promomdi ad dictam ec-

desiam Fogarieosem eorom tantom qui graecis ritibus addicti erant

1) Siehe Möb BmmiL XIV. »AUatM sniit« % 16.
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episcopi vocari et esse deberent« u. s. f. Den Italo-Griechen ver-

heisst Benedict XIV. von neuem AafrechterbaltaDg ihres Ritus und

ftgi hinza: »Inhibentes omnibu» et smjralig praelatis aliisqae, ne

^ais rittts et esfremoiuas Gneeoram in Oondlio Florentino ?6l alias

approbaftas blasphemaro aat repiobare sea improbare aoslti).«

8. Was die Kirche Teraprocbeii, das hat sie aveh treu gehalten.

>Eeclesiastieae historiae ignaram se proderet, sagt mit Recht deshalb

Benedict XIV. qui nesciret, nunquam id actum esse, ut venera-

bili orientali ritui detrimentum ullum inferretur. Sed praesentem

quoque Ecciesiae disciplinam prorsus ignoraret, cui satis exploratum

non esset, Romanos Pontifices, qui de reducendis Graecis Semper

cogitarnnt, eaudera viam semper institisse et adhuc insistere.'c >Ca-

tbolicae Ecciesiae,« sagt in gleichem Sinne Pius IX. >nihil plane

adrersatur multiplex sacrorum legitimorumqae ritoam varietos, quin

imo ad Ecciesiae dignitatem majestatem, decns ac splendorem an-

gendom maxime ooodnzit.«

4. Das eiste Beispiel solcher Toleranz hatte das Oberhaupt der

Apostel, der spfttere erste Bischof Ton BoiDi der hL Petrus selbst ge-

geben. Da die neu bekehrten Juden sich nicht leicht Ton gewissen

Ceremonien zu trennen ?ermochten, die Qott ihren Vorfahren anbe-

fohlen and in deren Uebung und Verehrung sie aufgewachsen waren,

gestattete er ihnen dieselben, da sie deiu Glauben keinen Eintrag

thaten. Um allen Anstoss zu vermeiden, schlug er deshalb auch auf

dem sogenannten Apostel- Concil zu Jerusalem vor, die Heiden zur

Beobachtung der sogenannten Noachitischen Vorschriften zu ver-

pflichten. Einheit ira Glauben, vernünftige Freiheit in Gewohnheiten

von geringerer Bedeutung, dies blieb auch in der Folge der Wahl-

spruch in der Kirche. Da nan die Apostel die Regel aafgestellt und

der hl. Petrus den Kirchen die Vorschrift Obermittelt hatte, das

Osterfest an einem Sonntage za feiern so war es den P&psten eine

heilige Pflicht, die Asiaten, welche am 14. Mftrz das Fest begingen,

selbst wenn dieser Zeitpunirt auf einen Wochentag traf, zur Einheit

zurftckznrufen. Zephyrinus Tordammte die Montanisten, »qui ad

omne poenae delictnm Ecciesiae fores obserebaat ac scelerata pu-

tabant iterata conjngia et christianis sscus atque Apostolica diseiplina

1) Conrt. >BM peitoralii« §. IX. I.

S) Conitit »AlktM rantc |. 7—18. Const. »Ex quo primom« §. 7.

3) Encycl »AmantiMimuic an die Patriareben and Bisch, des oriental.

Ritas 8. Apr. 1862. Ebenso Gregor XVL, Litterae Ap. an den Enbiaehof fan

Limberg rlt. gr 17. Jali 1841.

4) £u9eö, Hiat eccL V 28. 8ocrat. V, 21.
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praescribebat , tres in anuo Quadragesimas proponebant, quasi tres

possi sint Salvatores ^).< Stephauus verurtbeilte die afrikanische Praxis,

Haeretiker bei der Aufnahme in die Kirche zu taufen, da er fest ge-

sonnen war, keine Neuerungen gegen die aus den ältesten Zeiten

überkommenen Gewohnheiten zu dulden*). Alle diese Gewohnheiten,

welche die Päpste selbst mit den strengsten Kirchenstrafen aufrecht

erhielten, waren mehr oder minder enge mit der Reinheit des Glau-

bens verbanden. Andere Gewohnheiten hingegen beliese der heilige

Stuhl stets, i>hne die Freiheit der Bischöfe anders tu beschränken,

als dass er darauf bestand, solche^ die eine grossere Wichtigkeit be-

anspruchten, auf PiroTiniiaUConcilien festsostellen *). Hiersa gehörten

Yor allem der OffentUehe Gottesdienst, die Reehtsrerhftltnisse ond

das Fasten, fftr welche das Wort des hl. Hieronymus in Anwendnng

kam: »Unaquaeque proTincia abnndet in sensn snoet praeceptamar

jomm leges apostolicas esse arbitretar*).c

Dieser weisen Masshaltung blieb die BOmisehe Kirche selbst

dann treu, als die Griechen es wagten, die lateinischen Riten anzu-

greifen und zu tadeln. So schreibt Nicolai4s 1. au Photius: »De

consuetudinibus, quas nobis opponere visi estis, scribentes per diversas

Ecclesias, diver^as esse consuetudines , si illis cauonica non obsit

auctoritas, pro qua obviare debeamus, nihil judicamus vel resistimus.«

Als Michael Cerularius die lateinischen Kirchen im Oriente zu

schliessen befahl, konnte ihm Leo IX. entgegenhalten: »Ecce iu bac

parte Romana Ecclesia quanto discretior, moderatior et clementior

vohis est, siquidem cum intra et extra Romam plnrima Graecorum

monasteria reperiantnr sive ecclesiae, nullus eomm adhnc pertnrbatar

vel prohibetnr a paterna traditione sive sna consuetudine, qain potins

snadetnr atqne admonetur eam obserrare. Seit Saneta Romana Ec-

clesia, qnia nihil obsnnt salnti credentinm dlTcrsae pro loco ettem*

pore consnetndines, qnando nna ftdes per dUectionem operans bona

qnae potest nni Deo commendat omnes.c Als Itmoeeng HL im

dreizehnten Jahrhunderte beschlossen hatte, einen lateinischen Pa-

triarchen in Constantinopel einzusetzen, dem alle Gläubigen jeden

Ritus unterworfen sein sollten, erklärte er nichtsdestoweniger: »Licet

Graecos diebus nostris ad obedientiam Sedis Apostolicae revertentes

fovere et honorare velimus, mores ac ritus eorum, quautura cum Do-

mino possumus, sustiuendo, in hiä tarnen illis deferre uec volumus

1) & Hieron. «p. 54.

10 Eu§eb. Eist eeoL lib. VII. c. 8. Setny^ De Bapt V. SS.

3) TtrtulL, De Jqnn. c. 18.

4) Bp. S9.
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nee debenme qaae pericolmn generant animeniiD ac eocleeiaBtieae

derogant honestati ^).c Die gleichen Worte gebrauchte Honorins 111.,

als er die Genehmigung dazu gab, dass an mehreren Orten der Insel

Cypern ein lateinischer und ein griechischer Bischof residirten.

Ebenso Innocem IV. in einem Briefe an Daniel von Russien*).

Noch andere Beispiele erwähnt Benedict XIV. in den bereits citirteo

Constitutionen »Ailatae suntc und »Etsi pastoralis.«

Wir schliessen diesen historischen üeberblick mit den Worten

des römischen Diacons Johannes (V. Jahrhundert) : >Scire convenit,

alia esse a fide catholica, quibus per totum mundum oronis christianaB

adetringitnr, veluti est auctoritas Nori ac Veteris Testament! , alia

rnrsus esse institnta Patram, a qaibns nalli liceat catboHco deviare,

Talnü Nieaeoi eaoones el ei quid bignsmodi est, itemqne alia eaee

qoae maqnaeqae Ecelena tanqnam propria retiaet et a sais majeri-

bns tradita äbi enatodit, qaae salva fide et pace eatholica cum

aUerine regionie neu obserTat Bceleeia, «i eet Bemana . . , et rorsne

ftnnt alia alibi, qaae hic fleri nen probantur. Haec aatem omnia ita

direnie Beolesiis diveno modo fiant, nt tameD onmee flllns regioae

Testern faciant , de qua dictum est : Astitit regino a dextris tais in

vestita deaurato circumdata Tarietate^).c

ArUkd Die Semekumg der BUen eur BmkeU im Qlaubm.

1. Wenngleich die Riten in der Kirche verschieden sind unter-

einander, darf diese Verschiedenheit dennoch Nieraaiidem als Vor-

wand dienen, sich von dem gemeinsamen Oberhaupte der ganzen

Kirche zu trennen. Und doch liegt diese Gefahr nicht allzu fern,

wenn Jemand den äusseren Bitas böher stellt als den Glauben and

die Liebe. »Non intermissa nnquam sollicitadine providere pergas,«

mabnt Gregor XVI. den BnbiBcbof tob Lemberg rit gr. c, den

apätereo Gardinal LeieitM am 17. Jnli 1841, »nt eacerdotes qoi sab

te anot ipsi inter se dttigentios coneiderent et tecam ona, prout res

et oeeasio poetolat, opportnne popakm doeeant, differentiam qaidem

illam, qua Botbeiii catbolioi a Latinis dietingaiuitnr ,
utpote qaae

aliqmbni tantam merae diacipUoae capitlbos eacrisqae DonnnlUe ri-

tibos eontiiietar et Sanctae hajas Sedis anctoritate permisaa est, non

disrumpere ollo modo inter ipsos vinculum, quo verae Christi o?es

1) Qq». IM da bept
S) RajftuOd, AmaL ad ann. 1947.

3) Epist ad Senar. n. 13 Migne Patrol. lat UX, 408. BamarlMiifwerth

ist die Schrift des rathen. Bischofs Hipaciut Foeiej Harmonia teniDOlüaram

catholioo — Bomaaae et Graeca« Eceltaiae. SUTonioe et Utin«.
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invieem ooDglatinantnr, contra T«ro OrtACo-BiuBis nihil prodesie to-

tam iUam snoram cnm jvMm ntibns slmilitadinem, eom ip« ni*

bilominns ab omnibns catholicis sen Bntboais sea LaAinis ma alterias

cajnsconqne ritu dissentiant in rebus ad Yeram portinentibnB fldem,

ex qua jnstas yvdi
,

atqae ad sobjeetionem erga Bomannm Ponti-

ficem, cnm quo, ut inquit Hieronynins qnicanqna non coUigit spar-

git, h. e. qai Christi dod est, Antichristi e8t*).€

Da viele Griechen es nicht begreifen konnten, dass Verschieden-

heit in den Sitten und Einheit im Glauben keine Gegensätze sind,

sondern im Gegentheil nach dem Ritus auch auf den Glauben

schlössen, so wurden sie, sagt ÄUcUius*)^ unversöhnliche Gegner

derer, welche nicht den griechischen Ritus haben.« Wer in der

Geschichte wohl bewandert ist, der weiss, sagt der Bulgarische

Bischof Theophylaet dem entgegen , dass nicht jede Verschiedenheit

der Sitte ein ansreichender Grund ist, sich von einer Kirche zu tren-

nen, sondern nur eine solche, die sagleich in der Lehre einen Gegen-

satz herbeiführt.

2. Wie in den Geremonien, so nnterscheidet sich die griechische

Kirche Yon der römischen nach in der Wahl der Hefligen« denen sie

eine besondere Verehrung widmet. Wieder aber seigt sich auch hier

die Weithenigkeit der lateinischen Kircbe. »Cnm Romana Ecciesla

omnimn Bcclesiamm sit caput, omninm etiam Sanctomm memoriam
colit, omnes juxta antiquos singularum Ecclesiamm mores rite ca-

nonizatos in Martyrologio Romano ponens. Quicunque ergo Sancti

a Graecis ante Schisma colebantur ex Menologio inserti sunt Mar-

tyrologio Hingegen werden in den Missalien und Brevieren, die

zum Gebrauch der Griechen in Rom gedruckt werden, die Messen

und Officien derjenigen Heiligen vorzugsweise vorgeschrieben, welche

von ihnen vor dem Schisma verehrt wurden, während die später vom

heiligen Stahle heilig Gesprochenen wegbleiben. (Ben. XIV.) Auf

die Frage also: Mdssen diejenigen, welche dem griechischen Ritus

angeboren, auch von anderen Heiligen Messe nnd Of&cium annehmen,

wenn der h. Stahl beide der allgemeinen Kirche Torschreibt, lautet

die Antwort: Nein, so lange der FSpet nicht gani besonders anf

die Griechen die gedachte Verpflichtung ansdehoi

1) ed Dia. 15.

9) illtoMtM, De ooiuMMifma Bod. oeeid. et oriint IIb. III. o. IS. n. 1.

Benedict XI V. empfiehlt diesoi Sdiiiftitdler anf dM wiravte in dir Conili-

tntion »Allatae sunt« §. 19.

3) Bened. XIV,, De bMtif. «t omonis. Ub. IV. p. IL c 17 n. 15 und

lib. I. c 88 Q. 16.
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Anders freilich verhftlt sich die Sache mit der VerehruDg dieser

Heiligen. »Distinguendum est praeceptum de colendis Sanctis a

praecepto de missa et officio in eorum honorem celebrandi, sagt

Benedict XIV. Camqne primum ad fidem pertineat juxta nonnullos,

ejnsque violatio juxta oranes induceret pericnlum animarum aut sal-

tem derogaret ecclesiasticae honestati, et cum insuper Komanos Pon-

iifex Sit capni othosque Eodenae, hinc fit, ut orientales aeqne ao

ooeidentaloB qumneQoqiie ab eo eanoiuMkun tanqnim Sanetom fene-

rari teiMantiir.€ * Beaed. XI?.

ÄrHkd 8. DU RoMgorämmg im BMim,

1. »Cam Ittinns rilas ait is, quo otltar Suieta Bomaoa leolasia,

qoae mater est el magietra Boeleeianim, reliqoii emnlbiM riHbw

praeferri debet^c schreibt Benedict XIV. an die Griechen in der

Constitution >Etsi pastoralisc §. 13. und an die Orientalen in dem

Breve »Allatae santc §. 20. Ist der Ritus das Kleid der Braut

Christi , so sei es fern , dass Katholiken irgend einen Ritus deshalb

gerinpf schätzen, weil es nicht der von ihnen geübte ist. Wie einst

die Engel, die Jakob im Traume sah, anf der Leiter za Qott hinauf-

steigen nnd wiederum zur Erde hinabkamen, so ist auch der Ritus

ehie Art Himmelsleiter, auf der das Hen sich zu Gott erhebt und

auf der seine Goadea auf diese Brde hecabsteigen. Wer wollte also

dies Mittel der Heiligkeit Temaehllssigeii nad im Kamen eines Bttns

seine Brfider bek&mpfen, da doeb jeder Ritas im Namen der Kirehe

geflbt wirdf Kiebt also darin liegt der Yonng des lateiniseben

Ritns, dass er ans sieb mit grosseren Gnaden TerknApft wftre, nnd

ebenso wenig auch besteht sein Vorzug etwa in den Aeosserlich-

keiten, die ihn zum Theile bilden. »Liturgiae, so bezeugt Pius IX.

on dem orientalischen Ritus, ritus continent splendide quodam ac

roagnifico apparatu celebrandos, quibus fidelium ergo dirioa mjsteria

pietas et reverentia fovetur ^).<

Es bleibt also einzig übrig, dass der lateinische Ritus in ge-'

wissen Umständen ein juristisches Vorrecht beanspruchen darf.

Drei FftUe sind es besooders, in denen dies antrifft : 1. Wenn es sieb

darum bandelt, ein Dogma ans dem Ritns sn b^grlnden*). 2. Wenn
solebe, wekbe snm grieebiscben Ritas geboren, anter Lateinern leben.

In solebem F^lle werden die AngebOrigen des grieebiscben Ritns

dem lateiniseben Bisebofe nnterworfen, wftbrend umgekebrt Ange-

1) Eo^jd. ad Ofieoi. »In lapieB»« 6. Jan. 1848. (Im gleichen Sinne

Leo XIII.)-

2) Si«he Bouix, De jure litargico Parum 1878, p. I. c VIL g. 2.
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hörige 4ei lateiniielieB Ritu nw der JorifiioÜM «im grieebischen

BisohofeB xngewieeen werden ^). 8. Wenn es eich mn den üehergEog

zn einem inderen Bitoe handelt, dt dae Verlteeeii dee lafteiniaeben

Ritas mit grösaeren Schwierigkelten Terkndpft iet^

2. Die Oriechen haben indess noch eine besondere Verpflichtung

gegen den lateinischen Ritus: Sie schulden ihm Verehrunjjf. »Graeci

dnaa veluti classes constituunt,« sagt der oft citirte Benedict XIV.

»Priraa est illorum, qui nequaquam contenti iis rebus quae ab Äpo-

stolica Sede ipsis ad unionem conservandam permittuntur, extra ho-

nestatis limites impudenter feruntur, jactantes quaecunque a se fiunt

optimo jure fieri Latinosque decipi, qui eadem non agant. Exemplum

Sit azymum. Graeci et orientales at catholici sint, fateri debent,

tnm azymnm qaam fennentatnm panem mtteriaai eaae aptam aa-

cramenti Bocbariatiae et quemlibet Ecclesiae snae ritum seetari opoi^

tere , adeo nt qnicnnqne improbet Bccieeiae latinae ritum , qnae in

finchariatiae eonaecratione ititor asjmo, n ?eritate leoedat el in ei^

rorem piolahatmr. Altertm daaaein eenstitaant Orientales Uli et

Graeci, qtii votfnentee mqori ex parte ritoa mos et insumol oceiden»

talee et Latinomni ritoa fenerantee ex lila ncnralloa aeqnnntnr a
feteri conaaetodine episcopis perspecta et approbaU ntqne inanper ab

Apoatoliea Sede ezpreaae ?el tacite confiraiata. In hane clasaeai re-

ferri possont Armeni ac Maronitae, qui fermentatum depoeoenint et

Eacharistiam sicat Latini in azjmo conüciant ^).c Was die Lateiner

dem griechischen Ritus gegenüber zu beobachten haben, ist bereits

oben Artikel 1, N. 2 gesagt worden.

3. Was die zu beiden Riten, dem lateinischen und dem griechi-

schen gehörigen Bischöfe und Priester angeht, so verleiht die Zuge-

hörigkeit zum lateinischen Ritus kein Vorrecht über im Range sonst

gleiche Personen des anderen Ritus. »Seine Heiligkeit hat den älteren

und oftmals wiederholten Entscheidungen des heiligen Stuhles ge-

mftss bestimmt, dass bei jeder Vereinigung yon Bischöfen und Pa-

triarchen ohne Bückeiebt auf die Nationalitil die aeit alten Zeiten

beatebende Ordnung der Tier PlatriarehalaitM beibehalten werden aoU.

Sind -mehrere Pkiriardiei »gegen, wehshe einen gleichnamigen Sitz

innehaben, ao entscheidet fAr den Yonang die Aneiennitit der ca-

noniaehen Promotion.€ (Brief der h. Congreg. der Propag. 15. Jui
1867). Betraft dea Eleras hatte die h. Congregation bereita am

1) Pius VI. ConRtit. »Charitas illa« 15. Kel. joL 1777, Fku Vü,
CoJUL »Imposito hnmilitatisc V. Non. Jal. 1823 n. ft,

2) bened. XIV. »AlUtea Muitc ao. 21.

3j Ib. S. 22. 28,
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30. April 1624 entschieden , dass die rnthenischen Priester die

g^leichen Privilegien (canonis, fori, immunitatis, libertatis) besitzen

wie die lateinischen, eine Entscbeidnng, die am 3. August 1639 vom

h. Officium allgemein für alle griechischen Priester gegeben ward.

Endlich ward im Decret der h. Congregation der Propaganda vom

6. October 1863 für die Lemberger Kircbeoprofinz mit Genebmigong

Pins IX. das Deeret der Biten-Congregation yotd 16. Februar 1680

aaf dM PriasUr amgedAhiit. Nach dieeem Decrete entscheidet fiber

äm Vomiig nlelit der RItiM, sondeni die Zeit der Oidinatieii oder

aber die besondere Wfirde, ait der Jonuuid beUeidel iit^. Das

Gldeho ontoebied bereits Mber BmiOa XIV. beMb des Ver-

hütnlsses der Italo-QrieolriBobea Priester tn den LiMwm in der

OOMtitQtion 9Et8i pastonlist (§. IX. 17).

Artikel 4, Das Recht im Riius Aetidenmgm warMimeknm.

1. Wie in Saehen des Glaabers so gebQhrt dem b. Stnble in

allen Angelegenheiten der Disciplin die höchste Gewalt. »Fidelibns

incttlca,« mahnt Pius IX. am 24. Februar 1870 den Armenischen

Patriarchen, »omnes qui catholico nomine gloriantur, non solam de-

bere cum illo (dem römischen Bischof) communicare quoad fidem et

dogmata, verum etiam quoad ritus et disciplinam.« Ebenso schärfte

er kone Zeit darauf (13. Mai 1874) dem Erzbischof ?on Lemberg

rit. gr. e. die Abhängigkeit der griechischen Kirche vom Papste ein

in Allem was den Bitus angebt: »Sacri Ecclesiae eaaones antiqnos

orientales ritns logitimo indoetos religioee nbiqoe servandos pro«-

dplnnti al simol ipsi solomniter edionnt^ nemiai prorsos bac S. Sede

inoonsnlta Ua esse in re litnrgica vel leriorss innovationes peragero.«

— üno solebo Oberaaftiebt des b. Stnbles ist flbrigons dnrobaos

niebts Kenes. Seboa Leo der Grosse gibt dem Bisebof Ton Alena*

drien Dioscorus genane Anweisungen über die Weibe der Bischöfp

und Priester und die Wiederholung des heiligen Opfers an einem

Tage'). Als im vorigen Jahrhunderte der Erzbischof von Tyrus

Neuerungen im Ritus eingeführt hatte, annullirte Benedict XIV. die-

selben. Das Gleiche geschah dem Patriarchen der Marooiten').

Diese Fälle Hessen sieb übrigens onscbwer mebren.

1) Dier. eit. 2g. Dw «nfopliMbea Miobniin babao an lidi kutam Tor-

laag vor den efnbaiiiiiMhMi Priastern in den HiailoBen, MMMl0ni> nur Ihitr «t-

mulgeü WOrde naoh (Pnp. 12. Jali 18S8), die Bigtlim beobaditMi la den

Mimmieii aoaserhalb des Ordens als Praezedennegfll dM Batma ibm Bat-

Madaof in die Missionen (Prop. 7. April ITW).

2) 8. Leo Epist. IX. ed. Ballerini.

d) Conit. »Denuuidntam noblt« fl. a. »Alktae mni« |. &
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2. An «ilelMii Oiindto iadtn nfaDint der b. 8toU mIM
AmidmngiMi m oder gibt er seine Genebmigang dazu, selebe ein*

raftbien? Ehe wir aaf diese Frage antworten, ist Torweg eine

andere Schwierigkeit kq erledigen, welche oft von Seiten der Griechen

vorgebracht wird: Ist es denn der Kirche überhaupt gestattet, alt-

hergebrachte Riten zu ändern ? Was nur nicht zum Glauben gehört,

antwortet darauf bereits Pdagius 11.^ kann einer erneuerten Prüfung

unterworfen werden Auch der armenische Katholikus erkennt bei

Tkeorian die Richtigkeit dieses Grundsatzes an : >Es wird mir wenig

Kummer machen, wenn betreffs der Feste ond anderer Gewohnheiten

auch ein Unterschied statt hat, wenn wir nur in den GUnbensar-

tikeln einig sind *).€ Schon der hL Baailins mnsste sich gegen die-

jenigen vertbeidigen, denen die Geremonieii das Wesen der Beligioii

«nssnimeben sobienen: »Aber das AUes, sigt ibc^ war nicbt so snr

Zeit des grossen Gregor. Gewiss nicbt, aber damab gab es aneb

nocb keine LitaaeieB, wie Ibr sie jeirt docb so ssbr liebt

Bs gibt nnter den katboliseben SebriftsteUem ssancbe, die da

nueiBeo, bei den Sebissdattkem sei in allen SMdEoa der avspttiig»

Hebe ffitns alter Jabrbnnderte erhalten. Wenn dies beisseii soll«

daSB die Akatholiken gewisse Dinge, die sie in Gegensatz znr rOmi»

sehen Kirche bringen, mit allzu grosser Verehrung umgeben, so

wollen wir darüber nicht streiten. Wenn aber Jemand, der nur aus

der Ferne einiges wahrnimmt, annehmen sollte, die Nichtkatholiken

hätten die heiligen Riten unverändert gelassen, so wäre nichts

falscher als solcher Glaube. Schon Symeon von Thessalouice , einer

der Hauptstreiter gegen Born im 14. Jahrhundert, weiss über die

fortwährenden Aendernngen des Ritus nicht genug zu klagen. Um
indess auch ein Beispiel anzuiflhren: die Synaxarien des Xantopulos

sind einst fon den Grieeben forworfen nnd ihr Gebranob in der

Kirobe untersagt worden, ond jetst — sind gerade diese cormmpirten

Synaxarien«) wieder in Bbren. Palamas war einst als Ketser vor*

dämmt, jeW> bat die scbismatisebe Eirebe ibm ein OfBolnm suer-

tbeilt nnd das Synodicnm des Sonntages der Ortbodoxie ist von PSr

lamiten ?erfbs8t. Mit Beobt ma desbslb Cardinal VUra : »Gras-

oomm leritatem si quis Borippo mari septies recnrrenti per anins

1) Ad epiaoop. Iitr. c 19.

8) Bei AUeMm de «manriwi HL c 18. b. la

4) Labfln der HeOlgen ond mrtfnr in knnam Ausoge vad kuit
IsaebtoDg ihrer Feste.

&) JBi Mdiiierti«.GfiflmNiin biitoria mninMnla.Bei»M.;i9M toL 1, 1.
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diM noetisqiie spaUmii nmikiii 6«6 diurit et me vmmniMm «t

qoendam babelrit non MganUm iator leonitiont 4iiid«m gaotii

(Paisins Ligarides).

3. Der treueste Hüter der Riten der alten Kirche war za allen

Zeiten der römische StnhI. Nie nahm er Veranlassang einen Rit

aufzuheben oder zu verbieten, als wenn derselbe den Glanben selbst

in Qafiahr za bringen drohte. »Cum arctiasimiia oxiatat nexuSf quo

eam dogmaticis doctrinis disciplina, praesertim litnrgica, ooninngitar

ei oooaodatar, hino Apeatoliea Sedee, iBfaUibilia fidei magistra et

sapieotiaiima Teritstii cnatos fix ao depiebeiidit perienlMiiii ei in-

deeenmi aliqaem ritnm in orientalem Bcekeinm inepiine, illam

damnafii, improbavii ejoaqne mm ipei pnAibdtc WtB eo eimi

Bmedid XJV. den Orientalen beiengte, kennte Km» IX den Bn-

thenen vorhalten und die h. Congregatien der Propaganda den

Rumänen in's Gedächtniss zurückzurufen *).

Wie der b. Stuhl in der That gegen alle Riten conservativ ist

and wie er in seiner Schonung für das Althergebrachte bis an die

aoeaenten Grenzen geht, davon einige Beispiele. Am 14. Juni 1741

erliess das heilige Officium eine Instruction an den Franziskaner-

pnler Benugina in Egypten. Derselbe batte aaf das Miaalicbe der

CeiDniQoion der Tloflinge biagewieeent welebe mit einem Tropfen

dee beiligaien Blutes gegeben wnrde. Oft briebt das ffind die beilige

Comnranion wieder ans, batte er bericbtet, nnd aneb manebe andere

UmstAnde seilen dieselbe der Oefabr grober Vemnebmng ana. Was
antwortete nnn daranf die b. Congregatien ? »Wenn P. Bemigim anf

eine ünzukömmlichkeit hinweist, die ja nicht za verkennen ist, so

vergisst er doch andererseits, dass die Communion der Kinder nach

der Taufe in der Kirche uralt ist und dass dieselbe in dem Eucho-

logium genannten Rituale enthalten ist, dessen sich die koptische

ebenso wie die griechische Kirche noch jetzt bedient. Es handelt

sich also um einen Ritus, nicht am eine einfache Gewohoheit jener

Kirche.c Nachdem dann die verschiedenen Erklärungen der Papste

anfgesabit sind , in denen sieb dieselben für die AnfreebterbaltnDg

der Biten nnd Oewohnbeiten der orientaliscben Kirebe anssprecben,

weist die b. Congregatien daran! bin, dass selbst Jmioesw# IF. in

seiner Constiftnüon »Apostolicae,€ in der er seinem Legaten auf

1) Bernd. XIV, »AOatM suii« f. 97. Hut IX ad Aieh. Leop. r. gr. c.

la. Mal 1874

2) 8. 0. Propag. 24. WLn 1868 an dm Enbitehof von Foguu und
Alba-Jolit.
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pypeni dl« WuMbA» angibt, deren AbitellvDif er bei den Griecbeo

wfinaeht, von der CommnnioB der Kinder keine Arwibnong thnt

Ctemmi 7IIL eehrdbt an den Bribiiehof von Monreale aaf Sicilien,

er solle den Griechen nahelegen, den Kindern in Zukunft nicht mehr

nach der Taufe die h. Communion zu geben, indess, wenn sie diesen

Gebrauch nicht abstellen wollten , sie nicht weiter zu drängen, um
so mehr als das Ck)ncil von Trident Sess. XII. Cap. IV. und Can. IV.

die Gewohnheit der Alten nicht missbilligt, sondern nur für nicht noth-

wendig erklärt. »Aus alle dem kann P. Remigius erkennen, schliesst

der Bescheid, dass es nicht die Absicht des b. Stahles ist, griechische

Bitea anfouheben oder die, welche sie äben , xa belftstigen , sondern

einzig sie so belehren, wenn die Nothwendigkeii vorliegt, damit sie

mit der erfordedioben Decens imd Andacht vorgehen und alle Ver-

siebt gebraneben, am jede UnratrlgUebkeit nnd Unordnnng sn ver^

bflten. Dies gilt ganz beeendeis in Bgy|»ten, wo der giteste Theü
der Kopten sobiamatiseb ist, wo man ab» jede Nenemng nnd Aen-

demng an dem alten Rite flberans scbleebt anfiiebmeo wftrde Ein

anderes Beiq»iel bietet SeHtOd XIV, gelegentlicb der Berathnngeo

Aber die Nenbearbeitnng des grieebisobeo ßoobologittm8.c Ab aon

& September 1745 die Frage vorgelegt ward , erzählt der genannte

Papst, ob der Rit des grossen Einzuges [vor dem Offertorium] ab-

geschafft oder verbessert werden sollte, wurde nach reiflicher üeber-

legung aller Umstände der Beschluss gefasst, es solle keine Neuer-

ung statthaben , und dieser Beschluss fand unsere Billigung. Den-

noch aber ward andererseits auch der Vorschlag gutgeheissen , dass

die Bischöfe und Seelenhirten das unwissende Volk ja belehren

sollten, dass, wenn die heiligen Gaben von dem Opfertische (prothesis)

feierlich zum Altare getragen werden, Christus unter den Gestalten

von Brod nnd Wein noch nicht gegenwärtig ist, da die Gaben nocb

nicbt conseorirt sind. Jene äussere Verebmng also [das Nieder-

werfen mr Brde], welcbe den noeb nioht eonseerirten Gaben gesollt

wird, soll niebt ein Ansdmck der Anbetung sein, wie wir sie Oott

allein sebnldig sind, sondern ist eine Art niederen Cultns, desM
Ckgeostand die berorstebende Transsnbstantiation dieser Qaben in

1) Im griechischen Enchologion ist es fortgefallen. Schon in der Con-

stitution für die Italo-Griechen vom 26. Mai 1742 hatte Benedict XIV. die

Go.miUQnion der Kinder fQr die Angehörigen dieses Kitus verboten. Noch früher

«ri»ot Concil. Montis Libani a. 1736 diesen Gebrauch p. II. c 2. n. 11. Das

Goodl TOI ZanoM «ai, dass diase Sitit abgeschafft weide, warni «i av obae

AeiferniM gescbehoa kann. Tit IIL §b 1. Di«t ist' wirklieb gMehahai.
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den hAh und das Bl«t d« Htmi ist Aslmlieli vaifuhrsD j« simt

die Vftter des Trideotiner Concils betreffs der Bilderyerehrong >).«

Ein letztes Beispiel liefert die Communion unter beiden Ge-

sitlten. Da der Patriarch der Chaldaeer, lieisst es in einer In-

struction der Propaganda an denselben vom 6, December 1777, er-

klärt, dass es sehr schwer sei, die unüberwindliche Anhänglichkeit

der Chaldaeer an die Spendung des Kelches aach für die Laien zu

beseitigen, andererseits auch die Haeretiker die darauf gerichteten

BemahaogeB mit Scbmähangeo verfolgen, so drängt die h. Congre-

gation nicht mit der Abschaffoiig dieses Gebrauches überall, sondern

begnügt sich den Wunsch anszusprechen , es möchte überall ge-

schehen können. Die Ursache hierf&r sind die Missbrinche in der

Vergangenheit, die sich in der Znknnft leicht wieder einstellen kOn*

oen. Kann also in dem Patriarchat der Qennss des Kelches fflr die

Laien nicht ohne schweres Aergemiss abgeschafft werden, so kann

es bei diesem Gebranche bleiben, wenn nnr die Ursache einzig die

Anhänglichkeit an die alte Gewohnheit ist, nicht der falsche Glanhe,

ein göttliches Gebot ?erpflicbte die Laien. Herrscht eine solche

falsche Meinung, so ist sie durch geeignete Belehrung und Erklärung

*ier bezüglichen Stellen des Evangeliums, welche die Nestorianer

missbrauchen, zu berichtigen.

4. Wir haben hiermit den ersten Theil der Frage erledigt, die

uns beschäftigte nnd gesehen, dass der h. Stnhl aus eigener Initia-

tive nnr dann eine Aenderung vornimmt , wenn das Interesse des

Glanbens dies unbedingt erheischt Wann aber gibt er seine Ge-

nehmignag an Aendemngen, welche fon anderen forgenommen wer-

den? Smiedia XIV» stellt hiefär folgende Bogel ab massgeblich

anf: Wenn es sich nm eine Sache handelt, die swar im Site nicht

altheigebracht ist, indess bereits durch langjährige Gewohnheit anter

den Augen nnd mit Billigung des Bischofes so wie unter ansdrOck-

lieber oder stillschweigender Bestätigung seitens des b. Stuhles tief

eingewurzelt ist. — Bened. XIV. »Allatae snntc §. 28. »Eine solche

Annahme von einzelnen Riten tolerirte der h. Stuhl indess erst dann

und bestätigte sie so durch seine Approbation, fährt der genannte

1) CoDst. >Ez qao.« In diesem Sinne hatte ^cb auch Ooar and Philipp

von Carboneano aoägesprochen. Aach AUatiiu Tnct de mim piMianeti-

fleatonun vaA Suare» (In ni. p. 8. Thomae qa. XXY. a. t disp. Ol leet. 4)

weisen daraaf hin, daaa iostere Akte wohl «ine Yarebnuig antdrtekeii, da«
aber tiat die AbaSeht den Grad derselben begtimmt Jedenfalls ist bei den

Batbenen dlüe GsfaeMaie dmeh daa Frofinsial-CoecU roa ZanMae Tit UL §. 4^

abgeaehaft.
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Papst fort, weiio er sah, iam ein orientaliaeheo oder grieebliehei

Volk an einem soleheD Bite mit ganzem Henen hing und fttr seine

Beibehaltang mit aller Energie eintrat, wenn dieser Rit ausserdem

bereits vor langer Zeit seine Einfclhrung gefunden hatte, endlich

wenn alle insgesammt ihn übten und die Bischöfe dies ausdräcklich

oder stillschweigend gutgeheisseo hatten.«

Eine solche Aufnahme einzelner Cereroonien und Gebrftucbe

ans einem fremden Ritas ist in der Qescbichte nicht nen: »die

abendländisehe nnd die morgenlftndisehe Kirche folgen den Qewohn-

heiten und Sitten, welche sie toh ihren Yorfiüiren flberliefert er-

halten haben, aber dennoch haben sie nnbeschadei ihier Trene g«gen

den Intholischen Qlanben nach ihrem Qntbeflnden nnd ihrer An-

dacht manches m dem Hergebrachten hinzugefügt,« bezeugt Ben^
dict XIV. ^). > Dabei ist es denn keine seltene Erscheinung, sagt

Gregor XVI. ), dass die durch die katholische Einheit verbundenen

Kirchen, wenngleich eine jede ihre eigene Liturgie streng bewahrte,

dennoch einige Ceremonien mit einander austauschten. Ja selbst die

Mutter und Lehrerin aller Kirchen, die römische Kirche, hat es

nicht ferschfflftht, einige in den orientalischen Kirchen gebräuchliche

Riten anzunehmen, wie aus den Beispielen ersichtlich ist, die Bene-

dict XIV. anfahrt« Im Brere »Inter grarissimas« 3. Februar 1832

hatte derselbe Faiwt dem Armenischen Ersbisehol von Constanttnopel

bereita gesagt: »Dies ist die dnrchans inne so haltende Bogel, dass

ohne Befragnng des h. Stohles in den Riten der Liturgie keine Vor*

ftndemng vorgenommen werden darf unter dem Verwände, die

Ceremonien einzufahren, welche den vom b. Stuhle gebilligten Id-

turgien mehr entsprechen, es sei denn dass die gewichtigsten Ur-

sachen dafär sprechen und der h. Stuhl seine Genehmigung ertheilt

Bei den Armeniern kommt zu diesen Bedingungen noch ein beson-

derer Umstand. Während nämlich in der alten Disciplin der Armenier

nur eine feierliche Messe gestattet ist, weil nur für eine solche die

ceremoniellen Vorschriften vorhanden sind, haben die Armenier in

der Zeit der Verfolgung sich daran gewohnt, in Privathäusem das

h. Opfer darsabringon. Diese Gewohnheit, in Prirath&asern sn

celebriron, mnss swar durch bestimmte Vorschriften geregelt werden,

besonders muss als Vdhmssetsnng eine wichtige Ursache gefordert

werden I indess kann dieselbe tolerirt werden , bis die Armenier in

1) CoDiHk »Qaem religionit.«

OoBit »Sladiam pateroM« 2. Hai 1886 an den arm. Kltnu von Oob-

tnliaopflL
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hinreichender Menge öffentliche Kirchen haben. c Sp&ier ward die

Darbringung stiller Messen auf immer gestattet.

5. Gehen wir nun dazu über die hauptsAchlichsteu Riten zu

bezeichnen, welche eine Kirche von der anderen entlehnt hat.

A. Beispiele von Riten, welche die BOmische Kirche voa der

orientalischen entlehnt hat.

1. Die Abbetung des Qlaubensbekenntnisses bei der h. Messe.

— Siehe Codc. Tolet. III, 598 c. 2 (Lobbe Y. ool 1009. Bona
Reram Liturgie, lib. IL e. 8 n. 2).

2. Die Anrafimg: Kyrie elelsoD im heiligen Meesopler. — Greg.

M. ep. Mb. IX, 12.

8. Die Anbetaog dee heiligen Kreniee, wie lie in Jemsakm am
Oharfreitag zu geschehen pflegt — BmecL XIV, (»Allatae

suntc §. 27).

4. Das Trisagion: Sanctus Dens, Sanctns immortalis . . In den

griechischen Ritus kam es unter dem Patriarchen Proclus um
434—447. Siehe Bona I. c. lib. II. c. 10 und Goar Eucho-

logiara ad missara S. Chrysost. 109.

5. Die Wasserweihe am Vortage des Festes der Erscheinung.

(Indess ist jetzt die griechische Form der Wasserweihe toi

die Lateiner geändert S. Rit. C. (17. Mai 1890). — Bened. XIV.
(Const. >Etsi pastoralisc). MMÜm De antiqo. diseipl. (Tom. IV.

c. 4 n. 2).

6. Die Abdeoknng nnd Abwaschung der Altäre am Grflndon-

neiatage. — BmeA. XIV. (»Allalae enntt §. 28).

7. Von Qrtgor dem Grossen ist endlich nach dem Beispiel der

griechischen Utnrgie die Brechung der Hostie hinter das

Vater nnser in der h. Messe Terlegt worden.

B. Beispiele von Biten, welche die Orientalen Ton der lateini-

Kirche angenommen haben:

1. Die Armenier haben die Art und Weise das Kreuzzeichen zu

machen von der lateinischen Kirche angenommen *). Ihre

Mitra hat die Form der lateinischen. Die Beimischung von

etwas Wasser zum Weine nehmen sie während der Messe ?or.

Sie consecriren in ungesäuertem Brode. — Benedict XIV.

(»AUatae sontc §. 33). Die stille Messe beginnen sie mit

1) Hier ist za bemerken, dass im griechischen Ritas die Bewegung der

'Sand genau denselben Worten entspricht wie im lateiniichen. Heisst es aber

im UteiaMehen Bitot am Sehlosie spiritiu aaneii, so heifft «• im griaehitohea

wS erpou icvtt!|i«to«. So «Ddat alio im grieehiaehsa Blies daa KraosaaichaB auf

der linken Seite.
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dm ^raiwifiliiii lad maelMii iimIi 4« CkHiwention eine

Kniebeagang. — Oreg. XVI, {Aniu gn?iMiiiiu« 8. Febr.

1882).

2. Die Bntbenea haben die Ansseteiing des beiligsten Aliare-

sacramentes and den Oebraach von Ostensorien angenommen,

ebenso die Sitte mit dem heiligsten Sacrament Processionen

za halten. Sie reinigen die Patene nicht mit einem Schwämme,

sondern mit dem Finger. — Conc. pro?. Zamosc. (Tit III.

§. 4).

8^ Alle orientalischen Eircbea haben einige Feste, wie Corpoe

Christi angenommea.

i. Die Aetbiopische und Maronitische Kirche ertbeilt die h. Com-
mnnion unter einer Gestalt, ebenso die Armenier. — Bene^

dict XIV. (>Allatae sant< §. 25). Die Maroniten gebrauchen

die Inteiniichen lieasgew&nder mit einigen kleinen Aender-

oogiD. — Conc. jooT. Montis Ubtn. (p. IL cftp. 13). Sie feiern

die h. Messe in nngeeftnertem Brede and folgen der lateini-

aehen Kirche ancb im Bit der mien praeeaactUicatoram. —
Bmud. Xir. (»Allatae annU 28. 81).

6. El gibt nnn in mehreren orientaliichen Kirchen Pnristeii,

die am liebsten die Srehe« welche Ghrietas mit einem lebendigen

Baume vergleicht, vereteinem mochten nnd in dnem Ideal, das sie

sich selbst geschaffen haben, unbeweglich festhalten. Anders urtheilt

der h. Stuhl als diejenigen, die, ohne selbst recht zu wissen, bei wel-

cher früheren Periode der Entwicklung sie stehen bleiben sollen, den

lebendigen Organismus der Kirche in eine Schablone einzwängen

wollen. Was würde daraus anders entstehen als Spaltungen? ruft

Oregor XVI. dem armenischen Klerus in Constantinopel warnend zu

(2. Mai 1836) »Novam commutationem , schreibt er später an die

Ruthenen, »qua Ratheni catbelicoram ritos ad plenierem cnm

scbismaticis similitudinem accommodaotur . . Tota illa cnm antiquis

ritibns similitndo (ad facum faeiendnm propesita, sagt Pins IX.

18. BCai 1874) nihil proderit, nisi qni cos ssmnt simnl etiam cnm

antiqnis Sanctis Patrihns graecis Sedi Apostclicae firmiter coninncti

naneant, nt snbiectionem prefiteantnr erga snccessorem Petri, Apo-

stoleram prindpis, Bonuuinm Fentificem (17. Jnli 1841). Ancb

Lee XIZT. warnt ?er jenen falschen Propheten: >Diligentia pari (ac

coranda est obedientia et concordia) atilem ad emnia pietatem sa-

cerdotalis ordo in populo accuret, mahnt er in der Audienz der

Qalizischen Ruthenen am 29. Mai 1893, neve dubitet aliquos etiam

exercendae pietatis modos adhibere asitatos latinis, ita enim nee
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quiflquam integritati graeci ipsorum ritus demitur, at coniunctioni

vero cum £ccle8ia latina et Romaua plurimum saoe firmitatis ac-

cedet.«

7. Ba bleibt nocb einzig flbrig die Verbote darcbzageben,

welche der h. Stnlil betreib der Vemiisehiing der Riten mehrÜMb

erlassen hat. Pius V. setzte als Strafe fflr die Lateiner oder GriechoD,

welche nach einem anderen als dem eigenen Ritus die Messe feiern

oder andere göttliche Officien verrichten, die immerwährende Suspen-

sion fest ; in der Constitution >Providentia€ Kai. Sept. 1566. Bene-

dict XIV. bestätigte die Bulle durch die Constitution »Imposito

Nohis« 29. M&rz 1731, ebenso kommt die S. Congr. Conc. in Ord.

S. Basil. 4. maj. 1771 darauf zurück. Piu» IX. führte in einem

Schreiben an den Erebischof ?on Leraberfir am 13. Mai 1874 ansser

den gedachten noch andere Verbote aaf. »Plnribos snper bis editis

Gonstittttionibae decemitur ac districte praecipitar,c schrieb bereits

Clemens XI. an den Cardinal Kolionich , Primas ?on Ungarn, am
9. Mai 1705, »ut tnm Latin! tum Qraeci tum qnaecnnqne deroam

nationes, quae proprinm ritnm ab Apostolica Sede approbatum habere

noscuntur, eum perpetuo ita cusiodiant, ut nemini tum Latinorum

tum Graecorum liceat sive in consecratioiübus sive in ordinationibus

aut in divinis officiis aut in Sucramentorum administratione alterius

nationis ritum vel alium ab eo cui primum addicti sunt usurpare sub

quovis titulo vel praetextu, etiamsi inde spes propagandae aliquando

magis religionis affulgeat. Quae cnm proTide sancita sint cum gra-

rissimis de causis tum ob id praesertim, nt singalis nationibns per-

spectnm sit, Apostolicam Sedem solUcitam esse, nt mmsqaisqiie litns

approbatns perpetuo cnstodiatar ac Yigeat nibilqae tam ab eo atiennm

esse qnam volle altemtmm promiscno nsn paalatim destitot atqne

deleri, de qao non semel catholici graeci, schisraattcis eomm saspi-

cionem atqne timorem snbdole confoventibus, apud eandem Sedem

Apostolicam conquesti sunt.«

Eine solche Vermiscbnng würde statthaben, wenn a. B. ein

lateinischer Priester in gesäuertem Brede consecrirte oder Lateinern

eine Hoetie in gesäuertem Brod consecrirt darreichte. Ebenso wenn

diejenigen Orientalen, welche den Gebrauch des ungesänerten Bredes

bei der h. Messe nicht angenommen haben, das heilige Opfer in un-

gesäuertem Brode darbrächten und ebenso den ihrigen die h. Com-

munion spendeten. Endlich wenn ein lateinischer Priester bald nach

lateinischem Ritus , bald nach griechischem celebrirte oder ein

griechischer bald nach griechischer, bald nach lateinischer Weise

ArdüT Ar lUrobrnraeht. LXXL 14
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das Ii. Opfer darbrftclite. — Bened, XIV. ^). Infolge dieses Verbotes

lateinische ond griechische Gewohnheiten zu mischen ward den

Armeniern in Li?omo ?on Benedict XIV. untersagt, am heiligen

Weihnachtsfeste drei Messen su lesen (29. Novemher 1755), wie be-

reits früher dem Armenischen Erzbischof ?on fidessa von dem h. Of-

ficinm die Genehmigung dazu versagt war (27. Febr. 1710). Ja,

die Strenge der Scheidunfr geht so weit, dass kein Priester oder

Diacon eines orientalischen Kitus, seihst wenn dieser den Gebrauch

des ungesäuerten Bredes hat, als Diacon oder Subdiacon in einer

feierlichen lateinischen Messe mitwirken kann. (Propag. 30. April

1866).

Gehört es nun zu dieser verbotenen Mischung von Riten, wenn

eine kleine üebung von geringer Bedeutung in einem Ritus aufge-

hoben wird, während der Kit im übrigen intact bleibt? In keiner

Weise, beantwortet Benedict XIV, diese Frage *). So ist es z. B. jetzt

den Maroniten gestattet, an einem nnd demselben Tage mehrere

Messen an einem Altare za lesen, ein Verbot, das einstmals nicht

nur in der orientalischen Kirche bestand. Auch den Italo-Griechen

ist die gleiche Vergflnstigung gewfthrt. Bei den Rathenen ist sie

dnreh nnYordenkliche Gewohnheit in üebnng.

Auch das macht keine Mischung der Riten aus, wenn ein

Armene, Maronit oder Grieche nach seinem eigenen Ritus in einer

lateinischen Kirche «las h. Messopfer feiert oder andere Ceremonien

mit seinen Gläubigen verrichtet oder wenn ein Lateiner das gleiche

in einer orientalischen Kirclie thut, wenn eine reclitinussige Ursache

ihn dazu verardasst. Dies geschieht ja in Rom ganz offen vor aller

Augen, bezeugt Benedict XIV., obgleich doch die einen wie die

anderen ihre eigenen Kirchen haben. Iro Allgemeinen indess gilt

es als verboten, die kirchlichen Apparate eines anderen Ritns zn ge*

branchen*). Den Armeniern gestattete Gregor XVI. aus zwingenden

Ursachen nnd in Ermanglung eigener Gewftnder die lateinischen

Messkleider zn benntzeu. Viel weiter geht die Erlanbniss, die

Clemens VIII. im Jahre 1602 den Ruthenen und Lateinern gegeben

hat. Nach dieser dürfen die mthenischen Priester in den Kirchen

1) »AlhilM innt« 84. »Etd pvloralif« §. VU. n. 10. Das Oleiebe

gfilt an lieb, wm Jeniand, obwohl mm lateinisohen Bitaa gehörig, die Vaeleii-

ordnniig der Oriechoi beobachtete and dem jalianischen Kalendef fol|^.

S. C. Prop. 12. Man 1758 : Immerhin eind tron dieser Begel Anenahmen ge-

macht worden. Siehe Cap. 2. Art. 1.

2) »Allatae sunt« §. 27.

3) Kbenda §. 83.
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<ler lateinischen Katholiken die Altäre, Kelche und Gewänder der

Lateiner gebraucheo und die h. Messe so darbringen, im Falle der

Nothwendigkeit, ja aach nur aus Andacht, wenn sie nur bei der

Darbringong des h. Opfers ihren Ritos beobaehten. Die gleiche £r-

laabniss gilt fQr lateinische Priester, die In rathenischen Kirchen die

h. Messe lesen, wenn sie nur im lateinischen Ritus lesen, alles Aerger-

niss aasgeschlossen ist and die Verwalter der Kirche ihre Brlanbniss

geben. Benediei XIV, billigte and bestätififte diese Brlanbniss ^).

Der hl. Alphons statnirt noch eine allgemeine Ausnahme von

dem Verbote Riten zu vermischen. Wenn ein Grieche, sagt er, aut der

Reise in eine Gegend kommt, in der sich keine griechische Kirche

befindet, so kann er die h. Messe in ungesäuertem Brede feiern,

ebenso der Lateiner unter gleichen Bedingungen in gesäuertem Broda*).

Zam Schluss noch die Frage: Kann ein Lateiner, wenn er in einer

dem orientalischen Ritus zugehörigen Kirche Functionen verrichtet,

dem orientalischen Rite etwas aas dem lateinischen beimischen?

Kann er z. B. sam Segeo mit dem heiligsten Saeraroeiit lateiaisehe

Qebete singen , nachdem man vorher nach orientalischem Rite ge-

sangen, oder nmgekehrt? Die h. Congr. der Propaganda beant*

wertete diese Frage am 11. December 1888 dahin, dass dies fflr die

Messe nie an gänglich sei, bei anderen Andachten ist die Gewohn*

heit massgeblich. — So besteht z. B. in Galizien an Orten, wo

beide Riten vertreten sind, die Gewohnheit bei der Frohnleichnams-

procession die Evangelien so zu singen , dass auf ein Evangelium in

lateinischer Sprache das andere in altslavischer folgt u. a. m.

Artikel o. Die Verpßichtiimf die Vorachriffrfi des eigenen Hilm
yemu und (lusschliesslich eu befolgen.

1. Da die litargischen Vorschriften von der Kirche gageben

werden, kann es keinem Zweifel anterliegen, dass sie eine wirkliche

Verpflichtang za ihrer Beobachtang aaferlegen. Niemand ausser dem
Papste kana eine Aenderang vornehmen, wie oben gezeigt ist, mit*

bin moss jeder alle einzelnen Riten, so lange an denselben von com-

petenter Seite keine Aenderung vorgenommen wird, so beobachten,

wie dieselben vorge-schrieben sind. Haben also auch die Bischöle

betreffs jener Riten einzig das Recht der Oberaulsicht und die Pflicht

ihre Beobachtung hert)eizut'ühren, so liaben sie doch ein eigenes Vor-

recht betreffe aller Andachten, welche den vorgeschriebenen Üitus

1) CoBtt »Imponto nobit« §. & 9. VeifL ZiUlU, Apparatas juris ea*

Boold. B(»WM 1888. 8. 289. n. 1.

2) Theolog. moral. n. 209 dab. 2.

14*
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nicht taogiraii« Das Recht neue Andachten sn approhiren iit dem

h. Stahle vorbehalten, indess haben die Bischöfe Vollmacht und Be-

fhgoiss solche besondere Uebnngen der Frömmigkeit, welche der h,Stohl

bereits gebilligt hat , fflr ihre Glftnbigen Ensnlassen, die sie für ge-

eignet halten, die Frömmigkeit und Andacht der Gläubigen m
mehren. — Bened. XIV. *)• So ist z. B. ira ganzen Oriente die An-

dacht zum heiligsten Herzen Jesu und der (lehetsapostolat verbreitet

Auch unter den Ruthenen hat diese Andacht bereits Wurzel gefasst.

Aach der Bosenkranz ist eine Uebung, die dem griechischen Ritas

nicht entgegen istt wie aus der Vollmacht erhellt, welche der General

der Dominicaner dem Patriarchen, den ErzbischOfen nnd BisohOfea

der Maroniten ertheilt hat Bei den Batbenen ist der Bosenl^rans

gleichfalls dem Tolke bekannt Anf solche Uebnngen beliehen sich

wohl die oben angefahrten Worte, die Leo XIIL an die Batbenen

richtete.

2. Mit dem Gesagten ist jedes Recht, das einem anderen als

dem h. Stuhle betreffs der Riten zustände
,

abgesclilossen. Den

Priestern also gehört in dieser Beziehung kein Recht zu, wohl aber

liegt ihnen die Pflicht ob , die vorgeschriebenen Riten treu zu be-

obachten. »Üt ordo (ceremoniarum) non observetar, fieri haud po-

test absqae caltos difini et auctoritatis ecclesiasticae laesionec be-

zengt das erste rornftaische Provinzial-OoncU Yon Stahlweissenbnrg')

and ermahnt die Pfarrer aod Kirchensftnger, die Vorschriften des

Typikon fleissig sn stndiren nnd genan so beobachten. Immer päd

immer wieder macht sich ja gerade in der griechischen Kirche hier

der Sabjectivismos geltead. Bald nach der Synode von Zamosc war

die Nenordnang der ritoellen Vorschriften and ihre Einscbarfung

bereits in Gefahr in Vergessenheit zu kommen. Der Metropolit

Wolodkowicz dachte daran ein neues Concil abzuhalten , um den

Missständen wirksam zu steuern. In dem »Vorbereitungswerke« der

Di(^ces6 Lemberg aus dem Jahre 1763 heisst es: »Wenn das Tri-

dentiner Coocil Sess. VII. c. 13 alle diejenigen mit der Excom-

mnnication belegt, welche die bei der Spendung der Sacramente and

anderen GelegenheiteD dblichen Biten der katholischen Kirche ?er*

achten oder nach Belieben naterlassen oder sich anmassen dieselben

in nene amsawandeln, was fttr ein ürtheil soll man da über die-

jenigen fUlen, ja, dass wir es gestehen, über ans alle, die wir in

dem grSssten der Sacramente dnrch Verschiedenartigkeit fre?eln nnd

1) Cowt »D«iBftiiditaD «oditu« 9* 8*

2) GoiM. Alba Jnl. L Tit Vf. e. S.
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von den Vorschriften und den durch die heiligeo Väter eingeführten

Riten und Ceremonien weit ahgewichen alod, ja kaum noch einen

Schatten davon beobachten ?€

Auch vor dieser Gefahr hat der h. Stuhl oft gewarnt, oft auf

das Verderbliche solcher Nachlässigkeit hingewiesen. »Wenn Ge-

horsam und Eintracht (mit den Lateinern) herrschen, rief noch jängst

Leo XIII. den ruthenischen Pilgern zu, »dann wird auch der Klenu

seinen beilsainen Einfliug auf das Volk ohne Schwierigkeit üben kön-

nen, dann wird Alles, was mit weiser Fürsorge auf der (Lemberger)

Synode bestimmt ist, wirksam sein, und, was so sehr za wttnsohen,

dann werden die gegen die Vorschriften ?eratos8enden Abweiehnngen

in den Ceremonien aufhören und anfgehoben werden, die so grossen

Schaden stiften, grösseren als man glanben möchte.«

3. Zur Beobachtung des Ritus seitens der Gläubigen gehört vor

Allem, dass jeder von dem Pfarrer, dessen Ritus er zugehört, alle

Pfarrhandlungen vornehmen lässt *), die ihn betreffen, so wie dass er

die Siicraraente, besonders aber die h. Comraunion, nach seinem Ritus

empfängt. Da indess das Heil der Seelen das höchste Ziel der Kirche

ist, dem alles Andere sich unterordnen muss, hat die eben gegebene

Regel mancherlei Beschränkungen erfahren. Drei F&lle sind beson-

ders zu erwägen: Welche Regel gilt in den Missionen und zwar an

Orten, wo kein Pfarrer ist? Welche Vorschriften bestehen ebenda

fflr Orte, an denen Pfarrer des orientalischen Bitns sich befinden?

Bndlich welche Vorschriften kommen fttr andere Gegenden (Italien,

Bnmftnien, Qalizien) in Betracht?

Bs gilt als allgemeine Regel fflr den Orient, schreibt die

h. Congregation der Propaganda am 23. Sept 1788 an den lateioi-

schen Bischof von Babylon, dass die Missionäre lateinischen Rites

vor allem die Seelsorge für die' Lateiner ubernehmen und zwar mit

allen Rechten und Pflichten. Für die katholischen Orientalen hin-

gegen haben sie nur die Stellung als Hulfsarbeiter, gleichsam als

Stütze, wenn in dem Lande, in das sie entsendet werden, sich kein

katholischer Bischof befindet oder aber der orientalisch-katholische

1) Siehe das Leniber^jrer Slowo 1861 S. 128. Und welches Z^neniss gibt

da« heatige Sprichwort: Wie viel Priester, soviel Typen (Riten)? Freilieh wird

dem durch die Decrete des 1891 m Lemberg abgehalteoen Proviosial-ConciU

gflsteoert «wdoi.

S) Mu fergl«iche hiemi den Eheprooeta, dar !m Aiddv Bd. XL 8. SU
«rtrteit wird und die UehtfoUaii Darl«gvng<m das Herrn PriUtea Dr. Laem-
mer ftber das DeoH Tftnatii oid die Xhtn der ItalO'ChMMB Im AnUv
Bd. XL 8. 868 £

Digilized by Google



214 Arndt, 9€gen$eU. ReehUverhäliti, der RUm in der kath, Kirche.

Bischof keine geeignetem Priester bat, denen er die Seelsorgre anrer-

trauen könnte, oder wenn er es nnterlftsst, seinem V olke geeignete Hirten

in geben. So lange also eine orienialisohe Gemeinde keinen Pfarrer

ihres eigenen Ritas hat, haben die lateinischen Minionäre ihr jede

Hfllfe an leisten. Um indess alle Schwierigkeiten an beeeitigent

fügte die h. Congregation noch zwei besondere Bestimmnngen bei:

Die in der Seelsorge bei Lateinern oder dem Bischof von Babylon

untergebenen Griechen wirkenden Missionäre hängen in ihrer Thätig-

keit von dem lateinischen Bischöfe ab und unterliegen seiner Visi-

tation. So weit sie ihre Thätigkeit auf orientalische Völkerschatten

ausdehnen, welche eigene Bischöfe oder von ihnen eingesetzte Priester

haben, können die bereits von dem Bischof von Bah v Ion mit der

Seelsorge betrauten Missionäre unabhängig von ihm überall Hülfe

bringen. Da indess jedes Volk in der Abhängigkeit von seinem

eigenen Oberhirten ?erbleiben soll, geiiemt es sich, dass die Mis-

sionäre, soweit die Schwierigkeit der Commnnication dies znlässt,

sich mit den Bischöfen dieser Nationen Yorstftndigen. Zweitens

soll der Bisohof Yon Babylon alle Zwietracht und Biferancht awi-

schen den lateinischen Missionftren nnd den orientalischen Priestern

zu beseitigen suchen. Infolge dessen hat er darauf zu achten, dass,

wenn an einem Orte die Orientalen eines bestimmten Rites keinen

eigenen Priester haben , aber ein Priester eines anderen orientali-

schen Rites daselbst anwesend ist, den Orientalen volle Freiheit be-

lassen wird zu dem orientalischen Priester ungleichen Rites nach

Belieben ihre Zuflucht zu nehmen, besonders wenn dieser in ge-

s&oertem Brede consecrirt ^).

Dieser besonderen Bestimmung gemäss erliess die h. Congre-

gation am 2. Angost 178S ein Bnndsohreiben über die Rechte der

lateinischen Missionare: »Die lateinischen Missionare sind einzig Hülfe-

priester für die Orientalen , so oft sie sich an Orten befinden , wo

diese bereits einen eigenen Pfiirrer haben. Nur da haben sie das

Becht Pfarrakte Torzunehroen, zu predigen und den Orientalen die

Sacramente zu spenden, ja selbst die den Pfarrern vorbebaltenen

Functionen zu üben, wo jene keine eigenen Priester oder Seel-

sorger haben. € Um gleichzeitig die Gesammtstellung der Missionäre

den Orientalen gegenüber in das rechte Licht zu setzen, hängt doch

von den Bedingungen dieser Stellung auch die £rlaubnis8 ab, von

1) Im Jahre 1844 warde Babylon Endiöcese. Die kathoHsehen Christen

YeiiheBMiM uf Bigdwl ndt 8000, aof BMsorah mit 100 und aaf Awara mit

90 SefllMi, «elobe dem latäntachan, «rmeDiMhm, ^TriaeheD, chAldiiieheo and

gijfNd^hen Bitu engehaprea (Werner, MinioiiaatlM Text & 18).
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ihnen gewisse Sacramente zu empfangen, wollen wir einige Bestira-

ninngen der Propaganda hier einfüget!. »Jeder Missionar, der in

fremde Länder geschickt wird , liat bei seiner Ankunft dem betref-

fenden Apostolischen Vicar seine Litterae patentes vorzuweisen und

ihn um Erlaubnisa zu bitten, von den darin enthaltenen Facultäten

Gebrauch machen za dürfen. Der Apostolische Vicar kann eine

solche Erlaubniss nur aus gewichtigen Ursachen versagen, die er

sofort dem h. Stuhle mitzutheilen bat.c (S. C. 23. Nov. 1688). Oanz

besondere aber ist diese Erlaubniss des Apostolischen Vicares oder

DiOcesanbiscbofes nothwendig, damit ein Missionär Pfarrfnnetionen

innerhalb des Gebietes deraelben kraft seiner Fhcnitäten ansznfiben

fermag. (S. C. Prop. 14. Febr. 1702, 23. Jnni 1804). Diese Tor*

Schriften galten anch den orientalischen Bischöfen und Patriarchen

gegenüber. Mithin »können die Missionäre, die in Ihren Facultäten

die Erlaubniss haben, Pfarrakte zu üben, solche nur vornehmeni

wenn die orientalischen Bischöfe oder Pfarrer, in deren Jurisdictions-

kreis sie sich befinden, ihre Zustimmung geben, betreffs der übrigen

Facultäten aber haben jene keinerlei Schwierigkeiten zu machent.

(S. C. Prnp. 26. April 1647, 11. Dec. 1838). Alle Facultäten, die

nicht Ptarrakte betreffen oder in denen die Verschiedenheit des Uites

ohne Einfluss ist, können die Missionäre indess in lateinischen Kirchen

auch für Orientalen dann gebrauchen, wenn die orientalischen Bischöfe

ihre Zustimmung noch nicht gegeben haben. In anderen Fällen aber

haben die Missionäre die Pflicht, dieselben fär die Thätigkeit unter den

Orientalen nm ihre Zostimmnng zn ennchen. (11. Dec. 1838, 14. Febr.

1702). Im Oebrigen ist jede pfarramtliche Thätigkeit eines Mis-

sionäre nnr der Ansflnss delegirter Jurisdiction, keine potestas or-

dinaria, so dass er keinen anderen Priester (ohne ganz specielle Voll-

macht des Apost. Vicare) snbdelegiren kann. Um endlich Nonnen

orientalischen Rttes Beicht hören zn können, bedflrfen die Missionare

besonderer Approbation der orientalischen Bischöfe. (S. C. Prog. 11.

December 1838).

Noch klarer wird die Stellung der Missionäre gegenn[)er den

Orientalen durch eine Entscheidung des h. Officium vom 16. Dec. 1874

für Mesopotamien umgrenzt. Der Apostolische Delegat von Mesoi»o-

tamien hatte angefragt, ob seine Erlaubniss hinrcicho, damit die Mis-

sionäre die von ihm gewährten Facultäten auch für die Griechen,

Armenier, Syrier, Chaldäer, die eigene Pfarrer haben (denn fär die

ftbrigen ist kein Zweifel), wenigstens in foro interno gebranchen

konnten ? Die Antwort lautete selbstventändlich negativ, da ja der

Apostolische Delegat Aber diese keine Autorität hat. (S. C. 8. Off.

16. Dec. 1874).
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MehrfiMsb noch kam die h. Oongragation anf die im Jahre 1788

gegebene Bnisebeidang znrflek. Anf die Frage: Dflrfen die orienta-

tiachen KatholÜLen an den Orten, wo sie selbet keinen Pfarrer ihres

besonderen Ritns haben, wfthrend der Zeit ihrer Anwesenheit in der

lateinischen Pfarrei den lateinischen Ritus ansfiben? antwortete sie

am 29. März 1824: »Sie dürfen für die Zeit, durch welche der Bischof

oder Pfarrer des eigenen Kitus ihnen abgeht, nach Massgahe der

ConsiiiVLÜoüeü Benedict XJV. »Demandatam« und »AUatae.t« Eljt^iso

am 4. Februar 1837: »Wenn die Orientalen weder Kirche noch

Pfarrer haben, so ist es nach Massgabe der Apostolischen Consti-

tutionen zu gestatten, dass sie von den Lateinern die Sacraraente und

kirchlichen Uebungen empfangen, indess haben sie im übrigen ihrem

eigenen Rite zu folgen. c UeberaU also, wo die lateinischen Missionäre

Pfiurrer sind« fahrt die h. Congregation am 11. December 1838 weiter

ans, ktanen sie fttr die Orientalen Taufen, Trannngen nnd die Spendong

der Istaten Gelang Toroehmen , selbstTerständlich nach lateinischem

Bitos.

Anf das aasflihrlichste behandelte die h. Congregation die ver-

schiedenen in Betracht kommenden Fragen in einem Erlass vom

80. April 1862: »Was das Amt und die Rechte eines Pforrers angeht,

welche Lateiner bei den Orientalen in Anspruch nehmen können, ist

vor allem zu bemerken : 1. Die Gläubigen eines jeden Ritus sollen

in den besonderen Pfarrfunktionen der Fürsorge des betreffenden

National- Priesters anheimgegeben werden , wenn dieser geeignet und

unbehindert ist. 2. Die Missionäre sind, wie dies der h. Stuhl zu

wiederholten Malen erklärt hat, nur in subsidiurn der orientalischen

Priester für die Angehörigen der orientalischen Riten da, also ist

ihre Aalgabe in diesem Punkte einzig die für die etwa mangelnden

dgensii Pfarrer einzatreten. Dies gilt selbst für solche Amtshand-

Inngen, welche keine Aenderung nnd Vermischang der Riten ein*

aehlisssan. Fflr alle, auch die letstgenannten, ist die Erlanbniss der

otientalisehen Pfarrer erforderlich. Indess, am nfther anf Einxelheiten

ciniogehen, sind drei FftUe besonders an erwSgen: a) Am Orte, wo

der latdnische Mimonftr sich befindet, ist anch ein Priester des

orientalisehen Ritas sogegen, indess ist derselbe nicht P&rrer.

b) Ein orientalischer Priester, dem das Amt eines Pfarrers anders-

wo obliegt, macht bis zu dem Orte, um den es sich handelt, seine

apostolischen Ausflüge, c) Am Orte selbst kommt der Pfarrer eines

orientalischen , aber von dem der Gläubigen , welche keinen eigenen

Pfarrer haben, verschiedenen Ritus an.

a) Die Lösung des ersten Falles findet sich in der Decretale
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Dmohdakm und der losiroetioii Eo qmmm tempore BeDe*

diet XIV. und in den Faealtäien der Iftssioiiife: An Orten, wo kein

Pfarrer ist, die Sacraroente zu spenden, deren Verwaltung sonst dem

Pfarrer zugehört. Die h. Congrepation hat auf Grund der ge-

dachten Vorschriften stets den Missionären eingeschärtt, dass sie an

Orten, wo ein Priester des in Frage stehenden Ritus sich befindet,

die ausschliesslich dem Pfarrer zustehonde Spendung gewisser Sa-

cramente nicht vornehmen können, wenn der gedachte Priester de-

pntatus ad parochialia ist. Es ist nicht schwer zu begreifen, wie

feroftoftig eine solche Anordnung ist, verhätet sie doch den fort-

wihrenden Wechsel, denn sonst die Ol&ubigen anterworfen wären.

Die Gegenwart eines Priesters indess, der niclit Pfarrer ist, beein-

trftchtigt die Befognisse des Hission&rs nicht im mindesten.

b) Im iweiten FUle, wenn nftmlich dn orientalischer Priester,

dem die Wlirde eines Pfarrers zolroromt, dorthin, wo der Missionftr

sich befindet, einen Ausflug macht, trifft gleichfalls die Voraus*

setznng zu, dass kein sacerdos approbatus ad parochialia pro illo

districtu gegenwärtig ist. In der That können doch die Pfarrer

anderer Districte nicht deshalb als Pfarrer diesps Districtes gelten,

weil sie Pfarrer sind, denn dieser District ist ihnen ja nach Vor-

aussetzung nicht zugewiesen, ausserhalb der (Frenzen ihrer Pfarr-

jurisdiction aber haben sie auch nicht das Kecht, pfarramtliche

Handlungen vorzunehmen. Da nun die Missionäre ihrerseits die Voll-

macht haben in Ermanglung eines einheimischen Ortspfarrers die

dem Pfarrer vorbehaltenen Sacramente zu spenden, so steht dem Qe-

brauche derselben im gedachten Falle nichts im Wege.

e) Ueber den dritten Fall spricht sich BmBdikt XIV. in der

Üonstttntiott Dmtmäakm § Et qiumiam ans. Da die lateinischen

Missionftre fflr die Orientalen Jurisdiction haben in snbsidinm, quando

deficit parochus «nt episcopus ejasdem ritns, so ktanen sie also die*

selbe üben, wenn kein eigener Hirt d. b. der denselben besonderen

Ritns hat, vorbanden ist. I>ie Gegenwart anderer orientalischer

Priester, die entweder überhaupt oder für diesen Ort nicht mit der

Seelsorge betraut sind, ist kein Grund für die Missionäre das Amt
eines Pfarrers für die Orientalen nicht zu üben.

Was endlich die Gebühren angeht, so ist es klar, dass wenn

ein lateinischer Missionär die Amtspflicht erfüllt, ihm auch, und

keinem anderen die Gebühren zukommen. So hat die h. Congre-

gation öfter entschieden, so hat Benedict XIV. in der Decretale

Bemandatam den Pranxiskanem nicht allein gestattet, bei den

Melcbiten alle Functionen eines Pfarrers in verrichten, da wo ein
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solcher nieht ?orband€D, sonderD auch hiniogefägt: quo cnn prae-

dicti Fratres emolamenta legitime jure debita percipere Itciie ralent

Eine Aasnahme indess bat Geltung. Wenn die orientalischen Pfarrer

aus Furcht vor Verfolgunj? oder aus einem anderen rechtmässigen

Grunde sich in der Uehnng ihrer PHichteu von den lateinischen

Missionären vertreten lassen raiissen, hahen diese alle Stolgebühren an

die Pfarrer abzugeben, und zwar wird dies ihnen von der h. Con-

gregation zur strengen Gewissenspflicht gemacht. Im übrigen ent-

spricht dies wohl dem allgemeinen Grundsätze, dass alle Einkünfte

dem rechtmässigen Pfarrer ingehOren, aach wenn derselbe verhindert

ist sein Amt zu verwalten.«

Wichtig ist auch die Bestimmung ftber den Kirchenbesach an

Orten, wo Ootteshftnser orientalischen und lateinischen Ritas sich

finden. »Zwei Grandsätze sind hierffir massgebend, schreibt die

b. Congregation am 30. April 1862 an den Apostolischen Delegaten

von Egypten. Einerseits mnss die persönliche Freiheit and die be-

sondere Andacht der Einzelpersonen anfirecht erhalten werden, an-

dererseits darf dem Ritus keine Kränkung widerfahren. Es ist also

nicht verboten, ja es kann keinem Verbote unterliegen, wenn die

Gläubigen, welche zu einem orientalischen Hite gehören, die Kirche

der Lateiner besuchen oder wenn die Lateiner sich in eine orienta-

lische Kirche hegelion. Indess andererseits ist es unstatthaft, die

Orientalen von den Kirchen ihres eiu^enen Kites abwendig zu machen,

im Gegentbeile müssen die Missionäre sie zum Besuche derselben,

besonders an Festtagen, ermuntern. Infolge dessen hat die h. Con-

gregation auch den orientalischen Bischöfen mehrfach die Entscheid-

ung mitgetheilt, dass die Giftabigen nicht verpflichtet sind, das

Kirchengebot von der AnhOrang der heiligen Messe in einer Kirche

ihres Rites zu erfftllen, aber auch jederzeit den enropftischen Mis-

sionftren eingeschärft, die Orientalen zum Besuche ihrer eigenen

Kirchen, zumal an Festtagen, zu ermuntern.«

Mehr noch als fär einen jeweiligen Besuch einer Kirche ist die

Freiheit der Wahl des Beichtvaters von Wichtigkeit. Kann ein

Orientale sich einen lateinischen Beichtvater wählen und ist es um-

gekehrt einem Lateiner gestattet , hei einem orientalischen Priester

zu beichten ? — »Der h. Stuhl hat stets an dem Grundsätze fest-

'^ehalten, dass die christliche Freiheit in keinem Punkte mehr ge-

wahrt werden muss als in der sacramentalen Reicht. Infols^e dessen

war es allezeit sein Wille, dass ein Jeder seine Sünden bei dem-

jenigen approbirten Priester beichtete, der ihm besonders zusagte.

Aus dem gleichen Grunde hat die Kirche nie einem approbirten Beicht-
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vater untersagt, in seiner eigenen Kirche die Beicht eines jeden

Katholiken zu hören, der sich ihm im heiligen Richterstuhle ge-

stellte. Auch wenn ein Christ ans einer Diöcese in eine andere sich

begibt, um dort zu beichten, hat die Kirche dem kein Hinderniss

entgegengestellt, üeberdiess hat ja Niemand die Pflicht, bei seinem

eigenen Pfarrer zu beichten, wenn er nur die h. Communion um die

Osterzeit in der Pfarrkirche empfängt. Dies war und ist Grundsatz

und Praxis des h. Stuhles. Es ist deshalb auch nie im Rite hierbei

ein Unterschied gemacht worden, weil die Spendang dieses Sacra-

mentes ja keine Aendernng des Bites einschliMst, ja, im Gegentheil,

80 oft Ton irgend welcher Seite in dieser Besiehnng ein Zweifel ge-

äussert wurde, beeilte sioh der h. Stnhl zn erklSren, dass Niemand

in diesem Pnnkte Beschränkungen aufstellen dflrfe. So erging t, B.

am 5. Juni 162G, als einige lateinische Bischöfe ihren Untergebenen

verboten bei ruthenisclien Priestern zu beichten, und umgekehrt, das

Decret: die lateinischen Bischöfe dürfen ihren Cntergebtnien niclit

verbieten bei den unirten von ihren Ordinarien apjirohirten rutheni-

schen Priestern zu beichten , wie andererseits auch die ruthenischen

Bischöfe den Angehörigen ihres Ritus kein Verbot auferlegen dürfen

bei einem lateinischen Priester zu beichten. Denn da die unirten

Bnthenen in Wahrheit Katholiken sind, so ist es nngexiemend und

Terdammlich da, wo die Verschiedenheit des Bitns nicht entgegen-

sieht, Trennungen anfsnstellen , welche Spaltungen hervorrufen nod

nähren.« (H. Cougr. 2. Juni 1835 an den Griech. Melch. Erahischof

Yon Aleppo and 11. Dec. 18S8 in einer Generalsitzung). Wie aber?

wenn Jemand, trotzdem sein eigener Bischof ein Verbot erlassen hat,

bei einem Priester eines anderen Ritus zu beichten, deunoch von

einem solchen die Absolution erhält? Wt^der er selbst begeht damit

eine Sünde, noch darf der Beichtvater besorgen, eine solche zu he-

gehen, so lange es sich um ein allgemeines Verbot, nicht um eine

besondere, eiuer Einzelperson geo^ebene Vorschrift handelt. (S. C.

Prep. 11. Dec. 1838 ad II). Ais Erg&nxung zu diesen Bestimmungen

Aber die Beicht wollen wir noch hinanfttgea, dass die Orientalen,

anch wenn sie Lateiner Beicht hOren, die Form and Sprache ihres

eigenen Bitos anzuwenden haben, soweit der h. Stahl nicht selbst

anders bestimmt hat (S. C. Off. 6. Sept. 1865). Zu bemerken ist

endlich noch, dass die lateinischen Missionare die Orientalen ?on den

Gensuren, welche die orientalischen Bischöfe verhängen, nicht los-

sprechen können. (S. C. Prop. 11. Dec. 1838).

Mit der Gewalt Angehörige des anderen Ritus zu absolviren

hängt die Vollmacht zu dispeusiren iooig zusammen. Dennoch aber
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bleibt eine aolohe den MissioDftren im Oriente an sieh Temgi 9Ni6ht

einmal nur, sagt Beiteäiet XIV. <), ist das nachstehende Demi der

h. Congregation der Propaganda bestätigt nnd erneuert worden; Auf

den Vortrag des hochwürdigsten P. D. Karl Aogastiti Pabronns,

Secretär, befahl die h. Conpfregation die Vorschrift zu erlassen , wie

sie mit gegen vvärti«(eni Decrete allen und jedem einzelnen Apostoli-

.schen Präfecten und Missionar vorsrhreibt, es solle keiner von ihnen

in Zukunft es wagen , bei irtrend einer (ipleEfonheit und unter wel-

chem Vorwande immer Katholiken einer orientalischen Nation von

Fasten, Gebeten, Ceremonien und ähnlichen in jeder Nation äbiichen

nnd vom h. Stuhle approbirten Uebnngen zu dispensiren. Ansserdem

sprach die heilige Congregation ihre Ansicht dahin aus, dass es

den genannten Katholiken nie erlaubt gewesen noch erlaubt sei,

von ihren eigenen TOn der heiligen BAmischen Kirche approbirten

Riten, Gewohnheit nnd Obserranz abzagehen.c Insoweit indese die

Verwaltung des Pfarramtes für Orientalen diese den Hissionftren als

eigene Untergebene zuweist, steht ihnen das Becht zu, welches der

Apostolische Vicar oder ihre F^ltäten ihnen gewftbren.

Anf die Beicht pflegt der Empfang der h. Commnnion zo

folgen. Bereits ist bei der Frage, welche Pfarrrechte die Missionäre

haben, einiges über die h. Communion gesagt. Im Allgemeinen gilt

die Regel, dass Jeder in seinem KituH die h. Communion empfangen

soll; den Missionären liegt also die PHicht ob. dies den Gläubigen

einzuschärfen. (S. C. Off. 4. Sept. 1721). Die h. Congregation der

Propaganda erliess im Jahre 1757 eine Instruction im gleichen

Sinne, hatte doch auch Benedict XIV. in zwei Constitutionen »Btsi

pastoralis« und »Allatae suntc §. 23. ein derartiges Verbot erlassen,

indem er sich anf ferschiedene Stellen des Jus canonicum berief, in

denen jede Vermischung von Biten untersagt wird Immerhin aber

hat der h. Stuhl eine doppelte Ansnahme gestattet Bin marontti-

scher Priester oder ein armenischer kann in einem Lande, wo die

Armenier nur unter einer Geetalt die h. Communion empfangen, die

h. Bucharistie, die nach lateinischem Bitns conseerirt wurde, spen-

den, and umgekehrt ein Lateiner die nach einem jener Rite con-

secrirte Hostie. Indess muss ein jeder Priester seine Cultussprache

gebrauchen und seine besonderen Ritualvorschriften beobachten.

(H. Congr. der Prop. 30. April 1866). Die zweite Ausnahme ist

1) »AlktM raat« 9. &
8) CoeUatin iii, bei OontaU* Cap. Cum seewutum de temporibnt

ordinationam. Decret Inooe. III. Quanio de eoosaetiidine. Ckp. Quonlam
de etBa» jnd. oidia. Dmt. Hon. UL Gbp. LUterae ä» oelebiai nime.
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in dem Decret der h. Con^regation vom 18. August 1893 enthalten»):

»Wo die (iläubigen verschiedener Kiten unter einander vermischt

leben, ist es, damit die heiligen Sacramente häufiger empfangen

werden und damit Niemand wegen Mangels an einem Priester seines

Ritas dieselben vernachlässigt, gestattet, dass alle Gläubigen beider

Riten, des lateinischen ebenso wie des orientalischen, an Orteu, wo

keine Kirche oder kein Priester des eigenen Ritus ist, die h. Com-

mnnioD nicht allein in der Todesstimde und am der kirchlichen Vor-

echrift der Österlichen Communion sa genfigen, sondern auch so oft

ihre Andacht sie dazu drftngi, sam Tisch des Herrn hinzasutreten,

nach dem Bitas der an jenem Orte vorhandenen Kirche empfangen.«

Schon vorher waren fthnliche Erlanbnisse ffir einzelne Districte ge-

geben worden. Den Armeniern in Diarbekir war am 12. Dec. 1821

von der h. Congpregation des h. Officium die Genehmigung ertheilt

worden, die Ii. Communion zu Ostern und in der Todesstunde auch

unter der Gestalt gesäuerten Brodes zu empfangen, wenn kein Prieter

eines der in ungesäuertem Brede das h. Opfer darbringen*len Kiten

8i<;h daselbst vorfand. Mit grösserer Leichtigkeit noch wurde die

Erlaubniss ertheilt, wenn die Sachlat/e eine umgekehrte war, d. h. wenn

es sich für einen Orientalen um den Empfang der h. Communion

nach einem mit dem lateinischen hierin gleichen Ritus handelte.

Fragen wir, welches der Sinn der Worte ist: Wo keine Kirche

oder kein Priester des eigenen Ritas ist, so kann die Tragweite der-

seihen keinem Zweifel unterliegen. Oh aber durch eine gerecht-

fertigte epikeia sich die Anwendung der Vorschrift ausdehnen Unt?
Die Absicht des Gesetzes, die flftufigkeit des Empfianges der heiligen

Sacramente zu ffirdern, scheint uns darauf hinzuweisen. Auch eine

mehrftch noch später ertheilte Instruction der Propaganda vom

Jahre 1757 spricht daffir: »Die Missionäre dfirfen die b. Communion

den Orientalen nach lateinischem Ritus nar in subsidium geben, wie

es in der Pastoral-Instruction Eo quamvis tempore § Neque etiatn

heisst, d. h. in den Fällen, wo es den Orientalen allzu schwer fallen

würde, im eigenen Ritus zu coramuniciren.c (General-Congreg. 11. Dec.

1838 : cum difficulter comraunicare possint in proprio ritu). Aus

diesem Grunde ward es auch nie gestattet, dass die Orientalen, welche

gesäuertes Brod brauchen, selbst wenn ihre eigenen Bischöfe die Er-

laubniss gaben, unter der Gestalt des ungesäuerten Brodes die h. Comr

munion empfingun, wie ffir die Lateiner ein fthnliches Verbot be*

stand (Ebenda 1).

1) Siehe AreMv Bd. 70. 8. 407.
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Zum Schlosse sei noch auf eins Bestimmiing hmgewicseo, deren

Beohachtunt^ im gegebenen Falle auch jetzt noch der Absicht der

Kirche sich<'rlich entspricht »Es ist geziemend, schreibt die Pro-

paganda am 25. Juli 1887 an den Apostolischen Delegaten von Me-

sopotamien, wenn die Orientalen, welche den Gebrauch des ge-

säuerten Brodes haben, im Falle, wo sie ihren eigenen Priester nicht

haben , die h. Communion von einem solchen Priester empfangen,

der in gesäuertem Brede consecrirtc

Zweitos UpiteL

Besondere Vorsehriften Ober das Verhältniss der Rilmi zu efnander.

Artikel 1, Die Verpfliehtung im eigenm /Sites mt verbleiben,

1. Weder den Lateinern noch den Griechen ist es gestattet,

ihren Ritus zu verlassen, um einen anderen anzunehmen. »We-

der hat es den Orientalen freigestanden, erklärte die )i. Congregation

der Propaganda am 8. März 1757, noch steht es ilinen frei, ohne

Gen^dimigung des Apostol. Stuhles ihren eigenen Kitns zu verlassen

und sich dem lateinischen zuzuwenden, so wenig die Missionäre eine

solche Erlaubniss ohne vorhergehende Gutheissung des h. Stuhles

geben konnten oder geben können. »Am 12. März 1759 kam sie noch

einmal auf dies Decret zurück, indem sie zugleich auf das Gesetz

hinwies, in dem dies Verbot aufgestellt ward: die Encyclica Bene-

dict XIV, »AUatae snnt.« »In Zakanft also,« schliesst das Decret,

mögen alle dessen eingedenk sein, dass jede Vollmacht, den Rit so

wechseln, aufgehoben ist Niemand also kann ohne Genehmigung

des h. Stuhles ?om lateinischen zum orientalischen oder vom orienta-

lischen snm lateinischen fibergehen. Wer ohne eine solche Brlanb*

niss eigenmächtig handelt, dessen Uebergang wird fflr unerlaubt, null

und nichtig erklärt.«

2. Clemens VIII. erliess am 21. Aug. 1595 ein Sendschreiben

an die Griechen, in dem er unter Anderem vorschreibt: »Ein Lateiner,

der eine Griechin heirathet, darf niclit den griechischen Kitus an-

nehmen, so wenig wie eine Lateinerin, welehe einen Griechen zum

Manne nimmt. Eine griechische Eiiefrau tiiagegea soll, wenn sie mit

• 1) In dem Decret, von dem hier die liede ist, wurde die Erlaubniss ausi

Andacht die h. Comuiunion nach frenideu Kitas zu üiupt'angen noch versagt

(ad 0 b). Ist nun gleich dieser Theil des Decretes be«eitigt, so legt die Kirche

doch aaf den Untenohied dat gMinertoD and ongMliiorleo Brodei noeb jetit

0 riel Gewicht wie laror. Deshalb ist nach wie vor die oben berOhrte Snt*

ehddong sieher massgeblich.
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einem Lateiner die Ehe schliesst, den Ritas des lateinischen Ehe-

mannes aniiehnKMi. Kann dies indess nicht geschehen, so verbleibt

jedes der Ehegatten in seinem Kite, natürlich, wenn derselbe katho-

lisch ist.c

üeber diese Vorschrift erhoben sich indoss verschiedene Zweifel.

Am 13. Mai 1759 bestätigte deshalb Clemens XIII. noch einmal

ganz allgemein die Erlaubaiss, für die Shelrau iu ritnell gemischten

Bben dem Ritus des Mannes zu folgen, wenn sie selbst nicht etwa

dem lateiaiflchen angehörte. (Decret yom 19. Mai d. J.). Diese Ver-

günstigung gilt ffir alle Länder ^). Wenn die ßbefrau einmal den

lateinischen Ritas ihres Mannes angenommen hat, so ist dies ein

wahres and volles Verlassen des früheren Ritas und somit aach nach

dem Tode des Mannes eine Rückkehr sa demselben nnstatthaft.

(Propag. 27. Jali 1887 an den Apost Delegaten von Mesopotamien).

Konnte die Ehefrau oder wollte sie den Ritus ihres Mannes nicht

annehmen, so darf sie auch nicht die Fest- und Pastenordnung nach

seinem Ritus beobachten, es sei denn, dass der h. Stuhl die Ge-

nehmigung gebe. (Ebenda Ii). Aber wie, wenn eine Frau zur Zeit,

wü sie die Ehe schloss, nicht wusste, welches Privileg ihr zustand?

Kann sie jetzt, wenn sie von demselben Kenntniss erhält, erklären,

sie hätte gern davon Gebrauch gemacht und kann sie noch nach-

träglich den Ritus des Mannes annehmen ? Die h. Congregation hat

sich bt'jahend ausgesprochen (Ebend. ad 4).

Noch ein anderer Fall ist zu erwftgen. Wie? wenn eine Frau

gelegentlich ihrer Verheirathung cum griechischen Ritus überge-

gangen ist und nun den Zorn ihres Mannes ftrchtet, wenn sie zum
lateinischen zurückkehren wollte? Vor allem sind die Umstünde, wie

dies gekommen, in*8 Auge zu fassen. QevOhnlioh wird doch eine

solche Ehe eine gemischte d. h. mit einem Schismatiker sein. Be-

reut die Prau also was sie gethan , ist sie sell)8t dem Schisma und

seinen Irrthümern nicht zugethan und kann sie nicht ohne Gefahr

zu unserem Ritus zurückkehren, so kann sie, wenn kein Aergerniss

damit verbunden ist, zu den Sacramenten zugelassen werden. Wenn
hingegen ein Aergerniss bei den Gläubigen zu befürchten ist oder die

Frau nicht zum lateinischen Ritus zurückkehren will
,

obgleich sie

es ohne Schwierigkeit kann, oder will sie einen schismatischen Irr-

thum, den sie angenommen, festhalten , so ist sie in der Beicht als

1) Für die Kirchenprovinz Lemberg ist indess nach dein Concordia ge-

nannten Decret De vorgeachriebeu . <lass die lateiaischc Frau eines Priesteni

dan Biiehof nm Erlanbnin in bittoo hat, die Paatlage mA Fasten naeh grieehi-

tehem BHos tu begehen.
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indisponirt anzusehen. Wenn einzig und allein ein Aeri^erniss zu be-

fürchten ist, wird zuzusehen sein, welcher Art es ist utul oh Ipicht

sich heben lässt und auf welche Weise. (S. C. Off. IS Fel.r. 16ö9).

In der Todesstunde sind selbstverständlich die Sacrameate zu spenden

(Bbend. ad 1).

3. Wenn in einer Familie Dienstboten oder Arbeiter beecb&ltigt

sind, die einem anderen Bitas angehören als die Familie, so sind die

gewöhnlichen Dispositionen des eanonisehen Rechtes nicht ansreiehend

eine Dispense betreib der Festtage nnd der Fasten gewihrsn so kOa-

nen, sondern eine ganz besondere Dispensation ist (Ülr die Glinbigen

erfordert, von demjenigen aber, der dispensiren will, eine gans be-

sondere Vollraacht nachzusucheu. Dies gilt auch von orientalischen

Tertiariern des Franziskanerordens im Oriente. Selbstverständlich

bleiben auch die Angehörigen von Pfarreien, in denen lateinische

Missionäre die Seelsorge versehen , bei der Fest- und Fastenordnuug

ihres eigenen Ritus, wie andererseits eine gelegentliche Communiou

bei einem Priester ihres eigenen Ritus sie der Jurisdiction des la-

teinischen Missionärs nicht entzieht (H. Gongr. d. Prop. 26. Joli

1887 an den Apostolischen Delegaten von Mesopotamien).

Die Feste beider Biten sn feiern ist selbstverstftndlich nicht

untersagt. (Prop. 4. Febr. 1654).

Ans dem Gesagten ist es klar, dass die Qriechen lateinischen

Dienstboten an den Tagen, wo diese Abstinent haben, keine ver-

botenen Speisen vorsetzen können, wenn sie anders nicht sündigen

wollen. (S. C. Offic. 13. März 1727 ad 2. 3).

Die besondere Vollmacht, welche zur Dispensation der Diener

noth wendig ist, die bei einer Herrschaft; verschiedenen Rites in

Stellung ist, wurde am 7. Februar 1624 dem Brzbischof vou Kiew

and seinen Suffraganen in der Weise gegeben, dass sie ihreii Unter-

gebenen, welche bei Lateinern dienten, erlauben konnten, die Feste

nach dem Gregorianischen Kalender zn feiern nnd die lateinischen

Fksten m beobachten (7. Febr. 1624). Diese Vollmacht ist fflr die

Kirchenprovinz Lemberg dnrch das Decret vom 6. October 1863 De

den Bischöfen beide)r Riten sagestanden. Die Pfarrer haben ron den-

selben die gleiche Befhgniss snbdelegirte erhalten.

Bemerkung. Einige besondere Bestimmungen betreffen noch

die Verhältnisse der Graeco- Italer und der Leraherger Kirchen-

provinz, üeber die ersteren wird weiter unten das Nöthige ge-

sagt, die Rechtsverhältnisse der Leraherger Kirchenprovinz sind

insgesammt in dem Decret vom 6. October 1863 geregelt. Da

dasselbe im Archiv BU. XiV. S. 3 abgedruckt ist, erabngt es
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0egeti»eU, HechUverhäUtu ätr Riten in der katk. Kirche. 225

hier auf die Verlulltnisse dieser Provinz eingehender zurück-

zukommen
,

wenngltich ohne die Beiziehung jenes Decretes die

DarstelluDg der Kechtsverhältnisse eine uavoUsUndige bleiben

würde.

Art. 2. Der Uebergafty von einem Ritus zum anderen,

1. Da es (aoBser den bereite im Torigen Artikel genannten

beiden FftUen) Orflnde geben kann, die den üebergang fon einem

Ritas znm anderen dringend wflnschenewerth machen, hat der h. Stnhl

bestimmte Yorsehriften erlaesen , in denen er die Antorität beieich-

nete, welche die nöthige Erlanbniss zu gewähren vermag, and znro

Theil anch die Methode , die dabei innezuhalten ist. Wahrend die

Ehefrau beim Abschloss einer rituell gemischten Ehe und der in die

Kirche aufzunehmende Schismatiker keiner weiteren Erlaubniss für

die Wahl des Ritus in der oben anofegehenen Weise bedürfen, ist in

allen übrigen Fallen die Geuehmiguug dem h. Stuhle oder dem Diö-

cesanbischofe vorbehalten.

2. Dem h. Stuhle ist jeder üebergani,' vom lateinischen Ritus

zu einem der orientalischen Riten oder von einem orientalischen

(griechischen) Ritus zum lateinischen vorbehalten. Für die Italo-

Griechen hat indess Benedict XIV. bestimmt^), dass nicht allein

die Frau in rituell gemischten Ehen dem lateinischen Ritas des

Hannes folgen darf, sondern dass ebenso in solchen der Mann, wel-

cher dem griechischen Ritus angehörte, den lateinischen Ritas seiner

Fraa annehmen kann. Selbstverständlich mnss jeder Theil anch

nach dem Tode des anderen beim lateinischen Ritas erbleiben.

Bleibt ein jeder von beiden Theilen bei der Bheschliessung bei

seinem Ritas, so werden die Kinder eines dem lateinischen Ritas an-

gehOrigen Vaters nach dem lateinischen Ritus von dem lateinischen

Pfarrer getauft und gehören also selbst dem lateinischen Ritus an.

Ist der Vater Grieche, die Mutter Lateinerin, so steht es im Be-

lieben der Eltern, das Kind dem lateinisclien oder dem griechischen

Ritus zuzuführen. Den Ritus, dem Jemand in der Taufe zuertheilt

worden ist (eine Nothtaufe von einem Priester anderen Ritus zieht

keine rechtliche Verpflichtung nach sich, diesen Ritus anzunehmen),

mass er auch in Zukunft üben. Hat ein Kind den lateinischen Ritus

angenoDunen, so kann es denselben nur mit päpstlicher Brlaaboiss

mit dem griechischen wieder vertauschen. War es hingegen in der

TMfe dem griechischen Ritns zngetheilt worden, so ist, damit es

1) Gooft >BtM pMtoialiB« §. VlU. 8. 9. 10.

Archiv Sbr Kiralimnelit LXXI.. 15
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Bpitor sam lateinischen Bitns flbergeben kann, zuerst die Zustim-

mung des griechischen Vaters zu gewinnen, sodann die ErUnbniss

des lateinischen Bischob sa erhingen. Sind aber solche, die dem
griechischen Bitns angehörten, bereits erwachsen nnd haben Weihen

erapfangen, wenn auch nur die niederen, so ist für sie die Ge-

nehmigung des h. Stuhles nachzusuchen, wenn sie zum lateinischen

Kitus übergehen wolli>n. Einzelnen Laien, also nicht ganzen Com-

rounitäten, kann der Diöcesaabischof den Uebertritt zum lateinischen

Kitus gestatten.

3. Dass nach der Constitution Benedict XIV. >Allatae suntc ein

allgemeines Verbot für die Orientalen besteht, zum lateinischen Ritus

ohne besondere Erlaubniss des h. Stahles überzugehen, ist bereits er-

wähnt worden Für die Regularen, welche als Missionäre bei den

Melchiten thätig sind, ist als Strafe für die eigenmächtige Aufnahme

in den lateinischen Ritus der Verlast des activen und passiven Stimm«

rechtes nnd die Inhabilit&t irgend ein Amt im Orden zu bekleiden

festgesetzt. Für die Lemberger Eirchenprovinz trifft diese Strafe den

Ordensklems beider Biten, wennn sie Jemand ohne ErUnbniss des

h. Stahles zn ihrem Bitns zulassen, wie anch hier die Weltpriester

mit einer Beihe von Strafen in gleichem Falle bedroht werden

So lange Jemand in einem fremden Bitns verbleibt, den er unrecht-

mässig angenommen hat, ist er im Stande schwerer Sünde und kann

nicht absoWirt werden, wenn er nicht verspricht, zu seinem eigent-

lichen Ritus zurückzukeliren oder diesen wenigstens so lantje zu

üben, bis er Dispense erlangt hat — Auch vom lateinischen Kitus

kann Niemand zu einem orieutaliscben übergehen ohne päpstliche

Genehmigung.

4. Zwei besondere Bestimmungen des b. Stuhles haben iodess

fär die Orden noch eine eigenartige Rechtsordnung geschaffen. Hat

Jemand, der einem orientalischen Ritus angehörte, die Erlaubniss er-

halten, in einen abendländischen Orden einzutreten, so wird er

damit dem lateinischen Bitns so zugeschrieben, dass er des Rechtes

zu dem orientalischen Bitus zurückzukehren vollstftndig beraubt ist:

seclnso penitus regressu ad ritum orientalem*). Die rnthenische

1) Decr. S. C. De Prop. F. 8. März 1757, 12. März 1759, G. Oct. 1863 Aa.

2) CoQst. »Demandatam« §. 19. Decr. 6. Oct. 18Ö3 A. c.

3) S. a Prop. C. G. 12. Hin 1759.

4) 8. C. OC 8. Aug. 1680. Hier gilt indess fftr die Zwischenseit die

Ckiieel : Nisi jaite cauia eieiiaet

5) Wie CS scheint, handelt es rieh hier am solche, die in dem<;elbe&

Priester werden wollen: Siehe weiter unten das üecrei vom I. Juli 1886.

6) 8. Coogr. Prop. 17. Sept. 1842.
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Congregation des Basilianerordens erhielt am 30. Juli 1822 das Recht

Lateiner aufzunehmen. Als Leo XIII. durch das Breve »Singulare

praesidium« 12. Mai 1882 die Reform dieses Ordens der Gesellschaft

Jesu übertrug, bestimmte er, dass auch Lateiner in das Noviciat

aufgenommen werden dürfen. Indess sind von dieser Erlaubniss alle

diejenigen ausgenommen, welche eine der höheren Weihen im la-

teiiiiscben Biiv» empfongen haben. Die Lateiner, welche in den

Orden eintreten, folgen swar den Uebnngen nnd Vorschriften des

mibenischen Bites in allem, indess gehören sie demselben selbst

noch so lange nicht nnwidermflieh nnd ohne das Recht znm lateini-

schen Ritns znrflekznkehren an, als sie noch nicht die feierlichen

Gelübde gemacht haben ^).

Das Recht in einen Orden lateinischen Rites einzutreten ist für

die Orientalen nicht allgemein gegeben, wie bereits bemerkt, sondern

in jedem Einzelfalle ist die Erlaubniss des h. Stuhles nachsasuchen ').

Der Grand hierfür liegt in dem definitiven Uebergange znm lateini-

schen Ritns. Anders steht die Sache für die Ck>ogregationen. Wollen

Jnngfranen, welche dem orientalischen Rite angehören, in eine Con-

gregation eintreten, so steht ihnen dies frei. So lange sie in dieser

Congregation aasharren, dürfen sie sieh dem lateinischen Ritns con-

formiren, mit der Binschrftnkung indess, dass sie die Ostercom«

munion in einer Kirche ihres eigenen Ritus empfangen, wenn eine

solche am Orte ist. Treten sie aus irgend einer Ursache aus der

lateinischen Congregation aus, so sind sie von neuem verpflichtet,

ihren orientalischen Ritus in allen Stücken zu üben Das gleiche

Recht, sich dem lateinischen Ritus zu conformiren, ist auch auf die

Laien ausgedehnt, die iu eine Congregation oder einen Orden ein-

treten, so lange sie diesem angehören.

5. Betreib des Empfanges der heiligen Weihen hat der h. Stahl

gleichfalls Bestimmangen getroffeo, die sich ebenso auf die etwaige

Brlaabtheit von einem Bischof eines fremden Ritns die Weihen za

erhalten beziehen , wie sie die Weise regeln , dieselben zu ertheilen.

Wer von einem Bischöfe eines anderen Ritus die Tonsur oder irgend

eine Weihe empfängt, bestimmt Benedict XIV. für die Italo-

Griechen, ohne vom h. Stuhle die Erlauliniss dazu erlangt zu haben,

ist ebenso wie der die Weihen ertheilende I3iscliof auf immer suspen-

dirt. Wenn aber eiu lateinischer Bischof kraft besonderer Erlaub-

niss einem griechischen Kleriker die Tonsar ertheilt und die niederen

1) AcU S. Sedis XIV. S. 48.5.

2) 8. Congr. Prop. i. JaU 1885.

16*
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Weihen ^e^eben hat, so kann dieser f&r die höheren Weihen die

Dimissoricilieii an einen griechischen I^iscliuf erhalten. War kein

päpstlicher Indnlt ertheilt, so muss der Kleriker im lateinischen

Ritus verbleiben, woini er nicht vom h. Stuhle die Erlaubniss er-

langt, die übrigea Weihen von eineiQ griechischen Bischöfe zu er-

IftQgen ^).

Betreff« der Art, wie solche, welche nach griechiscbem Kitas

eioige Weihen empfangen haben, nach lateinischem Ritus mit Gat-

heissang des h. Stahles die ftbrigen sa empfangen haben, er-

klärte Betudiä XIV, : tDamit der Streit, wie die weiteren Weihen

sa ertheilen sind, ein finde nehme and zagleich damit eine be-

stimmte Bichtschnar vorhanden sei, bestimmen wir Folgendes: Wer
nach griechischem Ritus Kleriker und Lector geworden ist und vom

h. Stuhle die Vergünstigung erlangt hat, die höheren Weihen nach

lateinischen Vorschriften zu erhalten, muss, ehe er zum Subdiacou

geweiht wird , zuvor die ausgelassenen drei niederen Weihen nach

lateinischem Ritus empfangen. Ist er aber im griechischen Ritus

nicht allein sam Lector , sondern bis zam Grade eines Subdiacons

emporgestiegen and hat nun vom h. Stahle die Erlaabniss. erlangt,

die flbrigeo Weihen nach lateinischem Ritas sa erhalten, so ist ihm,

be?or er sam Diacon geweiht wird, noch der Exorcistat sa geben.

Bioe andere von den niederen Weihen wird nicht Tollsogen, weil er

mit dem Snbdiaconat nach griechischem Ritas sagleich den Grad

emes Akolyten and Osttariers empfangen hat (eigentlich recepisse

censetur). Das Gleiche gilt von einem Diacon oder Priester, der

zur Priester- oder Bischofswürde kraft päpstlicher Dispense nach

lateinischem Kite befördert werden soll, d. h. ein solcher muss zu-

vor den Exorcistat erhalten, ehe er die Priester- oder Bischolsweihe

empfängt^).«

9. Wir kommen nao zo der letzten Frage, nftmlich ob es ge-

stattet ist, ?on einem orientalischen Ritas sam aaderen flbenngehen.

Bei der Entscheidane dieser Frage glaabte die h. Oongregation vor

Allem anf die Verscniedenheit des Ritas bei der Coasecration der

h. Bacharistie Rficksioht nehmen zn sollen. Ein Theil der Orientalen,

wie die Armenier and Maroniten gebrauchen beim heiligen Opfer wie

die Lateiner ungesäuertes Brod, andere, wie die Melchiten, Chaldaeer.

Syrer und Kopten gesäuertes. Für den üebergang also von einem

Ritus, der ungesäuertes Brod bei der h. Messe auweudet, zu einem

1) »Ktsi pastoralisc Kai. jan. 1742 %. VII. 10. 24.

2) Ibid. §. VII. 7.
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der Kite, welche gesäuertes Brod gebrauchen, ist die Erlaubniss des

h. Stuhles erforderlich; ebenso, wenn umgekehrt Jemand vom ritus

fermentüti zu einem Ritus, in dem azymiu Pflicht ist, öberzatreieo

beabsichtigt. Haudelt es sich aber um den Uebergang von einem

orientalischen Kitas zn einem andenn, ohne dass swisehen denselben

im gedachten Punkte dn ünterschied htmehti so genügt siim Ueber»

gange die Oenehmigang der beiden Bischdfe, de^onigon» unter dessen

Jnrisdiction der Betreffende bisher stand, nnd desjenigen, in denen

Rit er flbergehen will ^).

Arühd 8. Besondere nach dem Terrüornm vereekiedmie Vanehriften

iXbeir das VerhäUniss der BUen.

Da «iiejeuigen Völker, welche einen eigenen Ritus haben, in

der Regel auch eigenen Prälaten unterworfen sind, die über sie alle

Jurisdiction ausüben, steht diesen auch das Recht zu, über die Be-

obachtung ritueller Vorschriften zu wachen. Ist es aber aus-

nahn^sloses Oesetz der Kirche, dass jeder Ritus eigene Pr&laten

habe ? Und welches ist dann die Stellang der Orientalen aasserhalb

ihres eigenen Territoriums? Wir werden diese Frage in drei Ab-

theilungen des Artikels zn beantworten snchen.

i. Die TerrÜoriaUGesäMe tut Atigemeinen*

1. An keinem Orte sollen nach dem Wunsche der Kirche, wenn

dies irgendwie ohne schlimmere üebel zu verhüten ist, zwei Bischöfe

residiren. »Inbetreflf der Katharer,« heisst es im achten Canon des

ersten öcumenischen Concils , beschliesst die heilige und grosse

Synode, dass, wenn sie in die katholische und apostolische Kirche

eintreten wollen, ihnen die H&nde aufgelegt werden und sie alsdann

im Klerus bleiben . , . Wo nun, sei es in Dörfern oder in Städten,

sich einzig Geistliche von dieser Partei finden, sollen dieselben im

Klerus nnd in ihrer Stellung verbleiben. Wenn aber ein katholischer

Bischof oder Priester schon dort ist und nun auch von den Eatharern

Kleriker hinzukommen, so ist es klar, dass der Bischof der katho-

lischen Kirche die bischofliche Wfirde behalten, der von den soge-

nannten Katharem aber Bischof benannte priesterliche Ehre haben

solle, wenn es nicht dem Bischöfe gut scheint, ihn au der Ehre des

bischöflichen Titels theiliiehmen zu lassen. Will er dies aber nicht,

so verscbafl'e er ihm die Stelle eines LaudbiscUofes oder Priesters,

1) S. C. Prop. 20. Not. 1888 mit GntheiMang Oreffore XVL 8«lbtt-

Tent&ndlieh ist hier nicht die Bede Ton dem Uebertritt aas cincni Kit, der in

aiymo eonaeerirti smn Uteiniacben und umgekehrt S. C. Prop. 15. Jali 1876.
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damit er vollstftndig als Mitglied des Klerus erscheine and doch in

einer Stadt nicht zwei Bischöfe seien.« — Die Novatianor, um die

es sich handelte, waren einzig Schismatiker, nicht zugleich Haeretiker.

Das höchste Privileg, das einem zur Kirche zurückkehrenden schisma-

tischen Bischöfe nach dem Nicaenischen Concil zn Theil werden kann,

ist also die Fortführung des Bischofstitels, nicht aber der Jurisdiction,

wenn an dem betreffenden Orte bereits ein katholischer Bischof ist.

Diesen Bestimmnagen Ues nicänischen Concils gemäss schrieb auch

die vierte Lateransynode ?or: »Wir verbieten streng, dass eine Stadt

oder DiOcese mehr als einen Bischof habe, wie wenn ein nnd der-

selbe Leib mehrere Häupter hätte, ein wahres Ungethfim. Liegt also

. . . eine driogende Nothwendigkeit vor, so wird der Bischof des

Ortee einen dem gleichen (fremden) Volke angehorigen Bischof als

seinen Vioar Ahr dasselbe anCsteUen . . . Handelt Jemand anders, so

m<)ge er wissen, dass ihn das Schwert der Bzeommanication getroffen

nnd kommt er selbst so nicht znr Besinnung, so soll er jedes Amtes

in der Kirche verlustig gehen.« — In allen Diöcesen, sagt Clemens XIII.

hierüber*), wo zwei versciiiedene Völker von ungleichem Ritus wohuen,

war es die beständige Disciplin der Kirche, dass l)eide von einem

Bischöfe regiert wurden. Diese Disciplin bestätisjjte das unter In-

nocene III, abgehaltene Lateran-Concil, in dem bestimmt ward, dass

auch in den dem orientalischen Keiche abgenommenen Städten, in

denen Griechen und Lateiner vermischt lebten, ein lateinischer Bischot

einen ihm untergebenen Vicar aufstellen sollte, welcher für die Griechen

die Sacramente nach ihrem Ritas verwaltete. Diese überaus segens-

reiche Bestimmung des Concils wurde in ganz Ungarn nnd Italien

nnd in mehreren anderen Ländern, in denen Lateiner nnd QriecheQ

yermischt lebten, anflrecht erhalten. »Neqne Yero diffitemur ?el con-

cessione Tel tolerantia hnjus S. Sedis interdnm ab eo qnod ea Syno-

dus cönstituerat, recessnm fuisse. Sed ntinam, feL mem. praedeces*

soris Nostri Benedieti XIV. utimnr yerbis, utinam id nnnquam io-

dnltnm aut'toleratnm fuisset, inde enim factum est, ut Graeci uniti

catholici episcopum Graecum, catholicum aliquando nacti in eandeni

schismatis atque haereseos labem adducti fuerint auctoque malis ar-

tibus numero subditorum episcopi Graeci Latinorum numeros ad ni-

hilum fere redactus sit nec hactenus episcopis vires sufticiant ad

Uraecorum schismaticorum audaciam repellendam.«

Diesen Bestimmungen und Erfahrungen gemäss sind in Italien

swar einige griechische Weibbischöfe eingesetzt, die Griechen selbst

1) Litter, Apost »Magna com animic ad Mar. Theres, la jaL 1768 §. 8.
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indess stehen unter lateinischen Bischöfen , die wiederum durcb

griechische Generalvicare ihre JurisdictioD üben. Als Leo XIII.

Tor kurzem auf der Küste von Malabar zwei neue Apostolische Vi-

cariate errichtete, bestimmte er gleichzeitig: dieselben haben einen

Syro-Mslabarischeo General-Yiear za ernennen, der das Privileg der

Pontificalien nach seinem Bite nnd das Recht hat die Conflrmation

ZQ spenden; indess hat der General-Vicar das von seinem eigenen

Bischöfe consecrirte Chrisma zn benfitzen. Ausserdem ernennen die

AfwstoHschen VIeare je vier andere Priester des genannten Ritas zn

ihren Consultoren in allen kirchlichen Augelegenheiteu der Syro-

Malabaren ^).

2. Die orientalischen Patriarchate, ebenso die Ruthenen in

Galizien und Ungfarn, die Armenier in Galizien und dem Oriente und

die Rumänen in Cngarn haben eigene Bischöfe und stehen innerhalb

der betreffenden Diöcesen unter ihrer Jurisdiction, wie dies oben

mehrfach erwähnt wurde. »Für die Verhältnisse ausserhalb der

eigenen Territorien gilt aUgemein der Grundsatz, sehreibt die Pro-

paganda am 12. Hai 1890 an den Erzhischof von Paris, dass die

Patriarchen keine Jurisdiction daselbst ansznfiben verml^n. Infolge

dessen unterliegen die Priester und Gläubigen jedes orientalischen

Ritus, die ihren Wohnsitz ausserhalb ihres betreffenden Patriarchates

haben, ja selbst die Gläubigen innerhalb der Patriarehate, die keinen

eigenen Pfarrer haben , der Jurisdiction des lateinischen Ordinarius

des Ortes, an dem sie weilen, ganz besonders in lateinischen Diö-

cesen. t Am 25. Juli 1887 war in einer Geueralsitzung der h. Con-

gregation bestimmt worden: »Die Orientalen, welche keine Pfarrer

haben, bei denen aber innerhalb der eigenen Diöcese Missionäre die

Stelle eines Pfarrers innehaben, bleiben in der Abhängigkeit von

ihrem orientalischen Bischöfe.« Hierin scheint freilich ein Gegen-

satz zu dem Schreiben der h. Congregation an den Brzbischof von

Paris zu liegen, indess lAsst sich derselbe leicht ausgldchen. Nach

aUgemeiner Regel verbleiben die Gläubigen, wie es in dem Beeret

heisst, innerhalb ihrer eigenen Diöcesen in der Abhängigkeit von

ihrem Bischof. Da aber die Apostolischen Vicare durch* die Mis-

sionäre subsidiär die Seelsorge auch bei den Orientalen innerhalb

der eigenen Diöcesen üben lassen, wird alsdann die Jurisdiction des

Apostolischen Vicars actuell, wie das Schreiben au den Erzhischof

von Paris besagt. Wann aber selbst in diesem Falle die Abhängig-

1) Breve »Qaod jam piidem« 90. H»i 1887. Hiermit itebt in Verbindung

die EneyUika Piu» IX. an die ErsMschSfe, BitehSfe, Priester n. s. f. dea

ChaldÜaeh-Babyloniichen Patriarchates 1. Sept 1876 (Archiv Bd. 87).
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keit der Volker von ihrem DiOeesanbischof bewahrt ist, irt in dem
Decret vem 28. Sept 1783 an deo lateinischen Bieehof von Babylon

ausgesprochen. (S. Art. 5 Nr. 3 am Anftug). BetrelKi der Orientalen

ausserhalb der eigeuen DiOcesen indess besagt anch das Decret fom

25. Juli 1887: »Es gelten die Bestimmungen des vierten Lateran-

Concils Can. IX.« und gibt darauf deu auch oben citirten Text

wieder.

Die Autorität der lateinischen Bischöfe hat indess eine Grenze

da, wo Fragen des Ritus auftauchen oder Priester, die dem Ordens-

stande angehören, in einer lateinischen Diöcese weilen. In diesen

Fällen nämlich empfiehlt es sich, heisst es in dem Schreiben an den

Erzbischof Ton Paris weiter, entweder mit der h. Congregation in

Verbindung za treten oder unbeschadet ihres Bechtes sich an den

orientalischen Patriarchen des betreffenden Bites, wenn die Schwierig*

keit den Bit angeht, nnd wenn es sich nm einen Mönch handelt, an

den General-Abt des Ordens m wenden.

8. Niemals werden die Lateiner den griechischen Bischöfen

unterworfen. Auch den griechischen Pfarrern kann infolge dessen

nicht die Seelsorge über Lateiner übertragen werden. Andererseits

ist es eine Pflicht der Liebe im Nothfalle allen zu Hülfe zu kom-

men, welche der Sacramente dringend bedürfen, das heisst also ausser

den sterbenden Erwachsenen auch denjenigen Kindern, bei denen die

Taufe keinen Aufschub duldet. Wie aber, wenn ein orientalischer

Pfarrer hierbei auch das Sacrament der Confirmation einem lateini-

schen Kinde ertheilt hat? Wenn an dem betreflenden Orte die griechi-

schen Priester nicht das Becht haben dies Sacrament den Angehörigen

ihres eigenen Bitns an ertheilen, so nnterliegt es keinem Zweifel, dasa

sie noch viel weniger ein dem lateinischen Bitns sngehöriges Kind

gültig confirmiren können. Dies ist z. B. in Italien, in Albanien nnd

bei den Maroniten der Fall^* 1° i^^^ Gegenden indess, wo die

orientalischen Priester das Privileg haben den Angehörigen ihres

Bitns das Sacrament der Confirmation tu spenden, iSsst sieh nicht so

unbedingt das gleiche behaupten. Hat der h. Stuhl den Priestern

der orientalischen Riten auch einen solchen UebergritV untersa>;t uud

hat er auch gleich die Bischöfe erinnert, ihrerseits die strengsten

Verbote zu erlassen, so steht es dennoch nicht ohne jeden Zweifel

fest, dass es die Absicht des h. Stuhles war, iiinen für solche Falle

die zur Gültigkeit erforderliche Delegation zu entziehen. Infolge

dessen entschied die Propaganda am 5. Juli 1886, dass für solche

1) Bened, XI V., D« Synodo dioeeaMoa lib. VIL 9. n. 4.
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Fälle die Repel gelte, welche das h. Officium am 14. Januar 1884

für die von Schismatikern coiifirmirten Lateiner aufgestellt. Ein Jahr

vorher hatte nümlich der Patriarch von Jerusalem angefragt, ob die

Confirmation für gültig zu erachten sei, welche schismatische Priester

Kindern des lateiuischeu Ritus bisweilen spenden. In gemischten Eben

ereignet es sich bisweilen, dass die schismatisohe Mutter eines Kindes,

das der katholische Vater im lateinischen Ritus hat taufen lassen,

dasselbe insgeheim zum schismatiseben Popen trägt Dieser tauft es

dann noch einmal nnd confirmirt es zngleich. Ebenso trifft es sieh

bisweilen, dass die for knrzem bekehrten Eltern wieder znm Schisma

abfallen ond ihre Kinder von dem schismatischen Priester taufen nnd

confirmiren lassen, bis sie sp&ter von der Gnade Gottes gerührt von

nenem sich mit der Kirche versöhnen. In allen diesen F&llen ist es

Rieht angezeigt, dass so confirmirte Katholil[en von dem katholischen

Bischof noch einmal dieses Sacrament empfangen, es sei denn, dass

sie die Tonsur und Weihen erhalten sollen oder dass sie selbst be-

ziehentlich ihre Eltern darum nachsuchen, oder im Falle bei sorg-

fältiger Nachforschung sich herausstellt, dass die Art die Confirma-

tion zu spenden die Gültigkeit ausschloss, sofern nämlich ein Pinsel

dabei ?ebraucht worden ist. In allen diesen Fällen ist übrigens die

Confirmation nur geheim und bedingungsweise zu ertheilen. — In

demselben Sinne hatte die h. Congregation des h. Officiam bereits

am 1. April 1879 den Apostolischen Patriarchal-Vicar von Con-

stantinopel besclneden und am 3. Juli 1853 mit Hinweis aaf Bene-

dict XIV. allgemein bestimmt.

BesHmnmigm für humidere Terrikrien.

Als von einander in vielen Dingen abweichende und vielen Son-

derbestimmungen unterliegende Territorien können wir vor allem fünf

unterscheiden: l. das Gebiet der orientalischen Patriarchen, 2. die

Italo- Griechen, 3. die Kuthenen Galiziens, 4. die Qriechisch-Katbo-

liken Ungarns (Ruthenen und Rum&nen), 5. die Auswanderer (beson-

sonders nach Amerika). Da wir uns in diesem Artikel indess auf die

Darstellung der gegenseitigen Beziehongen der Riten beechrftnken,

ohne auf die inneren Verbftltnisse der orientalischen Biten einzugehen,

können wir uns mit einigen wenigen Bemerkungen fiber ein jedes

dieser Gebiete begnftgen. Ja, da die RechtsVerhältnisse der Pa-

triarehalgebiete bereits eingebend dargelegt sind, werden nur Rlr die

Abrigen der genannten Gebiete einige Ergänzungen gefordert.

Digitized by Google



234 Amdt^ GegenteU. Rechtaverhältn, der Riten in der kath» Kuchem

a) Die Italo-Grieehen,

1. Die Italo-Griecheii sind verpflichtet alles das zu beobachten,

wozu in der Diöcese, in welcher sie wohnen, alle ohne Unterschied

der Personen und der Kiten gehalten sind. Hierher gehört vor allem

die BeobacbtuDg des Oregorianischen Kalenders, nach dem Oricchen

und Albanesen die Fasten und Feste der Gesammtldrche zu feiern

haben, wie die grosse Faste, Ostern n. s. f., knrz alle, welche in der

lateinischen nnd griechischen Kirche gefeiert werden. Ausserdem

müssen sie die oommemoratio des heiligen Vaters nnd ihres Ordinarius

machen. Nach dem letzteren können sie den Namen des griechi-

schen Bischofes hinzufügen, wenn derselbe dort das Recht der Pon-

tificalien hat. Allen Constitutionen der Päpste, welche Griechen und

Lateiner zugleich verpflichten, sind sie unterworfen, besonders den-

jenigen, welche de soUicitatione in confessione gegeben sind. End-

lich müssen sie die gebotenen Festtage der lateinischen Kirche, in

deren Umkreis sie wohnen, beobachten M.

2. Kann eine ganze Coramunität oder wenigstens der grössere

Theil der Laien im Verein mit den Pfarrern und Priestern dazu be-

wogen werden , die Fastenordnung der lateinischen Kirche zw- be-

obachten, so ist dies das beste und darf es der Bischof ohne erst den

h. Stuhl besonders um Erlaubnisa zu bitten zulassen. Indess sind die

Oriechen nicht dazu mit Qewalt zu bringen. Privat^rsonen können

da, wo eine griechische Pfarrei existirt, sich nicht dem lateinischen

Bitns in der Fastenordnnng anschliessen, wenn nicht etwa die ganze

Ffanrei das gleiche thnt. Wo indess die Griechen keine eigene

Pfimi haben, können sie sich ganz dem lateinischen Bitns ac*

commodiren, gleichTiel ob Laien oder Priester, natürlich mit Ans-

nahme des griechischen Rites in der Darbringung des heiligen Opfers

und den göttlichen Officien für Priester.

3. Wo die Griechen eine Pfarrei haben, können sie auch an

den lateinischen Fasttagen Fleisch essen, indess nie den lateinischen

Dienstboten diese verbotenen Speisen vorsetzen.

4. Bei zwei- oder dreitägigen oder anderen vom Diöcesan-

bischof oder vom Papste gelegentlich eines Jubiläums angeordneten

Fasten kann kraft allgemein seitens des b. Stahles ertheilter Voll-

macht ein etwaiges Sonnabendfasten auf einen anderen Tag forlegt

werden.

5. Schlieasi ein Lateiner mit einer Italo-Oriechin die Bhe, so

1) Alle die Italo-Grieehea betreffoiden BestimiDiuigeB aind in der Con«

kitatioii »Etsi pHtoialisc enthalten.
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hat der lateinische Pfarrer dieselbe einzusegnen , ist der Ehemann

griechischen Ritus, die Frau lateinischen, so kann die Eheschliessung

vor dem Pfarrer des einen oder anderen Kites stattfinden. Jedenfalls

aber muss der Pfarrer des Ortes und Rites assistiren, wo und nach

dessen Bit die Ehe geschlossen wird. Der griechische Theil kaim

in jedem Falle bei dieser Gelegenheit deo lateinischen Ritas des

anderen Theiles annehmen , indess ist ein solcher Uebergaag mm
lateinischen Bitus nnwiderraflich.

b) Die Ruthenen Galizitns,

Alle diese betreffenden Rechtsvorschriften sind iu dem Decrete

vom 6. October 1863 enthalten. Dasselbe ist im Ärehiv Bd. XIV.

S. 3 f. abgedruckt. Hinsugekommen ist ansser einigen erlftnternden

Bemerkungen u. s. f. der Bischöfe einzig za De eine Entscheidung

der h. Congregation , wonach illegitime Kinder, die durch nach-

folgende Ehe legitiroirt werden, nach dem Geschlechte dem Ritus der

Eltern folgen. - 11. Nov. 1890.

Zu bemerken ist ferner noch, dass dies Decret sich auf die

Krakauer Diöcese nicht erstreckt, da diese nicht zur Kirchenprovinz

Lemberg gehört üebrigens ist auch die Schwierigkeit nicht gross,

da innerhalb der genannten Diöcese einzig in Krakau selbst eine

rnthenisch» Pfarrei besteht, die, ehemals zum Bisthum Kamienec

podolski gehörig, jetzt von dem ^Bischof von Przemytt admini-

atrirt wird.

e) Die Katholiken grieehi9€hen RUue in Ungarn,

Die Katholiken griechischen Ritus in Ungarn , Ruthenen und

Rumänen sind den Gesetzen unterworfen, welche für die unter La-

teinern lebenden Griechen gelten. So bezeugt Clemens XJII. im

Breve 14. Nov. 1767 an den Bischof von Erlau und in seinem

Schreiben 13. Juli 1768 an Maria Theresia. Speciell für die Diö-

cese Munkacs wiederholt Clemens XIV. diese Rechtsvorschrift in

der Bullti »Eximia regalium« 13. Kai. Oct. 1771. Dasselbe that

Pills VL f&r die Diöcese Kreuz in der Bulle »ChanUs illa« 15. Kai.

Jnlii 1777, fttr die damalige DiOcese Fogaras JRItis VII, in der Bulle

»Apoetolatus officiumc und fär Grosawardein in der Bulle »Impoeita

humilitatit 5. Non j iL 1828.

Die Vorschriften für die Griechen, welche unter Lateinern leben,

sind in den,Con.stitutionen^/;f«oce»i^ IV. für die üriechen'^aut Cypeni,

Leos X, Clentens VU. l^atds III, Julius lU, Fius IV,, Bus V.,
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Gregors XJJI., Clemens VIII. ^). Die meisten Bestimmungen sind

von Benedict XIV. in der Constitution »F]tsi pastoralis« wiederholt

und bestätigt worden. Was Porubszky über die für Ungarn gelten-

den Bestimmungen sagt, ist nicht genau*). Wenn er behauptet,

nur Heligiosen und Kleriker sei es untersagt oboe Genehmigaog des

b. Stuhles von einem Ritus znm anderen überzugehen, für Laien

aber genüge laut Üebereinkunft der Bischöfe vom 11. Februar 1848

die Erlaubniss des Bischofes, weil die streugeren Bestimmungen nur

für Italien Geltung haben , so ist das Irrthnmliche dieser Meinung

bereits genfigend dargelegt Im Uebrigen schreibt er ja selbst der

Constitution »Etsi pastoralis» massgebliche Autoritftten ffir Ungarn

tn (obwohl sich daran manche Bemerkung knüpfen liesse). Einige

Ergänzungen des Hechtes, so weit solche freien Vereinbarungen unter-

liegen konnten, bietet Forubssky Bd. II. S. 604.

d) Autwanderer,

1, Ausserhalb des Gebietes, über weldies die griechisch-katho-

lischo Kirche verbreitet ist, ist es den verheiratheten Priestern unter-

sagt sich niederzulassen. Auch der Vorwand den Gläubigen, welche

zum eigenen Ritus gehören, helfen zu wollen ist nicht stichhaltig.

Der Grund \<i, wie die Propaganda sagt: Non soluro catholicis, sed

etiam dissidentibus scandalum inde eioritur, wenn sie katholische

Priester mit Frau und Kind sehen*), ja »ex roinisterio cleri uxorati

religioni et disciplinae ecclesiasticae grave detrimentum foret ob?en-

turum^).« Dies gilt von den Klerikern aller orientalischen Riten

insgesammt

2. Auch den iiiclit verheiratheten Priestern ist die Aus-

wanderung nicht ohne weiteres gestuttet. Bevor sie ihren bisherigen

Aufenthaltsort verlassen, haben sie nämlich der Propaganda mitzu-

theilen , in welche Diöcese sie sich zu begehen gedenken , damit sie

davon den Ordinarius <b\s Ristlinms benachrichtigen kann*). Nach

ihrer Ankunft an dem betreffenden Orte (auf Grund der von der

Propaganda gegebenen Erlaubniss) haben sie alsdann sich dem Diö-

cesanbischof zu gestoUen, um von ihm die nöthigen Erlaubnisse und

1) ZiteUi , Apparatur jarit eeeledMtld IL ed. Boom 1888 p. 289.

2) Jos eodesiuticam catholicani. Bd. II. Agriae 1858 vol. L 8. 860. Ob
dioa in dam neaen Werke von Dankö verbenert ist, wein ich nicht so ngen,

da Herr Herder in Wien mir erklfirte, dnnelbe lei anf hoehbindlerischeoi Wege
nicht zu haben.

8) S. Prop. ad Car<l. Arch. Baltiniorensem 10. Mai 1892.

4j ä. C. Prop. 13. Juni 1891 Ad Arck. ä. Pauli.
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Vollmachten za erhalten. Diesem Bischöfe haben sie anch allerwege

unterworfen und gehorsam zu sein ^). Diese Uiiterwerfui)»,' entspricht

durchaus dem oben (Art. 2, 1) mit(,^etheilten allfreineiiieii Grundsätze.

Wenngleich diese liestiriiiiiun«,'eii besonders für Amerika erlassen sind,

j^elten sie aus inneren (Jrunden auch für andere Gegenden, wenn ein-

mal die Auswanderung sich dahin richtet.

Drittes Cftpit^L

Besondere Vorschriften für bekehrte Schismatiker.

Wenn die Missionäre im Oriente Jemanden taufen, der su keiner

orientalischen Nation gehört, welche einen eigenen katholischen Bit

hat, so können sie ihn dem lateinischen Ritns zaschreiben. (Propa-

ganda 16. März 1843). Gehörte aber der Bekehrte einem Rite

zu, der in der katholischen Kirche gleichfalls besteht, so ist nicht

nur nicht nothweiidi^' ihn von seinem Rite abwendig zu machen,

»nein , dies würde soi^nr der so heiss ersehnten Vereinigung der

Schismatiker mit der Kirche hindernd entgegenstehen, wie Thomas

a Jesu (De conversione gentium procuranda üb. VII. c 2) richtig

erwägt. Die Missionäre haben sich also sorgfältig davor zn hüten,

fährt Benedict XIV. in dem Breve »AUatae suntc (§. 19)

fort, einen Schismatiker, den sie zur Kirche znrflckffihren wollen,

zur Annahme des lateinischen Ritns bewegen zu wollen. Eim
Aufgabe hat der Missionftr, diese ist: die Orientalen zur An-

nahme des rechten Glaubens zurfickzuf^hren, nicht aber die sie zur

Annahme des lateinischen Ritns zn bewegen, c Diesen Weisungen

des grossen Papstes gemäss entschied die h. Congregation mehrfach,

dass zur Kirche zurückkehrende Schismatiker nicht ohne besondere

Erlaubnis^ zum lateinischen Rit zugelassen worden können. »Die

Verschiedenheit der Riten,« heisst es in einem Schreiben der h. Con-

gregation an den Apostolischen PriUecten von Mesopotamien vom

23. September 1842, thut der Einheit des Glaubens, den die katho-

lische Kirche bekennt, keinen Eintrag. Hat man also die orientali-

schen Christen dahin gebracht, den wahren Glauben zu bekennen und

H&resie und Schisma von sich zu weisen, so gestattet die Kirche,

das8 sie ihren Rit beibehalten, freilich nachdem er von allen etwa

beigemischten Irrthflmern gereinigt ist; auch will sie den orientali-

schen Prftlaten ihre Ontergebenen nicht rauben, sobald alle den ka-

tholischen Glauben annehmen. Hieraus folgt also, dass, wenn an

dem Orte, wo die Abschwörung statthat, ein Bischof oder wenigstens

ein Pfarrer oder auch nur ein rechtmässig autorisirter Priester des
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Arndt, GegcnaeiL RechUverhäUn, der Riten in der kath. Kirche*

gleichetj Ritus sich befindet, die Bekehrten in der Regel der Juris-

diction der Genannten zugehOreii.« Indesss noch eine andere beson-

dere Vergünstigung lässt die Kirche Scliismatikern zu Theil werden,

die in ihren Schosa zurückkehren , soweit es sich nicht etwa um
Apostaten handelt, die umkehren von ihren bösen Wegen. Sie ge-

stattet ihnen n&mlich sich denjenigeo orieatalischeo Ritas ausia-

wfthlen, der ihnen mehr zasagt ^).

Bin Apostot, sei es om Schisma sam ProtesUntismos, sei es

anch vom Eatholicismns eines orientaiisch-anirien Ritus zu einer

abendländischen Irrlehre hat nicht das Recht den lateinischen Ritas

nach seiner Umkehr sn üben. Immer gilt er als Angehöriger das

Rites , dem er angehörte , ehe er die Hftresie annahm Die An*

nähme einer Häresie kann ja nicht für einen Apostaten von der ka-

tholischen Kirche das Fundament eines Hechtes bilden utid w-as den

einen als Belohnung für die Bekehrung gewährt wird, kann nicht

den anderen als Preis des Abfalles zu Theil werden, die Erwählung

eines Rites, der ihnen zusagt. Will also ein zur Kirche zurück-

kehrender Apostat zu einem anderen als seinem ursprünglichen Ritus

übergehen, so moss er znTor um Brianbniss bitten. Selbstverständlich

mnss ein Orientale, der for dem Abfalle suir Hftretiie rechtmftssig

dem lateinischen Ritas folgte, auch bei seiner Bekehnmg zum la^

teinischen Ritas snrückkehren.

Hiermit glauben wir die hanptsftohlichsten Bestimmungen über

das Terb&ltniss der Riten in der katholischen Kirche dargelegt zn

haben. Einzelnes wird eine weitere Ausführung finden, wenn es ge-

lingt ein vollständiges Kanonisches Uecht der orieutalischeu Kirche

zusammenzustellen.

1) Decr. vom 20. Nov. 1838.

2) Brief der b. Congr. ao den Ap. Deleg. von Mesopot. 15. Joli lS7d.

Digitized by Google



XiX.

Orthodoxe DiScesansynode von Pistoja vom 12. October 1892

Von Dr. Alphorn BeUeshefm^ Canonioiu am CoU^gifttstUt sa AAehoi.

Zu den traurigsten Erscheinungen der italienischen Kirchen-

geschichte des achtzehnten Jahrhunderts gehört der Bischof Scipione

de* Bicci von Prato uud Pistoja und die 1786 von ihm abgehaltene

Diöcesansynode. Geboren am 7. Januar 1741 als dritter von vier

Söhnen des Seoators Pierfrancesco de' Ricci, studirte Scipione in Rom
Theologie, Jnrispradenz in Pisa und empfing 1766 die Priesterweihe.

Nachdem er bei der apostolischen Nuntiatur in Florenz die Stelle

eines üditore bekleidet, ernannte ihn der Grossherzog Leopold 1780

zum Bischof der vereinigten Sprengel Pistoja und Prato, worauf er

nach in Rom bestandener Prfifuog durch den Gaidinal Andrea Cor-

sini am 24. Juni 1780 die Conseeratiott erhielt. Seine Charakter-

fehler brachten ihn zu seiner Geistlichkeit bald in ein gespanntes

Verhältniss. Das Volk kannte er nicht, Vorurtheile bekämpfend,

war er selber in solchen befangen. Anderseits suchte er die Zwecke

der weltlichen Gewalt in höherem Grade zu befördern, als die des

Episcopates, dessen Mitglied er war. »Er hat sich von der welt-

lichen Gewalt brauchen lassen,« bemerkt einer der hervorragendsten

Kenner Toscana's, »aber er hat ihr geschadet, und sie musste ihn

am Ende fallen lassen. Wie iu manchen seiner Ansichten und Be-

strebungen, lag auch hierin eine Bescbr&nktheit und Kurzsichtigkeit,

die er schwer gebusst hat *).<

Im Qrunde des Herzens ein Gegner Roms, suchte Ricci die

französische jansenistische Literatur durch italienische Uebersetz-

ungea in seinen Bisthfimem zu verbreiten, bekämpfte den Gultus

1) Sjnodua dioecesana Pistoriensia et Pratensis ab Illmo et Rmo D. D.

Marcello Mazzantio episcopo Pistoriensinm et Pratonaium SS. D. N. Leonis

PP. XIII. praelato domestico et solio pontificio Assistente habita Pistorii in

tomplo maximo anno MDCCCXCII diebus XII. XIII. XIV. Octobris. Pistorii.

£z typographia epiücopali Fratrum Bracaiium. MDCCCXCIII. Lex. 8^. XXIV
298 pag. Dm inir m Oebolo stabend« Bieiiiphu: verdanke ich der Qate

8r. Bitehftfl. Gnaden Msgr. Mamati, wdehem ich daftLr den Aoadfock dea in-

nigsten Dankes danmbringen nieht Terfehle.

2) Alfred von Reumont, Geschichte Toecaoa^a adt dem Ende des

Fl«rantinisehen Freistaates. Gotha 1877. II, 155—157.
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240 BelUaheimy Orthodoxe ÜiOeeuauynode von Piitoja J89i,

des beiligston HerseM Jen und begrflsete di« io Amfabrang der

Gnindsfttze des Begalismiis ?oii der Regierung wider die Freiheit

der Kirche getroffenen Massnahmen. Als Grossherzog Leopold I., in

Nachahmung des von seinem kaiserlichen Bruder Joseph II. ge-

gebenen Beispiels, den Bischöfen des Grossherzogthums einen jan-

senistisch-febronianischen Keformplan aus 57 Artikeln bestehend, zur

Prüfung und Begutachtung 1786 vorlegte, sprach sich die über-

wiegende Mehrheit der bischöflichen Antworten gegen die in Aus-

sicht genommenen Neuerungen aus. Nur drei Prälaten, unter wel-

chen Bicci die erste Stelle einnahm, ertheilten den Reformen ihre

Zustimmang. Ricci ging noch einen Schritt weiter, indem er in dem
nämlichen Jahre eine Diöcesansynode berief, auf welcher auswärtige

Getetliche, wie der übel beleumundete Canonist Tambarini ans Paria,

der Abt Ttnsini ans Florenz, Fabio de' Vecchi ans Sieoa eine Haapt-

lolle spielfeen ^). Die Venammliing hielt sieben Sttsungen and eiliees

die allbekannten Deerete mit der fimpfehlnng janeeniatiacher Schriften,

der Annahme der vier Artikel der gallikanischen Kirche, der Vermin-

demng der Bhehtndemisae, der Verwerhing altehrwQrdiger , zam

Theil mit der Glaubenslehre in engstem Zusammenhang stehender

kirchlicher Gebräuche, der Bekämpfung der göttlich gewährleisteten

Stellung des apostolischen Stuhles und der Auslieferung der kirch-

lichen Freiheit an die Träger der Staatsgewalt *).

Was vor allen Dingen an dieser Stelle Erwähnung verdient,

das ist die Art und Weise, wie die Synode zu Stande kam und die

Deerete erlassen wurden. Nach dem kirchlichen Recht erscheint der

Bischof als alleiniger Gesetzgeber auf der Sprengelsynode ^). Ander-

seits fordern die kirchlichen Bestimmungen, dass der Bischof die be-

stehenden Verhältnisse berücksichtige, den Rath der Domcapitel ein-

hole and Tor allen Dingen das gemeine Recht nnrerletzt lasse. Die

Verhandinngen der Synode ?on 1786 xeigen klar, dass die Verfasser

der Deerete nicht ans dem Schoosse der Dilksesangeistlichkelt her-

vorgegangen, und dass, wenn die letztere keine Verwahmng ein-

legte, der Grand davon in ihrer onüberwindlichen Unwissenheit lag.

»Denn,€ bemerkt Dr. Bemardino Vttam, »es bestand keine Freiheit

der Abstimmung, in grösster Hast gelangten die Deerete zur Ver-

1) Hsgr. Canouico Gaetano Beani, Bicordo del sinodo dioceaano tenuto

m Piatoja U 12.. 13.. 14. Ottobre 1898. PIrtiga 1892. pag. 88: Si fide andfan

a Piffcqja fl odabi« profBMoire Tanbuioi di Favia, dM dovera omn ranina

(del liiiodo) 6 na fti walto.

2) H. Brück, Lehrbuch der Kirchengeschichte. 6. Aufl. Mainz 1893. 8. 720.

a) ti. Verinif, Lahrbach «LKirchanreehtM. 8.AaiL Fraibargim S.688.
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Orihodoxe IMAmmimdimmI« vom Pittifia 1882. 241

lesunff. Da.s Lächerliche, Theatralische und Verwerfliche der Synode

üliersteigt allen Begriff ^),€ In der ewig deniiwürdi((en Bulle Aucto»

rera fidei hat Pius VI. die Synode 1794 verworfen.

Die Folge dieser Vorgänge war, dass der Name Pistoja einen

fihlen Beigeschmack erhielt, die Worte >Jansenist« und »Pistorieneer«

auf einn F>inie gestellt wurden und der Didcesangeistlichkeit der ver-

einigten Bisthflmer Pistojft and Prato eine Makel anklebte*). Und
doeh hat dieselbe diesen seblimmen Namen alebt mdieni. ?om un-

seligen Joebe Rioei's beüreit« bat der Klenis die Bnlle Aetorem idei

ebne Yenng angenommen nnd dem siebenten nnd nennten Pias nebr
als einmal seine Hnldigang dargebraebt. Dnreh Hirteascbrelben vom
12. Ifsi 1792 bat der Naebfolger Bieei*s, Msgr. Francetoo Falchi,

die Decrete des Gonciliahnlums aufgehoben und genaue Befolgung

der Synode des Bischofs Colombino Bassi befohlen. Ausserdem

verordnete derselbe durch Schreihen voiu 21. October 1794 seitens

<ler Pfarrer Einlieferung HamrntUcher Exemplare der Synode, sowie

der in jansenistischem Geist abgefassten Lehrbücher zum Zweck ihrer

Zerstörung. Mehr als ein Nachfolger dieses seeleneitrigen Prälaten

iiat sich mit dem Gedanken der Berufung einer DiöcesaasymMle ge-

tragen, um den Kaf der Geistlichkeit endlich wiederherzastollen,

ohne aber den Plan zur Ausführung bringen an können. Dem gegen-

wärtigen Bischof Msgr. Marcello Mazsanti war es endlich beschieden,

eine ortbodoie Sjnode s« benifon lad die Scbarte Bied's anssn*

wetaea *).

Am 6. Januar 1802 wnrda gemta altborgebraobtsr SKtte ond

kirebUcber Vorschrift die Abbaltung in den beiden Domkireben von

Pistoja nnd Prato angektndigt, am ft. Angnst 1802 erging das Bin-

ladnngsscbreiben, am 12., 13. und 14. October 1892 wurde die Synode

im Dom zu Pistoja eröffnet. Die Hauptarbeit bei der Abfassung

der Statuten fiel dem Bischof selbst zu. Den Entwurf liess er dann

von mehreren, zu diesem Zweck berufenen Commissionen hervorragen-

der Geistlichen prüfen und begutachten. Von dem ihnen zuerkannten

Recht freier Meinungsäusserung haben dieselben ausgiebigen Gebrauch

gemacht*). Ausserdem lie.ss der Bischof die beiden Domcapitel von

Prato und Pistoja zu Berathungen über den fintwuri der Statuten

1) Beani, Ricordo 23.

2) Heani, Ricordo 4: Mala fama alla diocesi c al clero tatto. it qoftle

non si oppose con quella energia che avrobbe doruto alle Dovita ehe sno

malgrado gli ai imponevanu. deve attribairsi all' autica e rooDtagnola semplieitä

di molti e al timore dei pia di inoomre nello idqpio del Vetcovo e del Sovrtno

8) Btanl^ Bieordo 6. — ^ aeonl, Bieofdo &
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zosammentraten , wobei man sich ftber einige bertrittene ¥mgm
mühelos einigte. Endlich verlas der Bischof vor den vensm-

melten Commissionen die an die Synode zu richtende Anspraclie und

versicherte sich ihrer vollen Zustimmung zu jener Stelle, in welcher

das Conciliabulura des Bischofs Ricci förmlich verworfen wurde.

Indem wir die Berichte über die üblichen Ceremonien über-

gehen, fassen wir die ausgezeiclinete Anrede des Bischofs in der

eisten Sitzang in's Auge. In beredten Worten lohildert er die tiefe

Freude des Herzens beim Anblick so vieler seeleneifHgen und go-

biMeiea M&aner, die hente zu den wichtigen Berathungen erschienen

seien. Aber ntmenloeen Schmers bereite ihm die Lage der (Jeeell*

sehaft and die rieb spreisende Gottlosigkeit and üngereohtigkeit

Unter dem Deckmantel der Freiheit des Vaterlandes geben gmnd*
atAraende IrrtbAmer im Schwange 0* Oescbiftig betreiben die Jflnger

des Unglanbens allerwirts die Verbreitnng ihrer falschen Lebcen

Andere, die sittlichen Bankbrach gelitten, und »nicht in der Wirk-

lichkeit, sondern dem Namen nach Christen sind,« leisten den Be-

strebungen der Apostel des Unglaubens thätige Beihülfe. In der

nämlichen beklagenswerthen Richtung bewegt ßich eine von Gott ab-

gekehrte Wissenschaft. Dass die Träger dieser Geistesrichtungen

von Tag zu Tag mit grösster Kühnheit ihr Haupt erheben, daran

tragen jene Staatsmänner die Schuld , welche die vorbezeichneten

üebel nicht , wie sie sollten , mit allen Kräften bekämpfen , soodem

hegen and pflegen und sich dabei eigenwillig der Erkenntniss ver-

schliessen, dass sie damit den Zusammenbruch der Gesellschaft iier-

beiftthnii*). All diese Uebel eHordem einhelliges Znsammenwirkeo

aimmtlicber Mitglieder der Qeistlicbkeit, welches seine Quelle besitzt

in der darcb das Recht der Kirche getragenen Einheit der Aniliunmg

Ton der Brhabenbeit des Amtes nnd der Rechenschaft über trene and

ansdaaemde ErfBllang desselben *)•

Blne Bbreopflicbl der CMstiicbkeit der beiden Bistbflmer bildet

die feierliche Verwerfung der Synode des Bischofs EUcci. Schon am

1) Sjnodn p. XYlt Sab ambim patriae libertatis et coiuslib«! faiiii pro-

pngnandi errores omnigenos extra modom longo latequc disgemioant

2) Sjnodns, p. XVTl : Tantum vero abest ut haec mala desiitiant, ut ma-
gis magisqne in dies et crcscenti dilatentur audacia, idque hanc ob causam, qnia

ad gubernacula rerum pablicaram aedentes
,
quam ca lacertis et viribus op-

pagnare atque prohibere debereat, omnibua studiis (quis talia fando temperet a

lacrymis?) oompleotontor foventqoe, non pentatientet, aat, nt proprio! loqna-

nar, paisaattie aolMitfli, so hae aipeadi latioae evanionen hunanao aoeietatb

paiara.

8) Sjaoam, p. ZZIL

Digilized by Google



Orthodoxe DiOcetangfnode vom Pt9lofa M2. 243

28. Januar 1870 meldete der Bischof von Pistoja, Msgr. Bindi, dem
dortigen Domherrn Arcangioli, er habe an dem nämlichen Tage fn

der (JeneralcongregatioD aaf der Rednertriböne des allgemeinen Con-

cils die Bitte gestellt, man möchte künftig die Ausdrücke »Janflenisic

and »Pistorienserc nicht mehr ab gleichhedentend gebranchen ^).

Die nftmliche Forderung erhebt in seiner Synodalrede Msgr. Maz-

xanti. Br Terweist auf die fremden Elemente, welche das Concilia-

bnlum 1786 beherrscht, fflhrt die Annahme der kirehenfeindlichen

Deerete anf Fnreht und Zwang zurück*), betont die bei vielfachen

Anlässen zu Tage getretene rechtgläubige Gesinnung der Geistlich-

keit von Pistoja und offenbart seine Absicht, dem schismatischen

Couciliabulum eine orthodoxe Synode entgegenzustellen. Als der

Bischof mit gehobener Stimme an die Versammlung die Frage

richtete, ob sie gewillt sei, in Vereinigung mit ihrem Oberhirten

die Deerete jener Versammlung in dem nämlichen Sinne zu ver-

werfen, in welchem der h. Stuhl, als unfehlbarer Lehrer der Wahr-

heit sie Terurtheiit habe, erhoben sich alle Mitglieder und antworteten:

»Placet, omnino placet>).<

Was die Deerete der Synode anlangt, so bexengen dieselben

das redliche Streben des Bischofs und der nm ihn versammelten

Synodalen , die uralte Lehre der Kirehe nebst Ihrer Verfassung und

Disciplin zu schützen , die letztere ohne Beeinträchtigung ihres

Kernes den berechtigten Bedürfnissen der modernen Gesellschaft an-

zupassen und die Geistlichkeit auf jene ideale Höhe zu erheben,

ohne welche alles äussere Reglement zur Bedeutungslosigkeit herab-

sinkt Hierorts können wir nur einige Punkte von weiterer Be-

deutung namhaft machen.

An der Spitze des Ganzen steht naturgemäss die Lehre vom

Qkudm. Das Bekenntniss desjenigen Glaubens ist sam Heile noth-

wendig, welchen die rümische Kirehe besitst. Indem die Synode die

1) Afonl, RiMido 9Si DIaM Worte d« BImMi Bliili «iglaieii die

CoUectio Goodlior. Lacensia VII, 722, nach waieher Bindi am 87. Jeaaer 1870

Ober das Schema de vita et honaft clericomm ipnch. Was er gMproohen, itt

daselbflt nicht mitgetheilt.

2) Synodas, p. XVIII: Nec rarutn est aadire, iansenistaa et pistorien.ses

fcrc copfnominata esse vorba . . '. Ipaa enim historia testatar, praTAS doctrinas,

qnibuH Ricciana synodus referta est, ab alleiiigenis, quales fuernnt Scipio ipse

de Kiccis, Tambarinios, Tanzinius, Palniierius aliiqae eiaadem forfaris . . . hac

dalatas faisse, cleram aatem pistortenaom novatoribiM noD rettitin« piae timora

qaem ei praapolleits Episeopas inieeerat.

^ Synodaa, p. XX: Hia omnaa aasargentas «no ore at bonia Utariboa

•ealamaniDt : Plaeat, onmlno pla«at.

16»
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Hiniklpiiiikte der enden dogmalischeR Genetitatloii dee faHeftnitehen

Ooodle Ober der Eirolie Chrieki namliall tmcht, fordert aie die

Pliirfer auf, die Noiiiveiidigkeit and Brhabenbdft dee Olenbeni des

Aftern zum Gegenstand der Predigt zo machen >). Bingebend be-

fassen die Decrete sich mit den einzelnen Classen derjenigen, welche

gemäss kirchlichem Recht die Professio fidei ablegen sollen. Der

Glanbe ist nicht allein in Worten zu bekennen, sondern auch mit

Werken za bethätigen. Auf die Bewahrung des Glanbens ist gegen-

über der verheerenden Krankheit des Naturalimm die grösste Sorg-

falt in Terwenden. Disputationen über Glaubenssacheii sind ohne

besondere Brlanbniae des p&pstlichen Stuhles nicht gestattet Die

Bsitiaininngen Über rerbotene Bfieber werden emeaert. Die fom

Tridentinnm ferbingte, nnd von Pins IX. emenerte Strafe der Nie-

mand reiervirten Bscommonioation derjenigen« welebe ebne Ge-

nehmigung dee Biscboft BQcber de rebns sacris drooken, oder dmel^en

lassen, ist im Sinne dei Decrets des 8. üffizto vom 22. Deeember

1880 von der Herausgabe der Bibel, sowie von Erläuterungen und

Anmerkungen derselben zu verstehen »).

Von besonderen Uebeln, welche der Kirche in Italien drohen, sind

namhaft zu machen die geheimen Gesellschaften, die Propaganda der

englischen Protestanten nnd die aller äbematürlichen Religion feind-

Hebe Prene. Dieee fasst die Synode ecbarf in*s Ange nnd warnt

nicbt blo8 vor den QebeimbAnden der Freimanrer, sondern vor allen

nnd jeden Qesellscbaften, welebe nneingescbrinktes Stillscbweigen

nnd blinden Gebofsam gegen unbekannte Fflhrer von ibrea Mit-

gliedern verlangen^). KamentKob ist die Jugend dnrcb den Seel-

sorger vor dem Eintritt in solche Gesellschaften zu warnen. Als

heilsames Gegengewicht wird die Errichtung kirchlicher Vereine be-

tont. Eine warme Empfehlung wird dem Apostolat des Gebetes und

dem Verein von der heiligen Familie zu Theil. Ausnehmend grossen

Werth legt die Synode auf die Predigt des göttlichen Wortes. Sollte

ein Pfarrer an sechs nnmittelbar aufeinander folgenden, oder an zwölf

Sonntagen überhaupt die Verkflndigong des göttlichen Wortes ohne

binreiebenden Qmnd unterlassen, so hat er die Verh&ogung Ton

Censnren in gewftrtigen. Keine entgegenstebepde Gewohnheit irgend

weldier Art kann hier als BntBchnIdigung dienen*). Als verwerflich

eiBcbeint besondeis der Binwurf von der geringen Ansahl der Zu-

bOrer, denn der Heiland hat der Samariterin eine Predigt gehalten.

l) Syaodiit 8. — 2) Sjnodwi 0. — 3) Sjnod« B, ^ 4) Synodos 0. —
5) SjnodM 14.
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Auswärtige Geistliche dürfen zwar nicht ohne besondere Genehmigung

des Bischofs predigen, aber der letztere wünscht dringend, dass recht

viele sie einholen, damit Abwechselung eintrete. Das diesseits der

Alpen nur vereinzelt bestehende Amt des Canonicas theologus, wel-

cher dem Volke die h. Schrift zu erklären hat, wird in deo Domen
m Prato ond Pistoja fleissig verwaltet. Für Vernachlässigung des-

selben werden Strafen festgesetzt ^). Durchaos im Qeiate der macht-

vollen Bneyelicn Leo*$ XIII. PkOTidentiaeimas Dens vom 18. Ne-

Tember 1898 Aber die Nothwendigkeit des Stodinms der h. Sebrlft*)

wird dem Ktoselredner dns Stndinm der b. Schrift ond der üeber^

liefemngf dringend empfohlen >)• Der Stil der Predigt sei khir, die

Darlegung fibenengend, die Absiebt des Redners rein. Auf die apo-

loiretische Predigt lege man grosses Gewicht, ohne sie aber aus-

schliesslich zur Anwendung zu bringen. Endlich schildern die Decrete

sehr eingehend die hohe Bedeutung der Katechese^).

Ausführlich und in Angemessenheit zu den Zeitfragen ist die

Lehre von den heiligen Sacramenten dargelegt. Kinder, die aus einer

blossen Civilehe eotsprossen, gelten nach Kirchenrecht als illegitim

und sind derogemäss zu behandeln^). Ueber die Taufe der Conver-

titen werden die neuesten Decrete des h. Stnhies mitgstbeitt. Selbst

in dem Falle, dass anigesetite Kinder einen Zettel mit der Bemetk-

nng über den erfolgten Empfang der Tanfe am Halse tragen , sind

dieselben bedingungswdse wiedennitaifen In der Lehre von der

Firmung wird die Bedentuug der Pathen betont^. Begelmftssig legt

der Firmpathe seine rechte Hand auf die rechte Schulter des Firm-

lings, sollte aber der letztere ein Kind sein, so trägt der Pathe das-

selbe auf seinem rechten Arm ^). Strenge ist darauf zu achten, dass

jeder Firmling einen Zettel mit seinem Vor- und Zunamen, Alter

und Heimath beim Empfang des Sacraments bei sich führe, ohne

einen solchen darf die Spendung nicht erfolgen. Ehrbarkeit der

Kleidung tflr die weibliehen Firmlinge wird dringend geboten. Die

1) Synodus 15.

2) Leo XIII
,
Encycl. Providentias. Deas ; Atqae haec propria et singn-

laris Scripturaruin virtus a divino afflata Spiritus Sancti profecta ea est qaae

oratori sacro anctoritatem addit, apostolicam praebet diceudi libertatem, ner^

ToMm vietricemque tribnit eloquentiam.

8) Synodus 10: Bi quo p«tet MffiM eloqoeiitiee Ünt« «Me M[i|itaae

difiiMnqM tnidItioiMiii.

4) Synodiu 17->19. — 5) Synodas 32. — 6) Synodu 84.

7) Synodas 35: Patrini adfcisci debent, qaia enim pogoue dobet, dimi-

cuidi arte instittiendns atqae «ndiendiis 6ft, qood Mt patrinoniiB nroiTOi.

8) Synodof 88.
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Nameu der Firmlinge, ihrer Eltern und der Pnfchen bat der Pfarrar

iu ein Buch einzutragen

Bei den Decreten über das h. Messopfer wird natur^eniäss auch

von den Messstipendieu gehandelt. VVüaste man nicht sonst, dass

der itaiieuische Klerus arm ist und doch trotz aller Ungunst der

Zeiten eine hohe Genügsamkeit an den Tag legt und in aller Treue

inr Kirche stebt, so müssten die hier gegebenen Bestimmnngen gtln-

stiges Zeugnlss fflr seine Selbstiosigkeit ablegen. Die Synode be-

stimmt als Stipeiidimn fttr eine Leeemesse eine Lira, för eine eolehe

an einem beetimmtea Tage, sowie (llr Siiftniigsmesaen anderthalb

Lira, Ar ein Hocbamt drei Lire*). Eingebende Belebrnngeo nnd

Anordnungen ertheilt die Synode Aber die Penolution der Messen.

Werden diese Befehle , die in der Anlegung eines officiellen Ver-

zeichnisses (Vacchetta) der persolvirten Stipendien gipfeln, ^^enau be-

folgt, dann ist viel Streit und Process aus der Welt geschatTt.

In den Bestimmungen über das Sacrament der Busse wird der-

jenigen Priester gedacht, welche die Bitte um ßrneuerung der Beicht-

focttltftten vergessen haben. Der Bischof hat Mitleid mit ihnen, er

bestimmt, die Cnra soll wfthren, so lange bona fides besteht nnd

ansserdem noch vienebn Tage aar Anfertignng nnd Binreiebnng

eines nenen Qesnches*). Den vom apoetoliscben Stnbl gegen die

Usurpatoren des Kirchenstaates erlassenen Gensaren Terfallen nor

diejenigen, welche formell sieb am Kircbenraab betbeiligten. Wer
nur materiell theilnahm, kann unter Auflegung der Pflicht der

Hebung des Aergeniisses sofort die Lossprechung empfangen *). Wer

coufiscirtes Kirchengut im Betrage von nicht mehr als dreissigtausend

Lire durch Vertrag erworben, kann durch den Bischof auf iJrund

päpstlicher Vollmacht im einstweiligen Besitz desselben bestätigt

werden^). Sechs dem Bischof reservirte Sünden und drei reservirte

Ceosaren werden angeführt. Bei der Spenduog des Busssacramentes

soll der Priester Bocbet, Stola nnd Biret tragen.

Ans dem Capitel fiber die Priesterweibe beansprachen nnsere

Aafmerksamkeit die Decrete über das Patrimoniam. Wirft dasselbe

eine Jabiesrente ?on sweihnndert Lire ab, so ist der Unterhalt ge-

sichert*). Ansdrilcklich wird die Sicherstellung der Hypothek ver-

langt. »Wenn aber weder Beneficium, noch l*atrinio»iiuin vorhiniden,

dann werden wir beim h. Stuhl die Krlaubniss nachsuclit>n, dass die

Weihe ohne Titel gespendet werde ^).c Wenn nicht Grunde von ganz

1) STnodns 89. 2) Synodns M. — Synodos 58.-4) Sjmodos 00.

— 5) Sjnodiu 60. — 6) Sjnodat 71. — 7) öjaodai 71.
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ao88erorilentHoher M^ntang obwalten, nOelite

Wunsch hegen, dass solche Gesuche für Italien regelmässig abge-

lehnt würden. Die italienische Gesetzgebung in Sachen der Ehe und

die modernen Irrthüraer überhaupt in Betreff dieses heiligen Sa-

cranients empfangen eingehende Würdigung, den sacramentalen Cha-

rakter der Ehe von der Kanzel aus einzuschärfen, ist Pflicht der

Pfarrer. Zugleich werden dieselben den Gläubigen die Beobachtung

der bürgerlichen Gesetze an*s Herz legen, jedoch so, »dass die Braut-

leute dabei lediglich beabeiebtigea, nur eine bflrgerliehe CefenKmie

tu erfftUeo Weiterbin dflrfen Nnptiirieoten, die mit eioem bftrger-

licbea Bbebindemisse behaftet, nur mit besonderer Genebmigang des

Biicboft zur kirobUcben Trannng zagelaaaeii werden. Im Intereee

der SittKeblielt ermabot die Synode, es mtehten Verlftbnine tcbrift-

lich mit üntersetchnnng der Brautleute und deren Eltern zu Stande

kommen ^). Als Grund der Aufhebung der Verlöbnisse wird insbe-

sondere die gerechte Abneigung der Eltern hervorgehoben

Der dritte Theil der Synodalstatuten behandelt die Pflichten

und Rechte der Personen. Das Tragen des geistlichen Kleides wird

eingeschärft. Innige Hochachtung gegen den Fapet, treoe Befolgung

seiner Befehle und gewissenhafte Vertheidigung seiner Rechte in

gleichzeitiger Verbindang mit dem Bieebofe iit Pfliebt jedes Priesters*).-

Neben der tftglicben Darbringnng des Ifessopfers» dem Beten der

Tagzeiten nnd der ebne die dringendsten Qrflnde nicbt Aber fierzebn

Tage anfirasebiebenden Ablegung der sacramentalen Belebt*) findet

die Synode eines der wirksamsten Mittel snr Heiligung des Priesters

in der Beiwohnung der geistlichen üebungeu. Innerhalb der Frist

von je fünf Jahren, welche 1890 zu laufen beginnt, soll jeder Priester

den Exercitien anwohnen, widrigenfalls der Bischof arbiträre Strafen

über ihn verhängen wird *). Der Besitz von Actien ist dem Geist-

lichen nicht untersagt, doch wird dabei vorausgesetzt, dass die

Zwecke der betreffenden Gesellschaften nicht unerlaubt oder irgend-

wie verdächtig, der Priester an der Verwaltung derselben nicht theil-

nebme nnd dass er bereit sei, den Weisungen des Papstes stets

Folge an leisten**). Znr Uebemahme bflrgerlioher Aerobor ist die

Genehmigung des Biscbob erforderlich. Der Besncb der Wirths-

bftuser, ausser auf Belsen wird mit derselben Strenge untersagt^ wie

Tbeilnahme an Gastmftblern, welcben auch nur .im entferntesten eme

politiscbe Bedeutung innewobnt >). Vor dem weltliehen Gerieht mit-

einander hadern, ist den Geistlichen unter Strafe der ipso facto zu

1) Synclns 75. — 2) Synodus 76. — 3) Rynodns 77. - 4) Synodu« S8.

— 5) Sjoodos 98. — 6) Sjnodof 99. — 7) S/nodos 101. — 8) Sjoodai 102.
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ioeanrumiden Swpenskm wienagi Keiii Qeiitticher daif gagen ein

kurehliehM Institat vor dem Liienriehtor dne Klage anstreiigeii.

Zur Ablegnog dee Zeogiiieiae Ter dem weltlleheii Gericht bedarf der

Kleriker eiMr BrlaoMai dee Biickeft. Als Zenge soll er den Bid

leistea nieht mit Bertthrnng des Bfangeliums, sondern naeli der Sitte

der römischen Kirche mit Beruhrnn^ der Hrust durch die Hand
Bezüglich der Dom- und Stiftskirchen sind einige beachtens-

werthen Bestimmungen ergangen. Die Ferien sind derart einzurichten,

dass die höchsten Feiertage nicht davon berührt werden. Wer der Kr-

klärung der h. Schrift, oder der Predigt in der Fastenzeit nicht bei-

wohnt, verliert nach zwei Entscheidungen der Concils-Congregation

an dem betreffenden Tage die distributiones quotidianae Kommen
die von ahweseadea Kanonikern ?erlorcnen Distributionen ans dem
Capitel8?erm0geii« so werden sie fon den Anwesenden erworben,

fliessen sie ans besonderen Q»eUett (Stiftangen) , so gehören sie der

Kirchenkasse, wenn diese arm ist, oder sonst einer andern milden

Stiftmig naoh dem Brmessen des Bisehofs Wer dag^n, ansge*

nommea im Adrent, der Fastenseit und den höheren Festen, geist-

liehsn üebnngen sieh «itenieht, gewinnt naeh einer Bestimmimg

Clemens XL rom J. 1710 die Distribntioiwn «). Jährlich im Monat

Jnli ist über den Bestand der heiligen CMsse nnd übrigen Kirchen-

geräthe ein notarielles Instrument aufzunehmen.

In wenig Ländern hat das Kircbengut m nnsern Tage so

schwere Einbosse erlitten, wie in. Italien. Grund genug für den

Bischof, gerade diesen Punkt zum Gegenstand der sorgfältigsten ge-

setzgeberischen Massnahmen zu wählen. Auf diese kann aber hier-

orts wegen Mangel an Raum nicht weiter eingegangen werden. Im

Anhang erscheint eine Keihe ^r bedeutendsten Decrete Pius' IK.

nnd Leo's XIII.

Die Decrete der Diöcesaasynode ron Pistoja und Prato bilden

ein beiedtes ZengnisB ?oo de« SeeloneifiMr des Hochwflrdigsten Bischof^

llauanti nnd seiner Sprengelgeistlichkeit nnd enthalten eine noth-

wendige nnd aosniohende Sühne für das Gonciliabnlnm, welcfabs 1786

diesen Bisthflmem dne tiefe Makel eingebrannt hat

1) Sjaodiu 108. — 8) Sjnodvs III. ^ ^ Sjniodiia lU.— 4) Sjmodtif 114

Digitized by Google



249

XX.

Eine Entscheidung des preuss. Oberverwaltungsgeriditshofs

«« 18. Oetolier 1883

60fr. die Btrkkimig fmd UntarkäUmig einer eoMfesBUmdUn QemeMe'
ed^tde*

In der Verwattungssireitsacb« des KdnigUchen Landniths dee

Kreises Nieder- Barnini, Beklagten und BernfangskUgen»

wider

die Landgemeinde Uehtenberg, Klägerin nnd Bemfungsbeklagte,

hat das Königliche OberverwaituDgs<,'ericht, Erster Senat, in seiner

Sitzung vom 18. October 1893, an welcher der Präsident, Wirk-

liche Geheime Rath Fersius und die Oberverwaltungsgerichtsräthe

;

Lohaus y Dr. Jahr, Perkuhn und Techow Theil genommeu haben,

für Kecht erkannt,

dass auf die Berufung des Beklagten die Entscheidung des Be-

zirksausschusses zu Potsdam vom 8. Februar 1893 zu bestätigen und

— unter Festsetzung des Werths des Streitgegenstandes auf 158,625 •%
— die Kosten der Bemfnngsinstans dem Beklagten zur Last an legen,

das Panschqnantom jedoch ausser Ansats za lassen.

Von Bechts Wegen.

Gründe.

Zu der öffeDtlichen, mit evangelischen Lehrern besetzten Volks-

schule in Lichtenberg sind von jeher die sämmtlichen Hinwohner aus

dem Landgemeinde- und aas dem Gutsbezirke gleichen Namens ge-

wiesen; neben jener besteht seit 1881 eine, jetzt von 289 Kindern

besachte, katholische Privatsohnle. Nachdem in dem, durch Geseta

vom 2d. Mai 1887 (Gesetzaanmlnng Seite 175) geordneten Verfabvsn

dnieh Besehlnss des Provinidalitlhs vom l. Oetober 1891 üntge*

sMlk war,

dass die Xond^meinde Liebtenberg eine nerUassige kaftho-

lisehe Gemeindesebnle zn erriebten und zn unterhalten hat,

und nachdem die Gemeinde sowohl die Errichtung einer neuen An-

stalt dieser Art, als auch die Uebernahme der katholischen Privat-

schule, derem Jahreskosten an Gehältern, Miethe, Heizung etc. auf

61i5 f% beziffert Warden, wiederholt abgelehnt hatte, erliess der
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Landrath aof Grand des — jetst durch den §. 141 der Laudge-

meindeordnang Tom 3. Juli 1891 eraetiten — §. 35 des ZotUUidig-

keitsg^esetzes eine Verfügung vom 25. Juli 1892 dahin:

dass ilie Landgemeinde vom 1. October 1892 ab die Kosten für

die katholische Schule zu bestreiten, daher vom 1. April I89i5

ab den Betrag von 6145 als regelmässige Aust^^abe in den

Etat einzustellen, für den Rest des Jahres 1892/93 ;il>er noch

3072 50 als ausserordentliche Ausgabe aufzubrini^^en habe.

Der auf Aufhebung dieser Verfügung gerichteten Klage der

Gemeinde ist durch Urtheil des Bezirksansschnsses zu Potsdam vom
8. Februar 1893 stattgegeben , weil die zwangsetatisirte Leistung

nicht von der zuständigen Behörde nach Inhalt und Umfang fest-

gestellt sei, auch rechtlich nicht der Land- sondern der ans Ge-
meinde nnd Oot bestehenden Schnl-Oeroeinde obliege.

Gegen diese Bntscheidnng, auf deren Sachdarstellnng und Be-

gründung Im Uebrigen Terwiesen wird, hat der beklagte Landnith

fHstzeitig die Bemfnng eingelegt and, wie folgt» begrflndet:

Die Feststellung des Provinzialraths genüge auch bezüglich des

Betrages völlig, weil in Lichtenberg ein Normalbesoldungsplan be-

stehe, die Festsetzung der Miethskosten dem Provinzialrath nicht

obliege, auch durch den demnächstigen Abschluss der Miethsverträge

entbehrlieh w*erde, welche letztere ebenso, wie die Verträge über

Heizung und Reinigutig, Sache der Vollstreckung, aber nicht der

Festsetzung seien. Da im Mehr das Minder enthalten, erscheine der

Angriff, dass die Anforderung nicht weit genug gehe, unbegründet,

zumal es eines Geldaufwandes für die bereits disponiblen Lehrmittel

nicht bedurft habe, und die vier Klassen auch in drei Bäumen unter-

richtet werden könnten. Da endlieh in dem an den Kreisansschass

gerichteten Regiemngsantrage die Gehfttter nebst WobDongsent-

schftdignng bereits erfordert, w&ren, da die Anforderungen an Schol-

rftnme nnd deren Heizung und Rehiigung dnroh Normatlrbeitlm-

mnngen festständen, so sei die Festsetsnng des Provinsialraths keine

blos abstrakte, sondern eine zur Zwangsetatisirung genügende.

Wenn im ersten Urtheil anstatt der politischen Oenieiinle die

Schulsocietät als pflichtig erachtet werde, so sei der in den Ent-

scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. XIX. Seite 172/174

dargelegte üntersehied zwischen der Uebernahme der Schule als

Communalanstalt und der Uebernahme der Hausväterbeiträge ver-

kannt. Hier habe die Landgemeinde in Folge der Beschlüsse vom

23. December 1872 unter Billigung von Schul-Gemeinde , -Vorstand

und -Aufsichtsbehörde, somit kraft der nengebildeten Ortsscbulver*
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fassang (a. a. 0. Bd. XI. S. 168 und Bd. XIII. S. 264) die ge-

samnate Unterhaltung der Schule als eine Communallast übernom-

men, so duss die Hausväter des Gutsbezirks nicht mehr der Schule,

sondern der bürgerliclien Gernoindt.' <:('f^('nüber verpflichtet seien.

Demgemäss habe die Vertretung der letzteren den Lehrerbesoldungs-

plan beschlossen, die Gemeiude habe aus dor Geuieindekassc die

Lebrergebälter und alle sonstigen Schulausgaben bestritten, habe für

die neoen Schulgebäude die Qrandstäcke gekauft, die Bauten aus*

geführt und die Anleiben aufgenoromen , das Grundstäck sei im

Gnindbiiehe auf ihren Namen eingetragen, das SebnlTemiSgen in

ihren Besits fibergegangen; dies würden die Akten ergeben. Die

Scbnle sei daher eine Gemeindeanstalt, was die GemeindeTertretang

indem in der Yerhandlnng vom 2. Oetober 1890 ansdrfleklieh an*

erkannt habe. Bs werde daher beantragt: unter AbAndemng der

Yorentsebeidnng die Klage abzuweisen.

Kligerin hat Zurückweisung der Berufung beantragt, indem

sie deren Ausführungen, insbesondere, dass die geforderte Summe
dem Lehrerbesoldungsplane entspreche, und eventuell nocli wieder-

holt bestreitet, dass eine Gemeinde zur Errichtung einer besonderen

katholischen Gemeindes€bule nach dem bestebeuden Gesetze ver-

pflichtet sei.

Nachdem in der mflndlichen Verhandlung, zu der die Parteien

nicht erschienen waren, die auf beide Schalen bezüglichen Akten der

Proviozial-, Kreis- und Gemeinde-BehMen vorgelegt waren, mnsste

wie geschehen, erkannt werden.

Der Klage ist stattsngebeii , sofern dargethan wird, dass die

swangsetatisirte Leistung entweder der Landgemeinde gesettlich nicht

obliegt — was auch gegenüber der Feststellung durch die Beschluss-

behOrie Seitens des Verwaltnngsrichters nacbzuprflfen bleibt, Ent-

scheidongen des Oberverwaltungsgerichts Bd. XXIII. S. 123 — oder

von der Behörde nicht oder doch nicht innerhalb der Grenzen

ihrer Zuständigkeit festgestellt worden ist. Für Beides ist der In-

halt der durch die bestätigten Beschlüsse der Land- und der Schul-

gemeinde Lichtenberg vom 23. December 1872 goechaffenen örtlichen

Scholverfassung ausschlaggebend.

An diesem Tage ist nämlich fiber die Organisation und die

Lastenvertheilang in der politischen, der Kirchen- und der Schul-

gemeinde Lichtenberg in drei getrennten Verbandlungen unter dem
Yorsitse des Kreisseereläts Beschluss gefasst worden.

Zunächst beschloss die Versammlung der politischen Ge-

meinde, dass
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I. die biifaerige Orttvertoang flb«r die oommaoale Boirags-

lartang gftmlieh anaer Kraft tiete,

IT. die gesammten Leietnngea Ar Unterhaltang der Sehale,

äberhaapt sämmtlicher Lasten der Schalgemeinde auf den Com-
munalliaushalt übernonimeD werden,

III. die Aufbringung der Coramunallasten einschliesslich der

Lasten zu II und VILI nach dem Verhältnisse aller directeu Staats-

steuern erfolge, . . .

VIII. die Parochialbaulast (Baulichkeiten der Kirchen, der

Pfarre und innerhalb der Normen des Gesetzes, vom 21. Joli 1846

auch der Schule) bis zur etwaigen Aendenuig des Profinaialreehte

auf den (.^ommunalhaushalt übernommen werden.

Sodann beschlossen im Beisein des SehaWorstandes die sftrem^

liehen Mitglieder der Scholgeneiiide, und iwar neben den fiiawohaeni

der Gemeinde aneh diejenigen ana dem Gntabesirke: dies §. 1. die

bisherige Ortaferfusnng über die Anfbringong Yon Schnllasteii auf-

gehoben wird, insbceondere §. 8. aneb das Sehnlholsgeld , §. 2. die

Aufbringung der Laslen der Sehnlgemeinde fortan dnreh die Bin-

wohner des Ortes (einschliesslich der Colouie Friedrichsberg sowie

des Gutsbezirks nach dem Staatssteuerfusse und zwar in derselben

Weise erfolgt, wie dies mit den Communallasten nach dem heutigen

Beschlüsse der bür^^erlichen Gemeinde geschieht, welcher als ein in-

tegrirender Bestandtheil des gegenwärtigen Beschlusses gelten und

dessen Bestimmungen (auch bezüglich der Dienste etc.) lür die Schul-

gemeinde volle Anwendung finden soll,

§. 4. die Vertretung der Schulgemeinde fortan durch die, durch

Deputirte ihrer Mitglieder aus dem Gutsbezirke sa Teratlrkende Ge-

meindevertretung von Lichtenberg-Friedrichsberg erfolgt, wobei die

Depntirten in der, nach Verbftltniss der Binwohner tu beetimmenden

Zahl auf drei Jahre in wihlen rind, und wobei der Geneindevor-

steher den Vorsiti in der Geaammtvertretang führt.

Bndlkh beeehloaB die Veraammlnng der Kirchengemeindemit*

glieder in vOllig gleicher Weise Über die Lastenaafbringung nad

dber die Vertretung der Kirchengemeinde, soweit deren Baulast in

Frage steht.

Die »Königliche Regierunge hat durch Verfügung v. 10. März

1873 alle drei Beschlüsse »über einen neuen Modus zur Aufbringung

der Communal-, Parochialbau- und sämmtlicher Sclwllasten ?oo

Schul- und Communal- Aufsichtswegen« genehmigt.

Durch diese Beschlussfassung soll nun nach der Auffassang des

Beklagten, welcher im Wesentlichen derjenigen des Proviniialraths
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folgt, die Schule eine Gemeindeanstalt und die Landgemeinde der

alleiiiit^ft Trät^er der Schullast derart geworden sein, dass die Haus-

väter des Gutsbezirks nicht mehr der SchalgemeiDde , sondern der

Landgemeinde beitragspflichtig Hind.

Dies würde dem Wortlaute des iScAt4(^emetn(2ebeschlusses vom

23. Deoember 1872 auf das dürecfceete widersprechen. Denn dieser

deutet mit keiner Wendong an, dass die Schale anfhOren solle, eine

Anstalt der Sooietftt zn sein, daas die letitere — in Folge dessen

and mit dem Fortfall des einzigen Oorporationsswecln aufboren solle,

so existiren t Im Gegentbtil sieht vielmehr der §. 4. die NeobildQng

einer Vertretung dieser Corporation and damit deren Fortbestehen

als Rechtssubject noch ausdrücklich vor. Aber auch der §. 2. regelt

nicht etwa die Aufbringung der, der politischen Gemeinde auH der

Schiiluiiierhaltung erwachsenden Lasten, sondern er rei^elt ausdnick-

lich die »Aufbringung der Lasten der SchuLgememde*. für alle Ein-

wohner des SchulVerbandes , und zwar in derselben Weise, wie dies

fdr die Gommnnallasten in der Landgemeinde durch deren in Bezog

genommenen und als Theil auch dieser Beschlnssfassang anerkannten

Besehluss geregelt worden ist Darnach steht ausser Zweifel, dass

die Hausvftter des Qotsbeiirks wie bisher, so auch femer nur der

Schnlgemeinde beitragspflichtig bleiben, nicht aber neuerdings der

Landgemeinde pflichtig werden sollen, wenn anch die Art ihrer Bei-

tragsleistong an die Schalgemeinde anderweit nnd zwar entsprechend

der in der Landgemeinde angenommenen Art geregelt ist. Ein Be-

schluss der Schulgemeimle, der jene Hausväter zu Leistungen an die

Landgemeinde verpflichten wollte, wäre zudem rechtlich unmöglich;

denn — wenn auch eine Corporation durch Mehrheitsbeschluss die

Mitglieder verpflichten mag, ihr zur Brfälluug ihrer (der beschliessen-

den Corporation) Zwecke Beiträge zu leisten, so ist sie doch recht*

lieh ausser Stande, ihre sämmtlichen Mitglieder, geschweige denn

•inielne derselben su verpflichten, dass sie einer anderen CSorporation

iwar nicht als Mitglieder angeboren, aber dennoch steuerpflichtig

werden; und am wenigsten Icann daxu eine ScbnlsocietAt befugt er-

scheinen, deren Zweck einiig und allein auf die FOrsorge fllr die

von ihr sn unterhaltende Volksschule gesetzlich beschrftnkt ist, und

nicht — wie bei Landgeroeinden — aaf sonstige Wohlfahrtsein-

richtuDgen ausgedehnt werden darf.

Für den gleichzeitigen Beschluss der Landgemeinde bleibt aber

mit dem Vorderrichter vor Allem zu berücksichtigen, dass die An-

gehörigen der drei Ofi'entlichen Corporationen eine einheitliche, sich

gegenseitig ergftnsende und bedingende Regelung der Verhältnisse
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in Land-, Kirclien- inul Schulgerneinde wollten, und dass dalior un-

klar«; oder sclieiiil)ar widersjtrecliende Bestimmungen des einen Be-

schlusses nach den klaren uud nnzweideuti<(eM des oder der anderen

Beschlüsse auszulegen sind. Der Beschluss der Landgemeinde be-

zweckt nun ein Doppeltes; zuerst regelt er, iosbesondere unter III

die Art der Aufbringung der ComniQnallasten nach dem Steaerfoste,

und dann bestimmt er — abweichend von der bisherigen Communal-

verfanang —, was fortan eine Commnnallast sein soll, nämlioh ein»

mal onter II die sftmmiliehen Leistangen fUr die Sehale nnd ferner •

anter YIII die FlirochialbaQlast — diese darnm, weil sie nach Pro-

?inrialreeht sftmmtlichen Ortseinwohnern ohne üntersehied der Gon*

fession obliege. Wenn beide auf den Commanaletat flbemommen

werden, so ist es — obwohl der Ansdrock la weit and nicht correct

gefasst — doch keineswegs die Absicht gewesen, die Baulast aMer

Parochianen, die Schulleistungen aller Einwohner der Schul{,'emeinde

als eine Last der bürgerlichen Gemeinde zu übernehmen, sondern es

ist und kann nur derjenij^e Antheil an diesen Lasten gemeint sein,

welcher auf die in der Landgemeinde wohnenden Eingopfarrten oder

Hansvater entfällt. Dies folgt — abgesehen von der, der Nr. VllI

beigefügten Motivirung — aus den gleichzeitigen Beschlusseii der

Kirchen- und der Schulgemeinde, Inhalts deren die (die überwiegende

Majorit&t bildenden) Landgemeindemitglieder in ihrer Bigenschaft

als Bingepfarrte und Scbulbaosväter beschlossen haben, dass iq der

PCirrbaa- nnd m der Schnlnnterhaltnngslast die Einwohner des Gnts-

beiirks nach genan dem gleichen Massstabe auch femer beitragen

sollen, nach welchem ihre, nnnmehr in eine Commnnallast umge-

wandelte Leistung bemessen wird. Wenn femer die Nr, II des Be-

achlosses ?on den ^geaammtm Leistungen znr Schulonterhaltang,

überhaupt sämmtUchm Lasten der Schulgeraeinde spricht, so soll

damit nicht die üebernahme der gesammten Schullast im Gegen-

satz zu dem, auf die Dorfseinwohner entfallenden Antheil an der-

selben ausgesprochen, sondern nur der Gegensatz zwischen der ge-

sammten Last der Corporation zu dem einen Zweige derselben, der

J^awlast ausgedrückt werden, welche letztere bezüglich der Kirchen-

gemeinde allein in Frage stand. In dem hier entwickelten Sinne bat

die Königliche Regierung den Beschluss aufgefasst, indem sie ihre

Genehmigung vom 10. März 1873 (nicht zur Umwandlung der Schule

in eine Gommonalanstalt unter AuflOsong der Schnlsociet&t, sondern)

SU dem »neaen Autbringungsmodas der Communal-, ParochiaKa»-

und sämnUU^er Schullasteac ertheilte, indem sie am 28. August

1874 wegen Binrichtung der Schule nicht mit der politischen Qe-
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meinde , sondern mit der nengeordneten Vertretung der Schulge-

meinde verhandelte, indem sie durch ihre Verfügungen vom 8. Oc-

tober 1874 und vom 19. April 1875 die Competenzen des Schul-

vorstandes gegenüber der neu geordneten SchulgemeindeYertretung

v6Uig zutreffend abgrenzte.

Bei dieser Interpretation beider Besohlflsse vom 23. December

1872 ist die — bis dahin aus den Hausvfttern im Gemeinde- und

Qatsbesirk bestehende — Sooietftt auch ferner eziMtent und alleiniger

Trftger der Sehullaet geblieben. Sie hat aber nicht nur eine, die

VeraaminlQng aller Mitglieder ersetzende Beprftsentanz und eine neue

Abgabenyerfassnng erhalten, sondern anch eine wesentliche Ver-

indemng in dem Personalbestände ihrer Mitglieder erlitten. Denn

indem die Landgemeinde den anf ihre BInwohner entfallenden An-

theil an der Schulunterhaltung als eine Communallast auf ihren Etat

übernommen, indem die Schulgenieinde diesen Beschluss als einen

integrirenden Theil des ihrigen anerkannt, und somit die in jenem

enthaltenen Offerte der Schuldübernahme verbunden mit Expromission

acceptirt, und indem die Aufsichtsbehörde dies Alles genehmigt hat,

ist die Landgemeinde an Stelle der Hausväter des Gemeindebezirks

als beitragspflichtiges Mitglied in die Scholsocietrit eingetreten

(vergl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band XXIV.

Seite 135/186). Mitglieder dieser sind jetzt die Corporation der

Landgemeinde and die etnielnen HsnsTiter des GntsbeaUrlLs , nicht

jedoch — wie der Vorderrichter andentet — dieser selbst als ein

OommnnalTerband. Denn letsteres ist am 28. December 1872 nicht

ron der Schnlgemeinde beschlossen worden, nnd hätte erentnell anch

nnr von dem Gntsbesitier (der, soweit das Gesetz nicht Ansnahmen

statnirt , alle Öffentlichen Lasten des Gntsbezirks trägt) , nicht aber

von den Hausvätern des letzteren besclilossen werden können, da diese

keine Corporation bilden, sich somit nur ein jeder für seine Person

hätten verpflichten können. Das dieserhalb vom Vorderrichter be-

zogene Ministerialrescript vom 13. Januar 1883 (Schneider nnd

von Bremen Bd. II. S. 200) verweist auf die Preussische Schulord-

nung vom 11. December 1845 nur bezuglich des Vertheilungsmass-

Stabes und nur bei der Uebernahme der Schullast durch mehrere zu

derselben Schale gehörige Gemeinden, deutet aber in keiner Weise

an, dass deren Bestimmungen aber die Beitragspflicht der OutS'

einwobner analog anf andere Prorinzen anzuwenden wären.

Die so begrfindete Lichtenberger SchnlTerfassang ist — wie die

Königlicbe Begiernng anf diesseitiges Befragen amtlich bestätigt

hat — Inzwischen dnrch formelle Beschlossfassnng nicht geändert,
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insbesondere nicht durch den Besohloss der Oem^ndevertrotoDg ron
2. October 1890 und das dabei abgegebene Anerkeontniss, dass die

Schule eine Oommonal- und Ireine Societäts-Anstalt sei. Diese Er-

klärung bezweckte lediglich eine — hier irrige — rechtliche Be-

urUieilung des bestehenden Rechtsverhältnisses, nicht eine Aenderung

desselben. Zu einem Akte der letzteren Art wäre zudem neben der

Bestätigung der Aufsichtsbehörde die Mitwirkung der Schulsocietät,

welche dadurch aufgelöst werden sollte, erforderlich gewesen, und zu

deren Vertretung wäre nicht der Schulvorstand allein, sondern in

G*>meinschaft mit ihm die rechtlich bestehende Repräsentation d. i. die

durch Depntirte des Oatsbezirks Terstärkte Oemeindeferiretung b^
fugt gewesen; solche Deputirte waren aber so wenig zugezogen, wie

eine Bestfttigniig Seitens der AafiriehtsbehOrde erfolgt ist Der hi«r-

nach veilMsungsnitesig begrOndete Rechtsiostond konnte ferner durch

einseitige Handlungen der Landgemeinde nicht geiadert werden, ins-

besondere nicht dadurch, dtss die Landgemeinde nicht blos ihren

Antheil an dem Schuldeficit, sondern — oifenbar veranlasst durch

die realen Verhiltnisse, wonach ihr thatsächltch die Schullast bei-

nahe ausschliesslich zur Last fiel -~ die ge.<tammten Einnahmen und

Ansy^al)en der Schule durch ihre Comraunaletats nachwies, dass der

Gemeinde- und nicht der Schulvorstand die aut die Gutshausväter

entfallende Beitragsquote ausschrieb und einzog, kurz, dass die Land-

gemeindeorgane allmälig die gesammte Vermögensverwaltung der

Schulsocietät übernahmen. Bei den beiden Activkapitalien der Schule

ist zudem noch das rechtliche Verhältniss zwischen Schul- und Land-

gemeinde formell und zutreffend klar gestellt, indem diese das Ka-

pital von 18,000 •% als Darlehnsnehmer, dasjenige von 3600 d% als

Vermögensverwalter in Besitz genommen hat. Das alte Schulhana

steht im Qrnndbuche noch auf den Namen der Schnlgemeinde ein-

getragen; wenn die Landgemeinde die beiden neuen HAnser auf ihres

GrundstAcken und auf alleinige Kosten errichtet hat, wenn sie die

Bananleihen allein aufgenommen hat, versinst und tilgt, und wenn

sie Kigeothfiroerin beider Eftuserist, so bleibt diee für die Iner za

entscheidende Frage irrelevant, da die Schul- (vergl. die Küster-)

Häuser vielfach nicht im Eigenthum der Schulsocietäten , sondern

Dritter stehen. Noch weniger kann an dem Fortbestehen der Schul-

gemeinde als Träger der Schullast der Umstand etwas ändern, dass

die Hausväter des Gutsbezirks von dem Rechte, Deputirte in die

Vertretung der Scimlgemeinde zu entsenden, seit 1885 gar nicht

oder nicht regelmässig Gebrauch gemacht haben.

Iliemach ist zur Unterhaltung der Lichtenberger Volksschule
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ftimiittollNir di« tot den Besirken Yoa Oni und Oanwinde fortbe-

stehende Schulsocieiftt, und nur als Mitglied dieser nnd nar mittel-

bar die Landgemeinde Lichtenberg verpflichtet. Der letzteren liegt

daher nacb dem bestehenden Rechte diese Unterhaltung niemals

(— weder endgültig, noch auch vorbehaltlich des Regresses an die

neben ihr Pflichtigen) in deren Gesammtumfange, sondern jedenfalls

nur antheilsweise (nacb dem Verbftltniss des SteuersoUs von Gut

und Gemeinde) ob. Indem die angefochtene Zwangsetatisimng von

der Lftbdgemeinde aHein nicht die theilweise, sondern die totale Er-

flUluiig einer einMlnen Uaterhaltangsleiftiiiig Terlangi, enthftlt sie

eine der Gemeinde geoetsUeh nicht ohliegende Yerpflichtong.

Da femer der Anfaichtsbebörde gegenüber sebnlanterbaltnngs-

pflichtig nnr die Schnlsoeietftt, nicbt aber die dieeer an Stette ihrer

Einwohner steuerpflichtige Landgemeinde ist, so konnte tob der Be-

schlussbehörde auf Grund des Gesetzes vom 26. Mai 1887 die hier

streitige ünterhaltungsraehrleistung nur gegen die Schulsocietät fest-

gestellt werden (vergl. Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts

Bd. XXIV. S. 137), während der Antheil an dieser Leistung, der

der Landgemeinde als Societ&tsmitglied zur Last fiel, gegen diese

TOm Schalvorstande im Wege der »Heranziehung zu den SchuU

leietnngenc ans §. 46. Absatz 1 des Zast&adigkeitsgesetzes — fest-

znstellen war. Ist aehon hiemach in den gegen die Iiandgemeinde

gerichteten Beechlneae des Promzialraths vom 1. October 1891 eine

»Ton der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Znstftndigkeit ge-

troffene Festeetznngc nicht tn erblicken, so kommt femer in Be-

tracht, dass darch den §. 5. jenes Gesetzes Ton der Znetändigkeit

der Beschlussbehörden die »Schulbausachen des §. 47 des Zuständig-

keitsgesetzest aus^^enommen sind, zu diesem aber auch die Kosten

der Anmiethung der für die Schule erforderlichen Räume gehören

(a. a. 0. Bd. XX. S. 177/178). Die zwangsetatisirten Miethsbeträge

hätten daher als eine gesetzliche Last der Schulunterhaltungspflich-

tigen nar Seitens der Aufsfchtsbebörde im Wege des Resoluts, nicht

aber von der Bescblussbehörde festgestellt werden können und sind

bisher flberhaapt noch nicht fostgestelit worden. Abgesehen hiervon

fehlt es an jeder, von anständiger Seite erfolgten Feststellnng der

Leistung in qnanto. In dem BeschlnssFerfebren nnd nachher war

nar die Anmisibnng ?on ?ier Bftiimea ohne jede nähere Angabe nnd

die Annahme von drei Lehrem nnd einer Lehrerin nach dem Normal-

plan (Anfangsgehalt von 900 bezw. 1050 nebst Wohnung oder

Wohnungsentschädigung von 15Ü und 300 ,%) beantragt; erst nach-

träglich wurde vom Landrathe die Ueberoahroe der bestehenden ka-
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tholischen Privatielinle «rfordeit und ämu — «ich mit dem Noiml«
plane nicht fiberall deckenden — Kosten far zwei Lehrer, zwei

Lehrerinnen, drei Classenränme und zwei Wohnungen zwangsetatisirt.

Für die hier normirte Leistung von 6145 .% fehlt es an jeder quan-

titativen Feststellung durch die zuständige Behörde. Denn dies ist

jedenfalls nicht der Landratli, dpm nach §. 141 der Landgemeinde-

ordnung vom 3. Juli 1891 nur die Zwangsetatisirung der festge-

stellten Leistung, aber nicht deren Feststellung übertragen ist, der

weder gesetzlich berufen ist, an Stelle der Beschluss- oder der Schul-

aufsichtsbehörde streitige SchuUeistungen festzastellen , noch auch

deren Besclilflsse sn vollstreciron und die Koeten der Ansführang

durch Dritte ni bestiiDinen.

Ans diesen Qrfinden war die Yorentscheidnng , welche die

Zwangsetatisirang aosser Kraft setst, lediglich sa bestätigen , ohne

dass die Grenien des staatlichen Anfeichtsrechts betQglich der Aen-

derong des confessionellen oder paritätischen Gharal[terB bestehender

Volksschulen zu prüfen waren. Da bei deren Erörterung die Parteien

jedoch nicht stets zutreffend unterschieden haben , so mag bemerkt

werden, dass es sich hier keineswegs um die anderweit (vergl. die

diesseitige Entscheidung in Sachen der Stadt Hörde gegen den Re-

gierungspräsidenten zu Arnsberg vom 3. Dec. 1892, Rep. I A. 28/92)

streitig gewordene Frage handelt, ob eine politisdie Gemeinde^ die

das Schulwesen als Commanalanstalt dbernommen und paritätisch

geordnet hat, aar Errichtung einer sogenannten Confessionsschule

geswnngen werden darf; anch nicht um die rechtlich vielleicht gleich-

Megende Frage, ob ?on einer StMioeMt die Umwandlang ihrer

paritätischen in eine oonfessionelle Schnle oder nmgel^ehrt verlangt

werden kann. Hier wflrde Tielmehr eine Schnlsocietät, welche bei

der Errichtung ihrer, allen Gonfessionsverwandten offenstehenden

Schale doch ein bestinimtes Beligionsbeicenntoiss Torangsweise nnd
namentlich insofern berficksiehtigt hat, als die Lehrer diesem Be*

kenntnisse angehören müssen, welche somit eine, im Sinne der mini-

steriellen Denkschrift vom März 1878 (Schneider und von Bremen
Bd. III. S. 423) »confessionelle« Schule besitzt, angehalten worden

sein, neben dieser zugleich eine confessiouelle Schule für die Ange-

hörigen eines anderen Bekenntnisses zu unterhalten. Da hierdurch

»für die Einwohner verschiedenen Glaubensbekenntnisses an einem

Orte mehrere gemeine Schulen errichtet« würden, und da ferner

jene als Hausväter derselben Societät nothwendig fOr beide Scholen,

daher nicht: »utir inr Unterbaltnng des Schnllehrers ?on ihrer Be-

ligionspartei beismtragen yerbnnden sein wfirden, so ist allerdings
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nicht wohl abzusehen , wie eine solche Anordnung mit dem §. 30.

Titel 12 Theil II das Allgemeinen Landrechts zu vereinigen sein

möchte.

Endlich rechtfertigt sich gemäss §§. 103 und 107 zu 1 des

Landesferwaltangggeseizes vom 80. Jali 1883 die wegen des Kosten-

pnnkte getroffene Bestimnrang.

Urkundlich nnter dem Siegel des Königlichen Oberverw^ltangi-

gerichts und der verordneten Unterschrift

(L. S.)

gex. Fershu,

0. Y. Q« Wr. I, 95». Fiedler.

17*
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XXI.

RmMMtlie dtt KammergericMB

aus den EiUseMäimgen in Vormundscliaftssacheti über religiöse

Ersiehung, von 1880 bis 1893.

QfMUMU fwi Dr. K* Schmidi^ ObtrindMgttMitimth n ColiMr i. B.

Vorwort.

Streitigkeiten in Vormundschafbssachen, über die religiöse Er-

ziehung, werden seit dem 1. October 1879 im ganzen Gebiete der

preossischen Monarchie durch die Amtsgerichte und auf Beschwerde

durch die Landgerichte entschieden. Wird behauptet, dass eine Ent-

seheidang des Landgerichts auf GKwetoogyerletzung beruhe, so kann

noch wettere Beschwerde erhoben werden, worflber in der Regel das

Kammergericht eateebeidet. Es mflseen daher Reohtsbeist&nde ?on

Bltom und Yonnflndem, sowie Seelsorger, die in Streltigkelteo Aber

religiOee Bndehnng Rath ertheilen sollen, sor Yerhfltnng Ton Miss-

griflira Brkandigung eingehen, ob nnd wie die in Bede stehende

Streitfrage vom Karamergericbte bereits entschieden ist Solehe Br-

kandigungen sind in manchen Fällen mit Schwierigkeiten Terbanden,

da das Kammergericht im Laufe der jetzt verflossenen vierzehn Jahre

seine Rechtsansicbt über einige der wichtigsten Fragen geändert hat.

Es sollen deshalb hier die Kechtssätze, die in den Entscheidungen

des Kammergerichts zu finden sind, in übersichtlicher Ordnung, so-

wie in möglichst vorsichtiger und deutlicher Fassung mitgetheilt wer-

den, nnd zwar zur Erleichternng der Oebersicht ohne KQcksicht auf

die Toneinander abweichenden rechtlichen Qesiehtspnnkte, die mr
Bntwickelnng der Beohtssitie gefdhrt haben.

Die Znsammenstelinng stdtit sieh anf 48 Bntseheidungen, von

denen 18 im Jahrbnche für Bntseheidnngen des Kammergeriehts and

4 im Bheinischen Archiv, mehr oder minder vollstftndig, abgedruckt

sind; sonst stehen Berichte und Besprechungen Ober 47 jener Ent-

scheidungen in Vering's Archiv für kath. Kirchenrecht und in dem

Werke von K. Schmidt über die Confession der Kinder nach den

Landesrechten im deutschen Reich (1890). Dort finden sich auch

die der Kürze halber hier nicht wiederholten NachWeisungen von

früheren Veröffentlichungen.
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Leider war ee nicht mOglieh, die Sammelakten des Kammer-
gerichts mit den Entscheidungen auf weitere Beschwerden in Vor-

mnndschaftssacheD Ofcer religiöse Erziehung zu benutzen, da diese

Akten am Kammergerichte »fortwährend gebraucht und auch nicht

ftlr kürzere Zeit entbehrt werden könnenc (wie eine Eröffnung des

Herrn Kammergerichtspräsidenten vom 20. November 1893 lautet).

Es ist daher abzuwarten, ob sich ein Mitglied des Kammergericbta

der MQhe unterziehen will, die forliegende Zasaamenstellnng auf

Qrand der rolMndigen Akten ni erginsen nnd nAtbigenialls in

berichtigen.

Erster Abschnitt: RechtssAUe Qber das Verfahren.

(Zn §§. 17—19 der Vormandschafliordnang).

1. Hat das Amtsgericht den Antrag einer katholischen Mutter,

sie zur Vorrannderin zu bestellen, aas Besorguiss ?or Nachtheileu

fftr die Mändel, als unzulässig verworfen, (statt eine Entscheidung

des Landgerichts einzuholen), und gleichzeitig einen Protestanten

snm Yormande bestellt» tsc ist {. 18 der VonD,*0. nicht falsch ange-

wendet, nnd sind §§. 17 nnd 18 nicht ?erietstc Bescblnss ?om
5. Sept 1881 (bekämpft bei Mnrnft, a 99-101).

2. Ein katholischer Vormnnd kann nicht deshalb abgesetzt wer-

den, weil die Mfindel nach einer gerichtlichen Batacheidnng in der

evangelischen Religion zu unterrichten sind ; vielmehr ist seine Ab-

setzung nur dann zulässig, >wenn dazu anderweitig nach §. 63 der

Vorm.-O. ein selbständiger Grund vorhanden ist.c Beschluss vom

G. März 1893 (Rhein. Ärch. Bd. 86, Abth. 2, S. 11 ;
Vering, Bd. 71,

S. C4—66) ; auch Beschluss vom 20. Sept. 1886 (Jahrb. Bd. 6, Nr. 17,

8. 84). Vgl. Nr. 6.

B. Rechtssäiee über die müUerliche Erziehung. (Zu §. 28 der Vor-

mundschaftsordnung).

3. Bine katholische Mutter, die gesetzlich verpflichtet ist, die

Kinder in der lutherischen BeUgion sn ersMleii« gsnflgt ihrer Ver-

pflichtung, wenn sie den Kindern lutherischen Religicnsnnterriclit er^

theilen iSsst; alsdann kann sie nicht gehindert werden» die Kinder

in die kathcUsche Schule sn schicken. Beschlnss rem 16. Mftn 1885

(Jahrii. Bd. 5, Nr. 25, S. 59; bekftmpA bei Mmiift, S. 189; Vering,

Bd. 69, S. 471).

4. Bine evangelische Mutter, die gesetzlich verpflichtet ist, die

Kinder in der katholischen Beligion unterrichten zu lassen, kann die
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Kinder in die evangelieohe Schale, eehiekeni wenn deo Kindern »dorch

k«tholiflche Geistliche oder Lehrer die ndthige Unterweisung in der

katholischen Religion ertheilt wird.c Beschlnss Yom 24. Nor. 1884

CJahrb. Bd. 5, Nr. 26, S. 06-09; Mmidi, 8. 138). Vgl. Nr. 5.

10, 60, 61.

5. Wird der katholische Religionsunterricht nnr in der katho-

lischen Volksschule ertheilt, und die Theilnahme an diesem Religions-

unterrichte den Kindern, die sonst die evangelische Volksschule be-

suchen, nicht ji^estattet, so muss die evangelische Mutter das in der

katholischen Religion zu unterrichtende Kind der katholischen Volks-

schule zuführen. Beschlnss vom 7. Juli 1890 {Schmidt, S. 232).

6. Zu den »erheblichen Gründen, c aus denen einer Mutter die

Ersiehung entzogen werden kann, ist die Verschiedenheit des reli-

giösen Bekenntnisses nicht zu rechnen. Beschlässe vom 16. März

1885 (Jahrb. Bd. 5, Nr. 25 A, S. 56—63) und 6. März 1893

(Rhein. /Irch. Bd. 86, Abth. 2, S. 11; Vering, Bd. 71, S. 64-66).

Vgl. Nr. 2.

7. Wohl aber kann die Vereehiedenheit des religiösen Bekennt»

nisses aar Anregung der Frage fflhren, ob den Kindern gemftss g. 86

der Vorm.-0. ein Pfleger zn bestellen ist. Beschlnss Tom 24. Nor.

1884 (Jahrb. Bd. 5, S. 68).

8. Nnr »in dem nach allen Seiten zn erwägenden Interessec

der Kinder, (wenn »die Gesamratzwecke der Erziehung unter Leitung

der Mutter nicht zu erreichen sindc), kann der Mutter die Erziehung

entzogen werden; die Massregel ist unstatthaft, wenn dafür »nur

die religiöse Erziehung der Kinder in Betracht gezogen« ist, des-

gleichen wenn sie eine Härte enthält, die zu erheblichen Nachtheileu

für die Kinder führt, während der durch die Massregel bezweckte

Vortheil ohne solche Härte zu erreichen ist. Beschlnss vom 16. März

1885 (Jahrb. Bd. 5, Nr. 25 A, S. 60—63; bek&mpft bei Schmidt,

8. 116, Note 2).

C RecfUssaf^e über dit Aufgaben des Vormundes und des AmtS'

gerichis. (Zu §§. 28, 51 der Vormandschaftsordnuug).

9. Ist die Matter nioht selbst VormOnderin, so hat der Vor-

mnnd die Befolgung der gesetilichen Vorsehriften Aber die religiöse

Erziehung tu überwachen; »er ist aber nicht verantwortlich, wenn

die Mutter seinen Anordnungen nicht folgt.« Beschlnss vom 27. Oci.

1884 (Jahrb. Bd. 5, Nr. 25 B, S. 64; Schmidt, S. 138, 139).

10. Schickt eine evangelische Mutter ihre in der katholischen

Religion zu unterrichtenden fikinUer mit Zustimmung des Vormundes
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in eine tnltkathollsehet Sehnle, and ist du Amtsgerielit der tfdnnng,

daee damit den gesetslicben Voreohriften nieht genfigt werde, se bat

es »dem Vormnnde und der Matter die Wahl einer anderen Schule

aufzugeben. c Beschlusa vom 27. Oct. 1884 (Jahrb. Bd. 5, Nr. 25 B,

S. 63—65; Schmidt, S. 138, 139).

11. »Es steht grundsätzlich nichts entgegen, dass Mündel,

welche in der evangelischen Religion zu unterrichten sind, von dem

Vormunde in einem katholischen Erziehungshause untergebracht wer-

den.c Beschluss vom 12. Dec. 1887 (Schmidt, S. 105, 172, 173).

Vgl Nr. 61.

12. Der Amtsrichter ist nicht befugt, dem Vormande »die Art

der Ausfahmng einer ihm obliegenden Verpflicbtong« vorsnschreiben,

sondern er bann ?on seinem Anfsicbtsrecbte nnr dann Gebrancb

machen, wenn der Vormund pfliekiwidrig bandelt Beschlüsse ?om
27. Oct und 24. No?. 1884 (Jahrb. Bd. 6^ S. 64, 68, 69; Sekmiäi,

8. 104). Vgl. Nr. 18, 14.

13. Dem Willen des Vormundes, Waisenbinder ans einer ge-

mischten Ehe in der katholischen Religion des Vaters zu unter-

richten, muss der Amtsrichter entgegentreten, wenn die Kinder bis-

her thatsächlich in der evangelischen Religion unterrichtet wurden,

und die rücksichtslose Anwendung des Gesetzes dem Wohle der

Kinder nicht förderlich, sondern gefährlich ist; dio ohne Rücksicht

auf das Wohl der Kinder erfolgte Gutheissung des katholischen Re-

ligionsunterrichtes beruht auf Qesetzesverletzung. Beschluss vom

10. Oct. 1887 (bekämpft bei Vering, Bd. 59, S. 176-180, Bd. 67,

S. 140). Vgl. Nr. 14, 15.

14. Will der Vormund «io in der katboliscboD Religion sa

nnterriebtendes Waisenkind, das bisher ?on evangelischen Bheleaten

enogen wurde, denselben abnehmen, am es in der katholischen Re-

ligion selbst sn ersieben, so moss das Amtsgericht prüfen, ob die

Brxiebuog durch den katholischen Vormnnd oder 4m Verbleiben bei

den evaugelischen Eheleuten dem Wohle des Kindes sntrftglicher ist,

und es niiiss »das demgemäss für sweckmässig Erachtete« anordnen;

pine ohne Rücksicht auf das Wohl des Kindes getroffene Anordnung,

wonach das Kind an den Vormund zur Erziehung herausgegeben wer-

den soll, beruht aut Gesetzesverletzuug. Beschluss vom 4. Sept. 1881

(Jahrb. Bd. 2, Nr. 23, S. 45, 46; bekämpft bei Schmidt, S. 103—105).

Vgl Nr. 12, 13, 15.

15. Ist das Gericht der Meinung, dass ein Kind nach gesetz-

licher Vorschrift bis sam Alter von vierzehn Jahren in der evangeli-

schen Religion hfttte erzogen werden sollen, w&hrend es thataftohlich
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katholiKb erzogen wurde, so mvaa die e?angeliiehe Bniehung to-

geordnet werden ; dies moss selbst dann geschehen , wenn das Kiml

bereits Jahr alt ist, und die Besorgniss besteht, dass durch

den evangelischen Religionsunterricht während des letzten halben

Schuljahres die üeberzeugung des Kindes verwirrt und gefährdet

werde. Beschluss vom 26. Nov. 1888 (Jahrb. Bd. 8, Nr. 20, S. 50

-52). Vgl. Nr. 13, U, 72.

16» fiine Ordnungsstrafe darf dem Vormunde nieht angedroht

werdoD, be?or derselbe sich geweigert hat, die Anordnung des Vor*

mnndschaftsgeriehts zu befolgen. Beschluss Tom 12. Dec. 18B7

(ScknM, S. III).

17. Eine Aufforderung des Amtsgerichts an eine evaugeltsche

Mutter und Vormnnderin, ihre Kinder »durch Anwendung der ihr

zustehenden ZuchtmitteU zutn Besuche des katholischen Beichtunter-

richts und zum wenigstens sonn- und festtägliclien Besuche des l<a-

tholischen Gottesdienstes anzuhalten, kann >hei Man^^el jeglicher Be-

stimmtheit nicht die Grundlage von Ordnuiigsstraf<^n im Sinne von

§. 51. werden.« Beschluss vom 12. Juli 1886 (bekämpft bei iScAmic^^

8. 110, 111>.

D. Rcchtssätse über Beschwerden gegen Entscheidungen des Atnts-

gerichts, (Zu §. 10 der Vorm.-O. und g§. 40, 42 des Ges. vom
24. April 1878).

18. Ein Beschwerderecht haben:

a. die Mutter: Beschlüsse vom 5. Sept. 1881 {Schmidt, S. 100),

15. August 1882 (Jahrb. Bd. 3, Nr. 23, S. 44), 24. Nov.

1884 (Jahrb. Bd, 5, Nr. 26 A, S. 66), 16. März lb85 fjahrh.

Bd. 5, Nr. 25 A, S. 57), 12. Juli 1886 {Schmidt, S. 110),

17. März und 6. Oct 1890 (Jahrb. Bd. 10, Nr. 16 und 17,

8. 78 and 77);

b. der yomrond: Beschluss vom 27. Oct. 1884 (Jahrb. Bd. 5,

Nr. 25 B, 8. 68, 64);

c. der evangelische Gegenvormund : Beschluss vom 8. Febr. 1892

(Rhein. Arch. Bd. 84, Abth. 2, S. 90—94; bekämpft bei Vering,

Bd. 69, S. 458);

d. eine protestantische Pathin: Beschluss vom 29. Dec. 1891 (Rhein.

Arch. Bd. 85, Abth. 2, S. 38; bekämpft bei Vering, Bd. 09,

a 463, 464);

e. Derjenige, aus dessen Pflege ein Kind genommen werden soll:

Bescbiasse vom 4. Sept. 1881 (Jahrb. Bd. 2, Nr. 23, S. 45 ; be-
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kämpft bei Schmidt, S. 120), 3. Oct. 1890 (Rhein. Arch. Bd. 84,

Abth. 2, S. 87—90; Vering, Bd. 69, S. 468);

f. der katholisclie Pfarrer: Beschlüsse vom 30. Oct. 1884 und

26. Nov. 1888 (Jahrb. Bd. 5, S. 69, 70, Bd. 8, Nr. 20, S. 50,

51; bekämpft bei Schmidt, S. 123, 125), vgl. Nr. 19;

g. der evangelische Pfarrer: Beschluss vom 23. Febr. 1885 (Jahrb.

Bd. 5, Nr. 26 B, S. 70, bek&mpft bei Schmidt, S. 123, 125);

h. das Presbyterium einer evangelischen Gemeinde: Beschlüsse vora

30. Oct 1884 (Jahrb. Bd. 5, S. 69; bekämpft bei Schmidt,

8. 123, 125), 19. Angiut 1889 {Sekmidi, 8. 522), 6. Mftra 1898

(Bbein. Arch. Bd. 86, Ahth. 2. 8. 6-12; Verwg, Bd. 71,

8. 64—66), Tgl. Nr. 22;

*i. ein efaogeliseher Geisiiieher: Beechloss vom 20. Sept. 1886

(Jahrb. Bd. 6, Nr. 5, 8. 12; hekftmpft bei Sekmidi, 8. 124);

k. der evangeligche Qeraeiiidekirchenratb : BeschKlsse jom 28. Febr.

1885 (bekämpft bei Schmidt, S. 122) und 14. Juui 1889 (Jahrb.

Bd. 9, Nr. 12, S. 45);

1. der Schulinspector: Beschluss vom 5. März 1883 (Jahrb. Bd. 4,

Nr. 36, S. 80; bekämpft bei Schmidt, S. 126);

m. die königliche Regierung: Beschluss vom 27. Mai 1889 (be-

kämpft bei Schmidt, S. 118—120), vgl. Nr. 21.

19. Ob der katholische Pfarrer ein Beschwerderecht hat, kano

dahingestellt bleiben, wenn die Beschwerde ans einem anderen Grunde

unzulässig, oder wenn sie nnbegrflndet ist. Beschlösse Yom 15. Min
1880 (Jahrb. Bd. 1, Nr. 4, 8. 3, 4; MnUdi. 8. 128) ond 18. Janaar

1886 (3dMlr, 8. 128).

20. Unialtaig ist die Beschwerde eines katholischen Kirchen-

orstaodes. Beeehloss fom 18. Jannar 1886 (fidbnrntt, & 121, 122).

Vgl. Nr. 29.

21. Bine Besehwerde der königlichen Regierang (Abtheilong

fttr Kirchen- und Schulgachen) ist unzulässig, wenn sie nicht das In-

teresse des Kindes wahrzunehmen beabsichtigt, sondern nur auf die

Vorschrift des Gesetzes hinweist. Beschluss vom 2. Januar 1888

(Jahrb. Bd. 7, Nr. 7, S. 11; anders Schmidt, S. 125).

22. Ist an die evangelische Mutter eine Aufforderung des Amts-

gerichts ergangen, ihre in der katholischen Religion zu unterrichten-

den Kinder der katholischen »Kirche ond Schnle zuzuführen,« mit

der Verwarnung, dass ihr sonst die Vormundschaft ond die Brsiehnng

entiogen wOrde, so steht die Beschwerde gegen die Aufforderung und

Verwarnung nicht dem Prsebyieriam der eTangelischen Gemeinde, son-

dern nnr der Matter lu. Beeehloss vom 28. Oct. 1880 {Sehmidt, 8. 521).
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28. Die Bwehwerde kaon aaf neue Tbatsachen g«itfltik wer-

den. Beschlius fom 17. Mftra 1800 (Jahrb. Bd. 10, Nr. 16, 8. 73,

74; SMmüt, S. 165).

24. Ein Streit über die Frage, ob der Mutter die Vormund-

scliaft entzogen wenleii .soll, kann in der Ueschwerdeinstanz auf die

Bntzieliung der Erziehung nicht ausgedehnt werden. Bescbluss vom

27. Mai 1889 {SchmicU, S. IIB, 119).

E. RechtssäUe über weitere Beschwerden gegen Enise^eidungeti des

Landgeridäs. (Zu §. 40, Absatz 2, §§. 51—57 des Gesetzes vom

24. April 1878).

25. Nar die »unmittelbar bei der Entscheidung betheiügten

Peraonent kOnnen eine weitere Beecbwerde erbeben, tznm weiteren

Schnts der ibneu znsteheuden, dnreh die getroffene Sntscbeidang

verletzten Becbte.€ Beschlnts vom 6. Februar 1882 (Jahrb. Bd. 8,

Nr. 8, a 6, 7; iSdMc», a 128). Vgl. Nr. 26, 27.

26. Zar Erhebung einer weiteren Beeehwerde sind bereehtigt:

a. die Natter: Beeehlfisse vom 19. Mai 1884 (SckmUäi, S. 124),

24. Nov. 1884 (Jahrb. Bd. 5, Nr. 26 A, S. 66), 16. März 1885

(Jahrb. Bd. 5, Nr. 25 A, S. 57; Schmidt, S. 115), 12. Juli

1886 {Schmidt, S. 110, III), 10. Oct. 1887 {Vering, Bd. 59,

S. 175; Schmidt, S. 159), 6. October 1890 (Jahrb. Bd. 10,

Nr. 17, S. 77);

b. der Vormund: Beschlüsse vom 21. Mai 1883 (Jahrb. Bd. 4,

Nr. 35, S. 79). 27. Oct. 1884 (Jahrb. Bd. 5, Nr. 25 B, S. Ü3,

64), 26. Oct. 1885 {Schmidt, S. 183), 27. April 1889 {Schmidt,

S. 37, 38), 29. Dec. 1891 (Rhein. Arch. Bd. 85, Abth. 2, S. 38;

Vermg. Bd. 69, a 468, 464), 8. Februar 1892 (Rhein. Archiv

Bd. 84, Abth. 2, a 91—04; Vermg, Bd. 69, a 457);

c. der mfltterliche Groemter: Beschlöw vom 10. Oct. 1887 (be-

kämpft bei Vemg, Bd. 59, a 176—180, aad bei SekmiM,

a 128);

d. der evangelitehe Qegenvormond : Beschlnss vom 8. Febr. 1892

(Rhein. Arch. Bd. 84, Abth. 2, S. 90-94; bekimpa bei Vermg,

Bd. 69, S. 458, 459), vgl. Nr. 39;

e. eine protestantische Pathin, wenigstens, wenn auch der Vormund

weitere Beschwerde erhebt: Besch luss vom 29. Dec. 1891 (Rhein.

Arch. Bd. 85, Abth. 2, 8. 38; bekämpft bei Vering, Bd. 69,

S. 463, 464);

f. der Waisenrath: Beschluss vom 26. Oct. 1885 {Schmidt, S. 183)

g. ein den Kindern besonders bestellter Pfleger: Beschlnss vom
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10. Oct. 1887 (bekämpft bei Venng, Bd. 59, & 176-180, nud

bei Schmidt. S. 128);

b. Derjenige, aus dessen Pflege eia Kind genommen werden soll:

Beschlüsse vom 4. Sept. 1881 (Jahrb. Bd. 2, Nr. 23, S. 45;

bekämpft bei Schmidt, S. 128), 3. Oct. 1890 (Rhein. Arch.

Bd. 84, Ahtb. 2, S. S7-90 iVermg, Bd. 69, S. 468), vergl.

Nr. 27;

i. der katholisclte Pfarrer: Beschlüsse ?om 15. März 1880 (Jahrb.

Bd. 1, Nr. 4, S. 3; bekftmpa bei SckmkU, S. 127, 128), 23. Mftra

1885 (SekmUU, S. 127), 7. Joli 1890 (Sekmidi, S. 282), 1. Dee.

1890 (Jabrb. Bd. 11, S. 355; Vermg, Bd. 68, 8. 218-222),

6. März 1893 (Verivg, Bd. 69, 8. 471);

k. der efangelische PfSirrer: Beflchlüsee Tem 23. Februar 1885

(Jahrb. Bd. 5, Nr. 26 B, S. 70) und 16. Nov. 1889 (bekämpft

bei Schmidt, S. 127), vgl. Nr. 30;

1, das Presbyterium einer evangelischen Gemeinde: Beschlüsse vom

30. Oct. 1884 (Jahrb. Bd. 5, S. 69; bekämpft bei Schmidt,

S. 128—130), 21. Nov. 1887 (Schmidt, 6. 129, 177), 19. Aug.

1889 (Sehmidt, S. 522);

m. der evangelische Geroeindekirchenrath : Beschluss vom 14. Juni

1889 (Jahrb. Bd. 9, Nr. 12, 8. 45; bekämpft bei SekmieU,

8. 128);

D. der Schnliaspector: Beeehlase vom 5. Mirz 1883 (Jahrb. Bd. 4,

Nr. 36, a 80; bekämpft bei Schmidt, S. 128), 6. Män 1893

(Vering, Bd. 69, S. 471).

27. Ob einer Tante der Kinder, sowie Denjenigen, bei denen

die Kinder zur Pflege untergebracht sind , eine weitere Beschwerde

zusteht, kann dahingestellt bleib<Mi, wenn die Beschwerde unbogründet

ist. Beschluss vom 10. August I8ö5 (in einer Sache aus Herford).

28. Die weitere Beschwerde eines Pfarrers ist auch dann zu-

lässig, wena die Beschwerdeschrift nicht von einem fiechtsan walte,

sondern nur von dem Beschwerdeführer unterzeichnet ist. Beschlüsse

vom 15. März 1880 (Jahrb. Bd. 1, Nr. 4, 3; bekämpft bei

iSGibmft, a 127), vom 23. März 1885 {SchmUU, B. 127), vom
16. Nov. 1889 (Mmidt, 8. 127), vom 1. Dec. 1890 (Jahrb. Bd. 11,

8. 355; Feringy Bd. 68, a 220).

29. IMe vom Vorsitzenden eines katholisehen Kirehenvontandes

nnterseichnete weitere Beschwerde, die keine Unterschrift eines Rechts-

anwaltes trägt, ist schon aus diesem Urumlf nn/.ulässig. Beschluss

vom 18. Januar 1886 {Schmidt, S. 127, 128). Vgl. Nr. 20.

30. Die w^itertj Beschwerde eines evaogtilischeu Geusliichen ist
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onsalteig, wenn die Absetnng eines Intiioliielien Vormnndes be-

gehri wird, und dieser Antrag vom Amtsgerichte ond Ltndgeriehte

abgelehnt ist Beeehloss Tom 20. Sept 1886 (Jahrb. Bd. 6, Xr. 17,

S. 33; Sehmidi, S. 124).

31. Bei Entscheidung über die weitere Beschwerde sind die

neuen thatsächlichen Anführungen der Besch werdeschrift nicht zu

berücksichtigen. Beschluss vom 16. März 1S85 (Jahrb. Bd. 5,

Nr. 25 A, S. 58; SchmicU, S. 131). Vgl. Nr. 32.

32. Wird in der Besch werdeschrift eines evangelischeu Pfarrers

nur behauptet, dass die Entscheidung des Landgerichts auf ^Un-

kenntniss der Umstände« beruhe, so kann das Kammergericht darüber

Ermittlangen anstellen und demnächst die Akten dem Landgerichte

znr Brwftgang vorlegen lassen, ob dasselbe seinen Beschluss selbst

Andern wolle, fieschlnss vom 16. Not. 1889 (bekftmpft bei MmmK,
8. 183-185). Vgl. Nr. 31.

88. Das Kammergericht kann darüber nrtheikm,

a. ob der Beweis erbracht ist, dass die Eltern sich Aber die ka-

tholische Erxiehnng ihrer Kinder geeinigt habea: Beschlösse

vom 10. August 1885 (in einer Sache ans Herford) nnd 6. Oet
1890 (Jahrb. Bd. 10, Nr. 17, S. 82; bekämpft bei Vering,

Bd. 67, S. 143, 144);

b. ob das Wohl des Kindes durch katholische Erziehung nach Lage

der Sache gefährdet wird: Beschluss vom 10. Oct. 1887 (be-

kämpft bei Vering, Bd. 59, S. 176-180, und bei Schmidt^

S. 132);

c ob es nach Lage der Sache dem Interesse der lutherischen Kinder

entspricht, dass sie nicht von ihrer katholischen Mutter, sondern

von einem Intherischen Manne bevormundet werden: Beschlnss

vom 16. MArs 1885 (Jahrb. Bd. 5, Nr. 85 A, 8. 56-63« he*

kAmpft bei aekmOi, 8. 182).

34. Die Bntsoheidnng des Landgerichts^ wodurch oiaer katho-

lischen Matter die Vormnndschall entsogen ist, kau anf weiten

Beschwerde der Mntter anfgehoben werden, wenn das Kammergericht

findet, dass far die getrofTene Massregel noch kein genügendes Ma-

terial vorliege. Beschluss vom 27. Mai 1889 (bekämpft bei Sehmidi,

S. 132).

35. Wird die weitere Beschwerde als begründet befunden, und

deshalb nicht nur die Entscheidung des Landgerichts, sondern zu-

gleich in der Sache selbst die Entscheidung des Amtsgerichts auf-

gehoben, so kann ein zur AnsfAhrnng der amtsgerichtlichen fint-

scheidong inswischen ergangener nener Beschluss ebenfalls ao^
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hoben werden. Bescbluss vom 12. Juli 1886 (bekämpft bei SchmicU^

S. 133).

Zweiter Abschnitt: Reohtssfttze Ober Kinder aus ungemischten Ehen.

36. Auf Waisenkinder ans der Ehe eines Katholiken mit einer

Kaiholikin findel die Deelaration fom 21. NoYember 1808 keine An-

wendvng. Beechloss ?om 8. Februar 1892 (Rhein. Arch. Bd. 84,

Abth. 2, S. 92; Vmnff, Bd. 69, 8. 459, 480). Vgl. Nr. 87—39.

87. Wird die e?angelieche Wittwe eines eyangelisehen Vennes

katholisch^ so ist sie nach den in Rbeinpreossen geltenden Gesetzen

verpflichtet, ihre Kinder in der evangelischen Religion unterrichten

zu lassen. Beschluss vom 27. Mai 1889 (bekämpft bei SdumeUt

S. 169, 170). Vgl. Nr. 36, 39.

38. Der Wille der Eltern ist nach den in Bheiopreossen be-

stehenden Gesetzen fftr die religiöse Bfxiehung eines Waisenkindes '

nicht unbedingt massgebend. Beschlnss vom 8. Februar 1892 (Rhein.

Arch. Bd. 84, Abth. 2, 8. 92, 98; Vermg, Bd. 69, & 459, 460).

89. Die Unterriehtung eines Waisenkindes in der katholischen

Rsligion kann gegen die in Rheinprenssen geltenden Gesetze rer*

stossen , auch wenn beide Eltern katholisch waren und das Kind

katholisch erziehen wollten, ferner der Vormund mit Zustimmung des

Amt'igerichts das Kind katholisch erziehen will, und das Landge-

richt eine hiergegen gerichtete Beschwerde des Gegenvormundes zu-

rückgewiesen hat; die Entscheidung des Landgerichtes ist nämlich

auf weitere Beschwerde des Gegenvormundes aufzubeben, wenn sie

auf der Meinung beruht, dass der Wille der filtern nach ihrem Tode

befolgt werden müsse. Beschluss Yom 8. Februar 1892 (Rhein. Arch.

Bd. 84, Abth. 2, 8. 90—94; bekimpft bei Vmng, Bd. 69, 8. 457

—462). Vgl Nr. 18 e. und Nr. 26 d.

DritlMr Abtchaitt: ÜMlilültzt Obar Kiaiir am gaaiieeMMi Elm.

A, Bechtssatä über Geltung des Ge9d8M bei Wechsel des Wohnortes,

40. Ist eine gemischte Bhe im Gebiete des ?ormaligen Hersog-

thnms Nassau, am damaligen Wohnorte des Brftutigams, geschlossen,

wo die Ehegatten wohnen blieben , bis die Bhe durch den Tod des

evangelischen Mannes aufgelöst wurde, und verzieht dann die katho-

lische Wittwe mit den Kindern in das Gebiet der Cahinetsordre vom

17. August 1825, so sind die Vorschriften dieses Gesetzes für die

Wittwe massgebend. Beschluss vom 5. April 1886 (vgl. Schmidt,

S. 179, 180, 450, 451).
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B. Rechtssätze für das Gebiet des prcussisrhen Ällyem. Landrechis.

(Zur Declaration vom 21. November 1803 und zu g§. 77—85 II 2

«. Für den Pail, da— der Vater noch lebt, oder woeniggiena sein Tod
noch nicht feataUht,

4h Kinder aus gemischten Ehen mftsaen in der Religion des

Vaters unterrichtet werden, solange eine nnzweideutige Willens-

erkUrung des Vaters, dass die Kinder in einer anderen Religion

unterrichtet werden sollen, nicht erwiesen ist. Beechlnss Toro^lO. Aug.

1885 (in der Sache au8 Herford). Vgl. Nr. 43, 44.

42. Eine Einigung der Eltern über den ihren Kindern zu er-

theilenden Religionsunterricht, mit der Wirkung, dass kein Dritter

ein Recht hat, den Eltern zu widersprechen, ist auch unter ge-

schiedenen Ehegatten möglich. Beschluss vom 6. Oct. 1890 (Jahrb.

Bd. 10, Nr. 17, 8. 81 ; Vering, Bd. 67, S. 142).

43. Ob und wie sich die Eltern über die religiöse Unterricbtuii^

der Kinder geeinigt haben, ist ans ihren Brkl&mngen und Hand-

lungen, nach der gesammten Sachlage, an ermitteln. Beschluss vom

6. Oct. 1890 (Jahrb. Bd. 10, Nr. 17, & 81, 82; Veritig, Bd. 67,

S. 148). Vgl. Nr. 41, 44.

44. Ist der katholische Wittwer ^ner evangelischeo Frau ab-

wesend, nnd sein Aufenthalt unbekannt, und sind deshalb die Kinder

unter Vormundschaft gestellt, so müssen die Kinder in der katho-

lischen Religion unterrichtet werden, solange nicht feststeht, dass

die Eltern sich anders geeinigt haben. Beschluss Yom 10. Aug. 1885.

Vgl. Nr. 41, 45.

45. Aul Grund einer mit dem protestantischen Ehemanne ge-

troffenen Einigung kann die katholische Frau die katholische Unter-

richtaug der Kinder fortsetzen, wenn auch der Mann za Znchtbans-

strafe mit Verlast der bfirgerlichen Ehrenrechte and mit Zalissig-

keit von Poliiefaiahicht ernrtheilt, nnd die Ehe deshalb geschieden

ist, daher die viterliche Gewalt und das Eräehungsrecht des Mannes

anfgehOrt hat, überdies der Hann abwesend, nnd sein Anfenthalt un-

bekannt ist. Beschluss vom 6. Oct. 1890 (Jahrb. B>1. 10, Nr. 17,

S. 77—83; Vertilg, Bd. 67, S. 139—144). Vergl. Nr. 44.

£rffe GYasie') von BeelUsiätMen für den PaUt datt der Tod de§
Voten futaUhi,

46. Die Wittwe aas gemischter Ehe ist in der Kegel gesets-

lieh verpflichtet, die Kinder in der Religion des Vaters aaterrichteo

1) Dio anter Nr. 48 bu 51 fenekhneteii Entseheidangen stimiiiMi daifo
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za lassen. Bescbluss vom 21. Mai 1883 (Jahrb. Bd. 4, Nr. 35,

S. 78).

47. Hat ein katholisclier Ehemann bis zu seinem Tode die

Kinder in der katholischen Religion unterrichten lassea, so ist die

evangelische Wittwe nicht berechtigt, die Kinder in der evangeli-

schen Religion zu unterrichten. Beschluss vom 24. November 1884

(Jahrb. 5, Nr. 26, S. 66, 67; Sdmid^ S. 148, 149).

48. War der evangelische Ifaiin bis so setnetn Tode damit ein-

erstanden, dass die Kiader katholisch erzogen werden sollten, so ist

die katholische Wittwe hereehtigt, die Kinder in der katholischen

Religion zn nnterrichten. Beschlösse vom 16. Oet. 1885, 14. Pebr.

1887 und 10. Oct. 1887 {Vering, Bd. 59, S. 175; Schmidt, S. 158,

159). Vgl. Nr. 45, 62.

49. Sind z. B. die Eltern in der katholischen Kirche getränt,

dio Kinder katholisch getauft, und die schulpflichtig gewordenen

Kinder schon bei Lebzeiten des Vaters in der katholischen Religion

unterrichtet, und ergibt sich daraus »der geeinigte und zum Theil

auch bereits beth&tigte Wille der Ehegatten,« die Kinder katholisch

za eniehen, so ist die katholische Wittwe berechtigt, alle Kinder in

der katholischen Beligion tn nnterrichten. Beschluss vom 10. Od.
1887 (FeruN^, Bd. 59, 8. 175; Sekmdt, S. 159).

50. Bind die ftlteren Kinder bei Lebseiten des evangelischen

Vaters in der katholischen Religion anterrichtet worden, und hat der

Vater damit oder sonst den Willen zu erkennen gegeben , dass alle

Kinder katholisch erzogen werden sollten, so ist die katholische

Wittwe berechtigt, alle Kinder in der katholischen Religion zu unter-

richten. Beschlüsse vom 16. Oct. 1885 (Vering, Bd. 59, S. 175),

14. Februar und 23. Juni 1887 {Schmidt, 8. 158, 159, 161),

2. Januar 1888 (Jahrb. Bd. 7, Nr. 19, S. 41—43; Schmidt, S. 160)

nnd G. Februar 1888 {Venng, Bd. 60, S. 433; SehmkU, S. 160.

161). Vgl. Nr. 68.

51. ümsomehr ist die katholische Matter berechtigt, aach iht

jängstss Kind katholisch an nnterrichten, wenn alle älteren Kindet

bei Lebseiten des Vaters in der katholischen Religion nnterrichtet

wnrden, nnd auch sonst anzunehmen ist, dass der evangelische Vater

Aberein, daas in ihnen die hier aasgezogenen Rechtssätze zu finden sind (die

a. E. auf riobtiger Awlegang des OcMtMs berahen). Kur la d«r Batwiefcsltiig

der rechtliefaen Oadditipoiikto. die in dem nlmlieheB Ziele Ahlten, waiebm
de von sliiMder tb. (VeigL oben 8. 260). Dato» waitntUeb fefnefaiaden dnd
die nnter Nr. 54 bis 58 endehaetoB Entscheidungen nnd Baehtnitie (die

m. IL nnf iniger Aoalegnng das OateCiet bemben).
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alle Kinder in der katholiaclieii Religion eniehen InaieB wollte.

. scblon ?om 2. Janoar 1888 (Jahrb. Bd. 7, Nr. 19, 8. 42; Fmny,
Bd. 60, S. 434--486; SekwM, S. 160).

51. Hat der Vatw ein Kind wenigstens das ganze letite Jahr

vor seinem Tode in dem Olanbenebekenntnisse der Matter unter-

richten lassen, so muss der Unterricht in ehen der Art auch nach

dem Tode des Vaters fortgesetzt werden, bis das Kind vierzehn Jahre

alt wird. Beschlüsse vom 23. Februar 1885 (Jahrh. Bd. 5, Nr. 26 B,

S. 71; Schmidt, S. 156) und vom 6. Dec. 1886 (Vering, Bd. 58,

S. 302; Schmidt, S. 156).

52. Der katholische Beligiousunterricht muss auch danu fort-

gesetzt werden, wenn der evangelische Vater vor seinem Tode ge-

äussert hat, er sei mit dem katholischen Beligionsunterrichte nicht

mfirieden, nnd er werde das Kind zum evangelischen Beligionsunter-

richte berannehen. Beschlnes vom 6. Dee. 1886 (Vmng, Bd. 58,

S. 802; fidbiNtt, S. 156).

f. Zweite Clai9€ von HechUtätteu für den Fali, dam der Tod des Vaters

feststeht.

54. Kinder aus gemischten Ehen müssen nach dem Tode des

Vaters in seiner Religion auch dann unterrichtet werden, wenn die

filtern sich dahin geeinigt haben, dass die Kinder im Glaubensbe-

kenntnisse der Mutter unterrichtet werden sollten. Beschluss vom

14. Juni 1889 (Jahrb. Bd. 9, Nr. 12, S. 44—48; bekämpft bei

SdmuU, & 161-168; Vermg, Bd. 67, 8. 141). Vgl Nr. 45,

48—51, 64.

55. Die evangelinche Wittwe iet verpflichtet, ihre Kinder in

der katholiechen Religion anterrichten su lassen, auch wenn der

katbolieebe Mann ihr gestattet hat, die Kinder evangelisch sd er-

ziehen. Beschlnss vom 28. Oetober 1889 (bek&mpft bei SMmM,
S. 521, 154).

56. Ebenso ist die katholische Wittwe verpflichtet, die Kinder

in der evangelischen Religion unterrichten zu lassen, auch wenn der

evangelische Mann mit ihr darüber einig war, dass die Kinder katho-

iiscii erzogen werden sollten. Beschluss vom 19. Augast 1890 (be-

kämpft bei Schmidt, S. 521, 522, 154).

57. Nur diejenigen Kinder, die das ganze letzte Jahr vor dem

Tode des Vaters im Glaubensbekenntnisse der Mutter onterrichtet

worden sind, müssen darin weiter unterrichtet werden, während die

jflngeren Kinder in der Beligion des Vaters onterrichtet werden

müssen. Beschlnss vom 21. Mai 1883 (Jahrb. Bd. 4, Nr. 35, 8. 78,

79; bekftmpA bei SehnM, 8. 156, 157).
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SS, Die katholische Wittwe eines evangelischen Mannes ist da-

her verpflichtet, diejenigen Kinder, welche das ganze Jahr vor dem

Tode des Vaters bereits katholischen Religionsanierrieht erhalten

haben, aneh feroer in der katheliachen Religion ra nnterricbten, da-

gegen den jfingeren Kindern evangelischen Rellgionaanterriebt inr-

theilen so lassen. Besehlasse Tom 28. Februar 1885 (Jahrb. Bd. 5,

Nr. 26 B, S. 70—72; bekimpft bei Stkmidt, S. 156) nnd TOin

14. Jnai 1889 (Jahrb. Bd. 9, Nr. 12, S. 44-48; bekämpft bei

Schmidt, S. 161—163; Vering, Bd. 69, S. 466).

a BetMsBüUe fUr die ^Bhemr und Westfüliadien Provifuim.*

(Zur Oabinetoordre ?oro 17. Angnsi 1825).

a. Erste Claate von Reeht§§at%en

59. Nach der Cabinetsordre vom 17. August 1825 müssen

Kinder aus gemischten Eben aach nach dem Tode des Vaters in

der Hegel in seiner Religion unterrichtet werden. Beschlüsse TOm

21. Nov. und 12. Dec. 1887 (Schmidt, S. 173, 177, 178), vom

29. Dee. 1891 (Rhein. Areb. Bd. 85, Abth. 2, S. 37—39; bekftmpft

bei FsTMigr, Bd. 69, S. 464) nnd vom 6. Mftrs 1898 (Bhein. Areh.

Bd. 86, Abtb. 2, S. 6—12; bekimpft bei Vering, Bd. 71, S. 64).

60. Die kaftholisehe Wittwe eines evangelisehen Ifannss kann

genothigt werden, die Kinder »ans der katholischen Schnle za nehmen

und der evangelischen Schule zuzuführen. € Beschluss vom 21. Nov.

1887 (bekämpft bei Schmidt, S. 173). Vgl. Nr. 3-5, 10, 61.

61. Ein katholischer Vormund lutherischer Waisenkinder kann

nicht genöthigt werden, die Kinder aus einer katholischen Erziehungs-

anstalt heraoszunehmeu , >sofern nur die Kinder von dem dort er-

theilten Religionsunterrichte ausgeschlossen und in ihrer eigenen Re-

ligion anderweitig unterrichtet werden. c Beschluss vom 12. Dec« 1887

{Schmidt, B. 104, 105, 172, 173). Vgl. Nr. 11, 60.

62. Biae katholische Wittwe ist berechtigt, die Kinder in der

katholischen Religion sn unterrichten, wenn ihr evangelischer Mann

1) Die RechlnÜM anter Nr. 59 bis 69 berahen auf der Voraauefciang,

du8 die Declaration vom 21. Nov. 1803 eine Vorschrift enthalte, die auch nach

dem Tode des Vaters zq befolgen sei. (Vgl. hiergegen Veritifj, Bd. 69, S. 464,

and Bd. 71 , S. 64). In dieser Voraassetzung stimmen die Rechtsaätze unter

Nr. 59 bis 63 mit denen anter Nr. 46 bis o3, dagegen die unter Nr. 64 bis 69

mit denen onter Nr. 54 bis 53 überein. Die Rechtu&txe aater Nr. 64 bis 09

beraheo UMtidfln uf der VomuMtioiig, den die §§. 80—88 IL 8 d« prsoMi«

sehn AllgsM. Landnehti mit dan dank die DoeUnUra Y«m 81. Nof. 1808

biib6ig«Ahrl«a Aendflmqgao, raeh in BbflinpviauMB Mtng bitttn. (TgL da-

gigeo Mmldl, & 178—17&)u
AmUt Ar IUrali««r«elit LXXL 18
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bis zu seinem Tode mit ihr darüber einig war, dass die Kinder ka-

tholisch erzogen werden sollten. BeschliUfS vom 5. April 1886

(Schmidt, S. 179, 180). Vgl. Nr. 48.

63. Hat ein evangelischer fibemann den Willen, die Kinder

katholisch erziehen zu lasseu, in anzweideutiger Weise and danemd

dadarch kandgegeben, dan er die bereita ecbnlpfliehtig gewordeoeo

Kinder io der katholiaeban Beligion nnterrichtea lieas, so Ist seine

kttholisehe Wittwe bereebtigi, alle Kinder, also aacb dia fftngisrea,

in der katbolischen Esligion an nnterriehten. Bescbloss Tom S. April

1886 (Mmidt, S. 179, 180) Vgl. Nr. 50.

^ Zmeiie Oaue «Mi RedUitäiaen,

64. Hatte sich der evangelische Mann mit der katholischen

BVau dahin geeinigt, dass die Kinder katholisch erzogen werden

sollten, so ist nichtsdestoweniger die katholische Wittwe verpflichtet,

die Kinder in der evangelischen Religion unterrichten zu lassen.

Bescbluss vom 21. Nov. 1887 (bekämpft bei Schmidt, S. 177, 178).

65. Hatte z. B. der atangelische Vater die Kinder zar katb^

iiacben Schule ftberwieson, um sie in der kaibolischen Beligion nnter-

riehten nnd enieben in lasten, so mnss demoeh die katbolisobe

Wittwe den Kindern e?ingelisehen Beligionsnntarricht ertbeilen

lassen. Beseblnss vom 21. Not. 1887 (SdMtt, S. 177, 178).

66. Waisenkinder, die nach dem Tode des evangelischen Vaters

durch die katholische Mutter katholisch erzogen wurden, müssen in

der evangelischen Religion unterrichtet werden, wenn auch die Eltern

bis zu ihrem Tode darüber einig waren, dass die Kinder katholisch

erzogen werden sollten. Beschluss vom 30. Oct 1884 (Jahrb. Bd. 5,

S. 69, 70; bek&mpft bei Schmidt, S. 175).

67. Aneh wenn der eTangelisehe Mann seine kafcbolisebe Pran

1) Aaeh in JahitadM ftr InftMhflidiagMi dai TamBwgiriubti indefc lieb

da BatehloM Tom 5. April 1886. Bd. 6, Nr. 26, S. 53, 54. Doch hat der Hermnt-

geber weder das Amtsgericht oder aach nur das Landgericht angegeben noch

die betheiligten Personen and die Sachlage bezeichnet. Die Entscheidungs-

gründe sind nur in einem Auszuge mitgetheilt und können in Verbindung mit

der üeberschrift des Herausgebers so verstanden werden, als hätte das Kammer-

gericht in diesem Falle entschieden, auch im Qebiete der Cabinetsordre vom

17. August 1825 d&rfIeD nach dem Tode dee Vsten nur diejenigen Kinder in

4ar Religion der Mntter nnteniektet weidta, die einen eeldMii Beligionsantar-

rieht eehon bei Lebieiten dee Ynten, ond mar das game leCifce Jabr Ter eeiaeai

Tode, erhalten batfcen. Sollte diee in der Thai der Sinn der ftrtwhiMnag mIb,

mSiete das Kanmaigeriflht am 6. April 1886 iwei BntNbeidnngia in m%-
gegengeeetiieni Sinne erbueen liaben.
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überlebt and bis zu seinem Tode den Willen festgehalten hat^ die

Kinder katholisch erziehen zu lassen, müssen die Waisenkinder den-

noch in der evangelischen Religion unterrichtet werden. Beschluss

vom 29. Dec. 1891 (Rhein. Arch. Bd. 85, Abth. 2, S.37—39; be-

k&mpft bei Vering, Bd. 69, S. 462-467).

68. Sind die Kinder das ganze letzte Jahr vor dem Tode des

katholischen Vaters im latherischeD Glaubensbekenntnisse der Mutter

nnterricbtet worden, so mnss dieser Unterricht fortgesetzt werden,

bis die Kinder ?ienehn Jahre alt werden; die Mntker ist zw Intberi-

schen Unterrichtong der Kinder auch dann berechtigt, wenn der

Vater einige Tage vor seinem Tode mit Zustimmung der Mntter

bestinunt hatte, die Kinder sollten fortan katholisch erzogen werden«

Beschluss vom 2. Nov. 1885 {SekitM, S. 176, 177 ; Vering, Bd. 69,

8. 467).

69. Sind die älteren Kinder das ganze letzte Jahr vor dem

Tode des evangelischen Vaters in der katholischen Religion der

Mutter unterrichtet worden, so muss die katholische Wittwe die

älteren Kinder in der katholischen , dagegen die jüngeren in der

evangelischen Beligion unterrichten lassen. Beschluss vom 6. März

1893 (Rhein. Arch. Bd. 86, Abth. 2, S. 6—12; bek&mptt bei Vering,

Bd. 71, S. 64—66).

D. RecHssälze für das Gebiet des gemeinen Hechts.

70. Nach gesetzlichen Vorschriften des gemeinen deutschen

Rechts, die z. B. im Bezirke des Amtsgerichts za Homburg v. d. fl.

gelten, ist die katholische Wittwe eines evangelischen Mannes ver-

pflichtet, die Kinder bis sa den Onterscheidnngsjahren in der Be-

ligion des Vaters zn erziehen, sofern nicht durch Vertrag der Bhe-

lente eine andere Bestimmung getroffen ist Beschluss vom 27. April

1889 (bekftropft bei SekmuU, S. 37, 88, 74-76, 89).

Viartar Abaolmitt: Raohlasitze aber Miobaliolie Kimiar.

A, RechisscUe über Geltung des Gesetees hei Wechsel des Wohnortes,

71. Ist ein uneheliches Kind im Gebiete des preussischen All-

gemeinen Landrechts geboren , worin auch die Mutter zur Zeit der

Geburt ihren Wohnsitz hatte, und ist dies das nämliche Rechtsge-

biet, worin das Kind bevormundet wird, die Schale besucht und sich

aufh&lt, 80 bestimmt sich die religiöse Erziehung nach den Vor-

schriften des preussischen AUgem. Landrechts, obwohl die Mutter

ausserhalb Prossens wohnt Beschluss ?om 17. Mftrs 1890 (Jahrb.

Bd. 10, Kr. 16, S. 72-76, rgl. Sdmidi, S. 455).

18*
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B, ßechtssätjBe für das Gebiei des preussischen Alldem. LanivmMi.

(Zu §. 642 II 2 A. L.-R.).

72. Ofts uneheliclie Kind einer evangelischen Mutter rnnes in

der e?angeli8chen Religion erzogen werden, bis es Tierzebn Jahre alt

wird, ohne dasa es anf den Willen der Matter oder anf andere Ver-

hältnisse ankommt Beschlosa Tom 26. Nov. 1888 (Jahrb. Bd. 8,

Nr. 2a, S. 50-52; bekftropft bei SOmiät, S. 163). Vgl. Nr. 15.

73. Tritt die katholische Mutter eines unehelichen Kindes zur

evanf,'elischen Kirche über, so muss sie gleichwohl das Kind katho-

lisch erziehen ; auf Verlangen des Schulinspectors muss sie das Kind

zur Theilnahme am katholischen Religions- und Beichtunterriclite

in die katholische Schule bringen, falls dem Besuche dieser Schule

kein Hinderuiss entgegensteht. Beschluss vom 5. M.lrz 1883 (Jahrb.

Bd. 4, Nr. 36. S. 79—81; bekämpft bei SckmiM, S. 165; VerUig^

Bd. 65, 8. 270, 271). Vgl. Nr. 74.

74. Tritt die katholische Matter eines anehelichen Kindes aar

evangelischen Kirche Aber, so ist sie berechtigt (and verpflichtet)«

das Kind in der evangelischen Religion sn eniehen. Bsschlnss vom

17. Mars 1890 (Jahrb. Bd. 10, Nr. 16, S. 71-76; Sdmidi, S. 165).

Vgl. Nr. 73.

75. Das uneheliche Kind folgt dem Glaubenswechsel der Mutter

auch dann, wenn der Mutter die Erziehung entzogen ist. Beschluss

vom 17. M&rz 18d0 (Jahrb. Bd. 10, 8. 74),

C RechtssäUfe für das Gebiet des rheinischeti Rechts,

76. In Rheinpreossen besteht nicht die Vorschrift« dass naehe-

liebe Kinder in der Beligion der Matter enogen werden mfissen.

Beschluss vom 3. Oci 1890 (Rheia. Areh. Bd. 84, Abth. 2, S. 87

-90; Vmng, Bd. 69, S. 468—470).

77. Ist die katholische Matter eines nnehelichea Kindes ver-

schollen, so hat der Vormand, unter Anfirieht des Amtsgerichts, sn

bestimmen, in welcher Religion das Kind erzogen werden soll. Be>

schluss vom 3. Oct. 1890 (Rhein. Arch. Bd. 84, Abth. 2, S, 87—90;

Vering, Bd. 69, S. 468-470).
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XXli.

Der Ebegesetzentwiirf der imgariechen Regierung. .

(Nach 4er Uebeiwtmng des Wieoer VaterUnd. Vgl Archiv LXXl, 136 ff.)-

1. Verlöbmss,

g. 1. Zum Verlöbnisse Minderjähriger ist die EtnwiUigang ihres

gesetzlichen Vertreters nothwendig.

§. 2. Aus dem VerK^baisse entspringt kein Klagrecht auf

Schlieesnng der Sbe.

§. 3. Die Ausbedingnng Irgend einer Leistung ftr den Fall,

wenn die Verlobten die Ehe nicht schllessen würden, ist nichtig.

§. 4. Jener Verlobte, weloher von dem VerK^bnisse ohne trif-

tigen Qnmd larftekgetreten Ist oder dem anderen Verlobten zum

Bflektritte einen triftigen Qmnd gegeben bat, ist ?erpflichtet, dem
anderen Verlobten oder den Eltern desselben den Schaden xu jersetzen.

Der Schadenersatz darf den Betrag der für die Zwecke der zu

schliessenden Ehe gemachten Ausgaben nicht übersteigen.

§. 5. Was der Verlobte oder dessen Eltern dem anderen Ver-

lobton geschenkt oder als Zeichen des Verlöbnisses gegeben haben,

wird als in der Voraussetzung gegeben prftsumirt, dass die Ehe zu

Stande kommt oder das VerlObniss bis zum Tode des einen Ver-

lobten aufrecht besteht.

Wer snm Rücktritte einen triftigen Grand gegeben hat oder

jener Verlobte, welcher ohne triftigen Gmnd znrfickgetreten ist^ ver-

liert sein Rttckfordemngsreeht.

Hinsichtlich der Bfickforderoag sind die Nonnen der Bereicher-

nngskkge massgebend.

§. e. Das Entschidigungs- nnd Bflckfordemngsrecht geht anf

die Erben nnr in dem Falle über, wenn der Berechtigte dasselbe

mit einer Klage geltend gemacht hat

§. 7. Die auf den §§. 4 und 5 basirenden Klagen verjähren

innerhalb eines Jahres, vom Tage des Aufhörens des Verlöbnisses au

gerechnet

IL Ehehindemisse.

J. 8. Eine bandlnngsanfllhige Person ((• 149) kann eine Ehe

nieht ichllestenk
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§. 9. Eine Person männlichen Geschlechtes kann vor Vollendung

des achtzehnten, eine Person weiblichen Geschlechtes vor der des

sechzehnten Lebensjahres keine Ehe schliessen.

Der Justizminister kann Dispensation ertheilen.

§. 10. Ein Minderjähriger kann ohne SinwüligllDg adnes ge-

settlieheo Vertreten eine Ehe nicht schliessen.

§. 11. Zur Ehe eines MiDderjährigen anter iwaaiig Jahren ist

die Einwilligung des Vaters, und wenn kein Vater vorhanden ist,

auch die der Mntter nothwendig.

Bei einem aiisserehelichen Kinde kommt die Ertheilung der

Einwilligung der Mutter za.

Wenn die Eltern von Tisch und Bett getrennt sind, oder wenn

ihre Ehe aufgelöst wurde, geht die Mutler hinsichtlich des unter

ihrer Pflege stehenden Kindes dem Vater voran.

Insolange die Adoption nicht aufgelöst ist, kommt bezüglich

des adoptirten Kindes den leiblichen Eltern keine Einwilligung zu.

Eltern, welche durch einen körperlichen oder geistigen Defect,

oder in Folge von Fernsein dauernd gehindert, oder der vftterlicheo

Ifaeht pder der Vormandschafl Terlnstig sind, werden, wenn sie der*

selben nicht wegen VermOgensVerwaltnng verlostig worden, als nicht

vorhanden betrachtet.

Ob die Eltern Torhindert sind, wird von der WaissnbehOide

festgestellt.

§. 12. Hat der Minderjährige sein zwanzigstes Lebensjahr

vollendet und besitzt derselbe keine zur Einwilligung berechtigten

Eltern, so ist die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters nur dann

wirksam, wenn die Vormundschaftsbehörde dieselbe genehmigt hat.

Die Genehmigung ist nothweadig, wenn der gesetzliche Ver-

treter der Grossvater des Minderjährigen ist

§. 18. Ertbeilt der gesetsliche Vertreter oder der Vater oder

die Matter die Binwilligang nicht, so ist znr Schliessung der Ehe

die Einwilligung der VomanndschaftsbehOrde nothwendig.

§. 14. Die Vormundschaftsbehörde entscheidet nicht, ohne den

Minderjährigen anzuhören, und hält ausschliesslich das Interesse und

die Zukunft des Letzteren vor Augen.

§.15. Miteinander kOnnen eine Ehe nicht schliessen:

a) Blutsverwandte in gerader Linie;

b) Geschwister selbst dann nicht, wenn nur ihr Vater oder

ihre Motter gemeinsam ist;

c) der eine Eh^tte mit den Blntsverwandten gerader -Uiiie
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des anderen Ehegatten , selbst xutcb Beeodigong oder ÜDgiltigkeits-

•rklftrung der Ehe.

Die Gesetzlichkeit oder Uiigeoetslici&keit der Abetammimg maehi

keinen Unterscbied.

§. 16. EiDe neue Bbe kann Derjenige niebt MhHenen, dessen

Mhere Bbe nicbt beendigt ist oder nisbt für nngiltig erUirt wnrde,

aosgenommen wenn seine frflhere Ebe niebtig ist

Im Falle der Todeserklärang sind die §§. 94 o. 96 massgebend.

§. 17. Eine Ehe kann nicht schliessen

a) Derjenige, welcher seinen Ehegatten ermordet, abnicht-

lich getödtet oder ihm nach dem Leben getrachtet hat, mit Dem-

jenigen, mit dessen Einverstäadniss oder unter dessen Mitwirkung er

die Handlung begangen hat;

b) Derjenige, welcher den Ehegatten des Anderen ermordet,

absichtlich getodtet oder ibm nach dem Leben getrachtet bat, mit

dem anderen Ebegatten, wenn er diese Handlang im Ein?entlnd-

nisse mit ihm oder mit seiner Hilfe begangen hat

§. 18. Es ist Demjenigen verboten, eine Ehe tn schliessen,

gegen welcben wegen Geisteskrankbeit oder wegen einer selbst die

Verständigung dnrch Zeichen hindernden Taubstummheit das Yer-

fahren behufs Stellung unter Curatel eingeleitet und gegen welchen

a) das Sequester angeordnet wurde, von der Publication bis

zum Aufhören desselben;

b) die Stellung unter Curatel mit einem noch nicht rechts«

kräftigen Urtbeile ausgesprochen wurde, vom Erbringen dieses Dr-

tbeils bis zum Erwachsen desselben in Rechtskraft.

g. 19. Eine Ehe ohne Einwilligung des Vaters oder der Mutter

an sebliessen, ist jedem MindeijAbrigen verboten, weleher sein

zwanzigstee Jahr schon dberschritten hat, selbst dann, wenn der ge-

setzlicbe Vertreter eingewilligt hat
Die §§. 11, 18 nnd 14 sind entsprechend aninwenden.

§. 20. Die Eheschliessung ist verboten mit den Qeschwistem

des Blutsverwandten in aufsteigender Linie.

Die Verwandtschaft und das geschwisterliche Band ist nach dem

§. 15. zu beurtheilen.

Der KOnig kann auf Vorschlag des Justizministers Dispensation

ertbeilen.

§.21. Die Eheschliessung ist verboten, insolange die Adoption

nicbt aufgelöst ist:

a) zwischen dem Adoptirenden nnd dem Adoptirten, wie auch

den Abkömmlingen des Adoptirten;
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b) iwivcbeii ätm Adoptimden mid dem gewwnieii Bhe»

galten des Adoptirten, wie auch seiner Abkömmlinge und ebenso

zwischen dem Adoptirten oder dessen AbIcömmliDgen und dem ge-

wesenen Ehegatten des Adoptirenden.

Der Justizminister kann Dispensation ertheilen.

§. 22. Die Eheschliessung ist verboten zwischen dem Vormunde,

wie auch dessen Abkömmlingen und dem bevormandeteo, iosolange

das VormtindschaftsverhältnisB dauert.

§. 23. Die Ehescbliessung ist verboten zwischen Denjenigen,

welchen das Schsidangmriheil wegen Ebobniches die fihesehliessiing

ferboten bat

Der König kann anf Voneblag des Jnstiminisien Dispensation

gewähren.

§. 24. Eine Ehe zu sehliessen ist verboten, insolange die frühere

Ehe nicht fttr nngiltig erklärt wnrde, aueb selbst dann, wenn die

frtthm Ehe nichtig ist

§. 25. Es ist verboten, anf Gmnd einer Todeserklftmng eine

Ehe zu sehliessen, wenn der Ehegatte des für todt Erklärten oder

Derjenige, mit welchem Jener eine neue Ehe sehliessen will, weiss,

oder wenn es nachgewiesen ist, dass der für todt Erklärte den prä-

somirten Todestag überlebt hat.

§. 26, Einem Ehegatten ist es verboten , eine Ehe mit

Jenem zu sehliessen, der wegen eines gegen den anderen Ehe-

gatten bfligangenen oder rersncbten Mordes als Thäter oder Theil-

aehmer verurtheilt wurde.

Der KOnig kann anf Yorschlag des Jnstisoiinisten Dispensation

gewährau

§. 27. Der Pran ist es verboten, eine nene Ehe vor Ablauf von

sehn Monaten, von der Beendigung oder der UDgiltigkeitserUämng

ihrer Ehe gerechnet in sehliessen.

Diesss Hindemias entfällt wenn die Firan mittlerweile geboren hat

Dieses Verbot erstreckt sieb nicht auf die auf Qrnnd eines

Todeserklärungs-Urtheiles zulässige neue Ebeschliessuog und auf den

Fall des Punktes c) des §. 74.

Der Justizrainister kann Dispensation ertheilen.

§. 28. Ohne Einwilligung der kirchlichen Obrigkeit ist Jenem
verboten , eine Ehe zu sehliessen , welcher nach den Regeln jener

Kirche, zu welcher er gehört, wegen der kirchlichen Weihe oder

wegen des Gelöbnisses eine Ehe nicht sehliessen kann.

§. 29. Die Eheschliessong ist verboten in finnangeiuag des im
Sinne des Wehrgesetzes nothwendigen Bheoonsenses.
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§. 30. Es ist Yerboieo, ohne regelmässiges Aufgebot eioe Ehe

zu scbliessen (§. 52).

Die Verwaltungsbehörde kann Dispensationen ertheilen.

§. 31. Bei Anwendung des §. 17 Punkt b) , §. 21 und §. 26

kommt die ßhe, welebe beendigt oder för uogiltig erkl&rt wurde,

nicht in Betmcht

IlL Die EheseldiesmiKj ^).

§. 32. Zur Ehe^chliessung ist die freiwillige Einwilligung der

Parteien notbwendig. Zwang, Irrthum und T&uachong schliessen

die freiwillige Einwilligung mg.

§. 33. Die Eheschliessnng kann weder an Zeit noch an ejne

Bedingang geknftpfl werden. Bin derartiger Vorbehalt wird als nicht

vorbanden betrachtet

84. Der Eheachliesaang geht das Aufgebot Torao.

Das Aufgebot der Ehe kOnnen die Verlobten peradnlich durch

ihre geeetiliehen Vertreter oder durch lu diesem Zwecke Ton jenen

besonders Bevollmflchtigte erlangen.

Das Aufgebot nehmen die MatrikelfShrer vor.

§. 35. Die Ehe muss in jener Gemeinde aufgeboten werden,

welche der ordentliche Wohnsitz der Verlobten ist.

Wenn sie verschiedene oder mehrere regelmässige WobnsItM

haben, hat das Aufgebot an jedem Wohnsitze zu erfolgen.

Wenn sie an ihrem letzten ordentlichen Wohnsitze noch nicht

seit drei Monaten wohnen, ist die Ehe auch an jenem Orte aufzn*

bieten, an welchem sie unmittelbar vorher ihren ordentlichen Wohn-
Sita hatten.

§. 86. Mangels eines ordentlichen Wobnsities mnss das Auf*

gebot In jener Gemeinde vorgenommen werden, wo die Verlobten

sich aufhalten, und wenn seit ihrem dortigen Aufenthalte noch keine

drei Monate verüossen sind, auch dort, wo sie sich suletst drei

Monate hindurch aufgehalten haben. Wenn ein derartiger Aufenthalts-

ort nicht festgestellt werden kann, ronss die Ehe auch an dem Orte

der Gemeindezust&ndigkeit oder der Qeburt der Verlobten aufgeboten

werden.

Kann weder der Ort der Gemeindezuständigkeit, noch der der

Geburt festgestellt werden, so erlässt der Matrikelführer eine Landes-

Kundmachung. lo einem solchen Falle darf die Ehe nur nach Ver-

1) Das zweite and dritte Alinea des §. 34 , wie aacb die 85 bii 44,

68, 54, 58 kb SO dM diltlea AbeehsHlM M In des QeMtaeatworf tber die

MMkd sa tbartragen.
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\mS TM M Moiitleo, ron der VertffettlicliVBg dar KniidiiiaehuDg

gerechnet, geschlossen werden.

§. 37. Das Aufgebot ordnet jener Matrikelführer an, welcher

berechtigt ist, bei der Schliessung der Ehe zu interveniren (§. 48).

Zwischen zwei derart Berechtigten können die Verlobten wählen.

Hat der Matrikelführer das Aufgebot angeordnet, so nimmt er

dasselbe in seinem eigenen Bezirke vor und requirirt zugleich jene

Matrikelführer, in deren Bezirken die Ehe noch aufzabieten ist

(§§• 35, 36), behufs Vornahme derselben.

Letitere sind verpflichtet, das Aufgebot ohne ZOgern vorza-

oohmeii und vor der Vornabine den reqiiirirenden Matrikelflihrer

anter IfHtheilnng der etwa angemeldeten Hindemiese im ersttadigen.

§. S8. Das Aufgebot Icann nur dann angeordnet werden, wenn

die Parteien ?or dem MatrikelAhrer nachweisen, dass die Tom Oe-

setie Torgescbriebenen Erfordernisse der Eheschliessung ?orhanden sind.

Die Verlobten sind insbesondere gehalten, ihre Qeburtszeng-

nisse, öffentliche Docuraente, welche die zur Eheschliessnng noth-

wendige Einwilligung des gesetzlichen Vertreters und der Eltern be-

ziehungsweise die vormundschaftsbehönlliche Genehmigung (§§. 10

bis 13), die Beendigung, die Ungiltigkeitserklärung der Ehe oder

die Todeserklärung des Ehegatten (§§. 16, 24) beurkunden, die

Erlaubniss der kirchlichen Obrigkeit (§. 28), wie auch den im Sinne

des Webrgesetzes nothwendigen Eheconsens (§. 29) und die Urkunde

Aber die durch die bestehenden Normen erforderte Militftrcaution

vorzuweisen.

§. 89. Das Aufi^bot geschieht durch AfSchirung bei dem Ge-

meindehanse an einer öifentliohen Stelle durch vierzehn Tage.

In Gross- und Kleingemeinden ist die Ehe wfthrend der Af-

fichirung an zwei Sonntagen beim Qemeindehause auch mftndlicb zu

verkünden.

§. 40. Wenn der Ort des Anfgebotes (§§. 85 und 86) ansser-

halb des Geltungsgebietes des gegenwärtigen Gesetzes liegt, muss

die Ehe auf Kosten des Ansuchend^^n in einer am Ort des Aufge-

botes erscheinenden oder dort verbreiteten Zeitung veröffentlicht wer-

den. In diesem Falle ist der der Veröffentlichung in der Zeitung

folgende vierzehnte Tag als letzter Tag des Aufgebotes zu be-

trachten. (§. 44).

§. 41. Das Aufgebot moss enthalten: den Fanoilien- und den

Beinamen der Verlobten mit Benennung ihrer Eltern, den Familien-

stand der Verlobten (ledig, M&dchen, Wittwe oder geschieden), ihre

Besehftftigung, ihr Alter, ihre Religion, ihren Qebirts- nad ihiea
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Wohnort und im Notbfalle andere nAhere Bezeichnangen der Ver-

lobten, scbliesslicb die Anffordemog, dass Derjenige« der von irgend

einem geeetiliebeD Hindernieie Kenntniis bat, dies bei dem auf-

bietenden MatrikeIfQbier anmelde.

§. 42. Wenn die Veiloblen innerbalb eines Jabree, Tora letzten

Tage des Aufgebotes gerechnet, die Ehe nicht schliessen, moss das

Aufgebot wiederholt werden.

§. 43. Von dem Aufgebote kann der erste Beamte des Muui-

cipiams Dispensation ertheilen. Die Verlobten müssen jedoch in

einem vollkommen glaubwürdigen Docnmente erklären, dass nacb

ibrem besten Wissen swischen ihnen kein Ehehinderniss besteht.

Verweigert der erste Büsamte des Manicipinms die ErfOllnng

des Ansncbens, so können sieb die Verlobten an den Minister dea

Innern um Dispensation wenden.

Die Dispensation vertiert ibre Wirksamkeit, wenn die Verlobten

innerbalb eines Jabres Tom Datum derselben die Ebe niebt scbliessen.

§. 44. Die Ehe darf nur nach Verlauf von drei Tagen, vom

letzten Tage des Aufgebotes gerechnet, geschlossen werden.

g. 45. Die Ehe muss vor dem Civilbeamten geschlossen werden.

Eäne EbesehliessuDg, welcbe nicbt vor dem Civilbeamten ge-

acbeben ist, wird kraft des Gesetses nacb keber Hinsieht als fibe

betraebtei

Die Ehe ist als vor dem Civilbeamten geschlossen sn be-

trachten, wenn Denjenigen, vor welehem sie geschlossen wurde', die

Mfentlicbe Meinung fftrmm Civilbeamten .bftlt, ausgenommen« wenn

beide Parteien das Gegentheil wussten.

§. 46. Civilbeamter ist

a) der Matrikelführer in seinem eigenen Bezirke;

b) der erste Beamte des Municipiums auf dem Gebiete des

Municipiums

;

c) der Oberstnhirichter in seinem eigenen Besirke;

d) der Bürgermeister einer Stadt mit geregeltem Magistrate

auf dem Gebiete der Stadt;

e) der Osterreiebiseb-ungarisobe Botschafter, Gesandte oder

Gensnl innerhalb der von der ungarischen Regierung erhaltenen Er-

michtigung, wenn von den Eheeehliessenden der Gatte oder beide

Parteien ungarische Staatsangehörige sind.

Die vor dem im Punkte e) erwähnten Civilbeamten geschlossene

Ehe muss so betrachtet werden, als wäre sie im Auslände geschlossen

worden.
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§. 47. Der Civilbeanite kann bei der Ehescbliessung nur in

seinem eigenen Bezirke interveniren.

§. 48. Die Ehe mass in der Regel vor jenem Matrikelfubr«r

geschlossen werden, in dessen Bezirk der regelmässige Wohnsitz und

in Ermangelung desselben der Aufenthaltsort der Kheschlieasenden

oder eines derselben sich beendet.

§. 49. Der nach dem vorhergehenden Paragrapbeo zoatftodige

Matrikelfftbrer kann auf Ansuchen der Parteien einen anderen M»>
trikelführer ermächtigen, bei der fiheschlieflsung zu interreniren;

eine derartige Ecmflchtignng kinn er jedoch nnr in einem amtlichen

Schreiben nach Verlanf ?on drei Tagen, vom letiten Tage dea Auf-

gebotee gerechnet, nnd nnr dann geben, wenn er fon einem geeeti*

liehen Bhebindemisse keine Kenntniss hat

§. 50. Der Obergespan, der Bndapester Oberbflrgermeiater kann

auf motivirtes Ansacken der Parteien gestatten , dass die Verlobten

die Ehe auf dem Gebiete des Municipiums vor einem der in den

Punkten b) bis d) des §. 4t) angeführten Civilbearaten schliessen.

§. 51. Der Civilbearate darf bei Schliessung der Ehe, ausge-

nommen den Fall des §. 52, nur dann interveniren , wenn das Auf-

gebot regelmässig erfolgt ist , oder wenn für dasselbe Dispen^tion

ertbeilt wurde, und wenn ein gesetzliches Ehehindemiss nicht txk

seiner Kenntniss gelangte.

Der Ausländer mnss, wenn er im Inlande eine Ehe schliessen

will nachweisen, dass seine Bhe nach den Gesetzen seines Vater-

landes ((. 181, Alinea 2 des §. 184) anf kein Hindemias stöBst

Der Jnstiaminister kann fltar diesen Nachweis Dispenaatton er^

iheilen.

§. 52. Im Falle einer mit nahem Tode drohenden Krankheit

eines der Ehesohliessenden darf die Bhe auch ohne Aufgebot nnd

Dispensation geschlossen werden, wenn beide Eheschliessenden Tor

dem betreffenden Civilbeamten (§. 47) feierlich erklären, dass nach

ihrem besten Wissen zwisciien ihnen kein Ehehindemiss besteht;

diesbezüglich kann der Civilbeamte den Parteien auch einen Eid

abnehmen.

Ob der Fall einer mit nahem Tode drohenden Krankheit vor-

liegt, stellt unter Berücksichtigung der Umstände der inisnrenirende

Cüfilbeamte fest.

§. 53. Wenn der Matrikelführer das Aufgebot oder der Civil-

beamte die Intervention bei der Bhesehliessttng verweigert hat, ist

er verpflichtet, seine Entscheidang aitf Ansnchen der Ptoteien aammt
den Motiven schriftlich an fassen and ihnen aosinlolgen.
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Gegen den verweigernden Bescheid des in den Punkten a), c)

and d) des §. 46 erwähnten Civilbeamten ist ein fiecun an den

ersten Beamten des Municipiums zulässig.

Die Eheschliewenden können sich gegen den Bescheid der Ver-

wilttngsbehdrde an das Gericht wenden. Das Verfahrai gehört in

den Wirknagtkreie dee königliehen GerichUhoCee«

§• 54* Der Biditer prAft aar die Grttnde der Verveigmog, nad

iotofeni er dieselben Ar nawahr oder gegea das Geseto ?erstossead

iadei» asiai er den verweigernden Beseheid ausser Kraft. In diese»

Fhlle kau der MalriketfQhrer das Anfgehot , beiw. der Ciyilbeainte

die Intervention bei der Ebescbliessuug aus demselben Grunde nicht

mehr verweigern.

§. 55. Die Eheschliessung erfolgt öffentlich in dem hiezu be-

stimmten Anitslocal. Aus wichtigen Gründen kann jedoch der Civil-

beamte gestatten, dass die Verlobten die Ehe mit Ansscblnas der

Oeffentlichkeit oder ausserhalb des Amtslokales schliessen..

§. 56. Die Ehe wird derart geschloma, dass die Tor dem in-

tervenireBdea Civilheamlea msammen anweseiidea Khesehliessenden

in Oeganwart aweier Zeagen penOnlieh erkUrea, dass sie mitein-

ander das Bhe aehliessea.

Nachdem dies gesefaeheiit erklärt der.Civilbeamte die Bhe-

seblisasendea im Sinne des Oeaeiies fflr Bheleate.

§. 57. Bei einer Eheschliessung können als Zeugen nur solche

Individuen zugezogen werden, welche ihr sechzehntes Lebensjahr

schon vollendet haben und die Handlung der Ehescbliessung zu ver-

stehen im Stande sind. Zeugen können auch die Verwandten der

Sheschliessenden oder des intervenirenden Civilbeamten sein.

§. 58. Der bei der Eheschliessung intonrenirende Matrikelf&hrer

ist ?erpflichtott die eriolgte Bhesehiiessnng sofort in die iUiefflatrikel

eiaantragen.

§. 59. Im Mle des |. 60 ist Aber die eifbigte BheaehUessang

sofort in swd Bxemplaren ein PlotoeoU aateinefanion.

Bin Biemplar des Frotoeollea mnss behnik Biatragung der Bhe-

sehliessung in die Bhematrikel nnTenfiglich dem tostindigen Bfatrikel-

fährer (§. 48) übermittelt werden, das zweite aber ist in dem Ar*

chive der Behörde aufzubewahren.

§. 60. Wenn bei der Eheschliessung ein nach §. 49 ermäch-

tigter Matrikeifährer oder im Falle des §. 50 ein anderer Civil-

beamter intervenirt hat, muss dieser Umstand mit Berufung auf die

Bevollmächtigung, beziehungsweise auf das etngelaagte ProtocoU

(|. 59) in der Matrikel ersichtlieh gemaebt werden.
.
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9. 61. Die Ehe ist ungiltig, wenn ihre Schiieasuog vor dem
Cifilbeamten, aber

a) nicht im eigenen Bezirke desselben oder

b) DQit Omgehang irgend eines der im ersten Alioea des g. ^
forgeschriebenen Erfordernisse erfolgt ist.

§. 62. Auf Qrund des Punktei a) des vorhergehenden Para-

grtphen ist die Khe nicht nichtig, wenn Denjenigen« ?or welehem

sie gesebleeeea warde, die Öffentliche Meinung Ifir den Cifilbetmtea

des betreffenden Beiirlm gehalten hat« aasgenommen, wtenn beide

Piirteien du Gegentheil wonten.

§. 68. Wenn die m dem Cifilbeamten tusaromen anweeeadM

Ehesoblieeeenden penOnlieh erkiftrt haben, daei sie miteinander eine

Ehe schliessen , und wenn sie TOn der Schliessung angefangen ein

Jahr bindarch als Mann und Frau zusammen gelebt haben , ist die

Ehe mangels eines anderen im ersten Alinea des §. 40 enthaltenen

Erfordernisses uicht nichtig.

§. 64. Eine entgegen dem §. 8 geschlossene Ehe ist nichtig.

Die Nichtigkeit hört auf, wenn die handlungsunfähige Partei

nach Aufhören der Handlungsunfähigkeit die Ehe vor Beendigung

oder Ungiltigkeitserkl&rung derselben gutheisst

Ob die Fortsetzung des Zusammenlebens eine Gutheissong ist,

man naeb den Umstftnden des Falles enisebieden werden.

Die GaihdsBong ist wirkongslos, wenn swiseben den ParteieD

mittlerweile das Hindemiss des Punktes c) des §. 15, der g§. 17

oder 16 entstanden ist, selbst dann, wenn dieses sur Zeit der Oui-

beissnng soboo aufgebort bat.

Auf Grund der §§. 9, 10 bis 18 kann die Bhe selbst dann an-

gefoehteo werden, wenn die auf dem §. 8 basirende Nichtigkeit auf-

gehört hat.

§. 65. Eine Ehe ist nichtig, wenn sie entgegen einem der

§§. 15, 16 und 17 geschlossen wurde.

§. 66. Die nichtige Ehe kann vor ihrer Beendigung nur dann

far nichtig betrachtet werden, wenn sie in einem NicilitigkeitsprooesBe

als solche erkl&rt wurde.

Die nichtige Ehe muss naeb ihrer Beendigung oder nach ihrer

Nichtigkeitserkl&rang, insofern aus dem Oesetie nicht etwas Anderes

folgt« derart betraebtet werden, als wäre sie gar niebt geschlossen

worden.

§. 67. "Zur Bbilatang des Micbtigkeitsprocessss sind berechtigt:

die Bbegatten, der kOniglicbe Staatsanwalt und Jeder, der nach-
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weist, dass von der Nichtigkeitserklftrung der £lie ein rechtliches

Interesse für ihn abhängt

Zar Sinleitong eines solchen ProoessM sind insbesondere be-

rechtigt:

a) der Mhere Ehegatte auf Qrand der mit ihm Mher ge-

schlossenen Bhe, insolange letztere Bhe nicht beendigt ist:

b) der spfttere Ehegatte, wenn die Giltigkeit seiner eigenen

Ehe von der Nichtigkeit der früheren Ehe abhängt;

c) Jedermann, der bezüglich der Oiltigkeit der späteren Bhe

rechtlich interessirt ist.

§. 68. Ein in seiner Handlnngsföhigkeit beschränkter Bhe-

.gatte ist im Nichtigkeitsprocesse processf&hig.

Anf handlungsunfähige Ehegatten sind die Normen der ge-

setslichen Vertretung ansuwenden.

§. 69. Der Nichtigkeitsprocess kann nur iosolange eingeleitet

werden als die Ehe nicht beendigt wurde.

Wird die Ehe im Laufe des Processes beendigt, ao ist das Ver-

fahren nur auf Ansuchen Desjenigen fortzusetzen, für welchen irgend

ein rechtliches Interesse von der Feststellung der Oiltigkeit oder Un-

giltigkeit der Ehe abhängt.

§. 70. Das im Nichtigkeitsprocesse entstandene rechtskräftige

ürth^ ist Jedermann gegenüber wirksam. Wenn an einem anf

Grund des §. 16 eingeleiteten Nichtigkeitsprocesse der frühere Ehe-

gatte nicht theilgenommen hat, erstreckt sich die Wirksamkeit

des abweisenden Urtheiles auf ihn nicht.

§. 71. Angefochten kann jene Ehe werden, welche irgend eine

Partei g^feoflber dem §. 9 ohne Dispensation geschlossen hat

§. 72. Die Ehe kann angefochten werden « wetehe eine Partei

ohne die in den H. 10 bis 18 erforderte Einwilligung , bcaiehnngs-

weise Genehmigung geschlossen hat
Ein Trrthnm in der vormundschaftsbehOrdlichen Pestetellnng

(letztes Alinea des g. U) ist auf die Giltigkeit der Ehe nicht von

Einfluss.

§. 73. Die Ehe kann wegen Zwanges angefochten werden,

wenn eine Partei dieselbe unter der Wirkung eines Zwanges oder in

Folge einer durch Drohung nnbereohUgterweise herforgemfenen, ge-

grflndeten Furcht geschlossen hat
Die Unterordnung unter den Willen der Blteni ist noeh keine

gegründete Furcht

§. 74. Eine Ehe kann angefochten werden wegen Irrthuma:
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a) wenn eise Partei tkberhaupt keine Ehe leliliewen wollte und

nicht wusste, dass sie mit ihrer Erklärung eine H)he schliesse;

b) wenn eine Partei mit einem Anderen eine Ehe schliesst,

als mit dem sie wollte, und nicht wasste, das« die Person oiaa

andere sei;

c) wenn eine Partei schon zur Zeit der Schliessung der Bha

voUatAndig unfähig war, die ehalicbe Pfliclit zn erfüllen und die

andere Partei dies aiebi wqnte mid aoeh aus den ünatAudeo nicht

folgern konnte;

d) wenn eine Pfwtei an der im §. 100 oder in Pkinlcte d) dee

§. 102 erwihnten Strafe renirtheilt war nnd die andere Partei dies

nieht wotite, und im ietateren Falle ingleieh begrOndeterweise ange*

nommen werden kann, dass sie, wenn sie dies gewosst h&tte, die

Ehe nieht geteblossen haben würde;

e) wenn der Oatte seine Pran fon einem Anderen ansserehe-

licb geschwängert findet und dies zur Zeit der Eheschliessang nicht

wusste;

f) wenn der für todt erklärte Ehegatte nach Schliessung der

neuen Ehe sieb meldet.

§. 75. Die Ehe kann wegen Täuschung angefochten werden,

wenn die Täuschung sich auf wesentliche persönliche Eigenschaften

des anderen Ehegatten bezieht and der andere Ehegatte selbst die

Tflnschang herrorgerufeu hat oder ?on der Tanachung, welche ein

Dritter verübte, wnsste oder wissen masste.

Die Ehe kann nicht angefochten werden, wenn begrflndeter-

weise focansgeeetit werden kann, dass die getiaschte Partei die Ehe

anch ohne die Tlnschong geschlossen bitte.

§. 70. Znr Anfechtung ist berechtigt:

a) im F^He dee §.71, so lange das «nentwickelte Alter des

Ehegatten andauert , auf Grund einer Tom Jnstiiminister erhaltenen

Ermächtigung der königliche Staatsauwalt; über diese hinaus der

Ehegatte

;

b) im Falle des §. 72, so lange der Ehegatte minderjährig ist,

seine Yormundschattsbehörde, sodann der Ehegatte selbst;

c) in den Fällen der §§. 7d bis 75 der gezwungene, irrende

oder getäuschte Ehegatte.

Die VorroundschaftsbehOrde übt das Becht der Anfechtung

durch den Waisenfiscal.

• Der Ehegatte, welcher nach Erlangung seines entwickelten

Alten die Ehe gntheisst (§. 85), kann dieselbe auf Grund dee |. 72

nicht mehr anÜMlrten.
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§. 77. Der Termin der Aofechtuag Ut ein Jahr. Dieser Termin

ist zu rechnen

:

a) im Falle des §.71 für den Staatsanwalt von dorn Tage an,

an welchem ihm die Anfechtbarkeit der Ehe zur amtlichen Kennt-

niss gelangte; für den Ehegatten von dem Tage an, au welchem

er Min entwickeltes Alter erreicht hat

;

b) im Falle des |. 73 für die Vormandsobaftiibehörde ?on dem

Tage an, an welchem die Ehesehliearang derselben sur amtlieben

Kenntniss gelangte (§. 78); flBr den Bbegatten von dem Tage an,

an welchem er seine Volljährigkeit erlangte;

c) in den Fällen der §§. 73 bis 75 von dem Ta^^e an, an wel-

chem der Ehegatte von der Wirkung des Zwanges befreit wurde

und den Irrthum oder die Täuschung erkannte.

Im Falle der Punkte a) und b) ist der bis zum Ta«(e des Be-

ginnes des Anfechtungsrechtes für den Ehegatten den Behörden

gegenflber ganz oder theilweise abgelaafene Termin aacb ffir den

Ehegatten als abgelaufen zn betrachten.

{. 78. Mit der Zorkenntnissnahme der VormnadscbaftsbebOrde

ist gleich wirksam die Znrkenntnissnahme jenes gesetzlichen Ver-

treters oder des Vaters oder der Matter, deren nacbträglicba Ein-

willigung znr Aosschliessung der Anfechtung genügend Ist.

Wenn hiezu nur die nachträgliche Einwilligung Beider ge-

nügend und die Zurkeontnissnahme an verdchiedenen Tagen erfolgt

ist, 80 muss der Termin von dem Tage der späteren Zurkenntniss-

nahme gerechnet werden. Die frühere Zurkenntnissnahme Desjenigen,

welcher mittlerweile zur Einwilligung berechtigt wurde, muss so be-

trachtet werden, als wenn er dieselbe mit der Berechtigung gleich-

zeitig erlangt b&tte.

§• 79. Im Falle des §. 72 kann Innerhalb des Ar die Vor-

nnndschaftsbelUirden festgestellten Termins anch der Minderjährige,

wie anch der gesetzliche Vertreter, oder der Vater oder die Matter,

deren Einwilligung zur Ehe noch fehlt, die Anfechtung geltend

machen.

Die Anfechtung verliert jedoch ihre Wirksamkeit, wenn die

Vormundschaftsbehörde binnen drei Monaten, von der amtlichen Ver-

ständigung an gerechnet, dieselbe sich nicht zu eigen macht.

§. 80. Wenn der Ehegatte in der Vornahme der Anfechtung

durch Gewalt and Handlnngsanfilhigkeit gehindert wird, raht der

Laof des Termins, so lange dieses Hindemiss daaeri

Diese Verffigung ist eotsprechend ansawenden, wenn der im

äifdUn KMMNtht. ULZL 19

Digilized by Google



290 Civüehegeset%entwurf der ungar. Regimmg (2. Dec 1893),

§. 78 erwähnte gesetillebe Yertreter, der Vater oder die Mutier aa

der Verständigung der Vonnundschaftsbehörde verhindert ist.

§.81. Eine Anfechtung kann nicht statthaben:

a) wenn die Ehe durch ein richterliches Urtheil geschieden

wird oder im Sinne des §. 95 geendigt hat;

b) wenn der im Mündigkeitsalter stehende, minorenne, ge-

zwungene, irrende oder getäuschte Ehegatte gestorben ist;

c) auf Grund des Punktes f) g. 74, wenn entweder die frühere

oder die neue Ehe geendigt hat.

§. 82. War die Ehe innerhalb des Anfechtnngsterminee oder

Tor den Im g. 81 bestimmten Zeitpunkten niebt angefochten , wie

auQb in den FftUen nachtrflglicber Dispensation, Sinwilligung, Ge-

nebmigang nnd Gntbeissnng (§. 83 bis 86) rnoss die Anfechtbarkeit

der Ehe so betrachtet werden, als bitte dieselbe gar nicht bestanden.

g. 88. Eine nachträgliche Dispensation kann im Falle des

§.71 insolange statthaben, als der Ehegatte sein Mündigkeits-

alter nicht erreicht iiat (§. 86).

§. 84. Eine nachträgliche Einwilligung und Genehmigung kann

im Falle des §. 72 insolange statthaben, als der Ehegatte seine

Volljährigkeit nicht erreicht hat (§. 86).

Die nachträgliche Einwilligung, bezw. Genehmigung kommt

dem jeweiligen gesetzlichen Vertreter, dem zur Einwilligung be-

rechtigten Vater, der Mutter oder der VVaisenbehörde an.

Auf die Beurtheilung der nachträglichen EinwiUignng, beiw. Ge-

nebmignng ist es nicht von Eiofluss, dass der Minorenne mittlerweile

sein swanzigstes Lebensjahr ToUendet hat.

Im Uebrigen sind anf die nachtrftgliche Etnwillignng nnd Ge-

nehmigung die gg. 10 bis 14 entsprechend anzuwenden.

g. 85. Die Gutheissung ist nur dann von Wirksamkeit, wenn

der Ehegatte dieselbe an einer solchen Zeit Äussert, wo für Ihn

der Anfechtungstermio nach §. 77 schon begonnen hat.

Ob die Fortsetzung des Zusammenlebens eine Gutheissung ist,

muss nach den Umständen des Falles entschieden werden.

§. 86. Nach der Ungiltigkeitserklärung der Ehe, nach der Be-

endigung der angefochtenen Ehe, wie auch nach der durch eine An-

meldung erfolgten Anfechtung der Ehe kann eine Dispensation, Ein-

willigung, Genehmigung und Gutheissung nicht mehr statthaben.

§. 87. Die anfechtbare Ehe muss auch im Falle der Anfechtung

vor Beendigung derselben insolange als giltig betrachtet werden, bis

dieselbe im Anfeohtnngsprocesse nicht für nngiltig erkiftrt wurde.

Die anfechtbare Ehe muss im Falle der Anfbchtnng nach der
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Beendigung oder üngiltigkeitserkläning derselben, insofern ans dem

Qeaetxe nicht etwas Anderes folgt, so betraehtet werden., als wftre

dieselbe gar nicht geschlossen worden.

§. 88. Die Anfechtung erfolgt, insolange die Ehe nicht be-

endigt ist, durch eine Klage, eventuell durch eine Widerklage, nach

Beendigung der Kbe durch eine an das Gericht gerichtete An-

meldung.

Die durch eine Klage erfolgte Anfechtang kann nnr bis zur

Beendignag der Bhe snrückgesogen werden.

Die Znrflckiiehnng der Anmeldnng ist wirknngslos.

§. 89. Der Ehegatte kann bei der Vornahme der Anfechtung

nur persönlich vorgehen.

Advocatorische Vertretung kann auf Grund einer SpecialvoU-

naacht statthaben.

Sin in seiner Handlungsahigkeit beschränkter Ehegatte ist im

Anfeehtnngsprocesse processfthig.

Im Falle der §§. 71 nnd 72 geht der Process, wenn der Ehe-

gatte im Laufe des Processes sein Mündigkeitsalter, bezw. die

Volljährigkeit erreicht, auf ihn, wie er ist, über.

§. 90. Die Verfügungen der §§. 69 und 70 sind auf die An-

feehtnngsprocesse entsprechend anzuwenden.

§. 91. Nach Beendigung der Ehe kann Jedermann seine Ton

der Qiltigkeit oder Ungiltigkeit der Ehe abhängenden Rechte geltend

machen, nnd insofeme es in seinem recbtlicbeo Interesse liegt, kann

er anf Feststellung der Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Ehe eine

Klage anstrengen.

Das bestandene rechtskräftige Urtheil ist nur den im Frocesse

Stehenden gegenüber wirksam.

§. 92. Die Yerfftgungen der §§. 3 bis 5 sind anf die Ungiltig-

keit der Ehe beim Processe entsprechend anzuwenden. In Nichtig-

keits- oder durch den königlichen Staatsanwalt angestrengten An-

fechtnngsprocessen kann der Richter das getrennte Leben der Ehe-

gatten auf Antrag des königlichen Staatsanwaltes, oder auch von

Amtswegen anordnen.

§. 93. Zum Vorth eile jener im guten Glauben befindlichen

dritten Personen, die mit den in einer ungiltigen Ehe lebenden

Ehegatten bis zur Ungiltigkeitserklftmng sich in Bechtsgeschftfte

eingelassen haben, hat die nogiltige Ehe die Eechtswirknng der

giltigen Ehe.

19
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F. BeeMgimg dar Ehe.

§. 94. Die Ehe endigt

a) mit dem Tode eines der Ehegatten;

b) dnroh riehterliehe Scheidung.

Im Ml« der Todeserklftiiing ist die PriUnntion massgebend,

dass der lodt Srklftrle nicht weiter gelebt hat, als bis sa dem Zeit-

punkte, welcher in dem ürtheile als der Tag seines Hinscbeldene

festgestellt wird.

§. 95. Die Ehe endigt auch dadurch , dass einer der Ehe-

gatten nach der Todeserklärung des anderen eine Ehe schliesst,

ausgenommen wenn eine der die neue Ehe schliessenden Parteien

zur Zeit der Eheschliessnng wnsste» dass der für todt Erklärte lebt,

oder die neue Ehe aus einem anderen Gnnde nichtig oder auf Grand

des Punktes 0 §* 74 nngiltig erklArt ist.

§. 96. Die Ehe kann nur durch ein ricbterlicbes Urtbeil und

nur aus den in den §§. 97 bis 102 enthaltenen Gründen geschieden

werden.

§. 97. Die Scheidung der Ehe kann jener Ehegatte ver-

langen, dessen Ehegatte einen Ebebrach oder widernatürliche Un-

sucht b^eht, oder wissend, dass seine Ehe noch aufrecht besteht,

eine neue Ehe scbliesst

% 98. Die Scheidmig der Ehe kann jeder Ehegatte ?erlangen,

den sein Ehegatte treulos ?erlassen bat

Treuloses Verlassen liegt nur dann Tor:

a) wenn der die eheliche Lebensgemeinschaft absichtlich und

ohne rechtlicbeu Grund zerstörende Ehegatte durch einen richter-

lichen Bescheid zur Wiederherstellung der Lebensgemeinschaft ver-

pflichtet wurde und diesem Bescheide innerhalb eines Jahres unge-

rechtfertigter Weise nicht Genüge leistet;

b) wenn der treulos verlassende Ehegatte, dessen Aufenthalts-

ort unbekannt ist, und von dem mindestens seit einem Jahre jede

Spur verloren ging, zur Wiederherstellung der Lebensgemeinsclmft

innerhalb eines Jahres im Wege einer richterlichen Kundmachung

ohne Erfolg aufgefordert wurde.

§. 99. Die Scheidung der Ehe kann jener Ehegatte ver-

langen, dem sein Ehegatte nach dein Leben trachtete, oder den

sein Ehegatte in einer, die körperlicbe Unversehrtheit oder die

Gesundheit gefährdenden Weise absichtlich schwer misshandelt hat.

§. 100. Die Scheidung der Ehe kann jener Ehegatte ver-

langen, dessen Ehegatte wegen eines Verbrechens nach Schliessung
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der Ehe rechtskräftig znm Tode oder zu mindestens fänQährigem

Zochtbause oder Kerker vernrtheilt wurde.

§. 101. Die Scheidung der Ehe hat auf Grund des vorher-

gehenden Paragraphen nicht statt, wenn der Ehegatte das Ver-

brechen vor Schliessnng der Ehe begangen bat und sein Ehegatte

hievon zur Zeit der Eheschliessung KeDotniM hatte.

§. 102. Die Ehe kaon auf Verlangen eines der Ehegatten ge-

«ehleden werden, wenn der andere Ehegatte:

a) die Pflichten des Ehegatten durch lein abriehtUehee Be-

tragen schwer Tcrletit;

b) ein rar FbinfUe des Ehegatten gehörendes Kind rar Be-

gehung einer strafbaren Handlang oder znm nnttoraBsehen Lebens-

wandel veranlasst oder zu veranlassen trachtet;

c) einen unmoralischen Lebenswandel v6r8tocl[ter Weise fort-

setzt oder

d) nach Schliessung der Ehe rechtskräftig zu einer Zuchthaus-

oder Kerkerstrafe in der Dauer von weniger als fünf Jahren wegen

eines aus Oewinnsacbt begangenen Vergehens ra Oelängniss ver-

nrtheilt wurde

und der Richter nnter sorgfältiger Beriicksichtignng der Indi-

fidaalitftt oder der Lebensrerhftltnisse der Ehegatten sich davon

ftbersengt hat, dass das eheliche Yerhftltniss in Folge der ange-

führten Gründe so sehr zerstört ist, dass ftr den die Scheidnng Ver-

huigenden die wettere Lebensgeoieinschaft nnertrftglich wnrde.

§. 108. Die Scheidnng der Ehe kann nicht verlangen, wer in

die strafbare Handlung seines Ehegatten eingewilligt, oder an der-

selben theilgenommen bat.

Der Umstand, dass auch gegen die die Scheidung verlangende

Partei ein Scheidungsgrnnd vorliegt, schliesst das Klagerecht nicht aus.

§. 104. Das Klagerecht hört auf, wenn der Ehegatte die

strafbare Handlung verziehen hat.

Eine Verzeihung hat auch im Laufe des Proccsses statt.

§. 105. In den Fällen der §§. 97, 99, 100 und 102 kann die

Klage nur innerhalb sechs Monate, von dem Tage gerechnet, ange-

strengt werden, an welchem der Ehegatte zur Kenntniss der straf-

baren Handlang, betiehnngsweise des rechtslLrAftigen Strafortheiles

gelangte.

Nach Yerlanf von sehn Jahren nach VerfNmng der strafbaren

Handlvng, beiw. nach Erwachsen des Straflsrtheiles in Becfatskiafl,

hal eine Scheidungsklage nicht statt

Ist der Ehegatte an der Anstrengung der Klage diieh Qe-
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walt oder Handlangsunffthigkeit mhindert, ruht der Lauf d«
Termines, so lange dieses Hinderniss dauert.

§. 106. Zur Unterstützung des Verlangens auf Scheidung kann

nebst den als Basis der Klage oder der Widerklage dienenden

Scbeidungsgründen auch auf einen solchen Scheidungsgrund BerufuDg

geschehen, bezuglich dessen das Klagerecht schon aufgehört hat.

§. 107. In dem Scheidangstirtheile ist jener Ehegatte, in

Folge dessen Schuld die Ehe geschieden irarde, fdr schuldig n er*

klAren.

Wenn in Folge einer Widerklage die Scheidung der Ehe in

Folge der Schnld heider Parteien erfolgt ist, erklärt der Richter

beide Ehegatten fär schuldig.

Auch ohne Widerklage kann der Geklagte verlangen, dass im

Falle der Scheidung der Ehe auch der Kläger für schuldig erklärt

werde, wenn er gegen denselben einen Sclieifliint^sgruml nachweist;

dieses Verlangen kann er auch auf einen solchen Scheidungsgruud

basiren, bezfigUch dessen sein Elagerecht schon aufgehört hat, wel-

cher aber zor Zeit des Entstehens des die Basis der Scheidung

bildenden Scheidnngsgmndes noch bestanden hat.

Dem wegen Ehebmches Ar schuldig erl[lärten Ehegatten

ist im Scheidnngsurtheile die Bheschliessong mit Demjenigen su

verbieten, mit dem er den Ehebmch begangeu hat.

§. 108. Ein in seiner Handlungsfähigkeit beschränkter Ehe*

gatte ist in dem bebufo Scheidang der Ehe angestrengten Pro-

cesse processföhig.

§. 109. Im Namen eines geisteskranken Ehegatten kann

dessen gesetzlicher Vertreter mit Ermächtigung der Vormundschafts-

behörde die Scheidung der Ehe verlangen.

Die VormandschaftsbehOrde \am die Ermächtigung nur dann

ertheUen, wenn das offenbare Interesse des geisteskranken Ehe-

gatten die Scheidung der Ehe erheischt

§. 110. Die Ehe endigt an dem Tage, an welchem das

Scbeidungsurtheil in Rechtskraft erwächst.

§.111. Im Falle der Scheidung der Ehe sind auf die ver-

mögensrechtlichen Verhältnisse der Ehegatten, insofern das gegen-

wärtige Gesetz nicht anders ver^ägt, die zu Kraft bestehenden Hechts-

normen anzuwenden.

§. 112. Hat das ürtheil nur einen der Ehegatten für schuldig

erklärt, so kann von diesem der andere Ehegatte die während des

Bestandes der Ehe g^ebenen Geschenke surfickfordem. Die Schenk-

m^ersprechungen, welche der unschuldige ShsigEtte in Ghe-

Digitized by Google



Civilchegeaeizentwurf der ungar, Regierung (2. Dec, 1693). 295

vertrage, wie auch während des Beütaudes der Ehe für deu scbuldigeo

Theil machte, verlieren ihre Kraft.

Fär die Rückforderung sind die Normen der Bereicberuogs-

klage massgebend.

Das Beobt der Rückforderung geht auf die Erben nur in dem

Falle über, wenn der Ehegatte daeselbe darcb eine Klage geltend

gemaeht hat.

Die Klage Terifthrt innerhalb eines Jahies Ton der Seheidnng

der Ehe gerechnet.

§. 118. Der für schnldig erklärte Mann ist Terptiehtet, die

nichtschuldige Frau seiner Vermögenslage und gesellschaftlichen

Stellung entsprechend zu unterhalteu, insoferne für einen derartigen

Unterhalt das Einkommen der Frau ungenügend ist.

Der Unterhalt ist in Baarem, in vorhinein und in der Regel

in monatlichen Raten zu bezahlen.

Der Gatte ist auf Wunsch der Fraa Terpflichtet, den Unterhalt

sichersnstellen.

§. 114. Eine Erhöhung des bemessenen Unterhaltes hat statt:

a) wenn selbst der nothwendige Unterhalt wegen der Ver-

mögenslage des Hannes nicht festgestellt werden konnte nnd diese

sich mittlerweile gebessert hat;

b) wenn bei Feststellung des Unterhaltes solche Einkünfte der

Frau in Rechnung gezogen wurden, welche diese später ohne ihr

eigenes Verschulden verloren hat.

§. 115. Bezüglich des Unterhaltes können 'die Ehegatten

nach Anstrengung des Processes sich frei vereinbaren, und die Frau

kann demselben auch entsagen.

Die Verpflichtung des Unterhaltes geht auch auf die Erben des

Mannes Aber. Diese können aber die Herabsetzung desselben bis lur

Hohe des Beineinkommens der Hinterlassenschaft verlangen.

§. 116. Die Pflicht des Mannes snm Unterhalte hört auf, wenn

die Frau eine neue Ehe scbliesst.

§. 117. Die geschiedene schuldige Frau kann den Namen ihres

Mannes uicht tragen. Die nichtschuldige Frau aber kann den Namen
ihres Mannes auch nach Scheidung der Ehe beibehalten, wenn sie

diesen ihren Willen auch im Processe ausgedmckt hat. Der Richter

ist verpflichtet, dieses Becht der Frau in dem Scheidungsurtheile

auszusprechen.

§. 118. Der Richter entscheidet in dem Scheidungsurtheile

auch hinsichtlich der Unterbringung und des Unterhaitee der ge-

meinsamen minorennen Kinder.
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Wenn die Eltern es nicht anders vereinbart haben, bleiben die

Kinder bis zn ihrem siebenten Lebensjahre bei der Mutter, über

dieses Lebensalter hinaus aber werden sie der Obsorge des nicht-

schuldisxen Vaters oder der nichtscliuMigen Mutter, wurden aber

beide Eltern für schuldig erklärt, werden die Knaben der Obsorge

des Vaters, die Mädchen der der Mutter anvertraut.

Der Richter kann aber mit Berflcksicbtigiing der Sehnldbarkeit

der Ifiltem nnd anderer persönlicher Unstftnde Im offenbaren In-

teresse der Kinder auch abweichend Ton der Vereinbarung der Bltera

imd von den obigen Normen forfttgen, ja er kann sogar die Kinder

nach der Obsorge einer dritten Person flbergeben.

Die Kosten des Unterhaltes und der Erziehung der gemein-

samen Kinder sind beide Eltern verpflichtet, im Verhältnisse ihrer

Einkommen zu decken, wenn das ßinkommen aus dem Vermögen

der Kinder hiezu ungenügend ist.

Im Falle einer Gefahr kann sowohl das Gericht, wie auch die

VormundschaftsbehOrde die Sicberstelinng des fiär die Kinder festge-

stellten Unterhaltes anordnen.

§. 119. Erachtet der Biehter die im Processe anfgoklirten

Thatnmstftnde nicht fflr genflgend daan, um hinsicbtlieh der Unter-

bringung nnd des Unterhaltes der Kinder lu entscheiden , sieht or

von einer bezüglichen Verfüirun&: ab nnd leitet nach Beendigang des

Processea die Akten behufs Verfügung an die Vormundschaftsbehörde.

§. 120. Hat der Richter in dem Scheidungsurtheile hinsicht-

lich der Unterbringung und des Unterhaltes der Kinder entschieden,

entspricht aber seine Entscheidung in Folge der veränderten Um-
stände den Interessen der Kinder nicht mehr, so kann die Vormimd-

8chaftsbeb6rde abweichend foo der richterlichen Entscbeidmig ?er-

fügen.

§. 12L In den FlUen der §9. 97, 99, 100 und 108 ordnet der

Richter behufs Versaches der Versöhnoog for Scheidung der Bhe in

der Regel das getrennte Leben der Bhegaltoa ron Thwh and

Bett an.

Von der Anordnung des getrennten Lebens kann nur dann

Umgang genommen werden, wenn eine Aussöhnung der Ehegatten

überhaupt nicht gehofft werden kann.

Die Trennung von Tisch nnd Bett kann nicht auf eine Zeit

von weniger als sechs Monaten und länger als einem Jahre ausge-

sprochen nnd kann nicht wiederholt werden. A«f dbereinstinuiiendeB

Verlangen der Parteien jedoch kann das getrennte Leben auch fflr

längere Zeit ausgesprochen werden.
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§. 122. Wollen die Ehegatten während der Zeit ihrer Tren-

nung von Tisch und Bett die eheliche Lehensgemeinschaft wieder

herstellen , oder verlangt der Kläger innerhalb dreier Monate nach

Ablauf der fär die Trennung von TiBch und Bett ausgesprocheneu

Zeit die Scheidonjif der Ehe nicht, so kann auf Basis des im Pro-

eeaie gelteDd gemaebten Grandes die Scbeidong der Ehe sieht mehr

erlangt werden.

§. 123. Die fiehterNche Anerdnnng der Trennung ven TIeeh

md Bett kann bfa rar Beendigung des Proeesees jeder der Bhe-

gatten verlangen.

§. 124. Während der Zeit der Trennung von Tisch und Bett

sind die Ehegatten zum Zusammenleben und zur ErfUlung der

ehelichen Pflichten nicht verpflichtet.

§. 125. Im Falle der Anordnung der Trennung von Tisch und

Bett ?erffigt der Richter bezäglich der Unterbringung der gemein-

samen minerennen Kinder nnd beiflgHeh des Unterhaltes derselben,

wie aaeh der Frau, sowie aneh hesflglieii 4er Aosfoignng der für

Letstere nothwendigen Gegenstftnde den ümsttadeB entspreehend

;

er kann den Unterhalt der Fran den Vermögens- und BrweilwTer*

haitnissen der Ehegatten entsprechend ermässigen, ja er kann so*

gar den Mann von der Erfüllung desselben befreien.

§. 126. Jener Vater oder jene Mutter, welchen das Recht der

Erziehung nicht zukommt, können mit ihren Kindern in der Kegel

verkehren und die Erziehung derselben controliren.

Die Art des Verkehres stellt im Nothfalle die Vormundschafts-

behOrde fest, welche den Verkehr im offenbaren Interesse der Kinder

auch anssehliessen kann.

F7. IVmmmig wm Tisch md BeiL

§. 127. Tn einem Falle, wo die Ehe naeh dem gegenwärtigen

Gesetze geschieden werden kann, kann der Ehegatte anstatt

Scheidung die Trennung von Tisch und Bett verlangen.

Insolange das Gericht in diesem Processe nicht geurtheilt hat,

kann der Kläger die auf die Trennung gerichtete Klage in eine

Scheidungsklage umändern.

§. 128. Die §§. 96 bis 109, 112 bis 115, 118 bis 120, 123

bis Id6 sind anf die Treminng von Tisch nnd Bett entsprechend

ananweiiden.

Hinsiditlieh der vermögensrechtlichen Verhftltnisse besitst die

Tiennnng von Tisch mid Bett die Beefatswfrksamkeit der Seheidnng.

§. 129. Die von Tisch uud Bett richterlich getrennten Ehe-

Digitized by



298 CHfUehtiftuiMenUnnf der ungar, Regierung (2. Oec MS},

gatlen kOniieii die «beliebe Lebeoflgenefofcbaft wann nnmer wieder

^enteilen.

Vom Beginn der Wiederberetelliin^ der ehelichen Lebene-

getueiuschaft hören die Rechtsfolgeu der Trenuang von Tisch und

Bett auf.

§. 130. Haben die Ehegatten die eheliche Lehensgemein>

Schaft nicht wiederherprestellt und hat die Trennung von Tisch und

Bett von dem Erwachsen des Urtheiles in Rechtskraft gerechnet

zwei Jahre gedauert, so kann jeder der Ehegatten verlangen, dass

der Richter das Urtheil, betreffend die TrennnDg von Tieob aad Bett

in ein Sebeidnngsoribeil miiindeie.

VIL Im Auslande geschloMene Ehen und Ehen der Auddnder*

§. 131. Die Giltigkeit im Auslände geecbloeeener Ehen muss
bineiebtlieh des Alten und der HandlongeAbigkeit bezüglich eines

jeden der Ehegatten ausschliesslich nach den Gesetzen seines

Vaterlandes, in anderer Hinsicht aber nach denen des Vaterlandes

beider Parteien beurtheilt werden, wenn nur diese nicht die An-

wendung eines anderen Gesetzes anordnen, oder das gegenwärtige

Gesetz nicht anders verfügt.

§. 132. Wenn ein ungarischer Staatsangehöriger männlichen

Geschlechtes mit einer ausländischen Person weiblichen Geschlechtes

entweder im Auslande oder im Inlande eine Ehe schliesst, ist die

Giltigkeit der Ehe mit Aasnabme des Alters ond der Handlang»

ffthigkeii der Fran naeh dem nngarisehen Gesetie sn beurtheilen.

8. 183. Den ongariscben StaatsangebOrigen verpflichten, wenn
er ancb im Anstände eine Ehe scbliesst^ die §§. 18 bis 81 und §. 146

des gegenwärtigen Gesetzes.

§. 184. Im Falle im Inlande geschlossener Ehen sind die

§§. 15, 16, 17 des gegenwärtigen Gesetzes auch auf die Ausländer

anzuwenden.

Im üebrigen sind die Bestimmungen des §. 131 auch für die

im Inlande geschlossene Ehe des ausländischen Eheschliessendeu mass-

gebend (§. 51).

§. 135. Für einen minorennen Ausländer, welcher im Aaslande

einen ordentlichen Wohnsitz hat und der ohne eigenes Versobolden

die nach den Gesetzen seines Vaterlandes znr Ehescbliessnng noth-

wendige eilerlicbe oder vormnndscbaftlicbe Einwilligang nioht sn be-

schaffen im Stande ist, bestellt die inlftndiscbe Vormnndsobaftsbe-

hörde einen Cnrator nnd kann dieselbe aneh naeb AnhOmng des

IiOtiteren die Binwilligmig snr Bhescbliessang ertbeilen.
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§. 136. Die Oiltigkeit der Ehe ist hinsichtlich der Formalitäten

nach den zur Zeit und am Orte der Ehescbliessung bestehenden Ge-

setzen zu beurtheilen (§. 46 c).

Die im Auslände zu schliessende Ehe des ungarischen Staats-

angehörigen muss auch im Inlande aufgeboten werden (§. 30).

. g* 137. In den Eheprocessen ungarischer Staatsangehöriger ist

nur das ürtheil der vaterländischen Gerichte wirksam.

§. 188. Auf Gmiid solcher, vor Brtangang der ungarischen

Staatsangehörigkeit entstandener Thatsachen, welche aaeh dem

fHLheren Beehte der Ehegatten einen Qmnd xnr Scheidmig oder

xnr Trennnng ?on Tisch und Bett bilden, kann das inlftndtsehe Ge-

riebt die Ehe auflösen, wenn diese Tbatsachen auch naeh dem gegen-

wärtigen Gesetze als Scheidungsgrund dienen.

Wenn (3as ausländische Gericht die Trennung von Tisch und

Bett vor Erlangunj;^ der ungarischen Staatsangehörigkeit ausge-

sprochen hat, kann das inländische Gericht die Ehe auflösen, wenn

die Trennung auf Grund einer solchen Thatsacbe erfolgt ist, welche

nach dem gegenwärtigen Gesetze als Scheidungsgrund dient.

§. 130. In den Eheprocessen von Ausländern können die in-

ländischen Gerichte nur dann vorgehen, wenn in jenem Staate, dessen

Angehörige die Ehegatten sind, in den Ebeproeessea dieser Staats-

angehörigen aneh die Urtheile fremder Gerichte Geltong haben.

§. 140. Die Person weibliehen Geschlechtes, welche in der,

ihrer auf dem Gebiete Ungarns mit einem Ausländer geschlossenen

Ehe unmittelbar vorangegangenen Zeit ungarische Staatsangehörige

war, kann gegen ihren Mann vor dem inländischen Gerichte einen

Ungiltigkeitsprocess anhängig machen , wenn sie ihrem Manne nach

Schliessung der Ehe in das Ausland nicht gefolgt ist.

Wenn ein Mann ungarischer Staatsangehörigkeit nach Vcr-

übung einer, als Scheidungsgrund dienenden Handlung Angehöriger

eines anderen Staates wnrde, seine Frau ihm aber iu's Ausland

nicht gefolgt ist, kann seine Fran gegen ihn behufs Scheidung der

Ehe auch vor dem inlftndisohen Gerichte einen Process anhängig

machen*

S. 141. In dem Falle, wenn tnslftndische Ehegatten sich im

Inlande auihalten, ktanen die inlftndischen Gerichte die den §§. 124

bis 126 entsprechenden Verfügungen auch dann treifen, wenn der

Eheprooess zn ihrer Jnrisdiction nicht gehört.

f. 142. Bezüglich der Ehe jenes Aasländers, dessen Staats-

bürgerschaft nicht festgestellt werden kann , müssen in all jenen

Fällen, iu welchen nach dem Gesetze die Gesetze , seines Vater-
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landes massgebend wären, die Gesetze seines Wohnortes angewendet

werden.

§. 143. Die auf die ehelichen Rechtsverhältnisse bezüglichen

Verfügungen von Staatsverträgen sind auch dann massgebend , wenn

dieselben von den Bestimmongen des gegenwärtigen Geseiies ab-

weichen.

VIII, Straßestimmmgen.

§. 144. Die VerMgnngen der §§. 252, 258, 256 nnd 257 dee

SIrafgeeelies Aber VerbrecbeD nnd Vergehen sind mit der ModüleA-

tion, daei aaner dem FreibeitSTeHiiate aneh die Strafe des Verinetes

des innegehabten Amtes Mtoelellen Ist, Yon dem Tage des Ins-

lebentretens des gegenwärtigen Gesetzes an aneb anf den bei der

Eheschliessung intervenirenden Civilbeamten anzuwenden.

Der Civilbeamte, welcher bei Schliessung einer gegen die Ver-

fügungen des gegenwärtigen Gesetzes verstossenden Ehe mitwirkt,

begeht ein Vergehen und ist, insofern seine Handlung keine schwerer

zu bestrafende Handlung bildet, mit GefUngniss von zwei Monaten

bis zu sechs Monaten und mit Verlast des innegehabten Amtes sn

bestrafen.

Der CiTilbeamte, der die im yerhergehenden Pankte erwibnte

Handlung aas Mrltaigfceit begangen bat, ist, insofSmie seine

•Handlang beine schwerer zn bestrafende Handlang bildet, wegen

Vergebens mit einer Geldbasse bis so taossnd Kronen sa bestrafen;

im Wiederholangsfalle ist aaeh der Verlast des innegehabten Amtes

aoszasprechen.

§. 145. Der Geistliche oder die zur Vornahme einer religiösen

Ceremonie berechtigte andere Person, welche bei einer kirchlichen

Copulirung fungirt, bevor die Partei nachgewiesen hätte, dass sie die

Rhe vor dem Civilbeamten geschlossen hat, begeht ein Vergehen und

ist mit einer Geldbusse bis zu tausend Kronen zu bestrafen; im

WiederholnngsfislM ist die Handlung mit Qefängniss von einem

Monat bis zn zwei Monaten and mit einer Oeldbnsse bis sa taossnd

Kronen so bestrafen,

Brgibl SS sieb, dsss die Bbe vor dem Cifübeamten vorher ge-

schlossen worde, so ist die Handlang als Uebertretoog mit einer

Geldbnsss bis so drdhondert Kreneii so bestrafen.

Die Handlang ist nicht so bestrafeo, wenn die kMdlehe
Copulirung während einer mit dem nahen Tode drohenden Krank-

heit der einen Partei erfolgte.

§. 146. .Wer entgegen einem im gegenwärtigen Gesetze be-
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stimmten Hindernisse wisgentKeb eine Bbe schliesst, begeht, insofern

seine Handlung keine schwerer zn bestrafende Handlang bildet, ein

Vergehen und ist mit Gefangniss bis zu drei Monaten und mit einer

Qeldbnsse bis zu 1000 Kronen zu bestrafen.

§. 147. Die auf die Verheirathung ohne Consens bezüglichen

Strafbestimmangen des von der Wehrkraft handelnden Gesetsartikel 6«

1889 bleiben auch ferner in Kraft.

g. 148. In den Fftllen der in den obigen Pnmgraphen beetimmten

Vergehen gehOrt das Verfahren vm Wirl^nngslLreiae des Geriehts-

hofes, im Falle der Uebertretung aber an dem des kdnigliehm Be-

zirksgerichtes.

/X. Gemischte Bestimmungen,

§. 149. In den Anwendungen des gegeawirtigen Oeseties sind

nnter handlnngsaBOhigen Personen an ?ers(ehen:

a) Die im Alter nnter 12 Jahren Stehenden.

b) Jene, welche wegen Oeisteskrankheit oder ans einem an*

deren Grunde des Gebrauches ihrer Vernunft beraubt sind, so lange

dieser Zustand anhält.

c) Jene, welche auf Grund des Punktes a) 9* des Gesetz-

artikels 20 : 1877 unter Curatel stehen.

d) Jene, deren Stellung unter Curatel dem §. 1, Gesetz-

artikels 6: 1885 entsprechend vorher angeordnet wurde.

e) Diejenigen, deren Minderiftbrigkeit ans den mit dem

Punkte a) des 28 des Qesetsartikels 20 : 1877 übereinstimmenden

Qrfinden ferlftngert ist.

§. 150. Beschrftnkte Handlungsfthigkeit besitnn im Sinne

dieses Gesetzes:

a) Jene Minderjährigen, welche im Sinne des Yorhergehendeii

Paragraphen nicht handlungsunfähig sind.

b) Jene Volljährigen, welche auf Grund der Punkte b) oder c)

des §. 289 des Gesetzartikels 20 : 1877 unter Curatel stehen.

§. 151. Jene Frau, deren Ehe auf Grnnd des §. 172 ange-

fochten werden kann, fällt in der Anwendung des Punktes b) §. 76, *

des Punktes b) §. 77 und der §§. 84 und 85 des gegenwärtigen

Geseties nnter eine gleiche Behandlung mit den Minorennen, so

lange sie, abgesehen ?on ihrer Verhehrathung, nicht aut einer anderen

Basis Tollj&hrig wurde.

Als gesetzlicher Vertreter muss auch in diesem Falle Jener

betrachtet werden, der zur Zeit der Eheschliessung ihr gesetzlicher

Vertreter war. Dasselbe ist bezflglich der VormnndschaftsbebOrde

der FaU.
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152. Die Terlingening der Minderjährigkeit wird bei Aa-
wendmif dieses Gesetzes nicht in Betracht gezogen.

§. 153. Unter Abkömmlingen sind nach diesem Gesetze, inso-

ferne dasselbe nichts Anderes verfugt, zu verstehen:

a) die gesetzlich durch nachträgliche Ehe Legitimirten : inso-

fern es sich nm Abkömmlinge der Fran bandelt^ auch die illegitimea

Kinder;

b) die durch lEffnigliches Beseript Legitimirten nnd die

Adoptirten;

c) die Descendenten nach Punkt a) der im Punkte a) und b)

erwähnten Kinder.

Auf die Feststellung der aufsteigenden Verwaudtscbaft sind

diese Bestimmungen entsprechend anzuwenden.

§. 154. Eine Adeption, bei welcher der leibliche Vater sich

die väterliche Gewalt oder die leibliche Mutter die Vormundschaft

Torbehalten hat, wird bei Anwendung des gegenwärtigen Gesetaes

niebt in Betracht gezogen.

§. 155. Die §§. 522 und 524 des Gesetzartikels 54: 1868 aud
des §. 89 des Gesetzartikels 59: 1881 werden dahin raodificirt, dasa

in jedem Falle der Todeserklärung jene Normen des Verfahrens an-

zuwenden sind, welche für den Fall der behufs Besitzergreifung der

Erbschaft verlangten Todeserklärung massgebend sind. Sin defonaor

matrimonii ist selbst dann, nicht zu bestellen, wenn die Todes-

erklärung vom Ehegatten verlangt wird.

Bin im Falle des b) §. 522 des Gesetzartikels 54 : 1868 er-

brachtes Todeserklärungs-Ürtheil ist von gleicher Wirksamkeit, als

ein im Falle des Punktes a) erbrachtes Urtheil.

X. SeMusabeHimmungen.

§. 156. Die Jurisdiction in Ehe- Angelegenheiten gehört in den

Wirkungskreis der königlichen Gerichte.

§. 157. Die im Zuge befindlichen Ehe« und VerlObnissprocesM

sind den keniglichen Gerichten zu flbergeben. Die Geridite urtheilen

in diesen Processen :

a) üeber die Giltigkeit der Ehe nach jenen Rechtsnormen, welche

vor dem Inslebentreten des gegenwärtigen Gesetzes bestanden.

b) Die Scheidung und die Trennung von Tisch und Bett können

sie nur dann aussprechen, wenn diese sowohl nach den bestandenen

Kechtsnormen, wie auch nach dem gegenwärtigen Gesetze statthat»

oder wenn auf Grund einer Thatsache, welche nach dem. gegen*
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wärtigen Gesetze einen Scheidangsgrund bildet, die Trennung von

Tisch and Bett statthatte.

In den im Zuge befindlichen Verlöbnissprocessen sind aus-

scbliesslich die Verfugungen des gegenwärtigen Gesetzes anzuwenden.

§. 158. Die Qiltigkeit der vor dem Inslebentreten des gegen-

w&rtigen Gesetses geBchlooenen Bhen ist nach den frftheren Bechto*

normen xo benrtheilen.

Derartige Ehen können jedoch aaf Gmnd eines solchen QiUig^

keitshindemisses, welches das gegeowftrtige Geseti nicht als solches

anerkennt, nnr dann angefochten werden, wenn nach den fr&heren

Gesetzen für dasselbe keine Dispensation statthatte.

§. 159. Vor dem inslebentreten des gegenwärtigen Gesetzes ge-

schlossene Ehen können auch auf Grund solcher Thatsachen aufge-

löst werden, welche unter der Herrschaft der früheren Rechtsnormen

entstanden sind, wenn diese Thatsachen sowohl nach den fflr die

Bhe geltend gewesenen Rechtsnormen , wie auch nach dem gegen-

wärtigen Gesetie als Scheidangsgrand dienen oder wenn auf Grand

einer solchen, nach dem gegenwärtigen Qesetie einen Seheidnngs-

gnmd bildenden Thatsache die Tirennung von«Tisch nnd Bett statthatte.

In diesen Fällen kann der Geklagte entsprechend dem §. 107

die Scbuldigerklärung des Klägers verlangen, wenn er gegen ihn

eine Thatsache nachweist, welche nach den früheren Rechtsnormen

als Scheidungsgrund diente, obwohl das gegenwärtige Gesetz diesen

als solchen auch nicht anerkennt.

§. 160. Wurde in dem auf Grund der früheren Rechtsnormen

erbrachten Urtheil die Fähigkeit eines der Ehegatten, eine Ehe

XQ schliessen, beschränkt, so hat diese Beschränkang nnr in dem im

§. 28 des gegenwärtigen Gesetzes bestimmten Falle Geltung.

§. 161. Wenn nach den Mheren Normen die Ehegatten auf

Grand solcher Thatsachen rechtskräftig von Tisch nnd Bett ge-

trennt wurden, welche in dem gegenwärtigen Gesetz als Scheidungs-

grund dienen, kann unter den im §. 130 enthaltenen Bedingungen

jeder der Ehegatten verlangen, dass der Richter das ürtheil, be-

treffend die Trennung von Tisch und Bett in ein Scheidungsurtheil

umändere.

§. 162. Weisen die Parteien nach, dass das Aufgebot vor Ins«

lebentreten des gegenwärtigen Gesetzes den Iräherea Rechtsnormen

entsprechend geschehen ist, so ist ein nenerliches Aofgebot nicht

nothwendig. Der Civilbeamte ist jedoch auch in diesem Falle ver-

pflichtet, sn nntersnchen, ob nicht nach dem gegenwärtigen Gesetie

ein Ehebinderniss vorliegt
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§. 163. Bestimmt das gegenwärtige Gesetz zar Geltendmachaig

der. Rechte eloen Termin, ond kennt das frühere Qeeeti eine der-

artige BeichiiBkang nicht, eo iit der Termin fom Tige des Ins-

lebentretens des gegenwirtigen Geaetaee an rechnen.

§. 164. Bestimmt das gegenwärtige Gesetz für die Geltend-

machung der Rechte einen kürzeren Termin, als das frühere, so ist

die Bestimmung des gegenwärtigen Geselzes nur dann anzuwenden,

wenn der Partei zur Geltendmachung ihrer Rechte auf Grund der

früheren Rechtsnormen noch eine längere Zeit zur Verfügung steht,

als die in dem gegeuwartigen Gesetze bestimmte. In einem aolcbea

Falle ist der nene Termin rem Tage des laslebentretens des gegien-

wftrtigen Geaetaee an rechnen.

|. 165. Das Ministeriam wird ermlehtigt, in Stadt und Gebiet

fon Fiume daa gegenwärtige Geseta durch eine Verordnung in'a

Leben tnten an lassen.

§. 166. Das gegenwärtige Gesetz tritt am ... . Tage des

Monates .... des Jahres 189 .... in Kraft.

An diesem Tage verlieren die auf die Ehe- und Verlöbniaa-

Angelegenheit bezüglichen bestehenden Rechtsnormen ihre Wirksam-

keit und treten an Stelle derselben die Bestimmangea des gegen-

wärtigen Gesetzes.

§. 167. Mit der Darobfahmng dieses Qesetses werden die Mi-

nister der Justis und des Innern betrant
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XXIII.

Der gemeinsame Hirtenbrief der ungarischen Bischöfe Uber

den Ekegesetzentwurf.

Der am Drei-Königstage 1894 von den sämmtlicben Kanzelo

der katholischen Kirche in Ungarn verkündete gemeinsame Hirteo-

brief der hochw. BisehOfe Ungarns lautet in deotscher Uebersetsang:

Geliebte Brüder und Gläubige in Christo!

Die eifrige nnd liebe?olle Sorge, welche Jesus Gbristos, der

Gründer onserer belllgen Kirche, uns zw Pflicht machte, um das

ewige Heil Baier «nsterblicheii Seele la pflegen and die Eedite seiner

heiligen Verlobten , der katholischen Kirche, so schfltiea : hat ans,

Ikiere Oberhirteo, an der theueren Reliquie der Nation, der Segen

spendenden
,

glorreichen
,

heiligen Rechten unseres Königs Stephan

des Heiligen, der unser Vaterland begründete, zusammengeführt, da-

mit wir in diesen schweren Zeiten über die Sanirung der Bedrängnisse

beratheo , weiciie dem theuersten Erbe unseres Königs Stephan des '

Heiligen, unserem katholisclien Glauben, aacb bisher schon zugefügt

worden: unserem katholischen Glauben — sagen wir — durch wel-

ebeo doch dieser heilige KOnig, als er sein Volk mit denselbeo be-

schenkte, die eiosig sichere Basis fflr dea Bestaod, das Qlfick oid

deo Böhm des Landes niederlegte; damit wir Aber die Abwendung

der Gefabren berathen, welche in Folge dieser Bedrftngnisse die aocb

?erfassungsmässig gesicherte Freiheit Eueres katholischen Gewissens

und das Ueil Euerer unsterblichen Seele in der Zukunft noch mehr

bedrohen.

Es ist Dämlich bekannt, dass die katholische Kirche seit längerer

Zeit einen schweren Vertheidigungskampf gegen eine gravaminöse

Verfflguag fährt, so welcher sie keinen Anlass gegeben und welche

gegen unsere Dogmen, gegen die Ton Gott erhaltenen Hechte unserer

Kirche und gegen die Freiheit des Gewissens TsrstOisi Diese grarami*

nOse Verfügung erkennt das Recht der in Mischehen lebenden Eltern

nicht an, ihre Kinder im katholischen Glanben enieben zu lassen.

Und weil die tiefbetrübten katholischen Herzen nber dieses

schwere Gravaraen wehklagten, und weil Euere Seelenhirten, indem

sie der heiligen Lehre und des Beispieles der Apostel eingedenk sind,

Arahir l&r KirclMiirecliL LX.XL 20
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(lass man eher Gott gehorchen muss als den Menschen (Apostelgesch.

5, 29) und treu ihrer Pflit^ht als katholische Geistliche dieser gra-

vaminösen und unberechtigten Verfügung trotz aller ihnen auferlegten

Strafen den Gehorsam verweigerten : will man jetzt neuere Ver-

fügungen in's Leben treten lassen, welche, sowie sie gravaminös für

unsere Kirche und deren heilige Lebren und Gnadenraittel wie auch

für die Gewissensfreiheit der katholischen Bürger dieses Vaterlandes,

ebeoao schädlich ancb hinsichtlich des öffeatlichea Wohles siod.

Ihr wisset oftmlich, dass jOngstens dem Beiehstage Qeseti-

entwürfe vorgelegt worden, welche die Dogmen noserer Kirehe tief

verletzen, deren einer mit dem Qmndprincipe des Ohristenthnms im
Widerspruche steht, anf welches die nngarische nationale Qesellschafk

aufgebaut wurde, deren anderer in dem Lande Stepban's des Heiligen

jeder Glaubensirrlehre Thür und Thor öffnet, deren dritter aber, wel-

cher von dem Eherechte handelt, von dem sacraraentalen Charakter

und der Unauflösbarkeit der christlichen Ehe, ferner von dem von

Jesus Christus erhaltenen Bestiramungs-
,

Verfügungs- und Juris-

dictionsrechte unserer Kirche hinsichtlich des Wesens der Ehe und

der mit dieser zusammenhängenden Fragen absieht und nur einen

solchen Vertrag als Ehe anerkennt, welchen Mann nnd Frait vor

dem Organe des Staates zur Ehegemeinschaft schliessen, w&hrend

dieser Entwarf finere Ehe» wenn Ihr dieselbe nach dem heiligen

Gesetze Gottes und nach der Verordnung der Kirche nur vor Eaerem

eigenen Seelenhirten schliesset, nicht als giltig anerkennt

Geliebte Brftder and Glftnbige ia Christo ! In dem Gesagten

haben wir jene schweren und tiefbetrfibenden Bedrängnisse aufgezählt,

gegen welche unsere Kirche sich auch im Interesse des Staates,

unseres theuren Vaterlandes vertheidigt.

In dieser Vertheidigung, von welcher bisher nicht jeder Theil

in die Oeffentlichkeit dringen konnte, sind Eure Oberhirten, indem

sie der weisen und aus der für Ungarn stets empfundenen ausser-

ordentlichen väterlichen Liebe entsprungenen Directive des Statt»

halters Christi folgten, bis an die äusserste Grenze der Nachgiebig-

keit gegangen. Diese Grenze ist die Unverletzbarkeit der Lehre

nnserer katholischen Kirche nnd der in dieser wnnelnden, von Gott

stammenden nnd nnverftosserlichen Rechte derselben. Diese Qrenio

dürfen wir nnd können wir nicht (Iberschreiten, es sei denn, da«
wir nnsero Yon Gott ans vorgeaohriebenen bischoflichen Pflichten vtr-

leagnen wollen.

Und da die Bestrebungen dieses unseres Vertheidigungskampfes

trotz aller möglichen Nachgiebigkeit vereitelt wurden, nachdem es
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ODS nicht gelangen ist, von uoserer Kirche and unsereo Gläubigen

jene ecbweren Bedrängnisde fernzuhalten, von unserem Vaterlande aber

jene, auch in nationaler und staatlicher Hinsicht so gefährlichen

Angriffe, welche in den ohen detaiUirten VerfOgnngen enthalten sind:

erheben wir, die Gott der Heilige Geist znr Leitnng der unserer Ob-

sorge anfertranten Kirche bestimmt hat, indem wir jede mensch-

liche Bftcksicht beiseite lassen, tren unserer bischoflichen Pflicht,

einzig ond allein die heiligsten Gesetze Gottes als Richtschnur unserer

Handlang anerkennend, im vollen Bewnsstsein unserer gewichtigen

Verantwortlichkeit, inmitten dieser Bedrängnisse und Gefahren mit

unserem von Gott erhaltenen Rechte und mit unverbiüchlicher Treue

für unsere katiiolische Kirche, mit unserer zu jedem Opfer bereiten

Liebe für Euere unsterbliche Seele, mit unverbrüchlicher Treue für

unseren apostolischen König und mit begeistertem Eifer für das Wohl,

die Grosse und den Ruhm unseres theueren Vaterlandes, bei aller

Achtung and allem Gehorsam, welche wir in Befolgung des heiligen

Gesetzes Gottes lür die bürgerliche Macht hegen, so erheben wir

endlich offen unser oberhirtliches Wort gegen die oben aufgezahlten

Verfftgnngen , welche fftr unsere Dogmen, fflr die Freiheit unseres

Gewissens, filr die freie Ausfibung unserer Religion und fflr die wohl-

ferstandenen socialen Interessen bedrängnissToU und geffthrlich sind.

Deswegen fordern wir Euch, geliebte Brfider und Gläubige in

Christo, durch unseren gegenwärtigen oberhirtlichen Appell auf, dass

aucli Ihr Eucli uns anschliessen möget. Schaaret Euch um Euere

Oberhirten, damit wir Einu im Glauben, mit Einem Herzen und

Einer Seele zusammen unseren Glauben , die Rechte unserer Kirche

und unsere Gewissensfreiheit schützen ; denn es ist auch die Pflicht

der Gläubigen, die Kirche zu schätzen, wie dies unser Heil. Vater,

der irdische Statthalter Christi in seiner, an die Bischöfe der katho-

lischen Welt im Jahre 1890 gerichteten »Sapientiae christiaaaec be-

titelten Encjrdika folgendermassen betonte : »Die Wahrheit schataen,€

so sagt er, »die Irrlehren ans den Seelen ausrotten, ist die Aufgabe

der Kirche, welche diese zu jeder Zeit heilig erfüllen muss; denn

der Schutz des Buhmes Gottes und des Heils der Menschen sind ihr

anvertraut. Erheischt es aber die Nothwendigkeit, die Unverletz-

barkeit des Glaubens zu schützen, so ist dies nicht nur die Pflicht

der Vorsteher; Jedermann ist verpflichtet, seinen Glauben vor An-

deren zu manifestiren, entweder zu dem Behufe, um andere Gläubige

zu unterrichten, oder um Jene in ihrem Glauben zu stärken, oder

um den Angriff der Ungläubigen zu unterdrücken. Dem Feinde nach-

zugeben , oder zu schweigen , wenn von ailen Seiten der Lärm der

20*
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Unterdrücker der Wahrheit ertönt, dies pflegt entweder ein unthatiger

Mensch, oder Jener zu thun, der an seinem Glauben zweifelt. Jedes

dieser Verfahren ist unwärdig und beleidigend gegenüber Gott, jedes

dieser Verfahren widerspricht dem gemeinsamen Heil und dem Heil

der Einzelnen und ist nur den Feinden des Glaubens nützlich ; denn

wenn die Th&tigkeit des Qnten sinkt, wächst die Kfil&nlieit der

Böste. Der Christ ist zam Kampfe geboren « und je stärker die

Kraft desselben ist, desto sicherer ist mit Hilfe Gottes der Sieg.«

(Ep. Encjcl. sap. Christ). »Vertiaaet, ich habe die Welt Aberaengt«

(Johan. 16, 33).

ünd in der That droht der Kirche in schweren Zeiten dann

die grösste Gefahr, wenn unter ihren Kindern stumme und indolente

Gläubige sich finden, an denen ausser dem Namen kaum etwas

Katholisches ist, deren bedauernswerthe Neutralität viel gefahrlicher

ist, als der oftene Anf,'riff des Feindes, denn die Indolenz im Glauben

ermuthigt die Kühnheit der Gegner. Diese schreiten vorwärts, weil

sie darauf vertrauen, dass Niemand ihren Angriff hindert, und die

stumme Mitschuld Jener, welche die katholische Kirche, den katho-

lischen heiligen Glauben, die katholische Gewissensfreiheit mit hin-

geliender Pietftt rertheidigen mflssteOt üt die stirkste Verbfindete der

Gegner der Kircheu

Es ist wohl wahr, nach dem Yersprechen des göttlichen Grfindera

der Kirche geht diese nicht unter nnd kann nicht nntergehen. »Die

Pforten der Hdlle kOnnen sie nicht überwftlttgenc (Matth. 16, 18);
*

aber neben diesem göttlichen Versprechen bleibt auch noch die heilige

Pflicht der katholischen Gläubigen, die Lehren und Gnaden ihrer

heiligen Mutter, der Kirche, einzeln und zusammen rauthig zu ver-

theidigeu; denn wenn sie diese Vertheidigung unterlassen, können

Einzelne, sowie ganze Nationen der Segnungen des Glaubens und der

Kirche verlustig werden. Dies ist schon hier auf Erden die Strafe

der Furchtsamkeit und der Indolenz.

Eben deshalb möget Ihr es erhobenen Hauptes bekennen, dass

Ihr Ench des B?angelinni8 nicht schftmet; denn dieses ist die Kraft

Gottes und dient rar Seligmachong aller Gläubigen (BAm. 1, 6).

liOget anch Ihr die Freiheit Baerer Kirche ?ertfaeldigen. Bekondet

treae Anhänglichkeit an Eueren heiligen Glauben and lasset es nicht

zu, dass das theuere Brbe Stephan's des Heiligen, die Segnnngen

unserer Kirche, für dieses theuere Vaterland verloren gehen. Möge

dieser Euer Glaube der ganzen Welt offenkundig sein; möge er sich

in einer des Katholiken würdigen Weise manifestiren , mit edlem

Muthe und Festigkeit, immer aber mit Mässigung und mit der der
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borgerlicben Macht schaldigen Achtung. Insbesondere gestattet es

nicht, dass die christlich katholische Ehe zu einem einfachen bürger-

lichen Vertrage erniedrigt und dass in dem Reiche Stepbau's des

Heiligen eine zwischen Katholiken vor Gott uod der Kirche ge-

aehlossene Ehe für ungiltig erklärt werde.

Schaaret Euch um Euere Seelenhirten und erhebet unter der

Leitmg andenr tkrwünUger katholischer Männer Euere protestirende

Stimme ff9gm diese uneere Bedrängmaee. Möge die Stimme Eueree

Bereene vor jem Mämer gekmgen^ vtäcke t» Fdge Eueres Fcr^

trauens und durch Euere SOmme berufen und verpfiiehiet tmd^ die

haehe(en EedUe und Interessen des Landes eu sMteen, IfOge Bnero

glaobenbekenaende Stimme tot sie gdatigeo, damit Ihr io dieeem

VaterlEDde, welches Stephan der Heilige geschalfeii, naeh dem
Olaaben Stephan's des Heiligen leben könnet. Es ist dies ein ye^
theidiguugskampf, kein Augriff. Eines Angriffes kanu uns Niemand

zeihen.

Wir rufen in unserem berechtigten Selbstbewusstsein mit dem

hl. Ambrosius aus: »Wir sind Vertheidiger, keine Angreifer.«

Dem katholischen Gewissen treu zu sein, die beiligste Pflicht

der von Gott uns vorgeschriebenen Aufgabe zu erfüllen, unseren

Glauben nicht sa verleugnen, die durch die Geschichte und darch

die Verfassung gesicherte Freiheit der katholischen Kirche und des

katholischen Gewissens zn schfttsen, die unben^em Einmengung der

stäaÜieheH GewaU wm der Recklssphäre unserer Kirche femeu^

kalUm: das ist hsin Angrifft das ist hereehUgte Veriheiäigung.

In diesem unserem Vertheidigungskampte kann nns Niemand

den Vorwurf maehen, dass wir den Frieden stören. Wir sind die

Kinder des Fürsten des Friedens, wir erheben im Interesse des

Friedens unsere Stimme gegen die Störer des Friedens; wir ver-

theidigen nur die in der Seele unserer Glaubensgenossen lebenden,

mit ihrem ganzen Sein verschmolzenen christlichen Traditionen, die

von Gott bewahrte Reinheit des Heiligthuras der Familie und den

katholischen Charakter derselben. Dadurch verletzen wir weder die

Gewalt des Staates, noch die Rechte Anderer.

Es kann uns in diesem Vertheidigungskampfe Niemand den

Vonrorf des Mangels an Vaterlandsliebe machen. Mit dem edelsten

Selhstbewusstsein rufen wir dem AnkUger entgegen: »Wir bekennen

den Glauben unserer Väter, unter diesem Titel klage uns an!«

(Baail.). Wir bekennen den Glauben unserer Väter, den Glauben

der katholischen Kirche, welche sich hinriehtllch der Begrflndnng

und Förderung des Wohles der Staaten unver^än^IichQ Verdienste
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orwoiiMn bat. Die Kirche bat die GiTilisatioo geecbaffen, indem sie

die heilige Lehre und die Gnade Jesu Christi in die Seele der

Völker gos8.

Sie nahm vor nahezu tausend Jahren unser ungarisches Volk

durch die Hpili^keit der Taufe in ihre mütterlichen Arme and

pflegte dasselbe mit mütterlicher Treue ; sie schuf staatliches An-

sehen, Hecht und Ordnung; sie lehrte unsere Könige und unsere

Völker gleichmässig ihre Pflichten kennen und dieselben treulich er-

füllen ; sie schuf Schulen , Wissenechaft und Kunst ; sie erhöh die

Armen, nnterstdtzte die Verlassenen; sie machte die Familie zum

HeiUgthnm, stellte die Wftrde der Fran wieder her; sie bot all das,

was snm Wohle nnd zum Olllcke der Staaten nothwendig ist, so

sehr, dass es scheint, nm mit dem hl. Angnstin zu sprechen, sie

hätte für das Wohl der Völker anch dann nicht mehr thmi können,

wenn sie nur zur Förderung und Sieberang der Interessen des irdi-

schen Lebens bestimmt gewesen wäre.

Indem wir nun die Hechte dieser grossen Wohlth&terin der

Völker, der katholischen Kirche, gegen die geplanten Neuerungen

vertheidigen
,

kämpfen wir im heiligsten Interesse des -staatlichen

Lebens, und wir weisen mit edlem Selbstgefühl auf unsere glorreichen

Vorfahren hin, welche mit ihrem heiligen Glauben und mit der

heiligen Qnade derselben im Herzen, das Vaterland vertheidigten

und ffir uns bewahrten.

Bs kann nns in diesem Vertheidignngskampfe Jemand den

Vorwurf eines Angnifes gegen die staatliche Gewalt machen. Wir
ehren entsprechend der Lehre noseres heiligen Glaubens die von

Gott eingesetzte staatliche Gewalt nnd geboreben derselben, aber die

staatliche Gewalt, deren Urheber Gott ist, bat auch ihre von Gott

bestimmte Grenze, und diese ist das Gesetz Gottes.

Und eben deshalb erheben wir nicht nur im Namen unseres

katholischen Gewissens in Folge unseres auch verfassungsmässig ge-

sicherten Rechtes, sondern auch geleitet von der treu bewahrten

Achtung für die staatliche Gewalt und im Interesse des Staates

selbst unsere Stimme gegen Verffigungen, die zu treffen der Staat

kein Recht hat, weil sie mit seiner von Gott erhaltenen Mission,

mit dem von Gott stammenden Glauben und den Rechten unserer

Kirche, mit der Freiheit unseres Gewissens in Widerspruch stehen.

In diesem Vertheidignngskampfe kann uns Niemand den Vor-

wurf machen, wir seien Feinde des Fortschrittes. Die Bedrängnisse,

gegen welche wir kftmpfou, bedenten keinen moralischen Fortschritt,

sondern einen Rfiekfall. IS» gibt keinen Fortschritt ge^ea Christus«
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Man kann keine Staaten auf die Ruinen der christlichen Ideen hanen;

Niemand dient dem Fortschritte, der Civilisation durch einen Kampf

gegen die Kirche. Unser König Stephan der Heilige legte mit der

Weisheit eines Staatsoberhauptes einen bewährten, köstlichen Eck-

stein als Basis seines Reiches nieder (Jesaia 28, 16) : die beilige

Lehre and die Gnade Christi. Wer die Basis dieses Reiches unter-

gräbt, der gefährdet dieses glorreiche, tausendjährige Geb&ade selbst.

Geliebte Brüder und Qlftubige in Christo!

In diesen traarigen Zeiten, inmitten dieser grossen Gefohren,

welche unser katholisches Herz beschweren , war es nns nicht mög-

lich, nicht zn reden (Apostelgeseh. 4, 30). Unser Mnnd hat sich zu

Bnch anfgethan, unser Herz wurde weit (Eor. 6, 11). Wir haben

Buch angeeifert, begeistert zur Vertheidigang der heiligen Sache

unserer Religion. Unsere lieben Brüder, unsere Freunde und unsere

Krone, also bestehet in dem Herrn (Phil. 4, 1). Möge Kuer Herz

mnthig werden in den Wegen des Herrn (Chron. 17, 6) und nehmet

Euch Alle, indem Ihr auch nach der jüngsten Mahnung des Heiligen

Vaters (Ep. Enc. Const. Hung.) durch unser Beispiel gestärkt werdet,

begeistert der Sache unserer heiligen Eeligion an und vertheidigt

dieselbe ausdauernd.

Steigert, indem Ihr Gott Dank erstattet für seine unaussprech-

liche Gabe (IL Kor. 9, 15), dass er Such in seine Kirche aufgenom-

men hat, in diesen Tagen durch die heilige Gnade Gottes Euere treue

Anhftnglichkeit an diese Euere glorreiche thenere Mutter. Erkennet

in den Angelegenheiten unserer heiligen Religion keinen anderen

Lehrer an, als unseren einen Meister Christum, der seine Lehre

durch unsere Kirche verkündet; seid dessen eingedenk, dass man
die heilige Lehre Jesu Christi , welche unsere Kirche und in dieser

der höchste Lehrer, der irdische Statthalter Christi verkündet, yächt

aiif die Kammer des Herzem
, auf das Versteck des Privatlebens

beschränken kann und darf. Diese Lehre müsset Ihr auch auf dem

Gebiete des öffentlichen Lebens berücksichtigen, in der Ausübung

Euerer bürgerlicJten Rechte ^ in der Erfüllung Euerer bürgerlichen

Fflicktm und Ihr mü$it sorgfältig und mit mannhaftem Muthe all*

das vermeiden, wo» dieser heiH^ JMre wider^iM,
»Man darf sagt unser Heil. Vater (Bp. Encycl. Immort

Dei) — im Privatleben nicht sich zn anderen Principien bekennen

und auf dem Gebiete des Öffentlichen Lebens wieder zu anderen , so

dass das Ansehen der Kirche im privaten Leben anerkannt, auf dem
Gebiete des öfientlichen Lebens dasselbe beseitigt werdet

Gedenket der vergaogeuen Tage, (raget Kuere Väter, uud sie
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wwden Eacii zu wissei tfann, Enere Voifahrwi, aod werden Bneh
sagen (Mos. 32, 7), wie mutbig, mit welcher Begeieteroog Euer
heiliger Glaube bekannt und vertbeidigt werden muss, auch im In-

teresse Eueres theiureD Vaterlandes. An ihrem glorreiche)! Beispiele

begeistert Euch.

Aber noch um eines bitten wir Euch in Jesu Christo:

Unterstützet uns mit Euerem ei frieden Gebete in der Ver-
theidigung unserer heiligen katholischen Relif»ion und des Wohles
unseres theuren Vaterlandes. Flehet in beissem Gebete zu dorn

König der Könige, dem Herrn der Herrscher, durch den die Könige
regieren und die Gesetzgeber Gesetze scliaffen, er möge den Geist

tWMff'er Oe8etgg^)er durch seine heilige Gnade erleuchten ^ ihren
WUlen htäftigen und stärken^ damU sie die au^ verfassimgsmässig
gesicherten Rechte unserer Kirehe^ unseres heäiifen CHmAens, unseres

katholischen Geunsssns besehOt/mn, Mit besonderem Eifer fleJiet zu
der Patronin Ungarns, zu der allerseligsten Jungfrau und Mutter
des f^öttlicben Gründers unserer Kirche, sie möge für uns bei dem
Throne ihres heiligen Sohnes Schutz erflehen. Flehet zu unserem
König, Stephan dem Heiligen, er möge gnädig auf uns herabsehen

und durch seine mächtige Fürbitte bei Gott das theuere Erbe,

mit welchem er dieses Va&rland beschenkte, usseren heiligen katho-

liechen Glanben beecbütaen.

Wir hingegen beten für Ench (IL Mak. 1, 6), Jesus Christus,

das unsiclitbare Haupt unserer Kirche, möge Ench io der Ver-
theidignng Eneres heüigen Qlanbena stftrken nnd ermnthigen.

€hiade sei mit Ench nnd Friede ?on Qott, UDserem Vater nnd
dem Herrn Jeen Christo (II. Kor. 1, 2).

Gegeben sn Budapest auf nnserer in der Zeit vom 80. No-
. Tember bis 7. December 1808 gehaltenen BiscbofiMonferens.

daudms m. p., Cardinal, Fantprimas, Brabisehof von Gran. —
Lorme m. p. , Cardinal , Grosswardeiner Bischof I. R. — Joseph
m. p., Erzbischof von Erlau. — Georg m. p., Erzbischof von Ka-
locsa. — Johann m. p., Bischof von Kaab. — Georg m. p., Bischof

von Rosenau. — Michael m. p., griechisch-katholischer Bischof von

Grosswardein. — Victor m. p., Bischof von Lugos. — Ferdinand
ra. p., Bischof von Fünfkirchen. — Consiantin m. p., Bischof von

Waitzen. — Johann m. p., Bischof von Szamos Ujvar. — Franz
ra, p. , Bischof von Siebenbflrgen. — Zbmel m. p. , Bischof von
Steinamanger. — Johmm m. p., Bischof von Bperiee. — Emeriek
m. p., Bisdof von Neutra. — Sigmund m. p , Bischof von Kaschan.

JMu m. p., Bischof von Sxatmar. — Carl m. p., Bischof von
Veszprim. — Alexander m. p. , Bischof von Csanad. — Philipp,

ra. p., Bischof von Stuhlweissenburg. — Jiditis m. p., Bischof von

Munkacs. — Patd \n. p., Bischof von Zipsen. — Carl m. p., Bischof

von Neusohl. — Hippolyt m. p. , Erzabt von Fannonhalma. —
Johann Moldovan m. m., Capitelvicar von ßlaseudorf.
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XXIV.

Oesterreidiisehe Cmigniaiiovdleii vom 7. Januar 1894.

i. OtfStorr. Qe9dg wem 7. Januar 1694,

. häreffmi die Äufbesienmg der BcMÜge dar Digmiäre und (kmoHiker

hei den Metropciiiavt'^ GMedral» und' CtmeaÜiedräl'ütgnUin der

kaikßiUsehen Kirehe des UUetwisehen, grieishieeken und SUne.

(BeichsgeB.-BI, 1894. VI. Stück. Nr. 15) i).

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Heicluirathes finde leb

anzuordnen, wie folgt:

§. 1. Den DignitAren und Residentlal-Canenikern des slaatlicb

anerkannten Personalstandes der Metropolitan-,. Catbedral- un^ Ceo-

catbedral-Capitel wird, insolange deren bisherige Einkttnfte und .Be-

züge die Hohe des im nachfolgenden Sdiena bestimmten MinimaU

einkommens meht erreichen, dieses Minimaleinkommen Qber ihr An-

suchen aus den Religionsfonden , bezw. aus der staatlichen Dotation

derselben gewährleistet, und zwar

:

I. In Niederösterreich ^ Triesi, Böhmen und Mähren für den

ersten Dignitftr mit . . . . 2000 fl.

für die übrigen Dignitäre mit je « • . 1800 ,

nod ffir die einfachen Canoniker mit je IfiOO „

II. In CNMsferrsM^ 8Miay^ Sieiennark^ KUnien, i&titfi,

G^rjr und Gradisca, Tird und CkdieieH fAr den ersten Dignitftr

mit je 1800 fl.

für die übrigen Dignitäre mit je 1600 ,

und für die einfachen Canoniker mit je 1400
y,

III. In Istrien nnd jDahnalien tür deu ersten Dignitär

mit 1600 fl.

för die übrigen Dignitäre mit je 1400 ,

nnd für die einfachen Canoniker mit je ..*... 1200 «

Merr. Wfthr.

1) Den betreffendea Beriebt des BndgetaasschasMt dss Abg.-HausM

e. im Archiv LXX. 449 ff. In der Sitznng des Abg.-HanseR vom 16. December

1893 wnrde ausser der Annahme dieses Gesetzes in zweiter und dritter Lesung

auch der Resolut ionsantrag des Abg. Borcic angenommen, die Regierung möge

die Gehalte der Domherren jener Collegiatcapitel, welche als Seelsorger

fungiren, eheihanlichtt durch eine YorUge regeln.
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§. 2. Jenen CipUdmitgltedern, deren in Oemlaeheit der Be-
siimmangen des §. 3. erhobenes Reineinkommen die Höbe des ibnen

nach §. 1. gebfihrenden Minimaleinkommene niebt erreicht, sind die

sich darnach ergebenden Ergänzungen aus den Religionsfonden, be-

ziehungsweise der staatlichen Dotation derselben in monatlichen An-

ticipativraten vom Tage der Rechtswirksamkeit dieses Gesetzes, be-

ziehnngsweise bei Neubesetzungen vom Tage der ln.Te8titar des be-

ireffenden Capitelmitgliedes, flüssig zu machen.

§. 3. Ob und inwieweit im einzelnen Falle eine Ergänzung des

im §. 1. gewährleisteten Minimaleinkommens stattsnfinden bat, wird

auf Orand vorzulegender Erkenntnisse, welche von den einzelnen

Gapitelmitgliedem im Einvemebnsen mit den betreffenden Capiteln

einzubringen sind, von der politiscben LandesbebOrde nach Sinrer-

nehmnng des DiOcesanbischofes entsebieden.

Gegen diese Bntscbeidnng der LandesbebOrde kann binnen vier

Woeben naeb der Zastellnng derselben der Recnrs an das k. k. Mi-

nisterium für Cultus und Unterricht eingebracht werden.

§. 4. Für die Einbekennung der Einnahmen und Ausgaben zum
Zwecke der Ergänzung des im §. 1. festgesetzten Minimaleinkom-

mens haben folgende Grundsätze zu gelten:

/. Als Eimuihnien sind anzurechnen:

a) Der Beinertrag ?on - Grand and Boden in jener Höbe, in wel»

ober derselbe tob den betreffenden Grundstfleken zur Bemessung

der Grundsteuer festgestellt erscbeint;

b) der Zinsertrag aus vermietbetea Qebiuden in seiner wirldieben

HAbe naeb Absehlag der gesetslieben Quote der Erbaltnngs-

und Amortisationskosten;

c) der Ertrag Ton Capitalien, nutzbaren Rechten und gewerbUcbei

Betrioben

;

d) fixe Renten und Dotationen in Geld und Geldeswerth oder Na-

turalien (letztere nach localen Durchschnittspreisen berechnet

mit 20 Procent Abschlag vom Bruttoerträge als Einbringungs-

,
kosten).

In Ansehung der unter c) und d) angefülirten Ca|iitals-

Zinsen nnd Rentenbezüge können die Kosten der Einbringung in

Abzug gebraeht werden.

e) Das ErtrSgniss aller vor Wirksamkeit dieses Gesetzes mit einem

bestimmten Betrage erriebteten Messenstiftungen (naeb Abzug

dep diOeesanAbUchen Stipeadiumsbetrages) und anderweitigen

Stiftungen fElr gottesdienstliche Functionen» insofeme deren
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Einrechnung keine Bestimmung des Stiftbriefes, bezw. der Ac-

ceptations- oder Confirmationsclaasel entgegensteht; endlicb

0 die Besage aus der sogenannten mensa commmiii.

//. Als Äusgahm sind amurechnen:

a) Die Ton den einsnbekennenden Einnahmen (.1 a

—

t) sowohl , als

taeh fon dem Qeaammleinkommen an entrlehtendeD landesfürsi-

Hcben Stenern, die Landes-, Beiirka- ond Gemefndenmlagen und

sonstige fflr Offentliehe Zwecke anf Grnnd eines Oeseties sn

Idsteiiden Beiträge, das QebiIhrenäqQivalent and die Beligions-

fondssteoer

;

b) Leistungen an Geld und Geldeswerth aus dem Grande einer aaf

dem Einkommen haftenden Verbindlichkeit;

c) der im Verordnungswege festzusetzende Miethzinsbetrag sammt

den darauf entfallenden gesetalichen Zuschlägen für die von dem

betreflfenden Capitelmitgliede snm eigenen Gebrauche gemiethete

Wohnung sammt Zugehflr;

d) die mit der Fflhmng des Deeanats- (Vicariats*) Amtes ?er-

bundenen Aaslagen in einem im Yerordnungswege fbstiusteUen*

den Betrage;

e) grössere Bauanslagen in jenem Ausmasse, wie selbe seitens der

Cnltusverwaltung genehmigt werden;

f) die Assecuranzauslagen

;

g) die Kosten und Auslagen für die Beschaffung des Wasserbe-

darfes, insoferne fär die Passirnng derselben die Genehmigung

der Caltusverwaltnng ertheilt worden sein wird;

h) Pensionen und Gnadengaben, insoweit dieselben mit staatlicher

Genehmigung auf einer rechtlichen Verpflichtung beruhen;

i) Zinsen sammt etwaigen Annmtfttsraten ?on PassiTcapitalien.

///. Tnsoferne zur Feststellung der Bezüge der einzelnen Capitel-

mitglieder aus der socfenannten mensa communis (I f) die Erhebung

und Feststellung' des Ertrages dpr letzteren erforderlich ist, haben

die Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemässe Anwendung zu finden.

Tn dieser Richtung können als Ausgaben ausserdem noch an-

gerechnet werden:

a) Der Aufwand auf kirchliche oder Gultuszwecke;

b) die Auslagen für wissenschaftliche Sammlungen und Bibliotheken

der Capitel in einem im Yerordnungswege festzustellenden Aus-

masse.

§. 5. Die Einbekenntnisse der Einnahmen und Ausgaben sind,

insoferne die einzelnisn Capitelmitglieder einen Ansprach erheben zu
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mtmen glauben, bfnnoi drei Monaten nach dem Zeitpunkte des Be-

ginnes der Wirksamkeit dieses Gesetzes, bezw. im Falle der Neube-

setzang der einzelnen Capitelstellen , binnen drei Monaten nach der

Investitur der betreffenden Capitularen im We^e des Ordinariates bei

der politischen LandesbehOrde einzubringen. Diese Frist ist aus trif-

tigen Gründen erstreckbar.

Im Falle einer VerspAtung bei Ueberreichung der Fassion kann

die angesncbte Znwefsiing des im Schema des §. 1 . festgesetzten Mi*

ntroaleinkommens nur rom Tage der Ueberreichung der Fassioii erfolgen.

Die Art und Weise, wie die BtobekaiiDttttose einsarichten, su prfl^

feo und richtigsostellen sind, bleibt dem Yerordoangswege forbebalten.

§. 6. Das Binkommeo aas nen lugewaefaspiMm Vermögen sowie

etwaige Verftnderongeo desselben sind binnen drei Monaten vom
Tage des Zuwachses, besw. der Verminderung im Wege des Ordi-

nariates bei der politischen Landesbehörde einzubekennen.

Diese Frist ist aus triftigen Gründen erstreckbar. Die politische

Landesbehörde hat nach Einvernehmung des Diöcesanbischofs die

Neubemessungen des Reineinkommens, sowie die Feststellung der Er-

gänzung mit der Rechtswirkung vom Tage des thatsächlichen Ver-

mögenszuwachses, besw. der Verminderung des Einkommens, zu

heranlassen.

§. 7. Auf CapitelmitgUeder, weleho bisher im Genüsse einer

höheren als nach g. 1. festgesetsten Dotation standen, finden die

Torstehenden Bestimranngen insolangs keine Anwendung, als ihre

Dotation nicht nnter das dorch dieses Gesetz fesigosetito Ansmasa

herabgemindert wird.

§. 8. Dieses Gesetz tritt mit 1. Januar 18M in Wirksamkeit.

§. 9. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind der Minister für

CuUus und Unterriebt und der Finanzminister betraut

Wien, 7. Januar 1894.

FrcMjg Joseph m. p. •

Windmh-Graets m. p. FUmr m. p. Made^sla m. p.

7, Jamar 1894,

betreffend die Abänderung des §. 1 des Gesekes vom 13. April 1890

(R.-G.'Bl. Nr. 65) (Aufbcssemng der Congriia der rümisch-kath<h

lischeti und griechisch-hUholischen etponirten Hilfspriester),

(ReichHr«.-BL 1894. VL Stück. Nr. 16) >>.

Mit Zustimmung beider Hftoser des Beichsrathes finde ich an-

snordnen, wie folgt:

1) Der Toni|A.bg. V. o. Fuck$ ertUttete Berioht des BadgeUiuwhiiMei,

Digitized by Google



Oe#i. 6e«. 7. Jan, XQ»4: Aufbus. ct. Congrua d. €xp(M, BUf^nie^en 317

Ärtikd L
Der erste Alrasts des §. 1 des Qeeeties vom 18. April 1890

(B.-0.-B1. Nr. 65), betreffend die Aafbeeeemog der Coidgim der

dem entipnehaBd dimm ind dai fblgcnd« GcMti tiifaioamMB «rardn, livtelt

El inirde onprOiglkh die Congm dar rtmueb^kalboUtdiai uid gMbhA^
katholischen HilftprietUr darch das GneU tob 19. April 1885, B.-0.pBL Nr. 47,

und die Congrua der griechisch-orientalischen Hilfspriester darch das Geieti

Tom 10. Decerober 1887, R.-O.-Bl. Nr. 142, geregelt. In diesen beiden Gesetsen,

respective in den diesen Gesetzen als ein integrirender Bestaudtheil derselben

beigeschlossenen Schema wurde zwischen den am Pfarrorte afsshaften Uilfs-

priestern und den expanirlen (das ist den an einer ausserhalb des Pfarrortes

befindlichen Kirche [Filialkirche] mit der Seelsorge betrauten) Hilfsprieatern,

in Betreff der Dotation derselben kein Unterschied geuiacht, demnach diese

baita, von einander Teiaehiedenen Oategorien too Hilftprieileni gkiehartig

behandelt Dieee Ineengmeni, «eiche lioh namentlich in der Paiia edir Ahl«

bnr machte, fthrte dahin, daee bald nach dem Inilebentreten obiger Geeetie

eine Aenderong derselben in der Richtung eingeführt wnrde, dan in Anedmng
der rGmisch-katholiichen und griechisch-katholischen ezponirten Hillbpriester

dnreh das Gesetz vom 13. April 189ü, und in Ansehung der griechisch-orientali-

schen exponirten Hilfspriestfir in Dalmatien , durch das Gesetz vom 13. April

1890 das Minimaleinkomraen (Congnia) derselben um luO fl. erhöht worden ist.

Aber auch diese Erhöhung der Congrua erwies sich als ungenügend, weil die

finanzielle Lage der Expositen trotz dieser Erhöhung noch immer eine miss-

liche blieb und bleiben musste. In Folge einer von diesem hohen Uause ge-

fasaten Beaolation sah eich die Regierung veranlasst, in Anbetracht der no-

toriacheo miaalichen Lage dieaer eiponirten Hilfoprieatcr abermala an daa hohe

Hana mit dem Antrage heranintreten , daa Minimaleinkommen deraeiben om
weitere 50 iL an erhöhen, nnd demnach eine Geaetieaindemng in der Weiae an

beantragen, daaa aowohl in Ansehnng der römisch-katholischen nnd griechisch-

katholischen eiponirten fiilfspriester , als auch in Ansehung der griechisch-

orientalischen ezponirten Hilfspriester in Dalmatien , das nnprQnglich in den

Gesetzen vom 19. April 1885 und vom 10. December 1887 festgesetzte Mini-

roaleinkommen der ezponirten Uilfspriester um 150 fl. (statt am 100 fi.) er-

höht werde.

Der Budget-Ausschttss verkennt nicht , dass die Lage dieser exponirten

Hilfspriester, welche einen eigenen Haushalt führen und daher die Lasten des-

aelben aas ihrem geringen nnd anzureichenden Einkommen allein au tragen

haben, eine recht minliche iat, welche Tolle WOrdigung verdient. Der Bndget-

Anaachnia ghrabte jedoch nm einen kleinen Schritt weiter an gdien, nnd einem

hohen Hanae in empfelilen, daa Hinimaleinkommen der eiponirtan Hüftprieater

nm hmuiertaechxUf Oulden lu erhöhen, womit sich der Herr Ifiniater Ihr

Cultns und Unterricht einverstanden erklirte. Im Budget-Ausschüsse wurde

über Anregung des Referenten auch die missliche Lage derjenigen Hilfspriester,

welche zwar am Pfarror^e- wohnen, jedoch wegen localer Verhältnisse nicht im

Vf&rrhause wohnen können und einen eigenen Haushalt führen müssen, be-

sprochen und die Frage erörtert, ob nicht auch dieser Categorie von Hilfs-

priestern eine Erhöhung ihrer systemmaisigea Congrua lu Theil werden sollt«.
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idmiteh-kattiollseheii und griechlschi^laitholifelieii eipODirten Hilft-

prieeter tritt ausser Kraft und bat künftighin zu lauten:

§. 1. Das im §. 2 des Gesetzes vom 19. April 1885 (R.-G.-Bl.

Nr. 47) und in dem demselben beigeschlossenen Schema I für Hilfs-

prieeter festgesetzte Miuimaloinkommen wird rücksichtlich derjenigeo

systemisirten Hilfspriester, welche mit Seelsorgefunctionen an einer

ausserhalb des Pfarrortes befindlieben Kirche betraut sind und bei

derselben ihren Amtesitc haben, um 160 fl. erhobt

AHM IL

Dieses Gesetz tritt mit 1. Januar 1894 in Wirksamkeit.

ArHM in.

* Mit dem Vollzage dieses Gesetzes sind der Minister fftr Cnltna

und Unterricht und der Finanzminister beauftragt.

Wien, 7. Januar 1894.

FroM Joseph m, p«

WmiMhQraä§ m, p. Üener m. p. Madß^ßki m, p.

Dw Autehon faikamite nleht die predn Luge auch dieser HUbprieiter,

meinte Jadoeh, dast man tod einer ireeeCilicben Fiximiig einer höheren Congraa

^eier Categorie fon ffilfepriestern vorlSaf^g absehen , nnd es der CnltiUTer^

waltang QberUssen m6ge, je nach Kaaegabe des einzeUMn Falles, dea betref-

feodeo Hilfspriestern in der Form von Unterstütiangen eine Erhöhnng der

Congraa zukommen zu lassen.

In dem Gesetzentwurfe der Regierung wurde von der k. k. Regierang

aacb noch eine Aenderung des zweiten Absatzes des Art. 1 , §. 1 des Gesetzes

Tom 19. April 1885 (Congruagesetz) , betretieud die Definition des in diesem

Geaetee enthaltenen Anadmekea: *$elbtUiänäige SeeUorger* beantragt Wae
dieee in Avadeht genommene GeaetMainderong anbelangt, glaubte der Ana-

aehwa Toillaltg mii dieaem Antrage aleh nicht beaehftftigen an aoUen, da nadi

der BrUimog der k. k. Begierong eine grundsätzliche Aendemng, reapeetiTe

Umarbsitang des ganzen, bisher nnr provisorischen Congraagesetzes vom 19. April

1885 geplant, die Verhandlung hierQber schon ziemlich weit gediehen, nnd die

Vorlage des diesbezüglichen Entwurfes womöglich noch im Laufe dieser Session

za gewärtigen sein soll, in Folge dessen eine theilweise Aenderung oder Araen-

dimng einet einselaen Paragraphen dem Badget-Ausschusse nicht praktisch au

aein schien.

In der Sitzung dieaea hoben Hauses vom 15. December 1891 haben die

AbgeeidMiatt Sahaderi nnd Oenoaaen einen Dringltehkeitaantrag anf ErhShang

der Oongma der eipoDirten HUftprieater eingebracht. Dnrch die ^00 dem Ana-

aehnme heantngtan beiden OeaetaentwQrfe encheint nnnmehr dieaer Dringlich-

keilnntiaf erledigt
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3, Gesdj! vom 7. Januar 1894^

betr. die Abänderung des Gesetzes vom 13, April 1890 (K'G.-Bl.

Nr, 66}, itetr, die Aufbesserung der Congrua der exponirkn grieehisek'

arientaUsehm HUf^triesier in JkdmaHm.

(B«iehBget.-BL 1804. VI. Stttek. Nr. 17).

Mit Zustimmung beider H&user des Reichsrathe finde ich an-

tnordoen, wie folgt:

Artikel L

Der erste Absatx des §. l des Gesetzes vom 13. April 1890

(a-G.-BI. Nr. 66) tritt aosser Kraft und hat kanftighin sa lanten:

§. 1. Das im §; 2 des Gesetiss vom 10. Dooomber 1887

(B.-6.-BU Nr. 142) nnd in domselbon beigsschlosseoen Schema I fttr

Hilfppriester festgesetzte Miolmaleiokommen wird rflcksiehtlieh der-

jenigen systemisirten Hilfspriester, welche mit Seelsorgefunctionen

an einer ausserhalb des Pfarrortes befindlichen Kirche betraut sind,

und bei derselben ihren Amtssitz haben, um 160 fl. erhöht.

Ariikel IL

Dissss Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1894 in Wirksamkeit.

Artikd Ul.

Mit dem Vollzage dieses Gesetzes sind der Miaisier fl|r Cnltns

and üttterriebt nnd der Finansminister betrant.

Wien, 7. Januar 1894.

FhmM Joaepk m. p.

Windisch-Graete m. p. Flener m. p. Madeyski m. p.



XXV.

Uterae encyclicae de studüs scripturae sacrae.

FoMroMIt&itf FMribuSt PiairiarekiSt MmoHbus^ Archiepiscopis H
EpiscopiSf üniversis eaihdUei whis graikm et cammtmumem eim

apostolica sede Jiabentibus!

LEO PP. XUI.

Venerobües Fratres, SaUUem ei Apostolicam Benediciionem,

Pirovidentinimiis Dens, qai hamaouni genas, idmirabilt c«ri«

tatis consilio, ad oonsortimn oatorae divinae piincipio e?exit, dein a

commaid labe exitioqae edoctnni, ia pristinam dignitatem reatitiiit,

boe eidem propterea contalit singulare praesidiam, nt arcana difini-

tatis, sapientiae, misericordiae suae supernatarali Yia patefseeret.

Licet enim in divina revelatione res qvioque comprehendantur, quae

humanae rationi inaccessae non sunt, ideo houiinibus revelatae, »ut,

ab Omnibus expediti, firma certitudine et nullo admiito errore

cognosci possintf non hac tarnen de causa revelatio absolute neces-

saria dicenda est, sed quia Deus ex intinita bonitate sua ordioafit

hominem ad finem sapernataralem 0.« Quae superoaturalis rsFelatio,

secundam nniversalis Ecclesiae fidem, continetur tum in sine seripto

traditionibos, tum etiarn in libris scriptiSi qoi appellantar sacri et

canonici, eo qnod Spiritn Saneto inspirante conscripti, Denm babent

anetorem, atqne nt tales ipsi Gcciesiae traditi sont Boc sane de

ntriosqne Testamentl libris perpetno tenait palaniqne professa est

Bocleria: eaqae cogoita snnt gra?issima feternm docamenta, qnibas

enontiatar, Denm, prins per prophetas, deinde per seipsnm, postea

per aposfcolos loentnm, etiam Scriptoram condidisse, quae canonica

nominatur^), eamderaque esse oracula et eloquia divina*), litteras

esse, humano generi longe a patria peregrinanti a Patre caelesti

datas et per auctores sacros transmissas ^). lam, tanta quum sit

praestantia, et dignitas Scripturarum, ut I)(^o ipso auctore confectae,

altissima eiosdem mjsteria, coosilia, opera complectantur, illud con-

1) Conc. Vat. less. III, cap. II, de revel. — 2) Ibid. — 3) S. Aug. de

ciT. Del XI, 3. — 4) S. Clem. Rom. I. ad Cor. 45; S. Polycarp. ad Phil 7.

S. Iren, c haer. II. 28, 2. — 5) ä. Chrys. iu Geu. iioui. 2. 2; S. Aug. iu

FS. XXX, MTBU 2, 1
i
S. Greg. If. ad Tbeod. ep. IV, 31.
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seqaitor, «am quoqae partom saene theologiae, qaae in eindem di-

finia Libris tneädifl interpretandiaqae «natnr, excellentiae et ntili-

tatis esse quam raaximae. — Nos igitur, quemadmodum alia quaedara

discipliaarum venera , quippe quae ad incrementa divinae gloriae

hamanaeque salutis valere plurimum posse viderentiir, crebris epistolis

et cohortationibus provehenda, non sine fructu, Deo adiutore, cura-

vimaSf ita nobilissimum hoc saorarnin Litterarum Studium excitare

ei commendare, atque etiam ad temporum neceasitatea coograentiua

dirigere, iamdia apnd Nos cogitamiis. Mofemar nempe ac prope im-

pelHmar soUicitadine Apostolici inaneris, non modo ut hunc praeela-

mm eathoHeae melatiooia fontem tatina atqne oberioa ad ntilitatem

domlnici gragia patere velimna, ?ernm etiam at eamdem ne patiamor

nlla in parte fiolari ab iia, qui in Scriptaram sanetam, ai?e impio

anan invehnntur aperte , aife noTa qnaedam falladter tropradentenre

moKnntnr. — Non snrana eqnidem needi, Venerabilee Fratres, haad

pancos es<ie e catbolicis, viros ingeuio doctrinisque abandantes, qui

ferantur alacres ad divinorum Librorura vel defensionem agendara

vel cognitionem et iutelligentiam parandam ampliorem. Ät vero, qui

eoram operam atque fructus merito collaudamu3 , facere tarnen non

possumus, quin ceteros etiam, quorum sollertia et doctrina et pietas

optime hac in re poUicentur, ad eamdem sancti propositi laadem

vehementer bortemur. Optamna nimirum et cupimus, nt plures pa-

trociniam divinarum Litteramm rite soscipiant teneantqoe conatanter

;

utqne iUi potiasime, qnoe divina gratia in aaomm ordinem foeavit^

raaiorem in diea diligentiam industriamqne iisdem legendia, medi*

tandia, explanandia, qood «eqniisimnm ett, impendant

Hoc enimvero stadiura cur tantopere comraendandum videatur,

praeter ipsins praestantiam atque obsequium verbo Dei debitum,

praecipua causa inest in multiplici utilitatum genere, quas inde no-

viraus manaturas, sponsere certissitno Spiritn Sancto: »Omnis Scriptura

divinitus inspirata, utilis est ad docenduni, ad argaendum , ad cor-

ripiendum, ad erudienduni in iastitia, at perfectus sit homo Dei, ad

omne opus bonam instractna ^).< Tali sane consilio Scriptaras a Deo

esse dataa bominibna, exempla oatendant Christi Domini et Aposto-

lomm. Ipae enim, qni »miraenlia oonciliavit, anetoritate memit
lldem, fide oontrarit naltitndinem *),c ad saeras Litteras, in difinae

anae legaüonia mnnere, appellare conanerit: nam per oecasionem ex

tpaia eüam aeae a Deo misräm Denmqne declarat: ex ipeis argumenta

petit ad diadpaloa emdiendoe, ad doctrinam eonftrmandam auun:

1) U Tim. III, 16-17. - 2) S. Aug. de otiL cred. XIV, 89.

AmMv IBr KirahMiraöbt LXXI.
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earumdem testimonla et a calamniis vindieat obireetaBtiiim, et Sad-

dticaeie ac Pharisaeis ad eourgueadam oppooit, in ipsamqne Satanam,

hnpiidentttis aolHeltafiteni , retorqoet: easdemqae sob ipeem vitae

eiitam nsorpavit, explanavitque discipnlis redivivus, usque dum ad

Patris gloriani a-scendit. — Eins autem voce praeceptisque Apostoli

conforniati, tametsi dabat ipse »sif^na et prodigia fieri per nianus

eorum rnagnara tarnen efficacitatem ex divinis traxerunt Libris,

ut christianam sapientiam lat« gentibns persiiaderent, ut Iiidaeorum

pervicaciani tran<rerent, ut haeresea comprimerent erumpentes. Id

apertom ex ipsorum condoDibos, in prtmia Beati Petri, quas, in ar-

^mentum firminuiatn praescriptionie novae, dictis veteris Testa-

meati fere oontexaeniat; idque ipeam patet ei Maithaei et loanoia

BfaDgeliia atque ex Oatholicie, qnae vocaotar, epiatoKs; locnlentis-

sime fero ex eias teetimonio q« »ad pedes GamalieUs Legem Bieysi

et Prophetas ee didtcisse gloriator« at armatas spiritnalibos telia

postea dioeret conAdenter: Arma militiae nostrae non earnalta aani,

sed potentia Deo*).€ — Per exempla igitur Christi Domini et Apo-

stolorum omnes intelligant, tirones praesertim militiae sacrae« quanti

faciendae sint divlnae Litterae , et quo ipsi studio, qua religione ad

idera veluti armamentarium accedere debeant. Nara catholicae veri-

tatis doctrinam qui habeant apud doctos vel indoctos tractandam,

nuUa nspiam de Deo, sumroo et perfectissimo bono, deque operibas

gloriam caritatemqne ipsias prodentibus, sappetet eia ?el comulatior

copia vel amplior praedicatio. De Sal?atore autem hnmani generia

nihil aberius expmaiiisye quam ea, quaa in nnifeno habeator

Biblioram coatextn; reeteqae afftmiavit Hieronymus, »ignorationera

Serlptnraram esse ignorationem Chriatic *) : ab Ulis oimiram extat,

veluti nva et apirans, imago eine, ex qua le?atio malomm, cohor-

tatio virtatum, amoris diWn! Invitatie mirifice prorsna diffanditar.

Ad Ecclesiam vero quod attinet, institutio, natura, munera, cha-

risraata eius tarn crebra ibidem mentione occurruut, tarn raulta pro

ea tanique firma prompta sunt argumenta, idem ut Hieronymus,

verissime edixerit: »Qui sacrarum Scripturarura testiraoniis roboratus

est, is est propugnaculum Ecclesiae*).« Quod si de vitac morumque

conformatione et disciplina quaeratur, larga iudidem et optima sub*

sidia babituri sunt viri apostolici : plena sanctitatis praescriptai

snavitate et vi condita hortamenta, exempla in omni virtatam genere

inaignia; graviasima aocedit, ipsioa Dei nomine et Yerbis, praemiomm
in aeternitatem promisaio, dennnciatio poenainm.

1) Act. XIV, 3. — 2) S. Hier, de atudio Script, ad Pauliu. ep. LIII, o.

- S) In Is. PcoL - 4) lo It. LIV, IS.
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Atque haec propria et singularis Scriptararom virtas, a divioo

afflatn Spiritas Sanoti profecta, ea est, qnae oratori sacro aactorita-

tero addit, apostollcam praebet diceadi libertatem, nerrosani victri-

cemqiie tribnit eloqaentiam. Quisqais enim divini ?erbi spiritum et

robnr eloquendo refert, ille, »nou loquitar in serroone tantaro, sed

et in virtnte et in Spiritu Sancto et in plenitudine multa').« Quani-

obrem ii dicendi sunt praepostere improvideque facere, qui ita

concioues de religione habent et praecepla divina enuntiant, nihil ut

lere aflferant nisi humanae scientiae et pradentiae verba, suis magis

argamentis quam divinis innixi. latoram scilioet orationem, quan-

tamvis niteDtem laminibus, langaescere et frigere necesse est, utpote

qaae igne careat sermonis De!*), eamderoque longe abesse ab illa,

qoa dlTiniis sermo pollet virtute : »Vivas est enim sermo Dei et ef-

ficaz et penetrabiUor omni gladio ancipiti, et pertingens osqne ad

d!?iiQonem animae ae Spiritus *).c Qaaroqnam hoe etiam prndentio-

ribns assontiendum est, inesse in sacris Litteris raire variam et

oberem magnisque dignara rebus eloqueutiam : id quod Augustinus

pervidit diserteque arguit*), atque res ipsa confirmat praestantis-

siraorum in oratoribus sacris
,

qui nomen suum assiduae Bibliorum

coQsuetudini piaeqae meditationi se praecipae debere, grati Deo af-

firmanmt.

Qaae omnia Ss. Patres cognitione et osn qaam ezploratissima

haberent, nanqnam eessarant in divinis Litteris earnmqae fractibos

oollandandts. Eas enimvero crebris locis appellant vel tbesanrnm

locupletissiranm doctrinamm caelestinm*), vel perennes fontes salntis*),

vel ita proponunt qoasi prata fertilia et amoenissimos bortos, in qui-

bus grex dominicus admirabili modo reficiatur et delectetur Apte

cadnnt illa S. Hieronymi ad Nepotianum clericum: »Divinas Scripturas

saepius lege, imo uunquam de manibus tuis sacra lectio deponatur;

disce quod doceas . . . sermo presbyteri Scripturarum lectione con-

ditus sit*)c: convenitque sententia S. Gregorii Magni, quo nemo sa-

pientius pastoram Ecclesiae descripsit mnnera: »Necesse est, inquit,

ut qni ad offieinm praedicationis ezcnbant, a sacrae lectionis studio

non recedaMt*).c — Hic tamen licet Augnstinum admonentem indu-

cere, >7erbi Dei inanem esse forinsecns praedicatorero , qui non sit

intus anditor^^)«, eumque ipsum Gregorium sacris concionatoribus

1) I. Thess. 1, 5. - 2) Jereni. XXIII, 29. - H) Hebr. IV, 12. - 4) De
doctr. ehr. IV, 6, 7. — 5) S. Chrys. in Gen. hom. 21, 2; hom. 60, 3; S. Aug.

de discipl. ehr. 2. — 6) S. Äthan, ep. fest. 39. — 7) S. Aug. senii. 26, 24;

8. Ambr. in Pa. CXVIII, serm. 19, 2. — 8) S. Hier, de vit. cleric. ad Nepot.

— 9) 8. Greg. M. Regal, past. II, II (al. 22); Moral. XVIII. 20 (al. 14). -
10) S. Aag. sano. 179, 1. „, «
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praecipientem , »at in difinis flermonibns, prtusqoam aliis eos pro-

ferant, semetipsos requirant, ne inseqoentos alioram facta se de-

seiunt 1).« SeJ hoc iam , ab exeraplo et docuraento Christi, qui

»coepit facere et clocere,c vox apostolira late praemonuerat, noii unum

allocuta Timotheum, se«l onmem clericorum orJinoin, eo mandato

:

»Attende tibi et doctrinae, insta in illis; hoc enim faciens, et teipsutn

salvum facies, et eos, qui te audiunt*).< Salutis profecto perfectionisque

et propriae et alienae eximia in sacris Litteris praesto sunt adiumeota,

copiosins in Psalmis celebrata ; iis tarnen, qui ad divina eloqaia, non

soinm mentern afferant docilem akqne attentam, sed integrae qnoqoe

piaeqne habitnm ?olnntatis. Neqne enim eoram ratio libromm siniills

atqne commaniam pntanda est; sed, qnoniam snnt ab ipso Spiritn

Sancto dietati, resque graTiasimas oontinent moltisque partibm re*

Gonditas et difficiliores, ad illas propterea intelligendas exponendaiqne

Semper eiusdem Spiritos »fndigemns adventn >) ,« hoc est laraine et

gratia eius : quae sane, ut divini Psaltae frequenter instat auctoritas,

humili sunt precatione iraploranda, sanctiraonia vitae custodienda.

Praeclare igitur ex his Providentia excellit Ecclesiae, quae, >ne

caelestis ille sacrorum Libroruni thesaurus, quena Spiritus Sanctus

surama liberalitate hominibus tradidit, neglectus iaceret*),< optimis

Semper et institatis et legibus caviU Ipsa enim constitait, non so-

inm magnam eornm partem ab omnibns snis ministris in quotidiano

sacrae psalmodiae officio legendam esse et mente pia considerandam,

sed eornmdem expoaitionem et interpretationem in ecclesüs cathedra-

libos, in monasteriis, in conTentibos alioram regnlarinm, in qmbns

stndia eommode vigere posaint, per idoneos viroB esse tradendam;

diebns antem saltem dominicis et festis aolemnibns fideles salntari-

bns Evangelii verbis pasci, restriete iossit*). Item pradentiae debetnr

diligentiaeque Ecclesiae cultus ille Scripturae sacrae per aetatem om-
nera vividus et plurimae ferax utilitatis. — In quo, etiam ad fir-

manda documeuta hortatiouesque Nostras, iuvat commemorare queni-

admodum a religionis chnstianae, quotquot sanctitate vitae rerunique

divinarum scientia fioruerunt, ii sacris in Litteris multi Semper as-

sidniqne fuerint. Proximos Apostolorum discipulos, in quibus de-
mentem Boroanum, Ignatinm Antiochennra, Polycarpnra, tarn Apo-

logetas, nominatim lustinum et Irenaenm, videmns epistolis et libris

tnis, 8i?e ad tntelam sive ad commendationem pertinereat catho-

lioornm dogmatnm, e divinis maxime Litteris ftdem, robnr, gratiam

1) S. r.re^. M.. Regal, past. III, 24 (al. 48). — 2) I Tim. IV, 16. —
31 S. Hier, in Midi. 1, 10. — 4) Coiic. TriU. sefs. V, decret. de rerorni. 1. —
5) Ibid. 1—2.
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omnem pietatis arcessere. Schölls autem catecheticis ac theologicis

in tnultis sedibus episcoporum exortis, Alexandrina et Antiocheua

celeberrimis, quae in eis habebatar institutio, non alia prope re, nisi

lectione, eiplicatiooe , defeasione divini Terbi seripti continebatar.

lüde pleriqoe prodionint Patres et scriptores, qaonim operosis stadHs

eflnregiisqoe libria conseeota iria dreitw saeenla ita abnndtunnt, ot

aetas bibHcae exegeseo« aorea iore ea sit appellata. — Inter orien-

tales principem loenm tenet Origenes, celeritaie ingeiiH et taborom

constantia adniirabilis, cuius ex plurimis scriptis et immenso Hexaplo-

rum opere deinceps fere omnes hauserunt. Adnaraerandi plures, qui

huius diseiplinae fines amplificarunt : ita, inter excellentiores talit

Alexandria Clementem , Cyrillum ; Palaestina £usebium
,

Cyrillum

altemm; Cappadocia BasiUam Magnam, utmmqae Gregorium, Na-

ziansennm ei Nyssennm; Antiochia loannem iUam Cbrysostommn,

in qoo bnins peritia doetrinae cum samina eloqnentia certavit Neqne

id praeolare minns apnd oecidentales. In moltis, qni se admodnm

probafert, elara Tertnlliani et Gjrpriani nomina, HilarB et Ambroiii,

Leonis et Oregori! Magnoram ; clarissima Augustini et HIeronymi:

qQorum alter raire acutus extitit in perspicienda divini verbi sen-

tentia, uberrimusque in ea deducenda ad auxilia catbolicae veritatis,

alter a singulari Bibliorum scientia magnisque ad eorum usura la-

boribus, nomine Doctoris maximi praeconio Ecclesiae est honestatus.

— Ex eo tempore ad andecimam usque saecalum, qaamqoam huius-

modt contentio stodionim non pari atqae antea ardore ac fructu

Tignit, figmt tarnen, operft praesertini bominam saisri ordinis. Ca*

raferant entm, ant qnae Toteres in bac re fraotnosiora reliqnissent

doKgore, eaqne apte digesta de snisqne anota pemilgare, nt ab bi-

doio Hispalensi, Beda, Alcnino faetnm est in primis ; ant saeros Co-

dices illQstrare glossis, at Valafridns Strabo et Anselmns Landnnensis,

aut eorumdem integritati noviä curis consulere, ut Petrus Daniianus

et Lanfrancus fecerant. — Saeculo autera duodecimo ullegoricam

Scripturae enarrationem bona cum laude plerique tractarunt : in eo

genere S. Bernardus ceteris facile antecessit, cuius etiam sermones

nihil prope nisi divinas Litteras sapiant.

Sed nova et laetiora incrementa ex disciplina accessere Scho-

UuHeormn. Qni, etsi in germanicam Yorsionis latinao lectionem stn-

dnenint inqnirere, oonfoetaqne ab ipsis Correetoria btblioa id plane

testantnr, plns tarnen stndii indostriaeque in interpretatione et ex-

planatione collocaTeront. Composite enim dilnoideque, nihil nt melias

antea, sacrorum verborum sensus varii distincti ; cuiusque pondus in

re theolügica perpensum ; definitae librorum partes , argumeuta par-
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tinm; inves^gifai flcrlptoram proposita; ezplicata lentMitianiin inter

iptas Decossitiido ti conneiio; qnibns ex rebus nemo unnsnon fidei,

qnaninm eit InminU obscorioribos locis admotoro. Ipsoniin prteierea

de Scriptoris lectam doctrinae copiam admodum produnt, tarn de

theologia libri , tum in easdera coinmentaria
; quo etium nomine

Thomas Aquinas inter eos habuit palmam. — Postquam vero Cle-

mens V. decessor Noster Athenaeura in ürbe et celeberrimas quasque

studiorum Universitates litterarum orientaliura raagisteriis auxit, ex-

quisitius homines Dostri in nativo Bibliorum codice et io exemplari

ütino eUborare coeperaot, Elevecta deinde ad nos eruditione Grae-

oorum, mnltoque magis arte nova libraria fflliciter inventa, caltas

Scriptnrae sasetae latiistme aocrevit Mirandam est enim, quam
brevi äetatis spatio mnltiplicata praelo sacra exemplaria, volgata

praeeipae, catholiciim orbem qaasi oompleveriot: adeo per id ipsum

tempas, eootra quam Bcclesiae hcwtes calomniantor , in hoiiore el

amore erant dinna Tolnmma.

Neqoe praeterenndam est, qnantns doctorum virorom namerus,

maxime ex religiosis familiis, a Viennensi Concilio ad Tridentinum,

in rei biblicae bonum proveuerit: qui et novis usi subsidiis et variae

eruditionis ingeniique sui segetera conferentes non modo auxerunt

congestas maioruna opes, seü quasi munierunt viam ad praestantiaru

subsecuti saeculi, quod ab eodem Trideutino eftluxit, quuai nobilis-

sima Patram aetas probemodam rediisse visa est. Nec enim quis-

qaam ignorat, Nobisque est memoratii iucunduro, decessores Nostros,

a Pio IV. ad Glementem VIIL, aoctores faisse ut insignes Ulae edi-

tiones adoraarentar versionam Yeteram, Vnlgatae et Mezaadriaae;

qoae deinde, Sixti V. einsdemqne Glemeatis inssa et auctoritate»

emissae, in oommimi osa versantar. Per eadem aotem iempora, no-

tum est, qaum Tersiones alias Biblioram aatfqnas, tarn polyglottas

Antaerpiensem et Parisiensem, diligentissime esse editas, sincerae

investigandae sententiae peraptas: neo ullum esse utriusque Testa-

menti librum
,

qui non plus uno nactus sit bonum explanatorem,

ueqae graviorera ullam de iisdem rebus quaestionem, quae non mul-

torum iugenia fecundissinie exercuerit: quos inter non pauci, iique

studiosiores Ss. Patrum, nomen sibi fecere eximiam, Neque, ex illa

demum aetate, desiderata est nostrorum sollertia; quam clari sakonde

viri de iisdem studiis bene sint meriti, sacrasqae Litteras contra ra-

tionalismi eommeota, ex pbilologia et finitimis disciplinis detorta«

simili argomentoram genere ?indiearint. — Haec omnia qai probe

nt oportet considerent, dabant profecto, Ecclesiani, nec allo nnqoam
providenUae modo defaisse, quo difinae Scriptarae fontes in filios
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8U0S salatariter derivaret, atqoe illud praeflidiam, in quo diTimins

ad eiusUera tutelara decusque locata est, retinuisse perpetuo oinnique

studiorum ope exoroaase, ut uuUis externorum UomiQum iucitameutis

eguerit, egeat.

lam postulat a Nobis instituti consilii ratio, nt qnae bis de

studiis recte ordinandis videantur optima, ea vobiscum communicenius,

Venerabiles Fratrea. Sed principio quäle adverseiur et iostet homi-

aam g^nos, qnibns vel artibus vel armis confidant, intereat utiqiie

hoo looo ncogoMoere. — Scilicet, ut antea ciud üs praMipue res

Aiii, qui, privato indicio freti, diviins tiaditiontbiu et magisterio Be-

cleoae repndiatk, Scriptaram ttatoerant onieoiD raTelalionis fontom

aapremuoiqae indioem fidei; ita niinc est enm BationaUstia, qoi

eoram quasi filii et beredee, item aenteotia ionixi aoa, Tel has ipaaa

a patribus acceptas ohriatianae fidei reliquias prorraa abiecerunt.

Divinam eiiim vel revelationem vel inspiratiouem vel Scripturam sa-

cram, ouiuiiio ullaiu negaiit, iieque alia prorsus ea esse dictitant,

nisi hominum artificiu et commenta; illas Dimiruni, noo veras gesta-

rura rerum narratiooes, sed aut ineptas fabulas aut historias men-

daces; ea, oou vaticinia et oracula, sed aut coufietas post eveutua

praedictiones aut ex naturali vi praeseosiooes ; ea, qod veri nomiDil

miracnla virtutiaque divioae ostenta, aed adrairabilia quaedam, ne*

quaqiiam oatune firibua maiora, aut praeatigiaa et mytboa qnoadain:

arangelia et acripta apoatolica alüa plaoe anetoribaa tribaanda. —
Hnioamodi poftenta erronun, qaibua aacroaaoctam difinorom L&biorain

feritatam putant convelli, tamquam deeretoria prounotiata noTaa

ciriaadam »scientiae liberae,« obtrudant: qnae tarnen adeo ineerta

Ipstmet habent, ut eisdem in rebus crebrias immatent et »uppleant.

Quuiii vero tarn impie <Je Deo , de Christo, de Evangelio el reliqua

Scriptura sentiant et praedicent, non desunt ex iis, qui theologi et

christiani et evangelici haberi velint, et honestissimo nomine obten-

dant insolentis iugeuii teaieritateni. Iiis addunt sese consilioriim

participes adiutoresque e ceteris dinciplinis oon pauci, quos eadem

revelatarum reruiu iDtoleraatia ad oppugnatiooem Bibliorum similiter

trahit Satis autem depiorare non possumus, qoam latina in diea

acriusqne baec oppagnatio geratnr, Qeritnr in ernditoe et gravea

hominas, qnamqnam illi non ita difficnlter aibi poaannt cavere; at

maxiae contra indoctoram ?nlgna omni oonsilio et arte infenai boataa

nitantar. Libria, libellia, diariia exitiale vima infimdant; id con-

donibua, id aermonibna inainnant; onnia iam perraaere, et mnltaa

tenent, abstractas ab Ecclesiae tutela, adolescentium scbolas, ubi

credulas moUesque mentes ad coiitemptionem Scripturae, per ludibrium
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etiam et scvrriles iocos, dtprafant niser«. — Itt« sunt, yeiierabitM

Fratres, quae commane pastorale Stadium permoveant, incendant; ita

ut boic novae »faisi notninis scientiae« antiqua illa et vera oppooa-

tur, quam a Christo per Apostolos aceepit Ecclesia, atque in dimi-

catione tanta idonei defensores Scripturae nicrae exurgant.

Itaque ea prima sit cura, ut in sacris Seminariis vel Acaderaiis

sie omnino tradantnr divinae Litterae, qaemadmodum et ipsios gra-

itas disciplinae et temporaro neeesritas admonent. Cuiaa rei caasä,

nihil profeoto debet este antiqnios magiatronim delectione pradeDÜ:

ad hee enim maniu non bomines qoidem de mnltia, sed ttlee isninii

oportet, qaoB magnns amor et diatnma consnetiido Blbliomai, atqao

opportaans doctrinae omatns oommendabiles faciat, pares offido.

Neqne miuiiB prospieiendam matart est, homm postea locam, qai

eint excepturi. Inverit iddroo, obi eommodom i^t, ex alamais op-

timae spei, theologiae spatium laudate emensis, nonnuUos difinis

Libris totos addici, facta eisdem plenioris cuiusdam studii aliquandia

iacultate. Ita delecti institutique doctores, comtnis^^um munus adeant

fidenter: in quo, ut versentur optime et consentaneos fructus educant,

aliqna ipsis documenta paulo explicatius impertire placet. — Ergo

ingeniie tironum in ipso studii limine sie prospiciant, at iadicanm io

eis, aptum pariter Libris divinis tnendis atqne arripiendae ex ipsis

aententiae, conforment aedolo et excolant Hne perünet traetatos

^de nUroduäkm^* ot loqaontor, »ÜWieei,c ex qoo alnmiias com-

modam habet opem ad integritatem aaetoritatemqiie Bibliomm oon-

vinoeodam, ad legitimam in illia aenaain inTesttgandom et aaaeqaoB-

dnm, ad occupanda captioaa et radidtna efollenda« Qnae qaanti mo-

rnentl aii diapoaite adenterque, oomite ei adiotriee theologia, easo

initio disputata , vix attinet dicere
,
quam tota continenter tractatto

Scripturae reliqua hisce vel (uudamentis nitatur vel lumiaibua cla-

rescat.

Exiode in fructuosiorem huius doctrinae partem, ijuae de in-

terpretatione est, perstudiose incumbet praeceptoris opera ; unde sit

auditoribus, quo dein modo divini verbi divitiaa in profectum reli-

gionis et pietatia convertant. Intelligirous eqaidem, enarrari in aeholia

Scripturae omnea, nec per anplitadinem rei , nec per tempus Heere.

Venuntamen, qnoniam certa opna eat via interpretationia otiUter

expediendao, ntmmqne magiater pmdena devitet incommodam, vd
eoram, qni de aiagnlia libris cnraim delibandam praebent, vel eomm,
qni in eerta nnins parte immoderatios conaistant Si enim in plerisqne

1) I TiBL VI, 90.
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seholis adeo non poierit obtineri, quod in Academiis maioribus, ui

unas ani alter liber conÜDuatione qnadsm et obertate exponator, at

magnopere effioieDdnm est, ot libroram partes ad interpratandirai

eeleetae tractationem habeant convenientor plenam: qio ?eliiti spe-

eimine alleeü dieeipnli et edoott, cetera ipei peilegant adamentqae

in omni ?ita. U porro, retinens institnta maiomni, exemplar in boc

enmet versionem Talgatatn
; quam Conciliam Tridentinnm »in pablicie

lectionihus, disputationibus
,

praedicationibus et expositionibus pro

authenticac habendam decrevit*), atque etiani commendat quotidiana

Eoolesiae consuotudo. Neque tarnen non sua habenda erit ratio re-

iiquaram versionum, quas christiana landavit usarpavitque antiqaitas,

mazime codicam primigeniornm. Quamvis enim, ad snmmam rei

qnod speotai, ex dietionibos Volgatae bebraea et ipraeea bene einceat

eentenl^a, attamen ei quid ambigne, d qnid minns aeenrate inibi

elatnm eit, »inspectio praeoedeatis lin^fnae« enaaore Angntttno, pro^

fleiet>). lamvero per ee liqnet, quam mnltnni nafitatis ad baee

adhiberi oporteat, quam demnm sit« commentatoris officinm, non

qaid ipse ?elit, sed quid sentiat ille, quem iiiterpretetur, exponere^).!

Post expeusam, ubi opus sit, omni industria lectionem, tum

locus erit scrutandae et proponendae sententiae. Primnni aatem con-

silium est, at probata communiter interpretandi praescripta tanto

experrectiore observentar cnra, qnanto moroeior ab adTersariis nrget

eontentio. Propterea cnm studio perpendendi, quid ipsa verba ?a-

leant, quid consecntio rerani Telit, qoid loeonm similitndo ant talia

cetera, externa quoque apposltae emditionls illnstratio societnr ; caato

tamen, ne istiusmodi quaestionibus plus temporis tribnatnr et operae

quam peruoscendis divinis Libris , neve corrogata multiplex rernra

cognitio mentibus iuvenum plus incommodi afferat, quam adiiimenti.

— Ex hoc, tutus erit gradus ad usum divinae Scripturae in re tlico-

logica. Qao in genere animadvertisse oportet, ad ceteras difficoltatis

eansas, qnae in quibnsvis antiqnoram libris intclli^eadis lere occur-

mnt, proprias aliquas in Libris sacris accedere. Bornm enim verbis,

anctore Spiritn Sancto, res mnltae snbücinntar, qnae bnmanae vim

aciemqne ratioois longissime Tinount, di?ina scilieet mysteria et qnae

cum illis continentnr alia mnlta; idqne nonnunqnam ampliore qua-

dam et reconditiore sententia, qnam exprimere littera et bermenen-

ticae leges indicare videantur; alios praeterea sensus, vel ad dog-

mata illustranda vel ad commendanda praecepta vitae, ipse litteralis

1) Sesa. IV, decr. de edit. et usu sacr. libror. ^ 2) De doctr. ehr. Iii, i.

r- 3) S. Hier, ad Pammaeh.
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aenmis profecio idieiieit. Quamobrein diffitefidiim oon est, reKgUMa

quadam obseoritate sacros Libros involvi, ot ad eos, nis! aliqao viae

Uuce, nemo ingiedi possit : Deo quidera sie providente (quae vul-

gata est opinio Ss. Patrum), ut homiiies maiore cum desiderio et

studio illos perscrutarentur , resque inde operose perceptas mentibus

animisque altius iufigerent ; intelli<^ereiitqut' praecipue, Scripturas

DdQm tradidisae Ecclesiae, qua scilicet duce et roagistra in legendis

tractandiaqoe eloquiig suis certissima aterentar. Ubi enim cbarisraata

Dominioi posita sint, ibi discendaro esse veritatem, atqne ab Ulis,

apttd qaoe ait aacceasio apoatolica, 8ori|itam oullo eiim pericalo ex-

pooi, iam sanotos doeoU Trenaeas ^ : coias qaidem ceterornmqoe Pa«

trarn daotriBam Synodas VaUeana amplaia est, qnaiido Tridautinom

decrefcam de divioi verbi seripti interpretalipne renoTans, »hanc illini

meutern esse deelaravit, nt in rebus fidei et moram, ad aedificatio-

nen doetrioae ebristianae pertiDentHiin, is pro vero sensu saeraa

Scnpturae babendus sit, quem tenuit ac teuet saricta Mater Ecclesia,

cuius est iudicare de vero sensu et interpretatione Sciiptuarum

sanctarum
; atque ideo nemini licere, contra hunc sensum aut etiam

contra unanimem conseaaum Patrum ipsaiu Scripturam sacram inter-

pretari ^).*

Qua pleua sapientiue lege nequaquam Ecclesia perfostigatiouem

scientiae biblicae rotardat aut coercet; sed eam potios ab errorein*

tegram praestat, plurimnmque ad veram adiuvat progressioneni. Nam
private cuique doctori magans patel campus, in quo, tutis Yestigiis,

sna interpretandi induatria praecla?« certet Ecclesiaeque utiliter. In

loeis quidem divinae Scriptarae, qni expositionem certam et defint-

tam adbnc desiderant, effici ita potest, ex suavi Dei providentis con-

sllio, ut quad praeparato studio, iudieium Ecciesiae maturetnr; in

loeis vero iam definitis potest privatus doctor aeque prodessc, si eos

vel enuoleatius apud fideliura plebem et ingeniosiu'^ apud doctos edis-

serat, vel insignius eviiicai al) adversariis. Quapropter praecipuum

saiictumque sit catholico inteiprcti , ut illa Scripturae testimonia,

«inorum sensus authentice declaratus est, aut per sacros auctores,

Spiritu Sancto afüaute, uti multis in loeis novi Testameuti, aut per

Eeclesiam, eodem Sancto adsistente Spiritu, »sive solemni iadicio,

sive ordinario et universali magisterio eadem ipse ratione inter^

pretetnr; atque ex adiumentls disciplinae suae eonvincat, eam solam

interpretationem, ad sanae hermeneuticae leges, posse recte probari.

1) S. Hier, ad Panlin. -le studio .Script, op. Uli. 4. — 2) C. haer. IV,

26. 5. — 3) .Ses8. III. «ip. II, de revel. cf. Conc. Trid. sm. IV, decr. de «lit.

et usu sacr. libror. — 4) Coüc. Vat. aeüä.^III, cap.*^,!!!, de fide.
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Id ceteris analo^a flde! sequenda est, et doetrina catholica, qualis

ex auctoritate Ecclesiae accepta, tanqiiara summa normaest adhibenda:

nam, quurn et sacrorum Libroruin et doctrinae apud Ecclesiam depo-

sitae idem sit auctor Dens, profecto fieri nequit, ut sensus ex illis,

qni ab hac quoquo modo discrepet, legitima interpretatione eruatur.

Gl quo apparet, eam interpretationem ut ineptam et falsam reiicien^

dam, quae vel inspiratos auctores inter se qnodammodo pognatites

fiMiat vel doctrinae Ecclesiae adversetor.

Huitts igitar diaciplinae magiater bae etiam laude flereat oportet^

nt onnem theologiam egragie teaeat, atqoe in commentariis veraattu

aii Sa. Patiiim DoetornmqQe et inierpretniii optimornm. Id aaiie in*

enleai Hieronymus ^), mnltaroque Angnstinos, qoi, iasta com qaerela,

>8i nnaquaeque diaciplina, inquit, quamquam vilis et fiicilis, ut per*

cipi possit, doctorem ant roagistrum requirit, quid temerariae sn-

perbiae plenius, quam divinoriim sacranientorum libros ab interpreti-

bu8 suis noUe cognoscere !€ Id ipsum sensere et exeraplo con-

firmavere ceteri Patres, qui tdivinarum Scripturarum intelligentiam,

non ex propria praesumptione, sed ex raaiorura scriptis et auctoritate

sequebantur, quos et ipsos ex apostolica successione intelligendi re-

gulam snscepisse constabat — lamvero Ss. Patram, quibus »post

Apostolos, sancta Bcclesia plantatoribos, ngatoribos, aedificatoribus,

paatoribns, nntritoriboa erevit^),€ samma anetoritas est, qnotieseamque

teaiimoniuni aliqnod biblienm, nt ad fidei pertinens mornmve doctri-

nam, nno eodemqne modo ezplicant omnea: nam ex ipaa eoranf con-

aenslone, Ita ab A|Mwlolis secnndam catholkam fidem traditom easo

nitide eminei Eoramdem ?ero Patrnro senlentia tnnc etiam magni

aestimanda est, quum hisce de rebus munere doctornm quasi pri-

vatim funguntur; quippe quos, non modo scientia revelatae doctrinae

et multarnra notitia rerum, ad apostolicos libros cogjioscendos utilinm,

valde commendet, verum Dens ipse, viros sanctimonia vitae et veri-

tatis studio insignes, amplioribus luminis sui praesidiis adiuverit.

Quare interpres suuni esse noverit, eorum et vestigia reverenter por-

aeqai et labont)us frui intelligenti delectu. — Neqne ideo tauten

viam sibi putet obatrnetam, qno minns, abi iosta caaaa adfuerit, in-

qairendo et ezponendo vel ultra procedat, modo praeceptioni illi, ab

Angmlino sapienter piopositae, religiöse obseqnatur, videlicet a litp

terali et Tduti obvio sensu minime disoedendum, nial qua eum vel

ratio tenere prohibeat vel necoasitas eogat dinittere'): quae prae*

l) Ibid. 6, 7. — 2) Ad Honorat. de iitilit. cred. XVII, 35. — 3) Rafin.

Hist. ercl. II. 0. — 4) 8. Aug. c. lalüm. II, 10, 37. — 5) De Gen. ad litt

1. Vlll, c 7. la.
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ceptio eo tenenda est firmius, quo magis, in tania novitatam cnpidine

et opinioDurn licentia, periculum imminet aberrandi. Caveat idem ne

illa negligat quae ab eisdem Patribus ad allegoricam similemve sen-

tentiam translata sunt, maxime quum ex litterali descendant et mul-

tornm nuctoritate fulciantur. Talern eniin interpretandi rationem ab

Apostolis jßcclesia accepit, suoque ipsA exemplo, at e re patet litur>

gicA, comprobafit; noa quod Patres ex et eontenderent dogmata fidei

per M demonstrare, sed qni beae froglferam Tirkutt elt pietaii alendae

nosaent experti. — Ceteroratn Interpretam oatbolieomm est minor

quidem aaetoritas, aHamen, qoonlatn BiUliomm stadia conÜBüaiii

qnemdam prof^reBsain in BceMa habnerant, istomni pariter com-

mentariis snnt tribnendns eai honör, ex qnibns malta opportnne peti

lieeat ad refellenda contraria, ad difficiliora enodanda. At ywo id

niminm dedecet, ut quis, egregiis operibus, quae nostri abiuide re-

liquerunt, ignoratis aut despectis, heterodoxorum libros praeoptet, ab

(»isque cum praesenti sanae doctrinae periculo et non raro cum de-

trimonto fidei, explicationem locorum quaerat, in quibus catholici

ingenia et labores snos iamdadum optimeque collocarint. Licet enim

heteiodoiorum stadiis, pnidenter adbibitis, iuvari interdnni poeait in-

terpres catholicas, meminerit tarnen, es crebris qnoqne ?et«n]m docn»

mentia^), ineorrnptam aacramm Litteraram aenram extra fioclesiant

neatiqnam reperiri, neqiie ab eis tradi poaae, qni, verae fidei expertes,

Soriptnrae, non mednllam attingnnt, eed cortioem rodnnt*).

Illnd anteni maxime optabile est et neeeiBarinm, nt eiadem di-

inae Seriptorae nsna in nniferaam theologiae infloat diaeiplinam

eiasque prope sit anima: ita nimirum omni aetate l^trea atqne

praeclarissimi quiqne theologi professi sunt et re praestiterunt. Nain

qnae obiectum fidei sunt vel ab eo consequuntur, ex divinis potissirae

Litteris stndnerunt asaerere et stabilire; atque ex ipsis, sicut pariter

ex divina traditione, nova baereticorum commenta refutare, catbo-

licorum dogmatum rationem, intelligentiam, vincula exquirere.

Neqne id caiquam faerit miram, qui repatet, tarn iusignem

locum inter revelationia fontea divinis Libris deberi, ot, nisi eorum

studio usuqne aaaidao, neqneat tbeologia rite et pro dignitate tnietari.

Tametai enim rectnm est, infenes in Academüs et seholis ita prae«

eipne exeieeri, at intelleetnm et Mientiam dogmatnm asseqnantnr,

ab articnlis fidei argomentatione institnta ad alia ex illis, aecnndum

normas probatae aolidaeque philosophiae
, conclndenda; gravi tarnen

1) Cfr. Clem. Alex. Strom. VII. 16, Orig. de princ. IV, 8; in Levit.

honi. 4, 8; Teriull. df» praescr. 15 sqq.; S. HiL Pict in Matth. 13, '1. —
2) & Greg. M. MoruL XX. 9 L^l. U}-
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mdttoqae iheologo minime negligenda est ipn demonilraftio dogma-

tom ei Biblioram auetoritatiba« dnota: »Non eaim aceipit (th«o-

logia) siia principia ab aliis scienttis, sed Immediate a Deo per re-

velationem. Et ideo non aceipit ab aliis scientiis, tamquam a su-

perioribuB, sed utitur eis tamquam inferioribus et ancillis.« Quae

sacrae doctrinae tradendae ratio praeceptorem commendatoremque

babet theologorum principem
,

Aquinatem : qui praeterea, ex

hac bene perspecta christianae theologiae indole docuit, quem-

admodom jKWsit theolugas saa ipsa principia, si qai ea forte

Impngnent, taeri: »Argumentando qaidem, tk adversarins aliqaid

coneedat eoram, qaaa per divinam revelatUMiom habentor; aicat

per anctoritates sacrae Scriptorae diepatainat eentra haereticoe, el

per rniain arUcalam contra Mgantes alirnn. Si fero ad?enarii»

nihil credat eomin, qnae dlfinitas re?elantiir, non remaoet ampliw

Tia ad probandnm artienloa lldei per rationes, sed ad soWendoRi

rationes , si quas indocit contra fidem *).c — Provideodutn

igitur, ut ad studia biblica convenienter instructi munitique ag*

grediantur iuvenes; ne iustam frustrentar spem, neu, qood deterius

est, erroris discrimen incaute subeant, Rationalistarum capti fallaciis

apparataeque specie eruditionis. Erunt autem optima comparati, si,

qa& Nosmetipsi monstravimus et praescripsimus via, philosopbiae et

theologiae insiüntionem , eodero S. Thoma dnce, religiöse colnerint

penitusque perceperint. Ita recte incedent, quam in re biblica, tarn

in ea theologiae parte qoam »postti?amc nominant, in ntfaqne lae-

tisatme pvogressari.

Doctrinan eslboiieain legitima et soUerti saeromm Biblioram

interpretatione probasse
,

exposuisse, illustrasse , maltum id qaidem

est: altera tarnen, eaque tarn gravis momenii quam operis laboriosi,

pars remanet, ut ipsorum auctoritas integra quam validissime asse-

ratar. Qood quidem nuUo alio pacto plene licebit universeque as-

seqoi, nisi ex vivo et proprio magisterio Ecclesiae; quae »per se ipsa,

ob suam aempe admirabilem propagationem, eximiam saaotitatem et

inexbaustaiB in omnibos bonis feonnditatem, ob catbolican «aitatem«

invictamqne stabiUtatem , magiram qaoddam et perpetonm.est mo-

tivom eredibilitatb et difinaatsoae legatioois testinioiiiani irrefrsga-

hile ^.c Qnoniaoi ?ero dimiun et infbttibile nagisteriaM Beelssiae,

in «octoritate etiam sacrae Scriptnrae consistitf bniiis piopterea ildia

1) Summ, theol. p. 1, q. 1, a. 5 ad 2.

2) Ibid. a. &
9) Com. Vat mm. III. e. m, d« Ado.
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nltem bamsiii fMBerendft in primtt vindfeandtqQe est: <|albiui et

libris, tamqaam ex antiquitatis probatissimis testibus, Christi Domini

(livinitan et le^^atin, Ecciesiae hierarchicae institutio, primatus Petro

et succossoribus eins coUatus, in tuto apertoque oollocentur. Ad hoc

plurimuin sane romlucet, si plures sint e sacro or<line paratiores, qui

hac etiam in parte pro fi<le dimicent et impctus liostiles propnlsent,

indati praecipue armatura Uei, quam suadet Apoatolus neque vero

ad nova hostiam arma et praelia insneti. Qaod pnicre in sacerdo-

tom oflftcHs sie reoenset Chrjsostomus : »Ingens adhihendum est rtn-

diam, at »Christi ferbom habitet in nobis abandanter^t : neque

enim ad nnnm pngnae genns parati esse debemns, sed multiplex est

bellum et vani sunt bestes; neque iisdem omnes ntnntnr arrais,

neque uno tantum modo nobiscum «ongredi moliuntur. Quare opus

est, ut is, qui cum omnIbus oongressus est, omnium maebinaa ar-

tesque cognitas habeat, ut idero sit sagittarius et fnnditor, tribunns

et manipuli ductor, dux et miles, pedes et equcs, navalis ac muralis

pngnae peritus: nisi enini omnes dimican<ii aites noverit, novit dia-

bolus per nnam partem, si sola npglij,Mtnr, praeilonibus suis immis-

sis, oves diripere^).« Fallacias hostium artesque in hac re ad im-

pugnandum roultiplices supra adumbraviroua: iam, quibas praesidüs

ad defensionem nitenduro, commoneamus«

Bst primum in studio lingaarum Teterum orientalium simulque

in arte quam foeant eritieam. Utriusque rei scientia qnum hodie in

magno sit pretio et laude, e& clerus, plus minusre pro locis et ho-

minibns ezquisita, omatus, melius poterit decus et munus snstinere

SQuni; nam ipse >omnia omnibusc*) fiert debet, paratns seraper

satisfactionem omni poscenti rationem de ea qnae in ipso estspe^^j.c

Kr^o saorae Scripturae magistris necesse est atqne theologos adiecet,

eas linguas cognitas habere, quibus libri canonici sunt primitus ab

hagiographis exarati, easdemque, optimum fact« erit, si colant alumni

Ecclesiae, qui praesertim ad acaderaicos theologiae gradus aspirant.

Atqne etiam curandum, ut omnibus in Academiis, quod iam in moltis

receptnm landabiiiter eet, de eeteris item antiquis Unguis, maxime

semitiets, deque eongniente cum illis ernditione, aint magisteria,

eoram in primis nsui, qui ad sacras iiitteras profitendas designantor.

— Hoe avtem ipaos, eiusdem rei gratift, doctioree eese oportet

atqne ezereitatiores in ma artis eriifcae disciplina: perperam enim

et cum religionis damno induetnm est artillcium, nomine honesta-

1) Eph. VI, la, s. iiq. — 2) CJfr. Col. III, IG. - 3) De sacenl. IV, I. —
4) 1 Cor. IX, 22. — () I Petr. ni, 15.
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tarn eriiicM snbKmioris, quo, ^ golis istornis, qü loqiroBtiir,

ntionibos, cuiuspiam libri origo, integritas, aoetoritas diiadieata

emergant Contra perspicaam aat, in quaesüonibus rei historicae,

cniasmodi origo et oonmrvatio librornm, historiae testimonia valere

pra« ceteris, eaque esse quam studiosissime et conquirenda et

excutienda: illas vero rationes internas plerumque non esse tanti,

ut in causam , nisi ad qaamdam conßrmationem
, possint ad^

vocari. Secus si hat, magna profecto consequentur incommoda.

Nam hostibus religionis plus confidentiae futurum est, ut sacrorum

anthenticitatem Librorum impetant et discerpant; illud ipsum» qaod

extoUant genoB ciiticae subliruioria, eo demnin recidet, ut säum

qaiaqoe atudium praeindicatamque opinkmem interpretando sectentur;

inde neqie Seriptaria qMMitniB Inanen aceadet, neqae Ulla doctriaae

oritara vtilitaa eat, aed certa illa patebit erroria nota, qaaa eat va-

rietaa et disnmUitQdo sentiendi, ut iam ipai aant docnmeoto hmuaoa

novae principea disciplinae: inde etiam, qaia plerique infeeti aint

fanae phllo3ophiae et rationaliami placitis, ideo prophetias, miracula,

cetera quaecumque naturae ordiaem aupereot, ex aacris Libris dimo-

vere non verebuntur.

CoDgrediendum secundo loco cum iis, qui suä physicorum scieotia

abusi, sacros Libros omnibaa veatigiia indagaat, Qnde auctoribns

iaaeitiam rerom talinm opponant, acripta ipaa Titoperent. Quae qut-

dem inaunalationes, qanin res attingant aenaibua obiectas, eo peri-

enloaiorea aeeidant, maaantee in valgna, nHuume in deditam litteria

iarentatam; quae, aemel ra?#feiitiaiii di?ioae revelatioiiia la nat

allqno capite exoerit, fädle in omnibaa omaeai eiaa fideai eat dinia-

anra. Nimiam aane coaatat^ de natara doctriaam, qoaatam ad per-

eipiendani anrnml Artitieis f^loriani in procreatia rebnaimpresaam aptia-

sima est, modo sit convenienter proposita, tantum posse ad elemeuta

sanae philosophiae evellenda corrumpendosque mores, teneris anirais

perverse infusam. Quapropter Scripturae sacrae doctori cognitio na-

turalium rerum bono erit subsidio, quo huius quoque modi captiones

in divinos Libros instructas facilius detegat et refeilat. — Nulla qui-

dem tbeoiogum inter et phyaicam vera diaaeaaio iateroesserit , dum
aais ntarqae finibas se contiaeaat» id oaventea, aeeaadan S» AagusUai

monitnai, »ne aliqnid temere et incogaitaro pro cognite ajoagaat

Sia tamea diaaeaaeriat, qaeoiadBiodani ae gerat theeiogaa, aanunatim

est regala ah eodem oblata: »Qnidqaid, iaqait, ipai de aatara reram

veraeibaa docamentia demonatrare potnerint, ostendamna noatria Lit-

1) In Qeo. op. imperf. IX, 80.
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ttri« non esse ooiitr«riam; qaidqaid Mtem d« qvUraslIM aais to*

laminibiit bis nortris LiUeris, idest eatboUeae fidei, eontrariain pfo-

tulerint, aat aliqaa eliam faenlUte osteadamus, aal nalla dabita-

tione crodaiDiu esse falmsiorain De eaias aeqaiUie regolae in

conslderatione eit prinrani, wriptorat ateroe, sea feria» »SpiritniB

Dei, qui per ipsos loquebatur, nolaisee ista (videlicet intimam adspee-

tabilium rerum constitutionera) docere horaines, nulli saluti pro-

fatura *)€ ; quare eos, potius quam eiploratioiiem naturae reeta per-

seqoantur, res ipsas aliquando describere et tractare , aut quodam

translationis niDdo, aut sicut communis sermo per oa ferebat tem-

poral bodieque de maltis fert rebus in quotidiana vita, ipsos inter

homines scientienmot. Volgari auiem sermone quum ea primo pro-

pHeqae eflerantiir quae cadant sub sensua, non diMimiliiär aeriptor

saeer (monoitqm et Doctor Angelieos) »ea seentui est, qoae aensi*

bditer apparaot *),c aea qaae Dens ipae, hominea alloqueaa, ad eorum

captam aigiii6eavit banuuio more.

Qnod vero defeasio Scripturae sanetae agenda streune est, non

ex eo oranes aeque sententiae tuendae sunt, quas singuli Patres aut

qui deinceps interpretes in eadera declaranda ediderint; qui, proot

erant opiniones aetatis, in locis edisserendis ubi physica aguntur,

fortasse non ita semper iudicaverunt ex veritate, ut quaedam po-

aaerint, quae nanc minus probeatur. Qaoctrca atudiose dignosceadam

in iUomiB interpretatiouibaa , qaaenam reapae iradaat tamquaro

apeetantia ad fidem aot com ea roaiiroe eopiilata, qaaenam imaAinii

tfidaat eonaeaaa; Danqne »in bia, qua de neeeasitate ftdei non annt,

lienit Sanctia dl?emnMda opinari, aicnt et nobia,€ nt eat S. Tbonae

aententia^). Qui et aKo loco pmdentiaauiie habet: »Mibi videtor

tntlna eaaa, hninamodi, quae philosophi oommanlter aeMenmt, et

noetrae ftdei non repognant, nee aie eaae aaaerenda nt dogmata ftdei,

etsi aliquando sub nomine philosophorum introducantur, nec sie esse

neganda tamquam fidei contraria, ne sapientibus huius mundi occasio

contemnendi doctrinara fidei praebeatur ^).€ Sane, quamquam ea,

quae speculatores naturae certis argumentis certa iam esse affirma-

rint, interpres ostenderu debet nibil Scripturis recte explicatis ob-

aiatore, ipsum tarnen ne fugiat, factum quandoque esse, ut certa

quaedam ab illis tradita, poatea in dobitatioaem adducta sint et re>

pndiata. Qaod ai pbjraieonini aeriptoraa tamunoe diaeipUaae aiaa

1) De den. ad litt I. 21» 41. 8) 8. kng, ib. n, 9, SO. - 8) Soaraui

tbaoL p. 1, q. LXZ a. 1, ad 3. — 4) Id Mut U, dUL II, q. 1, a. 3. —
5) Opnae. Z.
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transgressi, in proviuciam philosophorum perversitate opiniüimm in-

adant, eas interpres theologiis philosophis mittat refutandas. —
Haec ipsa deinde ad oognatas disciplinas, ad historiam praesertim,

iuvabit transferri. Dolendum enim, muitos esse, qui antiquitafcis

monamentaf gentium mores et instituta, similiamqae rerura testimonia

naagnis ii quidero laboribiu pencrutentur et proferani, aed eo saepiiiB

eoBsilio, ot erroris Ubes in aaeris Libris deprehendant, ai qao illorom

anetoritas osqQeqaaqiie iDftrnoUr et nutet Uque nonnalli et nimis

tafeeto anüno faeiant nec satis aeqao indteio; qai sie fidont profanis

librie et deenmentis memoriae priaeae, perinde at nalla eia ne aanpieio

quidem erroris possit sabesse, libris 7ero Scriptarae sacrae, ex opinata

tantum erroris specie, neque eä probe discussa , vel parem abnuunt

fidem. Fieri quidem potest, ut quaedam librariis in codicibus descri-

bendis minus recte exciderint; quod considerate iudicandum est, nec

facile adroittendara, nisi quibus locis rite sit demonstratum : fieri

etiam potest, at germana alicnius loci aententia permaneat anceps;

eai anodaadae maltum aierent optimae interpretandi regalae: at

aefaa onnino fiierit, ant inapiratioDem ad aliquaa taatam aaorae

Seriptoraa partea ceangoatare, aat conoedere aaenun ipaam erraaHe

aactorem. Nec eoim toleranda eat eororo ratio, qui ü iatia diffi-

ealtatlbaa aeae expediant, td nimiratn dare oon dnbitantea, inspira-

tionem divinam ad res fidei morumque, nihil praeterea, pertinere, eo

quod falso arbitrentur, de sententiarum quum agitur, non adeo ex-

quirendum, quaenam dixerit Deus, ut non magis perpendutur, quam

ob causam ea dixerit. Etenim libri omnes atque integri, quos Ec-

clesia tamquam sacros et caDonicos recipit, cum omnibus suis par-

tibus, Spiritu Sancto dictaote, conscrtptt aoot; tantam Toro abeat^ nt

difinae inapintioni error alloa aabeeae poaait, at ea per se ipea, non

modo errorem exoladat omnem , aed tarn neceaaario encludat et re-

apoat, qnam neoaaaarinm eat, Denm, aammam Veritatem, nnUiaa

omnino enroria anctorem eaae.

Haee eat antiqna et eonatana fidea Eeeleaiae, aolerooi etlam

seatentia in Conciliis definita Florentino et Tridentino ; confirmata

denique atque expressius declarata in Conciliu Valicano, a quo ab-

solute edictum : »Veteris et novi Testamenti libri integri cum Om-

nibus suis partibus, prout in ejusdem Concilii (Tridentini) decreto

recenaentar, et in veteri vulgata latioa editione habentur, pro sacria

et canonicis snacipiendi aont. Eos vero Ecclesia pro sacris et ca^

aonicia babet, non ideo quod aola hnmana indnatria ooncionati, ana

deinde anetoritate aint approbati; nee ideo dnmtaxat, qnod roTola-

tionem aine errore oontineant; aed propterea, qnod, Spirltn Sancto

AnUr Abr KirohtBVMht. LZXL 22
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3d8 tteo XitL BncyeL de studiiM »cHpiurtu »acrae,

iospirante conscripti, Denin habent auctorem ').€ Qaare nihil adno-

dam refert, SpiHtQin Sanctam assnmpsiage faomines tainqnam fmbro-

meuta ad scribenduro, quasi, non quidem priniario auctori, sed scrip-

torlbus iiispiratis quidpiam falsi elabi potuerit. Nani supernaturali

ipse virtute ita eos ad scribendum excitavit et movit, ita scribenti-

bus adstitit, ut ea omiiia eaque sola, quae ipse iuberet, et recte mente

conciperent, et fidelitcr conscribere vellent, et apte infallibili veritate

exprimereat: secus, doq ipse esset auctor sacrae Scripturae aniversae.

Hoc ratam Semper babnere Ss. Patres: »Itaqne, ait Aagiistinas,

quam Uli scripserant, quae ille ostendit et dixit, neqnaqnam dlcen-

dam est, quod ipse non aeripserit: qoandoqiiidero membra oina id

operata annt, qaod dictante capite cogno?enuit*)€ : pronandatqne

S. Qregoritts M. : »Qais haec acripeerii, ?alde snperTacanee qoaeiitiir,

quam tarnen aaotor libri Spiritas Sanctua fideliter credatnr. Ipee

igitur haec scripsit, qui seribenda dictavit: ipee ecripsit, qai et in

illias opere Inspirator extitit*).« Consequitnr, ut, qui in locis au-

thenticis Librorura sacrorum quidpiam falsi contineri posse existiment,

ii profecto aut catholicam divinae inspirationis notioneni pervertant,

aut Deum ipsum erroris faciant auctorem. Atque adeo Patribus om»

nibus et Doctoribus persuasissimum fuit, divinas Litteras, quales ab

hagiographis editae sunt, ab omni omnino errore esse immunes, ut

propterea non pauca illa, quae contrarii aliqaid vel dieaimile Yide-

rentur affenre (eademque fere sunt, qnae nomine novae scienÜae nunc

obiiciunt), non subtiliter minus quam religiöse componere inter se et

conciliare stadnerint; professi ananimea, Libroa eos et integres et per

partes a divino aeqne esse afBatn, Denmqne ipsam per sacros aao-

tores elocntnm nihil adroodaro a Teritate alieunm ponere potuisse.

6a valeant nniferse, qnae idem Angnstinnsad Hieronymnm scripsit:

»Ego enim fiiteor caritati tnae, solis eis Scriptnrarnm libris, qui iam

canonici appellantnr , didici hone timorem honoremqne deferre, ut

nulluni eoruin auctorum scribendo aliquid errasse firmissime credam

Ac si aliquid in eis offendero litteris, quod videatur contrarium veri-

tati, nihil aliud quam vel mendosum esse codicem, vel interpretem

non assecuturo esse, quod dictum est, vel me minime inteilexisse non

ambigam ^).€

At ?ero omni graTiornm artiom instromento pro sanetitate

Bibliornro pleno perfecteqne oontendere, mnlto id mains est, quam
nt a sola interpretvm et theologomm sollertia aeqnnm sit expectart

1) S«M. ni, e. Uf de rarol. ~ 9) D« eoniensa Erangel. I, T. c 85. —
8) Pn«f. in lo)», n. 2. — 4) Ep. LXXXII, I. et enbriot aUbi.
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Eodem optandum est, conspirent et connitantur illi etiam ex catlio-

licis viris, qui ab externis doctrinis aliquam sint nominis auctori-

tateni adepti. Horum sane ingenioruni ornatus, si nunquam antea,

ne Dunc quidem, Dei benelicio, Ecclesiae deest; atqae atiiuim eo

amplias in fidei sobsidiam aogescat. Nihil eDim magis oporim da-

oimiis, qaam nt plorea TalidioreBqoe nandscator feritas prapngna-

tora, quam sentiat adversarios; neque res Ulla est, qnae inagis per«

svadere valgo possit obseqoiam Teritatis, quam si eam Uberrime pro-

fiteantar, qui in landata aliqua praestent fücnltate. Quin facile etiam

C688ara est obtrectatornm invidia, aut certe non ita petulanter iatn

tra<lucere illi audebuiit inimicam scientiae, fidem
,
quum viderint a

viris scientiae laude nobilibus suramum fidei honorem reverentiamqtie

adhiberi. — Qnoniam ifritur tantum ii possunt religioni importare

commodi, quibus cum catholicae professionis gratia felicem iudolem

ingenii benignam Namen impertiit, ideo in hao acerrima agitatione

stadiornm, qaae Scriptnras qnoqno modo attingant, aptnro aibi qois*

qae eligant stndii genas, in qao aliqnando exeeUentes, obiecta in

illas improbae adentiae tela, non sine gloria, reppüani — Quo loco

gratnm est illad pro merito oomprobare nonnnllomm catholieomm

oonsilinm, qni, nt Tirls doctioribus suppetere possit, unde huiusmodi

studia omnia adiumentorum copia pertracteiit et provehant, coactis so-

cietatibus largiter pecunias solent conferre. Optima sane et perop-

portuna temporibus pecuniae collocandae ratio. Quo enim catholiois

minus praesidii in sua studia sperare licet publice, eo proraptiorem

6ffu8ioi:emque patere.decet privatorum liberalitatem ; ut quibus a Deo

aucti sunt divitüSt eaa ad tutandnm revelatae ipsins doctrinae the-

süarnni felint conrertere.

Tales autem labores, nt mI rem biblieam vere proficiant, in«

sistant emditi in iis tamqnam principiis, qnae supra a Nobis prae-

ftnita snnt, fideliterqne teneant. Denm, cinditorem reetoremque

remm omninm, eumdem esse Scripturamm aactorero: nihil propterea

ex reruni natura, nihil ex historiae nioiiuiueutis coUigi posse, quod

cum Scripturis revera pugnet. Si quid ergo tale videatur, id sedulo

submovendum tum adhibito prudenti theologorum et interpretum

iudicio, quidnam verius verisimiliusve habeat Scripturae locus, de

quo disceptetar, tum diligentios expensa argamentorum ?i, qaae

contra addoeantan Neque ideo ceasandum, si qna in contrariam

spedea etiam .tarn .reaideat nam, qooniam veram vero adrersari

haadqnaqaam potest, certam sit, aat in saerornm interpretationem

verboram, aat in alteram disputatioois partem errorem hieorrisse:

neatmrn Tero, si necdam satis appareat, cand»ndnm interea de.

22*
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tententfaL PirmiiHa enim n omni doetriiMnim genm svnl diu

mnltamqae contra Scriptoram iactata, qaae naoc, utpote inania,

penitus obsole?ere: item non pauca de quibnsdam Scriptarae locia

(non proprio ad fidei morumqoe pertinentibus regulam) sunt qaondam

interpretando proposita, in quibus rectias postea vidit acrior qaae-

dam investigatio. Nempe opinionum coromeDta delet dies ; sed

»veritas man^t et invalescit in aeternam ^).c Quare, sicut nemo

sibi arrogufflriit at omoflm recte intAUigafc Scripturam , in qua m
ipse plara nescire qaam aoirt fiuras est AagatÜDi» *), ita ri qud
indderit diffieiliat, qnm explkari posnl, qatsque eam snmet can-

tioneiii tempicalioiMmqvo aiiiadeiii Doetoru: »M«Uiia est ral pnmi
iBOognitti aed otilibas tignis, qnam ioatUiter ea iDtar^efcaado, a

iago aorfiMia edaetam oemeem laqaais emris iiiaanra*).c — Cm-
rilia et inoa Noekia sl piobe fefecaadaque enmt eecnti, qai aab*

aidiaria haee eMia proBteatar, si et eeribeodo et docendo etadioram

frnctus dirigant ad hoetes veritatis redargaendoe, ad fidei daroua in

iaventute praecaveoda, tarn demum laetari poterunt dignä se opera

sacris Litteris inservire, eamque rei catholicae opem afferre, qaalem

de filiornm pietate et doctrinis iure sibi Ecclesia pollicetar.

Haec eaat, Venerabilea Fratrae, qaae de stadiie Scripturaa

eaerae pro opportonitate moneoda et piaeeipienda, aspirante Oeo,

eenniiniaa. lam ait featnim enrare, at qoa par est religione eoato-

diantor et obeerfentar: aie at debtta Deo giatla, de eommanieatia

bamano generi eloqaiia aaplentiae eoae, teetatioe eniteat, optataeqoe

atilitatea redoadeni maifane ad eaerae iofentotia imtitatlonem, qaae

tanta eet eara Nostra et apes EeoMae. Aoetoritate nimiraoi «t

hortatione date alacres operam, ot in SeminarHs, atqae in Academiis,

quae parent ditioni vestrae, haec studia iosto in honore consistant

vigeaaUjue. Integre feliciterque vigeant, moderatrice Ecclesia, se-

cundum saluberrima decamenta et exempla Ss. Patrum laodatamqne

maiorum consuetudinem : atque talia ex temporum cursu incrementa

accipiant, qnae vere sint in praesidium et gloriam catholicae veri-

tatis, oatae difinitus ad perennem populorum aalatem« — Omaea

deniqae alamnos et administros Ecclesiae paterna raritate admooema,

at ad aaeraa Litteraa adeaat aomno eemper aifecia rererentiae et

pietatia: neqaaqaam enim ipearam iotalKgentia ealatariter, ot opoa

eat| patete potest, nisi remott aeieiitiae terrenae arrogaatia, atadioqae

aaaete eieitato eioi« qaae deaanam eit aapientiaa. Oniaa in dlidpli-

1) m. Mr. 4, 81. - S) Ad Wmu, ep. LV, 81. - 3) De 4o«lv.

«br. in, 9, 1&
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Lev XllL J£ncifcL de iiudiU scHpturae aaertu* all

nam semel admissa mens, atque inde illastrata et roborata, roire

valebit, ut etiani bumaoae scientiae, quae sant fraades, digDOscat et

vitet, qai snnt solidi fraotas percipiat et ad aeterna referat : inde po-

tissime exardescens aniraus, ad emolamenta virtutis et divini amorit

spinia fehementiore coDtendoi: »Bmü, qni BeraUntar letiinoiiia eiuii

in toto oorde exqtriml mm
lam diTini aaxilU spe fiwti 0i pattonüi stadio tesbo confiii,

Apontolicim braedletionem, CMlettiiim Dionmm aupiMm Nottraeqn«

fliofiiltris benerolentiae testem, vobis omnibiit, ooivereoque Clero et

popalo singiilis coticredito peranoanter in Domino impertimus.

Datum Romae apud S. Petrum die XVIII. noTembris anao

MDCCCXCIll, Pontifieftlas Nostri sextodecimo.

Leo TP. XIIL

1) Fl. XYIII. 2
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XXVI.

Böhmiseber Litteratiirberioiit

on J. 0. Dr. Oamülo Henner In Png.

Wenn wir im Folgenden einen Beriebt äber einige böhmische

Liiteratarmoheinnngen tos den leUUn Jahren geben, 90 sind wir

nnt denen wohl bewnsat, das« es manofamal nur lese, aneinander ge-

reihte Bemerkungen sind. Es sind der Bttcher eine stattliche Reihe

in erw&hnen, so dass eine detaillirtere Beriehterstattnng den ans

angewiesenen Banm fiberschreiten wfirde. Bei etwaigen späteren re-

geliuässigen Berichten Aber die bObroische Lltteretnr wfirden sich

dieselben auch inhaltreicher ausgestalten können. Wir beginnen

hier mit den Quelleuausgabeu , um hierauf einige einschlägige ge-

schichtliche Werke und dann solche dogmatischen Charakters her-

vorzuheben.

Für die Erkenntniss der Kechtsentwickluug in den böhmischen

Ländern, zumal was die Kircbeuverhältnisse im 14. und 15. Jahr-

hundert betrifft, bilden die Libri Eredionum^ die Lihri oder Be-

gistra Contirmationum nnd schliesslich die Acta iudkiaria wngisiarii

Fragenns eine Quelle von nnschfttsbarer Bedeutung.

Was sunftchst die an erster Stelle genannten Libri Erectionum

anbelangt, welehe schon im 17. Jahrhundert ?on Baibin in seinen

Miscellanea bistorica regni Bohemiae theilweise sum Abdruck ge-

langten, 80 waren es bekanntlich eigene Regtsterbfieber , in welche

von der Zeit des Prager Bischofs, spateren Erzbischots Ernst von Par-

dulde (1343— 1364) die Errichtiuii,^ von Pfarrkirchen, Klöstern, Mess-

stipendien und die, kirchlichen Instituten i/eniachten Schenkungen

eingetragen wurdeu. Des Näheren könn*Mi wir hierüber auf das Ar-

chiv tür katholisches K.-K. selbst verweisen, welches in seinem 35.,

39., 43. und 49. Bande über die von Klemens Borovj neuerdings

herausgegebenen Libri Erectionum berichtete. Bisher sind in den

Jahren 1875—1883 fünf Bücher erschienen, und es wird jedenfalls

mit Freude die Nachricht begrfisst werden, dass das sechste Buch

zur Edirung vorbereitet, sowie dass eine vollstftndige Publicimng

beabsichtigt wird.

Die Libri oder Registra Gonfirmationum sind nun seit dem

Jahre 1880 gtadich in Druck gelegt. Der Weltpriester Frtmf
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Antati Tingl und der Prager üniversitäisprofessor und erste Stadt-

archivar Josef Eitder sind die Herausgeber dieser, zehn Büclier riit-

haltenden Quelle. Jener edirte 1865—1866 das fünfte Buch, 1867

die erste Hälfte des ersten Buches, 1868 das zweite Buch, während

?on Emier, diesem unermüdlichen Quellenforscher die flbrigen Bücher

in den Jahren 1874—1889 veröffentlicht wurden. Die genannten Libri

amspannen die Zeit von 1354—1436, allerdings mit einigen Unter-

breehnngen, welche theils in den bereits mangelhaften Mannscripten

Ihren Qrand haben, thmls sieh ans den, infolge der hnssitlsehen Be*

wegnng entstandenen Unregelmässigkeiten in der kirehliehen Ver-

waltung erkliren lassen, welehe aneh den Verfall des gansen In-

stituts herbeifQhrten. Die Libri Confirmationnm enthalten knrae

authentische, in lateinischer Sprache geschriebene Aufzeichnungen,

welchp hauptsächlich die Verleihung erledigter Pfründen bei Kirchen,

KiijtelK'n und Altären betreffen und auch die Namen der zn joner

Zeit prilsentirenden Patrone, sowie die Namen der vom erzbischöf-

lichen Stuhle eingesetzten Benefiziaten aufweisen. In diesen Rin-

echreibungen ist demnach die Art der Besetzung kirchlicher Bene-

fizien zu jener Zeit ersichtlich. So verlangte man z. B. bei er-

ledigten Pfarrbenefizien die Praesentation des Patrons, worauf die

geistliehe Verwaltangsbehörde die sogenannte Grida oder Proclamatio

Tomehmen liess, welehe darin bestand, dass in der erledigten Kirehe

an einem Sonn- oder Feiertage der öffentUehe Anfimf gesohah, durch

den jedermann aufgefordert wurde, vor dem sust&ndigen Kircbenamte

binnen einer bestimmten Frist m erseheinen, wenn er ans gewich-

tigen Granden Bedenken gegen die erfolgte Präsentation oder gegen

den Präsentirten selbst hatte. War die Frist ohne Protest verlaufen,

so konnte dann niemand mehr einen Widerspruch erheben : kamen

nach der vorgenommenen Proclamation keine Hindernisse zum Vor-

schein . so wurde der Präsentirte nach Ableguug des üblichen Eides

in die Kirche eingeführt, und ihm die Seelsorge und die Besorgung

anderweitiger kirchlichen Verwaltuogsgesebftfte übertragen. Zur Vor-

nahme aller mit der Einf&hrung eines neuen Benefiziaten verbundenen

Schritte wurde am Lande meistens der Decan oder ein Pfanrer de-

signirt, der den Titel »oommissarius sen ezecutor deputatusc hatte

and Tom Brzbischof, resp. dessen Generalvicar die n((thigen Voll-

machten erhielt Wurde aber wfthrend der in der Proclamation

festgesetzten FHst ein canonisches Hiodemiss geltend gemacht, so

wurde die Besetzung der Pfründe für insolange hinausgeschoben, bis

das erzbischöfliche Gericht über ilie gemachten Bescliwerden ent-

schieden hätte. Aus den, den hussitischen Zeiten angehörenden Auf-
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Zeichnungen sind auch die VeranderuDgea im Besit/^taude der katho-

lischen Kirche zu ersehen.

Von den Aeta iudiciaria erschienen solioii im Jahre 1865 die

das Jahr 1392 betreffenden Stücl^e, deren Edirung der schou oben

genannte P. FromM Asuion Tingl besorgte. Seit dieser Zeit ruhte

die DracUegnng dieses Quellenwertes, bis endlich 1893 der erste

und iweile^ di« Jabre 1373—1887 omfiMeDde Tbeil uaier dem XUel

Seadnf tkta koosislolto Praisk^ (acia iodiciaria eonnstorii Pragensis)

als ereta Pablicalion des hlstoriacben Arobivs der b<^hinisehen Kaiser-

Fram<»Joadb"Acadeiiile erschieB; der Seriptor der Prager Universi-

tfttsbibliothek , der bekannte Quellenforscher Ferdinamd Tadra ist

der Herausgeber dieser Sammlung. Die nun edirtea Acta iudiciaria

sind nicht die eigentlichen Gerichtsprotocolle , welche ein getreues

detaillirtes Bild der bezüglichen Gerichtsverhandlungen geben wür-

den, sondern es sind dies seit dem Jahre 1373 angelegte, eigene

kürzere Aufzeichnungen, welche nebea den eigentlichen Gerichte-

protocoUen abgefasst wurden. Die ansführlichen eigentlichen Ge-

riebtsprotocoUe scbeinen Aberbaopt nioht erhalten zn sein* Tadru
bftlt daAr, dass die AbfiMsaag ansersr Aeta der Umstand veran-

lasste« dass Tom genannten Jabre die Geriobtsferhandlnngen meistens

?on den Generalviearen abgehalten wurden , während sie früher fast

ausschliesslich ?od den Officialen geleitet wurden, weswegen die

Generalvicare zu ihrem eigenen Gebrauche selbständige Protocolle

von ihren Schreibern verfassen Hessen. Die Voruntersuchung führte

aber in allen Streitfällen der Official und übergab das Hesultat der-

selben dem Generalvicare, als dem Vorsitzenden des erzbischöflicheo

Gerichtes, welcher dann die Sitzungen anberaumte, die Gerichtsver-

handlung leitete und das Urtheil publicirte. Den Voreita führte

regelmteig nur Bin GeneralTicar, obgleieb mehrere an gleieber Zeit

bestellt waren. Die Qeneralvieare waren bei den Oeriohtasittmigen

manchmal dareh sogenannte vieencarii oder vioesgersntes in ofieio

vicariatns vertreten, welche oft anch nnr viearH genannt werden.

Der Erzbischof prftsidirte nur ausnahmsweise. Bei jedem Gerichts-

akte raussten wenigstens zwei Gerichtszeugen anwesend sein, deren

Namen am Sclilusse eines jeden Protocolles angeführt werden. Die

Parteien waren verpflichtet ihre Vertreter, Procuratores genannt, zu

nominiren. Das Eudurtheil wurde nicht get'ftUt, wenn die Parteien

ein Kompromiss abschlössen, das heisst, wenn sie sich Schiedsrichter

(arbitri) wählten, deren Aussprache sie sich unterwerfen wollten.

Mit der Wahl der Scbiedsricbter venicbteten die Parteien auf ein

weiteras Fortftthien des Streites ?or dem kirchlichen Gerichte, sowie
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auf jede Berafang. Ja, es kommen sogar Mle for, in denen der

Geueralvicar bereits daij Urtheil gefllHt hatte, nnd die Parteien trotz*

dem noch einen Schiedsrichter wählten, was wahrscheinlich dann ge-

schah, wenn die mit dem ürtheil des Richters unzufriedene Partei

in üebereinstimmung mit dem Streitgegner lieber noch dem Schieds-

richter sich unterwerfen wollte, als die mit der Führung der Appellation

heim päpstlichen Gerichtshofe verbundeneu Auslagen zu zahlet). Die

Appellation Tom enbiechAflichen Gerichte fga^ n&mlich sonst einzig

nach Horn, wo sie einem der Auditores causararo s. palatii zuge-

theili ward«; die Parteien mnavten in Born ihre Vertreter haben

(procnratoree in euria Bonana). Was die persönliche Coropeiou be-

trifft, so war das erzbischOfliche Oericht auch dann sostindig, wenn

Laien mit Geistticheii Streit hatten; doch gibt es auch FAlle, dass

beide Flirteien Laien waren. IMe einen bestimmten Fall betreffenden

Protocolle finden sich oft sehr zerstreat vor, was sich hanptsftch-

lich durch Vertagung der Gerichtsverhandlung erklären lässt. Von

den in Kede stehenden Akten sind nach den bisherifjen Forschungen

14 Bände erhalten geblieben, welche insgesammt die Protocolle aus

den folgenden Jahren enthalten: 1373— 1387, 1392-93, 139ö— 98,

1401—1404, einige Bruchstücke aus dem Jahre 1405, 1400-1408,

1428 -26, 1435—39, 1469—1561, 1567. Die Protocolle sind fast

dnrdigängig chronologisch aneinander gereiht, in lateinischer Sprache

abgefhsst, wftbrend die Binleitang des Herao^gebers, die alphabetisehe

Materienübersicht und die korzen Inhaltaflbersohriften in böhmischer

Sprache geschrieben sind. Bs brancht nicht des nftheren noch ans-

geAhrt sa werden« dass ans diesen Protocollen die damaligen Pro-

cessfbrmeii, ferner die Art der Verwallnng der Kirchengtlter, sowie

aneh das Kalendarinm erkannt werden l[6nnen, insofeme man in

letzterer Beziehung ersehen kann, welche Kirchenfeste gehalten wur-

den. Auch sind die hier vorkommenden statistischen Daten von

historischer Bedeutung.

Von allgemeinem historischen Interesse ist die 1891 erfolgte

Edition des 7. Bandes der von dem königlich böhmischen Landes-

archiv herausgegebenen böhmischen Landtage vom Jahre 1526 bis

auf unsere Tage. Dieser Band enth&U die betreffenden Aktenstficke

fflr die Jahre lö86^150L Hier mag bertorgehoben werden, dass

ans vielen, dort enthaltenen Nachrichten der Untergang der alten

ntraqaistischen Beligicnspartei in Böhmen hervorgeht, sowie der Vor-

(hll des CoDslstoriiims sob ntraqae, welches Ihst alle Anhinger ver-

lor» da die nichtkatholische BevMkemng sich bereits so dem Luther*

tham oder znr böhmischen' Brüdergemeinde hekanala»
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Der oben bereits erwähnte Quellenforscber Jos^ Emier be-

endete im Jahre 1892 den 4. Band der Regesta diplomatica nec non

epistolaria Bohemiae et Moraviae, welcher die Jahre 1333—1346

umfasst, al80 bis zum Tode König Johanns von Lnxemburg reicht.

Der erste Band dieser nicht genug za schätzenden Regesten worde

?on dem frflheren Prager SUdtuehivar KaH Jarmmk Erbm vol-

lendet, wahrend die drei naehfolgiDden Binde Emier bermosgab.

Es ddrfle bekannt sein, dass diese Regesten sich von anderen der*

gleichen Pnblieationen dadnreh ontersobeiden , dass sie fast wOrtüeb

alle diesbezfiglichen Hrkanden aafnehmen, wahrend sie nur die ge>

wöhnlichen Foimehi und leicht ergänzbaren Phrasen auslassen oder

nur andeuten, wäbreiul andere Arbeiten dieser Art blos den Inhalt,

und zwar mit den Worten des Herausgebers mittheilen. Dieser Cm-

stand lässt sich dadurch erkl&ren, dass noch bis jetzt ein böhmisches

Diplomatariam fehlt, nnd dass diesem Mangel die genannten Ke-

gesten theilweise abhelfen wollten. Es kann nicht genng bedauert

werden , dass Emier selbst an eine Weiterführang der Begasfeen

nicht mehr denkt; es berflbrt immer scbmersllcb, wenn eine so bo-

wahrte Kraft von einem so veidienstvollen, allerdings anstrengenden

Unternehmen xarficktritt Ueber die Bedentong der Regesten hier

des längeren zu sprechen, wäre unnütz. Die beigefügten Personen-»

Orts- und Sachregister erleichtern den Qebraach dieser uoifang-

reiclien Quellensammlung.

Einen vortrefflichen Beitrag zur böhmischen Diplomatik lieferte

der oben genannte FerditMnd Tadra in seinem, in den Abhand-

lungen der böhmischen Kaiser-Franz-Josef-Akademie vom Jahre 1892

erschienenen Werke flher die Kanzleien nnd Schreiber in den b<(bnii-

schen [Andern nnter den Königen ans dem Hanse der Luxemburger

Johann, Karl IV. und Wenzel IV. (1810-U«)): Kancel&fe a pMi
V xemfch tak]^ch sa krälü s rodu Lucembursk^ho Jana, Karin IV.

a V&clava IV. Da diese Materie mit dem Kirchenrechte doch nnr

indirect zusammenhängt, so können wir aas diesem, mit grossem

Fleisse verfassten Werke, das einen stattlichen Band von 293 Seiten

gr. 8° repräsentirt, nur eine äusserst kurze Inhaltsübersicht geben.

Nach einer allgemeinen Einleitung bespricht der Verfasser das Kanzler-

amt des Königreichs Böhmen, welches die Wyschehrader Pröpste

innehatten, dann die Kanzlei der Könige Johann, Karl und Wenzel,

die königlichen Urkunden, die Begister nnd Formulare der könig-

lichen Kanalei, die Kansleien der böhmischen Königinnen, der Mark-

grafen von Mfthren nnd der schlesischen Fftrsten, die Kanileien nnd

die Schreiber der Hof* und Landtafel in Böhmen, If&hren nnd
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Schlesien, sowie die anderer Hof- und Landesämter. Von actuellerem

Interesse ist die Beschreibung der geistlichen Kanzleien, insbesondere

die des Bischofs^ resp. Erzbischofs ?oa Prag und der einzelnen bischöf-

lichen, resp. enbischöflichen Aemter, nämlich des Prager CapiteU

der Qeneralficare und des Prager Gonsistorionis, dann die Schildernng

der Kanslei der anderen Bischöfe, Gapitel, Klöster and der Prager

Unimsit&t Weiter wendet deh der Verfasser sa den Kansleieu des

Herrenstandes nnd der Stftdte, bespricht die Pri?atiirknnden jener

Zeit und ihre Erfordernisse, die geßklschten Urkunden, die Art der

Aufbewahrung, insbesondere die Archive, um sich daun über die

l^üchcrschreiber, die Bibliotheken, über böhmische Notare in frenuleii

Diensten, sowie über die öffentlichen Notare zu verbreiten. Das äus-

serst reichhaltige Werk, das häutig auf mannigfache Kirchenverhält-

oisse /U sprechen kommt, hat auch ein detaillirtes ftegister.

Ueber die kirchlichen Verhältnisse in Prag nnd mithin in

Böhmen im 15. Jahrhundert, welche soviel des Interessanten bieten,

verbreitet sich anch gröeatentheils der nennte, 1893 erschienene Band

der gross augelegten Geschichte Prags (Dejepis Prahy), von dem nan«

mehr im Rahestande lebenden Prager Univeraitfttsprofessor Wdedm
Whdiwoj Tomek. Der Verfasser, einer der ältesten und besten der

jetzigen böhmischen Geschichtsforscher ist jedenfalls auch in der

deutschen Gelehrtenweit zu bekannt, als dass wir hier erst auf die

unschätzbaren Lichtseiten seiner Arbeiten hinweisen raüssteu. Es ist

ein ungeheueres Quellenmaterial verarbeitet wordea» ^ ^^rd sehr

viel Detail geboten, ohne aber dass bierCU)er der grosse üeberblick

verloren ging. In dem gmuuuten Bande werden die daa 15. Jahr-

hundert in Böhmen so sehr charakterisirenden nnd in das Privat-

und öffentliche Leben so tief eingreifenden religiösen Unterschiede

hervorgehoben, sowie die kirchliche Organisation, and insbesondere

die geistlichen Institute und Corporationen besprochen, mithin de-

taillirt die Verhältnisse der Cathedralkirche, der Collegiat- und der

Pfarrkirchen, der Kapellen und Klöster zur Darstellung gebracht,

wobei auch eingehend auf die Patronatsverhältnisse und die Ver-

mögensverwaltung Rücksicht genommen wird. Weiter wird auf den

Gottesdienst und auf die geistliche Verwaltung eingegangen, dann

die Armen- nnd Krankenpflege behandelt nnd anch ein Hauptaugen-

merk aaf die Univeraitftts- nnd SchidaDgelegenheiten gerichtet Die

die Universitftt betreffenden Schildemngen dflrfen fttglich als eine
.

Fortsetzung der bömisch geschriebenen Qeschichte der Prager Uni-

versitlt betrachtet werden, von der bisher nnr der erste Band aasge-

geben wurde, welcher aber uur bis zum Jahre 1436 reicht, während
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die dtntsefae Aasgabe denelbeii Oeeehieliie Im Jebre 1848 swir foU»

st&ndigr, aber Mner gehalten erschien. Von grossem praktiechen

Werth e sind die aaf 42 Seiten abgedruckten Verzeichnisse der Sä-

calar- und Hegular^^eistlichkeit, sowie der Universitätswärdenträger,

welche im 15. und Anfang des 16. Jabrhundertes in Prag vor-

l^ommen.

Werth volle Beiträge zur Geschichte des Verhältnisses zwischen

Staat und Kirche in den österreichischen L&ndern zur Zeit der so-

genannten Gegenreformation findet man in dem 1892 vollendetei

1. Bande der geist- nnd lichtvollen Qescbidite Böhmens und M&biens

in der Neaieit (Dijiny Cecb a Moravj nofd doby) foo dem Präger

UnifersitfttsprofeeBor AnUm Bsselfc, worin die Zeit ?om weetflUieeheft

Frieden bis lom Tode Kaiser Ferdiaaodi III. dargelegt wird (1848

-1657). Bs dud das banptslehlieh die C^tsl 8—18, welche die

kirchlichen Verhftitnisse besprecbea. In ibaeo werden die Vorbe-

reitungen snr katholischen Reformation geschildert, nnd insbesondere

die Reformanträge der Jesuiten , des Cardinais Harrach und des

böhmischen Landtags vom Jahre 1650, sowie die Thätigkeit der

Keforroationscommission und der Missionäre, vorzugsweise im König-

^rätzer Kreise und die katholische Reformation in den übrigen

böhmischen Kreisen und in Mähren und Schlesien beleuchtet. Hier-

aaf werden die Resaltate der Refonnatien nnd die kirchliche Staiistil^,

sowie die Versnobe nm Brriehtang nener BistbAnser in Böhmen znm
Oegenetande der Betracbtang gemacht, an dann noeb aal die Uni*

fereitAts- and ScbalferhiUBisie einiogeben. Wir wollen bier aas

den reieben Inbalte nnr avf einige grandsitdicbe md entwbeldeode

Momente hinweisen. Die Staatwegiemng war vollkommen flbenengi,

dam der Proteetantiemas in allen seinen Formen den (tolerreichisebea

Ländern geföhrlich und verderblich sei, und darum Hess man nichts

unversucht, um die Bevölkerung katholisch zu machen. Aber die

Gegenreformation war hauptsächlich und in erster Reihe von politi-

schen Motiven geleitet, sie war ein wahres Regierungsprogramm.

Bs ist richtig, dass die katholische Kirche die Gegenreformation

unterstützte, aber der Ausgangspunkt derselben war ein staatlicher.

Diese politische Seite der Gegenreformation lässt es auch erkl&rlicb

erscheinen, warum die Staatsgewalt die Bischöfe und die Priester

wie ihre Siaatsdiener bebandelte. Der JoeeAniimna in Oeetemieb
war im 18. Jabrbnndert aicbts nenee, seine Wonebi liegen ecbon

im 17. Jabrbnndert, schon damals war die Crebe dem StaateM
gänslicb nnterlban; etwas nenee nabm der Joseflniimni ans dem
Febienianismas beriber, was bereits EmMMget in seiner 1889 er-
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Erhärtung des GesagteQ mögen folgende Beispiele dienen : Den öster-

reichischen Bischöfen wnrde die Abführung der päpstlichen Annaten

untersagt; im J. 1641 wnrde das Placetum regium eingeführt; den

Pfarrern wurden entgegengesetzte Befehle ertheilt, als von den Con-

sistorien ergingen ; staatlicherseits wünschte man, dass die Lehre von

der unbefleckten Empfängniss der Oottesgebärerin ein anerkannter

Artikel der katholischen Glaubenslehre werde ; weil über die damali-

gen Päpste sich zu einer dopnatiechen Festsetzung noch nicht ent-

schliessen konnten, so wurde aas staatlicher Machtvollkommenheit

die Feier der anbefleckten Bmpfftngniss fttr so lange eingeftthrt, bis

die Pftpete das Gegentheil nicht angeordnet hfttten; im Jahre 1650

wnrde sogar den UniTeraitätswflrdenirftgem die eidliche Anerkennung

der anbefleckten Bmfllngniss angeordnet, was erst nnter der Regierang

Kaiser Josefs II. im Jahre 1782 aufgehoben wnrde. Die politische

Seite der Gegenreformation geht femer aus dem Umstände hervor,

dass in Ungarn, wo die Verhältnisse eben anders waren, als in den

österreichischen Ländern, die augsburgische und helvetische Con-

fession vollends anerkannt wurde; während die Protestanten in den

österreichischen Ländern politische Verbrecher waren, konnten sie in

Ungarn zu den höchsten Staatswarden emporsteigen; ja noch mehr,

die Protestanten Ungarns wurden von der Regierang oft gegen die

katholischen Bischöfe und gegen die Jesuiten unterstützt. Reeek ist

fiberhaapt ein gater Kenner der ktrohliohen Verhältnisse in Oester-

reich und haoptsftehlich in den böhmischen Lindem, was er schon

s. B. in dem im J. 1887 erscbienenen eisten Bande seiner Geschichte

der folksthfimlichen Beligionsbewegung in Böhmen (D^jiny prosto-

D&rodnlho hnntf näboiensk^ho t Cech&eh) bewiesen hatte, auf deren

Fortsetzung aUe Freande einer gediegenen Geschichtsforschung mit

Ungeduld harren. Mit der Geschichte der Gegenreformation in

Böhmen beschäftigt sich auch der gewesene Djrector des Prager

akademischen Gymnasiums Thomas W. Bikk in seinem 1892 heraus-

gegebenen Werke: Reformace katolickä neboli obnovenl näbo2enstvi

katoiick^ho v krälovstvf öeskem po bitvö belohorsk^. Derselbe Ver-

fasser edirte im J. 1893 Äusserst ioteressante Nachrichten Aber die

Vermögensverbältnisse der von Kaiser Josef II. in Böhmen aufge>

hobeatn Jesoitencollegieo, Klöster, Kirchen, Brüderschaften und aa-

denr Inatünte (Stafcky a JmM kolkjf jesuitsk:^sh, kltfterA, kostelü,

btatntor a jin^cb Maffl ? krtUofst?! Geskdm od efsaie Joaefa IL

vulenfch).

Süe Ar die Oatemicbiscbe Bechtsgeschichte bedeutsame Schrift
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Jarmü^ (Mhov^s Aber einheimisehe and Aremde Regesten, ins-

besondere Aber die Regesten der bShmiicben and anderer Öster-

reichischen Hofkanzleien (0 domäcfch a eizfch re^strech, r^yläste

0 registrech 6eak4 a jinych rakousk<ch dvorsk^ch kanoeU'iH) inafj

hier insoferne erwähnt werden, als sie sich auch auf di«' pfipstlichen

Kegesten einlässt, um zu zeigen, welchen Eiafloss dieselben aut die

BinrichiuQg von weltiicheo Kegestea hatten.

Demselben Verfasser muss allseitig grosser Dank gezollt wer-

den, dass er der erste eine knrz gefasste, äusserst Qbersichtliche,

systeuiatisclie böhmische Rechtsgeschichte (PovSechiic ceske dejiny

prdvnl) für das in Prag eben erscheinende, von <lem Verhigsbuch-

händler J. Otto herausgegebene Conversationslexikon schriel) (1802).

Celakovshf y
üniversitätsprofessor und zweiter Stadtarchivar in Prag

geliört unstreitig zu den besten Kennern der böhmischen liechtsge-

schichte, dem wir schon viele gediegeue Publicationen aus dem ge-

nannten Gebiete verdanken. Die angezeigte Rechtsgeschichte gibt

aber nur eine Entwicklung der Rechtsquellen und des Verfassnngs-

oder Staatslebens im engeren Sinne des Wortes, während die tibrigen

Gebiete der Recbtsgeschicbte an anderen Orten des Lexikons tbre

Stelle finden werden. Der Stoif ist in drei Perioden eingetbeilt

Die erste Periode reicbt etwa vom 5. bis znm Ende des 12. Jahr-

hunderts, die zweite von Anfang des 13. Jahrhunderts bis zum dreissig-

jährigen Kriege, und die dritte Periode umfasst die neuere Zeit bis

auf unsere Tage. Es ist selbstverständlich , dass Cela/covsky alle

edirten und noch nicht edirten Quellen i;leiciimässig heranzog und

dass er auch auf die kirchlichen Verhältnisse entsprechende Kilck-

sicht nahm, weswegen diese Abhandlung auch hier erwähnt wurde.

Bisher hatten wir Gelegenheit ?on Werken zu sprechen, welche

fest ansschliesslich böhmische Verhältnisse betrafen. Unter jene

Schriften, welche von allgemeineren Gesichtspunkten ausgehen, wäre

ein Artikel über das Arohiv der Congre«,'ation de Propaganda tide zu

zählen, welchen der vom höhmischen Landesaussrhuss nach Rom zur

Erforschung des vaticanischen Archivs geschickte, nunmehrige Landes-

archivsadjunkt Ig. KoUmann in der Zeitschrift des Museums des König-

reichs Böhmen (Jahr 1892) publicirte. Seine Darstellang berabt

theils auf eigener Anschauung, theils benützt sie die von Pieper im

ersten Bande der rOmisehen Qnartalschrift pablicirte Abhandlang

Aber Römische Archive. Kiißmaim bespricht zuerst das Wesen der

genannten Congregation, die Einriehtnng, die Bedentang nnd dsK

Beiehtham der einzelnen Abtheilnngen des Archivs der Propaganda
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und die bisher aus demselben, insbesondere böbmischerseits ge-

schöpften Publicationen.

Rine historisch dogmatische Schrift veröffentlichte der Wieuer

llniversitatsprofessor und päpstliche Prälat Franz Laurin in den

Abhandlungen der böhmischen Kaiser- Franz-Josefs-Akademie des

Jahres 1891: Die Verwandtschaft und Schwägerschaft als aufhebende

iibehindernisse nach KircheDrecht (gross 8<>; S. 71. Pokrevenstvi a

&yakroY8tvf jakoito pitokäiky manielstfi roilniajfei podle pr&va

drke?iifho). Di« Schrift zerfftllt in drei Theile. Im ersten bespricht

der Vertesser im allgemeinen die Verwandtschaft und die wirkliche

und die nachgebildete Schwftgersehaft. Im sweiten Theile unterzieht

er einer eingehenden Erörterung die Frage, inwieweit die genannten

Verhältnisse nach Kirchenrecht ehehindernd wirken, nachdem er zu-

vor den kirchlichen Standpunkt bezüglich der Ehehindernisse im all-

gemeinen dargelegt hatte. Im dritten Theile bespricht der Verfasser

die Frage, inwieweit die genannten Ehehindernisse ihren Grund im

göttlichen Rechte haben. Hier kommt Laurin zu dem Schlüsse,

daas blos der erste Grad der Verwindtschaft in gerader Linie ein

im göttlichen Bechte beruhendes Bhehinderniss bildeti wihrend alle

flbrigen Verwandtschafts- nnd Schwftgersohaftshindernisse blos iuris

hnroani sind. Ltmrm ist den Lesern des Archivs in bekannt, als

dass wir erst auf die Gediegenheit seiner Schriften aufmerksam

machen müssten. Unter Benützung aller zugänglichen Litteratur,

der edirten Rechtsquellen und der einschlägigen Entscheidungen der

kirchlichen Behörden führt er die Entwicklung von den ersten An-

fängen bis zur Gegenwart, nimmt zu jeder Streitfrage Stellung und

beweist mit jeder Zeile, dass er sein Thema vollständig beherrscht.

lieber Hmmr*s österreichische Amortisatioosgesetze (1892)

wnrde bereits im Arehi?, Bd. 68. berichtet. Hemm YerdffentUehte auch

1898 im Jahresbericht der bohmiseh-slavischen Handelsakademie in

Prag ein Beferat Aber die Bntwieklnng der kkMiehm ZkuMre,
insoweit das Thema de» Bedfirinissen der Handelsakademiker su

entsprechen schien.

9
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Literatur.

1. A. Hntmwr, Coutunies tmtrimoninles au tmyeti ag*- . Nancp

IHÜS, (ejctrait des Memoires de VAcadttnie de Stanislas^ 189JiJ,

64 S.

Die kurze, aber iahaltreiohe Schrift des gelehrten Ehrendom-

herrn bescliäftigt sieb mit dem germaoischeii Beilager, d. ii. mit der

FOrmUchkeU, die der kirchlieben Tranang nMhfolgte ond darin be-

eUnd, diM die NeavtnuAhlteii in Gegenwart der Heehseitegfttte and

in ihren Hoehaeitekleideni sich feierlich nebeneinander in des fM»
lieh geechmaekte Ehebett legten nnd eine Decke Aber sich anabreitea

Hessen. Bei flIrstUcheii Heiratben ?olliog der Stelkertreter des Fürsten

das Beilager mit der forstlichen Braat. Durch das Beilager warden

die Güterrechte der Ehegatten und überhaupt die bürgerlichen Wirk-

ungen der Ehe begründet. Auch entschied der Ort des Beilagers

nach manchen Gewohnheitsrechten über Hofhörigkeit
, Bürf^errecht

oder Landesangehörigkeit. Alles dies wird aus sicheren Quellen klar

und deutlich nachgewiesen und erläutert.

Im Anschlüsse an diesen rechtsgeichiehtlichen Theil der Ab*

handlang entwickelt der Herr Verfasser noch eine Hypothese, die

natorgeasiss nur getheilten Beifall finden kann. Bin im Staatnrehife

zu Madrid anfbewahrter nnd im Jahre 1589 veröffentlichter Schieds-

sprach des Königs Ferdinand, des Katholischen, vom 21. April 1486,

Aber Streitigkeiten der pagesoi de .remen^a in Ronssillon mit ihren

Gmndherren, spricht in Art. 9 ?on dem Ansprache der Grundherren,

bei der Heirath eines Hörigen »mit seiner Frau die erste Nacht zu

schlafen (dormir ab ella) oder zum Zeichen der Herrschaft, nachdem

die Frau sich zu Bette gelegt hat, über sie, die Frau, hinüberzu-

schreiten.« Diese Förmlichkeit, die^ heute als sonderbar und hdclist

unzart erscheint, vergleicht der Herr Verfasser mit dem Beilager.

Er meint, durch jene Förmlichkeit habe der Grundherr seine Stellung

zu den Hörigen und seiner Familie sinnbildlich dargestellt. Dieser

Hypothese steht das Bedenken entgegen, dass, solange keine ähn-

liche Urknnde ans äUerer Zeit anfgefanden wird, in der Urkonde

Ton 1486 leichter eine Entartung ans dem Ende des Mittelalters als

ein üeberrsRt ans der Vergangenheit zu finden sein möchte.
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Ancb die io ffinf Urkunden aas der Normandie, der Picardie,

Bearn und der Schweiz, von 1419, 1507, 1538, 1538 und 1543, dem

Bräutigam gestellte Wahl, entweder eine gewisse Heiratbsabgabe

(an Esswaaren oder Geld) dem Grundherren oder seinen» Stellver-

treter zu entrichten oder denselben die erste Nacht bei der neuver-

mählten Frau schlafen zu lassen, sucht der Herr Verfasser ähnlich

zu erklären. Er versteht die anstössigen Worte von einer blossen

Förmlichkeit und stellt die Vermuthung auf, der Grundherr oder sein

Vertreter mOge eine solche Förmlichkeit einstmals, ebenso wie io

RoQSBlUon, sam Zeichen der HerreelMft in der Tbat aasgeftht haben.

Doch dflrfte mit Rflcksicht auf den bekannten Hnmor germanischer

Rechtsquellen die Ansieht den Vonng verdienen, dass mit der be-

xeichneten Redewendung die schershafte Drohung ausgedruckt ist,

der Grundherr oder sein Vertreter werde das berfichtigte Herrenrecht

der ersten Nacht ausüben, wenn die Abgabe nicht pünktlich bezahlt

werde. Denn die Sage von einem vorgeschichtlichen Herremeclite

der ersten Nacht, die der Erzählung des Hector Boethius (1526)

von einem Gesetze des Königs Evenus III. von Schottland, aus der

Zeit des Kaisers Augustus, zu Grunde liegt, hatte bereits früher, im

Laufe des Mittelalters, durch mehrere Quellen (aus dem Talmud,

aus Arabien, ans Griechenland und aus Irland) siemlich weite Ver-

breitnog gewonnen.

Hoffentlich wird der Herr Verfasser in dem aof 8. 6 ange-

kflndigten grossen Werke Aber das sogenannte droit du seigneur auch

der atigedenteten Sagengeschicbte, sowie den Nachrichten ans fremden

Welttheilen, gebAbrende Beachtung schenken.

Dr. K, SdlfNlei«.

2. Bröse, Die religiöse Ereiehung der Kinder aus Mischehen im

Gebiete des preussischen Ällgetneinen Landrechts. (Beitrüge zur

Erläuterung des deutschen Rechts, in besonderer BcMiehung auf

das preussische Recht, Bd. .37, S. 853—872).

Der Verfasser (Amtsrichter in Gardelegen) behandelt die bei

K. Schmidtj Confession der Kinder, S. 139—163, erörterten Fragen,

ohne dies Werk oder Veritufs Archiv für Kirchenrecht zu kennen.

Der Schwerpunkt der Abhandlung liegt in ihrem Gegensatze

sn HAbler's Schrift vom Jahre 1888 und zu der darauf berahenden

Entscbeidnng des Kammergerichts vom U. Juni 1889. Der Ver^

fasMT meint (8. 859—868), Hfibler's ITnterscheidnng, ob die Bbe

noch besteht oder durch Tod getrennt ist, enthalte eine »nnintref-

fende Zweitheilungc ; §. 80. drttcke nur ans, was nach §. 76. selbst-

verständlich sei ; §. 82. sei durch die Declaration vom 21. November
ArvliiT (Br KlrohMraoh«. LXXI. ^$
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1803 aufgehoben; aber aus §. 78 sei zu folgern, dass die Wittwe

befugt ist, alle Kinder in ibrer eigenen Religion zu unterrichten, so-

fern dies einer Einigung entspricht, die zwischen ihr und ihrem Ehe-

gatten bei seinem Tode bestanden hatte ; denn nach dem Tode des

Mannes könnten die Ehegatten >nicht mehr uneinig werden.

t

Diesen Gründen ist nicht zuzustimmen. Auch werden dadurch

Diejenigen, die der auf §§. 80 und 82 gestützten Ansicht Uübier^s bis-

her folgten, schwerlich eines Besseren belehrt werden.

Gleichwohl ist jene Bereohtigning der Wittwe nach richtiger

Ansl^nng des Gesetzes aniaerkennen. Der Wortlant von §. 80. er-

klärt sich ans g. 76; nachtrilglich wnrde §. 76. durch Binschiebnog

des §. 78. gemildert; es wnrde vergessen, den §. 80. ebenfalls sn

ändern; doch kann §. 80. in Verbindung mit g. 78. nicht anders

verstanden werden, als wenn er den ansdrttcklichen Zusatz enthielte:

»jedoch tindet auch dann §. 78. entsprechende Anweudung.< Daher

ist die Mutter berechtigt, an der mit dem Vater getroffenen Einigung

festzuhalten. Es steht ihr aber auch in der Regel frei , von der

Einigung einseitig zurückzutreten, ebenso wie ihr dies Hecht schon

bei Lebzeiten des Mannes gesetzlich zustand ; nur diese Kegel erleidet

eine Ausnahme im Fall von §. 82. (Vgl. Schmidt, Confession der

Kinder, S. 145—156). Hiernach beruht die entgegenstehende An-
sicht Häbler's aaf einem doppelten Irrthnme, der die Auslegung von

§g. 80 und 82. betrilR. Leider ist der Verfasser auf diese Fragen

nicht eingegangen.

3. FHit Flemer, Die religiöse ErmOwnig der Einder, Bern 1S93.

(ZeUeehrift für sekweiMerisehee RedU, Bd. 12, 8. 153-481).

Der Aufbatz enthält eine Brläutemng von Art. 49, Absats 3,

der schweizerischen Bundesverfassung vom 29. Mai 1874, mit ge-

schichtlicher Einleitung.

Als der Grundsatz der Parität in einzelnen Theilen der Schweiz

zur Geltung kam, stellten die Keformirten die sonderbare Behauptung

auf, die Parität werde verletzt, wenn Eltern, die in gemischter Ehe

lebten, ihre Kinder sämmtlich katholisch erzögen. Sie meinten, zur

Durchführung des Grundsatzes der Parität müsse die Verfügung über

die religiöse firziehnng der Kinder aus gemischten Ehen dem Be-

lieben der Eltern entiogen und unter »einheitliche, beide Confessions-

theile gleichmässig bindende Vorschriftenc gestellt werden. Von

diesem Standpunkte aus wollten einige Qesetientwflrfe des acht-

sehnten Jahrhunderts eine Theilung der Kinder anordnen, dergestalt

dass die Söhne in der Religion des Vaters, da.,'e<,n>n die Töchter in

der Ueligion der Mutter erzogen werden uiüsdten. Ob und wo ein
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derartiger Vorschlag Qeseteflskraft erlangt hat, ist aus der forliegen-

den Abhandlang nicht za ersehen. (Stellte ein solches Geseti, wie

der Herr Verfasser annimmt, »einfach einen Anwendnngsfoll der Pa-

rität dar,c 80 mfisste es ffir das ganze Gebiet des deotschen Reiches,

mit Rfieksicht anf das Reichsgesetz vom 3. Jali 1869, gebilligt and

zur Nachahmung empfohlen werden. Es verdient aber den schärfsten

Tadel, wegen seines Eingriffes in das natürliche Recht und die re-

ligiöse Freiheit von Eltern und Kindern, ganz abgesehen davon, dass

es Spaltungen erzeugt, »die nicht selten die Einigkeit unter den

Familiengliedern zum grossen Nachtheil derselben untergrabene).

Nach zwei Kantonsgesetzen, von 1819 (Sankt Gallen) und 1827

(Aargau), sollten die Kinder aas gemischten Rhen sftmmtlich in der

Religion des Vaters erzogen werden. Diese Gesette berahten auf der

Erw&gung, »dass politische, religiöse und hftosliche Verhältnisse es

erheischen,« fftr die religiöse Erziehnng der Kinder ans gemischten

Ehen eine und dieselbe Confession festzusetzen, und sie stimmten

mit den vorerwähnten Gesetzentwürfen insofern übercin, als sie eben-

falls »das freie Bestimmungsrecht der Eltern ausschlössen.« Bezüg-

lich der Kinder aus ungemischten Ehen soll eine Ausschliessung des

elterlichen Bestimmungsrechtes in der ganzen Schweiz bis zum Jahre

1874 gesetzlicher Grundsatz gewesen sein. Doch fehlt eine Angabe

?on Gesetzen oder gerichtlichen Entscheidnogen , worin der Rechts-

satz aasgesprochen ist Hiernach ist ein klares Bild Ton den Rechts-

sätzen, die in den einzelnen Kantonen der Schweiz frfiher bestanden,

aas der geschichtlichen ErOrternng nicht zu entnehmen.

Das Bnndesgesetz über gemischte Ehen vom 8. Decemher 1850

bestimmte in Art, 6 : >Ueber die Religion , in welcher die Kinder

aus gemischter Ehe zu erziehen sind, entscheidet der Wille des

Vaters. Hat der Vater vor seinem Ableben von diesem Recht keinen

Gebrauch gemacht, oder ist er, aus irgend einem Grunde, zu der

Ausübung der ?äterlichen Gewalt nicht befugt, so ist der Wille der-

lenigen Person oder Behörde massgebend, die sich im Besitze der

?ftterlichen Gewalt befindet.« Danach sollte also in der ganzen

Schweiz der Wille des Vaters auch nach seinem Tode massgebend

sein, so dass weder das Kind selbst noch die Mutter von der väter-

lichen Bestimmung abweichen dflrfte. An Stelle des Vaters trat

nicht die Mutter, sondern diejenige Person oder Behörde, die nach

Massgabe der Kantonsgesetze sieh im Besitz der väterlichen Gewalt

befand. Es war damit »das religiöse Erziehuiigsrecht aus dem Kreise

der gemeinsamen Elternrechte gestrichen« und »zum Bestandtheile

der väterlichen Gewalt gemacht ,c und zwar mit der Besonderheitt

23*
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dass dies Recht der Täterlichen Oewalt durch den Tod des Vaters

nicht erlosch, sondern gerade erst nach dem Tode des Vaters prak-

tisch wirksam wurde. Ob und wie das Gesetz zur Anwendung ge-

kommen ist, hat der Herr Verfasser leider nicht mit^etheilt.

Eine ähnliche und noch weiter reichende Beschränkung des

natfirlichon Rechtes der Mutter und ihrer Kinder enUiftU der noch

heute gültige Art. 49, Absatz 3, der Bandesverfassung vom 29. Mai

187it nicht auf Kinder aas gemiechten Ehen beecbrftnkt,

tondeni aof alle Kinder ohne Aatnahme eratrecki »Dadnrh worde

mit einem Sehlage das religiöse Bndehangsrecht in der Schweis Ter*

einheillicht,c and »dne ga&se Reihe Ton Paragraphen der kantonalen

Gesetsbflcherc (die leider nicht einseln beseiehnet sind) »ausser Kraft

gesetzt € In der ganzen Schweis hat hente »der Inhaber der väter-

lichen oder vormundschaftliclien Gewaltc über die religiösse Erzieliung

von Kindern unter sechzehn Jahren zu verfügen, und zwar im Sinne

der beiden ersten Absätze von Art. 49, d. h. im Sinne der dort be-

schriebenen Glaubens- und Gewissensfreiheit. Der Absatz 3 des

Art. 49 enthält also eine doppelte Beschränkung der im ersten Ab-

sätze verkündeten Glaubens- und Gewissensfreiheit, indem er der

Mutter das Recht entzieht, die Religion ihrer Kinder su bestiniiiien,

ond indem er die Kinder hindert, den wahren Glauben ansanehmeo,

wenn sie denselben erkennen, bcTor sie sechsehn Jahre alt sind.

Nach Art 59 des Bandesgesettes Tom 27. Jnni 1874 war der

Bnndesrath berufen , Aber Recarse sn entscheiden, die gegen Ent-

scheidangen der KantonsbehOrden wegen Verletsnng Ten Art 49,

Absatz 3, der BandesTerfassung erhoben wurden. Gegen die Ent-

scheidung des Bundesrathes fand noch eine Beschwerde an die

Bundesversammmlung (den Ständerath und den Nationalrath) statt.

Zwei bemerkenswerthe Rechtsfälle, die zu Entscheidungen der Bundes-

versammlung vom 22. und 23. März 1888 geführt haben, sind in

Bd. 61, S. 197—201, des Archivs für Kirchenrecht raitgetheilt und

besprochen. Der eine Fall zeigt, mit welchen Schwierigkeiten ein

katholischer Vater (Ludwig Meier aus Oberkirch im Kanton Luzern)

za kämpfen hatte, bis er seinen Willen durchsetzte, seine ehelichen

Kinder katholisch su ersiehen. Der andere Fkll leigt, wie eine ka^

tholische Mutter (Frau Steiner su Oster im Kanton Zdrich), obwohl

sie mit ihrem protestantischen Ehemanne die katholische Ersiehnng

ihrer Kinder Tor der Trauung (in Paris) eidlich Tenprochen hatte,

und obwohl beide filtern dies Versprechen erfttllen wollten, gleich-

wohl durch den »Inhaber der vormundschaftlichen Gewalt« gezwungen

wurde, ihre Kinder protestantisch zu erziehen.
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Heute gehört die Entscheidung solcher Streitigkeiten in letzter

Instanz zur Zuständigkeit des Bundesgerichts, auf Grund des Gesetzes

vom 22. März 1893. Ob das Bundesgericht solche Entscheidungen

bereits erlassen hat, ist niclit angegeben. (Auch werden keine Ent-

scheidungen des Buodesrathes aus deo Jahren 1888 bU 18d3 mit-

getbeilt).

Bei Ansleguiig von Art. 49, Abs. 3, der BundesYerfassung ge>

langt der Herr Verfasser su folgenden Rechtssftlzen : 1) »Der Matter

als solcher steht ein Einflass anf die Bestimmong der religiösen £r-

liehnng ihrer Kinder nicht sa.c 2) Wird eine Bhe auf Antrag der

Bhefran geschieden , und die Eniehang der Kinder dnrch Richter-

sprach der Mutter angewiesen, so hat doch nicht die Matter, son-

dern der Vater, als Inhaber der väterlichen Gewalt, die religiöse

Erziehung der Kinder zu bestimmen. 3) Nur dein »Inhaber der väter-

]i<'hen oder vormundschaftlichen Gewaltt ist ein iMindesrecljtliclier

Schutz gewährleistet. iNur er ist daher zur Beschwerdeführung be-

rechtigt « Weder der Mutter, noch den Kindern steht die Befug-

niss 2U, eine Entscheidung des Bundesgericbts zu be^^ehren. Noch

weniger steht ein solches Recht den Vertretern der iieligionsgesell-

Schäften zu. 4) Die P'rage, irer als Inhaber der väterlichen oder

vormandschattlichen Gewalt anaasehea ist, haben die Kantonsbe-

hOrden endgftltig zn entscheiden, (wie denn fiberhanpt eine Ver-

letiang von Kantonsgesetzen ?on dem Bandesrathe, jetzt dem Reichs-

gerichte, nicht zu beachten ist). 5) Der Inhaber der ftterlichen

oder Tormiindsohaftlichen Oewalt hat, nach Absatz 8 in Verbindnng

mit Absatz 2 des Art. 49, frei darüber zu entscheiden, ob er die

Kinder tfiberhaupt in religiösen Anschauungen auferziehen will,

oder nicht; Niemand ist befugt, zu verhindern, dass der Vater die

Erziehung in irreligiösem, atheistischem Sinne leitet; .... eine

Rechtspflicht zu religiöser Erziehuni^ besteht nicht mehr.t 6) Der

Inhaber der väterlichen oder vormundschaftlichen Gewalt kann die

Kinder »von jedem religiösen Scbalunterrichte fernhalten.« Auch ein

Zwang zur Theilnahroe an einem sogenannten »confessionslosen«

Religionsonterrichte in der Schale ist Torfassangswidrig. Folglich

kann »ein Religionsanterricht aaf keiner Scholstafe als obligatori-

sches Lehrfach erklftrt werden.€ 7) Steht das Kind anter Tormand-

schaftlicher Gewalt, so hat der Inhaber dieser Gewalt frei zn be-

stimmen, ob nnd welche religiöse Ersiehnog dem Kinde gegeben

werden soll. Auf den Willen der Eltern braucht er keine Rflckslcht

zu nehmen. 8) Mit Erreichung eines Alters von sechzehn Jahren

erlangen Kinder die selbständigen Hechte der Glaubens- und Ge-
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wissensfreiheit, mit den n&mlich«i Befugnissen, die bis dahin dem

Inhaber der väterlichen oder vormundschafblichen Gewalt nisUnden.

»Als religiös Mündige bestimmen sie, ob sie einen religiösen Qnier-

richt fernerhin besuchen wollen.«

Es mag richtig sein, dass alle diese Sätze in Art. 40 der

Bundesverfassung zu finden sind. Ebenso mag es richtig sein, dass-

damit die Schweiz an dem in Deutschland von einigen Rechts-

lehiem <Drache, Behling, ?. Scheurl) »gegenwärtijr angestrebten

Ziele seit bald iwanaig Jahren angelangt« ist, und dass nur der In-

halt der einzelnen Beehtssfttze von den Vorschlägen jener deutschen

Beehtslebrer mehr oder weniger abweieht. Allein die Erstrebung

eines solehen Zieles kann ffir das deutsche Reich nicht empfohlen

werden. Denn schon ans den Torstehenden Andentnngen ist an er-

sehen, wie ungebührlich das schweizerische Bnndesgesetz in das na-

türliche Recht der Eltern und Kinder eingreift.

Es ist ein Verdienst der vorliegenden Abhandlung, dass sie eine

klare Erläuterung des geltenden Gesetzes gegeben hat. Hoffentlich

wird der Herr Verfasser oder ein anderer Schweizer Jurist die

bundesrechtlichen Erörterungen zu Art. 49, Abs. 3, der Bundesver-

fassung fortsetzen und namentlich über die gesaramtc Rechtsprechung

bis zur neuesten Zeit Bericht erstatten. Dr. K. Schmidt.

4. Die EiUetehwuf der honeüiaren Theorie. Zur GeschklUc des

Sekismas und der hirehei^^ischen Schrifisteller Konrad

von Odnkamen (f 1390) und Heinrieh tfon Lamgengtein

(i 1397), von Dr. Aug. Kneer, Herder. Freiburg. (Com-

nMonnerlag). 1S93. Lex.-8^. 146 S. 4 M.
Alsbald nach Ausbruch des abendlftndtschen Schismas saun

man im Geffthl der ünertrftgUchkeit solchen Zustaudes auf Mittel und

Wege dem furchtbaren Uebel abzuhelfen. Dazu aber war vor allem

die Universität Paris berufen, dieser »Born der theologischen Wissen-

schaft« , wie Gerson sagt (S. 30 ^). In den diesbezüglichen Er-

örterungen nun zeichneten sich besonders zwei in Paris befindliche

deutsche Professoren aus: Konrad von Geluhansen und Heinrich

fon Langenstein. Beide wiesen auf ein allgemeines Concil als Ret-

tnngsmittel hin. Man war nun aber von der damaligen Zeit an bis

auf unsere Tage der allgemeinen Ansicht, dass der Schöpfe r dieser

eonciliaren Theorie, freilich stehend auf den Schultern von Marsilius

on Padua und Wilhelm von Occam, Heinrich von Langenstein sei,

auf welchem dann wieder Eonrad von Gelnhausen fasse. Dagegen hat

Sekeuffgeriy Beiträge zur Geschichte des grossen Schismas S. 84—90,

und Pastor^ Geschichte der Päpste l\ 152, die umgekehrte Prioritit
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aufgezeigt. Den möglichst genaiieii Nachweis bleftlr aber fahrt jetzt

der genannte Verfasser, bekannt durch seine Promotionsschrift

über den Cardinal Zabarella, im I. Supplement- Helt zur römischen

Quarialschrift
,

Jahrgang 1893. Auf Grund der gesammteu ein-

schlai:,n(]:en Literatur und der ein<(ehendsten Verwendung vielen hand-

schriftlichen Materials stellt K. dar, dass die nicht vor Ende Mai

1381 erschienene »Kpistola concilü pacisc des Heinrich von Langen«

stein eine Reihe von wesentlichen, ja wörtlichen Uebereiustimmungen

mit der bereits im Mai 1380 erschienenen »Epistola concordiae« des

Konrad von Geinhansen anfWeist, daae ersterer also den letasteren

benfitzt hat und dass wir demgemte »ab den wakrm Vertreter md
äU äm Begründer der seffenamdeH hmmlkufen Theorie Komrad
ven QdnhoMeen eu betrachten haben€ (S. 126). Das Resultat steht

unersebfliterlicb fest Ob aber vielleicht K., wie es m gehen pHegt,

in Vorliebe für seinen Helden, die Bedeutung Heinrichs und nament-

lich den Eintluss von dessen »Epistola pacis,« welche schon Sommer 11379

entstanden ist und wesentlich doch auch die gleiche Materie behandelt

(S. 64 ff.), auf die genannte Schrift Konrads vou Gelnhausen nicht

.unterschätzt hat, das ist eine Frage, der mau nicht ausweichen

kann. Wir möchten m diesem Behufe doch auf die vom V. selbst

angeführte Stelle aus einer Rede des hier am meisten competenten

Gerson vom Jahre 1400 verweisen: >(Sed pridem antea) Parisiensis

nniversitas ab ezordio nascentis divisionis deliberavit soUemniter et

ooneordi sententia oonclnsionem hanc (das Konxil sn bemfen) peten-

dam et proseqnendam esse, quam ex parte sni proposnit reverendns

pater ac praeoeptor mens praeeipnns, dominus nunc Cameracensis

(Peter von Äflli), ooram Lndovico duce Andegaueosi, tnnc regente

in Franeia. Circa qnod tempns scripsit pro eadem conclnsione da-

rissiinae memoriae magister Henricus de Hassia (von Langenstein),

magister in theologia Parisiensis et vicecancellarius sub nuigistro

Johanne de Calore, tunc cancellario Parisiensi. Scripsit insuper do-

minus praepositiis Wonnaciensis (Kourad von Gelnhausen), magnus

et devotus et licentiatus in artibus Parisiensis. Scripserunt quoque

alii, sicut ex eorum tractatibus adhnc constat.« (S. 27 ^). Wie über

die Thfttigkeit dieser beiden Manner in der wichtigsten Frage ihrer

Tage, so hat K. anch über deren ganzes Leben nenes Lieht ver-

breitet, so dass deren Bilder jetst in hellerer Belenchtnng stehen,

als es bislang der Fall war. Im Anhang sind swei bisher nnedirte

Stücke von Heinrich von Langenstein enthalten, nftmlich die 64

ersten Verse von der sonst bereits gedruckten »Invectiva contra mon-

stmm Babylonisc und die »Epistola de cathedra Petri.€ Fassen wir
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mm Schlnss unser ürtbeil znsainnien, so hat der darcb seiiM

ausserordentlich präcise Arbeit gros^te Klarheit über den Ursprung der

von da au ia das Chaotische sich verlierenden ConciUtheorie aus-

gebreitet.

TübingeD. SäffmäUer.

5, Strasslntrger JHöeeH€inblaU 189S S. in 8*', Rotu:

Strasb., M. 2,.WjührL, vgL Arck, f. K,-li. 64 ;i:i7, 65 6'. 181

«. 67 iS. HO?)

enthftli n. A. FortBetiongmi toq des Domherrn QfB$ »Meeiopfer vor

1800 Jahrenc, MSm »Nntien kirchengeschichtl. Stadien«, des

Herausgebers, Bhrendomhenm Dr. Jeiier »gestiftete Aennter« (S. 50

—67), »Beerdigung der Selbstmörder« (S. 70—85), »Bbeanfgebot«

(S. 125, 146, 179 fr.) u. Antworten betr. Altarzierden, Binflaes

der M. E. Zeit S. 20, 212 ff., des Bhrendomherrn Adam iNaser-

Odeh's kopt. Katechismust (S. 70, 135—140), Warnung gegen übereilte

Gründung klösterlicher Niederlassungen ohne ausreichendes Statu ni-

vermögen, Dagsburg oder Egisheim ? als Geburtstätte Leo's IX.

^

G^ny's ^Reitbruderschaftefi im 15. Jahrh.c (S. 09 u. in der »Arch.

Beil.«) , stets die jüngsten allg. Entscheidungen Roms und des Bis-

thums (lat. an die Geistlichen, deutsch an die Qotteshaasverwaltungen)

auch eingehendste Besprechungen der neuesten deutschen, lat., franz^

ital. und engl. Werke. S. 1 ist anf die Tom p. Bischöfe Dr. Raeas

in SÜrasib. (Le Bonx 180 S. in 8«, 1866) herausgegebene Momta
et Mandata ?erwiesen, welche oft systemlos nur nach der seitlicheo

Beihenfolge allg. Erlasse zusammenstellen, Yielfinche Aenderungen in-

zwischen erlitten haben und schon deshalh anf der DiOoesansynode

1894 umgearbeitet werden sollen. Vollständiger sind die Statuta

Synodalia dioec. Metensis (280 S. in 8°, Rousseau-Pallez in Metz,

1869) betr. 1) Glaubensunterricht, 2) Gottesdienst und Sonntags-

heiligung, 3) hl. Messopfer, 4) Sakramente im Allg., 5) Taufe,

6) Firmung, 7) Kommunion, 8) Beichte und Ablässe, 9) letzte

Oelung, 10) Priesterweihe, Seminar, Pfarramt u. DiOcesanbehörden,

11) Ehe, 12) Beerdigung, 13) Gotteshausverwaltung, endlich Synodi

rurales (— > Conferences cantonales«) u. (8. 261—^269) »rdglement

pour les curds et vicaires qui TiTont en communautA« Diese Di6-

oesansatiungen wurden ohne Weiteres auch auf die Tom Bistbum

Naney und Si Did ahgetretenen Pfirreien erstieckt; die Nachträge

bringt jeweils die Ber. ecd. d. Heiz (Arch. f. K.-R. 70 S. 381). Da
die Missionsschulen in Limburg a. L., Haestrieht, Marienthal, M^ling
Neuland, St. Ottilien, Salzburg und Steyl nicht mehr für den grossen
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Bedarf der deutschen Kolonien *) genügen , so errichten jetzt (Arch.

f. K.-R. 69 S. 162) die Kapueiner eine Missionsansialt in

Königshofen (im Stadtkreise Strassburg). Derselben sollte die Rechts-

persönlichkeit verliehen werden ; die Zustimmung des Landesaus-

Schusses wfirde einmütbig erfolgen; deshalb dflrfte scbliesslich auch

der Bundesrath seine Mitwirknngf nicht versagen können. Unter

ähnlichen UrosUnden ertheilto anch Laxembnrg wiederholt KlOstem

Korpontionaroehte dnrch 8anderg99Btia (Minister Dr. Ejschen

»Staata-R. des Qroeah. Lnxembnrgc 1890 S. 185» bei P. Siebeck an

Freibarg i. B.); eui OeseiM wire allerdings nnerllsslich (Bavelet

9Gongräg. r^lig. 1860, Palm^ Paria p. 162 ;
Geigel, frans. St.-K.-R.

55 S. 57 u. Prof. Dr. 0. Mayer, Theorie des franz. Verw.-R. 526) »)•

F. Geigel,

1) W, Helmes m Münater i. W. »Kreu» und Schwert im Kampfe

gegea Sclftrerd and HddeDthaoi« (halhmoiiat!. 1 Bogen in 8<>, jihrL IL 2,90

einschl. Bestellgebahr. Z.-P.-Listn f. DeatwhL 8635» , f. Oesterr.-Üng. 1659*)

rflhmt 1893 in N. ö S. 4G u. 148 die hervorragende Bethcilignng des Eisaas.

Auch der Katholikentag Würiburg (S. 68 u. 97) empfahl den /l/'riÄ«- Verein,

welcher diese kath. Zeitschr. fordert. Sic bespricht die kath. Missionen in den

afrikanischen Besitzungen Belgiens (S. 26, 63, 93 a. 112), Enfflnmiis (Nr. 1,

S. 1, 56, u. 108. 78 — Sansibar — , 17, 47, 71, 89 u. 110 — Uganda -) Frank-

rHeht (S. 32. 113, 126 AT.), Portugals (S. 27, 54, 83, 106 a. Nr. 8), SpaMifU
(8. 6. 58, 98), mrawntlieh aber hi DeutMCh-OtUtrfkk (N. 1-12. 8. 14. 89, 48,

57. 89, 99. 108. 120^ 128 C), 8ttdwertifHka (8.28, 02 n. 125), Togo (& 10, 4l9,

80, 102 ff.). Kamerun (Nr. 8 n. 8. 8. 29. 61. 118 ff.), selbst (S. 66, N. 9) hi

Australien. Zufolge N. 3 bedürfen hiefür die Weissen Väter, die Vater vom
göttlichen Worte, vom hl. Geiste (S. 26 u. 90), die Benediktiner, Jesuiten, Ka-

puziner, Pallotiner (N. 9 S. 66) und Trappiaten der Znfflhrting von Geldmitteln

und geeigneten jungen Lrulen »Für die Wohlthaten des Christenthnms sind

— zufolge Kanonikus J. M. Schmid (N. 2 u. 12) — die Heiden empfänglicher, als

die Mohanedaner«, welche jetzt anter Zobeir's ehemaligen Sklaven Rabat , den

hl. Krieg Toritandmid von SOdtripoUs Aber Wadai n. Borna {deuUehes Schntsge-

biet) fiwt bis an den /ratio. Congo und 8vdan Tordringen, den tngt (0 8ndan aber

verschonen. Aber aadi Frankreich lonto fremden KriegsBehiliMi die TJnteronchang

der unter front. Flagge fahrenden SklavenscYnfSe gestatten. Die englische Eifer-

sucht zeigt sich jetzt wieder in Marocco hindernd! Apostolische Pröfekturen be-

stehen für Kamerun, Togo und Dar-es-Salam (vorerst noch als »Südsansibarc

bezeichnet). Vikariate für Neupommern (Südsee), ünyamyerabe. Tanganjka so-

wie — mit den eugl. Kolonien gemeinsam I — für »Nordsansibar« und den

»Victoria-Njansa.« Den Kongostaat, welcher seine Gei;«tlichen im »afrikan.

Seminar« an der Univ. L5wen anobilden liett, hat die Knrie 1886 von den

portugiesischen Beoitiangen hieiaiehiieh ahgetiennt; ebenso sollten aaeh in

DeiilscI^Ostafrika die aposi, Vikariate von den Kolonien anderer Staaten

ansgeschieden werden ! Arch. f. K.-R. 64 S. 231.

1) Die Niederlassung der Trappistfnnrn wird von Oelenberg, wo nur das

JfanneeUoster bleibt, 1894 nach Ecgecsheim bei Holsheim Torlegt, — Den An-
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6, Awf CiaranfVa ConmUare giuHäiiso eUf* ed. eeeie-

»iafftico (bei A. Ciardi in Florenz^ in Rotn bei der Libreria

di Propaganda Fide, jährl. S Fr. portofrei^ monatlich 24 Seiten

in folio, vgl. Arch. f. K.-R. 69 5». 159)

bebandelt 1893 (S. 3—15, 31-34, 49, 98-111, 144—150) insbe-

sondere die Eingaben an*s Parlament gegen die Ehescheidung und

das Verbot, vor der bnrperl. Ehescbliessung zu trauen, S. 17—24,

die Grandrenten* und ZehntabUlennf , den X* nnd XI. KuthoUken*

kongress in Italien S. 25—90, 188 ff., die Begrftbniasordnang 8. 54

—62 n. 123, den Annenkongress in Bologna (25, III 1898) 8. 88—94,
127—144, die Unanfechtbarkeit der Entscbeidnngen der IV. Abtb.

des Staatsraths (Adv. Lo Monaco 8. 169—179), den «Knltnsfond,

»dessen Einnahmen stets zanebmen, wftbrend in Folge allmftligen

»Aussterbons der Pensionäre die Hauptausgaben bald wegfallen, so

»dass auch die Gemeinden bald höhere Zuschüsse erhalten dürfteiu

(S. 36), S. 24, 25, 78, 112—117, 165 u. 179 das Armengesetz

(Vgl. Arch. f. K.-R. 64 S. 377, Staaisrathsentsch. 3. Febr. 1893 S. 190).

Nicht nur die Rechtsprechung der Gerichte und des Staatsraths,

sondern auch die j&ngsten Schriften werden besprochen und oft ans»

zugsweise wiedergegeben. — Gegenüber dem Abg. Rinaldi, welcher

fär den Patriarchenstuhl in Venedig das kgl. Patronat aufrecht (S. 225,

Arch. f. K.-R. 70 S. 829) hftli, fahrt P. Bnmdi S. J. in seiner Schrift

»Del regio patronato snlla ehiesa patriarcale di Fenemac wörtlich ans:

»Die Errichtung eines Kirchenamtes begrfindet das Patronat nnr inso*

»weit, als solches die Kirche^ welcher allein die entgültige Entscheidang

»von Gott fibertragen ist, in ihrem WMufoUen gegenfiber den cbrist-

»liehen Fürsten jeweils zalässt; zufolge der Bullen Benedicts XIV. und

.sprach des Bisthumx auf Vertretung im Ausschüsse für das Frauenstift

(Ggl. 261) hat der Stadtrath Strassb. 20. XII 93 abgelehnt, da zufolge Dekrets

vom 3. Frim. XII diese Stiltung (sie hat 4^/4 Million tJL Vermögen!) von der

bürgerlichen Oemeliid« sa Tervtlteii ist. — Luxemburg gibt dem Priester'

eemlnare (Areh. f. K.*R. 0§ S. 93 A. 7j jahrlich 17,600 Fr. StaatatiisebaM;

mindestens ebeoiOTiel sollte aneh das Reicheland jeden stioer Priesteneiniiiue

geben, zudem dasselbe ffir die prot. theol. Fkkolttt 28,000 JK^ snsehiesst. Die

Regierang scheint jedoch eine kath. theol. Faknltit den StaatsznschQssen fAr

die S.minare vorzuziehen; einiit*eilen ist die Frage gegenstandslos, da wegen

Ablchnunj:^ der Tab.nksfabrikatssteuer dem Reiclislandc die Mittel fehlen. Der

Fastoiiliirt<Milirief des Hrn. Bischofs Dr. Fritzen (1894) »hüllt, dass furian kein

Katholik mehr die Socialdetnokralen mit seiner Stimme unterstiitzt. Das

Wahlrecht schliesst die Pflicht in sich, dasselbe wirklich am%uüben und die

Stimme oar soleben MSiineni za geben, die den Grandsitsen des (brieten-

thums gereoht sa werden gewillt sind.«
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>Pius' VII. liabe der Doge (bis 1797) nur ox mera hbcralitatc des

>hl. Stuhles (las Piitronat ausgeübt. Pius IV. machte bei Verleihung des

»Patronats an die Republik den Vorbehalt, dass der Doge (la Signoria)

»stets am Glauben festhalte uud am Entgegenkommen gegeuäber der

»rOm. Kirche. Wer kann ernstlich behaupten, dass Italien »in sin-

»ceritate fidei et Romanae Ecclesiae devotione* verharrea? Jeden-

»falls hat das Kdoigtham daa Patrooat a) durch EinmUekung In

»die PfrAnden^Etnkflntte verloren, indem es rieh nicht nnr einmengrte,

»sondern die EinkQnfie fast vernichtete, eventuell h) durch das

traniiegeseUr Art. 15 als jus majestatis zufolge Staatsraths^tachtens

»vom 3. Aug. 1877.€ Brandt schliesst mit den Worten: »Der Streit

»mit dem P^psUhume nützt Italien ebensowenig, als solcher je einer

»anderen Regierung Vortheile brachte. Die Nichtanerkennung der pril-

»konisirten Bischöfe ist ein ÄUeiUat gegen das kath. Gewissen, wo-

»durch nur die Unzufriedenheit und Abneigung der Italiener gegen

»die Regierung wächst. Wollte Gott, dass die üal. Herrschaft,

»welche in den venestanischen Landen alle Rechte des Kaisers von

•Oesterreieh geerht hahen will, von ihm doch auch die edle

»und haiMiaehe Gerinnung ererbte! Ernstlicher Erwägung der

»italien. Regierung empfehlen wir, was der Kaiser durch Kaunitz

»am 17. Juni 1817 dem Cardinal Consalvi schreiben Hess: »Wie

»für die Kirche ist es auch für die Throne vom grössten Interesse,

>naml in Hand m gehen (di aiidar d'accordo) und über die Mittel

vund Wege sich zu verständigen, uiu die sittliclie Kralt der Religion

»mit den Herrscher-Hechten zu vereinigen. Zum Wohle Aller ist

»es unerlässlicb, dass zwischen beiden Gewalten das vollständigste

^Einvernehmen herrscht« (»Pel bene di tutti e iodi8|»ensabile che

regni hi piu perfetta intelligenza fra i due Poteri«) ^).

K Geigd,

1) Brandi's Schrift hat. nicht das »Imprimatur«: gleichwohl craclitet

auch der Mailänder »Corr. d. Sera« Nr. •iil v. 13. Nuv. 1893 sie als orticiös;

»fönaldi wvrde ksam die gegen ihn «rhoheBen TorwUrfe widerleg«ii. Iniwi*

»sehen hat der König eingelenkt und den (ftr Fieeole und Cagliari Tom Papste

»ernannten BiacMfen ohne alle Vorbehalte das Exequatur ertheUt; bald

»werde es aneh Kardinal Sarto flir Venedig erhalten, so daai die Sehriflen

»für und g^gen als wunderliche Bektindangen des Verständnisees (intelligenia),

»womit in Italien Kirchenpolitik getrieben wiid, in*s Archiv wandern dürften.c

Trotz Soderini's Aussöhnunj^sversuohs polang es Anfangs Februar 18J)4 Crispi

die Krtheilnnp der Exequatur fiir K. Sarto und andern Bischöfe zn hinter-

treiben. Der Papst verschob das Consistoriutii, weil er keine neue italienischen

Bischöfe eruenueu will, ehe die bisher ernannten das Exequatur erhielten.
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7. Avv" Gas ein u. S. Giu atinianVs RivisUi di diirltto

ecclesiasHco (seit Juli 1893 zu Rom, via Bepretis^ Galleria

Margherita) — jährl. 15 Fr., momU' 64 in ö^, t^l. Arch,

f. K.'R. 69 S. 158 —
brachte seit Dec. 1892 gediegene AbhandluDgen insbes. des Staats-

raths-Sektionsprftndenten Saredo über die Hofkirchen als Krongut

S. 515—519, vergl. 527 — entgegen Kass. Rom 28 III 1893 —
ferner über die Urkunden iin Verwahr der Gememekbehördm (S. 198

•205) , woraus Jedennami Anssog Terlangen kann , des Domherrn

MnuHa von Padua (S. 858—859 vgl. 723) Aber die Erhöhung der

KuttusfondssuschOsse snr Brgftninng der Ifatrfhegüffe (vgl. S. 676
u. 298) bis anf 800 Fr. jfthri. und des Adv. RUMß (S. 321—352
vgl. S. 700, 710, 589, 581, 618, 587 u. 286) Aber die zwangsweise

bezw. zugelassene Zasaramenlegung von Ahnosen- und anderen VVohl-

thätigkeitsstiftungen (vgl. Arch. f. K.-R. 64 S. 382 ff.), des Univ.-

Prof. Salvioli (S. 385-407 u. 519—526, vgl. S. 174, 649, C79,

572, 545, 502, 601, 868 u. 243) über kirchliche und weltliche

Zehnte und (Arch. f. K.-R. 59 S. 126) deren Ablösung, des Adv.

Olmo (S. 625—641) über die Verpflichtung der Israeliten zu Kultns-

beiträgen für die Synagogen-Gemeinden (Onifersith israAlitiche) fll

Seit 30 Jahren erfolgten kaum 2 Einspräche gegen die swangswelae

Erhebung solcher Umlagen, weshalb der Minister des Innern Im
Abg.-Hause am 11. Hftrs 1893 hieran nidd rfitteln zu wollen er«

klarte. Der kath. Kirche fehle allerdings (S. 633) noch das Recht

zur Erhebung gesammt- und ortsgemeiridlieher Umlagen (Arch. (ftr

K.'K 69 S. 57 u. 269 ff.). Entgegen dem Widerspruche der Kurie

legte die kgl. Verord. 15. VI 1893 (S. 548 u. 717) den Hoßirchen

Apnliens für 5 Jahre je 20,000 Fr. zur Last behufs Errichtung einer

kgl. Kunst- und Handwerkerschule in Bari, welcher die, einer ähn-

lichen Schule gewidmet gewesenen Gebäude neben der Nikolaus-

Hofkirche überwiesen wurden. 11 Seiten buchstabenweises Inh.-Verz.

geben eine Uebersicbt vom reicbbaltigen Stoffe auch des III. Jahr-

gangs; ausnahmslos sind alle grundsätzlichen App.- u. Eassations-

nrtheile, Staatsrathsgutachten und -Beschlüsse, Ministerial- und son-

stigen Erlasse, auch Aussflge ans den ParlamentsTerhandlnngen zu-

sammengestellt und durch eingehendste Randanmerknngen erlintert,

worin namentlich die bisherige Rechtsprechung und Literatur Aber«

sichtlich und kritisch znsammengefassi wird. Auch in- wie ans-

Iftndische Werke staatskircbenrechtl. Inhalts werden besprochen, so

S. 726 (vgl. 685) Dattino's ^commerciabilitä delle chiese« (1893,

Corrado in Neapel); gegenüber diesem Versuche, die im kanon, ii.
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begründete Ausserverkehrsetzung der dem öff. Gebrauche dienenden

Kirchen als darcb den Codice civ. abgeschafft naebiaweisen , wird

jedoch an der entgegengeseUten Darlegung im Cons. giur. civ. ed.

eecl. 1893 S. 94—97 und Im Jahrg. II p. 148 ff. der Biv. d. dir.

eecl. feetgehalten werden mOaeen. Yen den Bmderachaften mit Rflck-

flieht aafs Armengeieti 17. VIII 1890 handelt Mnaolina »Le Gm-
fraiemiie* (1893, Zannitein Note), von den Begräbnissen {»Sepokrit)

E. Balerini (1893, Corrado in Neapel). Die Entstehung und Ent-

wicklung der weltlichen und der geistl. Zehnte namentlich in Sicilien

schon vor der normaniusclien Herrschaft erörterte soeben (440 S. in

8«, 8 Fr., Unione tipogr.-ed., Turin 1893) App.-Präs. a. D. Fulci

(»Siiüe dccimet). Mit der Darstellung des geltetiden St.«K.-R. be-

gann kürzlich Adv. Dr. G. CasteUari (dir. eccl<^ nella sna condizione

attnale in Italia, 1. Heft« Unione tip.-ed. Turin, ?gl. Arch. f. K.-B.

68 S. SI61). Im VaHkane eich aofhaltende Zeugen (p. 648) können

eeiteos der itaL Geriehte nieht geladen werden, da zwieeben dem
Vatikan und dem KOnigreiebe noch kein SttatsTertrag Aber Rechts-

hülfe besteht. Die KechtstUhigkeit des päpstl. Stuhls bestreitet

Mezzacapo »Incapacitä del Papa a succedere« (1892, Corrado in

Neapel, l Fr.). Mit Rücksicht auf die ungünstige Finanzlage des

Staates ist S. 595, vgl. 312, durch Gesetz vom 8. März 1893 das

seitens des KuUusfonds an den Staat abzugebende Jahresreichnisa

auf 3Vs Million Fr. (allerdings nur bis 1898) erhöht worden. Den

Gesedentvurf Villa betreffe Einführung der Eheseheidmg und die

beiQglicbe Verhandlung der Abg.-Kammer enthalten S. 450^502,

fgl. dagegen Areh. f. K.*B. 66 S. 469 n. Bocco: la filoeofia del

matrimonio ed i malt del dvmäio (1893, Oiannini in Neapel). Der

Oesetzentworf and die Kamraerverhandlungen über das Verbot, vor

der bürgerlichen Eheschliessung zu trauen, stehen S. 433—449;
hiernach würden in Italien j&hrlicb 20,000 Bhen nur kirchlich ge-

schlossen.

F. Geigel.

8, Lehrbuch des kaihol, Kirchenrechts , mit hesondaer Berück-

sichligmg der parUeidareH Gestaltung desadbm in Oesterreich,

Vau Dr. K. Orosi, o. d. Brof. der JUckie an der h k. Um-
vereUm Wien, Das. 1894. MMsehe h. u. h. H^-Verlage-

und Um»er9.'Bußkkaiidhmg. XII u. 4^ 8. gr. ifi.

Das Werk ist aus den seit mehr als 25 Jahren gehaltenen

Vorträgen des Verf. hervorgegangen, zeichnet sich durch klare,

übersichtliche, gut juristisch gehaltene und massvolle Darstellung

aus, berücksichtigt das Historische nur soweit es zum Verstäudniss
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des Bestehenden nothwendig schien, beschränkt seinen Stoff auf das

allgemein Wichtigere und dem entsprechend auch die Quellen- and
Literaturverweisungen. Auf die Darstellung der kircblicheD Satzoogen
folgt im Texte am Schiaase der einzelnen Paragraphen die der wich-

tigeren Bestimmungen des derzeitigen Osterreichischen Staatskirchen-

rechts. Die Ansstattung des Werkes ist eine ?orzfigliche.

9, Bas Kirchenpatranatsreehi und seine Eniwickdung in Oesier-

reich. In ewei Ähiheüungen hearMUt ven Dr. tAidw. Wahr-
mtmd , Prof. der Rechte in Cecrnowite. 1. Abtheilung. Die

kirchlichr liechtsentwichpUauj. Wim 1894. Älfr. Hölder k. k.

Hof- uml ünivers.-Buchhandlumj. XVI u. 184 S.

Die Friedr. Massen zugeeignete Schrift behandelt in vier Ab-

schnitten: 1. das Privateigenthum an Kirclien, 2. den Charakter und

die Consequenzen der kirchlichen Reaction gegen das Privateigen-

thum an Kirchen, 3. den Laieopatronat, 4. den geistlichen Patronat

ond die Incorporatioo. Zu wesentlich neuen Resultaten konnte der

Verf. allerdings nicht gelangen, aber sein Verdienst ist es durch die

sotgftltige Benfitaung and Hervorhebnng eines sehr reichen bis anf

die Garolingischen Zeiten znrfickgreifenden, sich überhanpfc nicht auf

Oesterreich beschränkenden Quellen- nnd nrkandlichen Materiales

viele nenen Belege darzubieten. So namentlich auch fBr die richtige

Auffassung der Incorporation als einer vollkommenen rechtlichen V^er-

schmelzung des incorporirten Vei mö^^ens mit demjenigen , welchem

incorporirt wird , so dass das incorporirte Vermögen nunmehr ein

blosser Bestandtlieil des anderen wird. Beiläufig bemerken wir übri-

gens, dass es bei Vcring, Kirchenr. 3. Aufl. S. 602 Anra. 4 nicht

heiüst, dass der Pfarrer stets auch tieneticiat sein mässe, sondern

nur dass dieses das regelmässige sei. Vering.

10. Mimsterialrath von Landmann*s ^Gewerbeordnung für das

neuische EsuA* (imf94, 1. Lief, 432, X Uff. 8., 5 und

4 Jf., C. H. Beek in München, 2, vottig umgeaiMiefe Äufi.)

erl&ntert auf Qrund der Reichstagsrerhandlungen , der jüngsten

Schriften, auch Gerichts- u. Verwaltungsentscheidungen erschöpfendst

das geltende Chwerbereeht unter Berücksichtigung der in bezw. fftr

die einzelnen Staaten erlassenen Vollzngsvorschriften. BeibehdUen

sind (S. 81 u. 83) das Bcerdifjmujffmonopol der Kirchen und Ge-

meinden, soweit es /annfesrechtlich eingeführt ist (Arch. f. K.-R. O.'i

S. 429, Geigel franz. St.- K.-R. 163), auch die (S. 402) Kranken-

pflege der barmherzigen Schwestern und Diaconissen (vgl. §. 56*

Zifl' 1). Wirthschaften (S. 264 u. §. 33) dürfen nicht mehr iu un-

mittelbarer Nfthe der Kirchen, Ifcurrhäuser, Unterrichts- nnd Kranken-
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anstalten errichtet werden (preuss. Oberverwaltungsgericht 19. XII
1889). Von der Sonntagsmhe handeln (S. 337—343 , 445 und 691
— 768. Vom Feilbieten im Umherziehen sind (S. 449, 5ü) >aus-

geschlossen Bildwerke, Druck- und sonstige Schriften, welche in sitt-

ncher oder rdigiöaiar Beziehnng Aergerniss wa geben geeignet 8iDd.c

Früher wrt den Lmmgen gestattet, f&r ihre ?er8torbenen Ange-
hörigen Gedftcbtnisse GMesdiensie auf Vereinskosten feiern zu lassen

;

die Fortdauer dieses Rechtes (§. 97* Ziff. 5, S. 596) erscheint

zweifelhaft. JP. Geigel.

11, WissevficJioftlicJie Handbibliothek. Erste Reihe. Theolofjisrhe

Lfhrhücher. Die Verwaltung des Busssacmmcuts. Eine theo-

retisch-praktische Anivcisu7ig für die Beichtväter. Von Di'.

Caspar Er. Schieler
^

Professor der Moral und Umniletik am
hischöfl. Seminar zu Maine, Faderhorn, F. Schöningh^ 1894,

8». xxn u. eu 8.

Vorliegendes Bnch kommt einem lang ond tief empfondenen
Bedürfniss entgegen. Der Verfasser will den Jüngern Beichtvätern

eine gediegene Anleitung zur fruchtbaren Verwaltung ihres Amtes
geben. Unter Verwendung einer sehr reichen Literatur und durch

systematische Durchdringung des Stoffes hat er sein Ziel vollkommen
erreicht. Das Werk l)ehandelt in drei Theilen die Busse als Tugend
und Sacrament, den Empfänger und den Spender des Busssacraments.

Der letzte Theil berührt sich vielfach mit dem canonischeu liecbt,

namentlich in der Lehre von der Jurisdiction nnd dem Missbraach

der Gewalt durch den Beichtvater. Der Verfhsser steht namentlich

hier ToUständig auf der Höhe und erläutert die neueren und neuesten

Decrete des päpstlichen Stuhles an der Hand der Schriften der be-

deutendsten Commentatoren. Das Buch ist aber nicht nur mit Ge-
lehrsamkeit, sondern auch mit Wärme, Hingebung und auf Grund
reicher Erfahrung geschrieben und verdient weite Verbreitung. Ein

ausführliches Literaturverzeichniss und Register erleichtern den Ge-
brauch, die Ausstattung ist musterhaft.

Canonicas Dr. A. Beilesheim.

12. K, Aiefeer, Dr, uir. und Lie. theal. Mvaidoeetit der Beekie

an dar ünivers, LeipHg. Die rechäkke SMhmg der eoon^t-
eehen Kirehe Dmäschlands in ihrer geschichtlichen EntwicJcelung

bis zur Oegemeari, XVI u. US S. Leipeig, HirechfM, 1893.

(10 Mk.).

Der Vorf. skiz/.iit zunächst Staat und Kirche im Mittelalter,

hält sich dabei nur an protestantische Literatur und sieht ganz ab

von dtMn gründlich eingehenden Werke des sei. Jos. Hergciiritther

»Kath. Kirche und christl. Staat,c woraus manches zur Ergänzung
und Berichtigung, z. B. bezflgüeh der Bulle Unam sanctam (S. 17 f.)

hätte entnommen werden können. Hierauf folgt die Schilderang der

Änschauungen der Reformatoren über das Verhältniss von Staat und
Kirche (S. 40—114). Bin längeres Cap. (S. 115- 225) legt die recht-

liche Stellung der evangel. Kirche Deutschlands bis zum Westfäli-

schen Frieden im Reiche, in den Territorien und Städten und die

Theorien zur Erklärung der kirchlichen StelluDg der Laudesobrigkeit
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dar. Sodann kommen die naturrechtiicben AnscbauuDgen uud ihr

Eiaflnss auf die Begriflfo von Staat und Kirehe (S. 226-^274), die

Schildenmg der rechtlichen Stellung der CYangel. Kirche im Reiche
und in den Territorien und Städten vom Westfälischen Frieden bis zum
Untergang des alton deutschen Reiches (S. 275^382), endlich in der

Zeit von da bis 1848 und von 1848 bis zur Gegenwart (S. 333—464),
mit besonderer Rücksicht auf alle einzelnen deutschen Staaten, sowie

auch Oesterreich und Elsass-Lothringen und unter Anfügung eines

kurzen Ueberblicks der gegenwärtigen staatskirchlichen Organisation

der Protest Kirche (S. 4Ö1— 465). Mit solcher eingehenden Voll-

ständigkeit ist bisher die Stellung der protest. Kirche zur Staatsge-

walt noch nicht dargestellt gewesen. In einem Schlnsscapitel (8. &5
—484) faast der Ver&aaer seine Ergebnisse und Folgerungen sosam-
roen. Als Ideal dünkt ihm mit Luther das Kirchenregiment des

Landesherrn als solchen, womit aber das sg. Paritätspriocip fflr die

verschiedenen Religionsparteien in Widerspruch stehe, und nur wegen
dieses der protestantisclien Kirche nachtheiligen, die Staatsgewalt an

der durchgreifenden Förderung der protest. Kirche hindernden Pari-

t&tsprincipes sei eine Aenderuug des landesherrlichen Kirchenregiments

in radicalerer Weise durch Trennung vou Staat uud Kirche oder in

conservativerer Weise durch Aufhebung des landesherrlichen Kirchen-

regiments gerechtfertigt

13, Das üde BMcft der Apaski ConsHMUmm und die verwanälen
Schriften, auf ihr VerhäUniss neu untersucld vm Hr. X F\mk,
67 S, 8^. Tübingen, Laupp, 1893. (1 ML).
Ein Abdruck aus der Tübinger Theol. Quartalschr. 1893 mit

Beifügung einer kurzen Einleitung. Harniick war in den Tbeolog.

Studien und Kritiken 1893 S. 403— 27 den Ausführungen von Funk
über die Apostol. Constitutionen und deren Quellen (s. Archiv LXVI.
S. 475^ entgegengetreten und hielt die Meinungen von Achelis

(s. Jrmw LaV. S. 341) fest. Funk vertheidigt nun dagegen wieder

die früheren Resultate seiner Forschungen, auch die, von Hamack
nicht, wohl aber von Anderen, angefochtene Datimngder Apostol. Con-
stitutionen zu Anfang des 5. Jahrhunderts. Vering.

14. Nachtrag MU Dr. Bräesituki, 0 honkordaiack, Arch, LX2U.
190 f.

Es ist in der Besprechung dieser Abhandlung im ersten Helte

nicht genügend auf die Bedeutung derselben und das Verdienst des

Autors hiügewieseu. Zum ersten Male ist in polnischer Sprache der

gedachte Gegenstand behandelt, dazu, Dank den archivalischen

Forschungen Ur. Brzeziüski's in Born und Krakau, in einer Weiae^

dass das Material vollständig vorliegt* Die vier von dem Verfasser

zum ersten Male vollständig herausgegebenen Bullen (Hergenroether

gibt allerdings zwei davon, aber nur regestenmässig) ermöglichen

auch im Auslande die theilweise Benützung des fflr die polnische

Rechts- und Kirchengepchichte so wichtigen Werkcheiis. das, wie

bemerkt, zum ersten Male, und quellenmässig , die Concordatsfrage

in Polen behandelt. A, Arndt,

Digitized bv Goo<?lc



XXVIII.

EntsdioiduiigM des kSnlgl. bayar. VorwaHungsgeriehtshofe

in Sachen religiöser Kindererziehung.

MltgdMll wd MmmMtiit tob Dr. Karl Auffmi 0et§€r.

Die nunmehr vierzehn Bände umfassende officielle Sammlung

von Entscheidungen des königl. bayerischen Verwaltmigsgerichtshofes

beschränkt sich auf Veröffentlichong jener Entscheidaagen, »welche,

sei es in Besag auf Auslegnng und Anwendang des materiellen

Rechtes oder in Ansehung der Zuständigkeit und des Verfahrens

von principieller Bedeutung sind.c »Die betreffenden Entscheidungen

komnoen mit den dnrch die RAcksicht auf den Ranm gebotenen Ab*

kttrzungen, in allen wesentlichen Punkten aber wörtlich, unter Vor-

anstellung der in der Entscheidung ausgesprochenen Grundsätze und

der in Anwendung gebrachten rechtlichen Normen zum Abdrucke*).«

»Diese Entscheidungen gewinnen — wie der neueste Commentator

des Gesetzes vom 8. August 1878 »die Errichtung eines Verwaltungs-

gericlitshofes und des Verfahrens in Verwaitungsrechtssacben betr. in

zutreffender Weise bemerkt*) — wegen der darin ausgesprochenen

Recbtsgrundsfttze eine Aber den jeweiligen Streitfall weit hinaus-

gehende allgemeine Bedeutung. Nicht allein , dass die besfiglichen

Orundsätse für die mit dem Vollzuge der einsehlftgigen Oesetze be-

tränten Verwaltungsbehörden und Stellen als autoritative BrlSnter-

uiigen und Auslegungsbehelfe dienen, sind sie fOr die OffentHcheo

Corporationen und die einzelnen Staatsaiig*?hörigen die werthvolle

Bürgschaft, dass ihnen vorkoinnieiiden Falles der gleiche Schutz ihrer

gesetzlichen Rechte wiedergewährt, und die gleiche Abwehr einer In-

anspruchnahme mit gesetzlich etwa nicht begründeten Leistungen in

ebenso wirksamer Weise zu Theil werde.« Was hier von den prin-

cipiellen Erkenntnissen des Verwaltongsgerichtsboles im Allgemeinen

bemerkt Ist, gilt auch von dessen Entseheidungon , welche Aber be-

strittene Rechtsansprüche und Verbindlichkeiten hinsichtlich der re-

ligiösen Kindererziehang bisher getroffen wurden. Die officielle

Sammlung enthfllt nur principiell wichtige Entscheidungen und bildet

1) Amtobtett dei k. StaatraiialiteriaiBi 4m LuMm. 1880, 8. 104.

8) Mux MtUler, Das bayeriseke Geteti Ober dm Vtnraltai««gfrkbti-

hof fon 8. Aegwt 1878» Minehw 1801, Venrart 8. III.

Arahlv lllr KInlimirtebL LXSI. 24
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somit ein Prindpienbneh, dessen BeelitsgrandsKtie in allen gleieli-

gelagerten Enielinngastreitigkeiten znr Anwendnng gelangen. Eine

snverlässige erOtfentliehang der prineipiellen BntscheidQngea

in Sachen der religiösen Kindererziehung erscheint um so noth-

wendiger, da die diesbezügliche bayerische Gesetzgebung iiacli der

Bemerkung eines der bedeutendsten Staatsrechtslehrer der Gegenwart

eine wahre Fundgrube von Streitfragen enthält : ein ürtheil, welches

wir hinsichtlich der redactionellen Mängel des III. Capitels im ersten

Abschnitte der IL Verfassangebeilage als ?ollkommen richtig aner-

kennen.

Hinsichtlich dieser Sireitfragen bat der Verwaltungsgerichtsbof

nach eingehender Erforschung des ans der Zeit der Verfaasnngsge-

setzgebnng berrflhrenden Aktenmateriales, sowie anf Grund selbst-

ständiger Qesetsesauffassang grösstentheils neue, von der alten Praxis

der Jahre 1818—1878 abweichende Resultate gewonnen, welche swar

nicht durchweg unanfeohtbar .erscheinen, aber als letztlnstansielle

Entscheidungen eines obersten Gerichtshofes inappellabel sind and in

den Verhältnissen des praktischen Lebens ausschliesslich zur Richt-

schnur dienen.

Neben den prineipiellen Entscheidungen, welche gewissermassen

als authentische Interpretation bisher zweifelhafter Fragen gelten

können wird von dem Verwaltungsgerichtsbofe al^ährlich eine

Reihe minder wichtiger Entscheidungen getroffen, in welchen die

bi.sher iestgestellten Kechtsgrundsätze lediglich zu wiederholter An-
wendung gelangen. Solche Streitigkeiten werden Yon den Parteien

auf Grund des ihnen gesetzlich zustehenden Rechtes hftufig an die

letzte Instanz gebracht; entweder, weil die Yersebiedenen, an der re-

ligi(toen Erziehung betbeiligten Personen sich über den Religionsstand

eines Kindes nicht g&tlich einigen kennen, und deswegen trotz der

Aussichtslosigkeit eines Yerwaltungsrechtsstrettes Antrag auf gericht-

liche Austragung der Streitfrage stelleu, oder auch, weil die Ver-

hältnisse in einzelnen Fällen sehr verwirrt und verwickelt sind und

1) Die EntieheidaiigeB des TerwaltongigerichiahofM — die Pleoeieiit-

chciduigin eiiigwehloiMD — sind MllMtvsntiiidlieh ktine uthflntiMhcn Ge>
setseunterprctatioiien im eigentiichai Sinne des Wortat, denn solche können

nor anf dem Wege der Verfassangsgesetzgobang erlassen werden ; sie bilden

auch keine für die Ziikniift bindende Präjudicion , wie die Pleoarbeachlusse de»

obersten Latidg'?richtes — Königl. Bayer. Gesetzblatt 1837, S. 107 — sondern

können nur durch das ihnen innewohnende autoritative Gewicht (ieltiing in der

Praxis erlangen. Vergl. die Commentare zu dem Gesetze vom 8. August 1878

Aber Brtiehtnng einet VerwaltangsgeriehtehofM Ton Gustav Kahr. Nördliugen

1877, S. 244 and Wilhelm Knie, Srinngen 1887, 8.m
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(leshalb über den Confessionsstand etc. eines Kindes wirklich be-

gründete Zweifel entstehen können. In solchen Fällen erscheint eine

gerichtliche Entscheidaog der strittigeu Frage schon aus Qewiasens-

rücksichten geboten.

Wenn die letztgenannteD Entscheidangen auch keine principielle

Bedeutung beanspruchen und nach den rotn ktaigl. Ministerium des

Innern gegebenen DirectiTen in der officiellen Sammlung keine Auf-

nahme finden, so bilden dieselben dennoch lehrreiche Beispiele Aber

die Art und Weise der Oesetzesanwendnng auf die Terschiedenartig

gestalteten Brziehungsverhftltnisse des praktischen Lebens. Auch

diese Streitsaclien werden dnrch die öffentlich-mündliche Verhand-

lung 1} und durch die öffentliche VerkOndung der gefassten Be-

schlüsse •) der Oeffentlichkeit zngänglich, so dass nicht blos die am
Verwaltungsrechtsstreite Betheiligten, sondern alle, welche sich hie-

für irgendwie interessiren, von dem Thatbestande und Ausgange des

Streites Kenntniss erhalten ^).

Bei aufmerksamer Beobachtung der Bechtsprechnag des Ver-

waltnngsgerichtshofes in diesen Streitfilllen zeigt sich eine vollständig

gleichmftssige Handhabung der Qesetie und eine gleiehfi^rmige Er-

ledigung der Streitigkeiten, so dass die ttbliehe Binleitungsformel der

Entscheidungen »Nach constanter Rechtsprechung des Verwaltungs-

gerichtshofest als vollberechtigt anerkannt werden muss. Durch die

Pestsetzung bestimmter Entscheid uugsaormen ist den redactionellen

Mängeln der §§. 12—23 der II. Verfassungsbeilage bis zu einem

gewisseu Grade abgeholfen , durch die gleichmässige Anwendung

dieser Entscheidungsnormen in den einzelnen Streitfällen ist ein

wohlgeordnetes, ?ertranenswflrdiges Verfahren geschaffen^): ange-

1) Art. 33, 34, 35 des Geaeties vom 8. Augost 1878, »die Errichtung eine«

VerwaltungBgerichtshofes betr.«

2) Art. 36.

3) Uud werden in einzelnen Joarnalen s. 6. in der Augsbarger Abend-

idtiing and der M&neh«iiflr teiehtMeitoog ete. im sofcrlteigir Weil» ftr*

affentUeht Daielbit ifaid aaeh die thatiiehlieben Angaben naehatahender

Fille tn linden nnd kSontn fai den Beriehten übar dl« YerhaDdlnngen and Bnt-

•ehaldangsTerkftndigaogwi wdtora Dttaili über die «inielneii Stnitlille aaeh-

gesehen werden.

4) Yergl. dagegen z. ß. hiniiehtlich des K&nigreicbes Prenssen: J. A.

Grüchota Beiträge zur Erläatemnp des deutschen Rechtes 1891 ,
B. 35a,

S. 377 sq.; Historisch-politische Blätter für das katholische Deutschland, B. 112,

S. 739; Linzer theologische Quartalschrift, 1892 , 8. 39: Bertram über die re-

ligiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen im Hannover'schen und ins-

besondere Dr. Carl Schmidt, Die Confession der Kinder nach den Landrecbten

im dentMhen Reiche, Freibarg 1890. Der füB C. Sdnaidt gegebenen Kritik dar

24*
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sichte dieses, weun auch nicht alMte beilriedigeiideii, aber nameiiilich

Im Hioblicke aaf die diesbeiflgliche Gesetegebong und Gesetnsaii-

Wendung anderer Länder ertrftglichen Zaetandes müssen wir dem
mehrfach aufgetauchten Vorschlage, eine gesetzliche Neuregelung

der Vorschriften über religiöse Kindererziehung auf dem Wege der

Keichsgesetzgebung vorzunehmen, unsere Zustimmung so lange ver-

sagen, bis ein wesentliche Verbesserungen eutbaltender Vorschlag aa

die Oelfentlichkeit getreten ist^).

Nach diesen einleitenden Bemerkungen sollen die Entscheidungen

des Verwaltungsgerichtshofes ans dem Jahre 1893 unter Hervor-

hebung und Commentirong der wichtigeren Momente, welche ein

allgemeines Interesse beanspruchen, in thnnlichster Kfirae inr Dar-

stellung gelangen.

Entscheidung vom 1, Märg 1893.

Das Mädchen Maria Clara Kaup aus Tuchel in Westprenssen,

Zögling des Beichswaisenhauses in Schwabach, stemmt ans einer

confessionell gemischten Bhe: der katholische Vater ist längst nach

Amerika ausgewandert, die protestentische Mutter bereite Terstorben.

Das katholische Pfarramt Schwabaeh verlangte katholische Erziehung

des Mädchens, da dasselbe seiner Zeit katholisch getauft worden war.

Dieser Antrag des katholischen Pfarramtes wurde im Einklänge mit

bayerischen Geaetzgebang und Kechtsprochung , welcher Schmidt übrigens den

Vorzag Tor der des preossischen Kainmergerichtet gibt ^ 8. 844, Anm. 8 —

,

kilui. ieh niöfat suttmmen.

1) Mit diMcr Bemerkung eoll der bajeriteliflii Qeeettgebuig kern be>

sonderet Leb geipeiidtt, oder 4eren Reformbedftrftigkeit in Abrede gestellt werden.

Allein die bis]i crimen Gesetzesvorschläge bringen keine wesentliche Verbessenmg,

fioudern wHrden bei ihrer Anwendung im bisherigen Geltungsbereiche des bayer.

liechts grosse Verwirrungen schaffen, was wir bei anderer Geleg;enheit näher be-

gründen werden. An dieser Stelle sei auf folgende Literatur verwiesen : Ii. Drache,

Die religiöse Erziehung der Kinder nach dem Entwürfe des bürgerlichen Gesetz-

bacbea für das deutsche Reich und Abanderaogsvorscbläge, Halle 1889. Diese

AbinderangsTonehllge bekimpfk L. v, HammeniHm in den Stimmen ue
Heiie Leeeh 1890, Bd. 39, 8. 158. — Carl SohnUdt, Die Oenfenion der

Khider ete. 8. 808, 48S. 487. 491, 488, 518, 519 nnd im Archiv ftr knlholiidieo

Kirchenrecht, 1891, S. 471; 1892. S. 197. Hiemit erklärt sich z. B. einver-

standen Archiv für kath. Kirchenrecht, 1891, S. 167 sq.; die Passauer TheoL
Monatsschrift 189o, S. 3i>l, :^02. Gegen Schmidt wenden sich: K. Sehling, Die

religiöse Erziehunj? dt r Kindor u. a. w., Erlangen und Leipzig 1H91
; Sthling

im Archiv für ölYiMitliches ICeclit, 1892, S. 155, Sehlinff in der Zeitschrift für

Kirchenrecht von Friedberg und Webling 1893, S. 223, ferner A. Sckeuerl in der

ZeilNhrlft Ar Kiiefaenreeht fen FMedbevg nnd Behling 1891—1892, S. 6 sq.

ud die en diesen Ortsn engegebenen Antoren etc.
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den bereits früher in solchen Fragen festgestellten Rechtsgrundsätzen

in beiden verwaltungsrechtlichen Instanzen abgewiesen, da mangels

eines na( Invoisbaren rechtsgiltigen Vertrages über die Confession

dieses Mädchens, tör die Erziehangsreligion desselben die protestan-

tische Confession der Matter massgebend ist Bezüglich der Anwend-

barkeit der Beetimmiiog«ii der IL ferfuningsbeüage kam der näm-

liche QmndeatE, wie in der Sache, die religi(toe Brsiehung des Knaben

Lndwig Kallies betreffend, snr Anwendung. Be heust hier: »Die

ZosUndigkeit der bayerischen Behörden snr Bntscheidnng eines Strsit-

blles nach Axt 8, Ziff. 4 des Geseties Tom 8. Angnst 1878 Uber

die Errichtang eines Verwaltangsgerichtshofes erstreckt sich auch auf

Kinder, welche dem bayerischen Staatsverbande nicht angehören,

vorausgesetzt, dass dieselben sich in Bayern nicht lediglich vorüber-

gehend aufhalten. In einem derartigen Falle habeu die in Bayern

geltenden Gesetze zur Anwendung zu kommen i).c

Bezüglich des Empfanges der Taufe wurde bereits in zahl-

reichen Bniehongsstreitigkeiten und insbesondere anch in dem Plenar-

erkenntniss vom 23. October 1889') der Grnndsats ausgesprochen,

dass die nach dem Ritas einer bestimmten Kirche gespendete Taofe

nach der eonstanten Reehtsprechnng des Verwaltnngsgeriehtshcfes

kdnen die Religion des Kindes bis sam Bintritt in das Unter-

scheidangsalter endgiltig bestimmenden Einflnss zn äussern vermag.

Dieser Omndsatz bleibt auch dann massgebend, wenn die eniehungs-

berechtigten Personen ein rite getauftes Kind vor erfolgter Com-

munion oder Confirraation der christlichen Kirche entfremden und

der israelitischen Religion oder der sogenannten freien religiösen

Gemeinde zufuhren wollen *).

1) BntMhfldaiigm dfii V.-G.-H. K 12, S. 449; ferner B.5, 8. 179; U. 9.

& 19; B. 11, 8. 488.

S) BntMheidiingen des Y.^O.-H. B. 11, 8. 86.

3) ArchiT für Uth. Kirchenrecht, B. 70 105.

4) Da nach dem Plenarerkenntoiss Toni 23. October 1889 auch iiiDcrhalb

der freireligiösen Gemeinde eine «relig^iöse Erziehongc möjjlich sein soll, Grund-

rerschiedcn hievon ist die einschlägige prcussische Ministcrial-Verorduang über

den Religionsunterricht der Kinder von Dissidenten. Hier haben der Cultus-

nnd Justiziainister dahin entschieden, »daes der Vater eines schulpflichtigen

Kindes, selbst dann, wenn er für seine Person einer staatlich anerkannten Be-

ligionsgefellsehaft nicht augehört, gleiehwohl rerpfliehtet ist, das Kfaid an dem
BeUgionsunterrichte in der dieniUehen Yolkssebnle thoilnehmen m lassen, so-

fen er nicht den Nachweis erbringt, dass Ar den religiösen Unterrieht des

Kindes anderweit nach behördlichem Ermessen in ansreicbender Weise gesorgt

ist ... . Dieser Ersatz-Religionsunterricht soll , wie jeder andere Privatunter-

richt Ton der Anüsichtabehörde beaufsichtigt werden. Dieser Ansicht stehen die
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Entscheidung vom 12. April 1893.

In gleicher Weise wurde unter Anwendung des §. 14 der

II. Verfassungsbeilage die Sache »die religiöse Erziehung der Kinder

Georg und Simon des verstorbenen Schäfers Wolfgaug Seubert von

Linden betr.c entschieden Der protestantische Schäfer Wolfgaug

Seabert hatte mit einer Katholikin Yor dem protestantischen Pfarr-

amte die Ehe abgeschlossen, dagegen seinen ältesten Sohn Georg

katholisch, einen sweiten Namens Simon protestantisch und swei

weitere, nnterdessen Torstorbene Kinder abermals katholisch taufen

lassen. Da Seubert keinen ständigen Aufenthaltsort hatte, liess er,

je nachdem eine katholische oder protestantische Kirche in der Nfthe

war, seinen Kindern die Taufe nach katboHschem oder protestanti-

schem Kitus spenden. Nach dem Tode der 8eubert*schen Eheleute

wurden die hinterlassenen Kinder Georg und Simon bei ihrem Oheim

und Vormunde Michael Host, welcher der protestantischen Confession

angehört, untergebracht. Als der katholisch getaufte Sohn Georg

den Confirmationsunterricht besuchen sollte, wurde dagegen von der

katholischen Pfarrcuratie Neustadt a. A. bei der zuständigen Behörde

Einspruch erhoben. Dieser Einspruch, sowie die spätere an den Ver-

waltuogsgerichtshof eingelegte Beschwerde wurden kostenflUlig ab-

gewiesen, da mangels einer bestimmt nachweisbaren bindenden Wtl-

lenseinigung*) der Tcrstorbenen Bheleute Wolfgang und Anna Maria

BMtimmiingen des Art. 12 der preassischen Verfasaungtarkande vom 31. Januar

18S0 am lo weniger entgegen, aU dieser Artikel nach einem Schlawiatie die

IMa Religiona&bung nu iasomft soliist, ab dadardi der RrflUlang der bOrger-

lichen and itMAsbUiferlkheii Pfliehten kein Abbmeh geeebiaht. Zn aolcheo

Pfliebten aber geh&rt, soweit die Eraiehang sehnlpfliohtiger Kinder in Frage

kommt, oaeb Art. 21, Abs. 2 in Veibindang mit Art 24, Abs. 1 and 2 der

Verfasiangtarkande, desgleichen nach den in den einzelnen Landestheilen gel-

tenden Vorschriften des Familienrechtes aach die Sorge dafür, dass das Kind

während des religfionsanmtlndigen Alters nicht ohne Unterricht in der Religion

gelassen werde.« Diese Ministerialverordnung warde Ton Caltusminister Bosse

gegenüber Angriffen ron deatschfreisinniger Seite aufrechterhalten. Die Frage

aber Zolinigfcett oder üoseliesigkeit «iMe IMieligiSien ReligionsiinterriehtaB

banhiftigte in letiterar Zeit dae pramisehe Abgeordselenhaaa, die kgL Locel-

idnkoiMBiiden der Stidt XQoehen mid der Gongran der deatidien FieideDker

in Nftmberg 1893. Nach bayerischem Laadrechte ist ein freireligiöser Ke-

ligionsunterricht als nnznlSssig zu bezeichnen; denn »die Eltern sollen ihre

Kinder christlich und ehrlich zaro Dienste Gottes nnd des gemeinen Wesens

erziehen.« Theil I, Cap. 4, §. 3, Nr. 1. — Obige Ministerialverordnung findet

sich in der Zeitschrift für Kirchenrecht von Friedberg und Sehlin? 180t*, B. 24.

S. 158, 159. Ein hieven abweichendes Urtheil des Landgerichtcü Ilullo im Au-

Migar Ar dia halhidiiaha GairtUehkaH DaatsehUnds, 1894, 8. 21.

1) TaigL BBtMhflidmigaB daa V.-0.-H. B. 14, 8. 810.

9 I)iaGlltiffkdtdaBVartn«aa«b€rialigi«aaKisdaianiabiiiigifthidiaaM
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Seubert über die confessionelle Erziehung ihrer Kinder die Knab«D

der protestantischeo Oonfessioa ihres Vaters zu folgen babea.

EfUseheidung vom 26, Aprü 1893.

Der Schneider Josepli Stier von Perlach bei München war der

illegitinne Sohn einer katholischen Mutter, welche im Gebärhanse zu

München niederkam und dort ihr Kind nach römisch-katholischem

Ritus taufen Hess. Dagegen wnrde der genanote J. Stier ungefähr

on seinem 4. Lebensjahre an protestantisch enogen, besuchte die

protestantische Schule, wurde eonfirmirt, verehelichte sich vor dem
protestantischen Pfarramte mit einer Katholikin und gehörte unbe-

Strittenermassen dem protestantischen Glaubensbekenntnisse bis zu

seinem Lebensende an. Der aus dieser Mischehe stammende Sohn

Joseph wurde ebenfalls nach protestantischem Ritus getauft. Nach

dem Ableben des Joseph Stier senior verehelichte sich dessen über-

lebende Ehefrau Walburga zum zweiten Male und zwar mit einem

Katholiken; in Folge dessen wünschte sie auch die katholische Er-

siebung ihres erstehelichen Kindes Joseph. In dem in Folge Wider-

spruches des protestantischen Vicariates entstandenen Erziehungs-

streite oonstatirte das katholische Pforramt Perlach in sdner Be-

schwerdeausf&hmng unter anderem auch die Thatsache, dass der

verstorbene Joseph Stier senior seinerzeit katholisch getauft worden

sei und bemerkte im Anschlüsse hieran, dass derselbe von Rechts-

wegen hätte katholisch erzogen werden sollen. Diese Bemerkung ver-

anlasste den Verwaltungsgerichtshof zu einer eingehenden und in-

teressanten Darlegung der Grundsätze des bayerischen Staatsrechtes

über die Confessiousangehörigkeit minderjähriger Personen^); das

Mle nach den Formalititen n btnrthclleii, welohe lor 1. Jmii 1890 nangebrad

wtren. D«no der Thatbwtuid filll Yor Brian d« Geaetiet »die Pormea einiger

Beehtageseb&fte betr.c

1) Entscheidnngeii dea V.-G.-H. B. 14, S. 219 sq. — Aas der Literatur,

welche der Reeht'?an'»rhaTmng des Verwaltungsgericlitshofos theils vorarbeitend,

theils vervollHtändigeiid zur Seite steht, sind folgende Abhandlongen, bezw. Be-

nierknngen, hervorzuheben. Vor allem Max Sfydtt, Bayerisches Kirchenstaats-

recht, Freibarg 1892, S. 128 sq.; Karl Stauder, Die religiöse Erziehung

der Kinder etc., Nürnberg 1892, S. 15 sq.; Emst Maytr, Die Kirchenhoheito-

iwhte des Kanigi tob Bayern, NUnehen 1884, 8. 141 sq., 8. 814 sq.; Augtut

Reinhardt Die Kirehenhohtitaraehte dea Königs Ton Bi^an, MSodieB 1884,

8. 184 aq.; Jouph PM, Bajeriaehea YarCManiigareebt 1. Auflage» Manehea 1851,

& 981, und 5. Aoflage, Manehea 1877, 8. 848; W, Vogel, Staatareeht daa KBaig-

reiches Bayern, Freibarg 1884, S. 164 Anmerkung , 165 sq.; Karl Schmidt,

CoDfeuion der Kinder, Freiburg 1890, S. 81, 250, 258, 265 ; Karl Sartoriui,

Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen nach bayerischem

Beehta, Nördlingaa 1887, 8. 84, 57, 75 eto.; Max 6eydel, Staataraeht daa
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Schlussergebniss dieser Darlegung lautet dahin, dass die Confessions-

angehörigkeit minderjähriger Personen niemals unmittelbar durch

Abstammung oder Geburt, soudern, soweit nicht etwa das kirch-

liche Recht entgegensteht, durch die aofldr&ckliche , oder doch za

präsnmirende VerfQgong der Erziehnngsgewalt bestimmt werde!

Wenn nmi die Bniehnngsberechtigten die im bayerischen Staats-

rechte festgesetzten formellen and materiellen Beschrftnkangen der Er-

ziehnngsgewalt nicht beachten, sondern ihre Kinder gegen die bestehen-

den Gesetze einer gesetzlich nicht znstftndigen Confession Aberweisen,

80 kAnnen die gesetzlich berechtigten Organe hiegegen Einsprach er-

heben, welcher sodann von den zur Entscheidung religiöser Br-

ziehungsstreitigkeiten berufenen Behörden zu würdigen ist. Wird

ein solcher Einspruch seitens dieser Behörden als formell zulässig

und als materiell begründet anerkannt, so rauss die gesetzwidrig be-

gonnene religiöse Erziehung, selbst wenn diese Erziehung Jahre hin-

durch fortgesetzt and ein Widerspruch dagegen nicht erhoben wor-

den wäre 1), wiedemm rückgängig gemacht and die den gesetzlichen

Normen entsprechende Religionserziehung in ihrem gesammten Um*
fange*) — erforderlichen Falles auf dem Wege der Zwangsfoll-

streckung dnreh Verhingnng Ton Qeld- oder Haftstrafen Aber die

Oewalthaber Ton Kinder*) — dnrobgefAhrt werden. Wenn aber die

gesetzlich berechtigten Organe von ihrem Einspruchsrechte nicht

rechtzeitig — d. h. während der Minderjährigkeit (während der Er-

ziehungsperiode) der ihnen untergebenen Personen — Gebrauch

machen, so ist durch die, wenn auch gesetzwidrig vollendete religiöse

Erziehung, eine feste Rechtsgrundlage für den zukünitigen Religions-

Königreiches Bajem bei H, Marquardtent Handbach des öfTentlichen Rechtet,

Pnibarg 1884, R III, 1, 1, 8. 812; Adam NüuUin, Die oonreMionelle Kinder»

eniehang naeh bajeriMbem Recht, Bamberg 1890, 8. 12 nad 16; Friedrich

Kunttmannt Gmadiflg« des Tergleiehenden Kueheniechte, mncto 1807, 8.96;

Spies, Belenchtnng der VerfasraagrarkoBde, Erlangen 1842, S. 176, 181 ; Emst
Mny, Bayerisches Staatsrecht, Regensburg 1841, B. II, S. 20, 23. Uiemit igt

in den Handbüchern des Privatrechts das Capitel über das elterliche Krziebangs-

recht ta Tergleichen. — Die Eltern haben das Recht der Confrssitmuhc^tim-

mung: die Confessionsanyehörigkeit im eigentlichen Sinne dos Wortes kann

nur darch ErfOllang derjenigen Voraussetzungen begründet werden, welche nach

den efaMchlägigen liieiieiiiMhta rar Erlangung der KlnkMiaigebOrigkeit w
fnderUeh lämL Die naeh den geeetiliehen Nonnen cialtgeAuideBe elteiliche

Veiflgong bildei nnr die reehfliehe Unterlage flki die atMtliehe Anerkennnng

der ConfcMionaangehörigkeit.

1) Entscheidungen des V.-G.-H. B. 4, 8. 468.

2) Das. B. 1, S. 109; B. 5, S. 107.

8) Dm. B. 1, 8. 109; a 5, 8. 167; B. 9» 8. 464; B. ti. 291.
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stand der betreffenden Personen und deren Nachkommen geschaffen.

Es gilt in diesen Fällen nachlolgender Rechtsgrundsatz: »Die Con-

fetsion, in welcher eine P^son wahrend ihrer Minderjährigkeit von

den ErMiehmgsherechügten unbeanstandet erzogen wurde, in welcher

wie daher beim EmMU mdas VoUßhrigkeiie'ÄUer ^uMehlich sieh

befunden hai und noMer kraft ikree SeOMeeiimmungerechiee ver^

hUdfen iM, nmes ameh retMieh ob ihre Omfesmn angesi^ wer-

den, ohne dose naehMigtiek die vdOendeie rdigiöee BrMnmg anf

Are QeeeUmiäeeigkeU geprüft mt werden branehL*

Da nun Joseph Stier senior seitens der Eniehungsbereehtigten

unbeanstandet in der protestantischen Uonfession erzogen wurde und

nach dem Eintritte in das Volljährigkeits-Alter kraft seines religiösen

Selbstbestimmungsrechtes in dieser Confession bis zu seinem Ableben

thatsächlich verblieben ist, so muss derselbe auch rechtlich als An-

gehöriger der protestantischen Kirche angesehen werden. In Folge

dessen war seine Ehe mit einer Katholikiu eine confessionell ge-

muchie and hat mangels eines rechtsgiltigen ErziehungsVertrages der

WOB dieser Ehe hervorgegangene Sohn Joseph Stier junior gemta

{§. 14 and 16 der II. VerfluBangsbenage dem protestantischen Glan-

bensbekenntnisse seines verlebten protestantischen Vaters sa folgen.

Unentschieden blieben hier die Fragen,

1) ob gemäss §. 21 der II. Verltoungsbeilage im Zasammea-

halte mit dem bayer. Landreehte eine Matter beftigt sei, ihr aneheliches

Kind in einer anderen, als in ihrer eigenen Confession zu erziehen;

2) ob einer judicatwidrig durchgeführten confessionellen Er-

ziehung jegliche Bedeutung für die rechtliche Beurtbeilung der Con-

fessionsangehörigkeit abzusprechen sei.

Zu Nummer 1 ist zu bemerken, dass nnseres Erachteus die

Schlussbestinmiung des §. 21. einer Mutter hinsichtlich der Con-

fessioo ihres anehelichen Kindes keinen Zwang aoflegen, sondern der-

selben ein freies eonfessionelles Bestimmangsrecht gewähren will,

was aas der allgemein gebaltenen Fassang der einschlägigen Qeseties-

stelle hervorgeht.

Im letzterea Fälle handelt es sich dämm, ob die verfassungs-

mässigen Bestimmungen Uber den Confessionswechsel ((§•
6 'sq. der

II. Verfassangsheilage: Abmeldang beim geistlichen Yorslande der

verlassenen und Anmeldung bei dem Vorstände der neugewählten

Ölaubensgesellschaft) nach erreichter Volljährigkeit erfüllt wurden,

oder nicht. Wenn die verfassungsmässigen Voraussetzungen für einen

rechtswirksamen Confessionswechsel erfüllt wurden, so ist die frühere

UesetzesäbertretuQg hiedurch /.weitellos aachträglicb — gewisser-

Digitized by Google



378 Oeigcr, Bayer, Verw.-G.'H. über relig. Kinderermiehung,

massen in radice — sanirt worden, und kann daher später von einer

Beanstandung der Kirchenangehörigkeit keine Rede sein. Ist aber

nach einer judicatwidrig durchgeführten confessionellen Erziehung die

oachträgUcbe formelle HersteUaog eines verfaaeangsm&esigen Re-

ligionsstandes verabsäumt worden, so »Hesse es sich vidleicht recht-

fertigen, dass die Staatsgewalt einer judicatwidrig durchgeführten

oonfeMionellen Bniebang jegliche Bedeniong für die rechttielie Be-

nrtheilaDg der GonfessioneangehArigkeit abspricht, und wenigeleiii

insoweit an ihrem firüheren rechtshrftftigen Aussprach, dass ein Kind

als Angehöriger einer gewissen KirchengeseUschaft m behandeln sei,

auch bei einer späteren die Tolljäbrige Person betreffenden InddenU

entscheidung 1) festbält.c Uebrigens wurde unseres Brachtens auch

in diesem Falle ein Zurückgreifen auf den judicatmässig festgesetzten

Religionsstand schweren Bedenken unterliegen und zu tiefgehenden

Verletzungen der vorfassiingsmässig gewälirieiäteten Glaubens- und

Qewiseensfreibeit iabren.

Eniseheidimff vom 31. Mai 1893^,

Der Schneidermeister Lorenz Rost, katholischer Confession, schloss

am 9. Mai 1876 mit Anna Katharina Difloß, protestantischer Con-

fession, vor dem protestantischen Pfarramte Schweinfurt die Ehe ab

und traf hiebei mit seiner Ehefrau die Vereinbarung, dass die aus der

Ehe stammenden Kinder in der protestantischen CJonfession erzogen

werden sollten. Demgemäss wurden auch die Kinder protestantisch

getauft und besuchten die protestantische Schule. Nach dem Tode

seiner ersten Ehefrau verebelicbte sich Rost mit einer Katholikin.

Bei dieser Gelegenheit verlangte das katholische Pfarramt Schwein*

1) Die Confessionsangebörigkeit einer yolljährigen Person kann au und

für sich nicht Qegeastand einer erwaltungarechtlicheii Entscheidang sein« da

die Streitigketten aber GUtigkeit der Glanbentwabl dem Venvaltungsgeiiebti-

hefe nicht lor PrSftmg und letettnetinsielleii Entichddang fiberwieeen lind.

Wohl aber kann die Beehtmiaeigkeit der CoDfeerioiMaiigehSrigkeit mid d«
Glanbenswabl einer Tol^fthrigen Person ale Zwiechenpunkt in einem Rechti-

streite über religiöse Kindererziehung von den Verwaltungsgerichten ge»

prüft werden, was auch bereits wiederholt geschehen ist. Entscheidangen de«

V.-G.-H. H. 7, .s". HSl; B. 8, S. 193; B. 9, S. 19; insbesondere B. 11, S. 17 sq.:

»Die Entscheidang darüber, ob A. B, in der protestantischen Religion zu er-

ziehen ist oder in den Lehren der freireligiösen Gemeinde Nürnberg erzogen

werden darf; iit ron der Würdigung und Bntecheidung der Vorfrage abhängig,

ob der GtenbeoBweebeel der B. B. in reehtswirkeaiBer Weise erfolgte oder nicht

Da dieses einen Incidentpnnkt der Hauptfrage bildet, so ist der k. Verwaltongs-

gerichtshof ancb sar Eutscheidnng dieser Zwiscfaenfrage Uber die RechtsgUtig-

keit der stattgehabten Glaubens wähl zuständig. « VergL ancb B. 4, S. 550.

2) Entscheidungen des V.>G.-H. B. 14, 8. 805 sq.
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fürt, dass der aus der ersten Ehe des L. Rost stammende Knabe

Hehurieh Benedict Rost in der katholischen Confession erzogen

werde; und begründete dieses Verlangen damit, dass die mündliche

Vereinbaning der Boei'eehen Ebelente nach den Yonchriften des

SebwemfiiTier Stotntarrechtee nicht genftge, weehalb mangels eines

rechtsgiltigen Vertrages §. 14 der IL Verfiusnngsbeilage Anwendnng

Hl finden habe.

Dagegen wies der Verwaltnngsgerichtshot in eingehender Be-

weisführung nach, dass nach den Vorschriften aller in Betracht

kommenden Schweinfurter Particulargesetze Eheverträge im Sinne der

§§.12 sq. der II. Verfassungsbeilage zu ihrer Hechtsgiltigkeit einer

besonderen Form nicht bedürfen und tormulirte den Rechtsgrundaats:

»Verträge über religiöse Kinderergiehung waren im Gellung»-

bereieke^) sowohl des fröMBckm, wie in jenem des Sdiwernfwier'

Siadireehles vor dem InMeiUreten des Qesdees vom 5. Mai 1890

•die Fbmun eimger SeekisgesMtfie Mr.c an eine besondere Fbrm
niM gelnmden,€

Im Znsammenhalte mit den übrigen Entscheidungen des Ver-

waltuogsgerichtshotes enthalten ausserdem keine besondern Vor-

schriften in Bezug auf Form und Zeit der Errichtung Ton Kinder-

erziehungsverträgen :

1) Das gemeine Hecht').

2) Die Nürnberger Reformation»).

3) Das Mainser Landrecht ^).

4) Das prenssisehe Landrecht*).

h) Die Bayrenther Landesconstitntion vom Jahre 1722*).

6) Das Ansbaeher ProTinxiakecht^.

7) Das Augsburger Statntarreeht*).

Auch in diesen Rechtsgebieten konnten bis zum 31. Mai 1890

Kindererziehungäverträge in formloser Weise, durch wechselseitigen

1) üeber das Geltungsbereich dea tränkischen and Schweinfurter Rechtes.

Vergl. die detaillirten Angaben bei Otto Freiherr v. Völdemdorff, CiTÜge-

•eintatistik des Königreichs Bayern. 2. Aufl., Nördüngen 1880, S. 165 sq.. S. 169.

Entsebeidimgen dm y.*G.«H. E 11, 8. 141. — 8) Das. 8. 4S9. —
4) Du. & 141. - 6) Dm. B. e, & 178; a 11, 8. 489$ B. 18» 8. 596. TergL

digtffB Butter Ar «daibiitimtiTa Fkaiit, a 86, 8. 800.

8) EntMheidiiiigen des V.-Q.-H. a 9, & 850; YargL a 8, a 150.

7) Das. B. 6, 8. 17^

8) Entscheidungen rom 13. März 1885, t. 23. Juli 1886, t. 13. Februar

1889 und vom 30. Juli 1893. Vergl. hiezu die Passauer Theologische Monats*

Schrift, B. 3, S. 775 sq., woaelbtt die abrigon VertragiformaUtftten möge*

geben sind.
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Consens der Cootrahenten abgeschlossen werden. Seit 1. Juni 1890

ist in Folge des Inkrafttretens des Gesetzes »die Formen einiger

Rechtsgeschäfte betr.,« dessen Bestimmungen nach einer Entscheidung

des Verwaltungsgerichtshofes vom 15. Joni 1891 *) auch auf Kinder-

eniebangSTerträge Anwendung zu finden haben, unter Aufhebang

aller particulargesetiliehen Voracbriften für das Königreich Bayern

eine einheitliche Vertragsform Torgesehrieben, nftmlich die Form der

notariellen Benrknndnng. Dasn treten noch in einielnen hayoriechen

ReebtsgeUeten beschränkende Zeitbestimmnngen , wonach Rbeier-

träge, mittelbar daher auch Kindereniehnngsvertrftge, nar Tor Ein-

gehung der Ehe — so nach Kemptner, Scbwarzenberger nnd franzOsl-

scbem Recht — oder sp&testens innerhalb drei Monaten nach Ein-

gehung der Ehe — so nach Hobenlobe'scUem Landrecbt — abge-

scbiossea werden können.

Die Kriterien formloser Verträge,

Gegendber dem Einwände des kath. Pfarramtes, dass zwischen den

Bo6t*8chen Eheleuten nur rechtlich irrelevante »gelegentliche Aeusser-

nngen« über die religiöse Erziehung ihrer Kinder gefallen seien, aber

keine bewnsste» gegenseitig bindende Wiilenseinignng bierfiber atattge-

fanden habe, bemerkte der Verwaltangsgericbtshof ; »Schon die That-

sache, dass die Bost'scben Eheleute protestantisch getränt müden,

dann der Vermerk im Trannngsregister des Protestant PAurramtcs

Schweinflirt Aber die protestantische Kindereniehnng deuten darauf

hin, dass die genannten Eheleute bereits damals ihren Willen, die

aus der Ehe hervorgehenden Kinder in der protestantischen Religion

zu erziehen vor dem protestantischen Pfarrarate erklärt haben müssen.

Aus dem einschlägigen Eintrage in der Taufmatrikel des katholi-

schen Pfarramtes lässt sich ein gegentheiliger Schluss nicht ziehen.

Denn es ist recht wohl möglich, dass dieser Eintrag ohne Wissen

nnd Willen der Bost'scben Eheleute, etwa auf eigenmächtige An-

leige der Hebamme bin u. dgl. vollzogen worden ist. Wenn aber

auch der Vater Lorenz Rost damals wirklich die Absicht gehabt

haben sollte, sein am 7. NoTomber 1876 geborenes Kind katholisch

taufen an lassen, so wäre dies ohne Belang, weil gerade bei Jener

Gelegenheit die Bost'scben Eheleute neuerdings und awar diesesmal

jedenfiills in bindender Weise ftber protestantische Kindereniehnng

1) Entscheidnngeii dei V.-G.-H. B. 13 . S. 195. Zur VorgMchiehte and

Kritik dieser Entscheidang vergl. meine Abhaodiang in der Passaaer Theolog.

Monatsschrift, B. 3, S. 704 aq. und Carl Üchmidt im Arohir Ar katb. Jüithea*

recht, B. 70, S. 94 sq.
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sieh fereiiilMrten. Bi wird dies tob Lorens Bost, wenn gleich dieser

ein Interesse daran hatte, vor dem katholischen Pfarramte eine ander-

weitige Aussage zu raacben, bei seinen vor der zuständigen Behörde

gepflogenen Vernehmungen selbst ausdrucklich zugestanden und es

wird dies bestätigt durch die Schwiegermutter Anna Difloe, welche

angibt, sie sei im November 1876 anwesend gewesen, wie die Rost-

scben Eheleute mit einander die mündliche Vereinbarung getroffen

haben, dass ihre aftmmUichen Kinder in der protestantischen Re«

ligion getauft, eraogen und confirmirt werden sollen. Es findet dies

seine Bestttigang endlich anoh in dem Umstände, dass der getrof*

fenen Vereinharang deren Volltng sofort nacbiolgte und an derselben

anch in der Folge stets festgehalten worde, indem damals die Tanfe

beim katholischen Ffarramte abbestellt nnd Tom proieitantiicheD

Pfarramte forgenommen, indem ferner auch aUe sp&ter geborenen

Kinder protestantisch getanft and diejenigen beiden Kinder, bei

denen dies vermöge ihres Alters bisher möglich war, auch pro-

testantisch confirmirt worden sind.c

Die G^ührenpfiiehi der PfarränUer,

Uebei- die (jebülirenpflicht der Pfarrämter in Streitigkeiten über

religiöse Kindererziehung ist bemerkt: »Die Beschwerde des katho-

lischen Pfarramtes Schweinfurt, soweit sie die Festsetsnng einer Ge-

bAhr betrifft, ist ungerechtfertigt. Der k. Verwaltangsgerichtshof hat

stets gleiehmftssig daran festgehalten« dass die in Yerwaltongsrecht»-

Sachen ergehenden BeschUlsse gebfihrenpllichtig sind, soweit nicht für

bestimmte Angelegenheiten Gebflhrenfireiheit durch Gesetie oder Ver-

ordnungen ansdrttcklich ausgesprochen ist, nnd deshalb von Amts-

handinngen, welche im Sinne des Artikels 3, ZifTer l des Qebdhren-

gesetzes unabhängig von dem Verschulden einer Partei im öffent-

lichen Interesse von Aratswegen gepflogen werden, gesprochen

werden kann. Für Streitigkeiten über religiöse Kindererziehung ist

Qebfihrenfreiheit nirgends bewilligt. Das katholische Pfarramt

Schweinfurt aber erscheint, nachdem dasselbe, bezw. dessen derzeitiger

Vertreter in der vorwürfigen Streitsache von der ihm in 23 der

II. Verfassnngsbeilage eingeräumten ßefugniss Gebrauch gemacht hat,

als Partei, welche, wie jede andere, im Falle des Unterliegens, den

gesetsiichen Bestimmungen Aber Gebfihrenpflicht unterworfen ist

Die erhobene Besehwerde war daher auch in diesem Punkte als un-

begrflndet lu verwerfen und der Praxis des k. Yerwaltungsgerichts-

hofes entsprechend, der Vertreter des Pfarramtes in die Kosten beider

Instanzen su verAllen.t
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Dioter Ausprach im Kottenpiinkt findet Mine Begrflndotig io

Art 21, Absaii 8 des Geeoties ?om 8. Aagast 1878, die Krriehtaiig

eines Verwaltungsgerichtshofes and das Verfahren In Verwalttings-

rechtssachen betr.*), welcher lautet: »Mit jedem Endbescheid ist eiu

Beschluss über den Kostenpunkt nach Massgabe der bestehenden Ge-

setze zu verbinden. € Als massgebend sind hier insbesondere die

§§. 87, 88, 92 und 95 der Civilprocessordnung für das deutsche

Heich, sowie das bayerische Qebührengesetz in seiner Fassung vom

21. Januar 1890 zu erachten, da durch Art. 21 an den bestehenden

Gesetzen über Tax- und Stempelpflicht, Tax- und Stempelfreiheit

und Zolassang zum Armenrechte*) nichts geAndert werden sollte.

Die Entsebeidong über den Kostenpunkt amfasst die Bestim-

ronng der Qebflhrenpflicbt, der GebübrenbObe, die Festsettang aller

im Streitverlkbren erwaebsenen Kosten , ferner die Vertheilnng der

erwachsenen Kosten nnd Gebfibren auf die einielnen Streitstbeilet

wenn mehrere Personen z. B. Pfarramt und Eltern, Pfarramt und
Vormund etc. an dem religiösen Erziehungsstreite als Antragsteller und

Beschwerdeführer zugleich betheiligt waren und zugleich unterlegen

sind. Die Kosten und Gebühren werden in der Regel dem unter-

liegenden Theile überbürdet. Wenn kein Streitstheil vollständig ob-

siegt, werden in der Regel die Kosten im Allgemeinen (abgesehen

von den Partei- Kosten) insbesondere die Gebühren anter Berück-

sichtigong des Masses, in welchem jeder Streitstheil unterlegeii ist,

auf die einielnen Parteien Tertheilt'). Die Höhe der erwaebsenen

1) Vergl. hieau die Comnientare über das bayerische Gesetz v. 8. Augast

1878 »Die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in

Verwaltangsrechtssacben betreffend« Yon Gustav Kohr, Ndrdlingen 1879,

8. m sq.; Wühtlm Kraia, ErUmgen 1887, S. 176 iq., 422 iq. ud Max
MUUr, MHadieB 1891» 8. S7L

8) »Ebi €igentUdiM AmMoreeht ist dem Yerwaltuigiitraltferlkbnii nn-

bekannt lud Beigabe eina Anwaltts im Aneenreehtfl findet hier schon deshalb

nicht statt weil kein Anwaltszwang besteht.« Deshalb hat diese dem Ausschosa-

bericht der Kammer der Abgeordneten entnommene Bemerkung lediglich die

Bedeutung, dass die Mittellosigkeit der im Streit unterliegenden Partei bei der

Entscheidung über den Kostenpunkt, welche die Festsotzunt,' der bei jeder In-

stanz erwachsenen Kosten und die Bestimmung einer Besch lussgebühr umfas^t,

in entsprechende Berücksichtigung gezogen wird, so Kräht Commentar,

& 176, 177.

8) Zq den Kosten gebfeen namMitlieh die Andagen f&r BemQbnng ebi*

Mlner Penonen bei Erledigimg dar Gesehiii«, die Zengmigebabren, die des

Streitbetheiligtoi aelbst , sowie den Parteivertretem, den Beditsanwälten f&r

Beisekosten, sonstige Auslagen und Zeitversaamniss zu gewährende Entschädig*

mig etc. Das Nähere bei AVdi.i, Commentar 424, 425. Die diesbezQgUchen

BecbtograndiiUe des Verwaltaogegerichtebofes bei tViax Müller a. a. 0.
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Kotton ist natorgemln nieh Lage des Mmelnen MIm lehr ver-

sehieden. Die Höhe der dnreliweif miteig gebaUenen Beaehlaasg«-

bfibren der Verwaltungsgerichte erster and zweiter Instanz (Districts-

verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichtshof) richtet sich nach

Art. 165 und 166 des bayerischen Qebübrengesetzes vom 21. Januar

1890*). Nur in seltenen AusnabmsfäUen bat der Verwaltungsge-

richtsbof die Beschwerden der Pfarrämter in Sachen religiöser Kinder-

eniehang gebührenfrei behandelt, wenn nämlich »Gebähren durch

eine anrichtige Behandlung der Sache ohne Schuld der Betheiligten

entstanden sind« oder wenn bei abweisenden Bescheiden »der An-

tn^ aaf nieht aninreohnander Unkenntnias der Verhftltniase oder

Unwisaenheit beraht').» Dagegen kann die Gebfibienfteiheit *) der

Pfarritontor nicht , wie Tielfaeh irrthfUnlicher Weise angenommen

wird, anf Art. 8, Ziff. 1 nnd 8 gegründet werden, da naeh oon-

stantor Rechtsprechnng des VerwaltangsgeriehtobofiBS die üeber-

tretung der Vorschriften über die religiöse Erziehnng von Kindern

aus gemischten und ungemischten Ehen nicht von Amtswegen ver-

folgt wird und diesbezügliche Entscheidungea nicht als im öffent-

lichen Interesse ^'ele*,a*n zu erachten sind*).

Gegen die erstinatauzielle Entscheidung im Koateopunkte ist

1) Gesetz &ber dM GebQhreaweaen, Gesets- a. Verordnongsblttt S. 52:

Art. 165.

Bei den Districtaverwaltangibehörden kommeo xar Erhebung

1. flir ProtoeoUe 1 Mark Ar j«de angefangoia Stande der GeediiftedaiMr

vergL OeMte aber den Verwaltoiigigeriehtdiof, ArL 88, Abs. 8.

8. ftr Bwcblttitt and Verfttgnngen, Beieheide, Zeugniue;

a) 2 Mark, wenn sie einfach und kon sind and eine weitlinfige Ver-

handlung oder umfassendes Aktenstudiam niebt erfndem*

b) 5—25 Mark in aU«n ftbrigen FiUen.

Art. 166.

Die Gebührensätze des Art. 165 erhöhen sich • . • bei dem Verwaltanga-

gerichtshofe anf den doppelten B«tmg.

2) Art. 195, S. 59. 60.

3) A. a. 0. S. 10: GebOhren werden nidit erhoben:

1. für Amtihnadlangen, wdehe nnnbbingig yon den yendialden

einer Furtai im eflSrntlidiin Inteiene Ton Antewegen gepflogen

werden;

8. Wenn die Tez- and Stempel- oder QeblUirMfreiheit daidi QeeetM,

Verordnangen oder Staatsrertrage ausgesprochen ist

4) Im Qegensats zur alten administrativen Praxis: DöUinger und

Friedrich Strauas, Verordnungen-Sammlung, B. 23, S. 26, dagegen Ent-

scheidungen des V.-G.-H. B. 7, S. 176. Uebrigens verbleibt dem unterliegen-

den Pfarramte auch bei Gew&hrung von Gehilhrenfreihtil die Tragang der

Kosten des Verfahrens in erster and zweiter Instanz.
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eine MlbMSiidige Besehwwde mm den Yerwtltaagqgeriehlaiiof a«
Masig, wenn derwlb« auch ar Entoehekliiiig der Haptoidie a*
tliiidig ist 0* Dvtbalb wir di« Beschwerde dei Pteamtee Sehweia-

furt hiiisicbtlieh des KosteDponktes swar formell alftssig, aber

mangels einer die Oeböhrenfrelheit begründenden Gesetzesstelle oder

Verordnung materiell unbegründet. In praktischer Beziehung ist

hinsichtlich der Kostenersparung im Interesae der Pfarrämter noch

Folgendes zu bemerken.

Wenn Pfarrer in religiösen Erziehnngsangelegenheiten als An-

tragsteller oder Beschwerdelöhrer auftreten, so erscheint es rathsam,

die für die Verhandlungen in erster und zweiter Instanz erfordere

lieben SchriAsatse selbst anzufertigen, sowie bei den Verhadlanga
des Verwittangsgericbtshofes weder peisdnUcb a ersebetna, noch

sieb dnreb eina befellmacbtigta Rechtsanwalt rertreten a lassen,

da in dem ?erwattnngsrecbtlicben Yerfabra ein Anwalttswug nielit

besteht Es genügt, sieh anf die schriftliche Wabrang seiner lu-

teressa a besehranken, wobei es den Betheiligten fibeitassa bleibt,

inarhalb der gesetzlichen Frist von 14 Tagen »Bemängelungen des

Sachverhaltes genau anzugeben und etwaige Anträge auf Ergänzung

des Beweismateriales zu stellen. c Uebrigens ist es nicht einmal er-

forderlich, eine motivirte Besch werdeschrift einzureichen; anstatt

dessen genügt es, einfach eine Entscheidung der obersten Instaox

»nach Lage der Sache« au bantragen.

Etitscheidung vom 11. Juli 1893.

Ueber den Begriff der »vaterlichen Anerkannngc im Sina da
§« 21 der n. Verfhsangsbeilage sind seit dem Erlass der Verfbanng

ahlreicbe Meinnngsversebiedaheiten hervorgetreta, welche sich in

Tier scharf fon einader abgegrenste Anschanagen asammenfassen

lassen.

1) Die Ansicht derjenigen , welche annehmen , dass jede form-

1) GeMti- und T«rafdBiia8iUitk 18S0. S. a, Avt. 1S7, Ahl. S, dam
Krait, Coamentar, & 4S6; Max MüUer, CommeDtar, 8. t74.

2) Ans diatein Grande kAnniii di« Kotten Ar anwaltachaftliehe Yer-

tretang aach dorn obsio^cndon Thcile zur Selbstragang überwiesen werden,

während der onterliegende Theil aus Billigkeitsgründen von der Uebernahme

der aas der anwaltschaftlichcu Vertretung des Gegners erwachsenden Kosten

entbunden werdtn kann. Krain a. a. 0. S. 425. Die Ueberweisung der An-

waltakoMteii an jenen Streitstheil , welcher zur Geltendmachung seiner Rechts-

ansprüche anwaltschaftlich vertreten war, wird namentlich dann angezeigt and

gernehtfertigt eiwhelaMi, wenn «In« ninvm1tieluiftli«he y«rlMtanf nngtekbln

«in«r klar«n Sadüage nicht «rforderlieh gewei«n wäre.
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lose ADerkemiang eines nnehellehen Kindes s. B. das Selbstbekenni»

niss eines unehelichen Vaters , die blosse Eintragung des väterlichen

Namens im Geburts- oder Taufregister oder eine aus concludenten

Handlungen zu erschliessende einseitige Willenserklärung das Hecht

der Confessionsbestimmung im Sinne des §. 21 der II. Verfassungs-

beilage begründe ^). Diese Ansicht hat Max Seydel durch eine %a-

treffende dednctio ad absurdam als uubaltbar gekennzeichnet').

2) Eine zweite Ansieht bebanptet, die Anerkennung mfisse

nach den Normen des einsebligigen Givilreehtes Tollzogen') and die

Alimentationspflieht ffir das anssereheliehe Kind erflllUt werden, um
die Beehtsfelgen des §. 21 an enengeu

3) Spies^) nnd Max Seydel^) erklären unter Anerkennung sei

vorzugsweise die legitimatio per rescriptum principis zu verstehen.

4) Eine von den bisher aufgetauchten Ansichten abweichende

Anschauung hat der Verwaltungsgerichtshof in zwei aufeinander

folgenden Entscheidangen constrairt und seitdem bei Entscheidung

einschlägiger Streitsachen festgehalten. Derselbe gebt auf die Ent-

stehnngsgeschfcbte des Beligionsedietes surfiok nnd bemerkt, dureh

die allerbOehste Verordnung rem Jabre 1807 sei bereits der Gmnd-

1) K. Mayer. Die Kirchenhoheitsreclite des Königs von Bayern, München

1884, S. 209. Derselbe bemerkt zugleich in S. 209, Anm. 16, dass nach ge-

meinem Rechte, wie den deutschen Particularrechten jeder formlose Anerken-

Dongsrertrag, sowie jede formlose einseitige WillenserklSning aoter Ane^M«
naog mitnrentahen •«t YergL Carl Sartorlu», Die religiSM Eniehimg tod

Kindern aas gomiiebteii Ehen ete. 8. 78; Schmidt, Confeseion der Kinder,

S. 2S0—262{ Georg DOUinger und Friedrieh Sirauat, yeroidnnogtDnmm-

lang, B. 23, S. 80 und 31. ünbestiranit änssert sich A, Reinhard, Kirchen-

hoheitsrechte des Königs von Bajern, München 18S4, S. 186, während sich

J. Püzl — Bajerisches Verfassungsrecht , I. Auflage, MQnchen 1851, S. 262,

Anra. 2 und V. Auflage, München 1877, S. 243, Anin. 4 und W. Vogel —
Bayerischeg Staatsrecht, Freiburg 1884, S. 166 — auf Wiedergabe des (iesetzes-

textes beschränken. Vergl. Paul Roth, Bajerisches Civiirocht, II. Auflage,

Tübingen 1881, B. 1, S. 620 sq.

2) In den Blättern für administrative Praxis, B. 42, S. 106 sq.

8) Yergl. J. Silbernayl im Archiv für kath. Kirchenrecht, Bd. 60, S. 166;

Blitter fttr administratiye Praxis, B. 85, S. 398.

4) Ministerial-Entachliessangen vom 17. Joni 1888 und Tom 14* Hfirz

1848 bei Oeorg DOUinger und Friedrich Strauva, Tefoidnangensammlung,

B. 8, 8. 56; B. 23, 8. 89. Die Entstehongageaehiehte dieaer lüniaterial-Bnt-

lehUeasangen in den BnMieidnngen dea y.-G.*H. B. 8, 8. 88 aq.

5) Beleoditong der YerCMaangaarkunde, Biiaagen 1848, 8. 188.

8) Butler ftr idniaiatratiTe Pniia, B, 42, 8. 81 aq. uid Bnjeriaehea

KInfaeiMtutiiMlit, Mbug 1892, 8. 147.

AnUt für KIrabaiiradit. LXZI. 26
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aats nnbediogt anerkannt worden, dan die BeatiminaBg Aber die

religiöse Eniehung eineg nnehelichen Kindes als ein Bestandibeil des

BniebQDgsrechtes und der Erziebnogspflicht im Allgemeinen nnd als

Regel der unehelichen Mutter zustehe. Dieser Grundsatz sei durch

die spätere Gesetzgebung in den Jahren 1809 und 1818 nicht wesent-

lich geändert worden , indem §. 21 des Religionsedictes dern natür-

lichen Vater nur ausnahmsweise ein confessionelles Bestimmung-s-

recht gewähre, nämlich für den Fall, dass er dasselbe anerkannt

habe, und die Anerkennung iu rechtswirksamer Weise erfolgte. Da
nun gleichzeitig mit Erlass der Verfassung der Entwurf eines bürger-

lichen Gesetzbuches unter Zugrundelegung des französischen Rechtes

ausgearbeitet worden sei , so sei unter der rechtswiriLsamen Aner-

kennung nach (. 21 ursprfinglicb wobl nur die freiwillige Anerken-

nung eines Kindes durch den natOrlicben Vater nach den Gmnd-
sfttien des fransOsiscben Bechtes sn verstehen. Eine wesentliche

Unterstützung ffir seine Anschauung findet der Verwaltungsgerichta-

hof in der Ministerial-Entschliessung vom 9. März 1818, welche

gleichzeitig mit den Schlussberathungen über die II. Verfassungs-

beilage und unter dem Einflüsse der Gesetzgebungsarbeiten der da-

maligen Civilgesetzgebungscommission ausgearbeitet wurde und dahin

lautet, dass die blosse Paternitätserklärung noch für keine Anerken-

nung des unehelichen Kindes von Seite des Vaters geachtet werden

könne, sondern dazu gehOre» dass dieser elterliche Gewalt ausübe

nnd fflr dessen Erziehung sorge.

Da nun die Arbeiten der Givilgesetsgebungscommission sa

keinem Abschlüsse gelangten , so sei eine der Intention des Gesetz-

gebers vollkommen entsprechende Gesetsanwendnng nur in der Khein-

pihlz, in welcher das fhinzOsische Oivilrecht Geltang hat, mOglich«

Anders seien die Verhältnisse im diesrheinischen Bayern. Denn nach

den im diesrheinischen Bayern geltenden Civilgesetzen ist die Vater-

schaftsanerkennung nach Entstehung, Inhalt und Wirkung von dem
französischen Institute der »Reconnaissance des enfants naturelst

grundverschieden. Es muss daher nach Ansicht des Verwaltungs-

gerichtshofes erst ein Rechtsverhältniss geschaffen werden, welches,

wenn es sich auch nicht vollständig mit der Reconnaissance des

enfants naturels des Code Civile deckt, doch derselben analog ist

nnd wenigstens deren tceaenüiehe MarhmaU iu sich aufnimmt. Ein

solches Bechtsverb&ltniss , welches swar nicht auf Grand anmittel-

barer gesetzlicher Regelung aber doch in einer nach den diesrheini-

schen Civilgesetzen zulftssigen Wdse durch Mitwirkung aller an dem
Rechtsgeschäfte Betheiligteo zu Stande kommt und dem ansserehe-
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liehen Vater das confessionelle Bestimmungsrecht verschafft, soll

folgende wesentliche Merkmale aufweisen

:

1) dass die Vaterschattsanerkennung durch eine gerichtliche

oder standesamtliche Urkunde festgestellt ist^);

2) dass der natürliche Vater Leistongen, welche mindestens

qualitativ über die eiofaebe BrfaUaag der particnlarrechtllch ihm

obtiegenden Verpfliehtangen hinansgehen*), im Interesse d«r Br-

liehuDg und Ernährung des Kindes anf sich nimmt;

8) dass die anssereheliche Mutter, nnd soweit solches nach den

einschlägifien civilrechtlichen Normen vorgeschrieben ist, die Vor-

mundschaft und Obervormundschdflsbeh^rde des Kindes sich damit

einverstanden erklärt oder gezeigt baben^).

Es ist klar, dass nur in seltenen Ausnahmslallen ein Vater

gegenüber seinem aosserehelichen Kind ein so grosses Mass von Ver-

pflichtongen übernehmen nnd erfüllen wird; deshalb wird derselbe

auch nnr selten in die Lage kommen, das eonfeesionelle Bestim-

mnngsreebt ansEoflben, mit anderen Worten das darch §. 21 der

II. Verfassnngsbeilage dem aosserehelichen Vater eingerftnrote reli-

giöse Ersiebiingsrecbt ist durch die Gesetzesanffassnng nnd Recht-

sprechung des Verwaltangsgerichtshofes nahezn als aufgehoben zu

betrachten.

Durch die im Sinne des Verwaltungsgerichtshofes stattge-

fundene Vaterschaftsanerkennnng erhält der natürliche Vater das

confessionelle Bestimmungsrecht über sein aussereheliches Kind : ge-

hören daher die ausserehelichen Eltern der gleichen Confession an,

so gelten hinsichtlich der Verfügung über die religiöse finiehong

der Kinder die einscblftgigen bürgerlichen Gesetze^); gehören die-

selben verscbiedenen Glaubensbekenntnissen an, so kommen die Be-

aUmmongen der §§. 12—28 der n. Verfbssnngsbellage aar iln-

wendnng. Demnach werden die ansserebeticben Kinder entweder in

der vertragsmässig bestimmten Religion oder mangels eines rechts-

giltigen Vertrages nach der gesetzlichen Regel des §. 14. erzogen.

(Die Söhne folgen der Religion des Vaters, die Töchter dem Glau-

bensbekenntnisse der Mutter). Ist der natürliche Vater gestorben,

'

ohne die rechtsförmiiche Anerkenaaog der Vaterschaft vollzogen zu

1) Entscheidangen dfls V.-0.-H. B. 8; 8. 83 : im Ai«biv für kath. Kirchen-

nebt, 6. 48, S. 328.

2) Entacheidungen des V.-G.-H. B. 8, S. 162.

8) Das. B. 10, S. 113. £b«iL8o A, J^üaaUin, Confessioaelle Kiiider-

eniehang, S. 75—77.

4) Entscheidaagen des V.-G.-H. B. 5, S. 138.

25»
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luiben'), w iifc fttr die Bnithnngsreligioii midm aaiieraheUchMi

Kindes primär die Confession der Mutter massgebend.

Aus der Anwendung obiger Grundsätze ergibt sich die Eni-

icbeidung nachstehenden Falles von selbst

Der Knabe Franz Heinel, aasserehelicher Sohn eines katho-

lischen Vaters und einer proteata&twchen Matter, war seiner Zeit

nach katholtscbem Ritus getauft worden, wurde aber später pro-

testaiitieeh enogen. Der aweieheliche 7ater hatte die Vateisehalt

anerkannt, eine Alhnentatbn bis nun 14. Lebensjahf« tngedchert,

Ist aber bereits Terttorben. Das snatftadige katholiaehe Pfarramt

Nerdhalbea verlangt die Verbringnng dei katboliidi getaaflen Knaben

in eine katholiscbe Schale, wogegen die Matter, ^ welche sieh anter-

dessen mit einem Protestanten verehelicht hatte, — nnd der Vor-

mund des Knaben Einspruch erhoben, da ein üebereinkommen über

katholische Erziehung des Knaben zwischen den Eltern desselben

nicht abgeschlossen worden sei und ebensowenig eine rechtsftJrraliche

Vaterschaftsanerkennuug stattgefunden habe. Der natürliche Vater

habe sich vielmehr darauf beschränkt, dem Kinde eine geringe

Alimentation zuzusichern, ohne diesem Versprechen nachkommen zu

können, er habe die Sorge für das Kind lediglich der Matter nnd

deren Verwandten flberlassen, ohne sich am die Ersiehang and das

Fortkommen desselben weiter m bekftmmem. Der Antrag des ka-

tholisekeo Pfarramtes wurde in beiden Instanen abgewiesen, weil

die VoraossetsoBgen ^ner reefatsfOrmlicheD VatersebaftsanerkenniBg

naeh den vom Verwaltuugsgeriebtshofe aal)|[estellteB Rechtsgrond-

sätzen nicht gegeben seien, weshalb gemäss der zweiten Alternatöve des

§. 21 der II. Verfassungsbeilage auszusprechen war, dass der Knabe

in dem Glaubensbekenntnisse seiner ausserehelichen Mutter, nämlich

in der protestantischen Confession, zu erziehen sei. Gegenüber dena

Beschwerdeeinwand des katholischen Pfarramtes, dass durch die ka-

tholische Tanfe des Knaben ein beiderseitiges elterliches Ueberein-

kommen äber dessen Erziehung in der katholischen Confession zur

Bvidens naehgewiesen erscheine'), bemerkte der Verwaltongsgerichts-

1) Dabei Ist es g^leiehgilti^, ob der Vater ans eigener Schuld seine Ver*

pflicbtungen gegenüber dem Kinde rerabsaamte oder ob er dorch den bald er-

folgten Tod gehindert wurde seine Verpflichtungen zu erfüllen. EIntschcidungen

des V.-O.-H. B. 4, S. 338. Vergl. Eine Ministerial-Entachliessang vom 14. Juni

1835 bei Qeorg DCllinffer, Verordnungensaramlung B. 8, S. 53.

2) Der Thatbeatand fallt in die Zeit vor Inkrafttreten des Geaets« »die

einiger ReebtmeMkftlle betr*,« wethalb is NutdhidbeB —> GeUet dm
ßayreather, nbaidilr preotiladiMi Laaditehtat, YSIdMudoit CWlgwetiiUtfatik,
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hof, dieser Einwand müsse als unstichhaltig zurückgewiesen werden;

denn in dem Umstände, daas die katholische Taufe des Kindes seitens

der im Wochenbette befindlichen Mutter einfach geduldet wurde, sei

keine freiwillige und selbstständige ücbereinstimmung zu erblicken,

hiezu sei vielmehr eine ausdrückliche, beiderseitige Willenserklftroog

mibediiig^ erforderlich.

Entscheidung vom 4. Odober 1893.

Die Kinder Peter und Gertraud Schrepfer von Wnrbach stam-

men aus der confossionell gemischten Ehe der Waldaufseherseheleute

Schrepfer, von welchen der Mann der katholischen « die Fran der

proiesiantischen Confessiim angehört Die Eheleote hatten im Jahre

1882 Tor dem katholischen Pfarramte Kronach einen schriftlichen

nnd von iwei Zeugen nnterschriehenen Vertrag errichtet, nach wel-

chem die Kinder in der katholischen Beligioa erzogen werden sollten.

Nach dem Tode des Vaters wollte die überlebende Mutter Magdalena

Schrepfer dem abgeschlossenen Vertrage entgegenhandeln und ihre

Kinder Peter nnd Gertraud protestantisch erziehen, wurde jedoch in

erster und zweiter Instanz mit ihrem Antrage, bezw. ihrer Beschwerde

abgewiesen. Nach Inhalt der Entscheidungsgründe entspricht der

vor dem katholischen Pfarramte Kronach abgeschlossene Vertrag dem

dort giltigen Bamberger Landrechte ^), welches für EboTortrftge

schrÜtliche Errichtung sowie Beiziehnng nnd Unterschrift von zwei

Zeugen verlangt*). Es kann dahOr bezdglich der Beohtsgiltigkeit

nnd bindenden Kraft desselhen kein Zweifel bestehen. Der Vertrag

wurde auch bis zum Tode des Ehemannes weder aufgehoben« noch

abge&ndert; es steht deshalb gemftss §. 16 der IL Verfossungsbei-

lage 3) dem aberlehenden Ebetheile keine Befugniss zu , eine eigen-

mächtige Abänderung daran vorzunehmen. Dnreh den Tod eines

Ehetheiles wird die bei diesem Zeitpunkte bestehende Rechtslage un-

al)iinderlich , und es kann daher von einer der Wittwe zustehenden

Befugniss von dem abgeschlossenen Vertrage zurückzutreten oder

denselben aufzuheben keine Eede sein^). {Nw in tutgemiichien Ehen

S. 158 — formlose tniUidliche VereinbArnngaa ftbar die religiSie Bniehang von

Kuidem B«eht8giltigkeit beiMoen. BntMhddQDgeD da V.-0.-H. R 9, & 2Sa

1) O. VMdtrttdorff, Civilgttetttletlstik. 8. 158.

S) EntMhaidaiigen det V.-G.-H. B. 8, 8. 151; B. 11, 8. 141; B. 13, 8. 50«.

3) Der Tod der Eltern ändert niebti an den Bestimunngen der §§. 19

und 14 über die religiöse Erziehung der Kinder. §. 12 handelt von den Ver-

trägen über religiöse Kindererziehnng, §. 14 von der siÜMiiUirfn gentilichtn

Coofossionsbestimninng nach dem Geschlechte der Kinder.

4) Veigl. Entscheidungen des V.-G.-U. B. 15, ä. 38.
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besitzt nach Bamborger Landrecht die überlebende Mutter *) — nicht

aber der Vormund einer Doppelwaise*) — ein selbstständiges Ver-

fügungsrecbt biDsichtlißb der confeasionellen Erziehung der Kinder).

Entscheidung vom 18. October 1893.

In verschiedenen Verhandlungen bescliaftigte den königl. Ver-

waltnngsgerichtshof die Streitsache, welche die religi<toe Erziehung

der Maria Morhardt betraf*

Der protestantische Bfittnergeselle Johann Morhardt hatte sieh

im Jahre 1874 zu Brannsehweig Tor dem katholischen Pfarrer mit

einer Katholikin Terehelicht, welche in Abwesenheit und ohne Vor-

wissen ihres Brftutigams das Versprechen*) abgegeben hatte, dass

die der Ehe entstammenden Kinder ohne Unterschied des Ge-

schlechtes katholisch j^etauft und erzo<;en werden sollten. Bald

darauf verzogen die Morhardt'schen Eheleute nach Ansbach , wo-

selhst ein Knabe und ein Mädchen geboren, aber entgegen dem

früher von der Braut abgegebenen Versprechen auf ausdrücklit lies

Verlangen des Vaters protestantisch getauft und erzogen wurden.

Nach dem im Jahre 1891 erfolgten Ableben des Vaters Johann

Morhardt stellte das katholische Pfarramt St. Ludwig in Ansbach

den Antrag, dass das damals noch nicht confirmirte Mftdchen in der

katholischen Confession ihrer Mntter erzogen werden solle. Die

Wittwe Morhardt protestirte dagegen und Hess ihr Kind w&brend

1) Entscheidangen des V.-O.-H. B. 9, S. 129.

2) Das. B. 11, S. 86.

3) Ein derartiges von einem oder beiden Brautleuten gegenfibcr dem Ver-

treter einer betheiligten Kirchen^'esellschaft abgegebenes Versprechen , die

Kinder in einer bestimmten Confession zu erziehen , begründet ohne Zweifel

eine ntoraUsche Verpflichtung sar AusfUhrung des gegebenen Versprechens,

namentlich im Hinblieke daranf , dass ohne eine solehe Zusage die kireUiebe

Tranong nieht erfolgt wfire. Anderoneits ist es ebenso gewiss, dass ein der^

artiges Terspreehen nach den Ornndsitsen des bayerischen Rechtes eine recht'

liehe nedeutunq nicht beanspmchen kann und kein Hinderniss bildet, dass

die Contrahenten später eine von dem früheren Versprechen abweichende Con-

fession für die Kindererzielmn<r bestimmen. Ein solches Versprechen besitzt

auch für den Fall keine Rechtswirksamkeit , dass es in Form eines Vertrages

zwischen den Brautpersonen einerseits und dem Vertreter der betheiligten

Kirchcngosellschaft andererseits schriftlich tixirt wurde. Denn zu den für Ab-

schUessnng eines Kindereniehangsverfarages bef&higten Personeu gehören nnr

die leiblichen Eltern der Kinder. VergL hiesn Karl Sartoriutt D!e religiöse

Eniehnng der Kinder ans gemischten Ehen, S. 76 sq.; Carl SchnUdi, Die

Confession der Kinder nach den Landesrechten im deutschen Reiche, S. 267;

Adam ISüs'ilein, Die confessionelle Kindererziehung nach bayerischem Reebtt

S. 32; Max Seydtl, Dajreriscbes Kirchenstaatsrecht, S. 142, Anm. 4.

Digilized by Google



Bayer. Verw,'6»'Ü. über relig» Kinderer%iehung» 391

der Streitanhängigkeit am Palmsonntage 1803 confirmiren. In dem

aus dieser Ditlerenz entstandenen Erziehungsstreite beschloss der als

erste Instanz fungirende Stadtmagistrat Ausbach, dass Maria Mor-

hardt in der protestantischen Confessinn zu erziehen sei , da der

Vater derselben seiner Zeit im Einverständnisse mit der Mutter diese

Anordnung getroffen habe und au( Qrund des Ansbacher Pronnsial-

reebtes ein forrnloees Einverständniss der Bhelente Aber die reli-

giöse Eniehang ihrer Kinder als ein rechtlich bindender Erziebnngs-

vertrag zn erachten sei. Qegen diesen Beschlnss legte nunmehr das

katholische Pfarramt Ansbach Beschwerde zum Verwaltungsgerichts-

hofe ein, welcher in seiner ersten Verhandlung die Streitsache auf

Antrag der Staatsanwaltschaft an die Vorinstanz zurückverwies und

weitere Erhebungen behufs Ergänzung des Sachverhaltes in der

Richtung veranlasste, ob wirklich zwischen den Eheleuten Johann

und Maria Morhardt ein Uebereinkommen über die religiöse p]r-

ziehung ihrer Kinder getroffen worden sei. Die eidliche Vernehmung

der von dem streitbetheiligten katholischen und protestantischen

Pfarramte Ansbach vorgeschlagenen Zeugen ergab den Nachweis,

dass zwischen den Morhardt'schen Eheleuten seiner Zeit ein form-

loses mflndliches Uebereinkommen fiber protestantische Kinder-

erziehung abgeschlossen worden sei. Es liegt deshalb ein nach dem
Ansbacher Provinzialrechte giltiger Kindererziehungsvertrag vor,

welcher durch den erfolgten Tod des Johann Morhardt unabftnder-

lich geworden ist. In Folge dessen wurde die liescliwerde des ka-

tholisulitüi Pfarramtes in Ansbach gegen den Beschluss des dortigen

Stadtuaagiätrates kosteufallig verworfen.

Entscheidung vom 25. October 1693.

In dieser Entscheidung kamen insbesondere zwei bereits früher

festgestellte Hechtsgmndsätze zur wiederholten Anwendung, nämlich

die Grundsfttze der ansschlteeslichen Geltung der Verfassungsbestim-

roungen in §§. 12—23 der II. Beilage im Bereiche der religiösen

Erziehung von Kindern aus gemischten Ehen'), sowie der allge-

1) Das in Ansbach — 0. Völderndot ff, Civilgesetzstatistik , S. 214 —
primär q-iltiiro Ansbachcr Provinzialrccht und subsidiär giltifj»^ prcussipchc Land-

recht enthalt ( II keine besonderen Vorschrifti'n in Hezu^ auf Form uiul Zeit der

Errichtung von Kindererzichungäverträgcii. Eutscheiduugcn des V.-(j.-H. b. 6,

S. 178; B. 11, S. 489; B. 13, S. 526.

2) Die TertoangsbMtimmangen haben mit Aatschlow der CiTilr«ehte

snr Aowendang sn kommea, adbst dann, wenn das einseUigige Cifilreeht

Yoraehriftea Aber die religitee Eniabnng Ton Kindern ans gendfohten Ehen

enthalten wflide. Entscheidungen des V.*G.-a R i 8. 855; B. 10, 8. US.

Digitized by Google



392 Geiger, Bayer. Vertc.-G.-//. über relig, Kindereraiehung,

meinen Anwendbarkeit dieser Bestimmungen auf alle Staatseinwohner

ohne Unterschied, ob dieselben dem bayerischen Staatsverbande an-

gehüreo oder nicht ^).

Aas der Ehe des nunmehr von seiner katholischen Ehefran ge-

schiedenen protestantischen Arztes Dr Klein von Waldmobr in der

Rhetnpfiilz s^nd zwei Kinder vorbanden, ein Knabe und ein Bfftdchen.

Anf Antrag der geschiedenen Ehefran bescbloss das Bezirksamt Hom-
burg, dass die Tochter Louise mangels einer reehtsgiltigen (ror Ab-
scblnss der fiheschliessnng erfolgten) >) Vereinbamng der Eltern Qber

die confessionetle Erziehung ihrer Kinder in der Icatholischen Con-

fession ihrer Mntter zu erziehen sei. Gegen diesen Beschliiss legte

Dr. Klein Beschwerde zum Verwaltungsgerichtshofe ein und be-

merkte in seiner Besch werdeausführung insbesondere, dass er hes.si-

scher Staatsangehöriger sei und nach hessischem Rechte der Vater

über die religiöse Erziehung seiner Kinder ausschliesslich zu ent-

scheiden habe, ferner dass seine Kinder seiner Zeit protestantisch

getauft und in dem Ehescheidungs-Endartheile dem Vater snge*

sprechen worden seien. Der Verwaltnngsgerichtsbof verwarf diese

Beschwerde und bestätigte den erstinstanziellen Beschlnss, da nach

dem hier zvr Anwendung Icommenden Territorialprineip alle Nicht-

bayem , welche dauernden Aufenthalt in Bayern genommen haben,

auch den in Bayern geltenden Gesetzen unterworfen sind; nachdem

es sich nun im vorliegenden Streitfalle um die religiöse Erziehung

von Kindern aus gemischter Ehe handelt, hat sich deren Confession

ausscliliesslich nach den Bestimmungen der II. Verfassuugsbeilage

zu richten. Aus §§. 12-14 im Zusammenhalte mit §. 17 dieses

Gesetzes ergibt sich, dass bei stattfindender Ehescheidung*) oder

1) Entscheidtingen dos V.-G.-H. B. 5, S. 179; B. 9, S. 19; B, 11, 8.433;
B. 12, S. 44ü.

2) Weil nach der Rechtsansclianung des Verwaltungsj^erichtsliofcs in dem
Geltungsbereiche des französischen liechtcs, in der lilieinpfalz, Kindererziehuiigs-

erträge nur vor Abschluss der Civilehe in rechtswirkaamer Weise errichtet

werden ktonon, Entacheidungcu des y.-6.-R B. 7, S. 183.

3) §. 14. Sind kflise Ehepakten oder sonstige Verträge hierftber (d. h. aber

die Fnge, in welelier Beligion die Kinder enogen weiden sollen) erriditet, oder

ist in jenen Aber die religi9oe Enieliang der Kinder niokti veiordnet wordon,

80 folgen die S6hne der Beligion des Vaten; die Töchter werden in dem
Olaabensbekenntnisse der Matter erzogen.

§. 17. Die Ehescheidungen, oder alle sonstigen rechtsgiltigen Anflfienngen

der Ehe können auf die Ueligiun der Kinder keinen Einfluss haben.

4) Separatio a thoro et monaa im Sinne rios canonischen Rechtes, wel-

ches in gewissen Fällen anf die im Gebiete des bayerischen Landrechtes leben-
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Ehetrnnnung die Rechtslage hinsichtlich der religiösen Erziehung

der Kinder ?Oliig Qn?erändert bleibt *>•

Entscheidung vom 6, Decemher 1893.

Der Knabe Joseph Hütiuer wnide im Jahre 1881 von pro-

teetantischen Eltern, Qeorg und Babette Hflttner, geboren. Nach dem
Tode des Vaters verehelichte sich dessen Mutter mit einem Katho-

liken trat spftter selbst znr katholischen Religion Aber nnd be-

stimmte zugleich, (lass ihr, früher protestantisch getaufter Sohn

Joseph gleichfalls in der katholischen Ueligion erzogen werden sollte,

womit sich auch der Vormund und die Obervoniiundschafts-Behörde

einverstanden erklärten. Diese Verfügung hinsichtlich der religiösen

Erziehung ihres Sohnes wiederholte die Mutter abermals ausdrück-

lich vor ihrem, im Frühiahre 1893 in Simmling bei Deggendorf

erfolgten Ableben. Gegen dieeen Confossionswechsel in der Br-

xiehmig des Knaben Joseph Hfittner legte das protestantiaebe Vi-

cariat Stranbing Prolett ein nnd stellte bei dem kOnigi Bezirksamte

Deggendorf Antrag auf protestantische Erziehung des Knaben, da

derselbe von protest^intischen Eltern abstamme und protestantisch ge-

tauft sei. Das Bezirksamt Deggendorf wies diesen Antrag durch

Bescbluss vom 18. Juli 1893 als materiell unbegründet zurück,

worauf das protestantische Vicariat Straubing gegen den bezirksamt-

licben Beschluss Beschwerde mm Verwaltungsgerichtshofe einlegte

und sagleich den weiteren Antrag stellte, den Knaben in der Con-

Urmandenanstalt Ortenbnrg nnteraabringen.

Der Verwaltnogsgerichtshof änderte den erstinstanEiellen Be-

achlnss dahin ab, dass der Knabe Joseph Hüttner in der protestanti-

den Katholiken Anwendaag Ihidet A, Pfirsiinger, BajerlMhos EbeMhliewangs-

nsd Eheieheidiuigtncht, M&nehen 1888, 8. 81.

1) Im Sinne Ton 77 def Oeietiei vom 6. Febmar 1875 »aber die Be-

orkmidoug des Personenstandes und die bürgerliche EheeebllMsang.«

2) Es sei hier bemerkt, dass die Entscheidung von Rhcstreitigkciten nnd

deren Rechtsfolgen, namentlich hinsichtlich der Eniehung der Kinder als eine

privatrechtliche Angelegenheit vor die Civilgerichte gehört. Nur die Frage der

religiösen Kindererziehung, insbesondere der Confessionsbcstinimung, gehört dem
öffentlichen Hechte an und somit vor die Verwaltungsgerichte. Die Entscheidung

"von Ehestreitigkeiten hat bei gemischten Ehen iiacli dem Kechte der Confession

zu errolgon, welcher der Klager angehört. Anzuwenden ist dasjenige Hecht,

welches in dem Beiirke des für die Ehescheidung zuständigen Gerichtes Geltung

hat Sammlnng der EntseheidQngtn des obersten Laadesgerichtee fQr Bayern

in Oegemünden des dTilreehtes and GiTÜpioeemee, B. 14, 8. 181. EDtseheid-

vngea 4m V.-0.*H. B. 8, 8. 151. Vergl. Paul Roth, Sjitem des deatsehea

GifUreehtes, TflbfaigeB 1880. B. % S. 825.
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scheu Confession zu erziehen sei, und forraulirte hiebei den Rechts-

grun<lsatz: >/m Gdtumjshcreiche des bayerischen Lnndrrrhfrs sfcht

der überlebenden Äluttcr auch in Gemriuschaft mit dctn Vonnnude

nidU die Berechtigung zu, über die confessioneUe Ersiehung der

ans ihrer eanfesshnell tmgemieehlen Ehe henforgegange^en Kinder

Bestimmung zu treffen^),*

Die ßotsebeiduDgtgrfinde stehen im Einklänge mit den bereits

frfiher hinsichtlieh der religiösen Bniehnng von Kindern ans con-

fessionell ungemischten Ehen festgestellten Rechtsgmndsfttien.

Damach hat nach dem Tode der Matter nar der flberlehende Vater

das Recht, aber die Confession seiner Kinder eine selbstständige, von

etwaigen früheren Vereinbarungen abweichende Verfügung zu treffen,

wie demselben auch bereits vor dem Tode der Mutter in etwaigen

Collisionsfällen die ondgiltiL,'e Entscheidung liinsichtlich der religiösen

Erziehung der Kintler zusteht'). Daj^egen ist im Geltungsbereiche

des bayerischen Landreehtes die überlebende Mutter und nach dein

Tode beider Elterntheile der Vormund einer Doppelwaise^) nicht be-

fugt, über die religiöse Erziehung der aus einer confessionell ange*

mischten Ehe hervorgegangenen Kinder eine von der Anordnung des

verstorbenen Vaters abweichende Bestimmung su treffen.

Dies auf den vorliegenden Fall angewendet ergibt sich folgen-

des. In dem anh&ngigen Stroit&lle handelt es sich um die religiöse

Ersiebung eines aus confessionell ungemischter Ehe stammendeo

Kindes, woran durch den Umstand nichts geändert wird, dass die

Mutter nach dem Tode des Vaters zur katholischen Religion über-

trat — (Dieser Confessionswechsel hätte nach §. 14 der II. Ver-

fassungsbeilage nur zu Lebzeiten beider Elterntheile Einfluss

auf die Erziehungsreligion der dem Geschleclite der Mutter ange-

hörigen Kinder.) — Daher hat sich die religiöse Erziehung dieses

Knaben nicht nach den Vorschriften der II. Verfassungsbeilage,

widche nur im Bereiche der confessionell gemischten Ehe Anwendung

finden, sondern nach den Vorschriften des einscbl&gigen bflrgerlichen

Rechtes zu richten. Nach den klaren Bestimmungen des hier zur

Anwendung kommenden bayerischen Landrechtes geht nach dem

1) Entscheidungen dos V--G.-n. D. 15. S. 37.

2) Entscheidungen des V.-G.-H. B. 4. S. 111, U. 12, S. 61. NäheKt
hierüber im Archiv für kath. Kirchenrecht, D. 7(», S. 6'J St^.

3) EnUcheidungon des V.-G.-H, B. 12, S. 60.

4) Das. B. 9, S. 19.

5) Hiebä wurde verwiesen aaf das bayerische Landrecht Thl. I, Cap. IV,

§. 1, Nr. 8 und Anmerliangen biera; Cap. V, §. 3; Cap. VI, §. 12, Nr. 3;

Gap. VU, §. 11, Nr. 2 and 8 und Anmerkongen.
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Tode des Ehemannes die Erziehungsgewalt nicht in ihrem vollen

Umfange auf die Wittwe oder auf den Vormund oder auf beide ge-

meinsam über, weshalb der Wille des Ehemannes auch nach dessen

Tode ausschliesslich massgebend bleibt und vollzogen werden muss.

Das protestautiscbe Vicariat hatte ausserdem den Antrag ge-

stellt, den Kiuben Joseph Hüttner in der protestantischen Confirman-

denanstali za Ortenbarg uotenabringen. Auf Wärdiguog dieses

Antrages ging der Verwaltangsgeriehtehof nicht ein, weil es sich

hier um eine Frage dee Vollsilges handelt and ein enttiislansieller

Beschlnss noch nicht vorliegt.

Zar Würdigung dieses snr selbststftndigen Austragung reser-

virten Beschwerde- Antrages sei Folgendes bemerkt.

Der Antrag bezweckt die vollständige Durchführung der pro-

testantischen Erziehung des Joseph Hüttner. Bereits in einer Keiho

von Entscheidungen hat der Verwaltungsgerichtshof Anlass gehabt,

«ich über Begriff und Umfang der religiösen Erziehung zu äussern.

Derselbe hat bekanntlich dem Begrifie »religiöse Erziebungc einen

Tiel reicheren Inhalt gegeben, als die alte Praxis vor dem Jahre 1878.

9 Die religiöse Erziehung eines Kindes beschrftnkt sich nämlich nicht

auf den Besach des einschlftgigen Beligionsanterrichtes, sondern um-

fassi auch die Anleitung desselben nr praktischen Beligionsübung

dnrch den Besach des Gottesdienstes und den Gebrauch der Sa-

cramente nach den Normen der einsehllgigen KirchengesellschafI,

sowie die hierauf sich besiehenden Unterweisungen >). Die Art und

Weise dieser praktischen Uebungen unterliegt als innere Kirchen-

Angelegenheit der regelnden Anordnung der zuständigen Kirchen-

obrigkeit unter der obersten Staatsaufsicht und insbesondere hin-

sichtlich der scliulpflichtigen Jugend den im Benehmen der staat-

lichen Schulaufsichtsstellen mit den einschlägigen kirclilichen Be-

hörden erlassenen besonderen Vorschriften*).« An einer anderen

1) Es sei hier bemerkt, dass Ortenbarg — ehemals eine Reichsgraf*

Schaft — die einzige protestantische Ortschaft in Niederbayern ist. Per Grund

hievon liegt darin, dass die Keichsgrafschaft Ortenbarg erst durcii Vertrag vom

14. Aogust 1805 an Bay-Tn kam , welches am 20. .Tanuar 1^06 Besitz er^'riff.

Seit zwei Jahren besteht in Ortenbarg eine Confirniandeoanstalt. Vergl. Otto

V, Voidemdorff, Civilgesetzstatistik, S. 150, Nr. 18.

8) YeigL dagegen den Ptam eines diesbezQglicboi Urtbeiiet des prsQssi-

schen KanmeTverichtes in GrüchoU Beitrigen 1891, 6. 85«, 8. 805: »Di«

i«ligiese Ersiehnng dsr Kinder in einer bestimmten Cönfession bedingt nicht

den gänzlichen Aasschlnss derselben aas Schalen anderer Confession, sondern

nnr die Ertheilang des Religionsanterrichtes in diesem Glaubensbekenntnisse.«

3) Entscheidungen des V.-G.-iL B. 1, S. 109, 110; B. 3, 6. 438; B. 5, & 107.
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Stelle ist in einer noch weitergehenden Fassung bemerkt: »Die re-

ligiöse Erziehung eines Kindes bildet einen Bestandtheil der Er-

ziehung desselben überhaupt und ist hierunter der Inbegriff jener

Th&tigkeit zu verstehen, welche dazu dient, defi Kindern die Gltm-

hcnssätee ihrer Oomfession in der FamiHe, m der Sehlde und in der

Kirche beijgubringen und begreiflieh zu madl«fi, sowie sie ewr üdnmg
jenerSeüffiont^pflieklen anetdeUet^ wMie die OonfeseimeoretiireUd i).«

Im AoMbliMBe hieran wurde weiter fBetgeetellt, dass die Jndieatniftaeig

oder gesetsmänig proteatantieeh zu eraehenden Kinder nicht in einer

Ton einem Iratholischen Orden geleiteten Bnlehangs- oder Pflege*

Anstalt nntergebracbt werden dürfen, wenn aueh fflr einen geeon-

dorten contessionellen Religionsunterricht dieser Kinder Sorge ge-

tragen wäre, da eben der religiöse Scbulauterricht nur einen Theil

der religiösen Erziehung bildet

Es bedarf nun keines Beweises, dass in einer ausschliesslich

katholischen Genend, wie Deggendorf und Umgebung, eine Durch-

führung der religiösen Erziehung nach den Grundsätzen der pro-

iestantiachen Confession in dem oben angegebenen Umfange selbst

dann nnm(^gUcii ist, wenn die erziehnngsberechtigten Personen la

einer ernstlichen Blitwirknng geneigt wären. Bs entsteht daher

weiter die Firage, ob ein pfarramtlicher Antrag, ein Kind Ton seinem

bisherigen AnfenthaUeorte <a entfernen nnd in einer Eäniehnngs-

anstalt oder in einer Familie einer bestimmten Confession nnterzn-

bringen znlftssig erscheint, mit anderen Worten, ob ein derartiger

Antrag überhaupt als eine Verwaltungsrechtssache im Sinne des

Artikel 8 Ziff. 4 des Gesetzes vom 8. August 1878 »die Errichtung

eines Verwaltungsgerichtphofes betr.c aufgefasst werden kann

Nach Inhalt der bisherigen einschlägigen Entscheidungen des Ver-

waltungsgerichtshofes sind die Fragen, in welcher Art, insbesondere

an welchem Orte ein Kind zu erziehen sei, femer die Bestimmungen,

welche die Auswahl der bei der Erziehung anzuwendenden Mittel

betreffen, als Fragen des freien administratiTen Ermessens oder als

Angelegenheiten zu betrachten, welche dem Gebiete des Familien-

rechtes speeiell des hänslichen Erziehnngsrechtes oder der Tormnnd-

1) Entschcidangen des V.-G.-H. B. 2, S. 149 sq.

2) Entscheidungen des V.-G.-H. B. 3, S. 210; B. 3, S. 438; B. 0, S. 208.

3) Mit anderen Worten, ob sich ein solcher Antrag anter die »bestrittenen

Recht.oansprQche und Verbindlichkeiten in Bezog auf die religiöse Kinder-

erriehuDg nach Art 8, Ziff. 4« sabsnmireo liast Ueber d!e allgemein« und

grondsitsliehe BedeatnDg der Aoadrackswefse »Beetrittene Rechteansprüdie

and Verbindliehkdtenc Tergl. Qmtav Kahr'a GommeDtar, 8. 80 und Wükelm
Krai^ Commentar, 8. 45 s^.
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schaftlichen Gewalt angehören, nnd daher dem Wirkangskreise des

Verwaltuugsrichters entzogen sind. In dieser Beziehung gilt daher

die Regel: »Eine Verwaltungsrechtssache gemäss Art. 8 Ziff. 4 des

Gesetzes vona 8. August 1878 nher Erriclitung eines Verwaltungs-

gerichtshofes etc. liegt niclit vor^ wenn über die Confession^ in wei-

ther die Erziehung des Kindes erfolgen soll, kein Streit bestand

oder besteht^ sondern ausscMiesslich die Art und Weise^ in welcher

die reHgiöee Eräielmng des Kindee in einer bestimmten Canfessian

am meedBmäeaigsten bewerkstdUgit werde ^ den Strei^nmkt bildet i).c

Die Besiimmaiig der einxelnen Bniehangsauueregeln sar zweckmfte-

Dorchfhbran{r der religiOeen Eniehnii||f iafe flbrigens ODflerei

Braehtena nieht bU» gemta der positiven Vorscbrift des Art 13,

ZifT. 3 des mebrgenannten Oesetses ?oiii 8. August 1878 der Zu-

ständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes, sondern auch grösstentheils

dem Ermessen der Verwaltungsbehörden entzogen und in erster Linie

als ein Austluss des Erziehungsrechtes den Erziehungsberechtigten

anheimgestellt. Die Behörden haben lediglich die Aufgabe das Er-

ziebungsrecht und dessen Aeasseruogen zu schützen und dürfen nur

einem etwaigen Missbrauche desselben entgegentreten').

Nur auencJimsweiee kann der Verwcdtungsrichier in die Lage

kommen^ iiher die JFVt^eM, wo und wie die religiöse Er/Mmng eines

Emdes tu etner hestimnUen Confessian am sweckmässigsten hewerk»

stMgt werde^ innerhalb mmer
»tMNii es skh tun emen 8treU Über die reehßichen Folgen emes die

CwfesnonsmigMri^teU eines Emdes festsetsenden verwaUungsriehter"

liehen Ausspruches oder um eine Besehwerde aus Anlass der Zwangs-

vollstreckung eines rechtskräftigen verwaltumjsrechtlichen Erkennt-

nisses über religiöse Kindererziehung handelt Da nun insbeson-

dere die Kirchengesellschaften, nach deren Grundsätzen ein Kind zu

erziehen ist, ein wesentliches Interesse haben, dass die hinsichtlich

der religiösen Kindererziehung erlassenen ?erwaltungsrechtlichen Be-

scheide nicht blos abstracte Ausspräche über Confessionsangebörig-

keit bleiben, sondern zum thatsächlicbeo Vollzüge gebracht werden ^),

so ist ein in dieser Richtung sich bewegender pforramtUcher Antrag

als formell snlftssig sn erachten ^).

1) EntscheidQDgen des Y.-G.-H. B. 12, S. 250.

2) Das. B. 11, S. 33.

3) Das. B. 12, S. 250.

4) Dm. B. 14» 8. 819 sq.

^ Vagi Entacheidongen dei y^.-H. B. 9, 8. 464; B. la. 8. 291,

D«r Yerwtltaagigeriehtehor dttrte hiebe! fon den Bitiehtidnngaii,

R 1, & 100; B. 8p & 210; B. 5, & 107; & 8, 8. 89; B. 18, S. 250.
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In materieller Beziehung ist unseres Erachtens unter Würdig-

ung aller einschlägigen Verhältnisse zu entscheiden, ob es im ge-

gebenen Falle unabweisbar zu den Rechtsfolgen des über die be-

strittene ConleMiooMDgehOrigkeit erlusBeoeu verwaltaogsrichterlichM

AoBsprachfls and somit san Gegenstände der ZwangsTollstreckaag

gebore, den mehrgenannten Joseph Hfittner aus seiner bishengn

ümgebnng — erentnell anter Anwendnng ?on Zwangsroassnahnm

— sa entfernen and, wenn auch nnr vorflbergehend , in der Oos»

firroanden-Anstalt Ortenbarg antenabringen. In einem ibnliebn

Präcedenzfalle hat der Verwaltungsgerichtshof mit einer vorsichtigw
^

Redewendung erklärt: »Unter Umständen kann zur Durcbführung >

einer über die religiöse Erziehung eines Kindes ergangenen Ent-

scheidung auch dessen Entfernung von einem Orte und dessen Ver-

bringung an einen anderen Ort angeordnet werden ^).c Bs mtai
aber entschieden schwerwiegende Umstände vorhanden sein, bib

einen so tiefgebenden Bingriff in das Familienrecht and hftostielw

Briiehnngsrecht sa Toraolassen und sn rechtfertigen. Ob im for*

liegendeo Falle solche schwerwiegeade Umstftnde vorhanden aisd,

können wir nicht entscheiden. Wenn die Streitsache den Te^

waltungsrechtlicben Instanzenzug durchlaufen hat, wird das Re-

sultat seiner Zeit im Archive mitgetheilt werden.

1) EotMbaidiagm dat V.-Q.-H. fi. 13, 8. 291.

I
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XXIX.

Das auf einem einzelnen Gut ruhende Patronat icann bei Ver-

einigung des Gutes mit anderen Gütern zu einem Herrsehafts-

complex durch Ersitzung auf diese sog. Herrschaft Qbergehm.

Rechtswirltung einer Zerstückelung der Herrschaft

ReehtsüiU mitgetheüt tod BeehttMiwalt und Coubtorialrath Dr« FeL Forsch

in Bmlan.

Zu Löwen i. Schi, besteht eine evangelische Kirchengemeinde,

welche Kirchengebäude und zwei Pfarrhäuser besitzt. Zu der Kir-

chengemeinde geboren: 1) Das Rittergut Schloss Löwen, in dessen

Bezirk das Kirehengebäude and die beiden Pfarrbftnser liegen, 2) die

Stüdt LOwen, 8) das Bittergnt nnd die Dorfgemeinde FrObeln, 4) das

Rittergut nnd die Dorfgemeinde Baaske, 5) das Bittergnt nnd die

Dorfgemeinde Amsdorf, 6) das Kittergut und die Dorfgemeinde

Stroschwitz, 7) das Kittergut und die Dorfgemeinde Klein-Saarne.

Eigenthumer dieses letztgenannten Kittergutes ist Qraf X. Dasselbe

besteht aus dem 413 ha. 15 a. 20 qm. grossen Areal des Qutes

Kleio-Saarne und der 32 ha. 81 a. 20 qm. grossen Fläche des ao*

genannten Eieferbergs, der ans dem Qat Stroschwitz stammt. Letz-

teres stand bis zam Jahre 1848 im gemeinschaftlichen Besitz der

Herrschaften F. nnd Löwen. Bei der im Jahre 1843 rorgenom-

menen realen Theilong wnrde der dem Grafen X. zugefallene Qats*

theil, genannt Stroschwitz »Anthefl F.€, dem Grandbachblatt der

grätiichun Herrschaft F. zugeschrieben. Aus der anderen Hälfte des

Guts Stroschwitz, genannt Antheil Löwen, erwarb Graf X. im Jahre

1874 zugleich mit dem Rittergut Klein-Saarne den oben erwähnten

Kieferberg, der dem Gut Klein-Saarne zugeschrieben wurde. .

Das Gut Schloss Löwen und das Städtchen Löwen waren min-

destens seit Anfang des 16. Jahrhunderte im Besitz der Iceiberr-

liehen, spftter grftflichen Familie Beess. Vor 1614 hat diese Familie

die Abrigen oben angeführten Bitterguter hinsuerworben oad diesen

gesammten GMitsbestand anter der Bezeichnung »Herrschaft Löwenc

bis 1796 besessen. Von dieser Zeit bis 1843 war die gräfliche

Familie Stoscli und seitdem die freiherrliche Familie von Eckardstein

Eigenthumer dieses ganzen Gutercomplexes. Hiervon verkauften die

Herrn von Eckardstein: l) im Jahre 1843 die zum Rittergut Schloss
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IfOwen gehörig» Sehloflsmfthle ; 2) im Jahr 1860 das Rtitergnt Ams-
dorf; 3) im Jahre 1874 an den Grafen X. das Rittergot Klein-

Saarne und den zu Stroschwitz gehörigen Kieferbeig und endlich

4) im Jahre 1876 das Rittergut Schloss Löwen.

Sowohl die Herrn von Beess wie ihre Rechtsnachfolger haben,

solange die Herrschaft Löwen sich in ihrem Besitze befand, also

miodeBtena seit dem Jahre 1614, das Patronat über die Kirche za

Löweo MUgefibt. Nach der Parzeüirang des Gesammtbesitzes ist

die «YangeL Kircheogemeinde LOwen seit dem Jahre 1880 aoter der

BehaoptoDg, daas das Patronat anf die eiaxelnen abgesweigten Ofiter

flbergegaDgen aei, wiederholt an den Grafen X. mit der Fordemog

herangetreten, zn den Kosten för Bauten nnd Reparaturen an der

Lowener Kürehe nnd den Pfarrgehftnden heimtragen. Da jedock

Graf X. nnd mit ihm die Besitzer der Gflter Frdheln nnd Arnsdorf

der Meinung waren, dass das Patronat nicht auf ihren Gütern hafte,

riefen die Eigenthümer der einzelnen zur ehemaligen Herrschaft ge-

hörigen Güter sowie die evangcl. Kirchengemeinde Löwen die Ent-

scheidung der Königl. Regierung zu Breslau an , die nach dem Re-

solut vom 15. September 1881 dahin erging, dass die erforderlichen

Patronatsbeiträge von den Besitzern der Güter Arnsdorf, Fröbeln,

Stroechwitz, Rauske, Kleiu-Saarne, Schloss und Städtchen Löwea

nebst der dabei befindlichen Neiaae-lffihle als Gompatrone nnter

Solidarhaft aufzubringen aeien^ den Intereaaenten jedooh der Rechts-

weg orbehalten werde. Ana dem Beaolut ging nicht herfor, in wel-

chem Verhftltniaa die einzelnen Gutaheaitzer zu den Patronaidaaten

beitragen aollten, nnd kamen daher diese in einer vor dem Landratb

des Kreises Brieg am 29. September 1881 stattgehabten Verhand-

lang überein, dass bis zur anderweitigen rechtskräftigen Entscheidung

alle Kosten in Patronatdbausachen von den einzelnen Kitterguts-

besitzern nach Massgabe der von ihnen zu zahlenden Grund- und

Gebäudesteuer aufgebracht werden sollten. Demzufolge hat Graf X.

bezw. für dessen Rechnung und in dessen Auftrag der Ritterguts-

besitzer Scholz zn Schloss Löwen in den Jahren 1881, 1882, 1883,

1887 nnd 1888 veracbiedeDtlicb Beiträge za den Bauten und Be>

pnratnren der Kirche, dea Tbannaa, der Pfarrei, nnd der Paatoran-

nnd KOatarwohnnng gdeiatet: anch fftr daa Jabr 1800 von der

evangol. Kirchengemeinde die Anllbrdening zur Leistnng von Bm-
trlgon erhalten.

Graf X. beschritt demnächst den im vorgedachten Beaolut der

Regierung vorbehaltenen Rechtsweg und hat gegen die ev. ^ircben-

gemeinde LOweu mit dem Antrage Klage erhoben:
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die Beklagte kostenpflichtig sa rerurthellen, anzuerkennen,

dass dem Klftger, als dem Eigenthflmer des Bittergates

EleiD-Saarne, Kreis F. O./Schl., ia dessen Jetcigen grand-

bttchmSssigen Bestände gegenüber der efangelischen Kirchen-

Gemeinde nnd Kirche zn LOwen i. Schi, keinerlei Hechte und

Pflichten als Patron oder Mitpatron zustehen bezw. obliegen.

Er weist zunächst darauf hin, dass ihm die Verrauthung für

die Freiheit des Eigenthums zur Seito stehe, die Beklagte somit den

Nachweis zu fähren habe, dass das Patronat auf Klein-Saarne hafte.

Diese Beweispflicht liege im vorliegenden Falle der Beklagten am
80 mehr ob, als ihrer Behauptung: das Patronat habe aaf dem Qe-

sammtareal der Herrschaft LOwen gernht, ihre eigene üebang ent-

gegenstehe, da sie ihn, obwohl er bis 1843 ideeller Miteigenthfimer

des Gntes Stroschwits gewesen, and seit der 1848 erfolgten realen

Theilnng Eigenthämer von Strosehwitz. Antheil F. sei, und obwohl

er ferner seit 1874 das Rittergut Klein-Saarne im Besitz habe , bis

zum Jahre 1880 niemals zur Leistung von Patronatsbeittägen zu

den in dieser Zeit wiederholt vorgekommenen Kirchenbauten und

Reparaturen aufgefordert habe. In gleicher Weise habe die Beklagte

nach dem Verkauf der Schlossmühle nnd des Rittergnls Arnsdorf in

der Zeit Ton 1848 bis 1876 niemals ron den Besitzern liieser Trenn-

stocke , sondern stets nnr von den Frelherm von Bekardstein die

Patronatslasten erhoben. Anch habe die Beklagte in einem Pro-

cesse der im Jahre 1826 «wischen ihr nnd der Stadt Brieg fiber die

der letzteren in ihrer Eigenschaft als Eigenthümerin der Rittergüter

Kantersdorf und Kleiu-Neudorf angeblich obliegende Compatronats-

last schwebte, selbst wiederholt den Besitzer von Schloss LOwen als

Patron bezeichnet.

Desgleichen habe sie in einer vor dem zuständigen Organ auf-

genommenen Verhandlnng vom 15. September 1835, betrelfend den

Thnrmbnn an der Kirche, wiedernm das Doroininm Löwen als Patron

angegeben. Ferner sei ans sahireichen Verfflgungen, Berichten nnd

EHtlftrongen des Magistrats tn Ldwen, der jeweilige Besitzer des

Schlossguts Löwen sowie der Beklagten selbst ersichtlich, dass das

Patronat nur auf dem letztgedachten Gute ruhe, und dass insbe-

sondere nach dem Jahre 1843 nur der Besitzer dieses Gutes, nicht

auch die Eigenthämer der abverkauften Rittergüter die Fatrooats-

rechte ausgeübt und die Patronatslasten getragen haben.

Des Weiteren fahrt der Klftger nnter Besngnahme anf die

Tom Pfarrer Knske yerlhssste »Kirchenchronik ron L6wenc (S. 90)

an, dass der Freiherr von Bekardstein im Jahre 1876 erklftrt habe,

AnhlT fUr lOraktiurMfat. LXZL 26
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das Patronat ruhe nur auf dem Rittergut Scliloss uud Städtchen

Löwen. In üebereinstimmung damit enthalte eiiie landschaftliche

Ertragstaxe vom 1. Juni 1804, die sieh bei den Akten der Fürsteu-

thttmslan lisch aft zu Uatibor befände, die Bemerkung, daas dem >Do-

miniam Löwen das jus patronatusc fiber die evangelische Kirche zu

liOwen zustehe, und ein ebenfalls bei jenen Al[ten vorhandener

Taxationsbericht vom 15. Oetober 1846 den Satt: »Das Patronat bei

der evangelischen Kirche sn LOwen steht dem Dominio Sehloes

Löwen, also nicht dem Besitier oberschlesischen Antheila xa.c

Gleichseitig werde in der Tue bemerkt, dass frflher simmtüche lar

ehemaligen Herrschaft Löiren gehörigen Ritterguter mit Ansnahme

des Schlossguts Löwen , also auch das jetzt zu Mittelschlesien ge-

zählte Gut Fröbeln zu Oberschlesien gehört habe.

Des Weiteren versuchte der Kläger unter Protest gegen seine

Beweispflicht den directen Nachweis zu führen, dass das angebliche

Patronat lediglich auf dem Rittergut Schloss Löwen, zum Mindesten

nicht auf Klein-Saame und Stroschwitz-Kieferberg ruhe.

Zunächst weise — führt der Kläger aus — schon der Um-
stand, dass einerseits die Vermuthang fAr die Diaglichkeit des Pa-

tronato spreche, andererseits die Löwener Kirche nnd die Pfarrge-

bftnde im Beiirk des Kittergnts Schloss Löwen liegen, darauf hin,

dass das Patronat allein anf diesem Oute hafte, ünterstfltat werde

dies auch dorch die geschichtliche Entstehung des Patronats, wel-

ches sich aus dem Eigenthumsrechte der Grundherrn, in deren Guta-

grenzen die Kirche gelegen, entwickelt habe. Dazu komme, dasa

das Patronat bereits von den Herrn von Beess ausgeübt worden sei,

als diese noch das Schlossgut Löwen allein oltne Klein-Saarne und

Stroschwitz besassen. Dies folge schon aus dem Alter der Löwener

Kirche, die mindestens bereits in der Mitte des 16. Jahrhunderts

vorhanden gewesen sei. Da nur ein Patronat bestanden habe, so

mfisse aach das Fainmai iehon in der Mitte des 16, JahrhundtHa

begründet gewesen sem. Damals hätten die Herrn von Beess nur
das Seklossgut Löwe» besessen, KleinSaame sowie Amedorf,
JWMii , Bamdte und Stroeehunte hätten eie wie die im Ufn^ltcAeis

StaatsarMf verwaheien HypothekenbUeher ergeben «rfinlsii, eret im
Jahre 1601 flr 1600 IMsr erkauft.

Dass aber thcUsächlich die Herrn von Beess bereits vor 1601,

also ehe sie Klein-Saarne und Stroschwitz besassen, das Patronat

ausgeübt haben, dafür sprächen die folgenden Thatsachen:

In der Kuske'schen Kirohenchronik (Bl. 10) sei ein Vertrag

abgedruckt, durch den im Jalire 1535 Adam Beess für den Löwener
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Pfarrer Zeybel eine Widmuth zu Neuüorf fundirt habe. Diese Faada-

tion, die sich als ein Ausflass des Patronats darstelle, sei in einem

Beriebt des Karl Otto Beess ans den Jahren 1604 nnd 1695 be-

stiitigt Dieser Berieht enthalte einmal die Erklftmng, dass Adam
Beess 1585 die Widmnth zn Nendorf fandirt nnd oonftrmirt habe,

andrerseits werde in demselben bemerkt, dass Viktorin Beess im

Jahre 1558 als »Collaiorc (d. i. als Patron) die Kirche abermals

dotirt habe.

Zu jener Zeit seiea ausweislich der alten Hypothekenbücher

Adam und Vi)(torin Beess, die sich auch Herrn von Köln und

Ketzendorf nannten, fiigenth&mer des Schlossguts Löwen gewesen.

Demeotspreehend besagen die von dem Pastor Honsel ira Jahre

1776 Tor&ssten »Löwener Kirehennmstinde^c dass die Herrn

¥on Beess das »alleinige ins patronatos beständig gehabte haben.

Femer sei in dem fon dem mandatarins nnd secretarins Fritze Tor-

fassten nnd in der Koske'schen Chronik (S. 46) abgedruckten Thurm-

bericht bemerkt: »Will also nur noch die neueste Geschichte des

hocligraflichen von Beess Hauses, alsbei denen das Patronat der

KircJie^ mit Kurzem melden.« Da nun die Herrn von Beess schon

im 16. Jahrhundert das Schloesgut Löwen besessen hätten, so sei

anzunehmen, dass sie auch schon damals das Patronat ausgeübt

haben. Ansserdem berichte eine im Besits der Beklagten befind-

liche Urkunde, enthaltend »einige Bemerknngen ans den Akten zn

Schloss Löwen« Folgendes:

»Anno 1500« sei Adam Beess, Freiherr zu Köln nnd Ketzen-

dorf, »in den Einverstand gesetzt« wordea, der Bruder des gedachten

Adams Viktorin Beess habe, laut alter Freibriefe der Zücbner in dem
Stftdtleiu Löwen, damals Löweu schon 1520 besessen, bis es Hans

von Beess der Aeltere aufgerichtet; auch die Kirche und die Thurme,

darunter das firbbegrähniss , seien von Grund aus aufgemanert und

erbaut worden. Nach einem Stammbaum der Familie Beess, den

der Pistor Honsel anf Grund der in der Kirche befindlichen Grab*

inaehriften verfhsst habe, habe dieser Hans von Beess schon vor

1601 L5wen besessen. Es wfirde demnach die eben erwfthnte Fnnda-

tion der Kirche nngeßlhr in die zweite Hälfte des 16. Jahrhunderts

fallen. Endlich bezeuge Hensel in seinen Kirclienumständen noch

Folgendes: »Von der Gründung der Kirche zu Löwen lässt sich aus

Kirchendocumenten nichts Gewisses annehmen. Da aber allhiesiges

Stadtsiegel die Omschrift hat »Gemeines Stadtsiegel von Löwen

1333,« so ist zu ?ermnthen, dass die Kirche wohl so alt sein möge.

Die alte ISrsählnng, dass die Herrn m Beess die Kirche erbaut

26*
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haben und dass die Stadt nur dahin eingepfarrt sei, macht nicht nur

das alleinige jus patronatas, so dasselbe beständig gehabt habeu,

wahrscheinlich, sondern auch die Lage und Verbindung der Kirchen-

geb&ude mit dem Schlosse.c Dasselbe werde auch von Kuske (S. 5)

in seiner Chronik berichtet und durch die Thataache bestätigt, dass

die Kirebe im OutabMirke SeUots Löwen in nftchster Nfthe dm
SehloMM stehe.

Endlieh fAhrt der Kläger als ferneren Beweis dafür, dass das

Patronat ilter sei, als der Besits der FtoiUie Beess an dem Ritter-

gut Klein*8aame, noeh Folgendes an: Adam Bees habe ansser dem
Schlossgut LOwen noeh die Dominien Kantersdorf nnd Klein-Neodoif

besessen. Nach §. 9. der auf die beiden letztgenannten Gfiter he*

züglichen Urbanen hätten diese Güter bei der Besetzung der Geist-

lichen zu Löwen ein votura negativura gehabt. Dieses votum nega-

tivum sei ein Ausfluss des Patronats. Ferner bekunde Kuske in

seiner Chronik (S. 7), dass das Patronat tseit uuvordenklichen Zeiten

in der Hand der Familie von Beessc ruhe. Schliesslich komme noeh

in Betracht, dass die Mitglieder der Familie ßeess schon vor der

Mitte des 15. Jahrhunderts an in der LOwener Kirche bestattet wor-

den sein , ond dass aneh Hans Yon Bees in seinem im Jahre 1614

errichteton Testemente angeordnet habe, dass er in der Kirebe be-

graben werde, in der aoeh sein Vetter Viktoria Boen begraben sei.

in der Kirche begraben sa werden, sei aber ein gesetsUcbes Vor-

zagsrecht des Patrons.

Die Beklagte beantragt:

Die Klage abzuweisen.

Sie wendet zunächst ein, dass das Patronat nicht bloss auf

dem Rittergut Schloss Löwen geruht, sondern durch Verjährung für

and gegen den Gesammtcomplex der Herrschaft Löwen erworben

worden sei. Diese Herrschaft Löwen sei im Jahre 1614 von Hans

von Beess als Familienßdeicoraraiss ans den Gätem Amsdorf, FrO-

beln, Baaske, Stroschwite, Kiein-Saame, Schioes mid Stadteheii

Löwen gestiftet worden. Die erstgenannten filnf Otter, welche mm
damaligen Falkenberger Kreise geborten, seien im 18. Jahrhandest

auf einem gemeindschafUichen Gmndbnchblatt anter der Beieieb-

nung »Herrsehafl LOwenc eingetragen gewesen. Schioes and Stldi-

eben Löwen hätten zwar ein besonderes Grundbuchblatt gehabt, je-

doch nur deshalb, weil es in einem anderen Kreise, dem damaligen

Kreise ßrieg, gelegen sei. Auch sei auf diesem Grundbuchblatt die

Zugehörigkeit von Schloss uud Städtchen Löwen zur Herrschaft

Löwen aosdräcklich vermerkt gewesen. A.lle vorgenannten Güter
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hätten bis in die zweite Hälfte dieses Jahrhunderts keine Selbst-

ständigkeit gehabt, sondern als »Herrschaft Löwenc ein einheits-

recbtliches Ganze bildet. Für di6M Herrschaft sei während der

ganzen Dauer ihres Bestehens ein gemeinsaines Rentamt in Löwen

eingerichtet gewesen, in dessen Kasse die s&mrotlichen Einnahmen

geflossen seien nnd ebenso alle Ausgaben, anch die PntroaatBlasten

ans dieser Kasse bestritten worden seien. Vom Jahre 1614 bis in die

neneste Zeit habe das Patronat Aber die oYangelische Kirche sn

Mwen, dem jedesmaligen Besitser der Herrschaft LOwen, zuge-

standen und sei von demselben ausgeübt worden. Dies gebe einmal

aus den W'ationen , insbesondere für die Jahre 1813, 1816, 1828

und 1840 hervor, in denen der Graf von Stosch, der Erb- und Ge-

richtsherr der Herrschalt Löwenc bezw. die Gräfin von Stosch, die

Erb- und Oenchtsfrau der »Herrscbatt Löwenc als Patron genannt

werden.

Ferner heisse es in einem VisitationsprotocoU vom 21. Juni

1756 wörtlich: »der Patronus oder Grundherrsebaft ist dermalen

Seine hochgrftfliche fixcellenx der Herr Otto Leopold Oraf v. Beess,

Kgl. Prenss. Amtsminister nnd Oberbofmarachall. Wegen des iuris

patronatns ist kein Streit bekannt geworden. Weder die Gemeinde

noch die Brieg'sche als wegen Kantersdorf nnd Klein-Nendorf con-

corriren \m der Vocation.c Desgleichen sei in einer LOwener Kirchen*

recbnung vom Jahre 1797 unter der Rubrik: »Patronu.<tc vermerkt:

»Graf Stosch, Kgl. Kaniinerherr und Johannitterritter. Bei Besetzung

der Predigerstellen concurriren weder die Gemeinde noch der Ma-

gistrat zu Brieg qua Dominium zu Kantersdorf und Klein-Neudorf.«

Aus dem Vorangeführten folge, dass die Besitzer der »Herrschaft

Löwen,« nämlich des durch die Urkunde von 1614 unter diesem Namen

zu einem Fideicommiss vereinigten Gütercomplexes, das Patronat durch

Verj&hmng erworben liaben. Nach dem Abverkauf der einzelnen Qflter

sei daher das Kirchenpaironat dergestalt anf die einselnen Trenn-

stücke nnd somit anch auf Klein-Saame übergegangen, dass die Be*

sitzer der einzelnen Güter in Ansehung der Mronatsrechte nnd Pn-

tronatspfliehten als Inhaber eines gemeinsamen Bechts nnd einer ge-

meinsamen Verbindlichkeit anzusehen seien.

Die kläi^erische Behauptung, dass das Patronat lediglich auf

dem zur Herrschaft Löwen gehörig gewesenen Schlossgute Löwen

geruht habe, sei daher nicht richtig und werde auch durch die iu

dieser Richtung vou dein Kläger gemachten Anfuhrungen nicht be-

stätigt. Dass in einem im Jahre 1826 geführten Processe, sowie in

andern Verhandlungen der Besitzer von Schloss bezw. Dominium
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Löwen als Patron bezeichnet und dass er in seiner EijPfenschafI als

Besitzer des Bitter^^uts Schloss Löwen wegen Patronatsbeitrigen in

Ansprach genommen worden sei, sei gleichgültig« Die Aasdrücke

>Doniininm€ beiw. »Schlösse Löwen drückten keinen Gegensatz la

der Beieichnang »Herrschaft« Löwen ans, es sei vielmehr aUge-

meiner Spracbgebranch, eine »Herrechaftc auch mit »Schlosse oder

»Domininm« oder »Rittergnt« in bezeichnen. Wenn in UrkandeB«

Yerbandlnngen u. dgl. Yon dem Beeitter ?om »Schlonc oder »Do-

mininro« Löwen die Rede sei, so habe man damit nur den Besttaer

der »Herrschaftt Löwen gemeint, der auf »Scbloesc Löwen gewohnt

habe. Ein selbstständiges Dominium Löwen habe es, solange die

Herrschaft Löwen bestanden, überhaupt nicht gegeben. Das nur

50 Morgen grosse Schlossgut Löwen wäre niemals im Stande ge-

wesen, die Patronatslasten, welche z. B. in den Jahren 1881— 1888

die Samme von 8000 .% überstiegen, allein zu tragen. Ohne Be-

lang sei es auch, dass Freiherr ?on Eckardstein im Jahre 1876 ge-

äussert haben soll, das Fatronat mbe allein auf dem Rittergnt

Schloss Löwen.

Denn da die mit dem Patronat belasteten Gflter schwerer Ter>

känilich gewesen wftren, liabe es in dem Interesse des Verk&nfers

gelegen, beim Abrerkanf der einzelnen Oftter das Mronat als ledig-

lich snm Bestgat Löwen gehörig zu bezeichnen. Der Pfarrer Knske,

der jene Aeusserung des Freiherrn von Eckardstein in seiner Rirchen-

chronik (S. 90) berichte, habe selbst stets die Ansicht vertreten,

dass das Patronat auf dem ganzen Gütercomplex der Herrschaft

Löwen hafte.

Was terner die vom Kläger in Bezu^ genommene Stelle in der

landschattlicben Taxe vom Jahre 1846 anlange, so seien unter dem
in einem Gegensatz zu Schloss Löwen gebrachten »Oberschleaischen

AntheiU nicht die Güter Fröbeln, Bauske, Stroschwitz-Aniheil Löwen,

Amsdorf nnd Klein-Saarne zn ?ersiehen, sondern einzig und allrä

das Dominium Stroschwitz-Antheil F., welches zu der Oberscblesi-

schen Herrschaft F. gehört habe.

Unrichtig sei es weiter, dass die Herrn ?on Beess das Patronat

bereits ausgeübt hätten, als sie noch nicht Besitzer der Herrschaß

Löwen gewesen wären. Der Umstand, dass die Kirche in Löwen be-

reits seit 400 Jahren bestehe, rechtfertige nicht den Schluss, dass

auch das Patronat bereits seit der Mitte des 16. Jahrhunderts be-

gründet sei, die Kirche zu Löwen sei 1535 eYaiit^^elisch geworden.

In der evangelischen Kirche habe sich das Patronat erst längere

Zeit nach der Reformation allmälig entwickelt Unrichtig sei es

L.iyui^uü Uy Google



Vereinig, dee Palronattgutet mU and, OfU^ ZeraiückeL d, erst. 407

insbesondere, dass die Herrn von Beess im 16. Jahrhundert nur das

Schlossgnt Löwen besessen hätten. Ausser dem nur 50 Morgen um-

fassenden Schlossgut Löwen hiltten sie auch schon im 16. Jahrhondert

aasgedehnte Besitzungen, insbesondere das noch heato lu Löwen ein-

gepfarrte Gut Klein-Neudorf ihr Eigen genannt.

Die über die Widmnth zn Nendorf im Jahre 1585 niid die

Dotation im Jahre 1556 Tom Kläger in Besng genommenen Ur-

künden erl^enne sie nicht an. Ausserdem könnte durch Pnndation

einer Widmnth ein Patronat flberhanpt nicht erworben werden, jeden-

falls aber habe durch die Stiftung einer Widmnth auf dem Gute

Klein-Neudorf nicht da.«? Patronat für das Schlossgut Löwen be-

gründet werden können. Aber selbst wenn die klägerische Be-

hauptung richtig wäre, dass im 16. Jahrhundert das Patronat über

die Löwener Kirche thatsächlich nur auf dem Schlossgut Löwen

allein geruht habe, so sei doch dadurch, dass dieses Gut Schloss

Löwen im Anfang des 17. Jahrhunderts der Herrschaft Löwen ein- .

verleibt worden und auf diese Weise seiner Selbstständigkeit ver-

lustig gegangen sei, das Patronat auf das Gesammtareal der Herr-

scbaft Löwen Qbergegangen.

Endlich macht die Beklagte geltend, dass der Klftger daa

ihnen tustehende beiw. obliegende Compatronat bedingungslos aner-

kannt habe. Nachdem, behauptet sie, durch das Resolut der Kgl.

Regierung zu Breslau vom 15. September 1881 die sftmmtlichen

Besitzer der einzelnen zur ehemaligen Herrschaft Löwen gehörigen

Güter für verpflichtet erklärt worden seien, »Patronatsbeiträge« zu

den Kirehenbaukosten zu leisten, hätten sich in der vor dem Land-

rath des Kreises Brieg stattgehabten Verhandlung vom 29. Sept. 1881

die einzelnen Gutsbesitzer, einschliesslich des Klägers, selbst als

Compatron bezeichnet and den Procentsatz der von den einzelnen

Rittergutsbesitzern zu entrichtenden Beiträge festgesetzt. Der im

Resolut und in der Verhandlung gemachte Vorbehalt einer end-

gflltigen Entscheidung durch rechtskräftiges, richterliches Urtheil

habe sich nur auf die Art der Vertheilnng der Patronattlasten be-

zogen, das Compatronat selbst sei von allen vorbehaltlos anerkannt

worden. Im üebrigen bestreite sie alle nicht zugestandenen Be-

hauptungen des Klägers.

Dieser hat hierauf Folgendes entgegnet

:

Es sei richtig, dass die der Familie Beess gehörigen Güter Schloss

und Städtchen Löwen, Fröbeln, Arnsdorf, Rauske , Stroschwitz und

Klein-Saarne seit dem Jahr 1614 unter dem Namen der »Herrschaft

Löwen« znsaromengeiasst worden seien, jedoch ohne dass rechtlich
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ein einheitliches Ganze gebildet worden wäre. Wenn wirklich das

Schloss und Städtchen auf einem besondern Grundbuchblatt einge-

tragen gewesen seien, so habe dies darin seinen Grund gehabt, dass

das Gut Schloss Löwen als Stammgrundstück mit seinen besonderen

Rechten und Pflichten in einem Gegensatz zu den später zugekauften

Gütern gebracht werden sollte. Der Begriff »Herrschaft« Löwen sei

lediglich ein wirthsciiaftlicher und bezeichne die Gesaromtheit aller

denjenigen im Einseinen sdbstsiänäigen Güter, welche dem auf dem

Sehloesgate LOwen residirenden Herrn eigenthftnilich gehört bitten.

Aach sei eine Fideicommissherrschaft niemals in dem Sinne ein ein-

heitliohes Game, einzelnen dasu gehörigen Bittergüter

ihre Selbstständigkeit verlüren.

Darans, dass auf der Herrschaft Löwen eine gemeinsehaftliehe

Rentamtskasse bestanden, könne nicht gefolgert werden, dass eine

Ausgabe dadurch, dass sie aus derselben bestritten worden, eine für

die ganze Herrschaft gemachte gewesen sei. Bis in die neueste Zeit

sei es Sitte, dass jeder Besitzer eines grösseren Gutscompleies zur

Vereinfachung der Wirthscliaftsführung ein einziges Rentamt für

das Ganze einrichte. Daraus aber sei nicht zu folgern, dass die

dareh Zahlnngen aas der Rentamtskasse erfüllten Verpflichtungen

der einxelnen selbstst&ndigen Grandstftcke Verpflichtangen des ge-

sammten Gutsareals gewesen oder geworden seien.

Aach der Umstand, dass ron dem jedesmaligen Beeitaer der

Herrschaft LOwen seit 1614 bis aar Pantellirang des Gatscompleies

das Patronat ansgettht worden, sei solange onerheblich, als nicht

nachgewiesen werde, in welchem Umfang er es ausgeübt habe: ob

als Besitzer der Herrschaft Löwen oder als Besitzer des einzelnen

SchlossgtUs Löwen.

Ersteres könne aus den von der Beklagten in Bezug genom-

menen Urkunden, Vocationen u. dgl. nicht gefolgert werden. Die in

den Vocationen enthaltenen Bezeichnungen »Erb- und Gerichtsherr

der Herrschaft Löwen c seien nichts weiter als blosse Titel und hätten

nicht die Bedeutung, dass der Tocirende Graf soweit Patron gewesen

sei, als er Erb- und Gerichtsherr gewesen. Uebrigens kämen diese

Titel schon in einer Zeit vor, als die Herrschaft Lüwea noch gar

nicht bestanden habe.

Das femer von der Beklagten in Bezug genommene Visitatione-

protocoll vom Jahr 1756 spräche nicht für, sondern gegen die Be-

hauptung der Beklagten. Iii demselben heisst es: »Der Patrouus

oder Grundherrschaft ist dermalen . . der Graf von Bees.c Grund-

herrschaft bedeute aber dasselbe wie Gutshern^chalt. Eh sei also der
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Besitzer der Herrschaft Löwen nur in seiner Eigenschaft als Guts-

herr des Ritterguts Schloss Löwen Patron gewesen, und da auch

jetzt noch ein selbstständiger Gutsbezirk bestehe, so folge daraus,

dass das Patronat auch jetzt aar dem QaUberrn Ton Scbk>ss Löwen

gebühre bezw. obliege.

Gegenüber der AmflUirong der Beklagten, daes die Ausdrücke

»Uerrschnft^t »Doinininm,« »Rittergut« gleichbedeutend seien, be-

merkt Kläger, dssB man mit »Herrschaft« einen Coroplex mehrerer

Rittergüter, mit »Dominium« dagegen nur das einzelne Rittergut

bezeichne.

Ebenso sei in den von ihm in Bezug genommenen Urkunden

des Magistrats und der Löwener Kirchengemeinde mit dem Aus-

druck »Rittergut Schloss Löwen« nur dieaes Rittergut im Gegensatz

ZQ den übrigen Rittergütern geroeint.

Der fsmeren Behauptung der Beklagten, dass der Taxations-

bericht vom 15. October 1846 mit den »Gütern Oberschlesischen.

Äntfaells« nur das Dominium Stroschwits-Aatheil F. im Auge ge-

habt habe, hält der Kläger folgende angeblich in der Taxe befind-

liche Stelle entgegen : Wenn die mit Abschätzung des oberschlesi-

schen Antheils des Herrschaft Löwen nebst Fröbeln beauftragte

Commission im Schlosse Löwen verhandle, so »wisse sie sehr wohl,

dass sie hier im tiiedersehlesischen Antbeil der Herrschaft sich be-

finde.« Ferner heisse es dort: »der oberscMesische Antbeil der Herr-

schaft sich befinde.« Ferner heisse es dort: »der obersehteiiiehe An-

iheil der Herrschaft Löwen, bestehend aus Fröbeln, Raoske, Klein-

Saame, Amsdorf und Stroschwitz, liegt ausser Fröbeln im land-

rftthlichen und landschaftlichen F.'er Kreise.«

»Zu dem niederscMesischen Antbeil der Herrschaft gehört, wie

nur beiläufig bemerkt wird, blos das Schloss mit dem dabei befind-

lichen Park und einer Wiese, Brauerei und Brennerei und einigen

Geldzinsen der Stadt Löwen.«

»Das Patronat steht bei der CTangelischen Kirche zu Löwen,

dem Dominium Schloss LOwen, also nicht dem Besitxer Obei^

schlesiscben Antheils zu.« Qnsweidentig sei also hier — bemerkt

der Klüger — das »Dominium Lüwen« d. h. das einselne Rittergut

8Mos8 Lüwen den übrigen zur Herrschaft Löwen gehörig gewesenen

Gütern gegenübergestellt.

Endlich bestreitet der Klä^^er, anerkannt zu haben, dass das

Patronat auf seinem Hesitzthum Klem-Saarne hafte. Als im No-

vember 1880 zum ersten Mal Anspräche aus dem angeblichen Pa-

tronat an ihn gestellt worden seien, habe er sofort unterm 12. No-
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vember 1880 die üebernahirie von Patronatslasten abgelehnt. Nach-

dem das Resolut der Kgl. Regierung zu Breslau vom 15. September

1881 ergangen, sei zwar in den Verhandlungeu vom 23. und 29. Sep-

tember 188 If in denen auch er vertreten gewesen sei, der Massstab

der die einzelnen Gutsbesitzer treftenden Beitragapflicht festgestellt

worden. Natargemles h&tten diese Feststellangen nur den Zweck

gehabt, einen ?orflbergebenden Zustand in regeln, bis die Frage,

ob das Patronat anf den einzelnen Trennstfieken mbe, durch rechts-

kräftiges richterliches Urtheil entschieden sei. Streitig sei nur das

Bestehen der Last auf den einzelnen Qfttem , nicht die Art ihrer

Vertheilung gewesen. Nur auf die erstere Frage habe sich der im

Resolut der Kgl. Regierung und in der Verhandlung vom 20. Sep-

tember 1881 erklärte Vorbehalt bezogen. Daher habe er, nachdem

er grundsätzlicli sofort jede Patrouatslast abgelehnt habe, sich nur

vorläufig bis zur gedachten richterlichen Entscheidung zu Patronats-

leiatnngen bereit erklärt.

Die Beklagte hat die Behauptungen des Klägers, soweit pie

den ihrigen entgegenstehen, bestritten und unter Angabe des Grundes

und der Lage des Rechtsstreits

den Hfthlenbesitiem Hermann und Panl Scholz als Bigen-

thfimer des Ritterguts Schloss LOwen;

den Streit Terkflndet, weil sie sich, wenn sie in diesem Rechtsstreite

unterliegen sollte, wegen des Ausfalls an Patronatsbeiträgen an die

Litisdenunziaten halten wolle.

Die Litisdenunziaten haben sich dem Antrage, die Klage

abzuweisen, angeschlossen und noch folgende Thatsachen behauptet

:

Die Familie Beess habe im 16. Jahrhundert in mehreren Zweigen

geblüht, von denen ein Jeder mit Grundbesitz angesessen gewesen

sei. Adam Beess habe Neudorf besessen und die Widmuth zu Nen-

dorf gestiftet. Rechtliche Beziehungen zwischen dieser Dotation und

dem in Rede stehenden Patronat seien jedoch nicht erkennbar.

Bin entfernter »Vettere des Adam Beess, Hans Beess der

Aeltere, habe durch sein im Jahre 1614 errichtetes, am l. October

1615 pnblicirtes Testament seinen gesaramten Nachlass, zu welchem

an Liegenschaften das Stftdtlein Löwen und die DOrfer nnd Vorwerke

Fröbeln
,

Arnsdorf, Rauske, Stroschwitz und Nieder-Söhrra (Klein-

Saarne) gehört hätten, zu einem Fideiconiraiss vereinigt, genaue Be-

stimmungen über die pjrbfolge getroffen und seinen Neflfen Kaspar

Heinrich Beess zum ersten Fideicommissfolger eingesetzt. In dieser

Stiftungsurkunde seien die Ausdrucke »Herrschaft Löwen« und »Gut

LOwenc unterschiedslos nebeneinander zur Bezeichnung des Inbegrifia
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des Nachlasses gebraucht und angeordnet, dass von allen Fideicom-

missfolgera der Kirche und dem Pfarrer zu LOwea je 300, der Schule

200 »schwere Marke entrichtet werden sollten.

Kaapar Heinrich Beess, der erBte Fideicommieefolger» and eeine

Nachkommen hätten nnstrettig das Palronat an der Löwener Kirche

aosgefiht. Clftger behaupte zwar, die Herrn ?on Beess seien bereits

im Besitz des Patronats gewesen, ehe das Fideicoromiss gestiftet

worden sei, er habe jedoch die Angabe unterlassen, mit welchem

Grundbesitz, das Patronat bis dahin verlcnfipft gewesen sei.

Da nämlich hier, wo es sich um das Bestehen eines Patronats

handle, die Vermuthung fnx die Freiheit des Eigenthnms nicht so

wie sonst durchgreife, lAge, auch wenn Klein Saarne spftter als das

Patronat erworben sein sollte, der Nachweis dem Kläger ob, dass

K]ein*Saame trotz seiner ihatsächlichen nnd rechtlichen Verbindung

mit den übrigen patronatspfiichtigen Qfitem in den Verband der-

selben nicht aufgenommen oder wamro es aus 'demselben geschieden

sei. Jedenfalls habe Hans Beess der Aeltero und seine Fideicom-

misserben durch die im Testament verordnete CoUation ein Recht

zum Patronat erlangt, und nachdem sie in ihrer Eigenschaft als Be-

sitzer des Fideicommisses durch die Ersitzungszeit die aus dem Pa-

tronat fliessenden Bechte tbatsftchlich geflbt hätten, das Patronat

selbst erworben.

Zu diesem Ergebniss f&hre auch die thatsächiich unrichtige

Behauptung des Klägers, dass das Patronat auAnglich nur auf dem
Schlossgute Löwen geruht habe. Durch die Stiftung des Fideicom-

misses seien die sämmtlichen Theile des Vermögens zu einem In-

begriff verschmolzen worden, die juristische Selbstständigkeit der

Theile sei erloschen, und die auf denselben haftenden Lasten seien

nach der Vereinigung Lasten des Qanzen geworden. Dass dem so

sei, hätten die Fideicommissbesitzer auch durch concludente Hand-

langen tu erkennen gegeben. AnfiElnglich hätten die Herrn v. Beess

ihren Wohnsitz auf dem rechten Oderufer gehabt und erst seit der

Stiftung habe die Linie Kaspar Heinrich Beess die Stadt Löwen,

den bedeutendsten Ort ihres Besitzthums, zur Wohnstätte erhoben.

Zur Zeit der Gründung des Fideicommisses habe, wie aas der Stift-

ungsurkunde ersichtlich sei, weder ein Kittergut noch ein Schloss

Löwen existirt. Nur »das Städtlein Löwen« mit den mehrfach ge-

nannten »Dörfern und Vorwerken« werde m dem Testament erwähnt,

in welchem der Stifter seine Besitzungen jedenfalls erschöpfend zu

beieichnen beabsichtigt habe. Erst Mitte des 18. Jahrhunderts

hätten die Herrn von Beess ein »Schloss zu LOwen als Wohnstätte

Digitized by Google



412 Poncht Vereinig, d. PaironuUguiet mU and, GüL, ZeratückeL d. erst,

erbaut und zu demselben etwa 50 Morgeu Garten und Park ledig-

lich für Zwecke des Vergnügens und nicht zur landwirthschaftlichen

Benutzung zugeschlagen. Ks hätten daher auch die Fideicommiss-

besitzer, wie die vorzulegenden Beläge aus den Jahren 1631 bis 1678

ergeben würden, bei vorkommenden Kirchenbauten die erforderlichen

Naturalien, wie Holl, Steine und Sand nicht aus den Ertrftgen des

Qnts Sehloas LAven, sondern aus denen der übrigen Besitznngen ge-

liefert, desgleieben ?on daher die den QeisUichen nnd Kfistom ge-

lieferton Nataralien wie Hols, Qeireide, Mehl nnd Butter beiw. die

naeh Ahlüsung der Beallasten an deren Stolle getretonen Geldbe-

trftge entnommen. Da der Patron aher an Leistungen ?on Naturalien

nur insoweit verpflichtet sei , als er sie aas seinen Besitzungen ent-

nehmen könne, so folge hieraus, dass die Fideicoramissbesitzer sich

mit allen ihren Liegenschaften zur Erfüllung des Patronats für ver-

pflichtet erachtet hätten. Zum Mindesten habe daher die Beklagte

durch Ersitzung das Recht erworben , von den Besitzern der Fidei-

commiss-Herrscbatt Löwen als solchen die Erfüllung der Patronats-

lasten XU fordern.

Dass das Fideicommiss als ein einheitliches Qaose behandelt

worden sei, gehe Ahrigens auch daraus henror, dass es, wie dto

Gmndakten ergehen worden, wiederholt für Darlehne verpOndet wor-

den sei In den an die FideicommissbehOrde gerichteten Antrigien

auf Genehmigung der Verpttudung sei immer herrorgohohen worden,

dass die Darlehne znr Bestreitung der Kosten der Bewirthsehaftung

nnd zur Verbesserung insbesondere auch von Klein-Saame verwendet

worden seien.

Endlich habe der Kläger die Haftung des Patronats auf Klein-

Saarne dadurch anerkannt, dass er im Jahre 1886, als seiteas des

KirchenVorstandes die Niederlegung einer um die Kirche gezogenen

Mauer geplant gewesen sei, in einem Schreiben , das ?orge1egt wer-

den würde, gegen diese Massnahmen unter Berufung auf sein Pa-

tronaterecbt protestirt habe.

Unerheblich sei es, dass der Kläger in den Jahren 1848 bis

1881 ?on der Beklagten zu Mronatelasten nicht herangezogen wor-

den sei. Die Beklagte habe keine Veranlassung gehabt, an den

Kläger mit Ansprflehen heranzutreten, da der Freiherr von Bekmrd*

stein allen an ihn gestellten Anforderungen voll genügt habe. Gleich-

falls unerheblich sei ferner, dass bei liegulirung anderer hier nicht

in Betracht kommenden Kechtsverhältnisse von den Betheiligten oder

gar von Dritten die Bezeichnungen »Herrschaftt oder »Schlosse

Löwen neben einander gebraucht worden seien, ohne dass dabei die
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Absicht, denselben eine rechilicb unterscheidende Bedeaiong su geben,

kundgegeben worden sei.

Der Klftger hat auf die Behauptungen der LitiidenunziatMi

Folgendes entgegnet

Die Klage sei diireh die Benifang aaf die Vermathnng f&r die

Freiheit des Bigenthoms genügend begrfindet, nach gegenfiber der

Palronatslast greife diese gesetzliche Vermathnng dnrch. Wäre es

richtig, dass ihm Patronatslasten oblägen, so hätten ihm auch die

PatronatsrerA^e gewährt werden müssen. Wie aber die von der Be-

klagten vorzulegenden Vocationen ergeben würden, sei das Vocationa-

recht stets nur doroh die Besitzer des Schlossgnts Lftwen aosge&bt

worden.

Die Behaoptang der Litisdenunsiaten, dass das Rittergnt Schloss

Umtm erst Mitte des vorigen Jahrhunderts entstanden sei, werde

dofch die Stiftungsarkunde selbst widerlegt, welche die Herrn

von Beess als »Herrn auf Löwenc bexeiehne. Die gleiche Beieieh-

nung finde sich bereits vor 1614 in Urkunden des Magistrats zu

Löwen und im Taufbuche der Löwener Kirchengemeinde. Nach den

von dem Pastor Hensel verfassten Stammbaum der Familie Beess

seien die »Herrn auf Löwenc schon vor dem 16. Jahrhundert in der

Löwener Kirche, beerdigt worden und zwar Jamke Beess um 1440,

Adam Beess um 1528 und Viktor Bees um 1546. Welchen Um-
fang das SehhMsgnt Ldwen gehabt habe, sei gleicbgAltig, jedenfalls

habe in demselben das StSdtchen Löwen mit allen seinen Acker*

stAcken sowie mehrere werthvoUe Bealberechtigungen gehört

Aus der Knske'schen Chronik gehe nur hervor, daas 1722 der

Grundstein zum heutigen Schloss gelegt worden sei. Aber auch schon

lange vorher habe ein Scliloss bestanden, denn ein im Besitz der

Beklagten befindliches Blatt aus einem alten Kirchenbuche berichte,

dass im Jahre 1633 »Stadt, Kirche und SdUoast von deu Schweden

niinirt worden.

Onriehtig sei anch der von den Gegnern gesogene Sohlnss,

dass das Patronat, selbst wenn es for Stiftnag des Fideioommisses

anf dem Sehlossgot Löwen allein geraht habe, lediglich deshalb

nach auf KMn^Saarne baflc, weil letzteres durch das Testament mit

den anderen Rittergütern zu einem Fideicommiss vereinigt worden

sei. Denn durch diese Vereinigung allein könnten die besonderen

Rechte und Pdicbten der einzelnen einverleibten Grundstücke nicht

auf das Ganze Obergehen.

Das Patronat sei vielmehr weiterhin eine besondere Last des

Gutes Löwen geblieben. Dies sehliesse aber die Richtigkeit der
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gegnerischen Behauptung aus, dass die Beklagte das Patronat durch

eine im Jahre 1615 begonnene Verjährung' gegen die Fideicoiumiss-

herrschaft als solche erworben habe. Die Herrn von Beess hätten

vielmehr auch nach der Stiftung des Fideicommisses das Patronat

wie bisher als Besitzer des Schlossgutes Löwen ausgeäbt. Aach dureh

die im Testamente geschehene angebliche Zuwendung der 300 schweren

Mark an die Löwener Kirche sei das Patronat nicht an die Herr-

sehalt L5wen als solche gelangt

Dieses Legat sei keine Fnndation, sondern ansdrOeklieh als

Aeqoifalent Ar die von den Vorfahren des Testators der Kirche ent-

zogenen Liegenschaften heieichnet. Zodem seien nur die Beeitier

des *Gutes Lötcen* mit diesem Verraftchtniss beschwert worden.

Unerheblich sei es endlich auch, dass die zu den Kirchenbauteu

gelieferten Materialien und die den Kirtlienbeamten gewährten Na-

turalien nicht dem Schlossgut Löwen, sondern den übrigen Besiti-

ungen entnommen worden seien.

Die Beklagte und die Litisdenunziaten Scholz haben die den

ihrigen entgegenstehenden Behanptungen des Klflgers bestritten.

Gs ist Beweis erhoben worden über den fon den genannten

Litisdennniiaten angegebenen Inhalt des Testaments des Hans

von Besss des Aelteren fom Jahre 1614, poblidrt am L October

1615, durch Vorlegung desselben.

Der mflndlich forgetragene Inhalt des Testaments ist im We-
sentlichen folgender: Hans Beess Terordnet aaf Qmnd des ihm vom

Kaiser Rudolf IL im Jahre 1604 ertheilten Machtbriefes als seinen

letzten Willen, dass er, was sein »zeitliches Vermögen anreiche,c

sich »vorgenommen habe, durch dieses sein kräftiges Testament zur

Erhaltung und Erhebung seines uralten Qeschlechts und Herren-

standes aas allen seinen hinterlassenen Gütern ein kräftiges und

richtiges Stammgut zu machen. c Als ersten Stammerben aetit er

seinen Vetter Caspar Heinrich Beess ein. Seiner Gemahlin ?ermacht

er den Niessbranch an der »gaaien Verlassensehaft« ninüich dem
^Stldtlein Löwen sammt den Dörfern nnd Vorwerken Fröbeln« Amt»
dorf, Ranske, Halb-Stroschwits nnd Nieder*Saame mit all ihren Bin-

nnd ZnbebOmngen ;c jedoch soll sie nicht »die Macht baben,€ »das

Gntc in ferringern, dagegen soll sie ferbnnden sein, »alle Stenern

und Landesanlagen, die Zinsen zur Kirche, dem Pfarrer, der Schule,

dem Hospital .... zu entrichten.c Bei ihrer Wiederverheirathung

oder ihrem Tode sollen »alle Güter, welche er zu Ehren und Erapor-

hebung seines ehelichen Geschlechts und alten Herrenstandes zu einem

Stammgut verordnet« habe, an den Stammerben Kaspar Heinrich
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Beess fallen. Dieser soll »die Verlassenschaft« »mit aller ihrer Zu-

gehörigkeit, ihren NaUungen, Herrlichkeiten und allen anderen Ein-

nahmen genieasen und gebrauchen doch mit dem ausdrücklichen Vor-

behalt, dass er weder mn Dorf noch ein Vorwerk oder das Aller-

wenigste, wie es Namen haben mag, davon Terkaafeo, versetien,

noch ?erindern« darf, auch soll »Keiner Macht haben, aaf diese

Verlassenschaft Schalden an machen.« Darauf gibt der Testator ge-

naue Vorschriften Qber die Erbfolge , ordnet an , dass im Falle des

Aussterbens des männlichen Stammes »alle Erben weiblichen Ge-

schlechts« »Alles zu gleicher Erbschaft theilen« sollten, und fährt

dann fort: »Will also, dass meine ganze Verlassensehaft, solange ein

männlicher Erbe des alten Herrenstandes, Stammes, Wappens und

Namens vorhanden ist, ein Stammj^ut sein und bleiben soll.« Hieran

schliesst sich die Anordnung einer Anzahl Legate für verschiedene

Verwandte und das Gesinde. Sodann wird dem Hospital zu LOwen

sowie der Kirche und dem Pfarrer daselbst ein Legat von je 300

schweren Mark aosgesetst. Diesbezflglich heisst es im Testamente:

»Ks sollen auch meine lieben Vorflibren etwas von der Kirche und

der Pfarre allhier zu LOwen an sich gezogen haben, was ich sp be-

fiiuden. Weil ich denn aber nicht gern wollte, dass weder ich noch

meine Nachkommen von der Kirche und Pfarre etwas entwendet

oder abgezogen und von meinem Gute solches dagegen nicht sollte

ersetzt und von mir ei stattet werden , so verordne und toftire ich

durch dieses mein kräftiges Testament erstlich, dass der Kirche all-

hier zu Löwen von nun au bis zu ewigen Zeiten von den Besitzern

des Gutes Löwen gegen gebührende Quittung jährlich von 300 schweren

Mark sechs Mark vou Hundert gegeben werden sollen ... Zu Nutz

und Frommen der Kirche: . . . Weil auch in Gleichem meine lieben

Vorfahren das Kiostergftrtlein an sich gezogen, so verordne ich auch

dem jetzigen und kflnftigen Pfhrrer zu desto besser Unterhaltung

ihrer Nothdurft 800 schwere Mark , an welchen gleichfalls jfthrlich

die Interessen sechs Mark vom Hundert von den Besitzern der Herr'

schafl Löwen . . . gegeben werden sollen.t Der Schute werden 200

»schwere Mark« vermacht, von denen die Zinsen jährlich dem Schul-

meister von den »Besitzern des Gutes Löwen« gewährt werden sollen.

Zum Schluäs erfolgt die Ernennung der Testamentsexecutoren.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat der erste ftichter, das

Königl. Landgericht zu Brieg, dahin erkannt:

der Kl&ger wird mit seiner Klage abgewiesen und verurtheilt,

die gerichtlichen Kosten und die der Beklagten und den Litis*

denunziaten Gebrüder Scholz erwachsenen Kosten zu tragen.
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Zur Abweisung der Kläger ist der Vorderrichter einmal anf

Grund der Erwägung gelangt, dass durch das mehrfach erwäiinte

Testament Klein-Saarne und die fibrigen za der Herrschaft gehArigen

nnd 2Q einem Fideioommiss Yeretnigien Güter mit dem in Rede

stehenden Patronat iMlastet worden seien. In Streiter Reihe erachtet

der erste Riehter den Einwand des Erwerbs des Patronats dnreh Er^

sitiong fttr nnd gegen die Herrschaft Löwen als solche ffir erwiesen.

Gegen dieses Urtheil hat Kläger Berufung eingelegt und rar

Rechtfertigung derselben noch Folgeudes behauptet:

1) Zunächst sei die Annahme des Vorderrichters unrichtig

dass Hans Beess durch sein Testament seine einzelnen Besitzungen

zu einem rechtlichen Ganzen, zu einem Stamnigut der Familie Beess

derart verbunden haben, dass sie in dem Ganzen aufgegangen und

ihrer rechtlichen Selbständigkeit verlustig geworden seien. Die Stelle,

auf weiche der Vorderricbter sich für seine Ansicht besonders l>e-

rufen, dass »der Stammerbe die Verlassenschaft mit aller ihrer Zn-

gehOrigfceit, ihren Nutxnngen, Herrlichkeiten und allen anderen Ein-

nahmen geniessen nnd gebranchenc sollen beweise nichts. Denn da

die Gflter einer einsigen Person gehört hfttten , sei eine andere Be-

stimmang nicht mOglich gewesen. Von den Lasten , auf die es hier

gerade ankomme, sei an jener Stelle keine Kede, auch würde ihre

Erwähnung nur dann von Erheblichkeit sein, wenn efleichzeitig zum

Ausdruck gebracht wäre, dass die bisher an die eineeinen Gütern

geknüpften Lasten in Zukunft auf edlen Gütern gleichmässig haften

sollen. Dies sei aber nirgends im Testament gesagt. Von den Lasten

sei überhaupt nur beim Niessbrauch der Wittwe die Rede, nnd zwar

auch nicht von Patronatslasten, sondern nur von den Vermächtniss-

sinsen, deren Entrichtung eine selbständltehe Pflicht dessen sei, dem

ein Niessbranch an einer gansen Verlassenschaft snstehe.

Mit dem Testament habe der Stifter nur den Zweck Terfolgt,

ein StammgtU fAr die Familie Beess an sehaffen nnd die Vererbung

der einzelnen Gftter in der vom Testator beabsichtigten Weise zu

sichern. Dies gehe insbesondere aus den Bestimmungen des Testa-

ments hervor, nach denen die »ganze Verlassenschaftc nur ^solange

ein männlicher Erbe .... vorhanden ist, ein Stammgtd sein und

bleiben soll,« dagegen beim Aussterben des Mannsstammes »alle

Erben weiblichen Geschlechts« alles zu gleicher Erbschaft theilen«

sollen.

Gegen die Annahme« dass die einzelnen Liegenschalten infolge

der Stiltnng zn einem einheitliehen reehtltchen Gansen ?erdnigt

worden Beien, spriehe auch noch Folgendes.
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Die Oator der Herrschaft Löwen seien in geographisch ge-

trennten Qehieten, nnter ?er8chiedenen Gerichten, Kegierungen nnd

Landschaften verstreut gewesen. Dicserhalb sei sogar das Testament

in zwei Originalen an zwei verschiedenen Orten niedergelegt, erötliu^t

und publicirt worden. Wenn wirklich ein einheitliches (tut vorhan-

den gewesen wäre, so hätte dies auch im Grundbuch vermerkt wer-

den müssen, es habe aber von jeher für Schloss und Städtchen Löwen

ein besonderes Grandbuchblatt bestanden. Die über die einzelnen

Güter geführten Grundakten ergäben , dass die Lasten der einzelnen

öater nicht auf die Qesammtherrschaft fibertragen worden seien. Aach

hahe die Beklagte bisher nicht eine einsige Last namhaft machen

können, welche infolge des Testaments auf den ganzen Götercomplex

flbergegangen sei.

Es seien im Gegentheil die im Öffentlichen Recht begründeten

Lasten aach nach der Stiftung des Fideicommisses Ton den einjsdnen

tnr Herrschaft Löwen gehörigen Gutern ausgeschrieben und erfordert

worden. Demgemäss sei auch in einem Verwaltungsstreitverfahren

zwischen den Besitzern des Schlossgutes Löwen, den Litisdenunziaten

dieses l^rocesses, einerseits und den Besitzern der Hittergüter Fröbeln,

Rauske^ Stroschwitz-Brieger Antheil, Arnsdorf und ihm selbst als

Besitzer des Kittergutes Klein- Saarne und Stroscbwitz, Antheil F.,

andrerseits io allen Instanzen, insbesondere durch die überreichten

Ortheile des Bezirksausschusses sa Breslau ?om 23. April 1885 nnd

des Königi Oberrerwaltaiigsgerichis vom 28. October 1885 dahin er-

kannt worden, dass nur der Besitzer des Bittergutes Schloss Löwen

nnd nicht die Bigenthfimer der Übrigen zur ehemaligen Herrschaft

Löwen gehörigen Gflter verpflichtet seien, die Beparatnrkosten för

eine zur froheren Herrschaft Löwen gehörigen I^eissebrucke zu tragen.

Auch die bereits wiederholt in Bezug genommenen Taxen der Furston-

thumslundschaft Ratibor vom Jahre 1804 und 1846 würden ergeben,

da«is nicht die Herrschaft Löwen als rechtlicher Inbegriff taxirt wor-

den sei, sondern die cin/.^dnen Tlieile derselben für sich.

2) Wie also sowohl die Bestimmungen des Testaments wie die

eben erwähnten Thatsachen der Annahme des Vorderrichters ent-

gegenstehen, dass Hans Beess der Aeltere die einzelnen Gfiter zu

einem einheitlichen rechtlichen Ganzen vereinigt habe, so sei auch

die fernere in dem angefochtenen Urtheil vertretene Etechtsansicht,

dass diese heabfichHf^ Folge nach den Bestimmnngen des A. L.-R.

(§. 86, Th. I, Tit. 2) auch die gesdgliek« Folge der Binverleibung

gewesen sei, nnzatreifend. Nicht das A. L.-R., das übrigens eben-

falls im §. 39. Th. I. Tit. 2 das Hechtsirrthümliche dieser Ansicht

Arehiv fttr Kirchenrecht. LXXL 27

Digitized by Google



418 Porst^ Vertinig. d, Patronai$guUBmU and. Oüt^ ZeniüdteU d. ertt

darthne, komme zur Anwendang, sondeni das im Jahre 1614 ffir

Löwen sollend gewesene gemeine Recht, welches einen derartigen

Rechtssatz nicht kenne.

Uebrigens sei bisher noch kein Fall vorgekommen, in welchem

bei Begründung eines Fideicoramiases ein dingliches Patronat, das

auf einem der zum Fideicommiss geschlagenen Güter haftete, aut

das durch die Vereinigung der Güter gebildete Fideiconimiss über-

tragen worden sei, oder dass überhaupt ein dingliches Patronat, auf

einem Fideicommiss als solchen lastete.

3) Unrichtig sei ferner die Ajinahme des Vorderrichters, dass

der Ansprach der Beklagten auch ans dem Gesichtspunkt der Er*

ätznng begründet sei. Die ?on ihm getroffene FeBtstellnng, dass die

Fideicommissbesitzer hei BrfUlnng der Patronatslasten sich bewoast

gewesen seien, in Befolgung des letzten Willens des Stifters die Bei-

träge ans dem Fideicommiss und nicht blos ans dem Bittergnt Schloss

Löwen zu leisten, sei durch nichts erwiesen und werde bestritten.

Denn es sei Sache der Beklagten nachzuweisen, dass in rechts-

verjährter Zeit die Patronatsleistungen von den Besitzern des Fidei-

commisses als solchen und nicht als Besitzer des Schlossgutes Löwen

gefordert oder geleistet wordeu seien. Die auch vom Vorderrichter

anerkannte Thatsache, dass der Stifter selbst für das Fideicommiss

einen bestimmten Namen nicht festgestellt habe, und dass auch in

sp&teren Urkunden ebenso wie in dem Testamente von 1614 die rer-

schiedensten Bezeichnangen durch einander gingen, erschwere die

Beweislast der Beklagten und lasse seine — des KIftgers — Ansicht

am so erheblicher erscheinen, als sowohl vor wie auch nach 1614

immer nur das Schlossgut LOwen als das mit dem Patronat belastete

Out von allen Interessenten angesehen worden sei. Auch sei es sehr

zweifelhaft, ob überhaupt eine Ersitzung in der vom Vorderrichter

angenommenen Weise, dass nicht der Träger des Patronats wechsle,

sondern sich lediglich die mit dem Patronat behaftete Fläche ver-

ändere bezw. vergrössere, rechtlich denkbar und zulässig sei.

4) Endlich stehe der im angefochtenen Urtheii vertretenen

Bechtsansicht noch folgende Thatsache entgegen.

Bereits in der ersten Instanz habe er eines Vorprocesses zwi-

schen der Beklagten nnd der Stadt Brieg aus den Jahren 1826— 1S28

Brwfthnung gethan. Darfiber sei ihm noch Folgendes bekannt ge-

worden.

Durch ein Besolat der KOnigl Begiemng za Breslau vom

26. Januar ISSS sei die Stadt Brieg als Besitzerin des Doroininms

Kantersriorf gegeuOber der Löwener Kirche für patronaispOichtig er-
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klärt worden. lu dem daraufhin von der Stadt Brieg gegeu die da-

malige Gutsherrin von Löwen, die Gräfin Stosch, angestrengten Pro-

eease habe das Oberlandesgericht zu Breslau (I. Senat) am 22. Fe-

bruar 1889 dahin erkannt, da» die Stadtgemeinde Brieg als Be-

sitzerin Ton Kanteradorf and Blein-Neadorf mM patronatspflichlig

sei. Dieses ürtheil sei anf die eingelegte Appellation vom II. Senat

denselben Gerichts dnn;h Urtheil Tom 28. September 1841 best&tidrt

worden. Br beantrage, das Kgl. Landratbsamt zo Brieg sowie den

Magistrat zu Brieg um Ueberseadnng der dieseu Rechtsstreit be-

treffenden Akten zu ersuchen.

Da ausweislich der beim Kgl. Staatsarchiv zu Breslau hinter-

legten Grundakten, deren Einforderung er l>eiintrage, Kantersdorf

und Klein- Neudorf von 1546 bis in die Mitte des 17. Jahrhunderts

zur Herrschaft Löwen gehört hätten, so hätte, träten die Ausführ-

ungen des Vorderrichters zu, auch der Magistrat zu Brieg Com-

patron Aber die Löwener Kirche sein mflssen. Die Beklagte habe

aber selbst erklftrt, dass nach Urkunden ans den Jahren 1756 and

1797 »wegen des juris patronatos kein Streit bekannt geworden«

sei und »weder die Gemeinde noch der Magistrat zu Brieg qua Do-

minium zu Kanteradorf und Klein-Neudorf bei Besetzung der Pre-

digeretelle concurriren.«

5) Zur Ergänzung des bereits in erster Instanz angetretenen

Beweises, dass die Herrn von Beess schon lange vor IG 14 Besitzer

des Schlossgutes Löwen und in dieser ihrer Eigenschaft Patron über

die Löwener Kirche gewesen seien, nimmt der Kläger anf die vom

Pastor Hensel verfassteu »Löwener Kircbenumstände« Bezug. Er

beruft sich unter Wiederholung der bereits in enter Instanz heran-

gezogenen Stellen noch auf die dort angegebene, auf das Stadtsiegel

von L5wen aus dem Jahre 1838 gestützte Vermuthung, dass die

Kirche wohl auch so alt sein möge, und verweist auf die dort

flherlieferten Angaben, dass das Taufbuch der Kirche bis 1580 zu-

rftckraiche, der erste evangelische Prediger von Löwen im Jahre

1585 Franz Zeybel sei, sowie dass zur Kirche

1) das »Dominium Schioes Löwen« — also nicht die Herrschaft

Löwen — und 2) die andern Güter gehören.

Gegen diese letzterwähnte klägerische Behauptung, dass das

Patronat schon lange vor 1614 lediglich auf dem Schlossgute Löwen

geruht habe, wendet die Beklagte ein , dass schon vor der Stiftung

des Fideicommiases die Vereinigung der Güter erfolgt sei. Die

Löwener Kirchenamst&nde von 177G erliielten die Angabe, dass zu

der Kirche iu LOwen »von ÄUers ker^ gehOrt habe

:

27»

i^iyiii^uü Uy Google



420 Forscht Vereinig, d. Patronalagute» mil and. Güt^ ZtrtlückeU d. er»L

1) «las »Dominium Schloss Löwenc
;

2) >die zum Dominium Schloss liöwen gehörigeu Dörfer Ober-

schlesisch-F/schen Kreises: Frobuliu, Uauschke, StroschwiU, Kleio-

Sarnen.«

Ferner besage der vom Pfarrer Hensel aus OrabinschrifteD

hergestellte Stammbanm der Familie voa Beess, dass >Ldwen und

die 9U diesem Dominio gehörigen Güter erst 1530 an die Freiherrn

von Beess darch ein Tausch f&r die Köln und Ketxendorfer Qfiter

gekommen sei.« Ans aUedem folge einmal, daae die Güter aebon,

ehe sie in den Besitz der Herrn von Beess gekommen, an einer

Herrschaft Tereinigt gewesen seien, femer dass das Dominiam LOwen

bereits von AUen her ans mehreren Gfitem roü Binschhns von

Klein-Saarne bestanden habe, schliesslich dass das Patrooat von je-

her mit der ganzen Herrschaft verbunden gewesen sei. Letzteres

folge, da der Besitzer der Herrschaft stets Patron der Kirche zu

Löwen gewesen sei, aus der dinglichen Natur des Patronats. Dafür,

dass insbesondere Klein-Saarne mit dem Patronat belastet sei, spreche

anrh die Thatsache, dass ein Theil der Dienstländereien der beiden

Geistlichen and des Organisten der Löwener Kirche in der Feldmark

von Klein-Saarne liege.

Diesen Anflhmngen hftlt der Klftger snnftchst die Behaoptnng

entgegen, dass das Pftironat, wenn es fiberhaapt jemals anf der

sog. Herrschaft LOwen gemht habe, durch die Dismembration der-

selben untergegangen sei.

Des Weiteren bestreitet er die Behauptung der Beklagten, da»
Klein-Saarne und die übrigen Güter bereits von Alters her zu Löwen

gehört haben sollen.

Die Litisdenunziaten Gebrüder Scholz haben auf die kl&geri-

sehen Anführungen Nachstehendes entgegnet:

Der Inhalt des Testaments von 1614 lasse deutlich erkennen,

dass der Stifter des Fideicommisses die unter dem Namen »Herr-

schaft Löwen« zusammengefassten Güter, zu denen auch Klein-

Saarne gehört habe, als ein einziges Ganse, als ein Stammgnt habe

behandelt wissen wollen. Dies erhelle insbesondere aus jener Stelle

des Testaments, in welcher Hans Beess erkläre, er wolle aus allen

seinen liinterlassenen Gfitem »ein kraftiges und richtiges Stammgntc

machen; ausserdem spreche der Testator an zahlreichen Stellen des

Testaments von dem ganzen Gfitercomplex nicht anders als von

seinem »Gut« oder >Stammgut,» »Verlassenschaft.« Unterschieds-

los beztMfhne er das gesammte Areal in <ler Stiftungsurkunde bald

mit »Herrschaft Löwen« bald mit »Gut Löwen.«
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Da88 thatsächlich die einzelnen Guter zu dem auch dem ge-

meinen Recht nicht fremden Begriff eines einheitlichen Ganzen

(universitas iuris) vereinigt worden seien, könne dadurch nicht er-

schüttert werden, dass nach den Bestimmungen des Testaments beim

Aossterbeo des Manoesstamraes das Stammgiit unter die weiblichen

Erben lertheilt werden solle. Denn darans kdnne man nnr ent-

nehmen , dass mit dem Aussterben des Mannesstammes der Rechts-

Inbegriff wieder aufgehoben werden solle, nicht aber, dass der Stifter

öberhanpt nicht ein derartiges rechtliches Ganze habe bilden wollen.

In Wirklichkeit sei auch nicht einmal nach dem Aussterhen der

männlichen Linie der Familie von Beess die Sachgesammtlieit auf-

gehoben worden, sondern als Ganzes im Jahre 1796 ron der Brb-

tochier an Hans Gottlieb von Stosch verkauft worden.

Auch ftusserlich sei die Vereinigung der Güter zu einer einzigen

Herrschaft snm Ausdruck gehingt Die Grundakten des Kgl. Amts-

gerichts zu LOwen wfirden ergeben, dass bereits im Jahre 1614 Ar
die gesammte Herrschaft Löwen ein einsiges Gmndbnchblatt ange-

legt worden sei, auf welchem als Bestandtheile dieser einheitliehen

Herrschaft die Güter Arnsdorf, Frdbeln, Kauske, Klein-Saarne,

Stroschwitz, Schloss und Städtchen Löwen sowie die Schlossmöhle

eingetragen seien. Ausserdem sei bereits in erster Instanz unter Be-

weis gestellt worden, dass der gesammte Gutscomplex lur Fideicom-

missschnlden verpfändet worden sei.

Der Kaufvertrag vom 31. Mftrz 1601, den die Brdder Haus

und Kaspar Beess Aber das auf sie gefallene »Out Mwen mit allen

Bin- und Znbehörungenc geschlossen hfttten, beweise sogar, dass

schon vor Stiftang des Fideiooromisses das Gut LOwen aus einem

grösseren Ofltercomplex bestanden habe, der zu dem einheitlichen

Begriff »Gut Löwen« zusammengefasst sei. Nach diesem Vertrage

habe damals schon Kaspar Beess »auf Gross - Stein- Kauske und

Krawarn« residirt, die Bestätigungsformel rede von dem Gute Löwen

>mt^ Allen und jeden . . . seinen . . . lAuulgiitern und Zubehönwgen*

nnd die Ueberschrift des -Vertrages laute »Vertrag über den Mariit-

flecken und das Gut Löwen ntM den dazu gtkorigen €riUem.€

Alles dies widerlege zugleich die kiftgerische Behauptung, dass die

Fimilie Beess zu irgend einer Zeit das Schloss Löwen allein be-

sessen habe.

Dass infolge der Stiftung des Fideicommisses nicht blos der

Stifter in seinem Testament, sondern auch seine Rechtsnachfolger in

Befolgung seines letzten Willens die Herrschaft Löwen als einzij^cs

ungetbeiltes Ganze bebandelt h&tten, ergebe die in der Kuske'scbeu
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Chronik (S. 46) abgedrockt« Urkunde om 26. September 1763.

In derselben heisse es, dass bei dem >Bees8*8chen Hanse« das Pa-

tronat der Kirche sei. Bei der AafiEählmig der dem Orafen Otto

Leopold von Beess und dessen Sohne gehörigen Besitzungen würden

der »Herrschaft Lüwen« schlechthin die übrigen niclit zur Herr-

schaft gehörigen Güter wie Leipe, Norok u. s. w. entgegengestellt,

die zur Herrschaft Löwen gehörigeu Liegenschaften dagegen über-

haupt nicht namentlich aufgezahlt.

Schliesslich sei auch zu berücksichtigen, dass die in der StUt-

ungsurkunde der Kirehe, dem Pfarrer u. s. w. legirten Kapitalien

und Rente die Gesammtherrschaft Löwen als solche belastet haben

and von dieser durch den Becess vom 9. December 1859 abgelöst

worden seien.

Die Lage der einzelnen Güter anter verschiedenen Behörden

könne an dem Ergebniss, dass es sich am mne emkeiäieke Herr-

schaft Löwen handle, nichts ftndern.

Durch die Vereinigung, der einzelnen Güter zu einem einzigen

Ganzen sei das auf einem Theile der späteren Sachgesamuitheit

ruhende Patrouat auf das Ganze übergegangen. Ob dies der Fall

sei, könne nicht zum Gegenstand einer an irgend eine Behörde ge-

richteten Auskunft gemacht werden, sondern sei durch richterliche

Entscheidung festzustellen. Uebrigens sei es im geltenden Recht an-

erkannt, dass das Patronat Zubehör eines Fidcicommisses sein könne.

Schliesslich sei auch die Annahme des Vorderricbters satreffend,

dass das Patronat darch Rrsitzang gegen and far die Herrschaft

Löwen erworben sei.

Bei Würdigung dieses Panktes müsse man nUkA blos die ein-

zelnen Ausübnngen der Patronatsreohte and die einzelnen ErfÜllangen

der Patronatsptiicbten berücksichtigen, sondern überhaupt die zwi-

schen den Betheiligten herrschende Auffassung in's Auge fassen.

Wenn nun, wie daigethan, die Herrschaft Löwen stets als eine

rechtliche Einheit von den Besitzern behandelt worden sei , so folge

daraus, dass die Besitzer stets von der. Absicht geleitet gewesen

seien, alle Rechte, die sie ausübten, und alle Pflichten, die sie er-

füllten, als Besitzer der ganzen ungetheilten Herrschaft auszuüben

und zu erfüllen. Die Patronatsrechte uud Patronatspflichten seien

also nothwendig Rechte und Pflichten der Herrschaft Löwen als

solcher.

Zum Nachweise, dass thatsftohlich die Besitzer der Herrschaft

Löwen sich in dieser ihrer Eigenschalt als Patron gerirt haben,

führen die Litisdenunziaten noch Folgendes an:

i^iyui^ud by Google



Vereinig» des Paironatagutet mit and, OUi^ ZerstückeL d. ertt, 423

In dem in der Kuske'schen Chronik (S. 26) abgedruckten Ver-

trajSfe vom 1. August 1680 werde bemerkt, dass den »Herren der

Herrschaft Löwenc iznr Zeit das Kirchen-Lehn anvertraute ist, dass

sie die Geistlichen berufen, und über deren AmtsVerrichtungen, Unter-

halt und Einkommen Verfüi^imgen getroffen haben. Eine ebenfalls

bei Kaske (S. 59) aufgeführte Stiftungsurkunde des Löwener Bürgers

George ScbOnbrunn Tain 23. November 1735 bezeichne den Grafen

Ton Beess »regierenden Grafen der Herrschaft LOwen nnd Per-

tinentienc als Patron der LOwener Kirche.

Ebenso nenne sich in dem bei Koske (S. 29) erwfthnten Ver-

gleich der Besttier der Herrschaft LOwen »Kollator.c

Die angebliche im Jahre 1585 erfolgte Fundution einer Wid-

inuth zu Neudorf sei nach dem iu der Kuske'schen Chronik (S. 10)

abgedruckten Vertrag in Wirklichkeit nichts weiter, als die grund-

herrliche r3estätigung eines Vertrags des Pfarrers Zeybel mit dem

Gärtner Benisch über die Ueberlassung einer bereits bestehenden

Pfarrwidmuth zur Nutzung an Benisch. Ausserdem könne aus dieser

Widmuth schon deshalb nichts für das Löwener Patronat gefolgert

werden, weil zwischen jenem Vertrage und dem Patronat gar keine

Besiebangen ersichtlich seien. Ausserdem IcOnne eine wirkliche

Fandation weder nach katholischem noch evangelischem Kircben-

recbt ohne Genehroigang des Bischöfe oder der Torgesetxten Behörde

zum Brwerb des Patronats ausreichen.

Was endlich den mit der Stadtgeroeinde Brieg geführten Pro-

cess anlange, so sei er einerseits fQr den vorliegenden Rechtsstreit

ganz unerlieblich , auch die Taxe vom 1. Juni 1804 stehe dem An-

spruch der Beklagten nicht entgegen, sie rede vom »Dominium

Löwen« und meine damit nicht das einzelne Schlossgut, soudern die

Herrschaft Löwen.

Der Kläger hat s&mmtliche Anführ un<,ren der Litisdenanziaten,

soweit sie den seinigen widersprechen, bestritten.

Das Oberlandesgeriekt Breslau L Civilsenat hat unter dem

22. September 1892 die kligerische Berufung verworfen nnd damit

die Klage aus folgenden Gründen o^^eimeseii:

»Die vorliegende Klage ist Bigenthumsfreiheitsklage. Der

Kllger als Bigenthflmer des Rittergutes Klein-Saarne, Kreis F., be-

gehrt die Feststellung, dass ihm in dieser seiner Eigenschaft an der

Kirche zu Löwen in Schlesien weder Patronatsrerhte zustehen noch

Patronatspttichten obliegen. Die Boklagte und dio dem Rechtsstreit

beigetretenen Litisdenunziaten wemlen ein, dass das Patronat über

die evangelische Kirche zu Löwen auf der im Jahre 1614 ge-



424 Porach, Vereinig. ü.Patruvaiayulea mit avd, (iüi.f Ztr§iückeL d. erst»

gründeten Fideicommissherrschaft Löwen, deren BesUndtheil auch

die kläperische Besitzung Klein-Saarne gewesen sei, geroht habe und

mich di'v in der Zeit von 1843 bis 187(3 erfolgten Dismembration

des ganzen Gütercomplexes auf den einzelnen abgezweigten Kitter-

gütern und somit auch auf Klein-Saarne haften geblieben sei. Der

Kläger setzt diesen Anführungen zunächst den Satz entgegen, dass,

selbst wenn die ehemalige Herrschaft LOwon mit dem Patronat über

die Löwener Kirche behaftet gewesen sei, die nachher eingelretene

Zerstücklung dieser Herrschaft das Erlöschen des Mronats m
Folge gehabt habe.

Diese Bechtsansicht wflrde, wenn sie richtig wäre, ohne Wei-

teres nnd ohne dass es aaf die soutigen Streitptukte asktae, die

Befreiung des Klägers von den Patronatsrechten nnd Patronats-

pflichten gegenüber der Löwener Kirche und die Verurtheilung der

Heklagten nach dem Klageantrag bedingen. Sie erheischt daher bei

ihrer pnijudiciellen Natur vorweg eine Erörterung. Koch (Commentar

zum Allgt'uirinen Landrecht Anmerkung 14 zu §. 581 II 11) und

neuerdings das lieichsgericht in dem Erkenutniss vom 27. October

1890, welches aber einen Fall ans dem Gebiete des gemeinen li«cht4!

entscheidet, vertreten die Ansicht des Klägers, dass mit der Dis-

raembration das Patronat untergehe, weil das Out als Trftger des

Patronats m existiren aofgehOrt habe.

Vergl. Entscheidungen des Reichsgerichts Bd. 27. S. 144, 148.

Diesem Bechtisatse moss aber fAr das Gebiet des Allgemeinen

Landraehts die Geltung versagt werden; der §. 580. Tbl. II. Tit. II

des Allgero. Landrechts bestimmt ausdrücklich, dass ein Patronat

»von dem Gute, auf welchem es bisher gehaftet hat, ohne ausdrück-

liche Einwilligung der geistlichen Oberen nicht abgesondert werden

könne, vielmehr nach §. 581 a. a. 0. mit dem Gute zugleich auf

jeden Besitzer übergeht. c In üebereinstimmung damit verordnet

der §. ülO a. a. 0. dass »Niemand ohne ausdrückliche Einwilligung

der Gemeine nnd ohne Genehmigung der geistlichen Obern des Pa-

tronatsrechts und der damit verbundenen Obliegenheiten sieh be-

geben« könne.

Die vom Ktftger vertheidigte Ansicht widerspricht also dem
Gesetz, nnd es ist demgemftss anch feststehender Gmndsats in der

Praxis {StrieAarsi, Archiv, Bd. 31. S. 89, Bd. 72. S. 352, Beseripi

des preuss. Ministers des Innern und der Jnstix vom 5. Mirz 1809,

vergl. Rahe^ Sammlung preussischer Gesetze, IM. 10. 8. 46), dass

bei der Dismembration eines njit dem Patronat behafteten Gutes

oder Gütercomplexes das Patronat auf den Trennstücken hatten bleibt.
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Auch in der Theorie ist dieser Grundsatz adoptirt.

Vefgl. Uinschius in der Zeitschrift für Kircbenrecht Bd. 7.

S. 2 fg., 15 fg., 41.

Friedberg, Lehrbuch des kathol. und evangel. Kirchenrachts,

8. AuO., §. 120. S. 300 II. IMmar, >Da8 PatroMt nach preuss.

Landes* «nd Proviiiiialr6cbi,c S. 37.

Da somit ans jenem Tom Kläger geltend ipemaehten Grunde

seinem Klageantrage nicht entsprochen werden kann, kommt es anf

die Prüfung der beiden von der Beidagton und den Litisdenunziaten

peltpnd c^einachten Einreden an, welche der erste Richter für durch-

greifeml erachtet und auf Grund deren er die Klage abgewiesen hat.

Für den Kläger streitet die gesetzliche Verinntliung für die

Freiheit und Unbeschränktheit seines Eigenthurns (§. 181. Tbl. I.

Tit. 7, §. 23. Thl. L Tit. 8, §. 14. Tbl. 1. Tit. 0 des Allg. Und-
rechts). Sache der Beklagte ist es also, naehanweiseo, dsss anf dem

Rittergnte Klein-Saame das fragliche Petionat haftet Sie sacht

diesen Beweis dadoreh in fflhren, dass sie:

1. behanptet, dass durch das Testament des Hans von Beess des

Aoltern vom Jahre 1014 die sämmtlichen zur Herrschaft Löwen

gehörigen und zu einem Fideicommiss vereinigten Güter mit

dem Patronat über die Löwener Kirche belastet worden seien

und dass zu diesen Patrooatsgfitero anch Kleio-Saame gehört

habe.

2. macht sie geltend, dass die beklagte Kirehengemeinde gegen die

Besitzer der Herrschaft Löwen als solche dadurch, dass die-

selben seit länger als einem Jahrhundert die Rechte eines Pa>

troDots ausgeübt und anch die Patronatslasten getragen haben,

das Recht, die ft^rnere Tragung der Fatrouatalasteu zu ver-

langen, ersessen habe.

Was den letzteren Einwand (l»'r Ersitzung anlangt, so hat der

Vonlerrichter denselben mit Recht für erwiesen erachtet. Bei der

Würdigung des Ersitzungsbeweises kommt es darauf an, ob die Be-

aitter der Herrschaft LOwen dberhanpt Patrouatsrechte ansgeftbt nnd

Patronatspflichten erfttllt haben, und femer ob sie dies in ihrer

Eigenschaift als Besitier der seit dem Jahre 1614 bestehenden Fidet-

commiss-Herrschafl Löwen, oder als Besitser des sn dieser Herrschaft

gehörigen einzelnen Gates Schloss Löwen gethan haben.

Was die erste Frage anlangt, so steht unter den Parteien un-

streitig fest, das durch das von dem damaligen Besitzer des Gutes

Schloss Löwen, Hans von Becss, im Jahre 1614 errichtete und am

1. October 1815 publicirte Testament mit den in demselben beieicb-
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neten Gutern, zu denen auch das Gut Schloss L^wen und das jetzt

von dem Kläger besessene Gut Klein-Saarne gehört, ein Fideicom-

miss oder, wie es in dem Testament^ bezeichnet wird, ein Stamm-

gut errichtet worden ist.

Es besteht auch, wie bereits der Vorderrichter festgestellt hat,

darüber kein Streit, dass die Besitzer der Herrschaft Löwen seit dem

Jahre 1G14 bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts Patron der evan-

gelischen Kirche zu U^wen gewesen sind und als solche die Pa-

tronatsrechte aasgefihi und die Patronatspflichten erfüllt hahen.

Insbesondere hat der Klftger nicht bestritten, dass die Herrn

von Beess und deren Etochtsnaehiblger wfthrend der gansen Dauer

des Bestehens der Herrschaft LOwen die Pfirrer an der LSwener

Kirche vocirt haben. Die Yocation des Pfarrers aber ist nach ka-

tholischem wie nach evangelischem Kirchenrecht und Allgem. Land-

recht (§. 587. Thl. II. Tit. 11) das vornehmste Recht des Patrons.

Es ergibt ferner der vom Pfarrer Hensel auf Grund von Grab-

inschriften verfasste und von den Parteien anerkannte Stammbaum der

Familie von Boess, dass alle Glieder derselben, vom Stifter des Fidei-

commisses Hans Beess and dem ersten Fideicomroissbesitzer Kaspar

Heinrich Beess an bis zu dem am 1. Februar 1796 gestorbenen

»letzten Freylein ans dem alten freyherrlichen Stamme derer

?on Beessc Üarie Christiene Ton Beess, in der LOwener Kirche be-

graben sind. Das Becht ant eine Begräbnissstfttte in der Kirche ffir

sich und seine Familie ist ein Ehrenrecht des Patrons (§. 590 a. a. 0.).

Uebereinstimmend berichten ferner Hensel in den toq ihm

1776 verfassten »LOwener Kirchennmstftndec nnd der Pfarrer Kuske

in seiner Kirchenchronik zu Löwen , welche Urkunden von beiden

Parteien in Bezug genommen und als beweiskräftig erachtet worden

sind, dass das Patrouat der Kirche »beständig« bezw. »seit unvor-

denklichen Zeiten« bei der Familie von Bees ruhe. Steht somit

zweifellos fest, dass die Besitzer der Herrschaft Löwen während der

ganzen Dauer ihres Besitzes, also weit über ein Jahrhundert hinaus,

die PatronatsrsdUs an der evangelischen Kirche zu Löwen ansgeäbt

haben, so mnss hieraus, da die mit dem Patronat erbnndenen Bechte

Yon den correspondirenden ans dem Patronat fliessenden Lasten nnd

Pflichten nicht getrennt werden Ici^nnen, die Ausflbung der Patnmata-

reekte mithin die Tragung der Patronatslasten nach sich zieht, ohne

Weiteres anch gefolgert werden, dass die Besitzer der Fideicommiss-

herrschaft Löwen in der Zeit, in welcher sie wie von ihrem Patronats-

recht Gebrauch gemacht haben, auch die Patronatslasten getragen

haben.
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Rb eischeliit aber aaeh weitarhin die Annahme gerechtfertigt,

dass dfe Pideicomniissbesitzer dies in der Meinung ond Ueberzengung

gethan haben, als Fideicommissbesitzer dazu berechtig bezw. ver-

pflichtet zu sein. Dies geht überzeugend aus der Stiftungsurkunde

von 1614 selbst hervor. Wenn auch in derselben ausschliesslich die

Bezeichnung Stammgut gebraucht ist, so kann es doch uacli Zweck

und Inhalt der Urkunde nicht dem geringsten Zweifel unterliegen,

dass der Testator nicht ein Stammgnt im deutschrechtlichen Sinne,

sondern ein wirkliches Fideioommiss gemeint hat. Denn in dem

Testamente eind die UnTerinseerliehkeit nnd die Vererbung durch

den Mannetarom, die Hanptkriterten eines Fideicommisses, ansdrflclL-

lich verordnet nnd den Besitsnachfolgem snr Bedingung gemacht

Die Absicht des Stifters des Fideicommisses ging temer, wie die

Stiftungsurlrande welter erkennen Iftsst, dahin, durch die im

Testamente erklärte Vereinigung der einzelnen Güter Arnsdorf,

Fröbeln, Rauske, Strochwitz, Klein-Saarne, Schloss und Städtchen

Löwen zu einem Fideicommiss ein einheitliches Ganze, eine universitas

iuris derart zu begründen, dass die emzelnen, das Fideicommiss

bildenden Güter ihre Selbstständigkeit verlieren und als Theile in

dem neugeschaffenen Ganzen aufgehen sollen. Dafür sprei-hen so-

wohl die den materiellen Theil der Stiftnngsnrkunde einleitenden

Worte:

»Was aber roehi seitliches Vermögen anreicht, so habe ich mir

vorgenommen, durch dieses mein kräftiges Testament lur Er-

haltung und Erhebung meines uralten Geschlechts und Herren-

standes aus allen meinen hinterlassenen Gütern ein kräftiges

nnd richtiges Stamrognt zu machen.

c

als auch besonders der die Bestimmungen über die Erfolge schliessende

Satz:

»Will also, dass meine ganze Vorlassenschaft, so lange ein

männlicher Erl)e des alten Herrenstandes, Stammes, Wappens

und Namens vorhanden ist, ein Stammgut sein und bleiben soll.c

Wiederholt bezeichnet der Stifter in dem Testament sein ge-

samrotes Gutsareal als sein »Gut« oder als »Gut LOweii« oder als

»Herrschaft Löwen« die Fideicommissbesitser unterschiedslos bald

»Besitzer des Outea Löwen« bald »Besitxer der Herrschaft Löwen.«

So verordnet er, dass die Kirche lu liöwen die legirten 300 «% von

den »Besitsem« des ChUs Löwen« erhalten solle, und bestimmt un-

mittelbar darauf in gleicher Weise, dasii die dem Pfarrer vermachten

300 <% von den »Besitzern der Herrschaß Löwen« gezahlt wer-

den solleu.
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Alle diese AnfSbrung^n legen zweifelsfrei dar, dass sich der

Testator bei der Stiftung des Fidei.ommisscs von der Ausloht leiten

liess, seine sämmtllchen Besitzungen /.ii einem einzigen rechtlichpn

Ganzen, zu einer »Fideicommissherrschaft Löwen« zusammenzusetzen

und dass es sein fester Wille war, seinen zu einem Fideicommiss

vt reinigten BesitzsUod auch in ZukaoU aU ein eiDheitliches Ganze

behandelt zu wiggen.

Demgemta findet man in dem bei Kuske abgedruckten Ver-

trag vom 1. August 1860 Kaspar Ufinrich Bern als »Herr der

Herrschaft Löwen, FrObeln, Amsdorf, Strochwits und Simer« und

unmittelbar darauf Karl Otto Ton Beess schlechtkin als »sueeediien-

der Stammerbe der Herrschaß Löwent bezeichnet. Dass die einzelnen

znra Tideicommiss geschlagenen Gflter während des Bestehens des

Fideicommisses ganz in diesem aufgingen, dafür bietet der in der

Kuske'schen Chronik (S. 48) angeführte Thurmbericht des Secretarias

Fritze ein sehr bezeichnendes Beispiel. In d«Mnselben ist der Grat

Otto Leopold von Beess :ils »Herr der Fideicommisshcrschaft Ix^wcn,

twie auch »der Güther Leippe, Norok, Worhauss, Seuiitz, Hamer
u. s. w. bozeicbuet, in gleicher Weise wird dort sein Sohn Graf

Johann Amadeus Otto von Bees »Herr der FideicommissherrscbaCl

LOwen der Gflther Norok, Vorhauss, Jalcobsdorf und Lindenburg« ge-

nannt, lo dieser Url[unde werden also der Herrschaft Ldwen die

selbetstftndigen Ofiter Leipe, Norok, Worhauat u. s. w. besondera

gegenfibergestellt; der zum Pideicommiss Tereinigten Oflter wie

Amsdorf, Klein-Sarne n. s. w. wird gar nicht Brwfthnung gethan.

Diese fallen anter den Begriff »Herrschaft L9wen,c sie sind die un-

selbstständigen Bestandtheile der Herrschaft Löwen geworden, üober-

einstimmend ilamit spricht der Bürger George Schönbrunn in seiner

am 23. November 1735 verfassten Stitlungsurkunde, die ebenfalls

Kuske in seiner Chronik (Bl. 59, 60) anführt, von dem Grafen Otto

Leopold Beess als von deuj regierenden Herrn der Herrschaft Löwen

und PartinetUien.* Schliesslich kommt dazu, dass unstreitig während

der ganzen Besitzzeit der Herrn von Beess die Herrschaft Ldwen ein

gemeinsames Rentamt gehabt hat, in welches alle Einnahmen tieaaeo

und aus welchem alle Ausgaben bestritten wurden. Es gab eben nur

Einnahmen und Ausgaben der einen Herrschaft Löwen.

Gelangt man sonach zn dem Schlüsse, dass sowohl nach dem
Willen des Stifters des Fideicommisses wie nach der Oebung seiner

Besitznachfolger die Herrschaft Löwen als ein einziges (jut, als ein

einziges, rechtliches Ganze behandelt worden ist, dagegen die ein-

zelnen einverleibtem Qüt^^r die Fähigkeit, selbststäudiges Subject oder
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Object ?on Rechten und Lasten zu sein, verloren haben, so fol^t

daraus von selbst, dass es nunmehr nur noch Hechte und Pflichten

der Herrschaft Löwen gegeben bat. Wenn daher, was unstreiti«?

feststeht, die Herrn von Beess nnd ihre Kechtsuachfolger mindestens

seit dem Jahre 1614 durch rechtsverjährte Zeit hiodurch Patronats*

bcfugniaae aasge&bt and somit aach die von denselben untrennbaren

Patronatslasten getragen haben, so charakterisiren «ich die einielMen

Breitsongshandlungen als Akte, welche von den Fideieommisabesitzern

vorgenommen worden sind in dem Bewnsstfietn oud in der dnreh die

Stiftungsurknnde von 1614 begründeten üeberzengung, dass die Be-

sitzer der Herrschaft Löwen in dieser Eigenschaft und nidit als Be-

sitzer eines zur Herrschaft gehörit^en einzelnen <lut*'s die Rechte und

Pflichten eines Patrons der evangelischeu Kirche zu Löwen ausübten

und resp. erfüllten.

Vollendete sich nach Ablauf der Verjährungszeit der ßechts-

erwerb, dann waren ßr und gegen die Herrschaft LOwen als «oMe
Patronatsreehte entstanden, gleichgflltig ob das Patronat aach schon

frOher bestanden bat oder nicht Es heäarf daher keiner hrüfmg^

eh^ wie der Kläger gegen dem WUerspruek der BMagien miä lAHs'

denunziaten behauptet, das Patronat schon vor Errichtung des JFWei-

eommisses mit dem Schlossgut Löwen verbunden gewesen ist.

Auch der übriijje vom Kläger angetretene Gegeni)eweis ist un-

erheblich. Die Thatsaclie, dass der Kläger in der Zeit von 1843

—1880 mit Ansprüchen auf Patronatsbeitrftge nicht behelligt worden

ist, beweist nichts. Solange die Freiherrn von Bckardstein den an

sie heraitreteaden Anfoideningen allein genügten, lag fOr die Be-

klagte keine Veranlassong vor, den KUger und die andera Kitfcsr-

gutsbesitier za den Patronatslasten herannuiehen.

Bedeutungslos ist femer die angebliche Erklärung des Frei-

herrn von Eckardstein, dass das Patronat allein auf dem Schlossgut

Löwen ruhe, da nicht feststeht, zu welchem Zweck und unter wel-

chen Umständen die Erklärung abgegeben worden, und es daher

nicht uuwahrscheiulich ist, dass der Freiherr von Eckardsteiu, wie

die Beklagte und die Litisdenuuziaten behaupten, lediglich zu dem

Zwecke, einen leichteren and gflnstigersa Verkaof der ftbrigen GAier

za eraielen, dieselben als frei von der Patronatslast aa^^eben hat

Aach anf die gleichen angeblichen Bemerknngen in den angefahrten

Oatstaxen ist kein Gewicht tn legen , da dergleichen Taxen nicht

dazu dienen , massgebende Feststellungen über bestehende Rechte

oder über den Umfang derselben zu treffen. Muss hiernach aber

dem ersten Richter darin beigetreten werden, dass die Besitzer fler
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Fi-lei-ominissherrschafb Löwen als solche seit länger als einem Jabr-

hundert, also durch rechtsverjährte Zeit, die Rechte eines Patrons

der evangelischen Kirche zu Löwen ausgeübt und mit diesen Rechten

auch die correspondirenJen Lasten des Patronats getragen haben, die

Beklagte mithin das Recht ersessen hat, von dem jedesmaligen Be-

sitzer der FideicommiMherrschaU Löwen die Tragung der Patronats-

lasten zu fordern, so kommt es auf den ferneren Einwand der Be-

klagten, daas durch daa Hans von Beeas'ache Testament vom Jahre

1614 nnd die darin versprochene Vereinigung der ataimtUehen dem

Testator gehörig gewesenen Oflter an einem fideicommtss der gaoie

zn einem solchen vereinigte Gfitereonaplex mit dem Patronat be-

lastet worden, nicht weiter an, da die Feststellung der IMteung des

Rechts der Beklagten, von dem Besitzer der Pideicommissberrsehaft

Löwen die Tragung der Patronatslasten zu fordern , in Verbindung

damit, dass durch die Zerstückelung der Herrschaft Löwen das auf

derselben haltend gebliebenen Patronat niclit untergegangen ist, ge-

nügt, um das Klageverlangen des Klägers unbegründet erscheinen zu

lassen. Damit erledigen sich zugleich alle die klägerischen An-

führungen nnd Beweisanträge, welche gegen jenen hier nicht weiter

Eur Erörterung zu ziehenden Einwand gerichtet sind.c

Diese UrtbeilsbegrilndQng gibt sn den lebhaftesten Bedenken

Anlass nnd ist in sich selbst nicht widersprochslos. Den Einwand

Nr. 1 (dass durch das Testament von 1614 der ganze Herrsehafts-

complex mit dem Patronat belastet worden sei) eraehtei das Drtheil

anscheinend nicht fftr durchgreifend, sondern nur den Einwand Nr. 2

der Ersitzung. Trifft letzteres zu, dann durfte das Oberlandosge-

rieht aber die Frage, (ob das Patronat auch schon früher bestanden

hat) welche es nach dem Schluss seiner Ausführungen ungeprüft ge-

lassen hat, nicht ungeprüft lassen, denn gegenüber dem Ersitzungs-

beweise muss doch zweitellos festgestellt werden, ob die Besitzer der

Herrschaft Löwen als Besitzer der Herrschaß oder als Besitzer des

Dmimi Schloss L5wen das Patronat ausgeübt haben, dies um so

mehr, als sie schon vor Ezisteuz der Herrschaft Löwen Patrone der

Kirche LOwen gewesen waren. Wftre die nene Meinung des Ober-

landesgerichts richtig, 80 wfirde das eine wahre Bevolutioa auf dem
Gebiete der Ffdeioommisse herbeiführen, denn nach dtesen Gründen

würde in allen Fällen, wo ein Fideicommissbesitier länger als die

Ersitzungszeit hindurch Patron einer zum Pideicommiss gehörigen

Kirche war und eine Kentamtskasse hatte, das Patronat auf den

Gesammtcomplex des Fideicommisses übergehen. Das ist aber etwas

ganz Neues.
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(Jeberdles hat das Oberlandesgerieht Gbenehen, daas das Fidei-

commtas »Herrschaft Löwenc von voiDherein dadurch zeitlich be-

grenzt war, dass es mit dem Auästerbeu des Mannesstammes der

Familie Beess aufhören sollte.

Ueber den lobalt der landscbaftUcbea Taxen geht das Urtbeil

spielend hinweg.

Aus diesen and andren ßrwägnngen legte Graf X. Revision

beim Bmd^fgmehi ein. Dieselbe wurde aber durch Erkenotniss des

IV. Civilseuates vom 23. Mftrs 1893 aus folgenden ^EtUtehmäumga'

grOnden* zurückgewiesen:

»Kläger behauptet, dass ihm als P^igeiithflmer des Rittercrutes

Kleiii-Saariie in dessen jetzigem grundbucbmilssigen Zustande ^egen-

ül»er der evangelischen Kirclienyemeinde zu Löwen keinerlei Rechte

und Pflichten als Patron oder Mitpatron zustehen bezw. obliegen und

beantragt, duss die Beklagte verurtheilt werde, dies anzuerkeunen.

Dem Berufungsrichter ist zunächst darin beizutreten, dass die Klage

sich als die fiigentbnmsfreiheitsklage darstellt, und dass durch die

Zerstflckelnng der mit dem Patronat behaftet gewesene Herrschaft

Löwen, nicht das BrlOschen des Patronats herbeigeffihrt worden ist.

Kläger hat auch gegen die letztere Annahme, deren Richtigkeit er

in der ersten Instanz selbst zugegeben hatte, Angriffe jetzt nicht

erhoben , und es kann den Ausfuhrungen des Berufungsrichters,

welclie sich mit den durch die Rechtsprechung für den Geltungs-

bereich des Allgem. Landrechts festgestellten Grundsätzen iu Ueber

einstimmung befinden, hier nur beigepflichtet werden.

Mit Recht legt der Berufungsrichter der Beklagten den Nach-

weis ob, dass der Patronat auf dem Gute des Klägers Klein-Saarne

haftet. Die Beklagte will diesen Beweis durch die Behanplungen

ffthien, einmal, dass die sftmmtlichen zur Herrschaft Löwen gehörigen

und zu einem Fideicommiss vereinigten OQter durch das Testament

des Hans von Beess aus dem Jahre 1614 mit dem Patronat über

die Löwener Kirche belastet worden seien, und dass zu diesen Pa-

tronatsgütern auch Klein-Saarne gehört habe, und sodann, dass die

Beklagte im Wege der Ersitzung gegen die Besitzer der Herrschaft

L6wen als solche das Becbt erlangt habe, die fernere Tragong der

Patronatskosten zu verlangen.

Der erste Richter hat beide Behauptungen fir begrfindet er-

klärt and deshalb die Kkge abgewiesen. Der Beruftingsrichter hat

die Berufung des Klägers zurflckgewiesen ; er hält das durch Er-

sitzung erworbene Recht der Beklagten gleichfalls ffir dargethan

und hat deshalb die erstgedachte Behauptung unerörtert gelassen.
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Bezfiglieh des BnittongsbeweiMs geht der Berofiingsriehter davon

aus, dam es darauf ankomme, ob die Besitaer der Herrschaft Löwen

aberhaupt Patrpnatsreehte ausgefibt und PatronatSpfliehten erAlU

haben, und ferner, ob sie dies in Ihrer Eigenschaft als Besitzer der

seit dem Jahre 1614 bestehenden Fideicoraraissherrdchaft Löwen oder

als Besitzer des zu dieser Herrschaft ffohöric^en einzelnen Gutes

Schloss Löwen gethan haben. Hierbei stellt or als unbestritten fest,

dass durch das Testament von 1614 mit den darin bezeichneten

Gätern, zu welchen auch das Gut Schlos» LOwen und das Gut Klein-

Saarne gehört haben, ein Fideicommiss errichtet worden ist, sowie

dass die Besitzer der Herrschaft Löwen seit 1614 bis in die MiUe
des 19. Jahrboaderta Patrone der erangelischeii Kirobe in Löwen

gewesen sind. Er weist darauf hin, dass wfthrend dieser ganten Zeit

die Herren Ton Beess das Vocatlonsrecht ansgefibt haben, und daas

sämmtliche Mitglieder der Pamilie von Beess bis in deren Ana»

sterben in der Kirche in Löwen begraben worden sind, und folgert

aus der Ausübung der Patronatsrechte auch die Tragung der Pa-

tronatslasten. Aus den einzelnen, wiedergegebenen Stellen des

Testaments zieht pr weiter den Schluss, dass ein wirkliches Fidpi-

»'ommiss und nicht ein Stamragnt im deutschreclitUchen Sinne er-

richtet wonJen und die Absiclit des Stifters dahin gegangen ist, durch

die Vereinigung der einzelnen Guter zu einem Fideicommiss ein ein-

heitliches Ganze derart zu begründen, dass die einzelnen das Fidei-

commiss bildeudea Giter ihre Selbstständigkeit verlieren nnd als

Theiie in dem neu geschaffenen Ganzen aufgehen sollten.

Der Berufungsriohter orwigt fenier: Darans, dasssowoU nach

dem Willen des Stifters des Kdeteomnusses wie nach der Uebaog

seiner Betitiaaebfolger die flervscbaft Löwen als ein «iniiges neht-

liches Qanie behandelt worden sei, dagegen die einzelnen ein?er-

leibten Güter die Fähigkeit, selbstständige Subjecte und Objecte ?on

Rechten und Lasten zu sein, verloren hätten, folge von selbst, dass

es nunmehr nur noch Rechte und Pflichten der Herrschaft Löwen

gegeben habe. Wenn daher die Herren von Beess und ihre Rechts-

nachfolger mindestens seit 1614 weit über ein Jahrhundert hinaus

Patronatsbefugnisse ausgeübt nnd die davon antrennbaren Patronats-

lasten getragen b&tten , so chararakterisirten sich die einzelnen Br-

sitsnngahandlungen als Akte, welche von den Fidetcommissbesitiem

in dem Bewnsstsein und in der dnreb die StUtnngsirknttde von 1614

begründeten Uebenengnng ?orgenomnien worden seien, dass die Ba-

sitier der Hemehaft Löwen in dieser Eigensdnft mä niebt ala Ba-

sitier eines inr Herrsebaft gehörigen eintelnen Gnies die Beehte
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und Pflichton eines Patrons ausgeübt hätten. Habe sich nach Al)-

lauf der Verjährungszeit tler Kechtserwerb vollendet, so seien für

lind gegen die Herrschaft Löwen als solche, l'atronatsreclite ent-

standen, gleictigültig ob der Patronat auch schon früher bestauden

habe oder nltdit. Es bedürfe daher keiner Prüfung, oh der Patronat

schon vor Brricbtang des Fideicommisses mit dem ScbIoss<(ut Löwen

Ferbttiiden gewesen sei. Die Revision führt aus: Wenn der Patronat

schon vor dem Jahre 1614 lediglich auf dem Gate Scbloss Löwen

geruht habe, so habe nach Errichtung des Familienfideiooniuiisses

der Herrschaft LOwen der jedesmalige Besitser der Letzteren als

gleichseitiger Besitier des Gutes Scbloss Löwen den Patronat aus-

zaflben und die Patronatslasten tu tragen gehabt. Sofern auch für

die Pideicommissgüter ein Patronat durch Ersitzung habe erworben

werden sollen, hatte es einer besonderen Besitzergreifung htMluift,

durch welche der Kirchengemeinde gegenüber unzweideutig zu er-

kennen gegeben wäre, dass nun auch für die Fideicomniissgüter der

Patronat in Anspruch genommen werde. Solche Besitzhandlungen

seien vom Berufungsrichter nicht festgestellt, und es sei die An-

nahme dessellwn rechtsirrtbflrolich , dass nach dem Willen des

Stifters und nach der Uebung seiner Besitznachfolger die Herrschaft

Löwen als ein einheitliches rechtliches Ganze behandelt worden sei

und die einselnen Güter die Ffthigkeit verloren hfttten, selbststftndige

Subjeete oder Ohjecte von Rechten und Lasten zu sein, da durch die

Errichtung des Fideicemroisses die Dritten gegenüber bestehenden

Bechtsverfaftitnisse nicht berfihrt worden seien.

Der Revision muss der Erfolg versagt bleiben. Aus der fest-

stehenden Tliatsache, dass die Besitzer der Fideicommissherrsehaft

Lftwen währond der ganzen Dauer ihres Hesitz^^s seit IG 14 weit uhor

ein Jahrhundert hinaus bis zur Aufhebung des Fideicommisses im

Jahre 1796 die Patron atsrechte an der evangelischen Kirche zu

Löwen ausgeübt haben, sowie dass demnächst eine gleiche Ausübung

durch die Allodhesitzer der Herrschaft Löwen stattgefunden hat^

folgert der Berufungsricbter mit Becht, dass dieselben , da die mit

dem Patronat verbundenen Bechte von den entsprechenden aus dem

Patronat fliessenden Lasten und Pflichten nicht getrennt werden

können, auch die letzteren getragen haben. Er stellt damit zutref-

fend fest, dass beiderseits ein Ersitzungserwerb stattgefunden hat,

und zwsr auf Seiten der Herrschaft der Erwerb des Patronatsrechts

an der evangelischen Kir« he zu LAwen , auf Seiten der letzteren der

Krwerb des Hechts anf Erfüllun«; der Patronatspflirliton <,n'ir,.n dip

Besitz»^r der Herrschaft. llai>en diese aber das l'atronatsrecht durch

Arcbiir fUr KircbeureobU LXXl. 28
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Ersitzung erworben, so haben sie uucli die damit untrennbar ver-

bundenen Pflichten überuomraen, und hieraus sowie aus der Gegen-

seitigkeit des Veriiältnisses und der Einheitlichkeit des Besitzes er-

gibt sich die Absicht der Beklagttiii, ihrerseits der Herrschaft Löwen

gegenüber das gedachte Recht zu erwerben. Diese Erwägung liegt

den Ausführungen des Benifangsrichte» zu Grunde, und es ist da-

her nicht gerechtfertigt, wenn die Revision dem Berufungsrichter den

Mangel einer dahingehenden FeetetellnDg, daaa die Beklagte da« fon

ihr behauptete Becht gegen die Besitter der Herrschaft LOwen nteht

anageabi habe, ziun Vorwarf macht.

Bbensowenig können aber aaeh die »weiteren AngrilTe der Re-

vision für begrfindet erachtet werden. Die Herrschaft LOwen hat

sich seit dem Jahre 1614 Iftoger als ein Jahrhundert stets im Be-

sitze derselben Familie Itefuiiden, der jedesmalige Besitzer der zu

dieser Herrschaft gehörigen Güter hat als solcher die Patronats-

rechte ausgeübt und die Patronatsptiichten erfüllt, und es ist von

beiden Theilen, sowohl von dem Besitzer der Herrschaft als von der

Kirchengemeinde stets davon ausgegangen, dass ersterer als Besitzer

der Herrschaft Patron sei. Die hiervon ausgehende, auf einer speciellen

Wdrdigung der sämmtlichen von den Parteien geltend gemachten Om*
itftnde beruhende Feststellung des Berufungsrichters,

dass die einielnen Handlungen der Fideicommissbesitier sich als

Akte darstellten, welche ?on ihnen in dem Bewusstsein und in

der durch die Stlftungsurkunde Ton 1614 begrandeten Ueber*

Zeugung vorgenommen worden seien, dass die Besitzer der

Herrschaft Löwen in dieser Eigenschaft und nicht als Besitzer

des Gutes Schloss Löwen die Rechte und Pflichten des Patrons

ausgeübt hätten,

erscheint daher keineswegs als eine rechtsirrthümliche. Zwar geht

die Annahme des Berufungsrichters zu weit, dass die einzelnen ein-

verleibten Qäter die Fähigkeit, selbststftndiges Subject oder Object

von Hechten und Last-eu zu sein, verloren haben; die gedachte Fest-

stellung wird aber schon durch die firwftgung gehalten, dass die Be-

sitzer der Herrschaft LOwen stets davon ausgegangen sind, dass die

vereinigten Gflter ein einsiges Ganze bilden , dass sie in dieser aus

dem Willen des Bichters und aus ihrer eigenen Uebnng hervor-

gehenden üeberzeugung als Besitzer der Gesammtherrsehaft ge-

handelt haben. Diese Erwägung lässt die Verletzung einer Rechts-

norm nicht erkennen und gibt zu rechtlichen Bedenken keine Ver-

anlassung; sie heiiiht auf einer zutreffenden Würdigung der that-

sächlichen Sachlage. Haben hiernach aber die Besitzer der Herr-
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acbafl L5wen ab solche das Patronat fiber die evangelische Kirche

zn Löwen durch Ersitzung seit dem Jahre 1614 erworben, so kommt
es auf den vor diesem Jahre bestehenden Zustand nicht an. Eine

Erörterung dieser Frage hfttte nur dann Platz greifen können, wenn

die Verhältnisse vor dem genannten Zeitpunkt als klar feststehend

dargelegt wären, was jedoch nach keiner Richtung hin der Fall sei.c

Diese Entscheidung des Reichsgerichts würdigt leider den ent-

scheidenden Punkt so wenig, dass nun aus denselben Gründen über-

all, wo ein Fideicommiss aus mehr als einem Gute seit recbtsver-

jährter Zeit besteht, wo also eine sog. Fideicommissherrscbaft vor-

handen ist, deducirt werden kann, das auf einem einzelnen zur Herr-

schaft gehörigen Out ruhende Patronat sei durch Ersitzung auf die

ganze Herrschaft ftbergegangen.

28*
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Sebits und Wnschhis in ihrer Stellung zur Coluniban-Fni|e.

Von Herrn, Jos. Schmilz, Dr. der Tb«ologie und des Kirohearaditi.

Unter den Analekien der Zeitschrifl f. K.-Oeeehlehie (14. Bi

8. Heft S. 490) begegnen wir an erster Stelle der Ueberschrift »Du

PoenUentiale Cclumbaniy hemusgeyeheyi von Dr. 0. SdHMSS in flNf-

yart.€ Die hierdurch angeregte Erwartung, ein bisher unbekanntes

Poenitentiale Oolumhani zu erhalten, wird bei näherem Zu.-^ehen

durch die Beobachtung gotäuscht, dass dieses von Dr. O. Sfha<>

heramgegebene Poenitentiale Columhani nichts anderes ist, als däs

bereits von FUmming in seinen Collectanea (Opp. Colunib. Lovan

1667) fon WasisruIMm (Busaordnongfen der abendühidiachen Kirch«

S. 853) and von mir (BuHbficher and Bassdisciplin der Kirebe S. SM)

pnblicirte Poenitentiale Golambani.

S. hebt zwar als wichtig her?or, dass die Poblication Wu-
serschiebens und die meinige an zwei Stellen von der Flemnfiioes

abweiche; thatsächlich besteht die angebliche Abweichung an den

beiilen ersten Stellen nur in der Schreibweise; an der dritten St<'lle

in dem Ausfall des Zusatzes »et carnalibust zu den Worten >a p»»i-

catis capitalibus.« Man wird billig l>ezweifeln, ob diese Abweichuni?,

wenn sie ülierbaupt der Erwftbnnng werth war, eine Pablication des

ganzen Poenitentiale motivirt, es sei denn, dass das eigenthfiniliclie

Bestreben S. »gleiebsam etwas Neues an Tage za f^rdern,€ wekb»

Qtmälaek zotreffend hervorhebt, anch hier massgebend war'). Bis

Gleiches gilt bezfiglich der zwei Abweichungen , welche S. zwischm

dem von ihm nach Cod. II der Hobbienser Handschriften Yorg»>noni-

menen Publication und dem Flemming'schen Texte hervorhebt ; sif

bestehen in dem Ausfall der Bestimmung >Si quis perjuraverit VII

annis paeniteatc und der Worte »non debet esset am Schiasse

Cap. 18 bei Plemming. S. versucht den Beweis, dass Fl^mniin^

ansser der Bobbienser Handschrift I (jetzt €k>d. Taurin. G. Vii Itf)

und II (Cod. Taarin. G. V 38) nach einer dritten verloren gegangenes

Bobbienser Handschrift seine Poblicationen Colurobanischer Schriftcs

ausgeftthrt habe; er bemft sich dabei auf diese Varianten, welche

1) >Zq den Coliinibaii-BriereD« Neues Arehiv d. Ges. ffir altere deotsehe

Geschichtskond^ 17. Bd. 2. Heft 8. 427.
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indessen ein sehr schwaclier Stützpunkt sind ; auch seine üntersucli-

ungen über die Handschriften der Sermonen und Briefe Columbas

im N. Archiv d. Gesellsch. f. ältere d. Geschichtsknnde, 17. Bd.

2. Heft S, 253 f. sind, wie Gundlach darlegt, anfechtbar »). Worauf

es indessen ankomnnt, ist, dass durch diese Publicaiion seitens S. die

mit Lebhaftigkeit geführte Colambao'ache ControTerae anf dem Oe*

biete der Biissdisciplin zn einem gewissen, meinen Ansichten ent-

sprechenden Abschlnss gelaugt ist, welcher von S. auch ausdrflclc*

lieh hfttte anerkannt nnd herforgehoben werden mflssen. Der Ver-

lauf der Controverse mOge in kurzen Zfigen in's Gedächtnis» zurQck-

gerufen werden.

Ich hatte zuerst im Jahre 1883 in dieser Zeitschrift*) den

Nachweis geführt, dass die Tradition, wonach wie Loening^) sich

äasserte: »Das irische Busswesen von Columban auf das Fest-

land verpflanzt und dadurch eine neue Entwicklung angebahnt wor-

den sei,« oder nach WaaiwscMdfm^) »sich bis zum 7. Jahrhundert

keine Spur von Bassordnnngen im fitnkischen Reiche gefanden hätte

und erst Colomban durch sein Poenitentiale auf ein, für mne ange-

messene und geordnete Handhabung der Bnssdisciplin unentbehr-

liches, der fränkischen Kirche bisher fremdes Bedürfniss hingewiesen

habe und somit an eine Umgestaltung und wesentliche Förderung

des Bussw>*sens durch Columban zu glauben sei,« — als eine voll-

ständige Sage zurückzuweisen sei. Zugleich legte ich dar, dass Co*

lumban nicht der Verfasser des unter seinem Namen verbreiteten

Poenitentials sei und habe diese Ansicht in meinem grosseren Werke

über die Bnssbflcher nnd Bnssdisciplin der Kirche weiter vertreten

nnd begrAndet^). Im Jahre 1884 wandte ich mich in dieser Zeit^

Schrift gegen eine Hypothese, welche 0. S^hiss in seiner Inaugoral-

Dissertation >über Columba von Luxeuils Klosterregel und Bussbu( h')€

iiufstellte, wonach in dem zweiten Tlieile der regula coenobialis des

Columban die von Wassprschleben tso schmerzlich vermisste Er-

gänzung des Uber poenitentialis Colurobani« zu erblicken sei. Ich

führte von Neuem die Gründe vor, welche gegen die Autorschaft

Golumbans beznglicb des ihm zugeschriebenen Poenitentials sprechen

nnd cbarakterisirte dasselbe als eine Znsammenstellung von Süss-

Satzungen seitens eines Gompilators des 8. Jahrhunderts. Wie un-

denkbar es aber sei, dass der zweite Theil der Goenobialregel die

1) 1. e. 8. 424 f. - 3) Aroblv für katb. K.-B. 49 Bd. 8. 8 If. - 8) Ge-

schichte des deatMhen K.-R., 2. Bd. 8. 486 ff. — 4) Bossordnangen S. 52 f.
—

5) S. 588 ff. — 6) 51. Bd. 8. 3 ff. — 7) DietdeD, Lehmaon^Mhe Bach-

draekerei, 1883.
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Yerminte Ergftoznng dnw PoenitenUals sei, wies ich ao dem In-

halt ihrer Bertimmnngeii nach. Dieselben bestehen nftmlich in

klosterliehen Poenalbestimninngen« welche die Anwendung fen körper-

lichen Strafen für üebertretnngen der Klosterregel, deren Bekenni-

niss zu Beginn des gemeinsamen Mittagsmabls vor dem Praepositus

inensae geschah, vorschreiben.

Diese meine Darlegungen fanden Anerkennung; Friedberg er-

klärte in der zweiten Auflage seines Lehrbuches des kathol. und

evangel. Kircheureebts (Leipzig 1884, S. 289 N. 4). >Wenn ich

früher mit Iioening einen massgebenden EUofluss Colnmbaos aaf diese

Entwickelnng angenommen habe, so scheinen mir doch die hieranf

bezüglichen Untersnchnngen bei weiterer Prfifnng bis jetst aar an

Hypothesen geführt in haben. Vergl. aneh SAmÜB A. 49, 3 ff.€

Die Ergänzungstheorie Sebass charakterisirte sich also als ein Auf-

bau dner neuen Hypothese auf eine als unhaltbar erwiesene frühere

Hypothese.

Nichtsdestoweniger veröffentlichte S. in der Zeitschrift f. Kir-

chengeschichte, VIII. Bd. 3. Heft 1886 S. 459 ft*. unter den Aualecten

eine Replik gegen meine Ausführungen. Dieselbe bezog sich im We-
senthchen auf die Beurtheilung der regula coeuobialis Columb. und

ihre beiden Kecensionen unl wurde von mir in dieser Zeitschrift

ebenfalls zurückgewiesen^). Ich legte dar, dass die in den beiden

Kecensionen ans überlieferte Regula coenobialis nichts anders sei,

als spätere, keineswegs von Columban herrührende Aufzeichnungen

der traditionellen Uebnng einer Elosterordnung, welche man in ihren

wesentlichen Bestinininngen snr Zeit jener Aufzeichnungen auf Co-

lumban zurückführte; wie denn auch Bmekk bereits zutreffend im
vorigen Jahrhundert sagte: »ita ut vi?a potios voce, quam scripta

Regula Monachos saos diiezisse videator *)€ ; übereinstimmend äussert

sich Ix)ening dahin, »dass die Coenobialregel nur ihren wesentlichen

Hestandtheilen naih von Columban herrühren').« So musste denn

die Ergänzungstheorie in Sebass als wissenschaftlich zerstört er-

scheinen.

Seitdem bat nun Sebass sich zur Columban-Frage noch in

zwei Abhandlungen geäussert und zwar zunächst im Neuen Ar« hiv

d. Ges. f. ältere deutsche Geschichtskunde, 17. Bd. 2. Heft S. 245 ff.

zu dem Zwecke einen Nachtrag sn einer Arbeit zu liefern, wdche

1) Archiv für katli. K.-R., Bd. 59. S. 209 ff.

2) Luc. Holsteoii Cod. Regal. » Mar. Brockie ülosti:. Aug. Viad.

pag. 169.

3) Loeniny, l c S. 436 f.
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Gundlacli in dem 15. Bd. derselben Zeitschrift (S. 499 ff.) über die

Coliimhan Briefe vciöfT<^ntliclit hatte und dann in der Abhandlung,

welche S. in den Analecten der Zeitschrift für Kirchengeschichte,

14. Bd. 3. Heft S. 430 ff. unter der oben mitgetheilten Ueberscbrifl

»Das Poenitentiale Columbani« etc. veröffentlichte.

Greifen wir gleich zwei Positionen herauB, in denen die wissen-

schaftlichen Anschauungen 8. sieh als anhaltbar erwiesen haben.

Ich hatte bereits in meiner erwfthnten Besprechung der Inangnral-

Dissertation S. (Archiv 51. Bd.) bemerkt, dass es unverständlich er-

scheint, warum Sebass den Grfinder des Klosters Luxeuil »Columha«

«nd nicht »Columban« nennt. Die Gründe, warum das nicht an-

gehe, hatte ich anijjefuhrt. S. replicirte darauf, dass durch Ebrard

(Iroschottische Missionskirche S. 16) in dieser Frage bereits eine

endgültige Antwort gegeben worden sei So endgültig scheint nun

die Antwort doch nicht gewesen zu sein, denn \V. Gundlach bedient

sich in seiner Arbeit über die Columban- Briefe des einzig berech-

tigten Namens »Columban. c 8. bedauert: »dass Gundlach die Form
Columbanus der in der wissenschaftlichen Literatur neuerdings be-

vorzugten (s. die Schriften von Hertel, Ebrard, Loofs, Hauck) nach

seinem Daf&rhalten eindg berechtigten mscA-lateinischen Form
>Colnmba« vorgezogen hat>).c Indessen hat W. Qnndlach in der

Pnblication der Briefe Oolumban's (Monumenta Qermaniae Bpist.

tom. III. Berolini 1892 p. 154 seq.), welche roerlcwflrdigerweise S.

ein Jahr später bei der Herausgabe seines »Poenitentiale Columbani«

noch nicht bekannt war, die Fern» »Columban« beibehalten und in

seiner Replik erklärt Gundlach, stichhaltige Gründe, welche meine

Auff'assung (vgl. N. A. XV, 521, 522) widerlegen, anzuführen hat S.

unterlassen *).

Nicht besser ist es S. mit seiner Begeisterung fdr EbrarSs
iroschottische Missionshirche *) ergangen. In seiner Inaugural-Dis-

seriation rechnet er es Ebrard zum Verdienst an, auf dieselbe au/inerjk-

sam gemacht zn haben, wfthrend dieses zweifelhafte Verdienst Ehr.

1) Zeitschr. f. K.-Geschichte. VIII. Bd. 3. Ueft S. 459 A. 1.

2) N. Atehiv, 17. Bd. % Heft 8. SSO.

8) >Zv den Colanil»o*Briefen« 1. e. 8. 429.

4) NUdner$ Zeitichrift f. Bist Theo!. {Jim, 1868), Ehrard\, Die iro-

schottische Missionskirehe 1878, Ebrard »Boni&tiiu der Zerstörer des Co-

lanibiuiisehea Kirebenthnins.« Selbst Loening konnte Ebrard den Vorwurf

nicht crHparpn. dass er die beiden trefflichen Arbeiten Varin Memoire (1858»

und Haddan and Stnbbs Conocib Oxford 1869 gar nicht kaniite. Geschichte des

K.-R. II L. S. 417 Anm. 1.
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thutaächlich gar nicht zukommt. In seiner Replik folp^t S. ver-

t'lirungsvoU den Spuren EhrarcVs^). In seiner Arbeit über die Hand-

seliriften der Serniones und Briefe Col. n^nnt er zwar das Buch

Ebrards über die irosrliottische Missionskirche ein tunglückliches,«

erkennt aber umsoniehr die »hervorragenden Leistungen der deutschen

Kirchen geschieh te aß, wiesle gegenwärtig Professor Hattck der Forschung

darbietet^) und in seiner jüngsten Publication des Poenitentiale Col.

scblieast eir sich blindlings »der gewohnten lichtvoUen« Darttellong

Hauek*8 an *). Nan wandelt Hauck beiflglich der ColnmlMUifrage In

den Geleieen Ebrards, allerdings geschickter als dieser. Er Tertriti

dessen Grundanschaaangen und sacht die feraltete Vorstellang yod

einer »Qestaltnng der Kirche im fränkischen Reiche als einer von

Etom unabhängigen Landeskirche« in dem 2. Bach seiner Kirchen-

geschichte »Die fränkische Landeskirche*)« zu beleben. Die wissen-

schaftliche Forschung hat mit diesen vielfach von einseitiu^ confes-

siöiieller Auffassun«; freiiährten Phaiitasieen gründlich aufgeräunit;

— auch auf protestantischer Seite. Eine genaue Keuntniss und Be-

rücksichtigung dieses Standpunktes der Forschung sollte man billiger-

weise bei Sebass in seinen Colnmban'schen Forschungen voraossetieo.

Er hätte sich Belehrung bei Wattenbach in dessen sechsten Aaflage

der Qeschichtsqaellen (1893) holen können, wo derselbe sieh dahin

äussert: »die seitsamen Aensserungen Ebrards Aber angebliche Zer-

störung des Columhanischen Kirchenthums auf dem Festlande kaon

ich nur erwähnen, um davor zu warRen.c In der 2, Auflage der

deutschen Verf.-Gesch. von WaiU (Bd. 8. S. 41 f.) wdrde er eine

Darstellung gefunden haben, welche seine Bewunderung für Hauck 's

Scliilderuiigen der fränkischen Kirche zerstört hätte. Auch hätte er

sich mit der ebenso gründlichen wie durchsichtigen und interessanten

Arbeit über die wissenschaftlichen Beziehungen Irlands zu Deutsch-

lands von Walther SchulUe »Die Bedeutaug der iroschottischen

Mönclie für die Erhaltung und Fortpflanzung der mittelalterlichen

Wissenschaft unter besonderer Rücksicht auf die noch vorhandenen

»117 irischen Handschriften u. 32 Bibliotheken des Oontlnentsc Im

Centralblatt fflr Bibliothekwesen 1889 S. 185 ff. bekannt machen

mfissen. Wären diese berechtigten Voraussetzangen von ihm erffillt

worden , dann würde er es wahrscheinlich nicht mehr auffallend ge-

1) Zeitschr. für K.*Oeteh^ VIII. Bd. S. Heft 8. 459 Ann. 8. 461.

2) Neaes Archiv d. Ges. f. Gesobiehttknnde, 17. Bd. 2. Heft 8. 245.

3) Zeitschrift U. Bd. S. 430, 435.

4) Kirchengeschichte Deutschlands Ton Dr. Alü, Hauck, ProfeMor in

Erlangen. Leipzig, J. £. Hinrichs, 1887.

i^ijM^ud by Google



SebM und Himchius in ihrer Stelluuy zur Culamban-Frayt*

fuiiden haben, dass W. Giindlach in seiner Arbeit über die Coliinibaii-

Üriüfe an 4er nach S. Ansicht »so hervorragenden Leistung der deutschen

Kirchengeschichte, wie sie gegenwärtig Professor Hauck der Forschung

darbietet, schweigend vorübergeht^).« Damit sollen die sonstigen

wirkU(!hen Leistungen des Hauck'sclien Werkes ebensoireDig wie das

von Gandlacb geschielifc, rerkannt werden *).

Beschrftnken wir uns auf die Darstellung, welche S. selbst von

den beiden Bobbienser Handschriften gibt, die das sog. »Poenitentiale

Oolambani« enthalten. Danach ist es nm dessen handschriftliche

UeberlieferuDg so sehlecht wie möglich bestellt. Da es die einzigen

uns bekannten Handschriften sind, in welchen das angebliche »Poeni-

tentiale Columbani« sich findet, und kein historischer Zeuge aucl»

niciit Jonas der gleichzeitige Lebensbesch reiber Columbans etwas da-

von erwähnt, dass Columban ein Poenitentiale geschrieben habe, so

sind die erwähnten Handschriften auch die einsige Stütze für die

ganze Columban-Hypothese von dem erwähnten massgebenden und

umgestaltenden Einfluss auf die Bussdisciplin. Beide Handschriften

befinden sich jetzt in der Tnriner Nationalbibliothek. Die ftltere mit

der Signatur 6. V. 88 wird von Sebass und Otmdlach^ dem 10. Jahr-

hundert, von Beamten der Tnriner Nationalbibliothek Ottino dem

12. Jalirhundert zugewiesen. Das Vorsetzblatt a enthftlt allerdings

die Bezeichnung »Eist sanctt Columbani«; aber die darauf folgende

Inhaltsangabe von einer Hand saec. XV. belehrt uns sofort, dass der

Codex Collectania der verschiedensten Art enthält. Die Inhaltsangab«;

lautet: »In hoc volumine infrascripta coutinentur, videlicet Regula

beatissimi patris nostri Benedicti abbatis. Hymni et cantica propria

et communia tarn de tempore quam de sanctis. Item hymni feria-

rum. Capitula LXXV. ad monacbos pertinentia. Hegula sancti Co-

lumbani abbatis. Ejusdem epistolae sive exortationes nnmero XIII.

De octo principalibus viciis. De penitentiis pro criminibus in-

jungendis. Ammonitiones valde utiles. Item de poenitentia im-

ponenda.« Hier möge sofort bemerkt werden, dass durch Nichts

1) S. lieber die Handschriften der Sermonen etc. N. Archiv I. c. 17. Hd.

S. 24.5. Zur Charakteristik der Leistunpen Hnurk't auf dem Oebiote der Bnss-

discipliii mag dienen, dass t^r die wissenschaftlich hinf^st überwundene Ansicht

vertritt, »dass die Kirchenbussen nur zur Verschärfung der staatlich verhängten

Strafe gedient habe« und ohne private und öDentliche Busse auseinander zu

halten, behauptet, »die Reconsiliation sei (im 9. Jahrh.) immer im Infang der

Bneneit nicht am Ende vorgenommen worden« K. 0. II 224. Siehe »M. Bnia-

• bfldier nnd Bniadiedplin« 8. 68.

2) Zq den Colnroban-Biiefen 1. e. 8. 426.

8) N. AreUv U e. 8. SOO f.
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ang«deaiet wird, die letiteren auf die Poenitens betflgliehen StAcIra

rObrten ?on Golaraban her. Zanielist enÜiilt also der Codex di#

regula Beatissimi Benedicti — dann folgen tymni et cantica se-

cundum regulam sancti Benedicti. t Es begegnet uns da gleich eine

Probe von der Fehlerhaftigkeit der Handsxhrift. Der Hymnus für

die Fastenzeit heginnt, vorausgesetzt, dass nicht ein Lesefehler S.

vorliegt, wie folgt: »Ex more docti mistico servaraus ben jejaniuro

deiium dierum, circulo docto quater notissimo.c Das Ui sinnlos.

Die Strophe lautet »Ex more docti mistico, servemus hoc jejuniani,

deno diemra circnlo dncto quater notissimo.« Auf fol. 81 a heissi

es: »Incipit rognla ooenobitanim ei epistola domni Colnmbani XIII.

ei poeniieniiale.« Dieser Ankflndignng ontsprichi der folgende Texi

keineswegs. Die epistole domni Golambani finden sich nidii Yor,

Nach der Kegel, welche eingeleiiei wird mit tIncipit regula mo-
nachornmc und mit einer »Finit regula« abgeschlossen wird, folgt

unmittelbar »Incipit instructio sancti Culurabani abbatis ad monachos

de sede (fide).« Nun kommen die 13 Capitel der Instructio. Die-

selben schliessen ab fol. 124 a »in secula seculorum. Amen, finiunt

cpistolae. Ora pro nie quicunque hec legeris, ut Domini misericordiam

habere merear.« Damit ist ein Abschluss so deutlich, wie möglich

ausgesprochen. Nun folgt unter dem Rubrum »Incipit de octo ?itii8

principalibus. Octo sunt vitia principalia quae mergunt homineiii . .

.

fol. 125a per Dei iimorem vincuntnr. finit de octo principalibiis

vitiis.« Es ist die Octoade des Papstes Gregor ^), die dem Col-

loquinm zu Grunde gelegi wurde, in welchem der Busspriester den

Bfisser fiber die Sftnden abfrug^; sie findet sich in verschiedenen

Poenitentialien, so in dem des Egbert ') ; mit Coluniban hat dieselbe

keinerlei Bezielmng. Dann folgt unter dem Rubrum »Incipit de

poeuitentia« : Poenitentia vera est peniten<l;i non admittere sed ad-

missa «ietlen; bis fol. 12üa ut Justus juste vivat Amen.« Es ist der

erste Theil des von Flctnming herausgegebenen Poenitentiale Co-

lumbaui ^). Eine Andeutung, dass diese Bestimmungen von Coluniban

gegeben seien, liegt in keiner Weise vor. Es folgt »Cum jam de

moribns moralibusque disciplinis diu dixerim, iterum r<^gas, fili

inbuende, doceri . . . fol. 12^a quae per vim raplunt regnum coelo-

rum. Finit. — es ist der siebente Brief Colunibans^). Hierauf folgt

1) Lib. 3. Moral, c. 31.

2) Meio« »Buflsbücher und BussdiscipHn« S. 66. — 3) I. c. S. 575.

A) S. meine >Biiub&ch«r und Butaduciplio« ti. 594 f. WM»er»chUb€n •

1. c 8. 353 f.

5) G^näincht 1. c. ä. 501. Monumenta üernmaiAe Ep. tom. III. p. 180 leq.
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erst der swdte Theil den angeblfcYi Gotnmbati^relieD PoenitonÜnls:

»Diversitas culparum diversitatera facit paeiiitentiarura. Natu et

corporum medici bis fol. I30b si serael aut bis fecit, sed dat pri-

mum proxirao suo damnum quod fecit et tribus.« Hier bricht der

Text des Poenitentials ab mitten im can. 19 i). Wie es mit dem

weiteren Inhalt des Codex steht, ist nicht klar erdchtlich. S. sagt,

im Codex befinden sich noch iwei Blfttter ans einem Hymnns, einige

Worte Text mit Noten Omdlaeh begrfindet den Mangel eines

Abschlasses des Poenitentiale dadurch — »dass fol. 130 jetxt das

letzte der Handschrift Ist, die folgenden aber verloren gegangen

8ind').€ Das widerspricht der Angabe S. bezüglich der zwei weiteren

Blätter — ; Bei S. ist zudem nicht klar, ob der Hymnus sich un-

mittelbar an den abgebrochenen Context des Poenitentials anschliesst

und das scheint der Fall zu ^ein; das würde dann bei dem Copisten

der Handschrift eine sehr geringe Vorstellung von dem Werth des

Poenitentials vermnthen lassen.

Der Verfosser der Handschrift hat offenbar im 10. Jahrb. (nach

Ottino im 12. Jahrb.) das ihm wissenswerth erscheinende nnd be-

kannte Material Qber die Regeln des bl. Benedict nod des hl. Co-

lumban zusammengetragen und kein Bedenken getragen auch

heterogenen Stoff aufzunehmen , wozu ich namentlich die »Capitula

LXXV ad monachus pertinentia,« den Abschnitt mit der einleiten-

den Bemerkung »anno incarnationis Domini nostri Jesu Christi octin-

{Xentesiroo septimo decimo imperii vero •,dorio8is8imi principis II-

ludouvici quarto, sexto idum juliic sowie die Poenitentialstücke zähle.

Der Qmndgedanke, üelcher ihn leitete, Benedictinische nnd Co-

lombanische Bestimmungen zu vereinigen, war wohl dadurch veran-

lasst, dass im Kloster Bobbio die Benedictinerregel beobachtet wurde,

von welchen Mabillon behauptet, dass Columban selbst sie dort ein-

geführt habe*). Darauf zielt auch die Bemerkung auf fol. la des

Codex von späterer Hand hin: »Iste Uber est monachorum Congre-

gationis sancte Justine de observantia ordinis sancti Benedicti, re-

sidentium in monasterio sancti Columbani de Bobio scriptus (sub

namero) 130.« Dafür, dass die Stöcke de poenitentia von Columban

berrfihren, bietet die Handschrift nicht den geringsten Anhalt; ein

solcher kann auch nicht in der Ueberschrift »Incipit regula coenobi-

tarum et epistole domni Columbani XIIL H pmUmUiale^ geftinden

1) Siehe meine »RassbQcher und BaisdiMiplio« S. 509.

2) N. Archiv 17. Bd. 8. 250.

3) 1. c. S. 501.

4) JlaOUlon, AnnaL Praet in U IMC
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werden. Znoftchst erscheineB diese Uebenchrifton der Handiehrifi

überhaopt wUlkfirlich; da trotsdeni hier sowohl ?on der epistole, wie

in der Uebersohrift fol. 90: »In nomine sanelo trinitatis Hber episUh

lartm sancti Columbani abbatis incipit,« die Rede ist, doch nicht

diese epistole, sondern die instructio folgt. Sodann aber, and das

ist die Hauptsache, ist die »regula coenobialis Col.« bereits im

9. Jahrhundert von Benedict von Aniane als Poeniteniialc durch die

Uebersohrift »Incipit Poenitentialis ejus-lem« (Col.) bezeii linet wor-

den *) und auch in dem Cod. Oxenhusanus lautet die Ueberschrifi

der Regel : »S. Colnrnbani Regula Coenobialis seu de quotidianis

poenitentiis moDachonim.c Demnach wird man auch in der vor-

liegenden Handschrift die Angabe et pemi&Htiaie anf die fibliche Be-

zeichnnng ^nes Theiles der regnla coenobitamm zn deaten haben.

Anf Omnd dieser Handsohrift liegt also gar Ireine Berechtigung

vor, die beiden StQclie »Incipit de penitentiat und »Diversitas cal-

pammc dem Colamban als Antor znznechreiben ; ebensowenig ist

man bereciitigt, dieselben zusammen zu schweissen, da sie in der

Handschrift durch den siebenten Columban- Brief von einander ge-

trennt sind. Wasserschlehen gibt die ganz zufäliige Verbindung der

bei<len Stucke zu Ich habe bezüglicli des ersten Stückes »Incipit

de penitentia« nachgewiesen, dass die einzelnen Bestimmungen der-

selben zumTheil der »regula coenobialis« entnommen sind, zum Theil

in dem zweiten Stück »Diversitas culparurat sich wiederholen. So-

mit bietet nns denn die Altere Bobbienser Handschrift keine Grund-

lage fttr die Annahme Columban habe ein Poenitentiale verfasst

Der zweite noch vorhandene Bobbienser Golnmba-Godex bei

OUino als n. 62, in der Turiner Natioiialbibliothek Q. VII. 16 be-

zeichnet, entstammt nach dem Urtheil S. dem 10. oder 11. Jahr-

hundert. S. hat diesen Codex in dem jetzt vorliegenden Catalog der

liobbienser Handschrift in der Turiner Nationalbibliothek gefunden.

»Den Werth dieses Fundes, so bemerkt Gnndlach^), muss aber Se-

bass selber notligedrnngen auf ein bescheidenes Maass herabsetzen,

indem er von der Handschrift S. 252 sagt : »Dieser zweite Codex,

welcher etwa am ein Jahrhundert später als der erste (G. V, 38)

entstanden sein dörfte, ist allem Anschein nach unter Vorlage des

ktäteren oder nach der gleichen Vorlage wie jener ausgearbeitet.

Die Varianim sind meistens nur orth^rapkis^er Nahur oder der

Art, dass sie als stillschweigende Verbewerungen eines wrständfgen

Albsckreibers angesehen werden kOnnen.«

1) Holsten. Cod. Kegul. II p. 91. - 2) l. c 8. 55.

8) Zu den Ck>lttm)^it-3|:i«feii S. 426.
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Führen wir uns den Inhalt dieser so charakterisirten Haml-

schrift vor. Das erste Vorsetzblatt, nicht paginirt, bietet auf iler

Rückseite folgende drei Uezameter von einer gleichzeitigeo Hand:

Obtalit hnnc libram Boniprandas nnaote libenti

Colambae, eximio patri. Qai legeris ergo

Die: TenUm largire Deo maritamqae repend«.

Dann, (wie S. angibt) von jfingerer Hand in grosaen Zflgen

darunter: In hoc Tolamtnft infrascripta contioentar, videlieet Regula

. . . epistolae*) . . . eiortationes*) . . . sancti Colurobaui abbatis.

Bjusdein inttmetiones eive sermooet 14. Bjusdem ezortatlones. SJusdem

exortatio de penit«3ntia.< Soweit das Inhaltsverzeichniss. Demnach

schliessen, was wuhl zu bemerken ist, die Columbaii'sche Schriften in

diesem Cooles mit der »exortatio de penitentia.c Der Inhalt selbst

wird (olgeiidermassen angegeben: fol. la und Ib enthalten heterogene

Auseiuaudersetznngen über die Schöpfung und die Sünde Cain's.

fol. 2a »Liber sancti Columbani ile Bobio. Incipiuut capitula regulae«

. . fol. {Hh »iinit regula buati Columbani. Incipit instructio ejusdem

de fide« — es folgen die 13 Instructioues —, fol. 59a »Incipit de

VIII vitiia principalibua < fol. 60a »Incipit eiortatio ajusdein. Cum
jam de moribus« es ist der siebeute GoluinbAnbrie} . . fol. 62b »quae

per viiD rapiunt regnum eaelomro.« Oemäas d$r MaUton^abe
seUieast Juermii der Colamban'sche SUtff. Nun folgt: Incipit de

penitentia. Paenitentia vera est der erste Theil des sog. Poeni-

tentiale Columbani — bis zum Schluss ut Justus juste vivat. und

ujiinittelbar fol. 64a »Diversitas culparumt der zweite Theil des sog.

Poeuitentiale Columbani . . . fol. 70 b ante verae pacis conjunctionem

et eternae salutia compaginera. Finit. ^). Ks folgt von anderer gleich-

zeitiger Uaud, wie S. angibt, »Philippi presbyteri exemplumt . . .

fol. 71a »Nondum erant liguae.c fol. 71b »Augustinus in libro ei-

vitatis Dei . . .c und noch drei Blätter mit liturgiacbem Oeauges-

Teite, Also witdar Merogeae StQeke»

In dieser pandschrifk sind nun atlerdings die beiden Poeni-

tentialbestimmnugen enthaltenden StQeke nicht m es in. ihrer Vor-

lage dem Cod. G. V 38 der FbU ist, durch den awisi'hen geacbobenen

siebenten Colnmbnn-Brief auch Ansserlich vonalnander getrennt; sie

1) In dem Boniprandas haben wir einea Copist^n au vermuthen, valcbar

mit gleiehem Widnangsver« in den Cod. VatloMi. 570B laidori tmctatn»

ethymoL auftritt nod hier die Handiehrift dem Andenicen Colarohan'a widmet

;

er geh&rt naoh S. dem 11. Jahrhundert an.

2) Klein nbergesohrfeben.

8) M. BaMbfteher ond Baesdieeiplin S. U»4~002.
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folgen sicli unraittolbar. Indessen ist eine innere Verbindung der-

selben damit durcbaus nicht bej^röiidet. Was aber die Frage der

Autorschaft Coluniban's l)etrifTt, so spricht das Inhaltsverzeichniss

ausdrücklich in dieser Handschrift dagegen. Der Copist dieser Hand-

schrift, dessen verstftndDissToUe Arbeit S. anerkennt, hat demnach

nicht die Anschannng gehabt, Colamban sei der Verfasser nnd ist

so einer solchen Anschannng auch nicht dnrch die Ueberschrift in

seiner Vorlage, welche neben der regnla Goenobialis noch peni-

tentiale hervorhebt, veranlasst worden.

Die uns erhaltenen Handschriften des Klosters Bobbio be-

gründen somit durch nichts die Hypothese von einem Coiumban'schen

Bussbuch. Nun will Sebass sowohl wie Gnndlach den Beweis er-

bringen , dass Flemming zur Herausgabe des sog. Poenitentiale Co-

lumbani eine dritte, von den beiden erwähnten Handschriften ver-

schiedene benutzt habe, welche verloren gegangen sei. Die Ordnung

der einzelnen Stücke soll in dieser Handschrift die gleiche wie in

dem eben beschriebenen zweiten Bob. Codes gewesen sein ; eine An-
dentang der Oolnmban'schen Autorschaft fand sich also nach in ihr

nicht vor. So viel ist demnach sicher; mag nnn Flemming den

Cod. II der Bobbienser Handschriften jetzt Tanrin. 0. VII 16 oder

eine mit derselben bezüglich der Reihenfolge der Stücke überein-

stimmenden jetzt verschollenen Handschrift zu seiner Publication be-

nutzt haben, er hatte keine Spur von Berechtigung, dieser Publi-

«'ation die von ihm ersonnene Bezeichnung »Liber S. Columbani ab-

batis de poenitentiarum mensura taianda« zu geben. Seine Vorlage

enthielt kein Wort davon ; durch seine willkürliche Erfindung ist die

Sage von einem Poenitentiale Columbani entstanden.

Es kommt noch eine andere Handschrift in Betracht; es ist

die dem siebzehnten Jahrhundert angehorige Papierhandschrift der

Stütibibliothek sn St. Qallen v. 1346, welche dnreh Abaehrift ans

einem Bobbienser Codex von Jodocns Metzler hergestellt wurde.

Sebass ist der Meinung, dass Metsler nnd Flemming denselben

Codex Bob. zur Vorlage gehabt haben; Gnndlach will zwischen der

Vorlage des einen nnd des andern nur Verwandtschaft annehmen,

(iundlach berichtet über den Inhalt der Handschrift wie folgt. »Auf

den ersten 58 Seiten die dreizehn Capitel der Instructio Columbans,

eingeführt durch die Bemerkung ; »Incipiunt instructiones seu epi-

stolae sancti Columbani abbatis transcriptae ex raanuscripto codice

monasterii Bobiensis, Utteris Hibernicis confectoc und abgeschlossen

roit{ »Hic finiunt sermones sive epistolae sancti Columbani.« Dann

fogt noch auf p. &8 die Angabe: »Scripsit praeterea sermonem de
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caritate Dei et proximi« und daran scliliessen aicb , wenn ich die

einzelnen Stücke mit Nummern bezeichnen darf, an 15., 16., 18., 19.,

20., 21. Stelle die Briefe >Pax vobis sicut« (p. 60), »Cum jam dec

(p. 70), »Jam diu omnesc (p. 74), »Gratias ago Deo* (p. 77), »Quia

poterit glaber« (p. 88) and »Gratia tibi etc (p. 109): ihr Anschlus»

ao die Instroctio ist durch das 14. Stück »In eoclesia Deic (p. 58)

ond ihre Reihe nnr durch das 17. Stück »Octo sunt vitiac (p. 73)

unterbrochen und nach diesem Stück für die ?ier letxten Briefe die

gemeinsame üeberschrifl eingeschoben: »Seqnnntar epi^tolae quaedam

sancti Columbani scriptae ad diver8os.€

Ist diese Inhaltsangabe vollständig, und es liegt gar kein Grund

vor, daran zu zweifeln, dann entliielt die Handschrift, weh:he Metzler

als Vorlage diente, die Poenitentialbestimmuugen »Poeuitentia verac

und »Diversitas culpanim,« welche von Flemming zusammengezogen

und edirt wurden entweder überhaupt nicht, oder Metzler hatte allen

Qmnd, dieselben nicht als Columban'sche Stücke anzusehen. Auch

diese Handschrift bestätigt somit die Folgerungen, welche ans dem
Mangel jeglicher Bezeichnung in Cod. I und II der Poenitential-

bestimmnngen gegen den Columbanischen Ursprung gezogen wurden.

So führt denn eine Untersuchung der handsehriltlichen Quellen

für das sog. Poenitentiale Columbani dahin, dass zwei heterogene

Stüeke, wofon das zweite, welches das umfangreichere ist, nur im

Cod. II vollständig enthalten ist, von Flemming willkürlich vereinigt

und ebenso willkürlich mit dem Namen Columbans geschmückt wur-

den. Wahrscheinlich ist Flemming entgangen , dass die regula

coenobialis als Poenitentialis Columbani bezeichnet zu werden pflegte.

Er fahndete nach dem Poenitentiale ohne zu beachten, dass er es

in der reg. coenob. besass und glaubte, in den beiden Stücken die

Bestandtheile finden zu müssen. Das scheint auch aas einer Mit-

theilaog herronmgehen, welche sich in der Mazima bibl. Lngd.

(XII, 2) findet und nach der Meinung Guudlachs wahrachdniich aus

einem Briefe Flemmings herrührt; sie hat die Ergiebigkeit der

Bibliothek des Klosters Bobbio an Columban*Schriften zum Gegen-

stand: »Commentaria sancti Columbani in e?aDgelia eztitisse non

ita pridem, si recte memiui, intellexi ex ipso Bobiensis co^nobii

bibliothecario sene, qui et alia plura sancti Columbani monumenta

sub Paulo V. partim Romam
, partim Mediolanum ex eoilein mona-

sterio transportata conquestus fuit; ex quibus pro memoria taati

patris et fundatoris tantum remausit — illios senis industria —
codex ille, in quo . . • Sermoues cootiaentur cum Begala monastica

et labro poenitentiarum, item alius über, in quo ipsius sancti
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epistolae aliquot collectM estanic Daas hier unter >Ubro poeni-

tentianimc die »ref^ula eoenobialiac zn verateben ist, unterliegt keinem

Zweifel in Folge der Unterscheidung und Ge^^^nüherstellang zur ^re-

gula nionastica.« Auch diese Nachricht bietet somit keinen Anhalts-

punkt zur Vermuthun^ eines »Poenitentiale Columhanit wie Fiem-

ming ein solches, ohne. Beaclituni^ dieser IJenennun^ der regul.i

coenobialis zusammen constriiirt hat; sie spricht vielmehr dagegen.

Die archivaliächen Forschungen constatiren somit den Mangel

jeglicher handschriftlicher Quelle für ein von Columban verfasstes

PoeniteDtiale. Bs fehlen aach alle indirecte Nachhchteo Aber die

Automehaft Columbane fOlr irgend ein Poenitentiale. Weder die tabl-

reichen Sjnoden des 7. Jahrhunderts im Merovingerreich, welche sich

mit der Regelung der Bussdisciplin befassten, erwähnen den Co-

lumban als Verfasser eines Poenitentials noch beruft sich irgend ein

späteres Bossbuch oder irgend ein Schriftsteller auf Columban in

dieser Qualität; ja seihst dort, wo man berechtigt ist, ein Bussbuch

Columbans, wofeni i'iii solclies existirte, erwähnt zu sehen, lassen die

lustorischen Nachrichten uns vollständig im Stich. Ich habe als

liöchst beraerkenswerth schon früher darauf hingewiesen dass Jonas

der fast gleichzeitige Lebensbeschreiber Columbans'), die Schritten

Columbans aufzählt, allein ein Poenitentiale nicht erwähnt. Wie

will man diese Thatsache erklären, wenn man die Ansicht von einem

Poenitentiale Columbani und dessen massgebenden Bedeutung fär die

gesammte Bussdisciplin im Frankenreiche vertritt? Damit im Zn-

sammenbang wird man es ebenfalls als bedeutungsvoll erkennen,

daas die Handschrift 479 der Vatic« Reg, saec. IX fol. 55, welche

das BdchervenEeichiiiss des Klosters Beebach von einem Schuler Co-

lumbans eingerichtet und geleitet, enthält, kein Poenitentiale Co-

lumbans wohl aber duo poeniteutiales Halitgarii , unus Khabani

Mauri (N. 73 — 75) erwähnt^;. In dieser Colurobaniscben Kloster-

1) Archiv f. K.-R. 49. Bd. S. 13.

2) Vita S. Columbani abbatis Auctore Jona, mooacbo Bobieosi fere

Mquali ap. Act SS. 0. S. B.. t II.

8) H^fOM WMht viel W<mii damot, dait Ich män» Kenntais Aster

ThatnahMi mi QrtUh {QmA. dar altiflieheB Kiiehe 8. 991) gMehOpfl hsbt;

Das ist lad^lioh «ia« Ymatbang flcbuti ieh habe nbslkh Oititb afoht

dtirt S. gUabt darauf aofmerksain inachen za mltaen. dm dieter Catalof

schon 1841 von A. Mai im 8picil. Rom. V, 201 Mq. Tollstandig veröffentlicht

sei (wiederholt abgedruckt aber nicht völlig genau von Becker Catal. bibl. ant.

p. 273—275). Allein die Sache kommt mit einer Berufung auf Mai gauz anf

dasselbe heraus; da es für die vorliegende Frage absulut gleichgöltig ist, daw
neben dem Basabuch Halitgar noch das des Hbabauus Maurus im Catalog an-
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gründung wird somit jede Spur eines Colunibau'scben Poenitentials

uad einer ihm entsprechenden Bussübung vermisst.

Ich habe sodann darauf hingewiesen , dass die im Merovinger-

reicb während des 6. Jahrhunderts abgehalteoea zahlreichen Pro-

vinzialsynoden sich eingehend mit der Regelang der Bussdiseiplin

befassi haben, und dws ihre dieabezfigliche Gesetsgebung sich in

einer Richtung bewegt, welche der von Golumban gleichseitig in

seine Klostergrflndungen von seiner Heimath herfiber gebrachten

Uebang direet entgegengesetzt war. Ich erinnere hier nnr an die

von Ckloäeveeh bemfene erste Synode von Orleans im J. 511, welcbe

ihre Beschlüsse mit der Erkl&rnng einleitet : »id eonstituimns obser-

vandum, quod ecclesiastici canones ilecreverunt et lex Koinana con-

stituit.c Die von fler Kirche recipirten griechischen Cauones und

das gemeinkirchliche Hecht werden wiederholt für die Hebung der

Bussdiseiplin als massgebend bezeichnet, so auf der zweiten Synode

tu Arles in ihrem 10. und 11. Canon und auf der Synode zu Epaou

im J. 517. Die Synode zu Vannes in der Bretagne im J. 465, die

erste Synode zu Orleans im J. 611 can. 11 und die dritte Synode

an Orleans im J. 538 can. 25 verbieten jede Unterbrechung der Öf-

fentlichen Busse. IMe Busse der Kleriker, der Eheleute und der

jungen Leute whrd auf der fränkischen Synode su Epson im J. 517

can. 3, auf der zweiten Synode zu Arles im J. 524 can. 8, auf der

Synode zu Agde im J. 50G can. 15 und anf der dritten Synode zu

geführt wird. Er leistet dann zur Entkräftung meiner BeweisfÜhmng folgendes

logisches Meisterstück : Wollte man aas dem Fehlen des Columbanischen Poeni-

tentials in dem Büchercatalog za Reabach schlieasen, daas Colamba kein Boss-

buch •rfimt habt, lo liene ileh mit deaselbra Beehteü folgern, dm Jonas

keine Vita CoL, Colnmba keine M5nehnregel gesehrieben habe, da beide Bfteher

•benfhlls in diesem Yeneiehniss vermisst werden« — mit demselben Beehtet

thaftsiohlich mit dem Uoterscbied, dass wir Ton der Antoisehaft Jonas für die

ita Col. nnd von der des Oolamban für die regula coen. anderswoher sichere

Nachricht haben, welche wir für ein Penitentiale Colomb. aber nicht haben.

Ansserdem widerlegt sich S. in der Note selbst; da er nach litcktr S. 274 an-

führt, Nr. 106 des Catalofjs enthalte: »iiiius regulae S. Benedicti 107— 1<)9 trcs

alii,« ohne Bezeichuung des Verfassers. S. hätte bedenken soUeu. dass in dem

Kloster Besbach die Benedictinerregel eingeführt wurde and daher diese nicht

aber die Colnmbans gemSss dem Ckttalog in der Bibliotliek des Klosters tor-

handen war. Ebenso kttnstlich ist der Anläse sn einer Gorrektttr von S. ge-

soaht, wenn er mir entg^enhilt, AgUns sei nieht der Grttnder, sondern d«r

eiste Abt Ton Bosbach gewesen. Die Sache verhält sich so : Andoenns (Dadon)

einer der liebsten Lenden Dagoberts hat die titiftang des Klosters gemacht

nnd Agilas der erste Abt hat die Kloetorgemetnde eingerichtet (Vita S. Agili

c. 14. 18, 19, 24).

Arohiv Ar Kirehonrocht. LXXL 29
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Orleans ran. 25. Die öffentliche Busse wird vorgeschrieben im can. 8

der Synode zu Chalons vom J. 644 und auch die mit ihr verbundene

Liturgie auf der Synode zu Agde im J. 50ö can. 14 erwähnt. Auch

die Bussleistung für die einzelnen Vergehen wird auf den Synoden

normirt; für Mörder und falsche Zeugen auf der Synode von Agde

can. 44; t&r HAretik^^r auf der Synode za fipaon can. 29; für Mör-

der auf der vierten Synode zu OrleMS im J. 541 can. 28; ffir

FleischaManden auf der Synode za Blosa im J. 551 can. 1; fflr

Aberdfiaabon mid heidnische Oebriache auf der l^node sn Aozerre

im J. 585 can. 1, anf der Sjnode zu Toars im J. 567 can. 22, auf

der Synode za Rhein» vom J. 624 can. 13 and 14; fUr Schlagen

und körperliche Verletzungeti anf der Synode za Roaen ?om J. 650

can. 12; ffir die verschiedenen Arten der fomieatio und des horoi-

cidiura auf der Synode zu Nantes vom J. 685 can. 12, 13, 14, 17, 18.

Das ist eine so umfassende und bis iii's Einzelne geliende Thätig-

keit der Synoden auf dem Gebiete der Bussdisciplin , wie sie uns

kaum in einer anderen Zeit der Kirohengeschichte begegnet und

zwar zum Zwecke der Wahrung einer Bussdisciplin, welche sowohl

hinsichtlich ihrer canonischen Bussbestiromnngen , wie hinsichtlich

ihre Art der Leistungen als eine öffentliche, im schroffen Gegen-

sats zn der Ton Colnmban in seiner Heimath nach irischen Sali-

nngen nnd geheim geübten Bussdisciplin stand. Bs gehört eine Ver-

wegenheit Angesichts dieser historischen Thatsachen dazn, an einer

Hypothese festsnhalten , wonach Golamban dnrch sein angebliches

Poenitential auf etn, für eine miffemeeaeiie imd geofdmHe Htmä^

habunff der Bussdisciplin menthehrliches ^ der fränkischen Kirche

bisher fremdes Bedürfniss hingewiesen habe — eine Hypothese,

welclie von Weisserschlehen *) aufgestellt und neuerdings auch von

Sebass*) noch wieder vertreten wird.

1) Basaordnungen S. 82 ff.

2) Sebaaa, Zeitachr. für K.-Gesch. 14. Bd 8. 431 f. liebt die verwegen.1-

sten Folgerungen. Jonas der Lebensbeschreiber L'olambans macht die all^eineiii

gehaltene moralisirende Bemerkung Ober Zustände in Gallien: »Hdes tantain

manebat Christian», nam poenitentiae medicamenta et inortißcationis ainor vix

Tel paacit in Ulis reperiebantor loeisc (Vita Col. 11, VabiU. A. & II. 7). Daa
genfigt ihm n der kfihnao Behanptang, »alte war das BuiweteD Im firiiiki-

Mhen Batche «maehliMigt «id «ioer Reform bedfirftig.« welche Celombaa ge-

lalltet bat. Die angeführte sjmodale Tbitigkeit der Kirche in Gallien «igt,

dass die kirchliche Gesetigebnng das Busswesen damalt eben dorehant nicht

vernachlässigt hat. Triomphirend führt dann S, an, wie Col, in seinem Briefe

an Papst Gregor vun fränkischen (was aber in dem Briefe gar nicht steht)

Geistlichen als Gewissensrath angegangen sei beiüglich des Verkehrs mit
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Das Alles findet seine Ergänzung durch die Briefe Colunil)ans.

Colomban äussert sich wohl über don C^terstrcit und seine sonstigen

irischen Sonderheiten, dagegen von der Bussdisciplin, welche er neu

geordoet haben soll, tbut er mit keinem Wort Erwähnung. Der

Qegensats, m den Columban gegenflber dem frftnkischen Klerus ge-

rieth, lassen es ffir eine anbefangene Forschung von vorneherein als

höehst nnwahrscheinlich erseheinen, dass Col. den Gedanken einer

Reform anf dem Qebiete der Bussdisciplin gefassi oder Versuche

unternommen haben soll, welche durchaus aussichtslos erscheinen

mnssten. Den auf einer Synode zu Ghftlons sur Sadne im J. 603

versammelten Bischöfen bezeichnet er als Grund seines Nichter-

scheinens auf der Synode die Gefahr, in heftige Auseinandersetzungen

zu gerathen. Er schreibt den versammelten Bischöfen, sie sollten

>juxta canonesc ein oder zwei Mal im Jahre sich versammeln und

nicht nur über die Osterfrage verhandein »sed etiam de universis

necessariis observationibus canonicis, quae a mnltis, quod gravius est,

corruptae sunt« Wie nahe hätte hier für Columban eine Erwähnung

des llusswesens gelegen. Er hingegen wünscht nur ein friedfertiges

gegenseitiges Ertragen bei aller »momm diversitas et ?arietas tra-

dttionnm« und hat nur die eine Bitte, »ut mihi liceat cum yestra

paoe et caritate in bis silvis inlere et vivere juxta ossa nostrorum

fratrum deoem et Septem defnnctorura, sicnt usque nunc licuit nobis

inter vos vixisse duodecim annos*).€ Auch in seinem dritten Schreiben,

welches er im Jahre G04 an <len Papst gerichtet hat , erwähnt Co-

lumban der strengen Geschiedenheit seiner Klostergründungen von

dem Leben der fränkischen Kirche »Constat enim nos in nostra esse

patria, dam nullas iatorum suscipimus regulas Gallorum, sed in de-

iiimonistischen BischSfen und Klerikern and betftgUdl solcher, welche nach

Empfang des Diaconates die Ehe fortgesetzt. Da nun. so folgert die Logik 8.,

der Fall des adnlteriums ein solcher ist , der auch in d<?n Buasordnungen ab-

geurtheilt ist (Poen. Vinn. 27, Col, B, 20). so lässt sich boliaupton , «las-* auch

Columbans eigene Schriften darauf liinwcisen , wi..' für ihn das Bodürfiiiss dor

Abfassung eines Bossboches in seiner neuen Heiniath vorlag.« I! Es ist nur

merkwördig, daat Golambtn den Papst gar nicht nach BoaabcitiiDniiingeii ftlr

die aofefUbrten FiU« fttgt oad anderatitita der Fall dea Varkehra mit aimoni-

atlaeben Gaiatiichan in dem angebUtihan Poanitantiale Golumb. ebenaowenig wia

die Simonie aalbat bahaadelt wird. Gandlach hat die Sacht S., am motivirto

Belehrongen 2U ertheilen und unbegründete An«^riffe zn machen, so treffend

cbarakterisirt (zu den Columban-Briefea S. 426 ff.), daas ich mich jeder Be-

merkung darüber enthalten darf.

1) Nach GuntUach 1. c. S. 510.

2} Qundla^ Monaroenta Germaniae £p. t. III. p. 171 aeq.
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sertis sedentes, nnlli molestt, com nostroram regalis tntnemas senio-

nim ^).€ — Das sind At usserungen einer Geistesrichtung und Seelen-

stimmung, welche weit ab ?oii der Columban angedichteten Aufgabe

liegen, durch Abfassung eines Bussbuches auf ein der Kirche im

Meroviuger Reich fremdes Bedürfiiiss hingewiesen und dasselbe be-

friedigt zu haben. Aus all diesen Gründen habe ich das zuerst von

Flemming, wie wir sahen, wUlkfirlich unter dem Namen Columbans

pablieirte Poenitentiale diesem ab^fesprochen and als eine Zusammen-

stellang von h€ftorog«oen Satinngen — die einea betieben sieh uf
das UOskerUcbe Leben, die andern aof Laien and QeisUiefae im Weli-

leben — seitens eines nngesehiclLten Gompilators im 8. Jabrhnadert

beieiehnet Dass nna diese Compilatioo in den beiden Tnriner Hand-

schriften, in der einen stfiekweise, in der andern Tolisttndig den Co-

lumban'schen Briefen und Instructionen angehängt wurden, findet

eine hinreichende Erklärung darin, dass einzelne Satzungen derselben

zu Columbau'schen Regelbestimniuugen gehören und im 8. Jahr-

hundert überhaupt die Tendenz verwaltete, derartige Compilationen

in Beziehung zu einem der hervorragenden irischen Väter zu bringen;

daher die Bussbucher >quorum sunt certi errores, incerti auctores^j.c

Sebass bat nun in seiner neuesten Fnblication anter der Be-

seiehnnng »Poenitentiale Cdombanic seine Brginsangstbeorie, welche

er in der Inangnral*Dissertation als wiasenschaftliebe Bmiagensehaft

hingestellt, vollstftndig anfgegeben. Dieser Bfleksog ist ja recht er-

frealicli, aber S. hfttte ihn noch aassprecben and daher meinen Wi-

derlegungen der Ergänzungstheorie Anerkennung widerfahren laasen

sollen.

Aeusserst unsicher und schwankend ist die Stellung S. zur Frage

der Columbau'schen Autorschaft des Poenitentials. Während er in

seiner Dissertation diese Autorschaft Columbans zur Unterlage seiner

Untersuchung macht') und in der Zeitschr. für K.-G. (VIIL Bd.

3. Heft) in seiner Beplik gegen mich , meine Gründe nicht f^r ge-

ntkgend erachtet, »am die Ptoitentialfragmente dem Colamba abin-

sprecben^)« erlclftrt er jetzt »es bedarf wohl kaum der Versichening,

dass ich keineswegs der Meinang bin, die anter dem obigen Titel

snsammengefassten Bossordnangen seien als ein einheitliches Werk
eines nnd desselben Verfassers ansnseben.c Wenn aber S. dieser

Meinang ist, warum »gibt er denn jetzt« die nicht zusammen ge-

hörigen Poenitentialstücke als einheitliches »Poenitentiale Columbans«

1) 1. c. pag. les. — 2) Sjnode za Chalons im J. 813. — 3} DisserUtioo

S. 49. - 4) S. 465.
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heraus , obschon dieselben nach seiner eigenen Meinung^ als Ganzes

nicht von Columha herrühre? S. i)ekennt sich dann weiter zu der

durch absolut Nichts, weder durch eine handscliriftliclie Quelle noch

durch den Inhalt der betreffenden Bestimmungen motivirte Ansicht

Hauck*s^), >das3 kein Grund vorliege , wesshalb wir nicht in den

Haoptbestandtheil des Poenitentials tden Capiteln 12—37 das Boss-

buch Colambans anerkennen sollten *).€ £r ifthrt in dieser Inconsequenz

fort, sich so bemflhen, meine Oründe gegen die Aotorsehaft Columbas

20 widerlegen nnd stellt als Resoltat dieser Bemflhnngen Folgendes

aof: »Bs liegt somit, nachdem alles, was gegen die Colombanische

Abfassung des Poen. Col. vorgebracht worden ist, seine Widerlegung

gefonden hat, kein Grund für uns vor, der Ueberliefernng der drei

Bobbienser Handschriften zu widersprechen, welche Columf/a als Ver-

fasser netwen . . . Das Zeugniss der Bobbienser Handschriften wird

durch innere Gründe gestützt.« Wir können nicht anders als diese

Behauptung für unwahr erklären. Die drei Bobbienser Handschriften

nennen Columba mit keinem Wort als Verfasser, wie wir oben dar-

gelegt haben.

Was S. weiter zu meiner Widerlegung Torbringt, verdient kaom

ernsthafte Beaehtong. Eingebend bemüht er sich zu beweisen, dass

Äosstellongen , welche ich an dem sog. Poenitentiale Colambans zor

Bestraiiang seiner Aotorsehaft mache, aoch bei Vinnian vorkommen.

Allein eben diese Uebereiostimmnng mit Vinnian spricht gegen die

Brauchbarkeit des Poenitentials im frftnkischen Reiche und damit

gegen die Autorschaft Columbans. Die fränkischen Synoden des 6.

und 7. Jahrlits. scharfen die canonischen Normen für eine öffentlich

zu leistende Busse, wie wir sahen, ein ; arbiträre Satzungen konnten

dazu nicht dienen , da sie lediglich die Privatbusse berücksichtigen.

Auch Wasserschleben erkennt den Gegensatz an , da er um seine

Theorie von dem massgobeuden Einfluss Columbans für das Buss-

wesen im fränkischen Reiche zu stützen, die Verwandtschaft des

Columban*schen Bussbuches mit dem irischen ableugnete. »Es unter-

scheidet sich, so sagt er, ganz abgesehen von seinem Inhalte . . .

gleich auf den ersten Blick von den irländischen, britischen und

angelsächsischen Poenitentialien . . . und gehArt nicht in die Classe

der irischen oder britischen vortheodorischen Werke dieser Art^.«

Je mehr es S. gelingt, eine solche Zugehörigkeit zu beweisen, um so

gründlicher untermenirt er die Grundlage seiner eigenen und Was-

1) »Kirchengcschicbtc Deutsch lands« I, 255.

2) Zeitschr. Ar K. G., 14. Bd. 3. H«A S. 430.

3) BoHordsuigwi 8. 13.
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serschlebens Theorie. Zwar wHl S. bei der allgemeinen üeberein-

stiramung Columbaiis und Vinnian doch in einer zweifachen Differenz

eine Uucksichtnahme Columbans auf die festländischen Verhältnisse

gefunden haben. AUein eine Differenz hergenommen aus dem Um-
stände, dass der Anitsverlust in üboreinstiüimendeu Busssatzungen

bei Vinnian ausgesprochen und bei Columban nicht erwähnt werde,

ist kein thatsächlicher. S. beachtet bei aller vermeintlichen Findig-

keit nicht, dass die Excoromanication und fär den Kleriker die De-

positioD mit der Boisleietang nothwendig ferbnnden war^)s es also

einer ausdr&eklichen Erwähnung derselben gar nicht bedurfte. Die

andere Differens einer Angabe der Abstntnng der Bossleistnngen den

klerikalen Graden entsprechend, welche sich bei Columban im Gegen-

satz zu Vinnian ausdrftcklich erwfthnt finde, deutet höchstens aof

eine spätere Zeit, keineswegs nothwendig auf das fränkische Keich

hin. Einschneidende wirklich vorhandene Unterschiede zwischen Vin-

nian und Coluiiilian und zwar solche, welche eine Verschiedenheit

rechtlicher und kirchlicher Anschauung verrathen, hat S. nicht heraus-

gefunden. Grosses Gewicht le;,'t er auf die Erwähnung der Sekte

der Bonosidner in dem sog. Colaroban'schen Poenitential ; ich hatte

die Existenz ausgebildefer Gemeinden der Bonosianer zur Zeit Co-

lumban*s geleugnet. Dabei war mir keineswegs, wie Hauck behauptet,

entgangen, dass Eustasius der Nachfolger Columbans in Luxeoil

(610—625) die Irrlehre des Bonosus bekftmpft hat. Ich bestritt die

GleiehgeUigkeU der Irrlehre und deren Bekftmpfungmit dem Anfbntbalt

Col. im (rftnkischen Reiche. Wir haben nämlich einen auveriftssigen

Anhaltspunkt zur Bestimmnng der Zeit, wann die Bonosianer im

fränkischen Reiche so bedeutend wur«len, dass eine Bekämpfung der-

selben nothwendig wurde. Die Syuoile von Clichy bei Paris im .1. (326

wiederholte die Canones der Synode von Rheims (v. J. 625) und da-

m'ii implicite die der Pariser Synode vom J. 614 allein mit dem

neuen Zusatz , dass unter den Häretikern in can. 5 nun auch aus-

drücklich der Bonosianer gedacht wird *). Die Erwähnung derselben

deutet somit allerdings auf das fränkische Reich hin , aber auf eine

spätere Zeit als die des dortigen Aufenthaltes CSolumbans.

Es sind namentlich noch zwei Bestimmungen, welche die Zu-

sammenstellung der Busssatzungen unter dem adopttrten Namen
Columbans charakterisiren, nämlich c. 19 und c. 20. Die hier vorge-

schriebenen Poenitenzen, welche auf dem in's praktische Leben tief

einschneidenden Gebiete der Restitutiou im Gegensatze zu den eut-

1) Meine Bussbucher S. 125 ff. Mturer, Aiehiv f. K.-B. 40. Bd. 8.1641

2) titftU, C-GMch. ILL S. 77.
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sprechenden Vinnian*8chen Satzungen liegen, tragen den Charakter

ärgerlicher Bechtsbestimronngen. Redemtionen and Bneezusfttze be-

stehend in Almosen, Armenunterstfitzungen, Loskaaf von Gefangenen

sind Erscheinungen, welche eine Bntwiekelung der Bussdisciplin der

späteren Zeit im fränkischen Reiche charakterisiren (Vergl. auch

Corrcctor Burchardi c. 197). Vor Allem ist eine Bestimmung, von

der wir hier überrascht werden, höciist bezeichnend, sie lautet:

^data et sacerdoti poenitentiam judicandi epula.« Wie will man den

Namen eines so strengen ascetischen Mannes, wie Columban war,

mit einer solchen missbräuchlichen Bestimmung in Einklang bringen?

Die erwähnte Synode ?on Clicby im J. 626 verfügt: »Episcopus,

prcsbyier ?el diaconns nsnras ab epispopatibus exigens ant desinat,

aut eerte damnetnr. Nam neqne centesima exigant ant tnrpia lucra

reqnirant« Rine solche Unsitte der Ansbentang des Bnsswesens sn

persf^nllchein Vortheil des Busspriesters weist anf einen Verfall der

Bussdisciplin hin. Das Poenit. Pseudo Gregorii III. klagt darflber:

•Sunt nonnulli, qui sarcinam sacerdotalem non propter Deuro, sed

(quud iiefas est dicere) niagis proptor terreiium ambiunt hierum *).€

Die Reformsynode zu Chalons im J. 813 verbot in e. 16 und c. 17

alle derartige Abgaben. Somit wird niiin einem Bussbuch, welches

eine epula für den Busspriester vorschreibt, unmöglich die Aufgabe

einer Aeform des Bnsswesens zuorkenneu könne, noch seine Abfas-

sung im 7. Jahrhundert, wo die fränkische Kirche auf ihren Sjnoden

das Busswesen in seiner Reinheit einzurichten bestrebt war, annehmen

können, dieselbe vielmehr in die Zeit des Niederganges im 8. Jahr-

hnndert verlegen mfissen.

Den sonstigen Angriffen S. gegenüber, welche zuweilen die

Wurde einer wissenschaftlichen Discussion vermissen lassen , halte

ich für überflüssig ^). Ich rauss aber noch seinen Rückzug in einer

Frage erwähnen, welche seine Kanipfesweise charakterisirt. Ich hatte

in meinem Werke »Die Üusshflrlier und Bussdisciplin« gegenüber Was-

serschieben zuerst darauf aufmerksam gemacht und nachgewiesen, dass

der Verfasser des Poenitentiale Vinniai nicht der ältere Finnian

von Clonard, sondern der jflngere Finnian Bischof von Maghbile sei

1) Meurer 1. c. S. 198.

2) WanaertcMeben 1. c. S. 536.

H) S. wirft mir u. A. meine Bernrung auf (ireith die altirische Kirche

vor, uüd bezeichnet dieselbe >al8 ein wissenschaftlich wenig brauchbares Buch.«!!

In seiner Replik Zeitschr f. K.-G. 8. Dd. 461 halt« sich Ö. gegeo mich selbst

auf Greith, als einen klassischen Zeugen berufen.

4) 1. c. 8. 497 ff.
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Ich bin in Falge denen von den Becensenten meines Werkes, vor

Allen im Literarischen Centralblatt Nr. 87 (1884) arg angegriffen

worden. Inzwischen hat Hinschitts mir Recht gegeben ^). In seiner

Dissertation erklärte Sehass: »Hinsichtlich des hier genannten Ven-

nian (oder Vinnian, Vinnians, Finian) ist nach Wasserschleben (S. 10)

an jenen Finian zu denken, der in seiner Jm^^cn l bei dem hl. David

von Menevia sich aufliielt und 520 die berühmte schola Clonardensis

in der irischen Provinz Midia gründete und im Jahre 552 starb.

(S. Usser^n^ 1129, lUO) >)< ; er hielt also mit Wasserschieben M
Einnian von Glonard fest. Jetzt in seiner neaesten Pablication er-

klärt M<u$: »es ist nnwidersprechlich der Beweis geKefert, dasa

das Poenitentlale Vinniai meki von dem äUerm der beiden be-

kannteren Trftgern dieses Namens verfasst sein kann . . . Kann nun

an Clnnian von Glonard niobt mehr als Verfasser des Bnsfliittehes ge-

dacht werden, so darf es als wahrscheinlich gelten, dass wir den Abt

und Bischof Finnian von Mat,'hbile als solchen anzusehen haben ').€

S. unterlässt es zu bemerken, dass er seine frühere Ansicht aufge-

geben und sich nun zu der meinigen auch von Hinschius anerkannten

bekenne. lu der Anmerkung ergeht er sich in nebensächlichen Er-

örterungen über die von mir unter Anderem erwähnte Romreise Fin-

nians, welche nur den Zweck haben könne , seinen Rückzug zu ver-

decken. Da seigt sich wieder das Bestreben »gleichsam etwas Neues

zu Tage zn fStrdern.«

Hinschius in seiner DarsUümy der Bttssdisciplin während der

Merovinffer und Kardinger ZeU

nimmt anch in der ersten Abtheilung seines 5. Bandes des Kirchen-

rechtes denselben Standpunkt ein, welchen er in seinem 4. Bande

vertreten hat und dem ich bei aller Anerkennung der hervorragen-

»len Leistung des um die kirchenrecbtliche Forschung verdienten

Verfassers den Vorwurf der Befangenheit nicht ersparen konnte *).

Ohne aul eine Widerlegung im Einzelneu hier eingehen zu können,

will ich seinen Standpunkt und meine Einwendungen kurz skizziren.

l. Die Ztvangsbusse. Hinschius ist der Meinung, »das in der

merovingischen Periode ausgebildete Institut der Zwangsbnsse habe

sich in der karolingischen Zeit nicht nur forterhalten, sondern sei

gegen frdher in seiner Anwendung noch erweitert und verschärft

1) Hinschius, Syatem des kath. K.-Rechts, IV. B*i. S. 824 Note A.

2) lieber Columhn von Laxeuils Klosterregel, L c» S. 58.

3) Zeitschr. f. K.-G., 14. Bd. S. 437.

4) Archiv für K.-li., 61. Üd. Ö. 4.W tf.
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worden »).< DempegenOber ist daran festzuhalten, dass die Busse

und dif» Znlassnnpf zur Busse stets als eine Gnade und Vergünstig-

ung von der Kirche angesehen wnrde; ihr wesentlicher Inhalt ist

sndero die Reue, welche sich nicht erzwingen lässt*). H. gibt dies

noch fflr die Zeit des &. Jahrh. zn *). Die Ansgestaltong der Bosse

so einer Zwangslnisse in der Merovinger Zeit Ist nach H. aof eine

Umbildnng des reclitllohen Charakters der Eieomnranication sorilek-

sofflhren, welehe In Folge der nr Geltung gelangten Lehre des

hl. Angastinus von dem Charakter indelebilis der Taufe und in Folge

der staatlichen Anerkennung der Kirche als der einzig berechtigten

religiösen Gemeinschaft gegenüber Ketzerei und Heidenthum

nicht mehr eine vollständige Ausscheidung der Kirche zur Folge ge-

habt habe. Allerdings finde sich keine Spur, dass die Kirche und

ihre Gesetxgebong mit klarem Bewosstsein dieser Entwicklang Rech-

nung getragen habe, sie mache sich nichtsdestoweniger onbewosst

fBhlbar^. Aof dieser, wie man sieht, doch sehr ansicheren Hypothese

hanet dann H. weiter, indem er die Öffentliche Bosse als Mittel be-

zeichnet, die Ausschliessung aus der Kirche zu beseitigen ; »sie habe

jede andere Strafe namentlich die Excommunication ausgeschlossen

und die ßussleistung soll hauptsAchlich durch die Excommunication

erzwungen worden sein*).€

Das ist offenbar schief. Die Poenitenz war nicht »pro evitanda

eicommnnicationec eingerichtet*). Aas den angeblichen Beweis-

stellen, welche H. anfthrt, geht nar so fiel hervor, dass im Weiger-

oogsfalle die Bosse sa flbemehmen, Ezcommonication verhftngt

wnrde. Die Bosse galt vor wie nach als Mittel der Besserong ond

der Reinigung von Sdndenschuld vor Gott; sie war ein moralisches

Institut. Mit der Bussleistung selbst war eine theil weise Aus-

schliessung aus der Kirchengemeinschaft, in der Regel die »excom-

municatio minor« verbunden. Das Ziel und der Zweck derselben

war Aussöhnung mit Gott und die Folge dieser Aussöhnung war

reconciliatio mit der Kirche. Die Busse war auch nicht, wie H. sie

darstellt, eine Nebenstrafe bei Geistlichen neben der AbseUung, der

SospensioD oder Ezcommonication, bei Laien neben der Ezcommoni-

cation oder neben der Aosschliessong vom Abendmahl, sondern Gnade

ood Gonst, wodurch dem Delinquenten Gelegenheit der Besserung

1) 6. Bd. & 85, 4. Bd. 8. 816.

l6 Vergl. »Mtine BiiMbMer« 8. 9$ ff. Meitrer, Die mhfHehe Natur

der Pftniteateii Arehiv Ar K.-B. 40. Bd. 8. 188 «ad 186.

3) 4. Bd. S.715. - 4)l.e.a798fll * &. Bd. 8. 86 ft - 6) Ifeurer

Le. S. 104.
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gegeben wardo. Die Auflage der Bosse settte bei dem DelinqiMiiieD

Rene nnd guten Yoraetz yorans ; die Verhängung der Snspenston nnd

Eicoramonication setzte l>ei den Delinquenten eine »pertinaciac voraus.

Auch die von H. angeführte detrusio in monasterium ist kein Be-

weis für die Zwangsbusse *) ; die Klöster waren keineswegs Zwangs-

anstalten. Die Verweisung des Klerikers zur Leistung der Busse in

ein Kloster, welche Papst Leo d. Gr. dem gallischen Episcopat als

Regel vorschrieb, war lediglich eine Folge davon, dass die Leistung

der Öffentlichen Bnsse für den geistlichen Stand als entwürdigend

erkannt wnrde; daher sollte der Kleriker im Qelieimeo bflasen. Es

ergab sieh aber die Nothwendigkeit, auch diese geheime Bosaleistnng

sn controliren, wosn die Verweisnng des bAssenden Klerikers in ein

Kloster als geeignetes Mittel erkannt wurde. üebHgens zeigt &
Abnrtb^ung des Bisehofi Contameliosns anf der Synode an Mar-

seille im J. 538 und die spätere Erklärung des Papstes Agapet l.

ebenso wie der 40. Canon der Synode von Chalons im J. 813 in

gleichgebliebener Auflassun-,', dass dem Kleriker nach den Canoues

die Wahl gelassen war zwischen der Klosterbusse und der Privat-

bussc an irgend einem beliebigen Orte Von einer Zwangsbusse

im Kloster kann also nicht die Rede sein. Wenn die synodalen Be-

stimmungen schlechthin die Bussbestimmung oder die Verweisung

in ein Kloster als Strafe festsetzen, so kann dabei im Sinne des

geltenden Hechts nar aasgesprochen sein, dass das Deliet ror Gott

gesflbnt und Lebensbessernng herbeigeführt werden solle, widrigen-

falls Verhärtang im Bösen angenommen werden mflsae nnd Ver-

hftngung der kirchlichen Strafen speciell der Excommnnication ein-

treten werde. — Bs ist anch nicht zutreffend, wenn H. behauptet,

der büssoüde Geistliche hätte sein Amt ausüben können ; die

Leistung,' der canonischen Busse war mit der .Xmtsthätigkeit des

Geistlichen unvereinbar. Der Einzelfall der III. Synode von Orleans,

wo der Bischof auf ein Jahr vom Messelesea suspeudirt wurde, be-

weist gar nichts zur Sache.

Nun wird allerdings in den Synodalbestimmungen und Capi*

ittlarien des 9. Jahrhunderts der Beistand des weltlichen Armee an-

gerufen und staatlicher Zwang angeordnet, nm die Bossleistang zo

veranlassen^). Allein die Anrnhmg der weltlichen Macht geschah

1) 1. c. 4. Bd. S. 817, 821 ; 5. Bd. 8. 85 f.

2) M. BassbOcher S. 138 ff. Kober^ Depotitio« 8. 78 ff.

3) l. c. IV. S. 818 und 820.

4) Siehe die Stellen bei HinsrMus V. S. 67 N. 3 Capital. Worniat.

(a. 829) AroiiK depositis publicam agat poeniteotiam et si coDtamaz faerit,
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schon anf der Synode m Rom im J. 878, welche die Kaiser Gratian

and Valentinian anfTorderte, nnfttgsame deponirte Bischöfe sa ver-

bannen >). Nichtsdestoweiiiger erltennt H. die Poenitens für die da«

nialige Zeit als ein moralisches Institut an. Das ist sie auch ge-

blieben als in NachbiUlupf]^ jenes römischen Vorganges im 8. Jahr-

hundert — das Capitulare Pipins vom J. 755 hat im c. 9 die Ver-

bannung für denselben Fall in Gemassheit Erkenntnisses des Königs

angeordnet — und noch mehr im 9. Jahrhundert die HüUe der welt-

lichen Macht häufiger in Anspruch genommen wurde, um den Busser

znr Bnssleistnng anzuhalten >). Man wandte die ftassersten Mittel

an, um das Aergemiss sa heben, welches daraus entstend, dass der

Delinquent sieh weigerte, seine Besserung durch Uebernahme der

Busse zu bekunden. Den moralischeii CharaKter der Pönitens in

dieser Periode gibt auch Meurer zu H. verfolgt unverkennbar die

Tendenz, die Busse dieses moralischen Charakters zu entkleiden und

als ein lediglich äusseres Strafverfahren darzustellen.

Dass die Geldbussen, Bruchtungeii und Coinpositioiien der

Seiidgerichte im 10. Jahrh. und später den Charakter vindicativer

Zwangsstrafen hatten, ist zweifellos, aber nebenher und von diesen

Strafverfahren verschieden bestand auch in dieser Periode noch die

Bussüisciplin, allerdings nicht mehr in der Blfithe der irflheren Zeit.

2. Der Ent^Utss CoUmdtans, In conseqnenter Vertretung dieser

Auflbssung von dem strafrechtlichen Charakter der Zwangsbusse in

der Merovinger und Karolinger Zeit leugnet H. die Nothwendigkeit

des Sdndenbekenntnisses zum Zwecke der Nachlassang derselben;

die Beichte sei vielmehr eine nach dem Vorbilde der klösterlichen

Einrichtungen gebildete Hebung in Grossbritannien gewesen und von

Columba sei dann dieses Busswesen auf das Festland verpflanzt wor-

den. Die Ei^^enthümliclikeit der altbritischen Kirche, die Sitte, dass

die Gläubigen ihre Sünden dem Priester beichteten, dei auf dem

Wege der Praxis im Frankenreich eingeführt worden, während die

Ansicht , welche sich in den die Bassprazis des Erzbischofs Theodor

T. Canterbury fiztrenden Beichthflchern aus dem Ende des 7. Jahr-

comprehendatiir a eomitet et ferro Tindatar et hi costodiam mittator, donec

res ad nostram notitiam dcducatur.«

Concil. Soesaion. c. 10 : »Miasi nostri ... ad poeniteniiam toI ntionem

atqne satisfactionem adducant.«

1) Epist. ad Gratianum et Valentin. Impp. n. 9 bei SchoenemunHt
PoDtif. Boro. Epist. geunin p. 395, 364.

2) Siehe auch »Meine Bassbacher« S. 251.

3) 1. c. S. 202 ff.

Digitized by Google



460 SchtnitZy Sebat» u. Hinschius in ihrer SielL zur Culumban-Frage.

hmiderts und dann auch in fränkischen Poenitentialien des 8. Jahr-

luinderts findet, dass das Gott allein abgelegte Sündenhekenntniss

blos ira Nothfall zur Vergebung der Sünden hinreichend sei, damals

im Frankenreich noch nicht zu praktischer Anerkennung gelangt sei.

Diese Sitte habe in der karolingischen Zeit inamer grössere Ver-

breitung gefunden. Nicht mehr blos durch die privaten Beicht-

bueher, sondern auch durch die Anordnungen der Bischöfe selbst am

jetst auf die Ablegang von «otehen Beichten hingewirkt worden,

ohne du8 Mlich schon die Anschannng herrschend geworden wire,

dass das Sflndenbekenntniss vor dem Priester rnr Vergebung der

Sflnden nothwendig sei^.

Eine Beweisfttbrung für die Thatsache der Binsetsung des

Busssacntmentes durch Christus, für die Nothwendigkeit des Sfinden-

bekenntnisses und tür die beständige üebung derselben in der Kirche

wurde durch die Bemerkung H. , auf welche er wiederholt zurück-

kommt, illusorisch : »dass nämlich die katholischen Schriftsteller

ihre Ansichten nicht aufgeben dürften und immer wieder von Neuem

trots aller Widerlegungen vertheidigen mü88tea>).c Das ist eine

wenig wissenschaftliche Art der BrOrterung. Man könnte das Ar-

gument znräckgeben, indem man statt »katholische Schriftsteller«

einflich »protestantische Sehrifkstellerc sagte. Ich begnflge mich war

Widerlegung auf meine »Bnssbflcherc an verweisen^ Die Deutung,

welche H. dem can. 8 des Beichseoncils von Ghalons 644—056^) als

»einer neuen Einrichtung« gibt, ist ebenso willkOrlich wie der Ver-

such den can. 33 der Reformsynode zn Chalons im J. 813^) in seiner

Unterscheidung einer »confessio quae Deo fit« und »quae sacerdoti fit«

für die Behauptung von einem nicht notbwendigen Suadeubekenot-

niss vor dem Priester zu fractiticiren ^).

1) L e. IT. Bd. 8. 714 und 82S ts V. Bd. 8. 89 £

2) 1. e. lY. Bd. 8. 724 Note 4. - 8) 8. 25 f., 8. 66

4) »De poenitentia vero peccatomm, qoM est medeU uiiiiiu etilem

hominlbns esse ceniemus, ut poenitentibu a saottdotibai data oonleaimie ladi-

catar poeniientia, uniTersitas sacerdotam noadtar consentire.«

5) Qaidam den solummodo confiteri debere dicunt peccata, quidam vero

sacerdotibns confitenda esse percenscnt : quod utruinqae non sine maq-no fructa

fit intra s. ecclesiara. Ita dantaxat et deo , qui remissor est peccatorum , con-

fiteaniur peccata nostra ... Et socuudum institationem apostoli (Jac. 5) con>

fiteamur alteratraro peccata nostra et oremus pro invicem ut salvemar. Con-

fenio itaqne, qaae D«o fit, pargat peccata; ea vero, qaae aaeexdoti fit, docat»

qaalltar ipia pargentar peeoata. Dens namqoe salatis et sanitatit aador et

laigitor plemmqae baae piaabet toae potentiae inritibili admfaiirtratioBe,

plaroroquc inedicoruni opcratione.«

6) IV. Bd. 8f 826 % 9> V. Bd. 8. 90 n. 1.

i^iyui^ud by Google
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Wiederhott beliaapiet Hu, auch die Diaconen seien im Notli*

falle berechtigt gewesen, die Pri?atbeiehte absonehmen und dem

Bfisser die Absolation so ertheilen leb habe in »Meinen Bnss-

bfiehern« dargelegt, dass es sieb lediglieb um die Brtbeilnng der

reeonelliation , die Wiederanfnabme in die Kirehengemeinscbaft im

Nothfalle durch deu Diacon handelt >). H. l>ertifl sich zum Bewei.<%e

auf die Einleitung des Poen. Pseudo Roman: »Si autem uecessitas

evenerit et presbyter non fuerit praesens, suscipiat diuconus poeni-

tenteiTi ad satisfactionein vel sanctam communionein.« Allein abge-

sehen, dass dieser Passus in derselben Einlcitui g zu anderen Buss-

büchern fehlt'), entbält er von einer Absolution kein Wort und

Poen. Tbeod. II. 2 §. 15. sagt ausdrücklich : »Non licet diacono

laico poenitentiam dare, sed episcopi aut presbyteri dare debent^).c

Angesiebts dieses absolaten Verbotes ist der Passus in der Sin-

leitang sum Poen. Psendo Boman, deren Ürsprang sebr sweifelhaft

ist, obne alle Bedeutung b).

Wenn nun aucli angesichts der principiellen Ablehnung H.

gegenüber jeder mit dem katholisclien Dogma von dem Sacranient

der Busse übereinstimmenden wissenschaftlichen Ht'SuUat die Er-

wartung einer Aenderung seiner Anschauungen wohl nicht geliegt

werden kann, so glaube ich doch zuversichtlich annehmen zu dürfen,

dass er nach meiner obigen Darlegung die Ansiebt von einem mass-

gebenden Einflass Columbans nnd eines mit dessen Namen unbefugt

geaebmdckten Poenitentials auf das frftninsebe Busswesen, sowie Ton

einer BiniQbrang des Sfindenbekenntnisses dnreb denselben endgfiltig

aufgeben wird. Die Verknüpfung eines Columban'schen Poenitentials

mit der Begelnng des Bnsswesens im frftnkischen Belebe ist und

bleibt eine Sage. leb habe in meinen »Bussbficbernc die frftnki-

schen Bussbücher als solche bezeichnet, deren Inhalt eine Vermischung

der dem gemeiukirchlichen Rechte entsprechenden Busscanones mit

den particularrechtlichen irischen und angelsächsischen Busssatzungen

und Weistbümern ist'). Veranlassung war die Gewohnheit der Pri-

vatbusse, welche die irischen Mönche aas ihrem Ueiuiathlande nach

dem Festlande gebracht hatten. Mit den Bussbücher, welche nun

1) IV. Bd. S. 886; V. Bd. S. 90. - 8) & 288. — S) L e. — 4) Hooe
BuMbQcher S. 540.

5) vSiehe über diese Frage besonders meine Abhandlang »Canon. Kircben-

boMe QDd Ahlassertheiliiog« im »Katholik« 1889 I. 4. Heft S. 360 ff.

6) S. 202 ff.

7) Yergl. besonders das Poenitentiale unter der Bezeichnung »Capitnla

Jiidiclonim« 1. e. 8. W, wo die Yeniiischaag deatUdi berrortrüt
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entstanden, wollte man sowohl der öffentlichen canoniseheu Basse,

wie der geheimen Privatbasse dienen. Diese Privatbusse wurde nun,

und darin lie^t wirklich ein Eintliiss der irische» Mönche vor, nicht

in Geniässheit derstdhon »,'emeinrecl>tliclien Bnsscanones, welche für

die öffentliche Busse erlassen waren , sondern in Gemäsaheit der

particularreclitlichen irischen Busssatzungen anferlegt und geleistet.

Daher die Ergänzung und die Vermischung der römischen gemein-

rechtlichen Bnsscanones durch irisch- an gelsilchsische Satzungen. Die

irischen Mönche kamen insofern einem Bedürfnisse entgegen, als die

ans den Beetimmnngen der Synoden der ersten 6 Jahrbonderte her-

vorgegangenen gemeinrechtlichen rOmischen Busscanonee nnr die öf-

fentlichen schweren Delicte berficksichtigt und nvr für diese eine

Bosse vorgeschrieben hatten. In der PrlTatbosae worden geheime

nnd anch kleinere Vergehen gebflsst Entsprechende particnlarreehi»

liehe Satzungen wurden zu einem gewissen Bedürfniss. Daher die

Erscheinung umfangreicher Busshücher der fränkischen Gruppe; da-

her das Beginnen, sie unter dem Nameu liervorragender irischer

Missionaren wie denen Columbaiis und Cummeaus einzuführen. Aul

dieses Mass ist der Eiutluss der irischen Mönche im fränkischen

Reiche auf die Bossdisciplin zu beschränken; die protestantischen

Forschungen schiessen weit Aber das Ziel hinaos ond bewegen sich

in unhaltbaren Hypothesen.

Hiermit erledigt sich auch die Bemerknng H. gegen meine

Annahme, dass rOmisehe Bossbfieher in das Frankenreich Eingang

gefhnden haben. »Hfttte es in Rom Poenitentialien gegeben, so be-

merkt H. , welclje sich eines besonderen Ansehens und besonderer

Brauchbarkeit erfreut, so wäre es schwer verständlich, warum man

diese in der fränkischen Kirche nicht recipirt und damit alle im

Text berührten Schwierigkeiten (in Folge der üebuug der Privat-

busse) beseitigt hätte *).c Meine Antwort lautet, sie sind im Franken-

reiche eingeführt worden, dort aber durch die Zus&tze der angel-

sächsisch-irischen Busssatznngen umgestaltet worden, om die be-

rührten Schwierigkeiten so beseitigen.

3. H. greift aoch meine Onterscheidnng zwischen canonischer,

OffenÜtcher und geheimer Busse an*). Allein er ist im Irrthom,

wenn er Ton einer Meinung des 8. Jahrh. spricht, alle Todsflnden

müssten öffentlich gesühnt werden. Die angeführte Belegstellen,

welche von Capitalia et mortalia crimina reden, setzen die Oeffent-

lichkeit derselben voraus. Weder damals noch in der frühereu Zeit

1) V. Bd. S. 92 n. 4. ~ 2) V. Bd. 8. 100 f. n. 12.
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hat man unter canoniscber Busse eine andere verstanden, als die,

welche in Geniässlioit der Canones auferlegt wurde und zwar so,

flass sie öffentliche Delicte öffentlich, für geheime Delicte geheim zu

leisten war^). Der Gegensatz zu einer canonischeu Busse war eine

solche, welche Jemand nach eigenem Gutdünken, also privatim ver-

richtete, bei welcher er sich dann wohl nach Weistharoera irischer

Mönche richten konnte, die gegenfiber den eanoniscben Satzungen

nur die Bedeutnng arbitrftrer Bestimraongen haben Iconnten. Die

Schwierigkeit, welche H. in der Bezeichnung einer poenitentia so-

leranis im 12. Jahrh. findet, erscheint unverständlich*); die ange-

führte Suraraa Bernard. Papiens. lässt an Klarheit in der Beschreibung

desselben nichts zu wünschen übrig*); wenn H. auch bei der poeni-

tentia privata eine feierliche Auflegung vermuthet, so wirlit das ge-

radezu verwirrend^). Der Unterschied zwischen der poenitentia

pabllc« (canonica) nnd der privata ist auch von H. in der Sehilderang

der Hauptabweichnng der britischen Kirche von der Kirche des Fest-

landes nicht hinreichend gewürdigt ^) ; nach Theodor sollte weder die

poenitentia noch die reconciliatio eine poblica sein; darans ergibt

sich, dass dieser poenitentia auch die Wirlcung abging, welche mit

der reconciliatio publica (canonica) nach geleisteter canonischer Busse

verbunden war, nämlich ein Nachlass der Sündenstrafen vor Gott").

Ich kann mich schliesslich in vollständigem Einverständniss mit

H. erklären, wenn er sagt: »seit dem I^de des 8. Jahrhunderts

ond im Beginn des 0. offenbar im Zasaminenhange mit den von

Karl d. Or. geleiteten Reformbestrebangen ond der bereits frAher

begonnenen Umbildung der kirchlichen Einrichtungen nach römischem

Muster machte sich In den massgebenden Kreisen der frftnkischen

1) Siehe »Meine BoesbOcherc S. 24 (4. Synode von Ckrthago a. 808) und

5. Buch der Capilniarien (a. 748): »8i oeeolte et sponte confessus faeilt, oeenlte

iiat et si publice ac manifeste conrictas aat eonfeeiiu faerii, publice ac mani-

feste fiat et pablico coram Ecclesia juxta canonicos poeniteat gradns. Post per-

actam vero secundum canonicam iosUtatioDem poeoitentiam oocnlte Tel nuuii-

feste canonici reconcilietur.«

*2) Dass die Berufung des ordo poenitentiae auf die Synode von Ag<Ie nn-

zutrefTeiid ist, worin H. glaubt mich corrigiren zu müssen , habe ich selbst be*

reits herTorgehoben im »Katholik, Canonische Kirchenbaase« 1. c. S. 358.

8) V. 33, §.8: »Spedee penitentiae snot dnae: Kam alia privaU, alla

solemoie, pri?ata pro oeeolto peecato, •oleronis pro maoifeetis et grafioribas

eolet ünponLc Die poenitentia eolemnii war aleo eine OflbotUehe and warde eo

genannt mit Rttekiieht aaf die PeierUchkeiten am AKhermittwoeh ond Grttn-

donnerstag.

4) V. Bd. S. III. ^ 5) IV. Bd. S. 825. - 6) Siehe meine Abhandlnag

»OuiOBieehe Kirebenboiie nad Abhuwerthellong« L e. 8. 362 £
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Kirche eine entschiodeoe OppositioD gegen die bisherige Bassprazia

geltend i)< uad wenn er weiter 9?od dieser Regelang der Offenttichen

Busse mannichfache Aehnlichkeiten mit dem älteren Rechte« be-

hauptet*) und /war in Uebereinstimmung mit dem vou Karl d. Gr.

und seinen Vorfahren augebahnten Werk »die fränkische Kirche in

ihren Einrichtungen den Canones und der römischen Praxis gemäss

SU gestalten '^).€ Ich weise imlessen darauf hin, dass sich dieses Werk

in (1er Karolinger Zeit nicht als eine neue Ordnung der kirchlichen

Einrichtungen, sondern, wie H. auch von Ueformbestrebungen redet,

als eine Beform und Rückkehr zu einer früher bereits geübten, dann

aber entarleten Praxis charakterisirt Die irftokischaa. Synoden des

0. and 7. Jabrhnnderts hatten dasselbe Bestreben, ninlich: »die

froMseh» KmihB tu ihren Emrkikkaiffm dm Ckmmss md der

rämueken Braxia gemäee eu gettaUen^* namentlich auf dem Gebiete

der Bussdisciplin. Durch die Verroischnng der entsprechenden rKmi-

sehen Bnsscanones mit deu irischen angelsächsischen Satzungen wurde

dieses Beatreben unterbrochen und vereitelt; es entartete die Buss-

disciplin und es entstanden jene Bussbücher, von denen dann im Sinne

jener lieform zur Karolinger Zeit sehr bezeichnend die Synode von

Cbalons im J. 813 c. 38 erklärte: »Modus autem poenitentiae pec-

cata soa confitentibus aat per autiquorum canonnm institutionem ant

per sanctaram scripturarum aactoritatem aat per ecclesiasticam con-

saetodinem imponi debet, repadiatis ae. penitns eliroinatis Ubellis,

qnos poenitentiales vocant, quornm sant oerti errorss in certi aQetores.c

1) y. Bd. S. 91. - 2) L c a M. - ^ UI. Bd. a 70».
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XXXI.

Kirchenconcurrenz-Gesetz-Novellen für Istrien» Krain, Görz und

Gradiska.

1. GeseUf vom 24. Fdnruar 1889,

gilttg ffir die Markfi^rafachaft Isirien«

womit <lor §. 5 des Landesgesetzes vom 9. Juli 1863 (Gesotz- and

Verordnunt^sblatt für das österrtMchisrh-illiriscIio Kilstenland Nr. 12

[Archiv XII. 456]), hetreffend die Bestreitung der Kosten der Her-

stellung nnd Krlialtuiig der katholischen Kirchen- und Pfründenge-

bäude, dann der Beischaffang der Kirchen|>arainente, Einrichtung und

Erfordernisse, abgeändert wird. (Verordin- Blatt für den Dienstbereich

des Minist, filr Gnlt u. ünterr. 1880 Nr. 23).

Mit Znstiminnng des Landtages meiner Markgrafschaft Istrien

finde Icli anzuordnen, wie folgt

:

Artikel I. Der §. 5 des Landesgesetzes vom 9. Juli 18G3

(L.-G.-Bl. Nr. 12) winl in seiner gegen wfirtigen Fassung ausser

Kraft gesetzt und hat künftighin zu lauten, wie folgt

:

Zu den übrigen Bauauslagen bei Pfarrhof- und Wirtbschafts-

geb&uden haben die kirchlichen Ftründner dann beizutragen, wenn

ihre PfrAnde nach den Grundsfttsen fiber die Ermittlang der Con-

gmaergftnxang aas dem Religionsfonde, bezw. ans dem Staatsschatze

ein höheres Beineinkommen als die normalmässige Congrua abwirft.

Art. II. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung

in Wirksamkeit.

Art. HL Meine Minister des Innern und für Cultus und Unter-

richt sind mit dem Vollzüge dieses Gesetzes beauftragt.

Budapest, am 24. Februar 1889.

laaffe m. p. FVatuf Joseph m. p. OatUach m. p.

2. GeseU vom 20. Märe 1890,

wirksam f&r das Herzogtham Krain,

womit die §§. 5,6 nnd 7 des Landesgesetzes vom 20. Jnli 1863

(L.-G.-Bl. Nr. 12 [Archiv XII 461], betreffend die Bestreitung der

Kosten zur Herstellung und Erhaltung der katholischen Kirchen- und

Plründengebäude, dann zur Beischaffung der Kirclu'nert'ordernisse,

abgeändert werden. (Verordu.-Bl. für den Dienstbereich des Minist,

für Cult. u. Unterr. 1890 Nr. 33).

Archiv für Kir«h«nneht LZXL 30
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*

üeber Antrag des Landtages meines Henogthnms Krains finde

leb anzuordnen, wie folgt:

Art. I. Die §§. 5, 6 und 7 des Gesetzes vom 20. Juli 1863,

L.-G.-Bl. Nr. 12, werden io ihrer gegenwärtigen Fassung ausser

Kraft gesetzt, und haben künftighin zu lauten, wie folgt:

§. 5. Zu den übrigen Bauauslagen für diese Gebäude haben

die kirchlichen Pfründner dann beizutragen, wenn ihre Pfründe nach

den Grundsätzen äber die Ermittlung der Congruaergänzung ans dem
Religionsfonde, bezw. aus dem Staaüschatze, jährlich ein nm wenig-

siens 50 fl. höheres Beineinkommen, als die normalmftssige Congroa

abwirft.

§. 6. In diesem Falle haben die Pfrflndner, wenn das Reinein-

kommen der Pfrfinde die normalmftssige Congrua

nm 50 Golden bis 100 Gniden flbersteigt, den 10. Theil,

1t 100 11 11 200 11 11 11 9. 11

11 200 « 11 300 11 11 11 8. 11

1» 300 n 1»
400 11 11 11 7. «1

11 400 11 »1 500 11 11 11 6. 1«

11
500

11 11 600 11 11 11 5. «1

11 600 11 11 700 11 11 11 4. II

t1 700 11 11 800
j» 11 11 3. 11

»t 800 11 11 900 11 11 11 die HAlfte

der nach Absehlag der Kosten (ttr die Handlanger- und Zngarbeiten

verbleibenden Baaanslagen, welche in der in den §§. 1—4 bezeich-

neten Weise nicht gedeckt werden können, niemals aber ein Mehreres

zu bestreiten.

§. 7. Die kirchlichen Pfründner sind berechtigt, die sie tref-

fende Schuldigkeit in Jahresraten abzustatten, welche keinesjfuUs

mehr betragen dürfen, als das die normalmässige Congrua über-

steigende jährliche Mehreiiikonuneii , al)er auch unter den dritten

Theil des letzteren nicht herabgehen sollen.

Die Verpflichtung zu diesen Ratenzahlungen übergeht, so weit

sie der Pfründner nach der genehmigten Zufristung nicht selbst za

leisten hatte, auch auf das Intercalare und auf die Nachfolger im

Pfrnndengennsse.

Art. n. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung

in Wirksamkeit.

Art, IIL Meine Minister des Innern und fBr Gnltus nnd Unter-

richt sind mit dem Vollzüge dieses Gesetzes beauftragt.

Wien, am 20. März 1890.

Tac^e m. p. Franz Joseph m. p. Gautsch m. p.
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Oesete vom 20, April 1890,

giltig für die gefürstete Qrafschaft Görz und Qradisca,

womit der §. 5 des Landesgesetses vom 29. November 1863 (Gesetz-

and Verordoiingsblatt fflr das Osterreichiscb^iUirische KfistAnland

Nr. 2 ex 1864 [Arehi? XIII. 160], betreffend die Beetreitang der

Kosten der Herstellung und Brbaltong der katholiscben Kircben-

nnd Pfrändengehftnde, dann der Beischaffiing der Kirchen-Paramente,

Einrichtung und anderer Erfordernisse, abgeändert wird. (Verordn.-

Blatt für den Dienstbereich des Min. f. Cnlt. u. ünterr. 1890 Nr. 34).

Mit Zustimmung des Landtages Meiner gefürsteten Grafschaft

Görs und Gradisca finde Ich anzuordnen, wie folgt:

Art I. Der §. 5 des Landesgesetzes Toni 29. November 1863

(L.-G.-BK Nr. 2 ex 1864) wird in seiner gegenwärtigen Fassung

ausser Kraft gesetzt und bat künftighin zu lauten, wie folgt:

Zn den übrigen oben noch nicht ani,'ezeigteii Bauauslagen bei

diesen Gebäuden haben die kirchliclien Pfründner nur dann beizu-

tragen, wenn ihre Pfründe nach den Grundsätzen über die Ermitt-

lung der Congruaergänzung aus dem Religionsfonde, bezw. aus dem

Staatsschatze, ein höheres Reineinkommen als die normalmftssige

Congrua abwirft.

Art II. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung
in Wirksamkeit

Art. III. Meine Minister für Cultus und öffentlichen Unterricht

und des Innern sind mit dem Vollzuge dieses Gesetzes beaultragt.

Wien, am 20. April 1800.

Frane Joseph m, p.

Taaffe m. p. Gauisch m. p.

30*
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XXXil.

Uterte braves de canonieis henerariis.

LEO p.p. XUL
Ad perpetuam rei memoriam!

Illad est proprium liumaDarum institutionum et legum, ut

nihil in eis sit tarn booum atque utile, qaod vel coosoetudo non

matet, vel terapora iion iDvertant, vel mores non cormmpant. Sic in

militanti Eoelesia Dei, in qna enm absoluta ac perpetna immnta-

bilitate doctrinae varietas disciplinae coninngitnr, non raro evenit,

nt, qnae olim iure meritoqne in honore et in pretio habebantar,

aliqnando obsolescant, et qnae bona in institnto erant, ea labens aetas

faeiat deteriora. Sub prima Eeclesiae exordia, com sensns Gbristi in

liominum merite arctius insidebat, Episcopos, quibus summa remm
gerendarura commissa erat, delectos Sacerdotes sibi socios addidisse

memoriae traditum est, quorurn consilio et ministcrio in gravioiibus

Eeclesiae negotiis nterentur. Hi Sacerdotes , Assesores et quasi

Episcopi Senatus, Canonici dicti sunt, ex eo quia in observandis re-

gulis Ecclesiasticis cautiores et diligentiores erant ceteris, et eam

vitam vivebant, at mensnram nominis implerent. Quaroobreni pro

certo babendnm est ad conserrandam Ecclesiasticam disciplinam.

Canoniconun dignitatea ab initio fiiisse eonstitntas ita, nt, qai

eas obtineret, id habcret oneris, nt opera et offidis adinvaret Episeo-

pnm, et in iis, quae pertinent ad enltnm et ad mores, seae tamqnam

exemplar clericis inferioribns impertiret At teroporibns noatris non-

nnlli sunt, qui pristinae institutiones immemores, Canoniconim col-

legia tamquam honuratorum ordines esse auturaant, in quibus nul-

lum onus, sed dignitatis tantum et honoris tituli inhaereant. Ex quo

fit, ut cum humanura sit, onus defugere, honores et dignitates ap-

petere, non parvus sit numerus eorura, qui studeaut, saltem honoris

causa, inter Canonicos cooptari. Multae quidem ac plenae qaerela-

mm datae sunt ad nos litterae ab Episcopis, qni aegre ferunt hono-

ribns et digniiatibus inhiare eos, qni, sacerdotio aucti, deberent

»aemnlari cfaarismata meltora, terrena despicere, et nonnisi in Ornce

Domini Noetri Jesu Cbristi gloriari.c Sacerdotes antem bninsmodi,

pleriqne inntores, qui parnm fei nihil in Eeclesiae bonnm eontnlemnt,

tamqnam tirones gloriosl veteranomm insignia atque omamenta ?ir-

totis praemia appetentes, extemos circumennt Antistites, nt ab iis

honoris insignia titulosque, a suis negatos, exlorqueatU. Nos, qui
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dignitatis insignibus eos potissimura honestantos censuimus Sacroruin

administros, qui pietatis et doctrinae laudibus ceteros antecellunt,

deque re christiana egregie sunt meritif hanc super rem adiuonitiones

Apostolicas atque instrnctiones , nominatim die deciroo sexto mensis
Septembris anno 1884 per Sacram Congregationem Tridentini Coo-
cilii Interpretern ac vindicera dedimns. Qanm vero hiace diebns

compUtres Saerarwn AntisüUs gravius conquesti sint, eiusmodi

honores, qui raerentibas praemio, ceteris incitamento virtutis esse

debent non raro ipsis Ordiiiariis insciis, atque interdnra band digoio-

l ibuH conferri; Nos , quo in posterum quilibet in tali re abiisus au-

feratur, rogata Sacrorum Uitiiuin (*onpregationis seiitentia, suprema
Auctoritate Nostra statuimus. »lecrevimus:

I. Episcopus, seu Ordinaiius, ecclesiasticuni quenipiani viruni

alienan dioeeeiooe Canoniemn ad bonorem nominainnia, praeter Gap{-

tali sai conaenanm, Ordinarii, cul nominandoa aabücitnr, notitiam

et votnm obtineat, enmdemqae Ordinarium inaignia edoceat ac pri>

Tilegia, qiiornro usus nominando tribneretur.

II. Canonici ad honorem extra dioecesim, in qua nominati sunt,

dementes, numero sint tertia parte minores cunctis Canonicis a Pon-
titiciis Constitutionibus vespectivae L^asilicae, sive Ecclesiae Metro-
politanae, aut Catbedrali, vel Collegiatae adsignatis.

III. Canonici ad honorem alicuius niinoris Basilicae, vel Ec-

clesiae Collegiatae almae Urbis nominati, privilegiis et insignibus uti

possant tantnm intra reapectivae Basilicae, ?el Collegiatae, eiusque

Filialittm Ecclesiarom ambitiim, nbi Canonici de numero iisdem

fruuntnr. Qui vero alicuius Metropolitanae, vel Cathedralis, aut Col-

legiatae Ecclesiae, seu Rasilicae minoris extra Urbeni Canonici sunt

ad honorem privilegiis et iusignibus tantum utantur in Dioecesi, ubi

nominati sunt, nullo modo extra illius territorium.

IV. Haec omnia serventur quoque a Canouicis ad bonorem
usque ad hanc diem nominatis.

Ita voiumus, edicimus, decernentes has litteras N ostras tirnias

sartasque, uti sunt, ita in posterum permanere : irritum vero et

inane futurum decernentes, si quid anper bis a quoi^uam contigertt

attentari : non obatantibna Nostris et Cancellariae Apoatolicae regulia

de iure quaesito non tolleodo, et qnibusvis specialibus vel generali-

bu8 Apostolicis Constitutionibus ac Pririlegiis, gratiis et indultis,

etiam confirmatione Apostolica, vel quavis alia firmit;ite roboratis,

et Litteris Apostolicis sub quibuscumque tenoribus ac tormis, et cum
quibusvis clausulis et decretis quibusvis Ca[»ituli*?, Collegiis ac etiam

ptHuliaribus ppisonis, quacumque ei'clpsi;istica dignitate pollentibus,

quocumque tempore etiam per Nos concessis, nec non quibusvis con-

snetudinibus, etiam immeroorabilibns. latissime et plenissime, ac spe-

cialiter et expresae de Apostollcae poteatatia plenitndine derogando,

ac derogatnm esse volnmus, ceterisque in contrariura quomodolibet
facientibus quibuscumque.

Datum liomae apud S. Petrum sub AnnuUo Piscatoris die

29. Januarii 1894. Pontificatus Nostri Anno Decimosexto.

M. Card. Bampoüa»
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XXXIII.

Literatur«

1. Dr. jwr. Sehiappolit Dom* IHHOo eeeleHasHeo trl-

ffente 4n Wraneia, Vol. II, Ende 1893, 360 p. in OrossS^,

4 Hr. Boeea in TMn.
Der II. Band (vgl. Arch. f. K.-K. 60 S. 860, jur. Ztschr. ffir

Bls.-Lothr. 1898 8. 885) ?erwerthet ausser der frans, nnd itat. Li-

teratur und Rechtsprechunp überall auch die belgische und betreffs

des linken Rheinufers deutsche, mitunter auch engl. Werke, indem

derselbe ebenso wissenschaftlich als praktisch erschöpfend das in

Frankreich geltende H. hinsichtlich der religiösen Orden und
Congregationen behandelt.

a) Seit dem Gesetze vom 2. Januar 1817 nehmen Ravdet

iCongrög. r^l.t (p. 162— 168) und Univ.- Prof. Dr. 0. Matjer >Theorie

d. franz. Verw.-B. S. 526, vgl. OgL fr. St.-K.-R. 341, äbereinstini-

mend an, daas MamneaklM^m nur noch dvrch ein Oea$^M Gorpora-

tionsrechte ?erliehen werden können. Schlappoli bringt p. 60 u. 65

ürtheile bei, wonaeb das SicuUsoberhaupt an und ffir sieb sogar nocb

bis zum Erlasse des Gesetzes vom 24. Mai 1825 religiöse Genossen-

schaften anzuerkennen befugt wftie, bezweifelt jedoch p. 40, 59 u. 65

die innere Begründung dieser Rechtsprechung.

b) Die TiBrüder der christlichen Schulen* waren allerdings in

der Revolution — kgl. geistl. Rath Schümm in Bd. 93 der Histor.

Polit. Blätter S. 6, 25 u. 43 — gleichfalls aufgehoben worden, sind

jedoch (Sch. p. 60) schon durch Dekret v. 2. Dec. 1803 (nicht erst

17. M&rz 1808, wie man bisher glaubte,) wieder zugelassen worden

und zwar nicht bloss polizeilich , sondern auch als Korporation ; sie

besitzen zn Matzenheim im Dnterelsass ein Mntterhans (unten e d. f).

Die ^Meinen BrOder Mariä* , welche eine Niederlassung auch zu

Ebersmünster im Qnterelsass hatten und zufolge Urtbeils des Ras-

sationshofs zn Paris vom 3. Juli 1861 »in gesei$wiiriger Weise«

Korporationsreehte durch blossen Erlaes des SkuUgoberhauptee

(20. Juni 1851) erschlichen hätten, wurden (Sch. 61) gleichwohl in

dem Berichte, welchen Namens des Budget- .Ausschusses Brisson am
27. Dec. 1880 der franz. Deputirtenkammer erstattete, als zu Hfcht

bestehende Korporation anerkannt, vj^l. da^jegen Journ. d. Cons. d.

Fabriques 1888 p. 332. Mit Recht erblickt Sch. 41, 67, vgl. 201,
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im franz. Gesetze vom 20. Oci. 1886 über die Verweltlichung der

Volksschulen keine Zurücknahrae der Corporationsrechte der Schul-

bruder- oder -Schwester-Orden, da das Gesetz die Privatschuleu im-

mer noch zulässt.

c) In der Einleitung oder Begründung des Gesetzes- Dekrets

vora 21. Januar 1852 (Sch. 74 u. 76) spricht Napoleon, um die

Nützlichkeit der Klöster zn rechtfertigen, allerdings nur von solchen

Oenossenschafteo, welche äch der ErMkUmmg oder der Krankenpflege

widmen; der allein massgebende diepoeHwe Wortlaut des Dekrets

enthält jedoch nidits von einer solchen Besf^tranhmg; mit Recht

hat daher die halbamtliche »Sammlang der in ElB.-Lothr. geltenden

Qesetie« (Strassb. 1881, bei Trflbner) Bd. II S. 438 n. 700 auch

auf die beschaulichen Orden [bloss mt »ewigen Anbetung«, wie in

Ottmarsheira, Metz, Menglatt u. s. w.] das Dekret v. 31. Jan. 1852

angewandt, so dass ebenfalls letztere, wenn sie nur im Uebrigen die

Satzungen einer anderen staatlich anerkannten Genossenschaft an-

nehmen, vom *S^aa/'5oberhaupt allein (ohne ausdrückliches Gesetz) als

Korporation neu zugelassen werden können. In Belgien, Holland und

Luxemburg beruht dagegen die Zostftndigkeit des 5^aa/^oberhauptes

ausschliesslich auf den Decreten vom 18. Februar 1809 (Sch. 78)

und 26. Dec. 1810 (betr. Orden aur Besserung der filles repenties),

vgl Pasicrisie beige 1886 II 6, Pasinomie 1889 p. 24, Eyschen

St-R. d. Qrossh. Luxemb. 1890 S. 185, Telders »bezit in de doode

bände p. 170 n. 184.

d) üeber rein rdigiSse Rechte der Ordensmitglieder entscheiden

die geistlichen Behörden endgültig; die Staatsgerichte können daher

die Genossenschaft nicht zur Jielassung ausgestossener Mitglieder

verurtheilen, wohl aber zur Rückgabe der mitgebrachten Ausstattang

und seihst zu einem fortlaufenden Unterhaltungsbeitrage , wenn die

Ausschliessung ohne rechtliches Gehör ^ ohne Vernehmung' der Ent-

lastungsiengen oder ohne, die Nachprüfung ermöglichendes schrift-

liches Verfahren oder aus unztäreffenden Gründen erfolgt. Letzteres

nahm Ober-L.-G. Chambdry 28 VI 75 (Dalloz 76 II 86) an , als

»das stOrrige und ungeeignete Benehmen, worin auch die biscböf*

liehe Behdrde eine Auflehnung und Unbotmftssigkeit gefunden hatte,

hauptsachlich auf Nenrosität und soustiger Anormalit&t der Geistei'

verantagungc beruhte. Den hieffir von Sch. 86—88 n. 91 , vgl. 99

weiter angeführten Urtheilen des 0.-L.-6. Riom 27. IV 56 (Dali. 76

II 86) und des Cassationshofs Paris 18 VII 81 (Dali. 81 I 377)

hatten noch angereiht werden können : 0.-L.-G. Colmar 24 IX 90

(Arch. f. K.-R. 66 S. 252) und Heichsgericht IV S. 10 X 89, Arcb.
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f. K.-R. 68 S. 428, jar. Wocbenschr. d. Anw. V. 89 S. 442, vgl.

preuss. Jahrbücher 50 S. 141) Friedb.-Dove Ztschr. f. K.-K. XIX
S. 275 und XVI S. 372, dafjtyen Moulait »L'Eglise et l'p]tatt p. 428,

Vering K.-K. (3. Autl.) 957, 967, 701, 70G ff. Anderseitd lässt

Sch. 91 aber auch Schadensersatzansprüeho de.s Klosters gegen Or-

densmitglieder (mit Uecht!) zu, welche vor Ablauf des einen oder

der 5 Jahre, für welche sie sich rechtlich (Ggl. 346 u. 335 A. 8)

Terpflichten können, ohne gcmitreiidon Grund austreten.

e) Sch. 89 anerkennt in Uebereinstimmang mit dem Protest«

des Cardinais Caprara 18 VIII 1803 (Joam. d. Cons. d. Fabr. II

875, vgl. »Monitear« 12 u. 16 III 1865 Ober die Selbständigkeit

der Kapuziner , Jesuiten o. s. w. den Bischöfen gegenfiber) die

Exemtion der JfcmiieskKtoter nach frans. R. (Frtedb. K.-R. 217,

Vering K.-U. 955, 961 u. 971); nnr die im Besitze der Korpora-

tionsrcdde befindlichen Frauenklöster und (oben b) Schulbrüder

unterstehen dem Ordinarius, vgl. Statuta üiöc. Meteasis (Metz

1869) p. 10.

f) Art. 0 dps Dekrets vom 18. Febr. 1809 (G^jl. 350 A. 16)

gilt auch in Belgien nicht mehr, Allard »L'Ktat et TEglise« p. 204,

Sch. 94. Der Beschränkung durch Art. 5 des franz. Gesetzes vom

24. Mai 1825 (Sch. 94 und Ggl. 347) unterliegen weder die Schuld

brüder (oben e), noch die DiakonisaenanUaUen, Akte des Direkt,

und Oberkons, zu Strassb. XLIV S. 20.

g) Auch die Kirche (Sch. 95, Bull. ecci. Strassb. 1882 p. 103,

1884 p. 318) gestattet den Mitgliedern von Kranken- oder Schul-

orden regelmässig nur auf eine beschränkte Zahl von Jahren die

Ablegung der Gelübde, vgl. Vering K.-K. 957 u. 967.

h) Wer unbefugt geistliclio Amts- oder eine Ordenstracht trägt,

wird in Frankreirh (Sch. 98) bestraft, vgl. Dalloz 1877 l 403, ebenso

in Belgien, Brixhe Dict. d. Fabr. d'egl. p. 418, dagegen Bara ; liap-

port (ie l'Htat et des Holigions p. 187, vgl. Entsch. d. Reichsgerichts

in Strafsachen VI S. 89, Ggl. 158 u. 350 A. 13.

i) Der Klostervorstaud haftet nicht auch für Steuern und Ab-

gaben der Novieen (Sch. 100, Ggl. 333 A. 1); denn letztere sind

noch nicht Mitglieder der (Familien-) (Gemeinschaft.

k) Auch die staatlicher Seits ausdrücklich als Rechtspersonen

anerkannten Genossenschaften sind nicht öffenUiche Korporationen,

sondern nur gemeiunUUfige Anstalten (Etablissements d'ntitiU^ publique)

Sch. 104, Journ. d. Cons. d. Fabr. 1882 p. 283, 1883 p. 249). Den

Genossenschaften steht also kein gesetzliches Pfandrecht am Grund-

vermögen ihrer Rechner zu (Ggl. 121 A. 13, vgl. 349); dagegen
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braucliten sie aa und für sich auch nicht ihre Hechenhücher (G^l.

120 A. 12) jederzeit vom Enregistrementseinnehmer (Sch. 104 A. 2)

einsehen zu lassen.

1) Seh. fährt p. 105 ein Orth, des App.-G. Toulouse (5 III 1884

Dali. 1889 II 145 an, wornach aach der Vorstand einer nieki als

Rechtsperson anerkannten Genossenschaft klagen kann; es handelte

sich am einen als Wohltbfttigkeits-Anstalt zugelassenen Verband von

Schulschwestern. Auch zufolge Urth. des Ober-L.-G. Colmar 8. VII

1892 (jur. Ztschr. f. Els.-Lothr. 1892 S. 5:iG) wurde statt an die

einzelnen Mitglieder die Zustellung an den Vorstand genügen, wenn

ihm durch die Satzungen die Vertretung nach Aussen utieingeschränkt

übertragen ist.

m) Entgegen Gaudry, Legislation des Cnltes III p. 866 macht

Sch. 110, vgl. 118 a. 129 mit Recht geltend, dass während der

ersten 6 Monate (nnten q) von staatlicher Anerkennung der weib-

üchon Genosseuschaft ab jedes Mitglied sein yanzes Verniögen auf

den Namen der Genosseuschaft ohne Weiteres »überschreiben« lassen

kann, ügl. 348.

n) Schenkungen können, solange nicht die staatliche Annahme-

Ermächtigung (vgl. unten q) dem Schenkgeber sngestellt ist, von

ihm oder seinem Erben als nichtig erklärt werden. [Qgl. 69; die

entgegcngQieirM Bestimmung in Italien (Sch. 137) und im hdg, Ges.

30. VI 18(55, wornach autorisation snbseqwnte — statt prdalable —
genügt, sollte auch durch den Entwurf der Getnt^inde-Ordnung von

1892 auf EL^ass- liüthringen erstreckt werden und ist auch in den

Gde.- Ordnungs-Entwurf von 1894 wieder aufgenommen worden.

o) Unter einem lästigen Titel dagegen erfolgende Erwerbungen

können (App. Grenoble 6. IV 1881 , Dali. 1882 II 9 u. Sirey 1882

II 13, Sch. 121 u. 125) von demjeni<:en, mit welchem die OfT. An-

stalt den Vertrag abschloss, nicht wegen Mangels der Staab^ge-

[,'eneliinigung angefochten wurden; denn nur ira ötfeutlichen und im

Interesse der Anstalt (vgl, Kass. Paris 8. FAtr. 1837, betr. Prozess-

ermächtigung, Kass. Paris 22. Mai 1827 und 3. Mai lötl, Kass.

Brüssel 27. Dec. 1860, Journ. d. Cons. d. Faijr. helges II 75 und

396, vgl. III U u. 17, App. Colmar 28. Aug. 1827 und App. Lüttich

12. Febr. 1842) wird die Staatsgenehmigung erlordert. Ggl. 73 A. 4.

Sch. 118, 121, 125, 136 u. 141 unter.sclieidet nicht zwischen

unefiffjdtlichtm und lastigem Titel und berutt sich lediglich uut

frühere Urtheile (Dali. 1863 II 110 und 1879 II 236), die tw-re-

volutiouaie Ue^tetzgebuug uud diU Justiz-Miu.-0. 30. April 1881. Aller-
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dings wird hiedurch noehmBls den Notaren verboten, ohne vorgätigige

Staatsgeuehraigung solche Verträge aufzunehmen; anderseits könnte

jedo<'h kein Notar, nachdem er die Parteien auf die Nothweudigkeit

der vorgüngigen Staatsgenehmigung aufmerksam gemacht hat, die

Verlautbarung ablehnen, wenn die Parteion ihn trotzdem hierum er-

suchen. Aber selbst, wenn der Notar wegen der Verlautbarung ohne

vorgängige Staatsermächtigung disciplinär zu beahnden wäre, so

wurde doch daraus m. E. noch nicht die absoltUe Nichtigkeit des

Vortrags abgeleitet werden können (rgl. App. Brflssel 18. Mai 1850).

p) Die gründliche Abhandlnng p. 103—178 über die einer

Staatsgenehmignng unterliegenden rerm^^sgeeehäfke gilt nicht nnr

den Orden nnd Korporationen, sondern auch den Gottesbftasem,

Seniinarien nnd Pfrflnden gegenfiber (Ggl. 52—96). — Sch. 107 be-

rechnet nach dem Stande vom Jahre 1880 das Qrund- Vermögen der

Cougregatioueu in Frankreich, wie folgt:

anerkannte Männer-Kongregationen SU/t Million Fr.,

Frauen- „ 419Vio » »

•

nickt anerkannte Männer- „ 124 „ ^

,

„ „ Frauen- „ 712»/t

q) Ein Erb-, Erbtbeil- oder Stückvermächtniss zu Gunsten einer

erst zn genehmigenden Genossenschaft oder Stiftung ist ungültig,

wenn die Staatsgenehmignng nicht noch zn Leluieitm des Stifters

erfolgt; letztere hat also htkie znrflckwirkende Wirkung (oben n).

Sch. 128, Ggl. 53 n. 830. Eine Ausnahme hioTon findet auch in

den Fällen niehi statt, dass binnen sechs Monaten (oben m) der Ge-

nossenschaft die Staatsgenehmigung ertheilt wird ; denn nur die-

jenigen (ienossenschaftsmitglieder, welche noch über den Z^fitpunkt

dieser Geneiiniigung hinaus gelebt haben, können, ohne weiterer

Staatsgenehmiguug zu bedürfen, ihr Vermögen der Genossenschaft

zuwenden.

r) Die Zuständigkeit der Gotteshäuser, Pfründen, Seminare,

Armen- und Wohlthätigkeitsanstalten bei Annahme von Freigebig-

keiten (Sch. 145) wird in Frankreich, Belgien, Lnzemburg, weniger

aber in Italien und Elsass-Lothringen , auf den ffetetdiehen Zweck

dieser Stiftungen beschränkt, Laurent droit Civ. I N. 287, Bev.

critiquo de l^slation et jnrispr. 1882 p. 641 u. Saintelette*s »Lea

personnes morales« im Jahrgang 1885; Eass. Brüssel 7. April 1881.

Wdehe Stiftung fttr die betreffende Freigebigkeit die Zuständigkeit

besitze, bestimmt die Regierung bei Ertheilung der Annahme-Er-

mächtigung; Pasicr. beige 1888 II 12, App. Lüttich 28. Juli 1887.

Regelmässig behalten sich jedoch die Gerichte die endgültige Eut-
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Scheidung darüber vor, ob die Erben bezw. Belasteten verpflichtet

seien, an Stelle der vom Erblasser bezeichneten Stiftung diejenige,

welche die Regierung an ihre Stelle setzt, als EmpfUngeriu anzu-

nehmen, Pasicr. beige 1888 I 258, Lern »dons ei leg8€ I p. 141,

Kass. Paris 12. Nor. 1866 und 18. März 1867, Dtlloz 1866 1 878,

1867 1 110 a. 170. 1868 II 91, 1872 II 200 a. s. w.

fl) Mit Beeht mnomt Sch. 152 Utttmfrme und norbthtMose

Handgeechenke, welche einen nur sebr geringen Theil des Vermögens

des Stifters ausmachen, von der Nothwendigkeit einer Staatsge-

nehmigung aus; ebenso Brixhe 29, Lauwers Code 265, 331 u. 410,

Journal des Cons. d. Fabr. fran^. VI 83, helgcs \ 283 und II 269,

vgl. Pasicrisie beige 1880 II 166, 295 u. 384, 1890 II 211, da-

gegm (^vcam droit adm. beige II 155, Pilette 103, Tosi >Ape giuri-

dica-amroimstrativa 1886 p. 310 a. 318, Rev. d'adm. beige 1869

p. 247.

t) Sehr eingehend werden aoeh die Sohnl- und Spitalorden

(p. 201—244) sowie die itaattieh nickt anerkannten Oenoesenechaflen

(251—347) erörtert. Fast überall wird man den streng wissenschaft-

lichen Ausfuhrungen beipflichten müssen ; so ist unter obigen 18

Punkten (a mit s) Buchstaben o der einzige Fall, in welchem man

anderer Ansicht sein kann. Sch. brachte aber auch in diesem Falle

einige, für seine Ansicht sprechende ürtheile bei, and scheint es bei

der häufigen fieeinflnssiing der fromg, Rechtspreehang vom wechseln-

den Zeitgeist, namentlich betrefis der Beiiehangen zwischen Kirche

and Staat, durchaus nicht aasgeschlossen, dass die der Kirche weniger

gewogene Rechtsanffassung allmftlig auch in diesem Punkte fiber-

wiegt. Eine weit grössere Stabilität der Rechtsprechung waltet des-,

halb in Italien und namentlich Belgien vor. Nach dem bisherigen

Umfange dos verdienstlichen Werkes zu schliessen, wird Sch. eine

weit ausführlichere und gründliclieru Abhandlung, als Qaudry, uns

bieten, dessen tLögisl. des Cultesc ohnehin vielfach veraltet ist.

F. Geigd.

2. A. Galante (Dr. Jur, App.-Ratk in CkuaU'M&nfaraio) : il

diriUo di placitaäione e Veeonomatodei heMfieivoMnU
inLombardia 1894, Hbflmchhdir. EöpU m MaOand, VIIl

ti. m p. in ^Vi Lire ^ 2 M,
Diese, vom rechts- und staatswissenschaltlichen Seminare der

königl. Universität Pavia herausgegebene, vielfach auf (p. VI) noch

nirgends veröffentlichte Archivalien un 1 lurchgeliends auf selbst die

jüngsten in- und ausländischen Schritten sich stützende, gediegene

Abhandlung führt das staatliche FUuH gegenftber dea allgemeinen
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und Einzel-Erlassen der Kurie sowie ihrer Vertreter p. 2. auf den

König Wilhelm I. von England f 1087 zurück (Arch. f. K.-K. 18

S. 161 ff.). Von dort verbreitete es sich über Frankreich (droit

d'annexe) Ins nach Spanien, Sirilien und Oesterreich. Abgeschaff t

ist dies staatliche Hoiieitsrecht in Belgien und Holland (Kriedberg,

K.-K. 3. Aull. S. 59), (p. 15) seit 1850 in Preussen, seit 1855 (p. 13

u. 121) in Oesterreich, seit 1871 — abgesehen von den Pfründen —
(Geigel, IUI. St.-K.-li. 3, 33 (f.) in Italien, ebenso in Baden, Hessen

and WArttemberg (Vering, K.-B. 3. Aufl. S. 217—255), dagegen

noch der kathoL Kirche gegenüber beibehalten in Frankreich,

Elsass* Lothringen (Geigel, firanz. St.-K.*R. 18), Spanien .(p* 7), Por-

tugal (p. 8), Luxemburg, Bayern und Sachsen. In Sicilien rerbot

1408 (p. 17) Martin I. betreffs der Pfränden die Annahme geist-

licher Erlasse, bevor letztere vorn königl. Käthe genehmigt seien.

{Scadufo, Stato-Chie:5a nelle '2 Sicilie p. 207, de Hominis; 11 R. Exe-

quatur 1801^, Neapel p. 2 Iß). In Mailand behielten sich schon 1305

die Visconti (p. 45) zu jeder von der Kurie ausgehenden Pfründen-

verleihung, 1381 bereits (p. 42) zur Besetzung des Bisthums Piacenza

ihre Genehmigung vor; aber erst Nicolaus V. gestand 1450 p. 48)

letztere den Sforza für's Herzogthum Mailand zu. Aohnliche Ein-

riebtnngeii entwickelten sich seit 1555 (p. 29) in 8avoyen, in Sar-

dinien und Genua (p. 28), in Toskana (p. 20) seit 1415, in Parma

seit 1441, in Venedig (p. 23) n. s. w. Eine eigene SiaaiihehMe

zur Ueberwachung aller Pfrflnden und zur Einweisung in den PfrfiUi-

dengennss, falls die Verleihung in Ordnung befunden ward, errichteten

die Sforza fftr das Herzogthum Mailand am 22. Dec. 1497 (p. 61),

.indem sie hiermit 2 consiliarii (Ke^Merungs- oder Hofräthe) betrauten.

Dies »Oekonomat« ward zwar in Folge Einspruchs der Kurie von

14Ü8 bis 1500 ausser Thätigkeit gesetzt, sofort aber 1501 (p. 67)

von der franz. und 1535 (p. 73) von der spanischen Herrschalt wieder

hergestellt. 1573 wurde die Besitznahme aller Pfründen von landes-

herrlicher Genehmigung abhängig erklärt (dagegen 1596 p. 791).

Oesterreich (1714—1797) hielt nicht nur die bezuglichen Erlasse

Spaniens (Friedberg, K.-B. 3. Aufl. 8. 55) aufrecht, sondern gab

(p. 107, ?gl. 11) am 30. Noyember 1765 dem Oekonomen 2 Bithe

(senatori delegati) bei ; diese Giunta economale unterstand der Statt*

halterei (goferno); in Rechtsstreitigkeiten gingen die Beschwerden

aber an den Senate. Die eisalpine Republik (1797—1799) verschmolz

die Pfründen ».'iiter (p. 11-5) /.um fondo »Ii religiono (p. 112); ebenso

wahrte sich die italienische Republik (1800—1807), durch Decret

vom 26. Jauus^r IÖU4 die orgauiscbeu Artikel zum frane. Konkordate
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nachahmend, nnr zn kräftig das Placet. Der Osterreichischen Be-

gierung (p. 117—122) blieb die genauere Kegelung des Pfründen-

wesens, der Subökonomato, ihrer (jel)riliren , der Art und dos Zeit-

punktes der Besitzoiiiweisuiij; u. s. w. durch etwa Verordnungen

vorbehalten. Betreffs der P//M;KZe/*-Eiuweisung und -Verwaltung

beliess es das Garantiegesetz (Geigel, Ital. St-K.-K. 52) bei dem

bisherigen Rechte (Dekret 26. Sept. 1860, Min.-C. 5. März 1861),

welches in den verschiedenen Gebietstheilen allerdings (p. 123) noch

ein sehr verschiedenes ist. Die Qrnndlage bildet das lombaird%9ehe

Recht; deshalb hat gegenw&rtige Entwickelang der Bezielinngen

swischen Staat und Kirche im vormaligen Herzogthome Mailand

anch (p. VI) jprcMisthm Wertli, insbesondere p. 118 ff. Friedberg-

Rufini, dir^ eccl« p. 94, 98, 107, 109, 115 ff., 776, 786, 792 n. 800. Im
Eingange ist für ganz Europa (p. 1—15) die Geschichte des Placet

skizzirt. Das Inluiltsverzeit liiiiirs (4 S.) erieiclitert den Gebrauch dir

vergleichende Niicliforschunt^en. Betrefts des Placet innerhalb des Mai-

länder Gebiets iiatten nur Palh^dini 1834 (Vorwort p. VI) uud Man< iiii

(II Vol.) Vorarbeiten geliefert, aber in bloss sehr unvollständiger

Art; in wissenschaftlich erschöpfender Weise hatte aber bisher noch

Niemand für das ehemalige Herzogthum Mailand »Staat und Kirche«

lechtsgeschichtlich dargestellt. Galante griff zwar nur einen Theil

heraus, gewiss aher den wichtigsten, so dass ihm die Nachholung

der ährigen Berfihrongspnnkte nicht mehr schwer fallen konnte.

F. Geigel.

3. Prof. Dr. SägmUüer. Der Anfang des staaäkhen Ezdustv
reehiea in der hupstwM (Mainser »SMol/ikt 1894, Jh^nior

S. 170—185).

S. vertheidigt hier die Resultate seiner Schrift : Die Papst-

wahlbuUeu nnd das staatliche Recht der Exclusion (s. Archiv LXX.
198 f.) gegen die Anfechtung derselben durch Prof. Wahrmund in

den Mittheiinngen des Institnts fftr Osterr. Geschichtsforschang 1893

Bd. 14. S. 516—28. S. erwähnt anch, dass Prof. v. Scherer in einer

RecensioD seiner oben genannten Schrift in der Freibnrger »Liter.

Rundschanc 1893 Nr. 9 sich gegen seine Thesen ausgesprochen habe,

ohne aber Grfinde anznf&hren und dass er deshalb nnr die Argu-

mentationen Wahrmunds widerlegen könne. Diesen gegenüber führt

er wiederum aus, dass das Recht der Kxclusion nicht erst gegen Ende

des 17. oder zu Anfang des 18. Jahrhunderts entstanden sei, sondern

dass das iormelle, unmittelbare Exclusionsrecht der Staaten vor dem
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J. 1621 bestand nod daher auch an der InterpretaUon der Balle

Gregors XV. »Aeterni pairis filiusc fesiiahalten sei, dass sie aaeh

die staatliche BicloslTe verbiete.

XXXIV.

Kleine Nachrichten.

1. Im Archiv LXXI. 240 ff. wurde eine Entscheidung det preost. Ober-
vcrwaltnn^sgerichtshofs vom 18. October 1893 betr. die Errichtung nnd Unter-
haltuug einer coufes^. kuthol. (jt meimle.tchnle in Frirdrii kabe.rti-Lir.hten'

hert/ tnltg«tbeitt. Wl« wir der Oemania 1894 Nr. 56 I. Bl. entnehmen» wurde,
nachdem die kathol. Hausväter Friedrichsbergs für das Recht einer eigen^^n

kftthol. Genieiudeachule für ihre gegenwärtig 330 achalutiichtigen Kinder den
Schalkampf gegen die Gemeindevertretung aarch alle Instnnien ohne Erfolg
gef&hrt and 13 Jahre lang für die Unterhaltung einer protestantischen 8o-
eietätsschule, welche der Vertreter der Regierung für eine Gemeindeschule er-

klärt hatte, Steuern gezahlt hatten — endlich in Folge Eingreifens des

CtdloimiBiaten der Vorsehlag der Regierung , in einer Sitxung von Vertretmi
der Regierung, der Stadtgejneinde nnd dor kathol, Bürger wie auch des Cardin.

-

FOrsterzb. von Breslau angenommen, wonach vom 1. April 1894 anch die Katho-
liken in Friedrichaberg eine kathol. Societatsschule, jedoch nicht kathol. Ge-
meindeachule, erhalten, wozu von Seiten der Regierung wie des Cultusrainisteia

eine Beihülfe zur Unterhaltung dieser Schule in Aussicht gestellt worden war.

2. Der preuss. Min. des Innern hat. wie Germ. 1894 vom 2<). April 1894

Nr. 89 I. Bl. meldete, in einer Kundverfügung unter Hinweis auf die Entach.

des Ob. Verw.-G.-H. vom 22 April 1893 ^Archiv LXX. 167) hervorgehoben,
da.s8 ein polizeilichea Einschreiten gegen Vereine deshalb, weit aie aich ohne
dem Verbände der drei Grosaloeen anzugehören, einen auf die Freimaurerei
besfiglfcheii Namen beilegen, nieht nlSnig sei; er fügt aber hlnni, daai die
Frage nach der Strafbarkeit von Vereinen dieser Art von jener Entach. unbe-
rührt geblieben .sei und aich bei dem Mangel anderer gesetzlicher Vorschriften

lediglich nach §. 128 des Ueichit-Sfraf-O.'B. und dem preusa. Vrreinsf/eitetse

besniniiie. Es sei demgemäss, da gegen Vereine der erwihnten Art die Ver-

mnthung spreche, dass aie die Geheimhaltung ihrer Verfassung oder Zwecke be-

absichtigen, polizeilich von den Vereinsvorständen der Nachweis zu verlangen,
dase diese Vernn« weder effsiitlidie Zwedt« Terfolgen, noch gegen das Tarbot
des gedachten §. 128. Verstössen, und es sei, falls die thatsächlichen und recht-

lichen Voraussetzungen der gesetzlichen Beatimmungen erweislich seien , die

strafrechtliche Verfolgung dieaer Vereine boi der Staatsanwaltschaft zu bean-
tragen. In Uebereinstimmnng mit dieser Verfügung dos Ministers des Innera
befindet sich ein Erlass des .Tnstizministera an nie Beamten der Staatsanwalt-
schaft, wodurch diese angewiesen werden, gegebenen Falles »trafrerMUch ein'
»mehreiten» Be heisat in dieser Verfügung weiter: »Dabei ist xa erwägen,
dass wenn auch nach allgemeinen strafrechtlichen Grundsätzen der Beweis des
Vorliegens jener Voraussetzungen (des Strafgesetzbuchs und des Vereinsgesetzes)

den Angeklagten geführt werden muss, doch im Falle des §. 128 des Straf-

gesetzbuchs schon der Umstand, dass der Verein trotz einer an ihn gerichteten
Aufforderung es unterlassen hat, der zuständigen Behörde Ober aeine Verfassung
und seine Zwecke Auskunft zu ertheilen, zur Führung des Schuldbeweises er-

heblieh beitragen, ja selbst aasrdcfaen kann. Denn der Tbatbestand des ange-
führten Paragraphen ist onter anderem achon dann graben, wenn Verfiitsnng
oder Zweck einer Verbindung vor der Staatsregierung geheim gehalten werden
sollen und auf eine dahin gehende Absicht wird aus der Verweigerung der Au.s-

knnft nicht selten n sebliessen sein. Auch fQr den bei Zuwiderhandlungen
gegen das Vereins^esetz erforderlichen Beweis, dass der Verein öffentliche

Zwecke verfolge, wird eine solche Verweigerung unter Umständen Bedentong
gewinnen.«
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